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Meinen früheren Ordinarien 


franz v. Sifzt 


und 


Rarl v. Silienthal 


geiwidmet. 


Vorwort. 


Die neue Auflage unterscheidet ſich von den früheren in einem folchen 
Maße, daß fie faft den Anſpruch erheben fann, al3 ein vollitändig neues 
Werk angejehen zu werden. Zu einer Durchgreifenden Umgeſtaltung be- 
jtimmte mich weniger eine Anderung meiner Nechtsanfichten als das 
Bedürfnis, meine Aufgaben, wie ich fie mir im Laufe der Zeit geftellt 
habe, jchärfer hervortreten zu lafjen: während feither der urfprüngliche 
lehrhafte Charakter immer noch bemerkbar war, fand ich nunmehr mein 
Ziel lediglich in einer wijjenfchaftlichen Erörterung der ftrafrechtlichen 
ssragen. Daß dus Buch in dieſer Form den Bedürfniffen der Braris 
entſpricht, ift mir wiederholt beitätigt worden. Aber auch für die Stu: 
Dierenden, Die über eine aufdringliche unakademiſche Pädagogik hinaus: 
gewachſen find, wird es ebenjo brauchbar fein wie früher 

Mit der Kommentierung der Beitimmungen über den jtrafbaren 
Bankerott löfe ich ein wiederholt gegebenes Verfprechen ein. Erörterungen 
zu dem neuen Geſetz über die Majeftätsbeleidigung waren jchon deshalb 
erforderlich, weil dadurch wichtige Paragraphen des Strafgefegbuches 
erheblich geändert werden. 

Um die Einführung des Werkes hat Jih Herr Johannes Hirſch— 
Teld große Verdienfte erworben. Nachdem er ich entjchlojjen hat, ſeine 
Tätigfeit auf die Druderei zu befchränfen, ift da3 Buch in den Mohr— 
ihen Verlag übergegangen. Die Beranftaltung einer ZTripelauflage 
entipriht dem Wunfche des neuen Verleger. Um faljche Deutungen 
auszufchließen, bemerfe ich, daß jeder NAuflagenziffer (mie  jeither) 
2000 Exemplare entiprechen. 

Bei der Korrektur waren mir mein Better Kriegsgerichtsrat Koch 
in Darmſtadt und Herr NReferendar Weinmann in Tübingen be- 
hilflich. Ihnen und allen Herren, die mich ſonſt unterftüßt haben, fpreche 
ih an diejer Stelle meinen Dank aus mit dem Bemerfen, daß mir 
Korrekturen und Anregungen aus jedem Xejerkreiie in hohem Maße 
willlommen find. 

Möge ſich der deutjchen Rechtſprechung bald eine klarer fließende 
Quelle erfchließen, ald fie das geltende Strafgejeßbuch bietet! 


Tübingen, im Februar 1908. 


Reinhard Frank. 
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2 Einführungs-Gefeb zum Strafgefegbuch für den Norddeutiden Bund. 88 1. 2. 


haben dieſe ein befonderes Einführungsgejeg in dem eljaß-lothringifchen Gef. v. 

30./8 1871 (j. u. Anhang). 

Formell ift das Einführungsgejeg zum Strafgeſetzbuch für den Norbdeutfchen 
Bund niemald zum Reichsgeſetz umredigiert worden. Doc hat das ſachlich Feine 
Bedeutung. 

IV. In Helgoland gilt das Strafgeſetzbuch nebſt Einführungsgefeg feit Dem 
1./4 1891 auf Grund Haiferlicher Verordnung vom 22./3 1891. Die Frage, ob es 
in Mores net zu Recht beiteht, wird von der Praxis verneint. Dan wendet auf bort 
vortommende Straffälle den code penal an. E31 259. Dagegen mit triftigen Gründen 
Schroeder, Das grenzitreitige Gebiet Moresnet (1902). Gegen diejen wieder E 838 
289. — Wegen der Konfulargebiete und der Kolonieen ſ. StGB 88. 

V. Die Abänderungen und Zuſätze, die das Strafgefegbuch im Laufe ber Beit 
erfahren Hat, find an den betreffenden Stellen bemerft. 


$ 2. 


Mit diefem Tage tritt da8 Bundes: und Landesſtrafrecht, inſoweit 
dafjelbe Materien betrifft, welche Gegenſtand des Strafgeſetzbuchs für 
den Norddeutichen Bund find, außer Kraft. | 

In Kraft bleiben die bejonderen Vorfchriften des Bundes- und 
Landesſtrafrechts, namentlich über jtrafbare Verlegungen der Preßpolizeiz, 
Poft:, Steuer:, Zoll, Fifcherei:, Jagd-, Forſt- und Feldpolizei⸗-Geſetze, 
über Mißbrauch des Vereins- und Verfammlungsrecht3 und über den 
Holz- (Forſt-⸗) Diebſtahl. 

Bis zum Erlaſſe eines Bundesgeſetzes über den Konkurs bleiben 
ferner diejenigen Strafvorſchriften in Kraft, welche rückſichtlich des Kon= 
furfes in Landesgeſetzen enthalten find, inſoweit Diejelben ſich auf 
Handlungen beziehen, über ‘welche dag Strafgejegbuh für den Nord- 
deutſchen Bund nichts beftimmt. 


L Die Stelle regelt das Verhältnis des StGB's zu dem älteren Strafrecht 
des Norbdentichen Bundes und zu dem der Einzelftaaten, 

1. Der Bund hatte vor dem StGB nur wenige Strafbeitimmungen gegeben, bie 
fih namentlich in der Gewerbeordnung v. 21./6 1869, dem Vereins⸗Zollgeſetze 
v. 1./7 1869 und dem Geſetze betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen uſw. 
v. 11./6 1870 finden. Die Aufhebung einzelner vom Bunde erlafiener Strafgefehe 
beruht auf dem Sage lex posterior derogat legi priori.‘ 

2. Das Landesftrafreht war teils Todifiziert, teild nicht. Die bei Beratung der 
Entwürfe beftehende Abficht, die Lodifizierten Strafgejege aufzuheben, dagegen 
die beſonderen beftehen zu Yaflen, ift nicht zum Geſetze geworden. Aufhebung 
oder Fortbefiehen des partitulären Strafrechtes find alſo unabhängig Davon, ob 
es Todifiziert ift oder nicht. Someit die Aufhebung erfolgt, gejchieht Dies Fraft 
bes Satzes, daß Reichsrecht Kandesrecht bricht. AB Art. 2. Es wird nun vielfad 
behauptet, die vorliegende Stelle jei nicht3 anderes als eine fpezielle Anwendung 
dieſes Satzes auf das Strafredt. So namentlih v. Liſzt $ 20. Damit ver- 
bindet fi) dann die weitere Behauptung, Daß der erite Abſatz der Stelle über- 
flüſſig ſei. So Heinze, Das Verhältnis des Neichsftrafrechts zum Landesitrafs 
recht (1871) 27. 30. Binding 1 281. Beide Unfichten beruhen auf einer 
unzutreffenden Würdigung des Verhältniffes beider echte. Aus RB Urt. 2 folgt 
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nur der Brimat bes Reichsrechts vor dem Landesredjte, aber nicht die Be⸗ 
feitigung des leßteren durch das erftere, auch nicht, ſoweit e8 die gleihen Ma⸗ 
terien betrifft. Kraft feines Primats kann das Reichsrecht das Landesrecht 
aufheben, dem Umſtand aber, daß das Reichsrecht eine Iandesrechtlich geregelte 
Materie ſelbſt regelt, ift für ſich allein eine aufhebende Wirkung nicht zu- 
zujchreiben. Freilich entzieht er dem Landesrechte feine praftifche Bedeutung, 
indem er ihm feine bindende Kraft nimmt. Trotzdem aber befteht das Landesrecht 
weiter, und jeine Eriftenz erlangt in dem Falle praftiihen Wert, daß das 
Reichsrecht wieder aufgehoben wird (Jeſuitengeſetzj. Wenn alfo die vorliegende 
Etelle Yandesftrafrecht aufbebt, fo ift fie keineswegs überflüjfig. Aus dem Primat 
bes Meichsrechted folgt, Daß dieſe Aufhebung Durch ein neues Landesgeſetz 
nicht wieder rüdgängig gemacht werden kann. Dagegen find neue Landesgeſetze 
inſoweit zuläfjig, als fie bei früherem Beftehen nicht unter die vorliegende Stelle 
fallen würden; denn die Strafgeſetzgebung ift nicht ausſchließlich Sache bes 
Reihe. Daraus ergibt fih weiter, DaB $ 2 aus innern Gründen 
über jeinen Wortlaut hinaus auch auf neue Strafgeſetze Anwendung 
findet. € 2 33. 

OH. Aufgehoben ift das ältere Bundes» und das Landesftrafredht, infoweit es 


Materien betrifft, die Gegenftand des StGB’ find. 


1. 


[2 


So wenig glüdlid der Ausdrud Materie ift, und zu jo vielen Zweifeln er im 
einzelnen Beranlafjung gibt (vergl. Eeuffert in der St& d. Ggw. 1 86, Finger 
1 152, v. Bar, Gef. u. Schuld, 31 ff), jo läßt fih dody der zu Grund 
liegende Gedanke immerhin firieren. — Jedem Ctrafgefetgeber, der erichöpfend 
fein will, bietet fi) non felbit eine Neihe von Aufgaben dar. Er hat ſich aus⸗ 
zufprechen über den Anhalt der von ihm angedrohten Strafen, über die Straf- 
barkeit des Verſuchs, über eine große Anzahl von Delikten, die fih naturgemäß 
wiederum in verjchiedene Gruppen zerlegen laſſen ufw. Dieſe Aufgaben oder 
Gegenftände der Strafgeſetzgebung find es, was das Gejeh unter dem Ausdrucke 
Materien verfteht. Man wird alfo fagen dürfen: Materien find burd 
innere Verwandtſchaft azufammenhängende Gegenftände der Straf 
geſetzgebung. Ähnlich Finger 1 152; auch Olsh.⸗Zweig. 3, nur daß biefe 
lesteren, was ſachlich feinen Unterfchied ausmacht, unter Materie zufammen- 
bängende Rechts ſätze verftehen. Vergl. auch Binding 1 290 („Einheiten für 
die triminaliftifche, aljo auch für die ftrafgefeßgeberiiche Betrachtung“). Abweichend 
v. Lifzt $ 20, der als Materien nur die einzelnen ftrafbaren oder nicht ftraf- 
baren Handlungen anfieht. Uber der Begriff der Materie murde ſchon vor dem 
StGB und unabhängig von jeder Strafgeleggebung überhaupt gebraucht („sedes 
materiae“). Materien in bem Hier vertretenen Einne des Wortes find 3. B. 
Raub, Erprefiung, Hoc» und Landesverrat, Diebitahl (f. jedoch Abi. 2), Körper» 
verlegung, Sachbeſchädigung, aber auch Konkurrenz und Teilnahme (|. jedoch IV). 


. Gegenftand des StGB's muß die Materie als folche fein. Es genügt alfo 


für die Aufhebung des älteren Bundes- oder Landesſtrafrechts nicht, wenn das 
StGB aus einer Materie einzelne Fragen herausgreift, jondern ed muß fich aus 
ihm die Tendenz erſchöpfender Regelung ergeben. Dies trifft 3. 8. für 
die unter 1 genannten Materien zu. ft jene Tendenz vorhanden, jo find alle 
Landesftrafgejege aufgehoben, die fich auf die betreffenden Materien beziehen, 
felbft dann, wenn fie neben dem Neidysredhte nur einen zufäglichen Charakter 
haben würden. Auch kann die Landesgeſetzgebung ein Verhalten, das unter eine 
reichsrechtlich erfchöpfend geregelte Materie fällt, nicht unter einem bejonderen 
Gefichtspuntte normieren, 3. B. eine Körperverlegung nicht unter dem Gejicht3- 
Punkte ber Störung der dffentlihen Ruhe und Eicherheit. Aufgehoben daher 
8 52 des badiſchen Polizeiftrafgejeßbuches v. 31./10 1868. E 30 35. Wenn 
1» 
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aber umgelehrt das StGB nur einzelne Punkte innerhalb einer Materie 

regelt, fo tritt da8 Landesrecht nur bei diefen fpringenden Punkten zurüd. 

Daber find die meiften partikularrechtlichen Polizeigefege in fortdauernder 

Giltigkeit. Denn das einzig Gemeinfame in dem letten Abjchnitte de StSB's 

ift die Geringfügigfeit der Strafe. Wohl aber folgt ſchon aus Art. 2 der RB, 

daß bſpw. Iandesrechtliche Vorfchriften über Tierquälerei neben $ 360 Nr. 13 

nicht angewendet werben dürfen (fpringender Bunt). — Das RG legt dem Be⸗ 

griffe der Materie auch für ſolche Rechtsgebiete Bedeutung bei, die außerhalb 
bes StGB's geregelt werben, und erklärt daher landesredhtliche Verbote des 

Streikpoſtenſtehens deshalb für ungiltig, weil fie unter die durch GewO & 152 

geregelte Materie fallen. E 34 121. 

II. Einzelnes. — Eine Reihe älterer Streitfragen wurde bejonder8 durch Die 
Schmwierigfeit der Abgrenzung zwiſchen Strafreht und bürgerlihem Recht hervor⸗ 
gerufen. Co ftritt man darüber, ob die vorliegende Stelle in Verbindung mit EG 
SR 5, 6 die Privatftrafen aufbebe, ob fie in Verbindung mit StGB & 185 bie 
zivile Injurienklage befeitige, ob troß der in StGB $ 231 zugelaffenen Buße 
auf Schmerzensgeld erkannt werden dürfe. Nach Einführung des StB's kann 
(abgejehen von Fällen, die vor dem 1./1 1900 liegen) nur noch gefragt werden, welche 
zivilrechtliche Folgen eine ftrafbare Handlung hat, und die Antwort darauf ift lediglich 
aus dem BGB zu entnehmen. Auf die Entfcheidung einzelner Streitfragen äußert 
dieſes allerdings feinen Einfluß. 

1. In Kraft geblieben find die Iandesrechtlichen Vorjchriften über die Strafbarkeit 
ber unerlaubten Gelbfthilfe. Ebenſo Binding 1 318, Oppenh.-Del. 20. Die 
berrichende Lehre gibt zwar zu, daB das StGB die Materie der ESelbfthilfe 
nicht regelt, behauptet aber gleichwohl Aufhebung der gegen fie gerichteten Straf- 
beftimmungen auf Grund der unzutreffenden Annahme, daß die Formen, in 
benen bie Selbithilfe auftreten Tann, ſämtlich beiondere Delikte des StGB’: 
bilden (88 118. 123. 124. 137. 201. 240. 308). Für Bejeitigung auh E 7 63. 
Selbſtverſtändlich beurteilt ſich die Frage nach der Zuläffigkeit der Selbfthilfe 
wejentlich nad) dem BGB. 

. Aufgehoben find dagegen die Vorfchriften über die Beftrafung nit be 
eidigter Ausfagen vor Gericht oder fonitigen Behörden. Denn die faljce 
Erklärung vor Vehörden wird an den verichiedeniten Stellen jo eingehend be 
handelt, daß fi) die Tendenz erihöpfender Erledigung ergibt (2. TI. 9. Abſchnitt, 
ferner 88 188. 148. 164. 271. 277—279 und anderwärts). So bie herrfchende 
Lehre. 

. Mit Recht führt E 10 220 aus, daf es eine Materie des „Itrafbaren Eigennuges“ 
nicht gebe und daß der 25. Abjchnitt des StGB's. 2 TI. unter diejer Bezeichnung 
völlig heterogene Delikte zuſammenfaſſe. Dadurch wird an fich nicht ausgefchloffen, 
daß ſich innerhalb dieſes Abſchnitts erichöpfend geregelte Materien vorfinden. 
Dies nehmen viele für Glücksſpiel und Lotterie (Kß 284—286) an und folgern 
daraus, daß die landesrechtlihen Vorfchriften gegen da8 Spielen in aus 
wärtigen Xotterieen als befeitigt anzufehen feier. So namentlidy Finger 1 
153, v. Liſzt 8 145, Olsh.⸗Zweig 6 zu $ 284, Theifen GoltdA 49 234, Häußner, 
Lotterie und Ausfpielung (1906) 68 ff. und die früheren Auflagen diefes Kommen- 
tard. Die Praris ift a. A. ©. € 33 124. 36 260. Ich möchte die Frage jetzt als 
zweifelhaft bezeichnen; denn man muß immerhin zugeben, daß der für Die landes⸗ 
gefeglichden Beftimmungen maßgebende finangpolitiiche Gefichtspunft in dem St®B 
feinen Ausdrud findet. Für Giltigfeit dv. Bar, Gel. u. Schuld 43.44. Neuer: 
dings hat man die Aufhebung ber erwähnten Beitimmungen, namentlich de 
preuß. Gef. v. 29./7. 1885 (jet Gef. v. 29./8. 1904), aus BGB 8 763 abzuleiten 
verjudht. So Endemann DYZ 351, Brüdmann ZSHW 19 692 ff., Theijen a. a. O. 


N 
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Einführung3»Gefeg zum Strafgefegbud für den Norddeutichen Bund. 82. 5 
Dagegen Delius DIZ 4 494, Thielemann DYZ 5 84, Urt, d. Kammergeridht$ dv. 
9./4. 1900 DAB 5 209. 

. Der 13. Abſchnitt des StGB's 2. TI. enthält eng untereinander zujammens 
bängende, durch die Überjchrift „Verbrechen und Vergehen gegen die Sittlichfeit” 
gededte Delikte. Deshalb muß diefe Materie al$ erjchöpfend geregelt gelten und 
find die Landesgejege über Beitrafung des Konkubinats als aufgehoben bezw. 
ungiltig anzujehen. 3. 8. heflifches Polizei⸗Strafgeſetz Art. 211, württembergijches 
Art. 14, bayrifches Gel. v. 20.8 1882. Ebenjo v. Liſzt 8 103, Olsh.⸗Zweig. 2 
zum 13. Abfchnitte 2. TI. U. 9. Harburger ZEtrW 4 499ff., E 33 213. 

. Über die ftudentifhen Schlägermenjuren f. Borbemerfungen 3. 15. Abſchn. 
StGB's 2. TI. 

IV. Die befonderen Vorichriften des Bundes» und Landesftrafrechts, welche 
der zweite Abjat aufrecht erhält, bedeuten, nachdem die Abficht einer Aufhebung der 
fodifizierten Strafgeſetzbücher nicht durchgeführt worden ift, nunmehr einfach diejenigen 

Vorſchriften, welche außerhalb ver vom StGB geregelten Materien jtehen. Daß fie 

in Kraft bleiben, ift allerdings nad Abi. 1 jelbftverjtändlich, aber der zweite Abſatz 
erhält jeinen legislativen Inhalt dadurch, daß er zur Vermeidung von Zweifeln 

wichtige Beiſpiele der außerhalb de3 Strafgeſetzbuchs liegenden Materien gibt. 

(Bergl. über die verfchiedenen Auslegungen bei. Binding, Normen 2. Aufl. 1 160, 
Olsh.Zweig 8. 9. Singer 1151). Sofern das Landesrecht auf den bezeichneten Ge- 
bieten Vorſchriften enthält, derogiert es dem Meichsrechte und drängt diefes in Die 
Stellung eines ſubſidiären Rechts zurüd. Deshalb ift 3. 8. der Feld⸗ und Forſt⸗ 
diebitahl auf Grund des StGBs 8 242 nur da zu beitrafen, wo das Landesrecht 
feine Beftimmungen über diefe Spezialfälle enthält. Verzeichnis der Geſetze über 
Feld» und Forftdiebftahl bei Lehr, An welchen Sachen kann kein gemeiner Diebftahl 
begangen werben ? (1894) 40. 56. Tas gleiche Verhältnis befteht ferner zwiſchen ber 
Sachbeſchädigung des Reichsrechts einerfeitd und der Sachbeſchädigung der Landes» 
gejege auf den bezeichneten Gebieten anderfeit3 (Binding 1 348, DlSh.- Zweig. 10. 
BayObLGEStr. 3 9), ferner zwiſchen dem Betruge des Reichsrechts einerfeit3 und 
der Defraudation der Landesgefege auf den bezeichneten Gebieten anberfeits. — 
Wegen ber Subjidiarität des Reichsrechts auf den bezeichneten Gebieten find aud) 
ſolche landesrechtliche Strafgefege giltig, die einen Tatbeftand des StGB's erweitern, 
3: B. preuß. Feld» und Forftpolizeigef. v. 1./4 1830 88 26. 30. — Bezliglich des 
Preßpolizeirechts ſ. jetzt Preßgeſ. $ 30. 

V. Der dritte Abſatz ift durch die Neichskonkursordnung bedeutungslos ge⸗ 
worden. 

VI. Für das ganze Gebiet des Lanbesitrafrecht3 tritt die Yrage auf: ft die 
Landesgeſetzgebung auf ihrem Gebiete völlig frei oder an die Beſtimmungen im 
allgemeinen Teil des NEtGB's gebunden? Sicher ift, daß das EG in ben 
9 5—7 gewifle Einſchränkungen Hinfichtlicy der Strafen enthält. Es fragt fich aber, 
ob und inwieweit abgefehen hiervon die im allgemeinen Teile 5. B. über Ber» 
ud, Teilnahme, Konkurrenz, Strafmündigfeit ufw. gegebenen Beftimmungen für dag 
Landesrecht bindend find oder nidyt. Hierüber Watthiefen, In weldyem Umfange 
oe Borjchriften im allgemeinen Teil StGB's für die Landesgejege bindend ? 


Ni 


[#1 


Im weſentlichen find drei Anfichten aufgeftellt worden: 1. das Landesrecht ift 
an den allgemeinen Zeil des StGB's in feiner Beziehung gebunden. So Beling 122, 
derielbe 2. v. V. 296 ff., v. Liſzt 8 20, Oppenh.-Del. 2, Ceuffert i. d. St® d. Ggm. 
187. 88, Meyer-ANf. 85, E 2 33 (nad) diefer Anficht gilt der allgemeine Teil des 
REGBE für das Landesrecht nur fubfidiär, d. 5. dann, wenn dieſes feine eigenen 
Defimmungen enthält; vergl. E 26 13. 80 31); 2. das Landesrecht ift an ben alle 
gemeinen Teil des StGBs in allen Beziehungen gebunden. So Binding 1 308, 
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Berner 42, ber landesrechtliche Beſtimmungen nur auf dem Gebiete des Strafvoll= 
zuges zuläßt; 3. da3 Landesrecht ift an den allgemeinen Zeil de StGB's in ein = 
zelnen Beziehungen gebunden, in andern nicht. So Finger 1156. 157, Heinze a.a. O. 
83, Köhler Seuff BI 68 69 ff. Merkel 7, Hälfchner 1 110, Matthiefen (der jedocdy eine 
Bindung nur bezüglich der Strafen [8$ 13—42] annimmt), dv. Bar, Gef. u. Schuld 52, 
Wachenfeld, in Holgendorff3 Enzyklopädie 251 und jet auch Olsh.⸗Zweig. 13. Dieje 
leßtere Anficht ift, wie fi) aus ben folgenden Erwägungen ergibt, die richtige. 
(Freilich weichen ihre Vertreter untereinander wieder vielfach ab.) — Feſtzuhalten ift 
gegen v. Liſzt $ 20 daran, daß auch der allgemeine Teil de8 StGB's „Materien” ent» 
hält und zwar foldje, die das StGB erſchöpfend regelt. Daher kann der Landesgejeg- 
gebung die Befugnis abweichender Negelung nur auf Grund ganz bejonderer Er— 
wägungen eingeräumt werben. In der Tat wollen nun die Beftimmungen über Teil» 
nahme und Verſuch nichts anderes ald den Einfluß gewiſſer Modififationen bes 
Tatbeftandes auf die Strafbarkeit firieren. Die Vorſchriften über Anjtiftung und 
Beihilfe fagen 3. B. dat Strafbarkeit auch dann begründet fein fann, wenn jemand 
ben Tatbeſtand einer ftrafbaren Handlung nicht in feiner eigenen Perſon erfüllt hat; 
die Vorſchriften Über Verſuch, daß Strafbarkeit auch dann gegeben jein kann, wenn 
jemand den Tatbeftand nicht voll und ganz erfüllt hat. Es liegt nun auf der Hand, 
daß die Landesgejeßgebung auf dem ihr üÜberlafjenen Gebiete die Tatbeftände der 
Einzeldelitte fo formulieren kann, daß Vollendung und Berjudy, Täterjchaft und Teil» 
nahme einander gleich ftehen. Daber ergibt fich der Sag: an Die Vorſchriften 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs über Verſuch und Teilnahme tft Die Landes— 
gefeggebung nit gebunden. Die Ausdehnung dieſes Sages auf Begünftigung 
und Hehlerei ift zweifelhaft, aber wohl zu bejahen. So 3. B. preuß. Forſtdieb⸗ 
ſtahlsgeſ. v. 15./4 1878 8 5 (vergl. Biegner-Gnüdtel ZStrWe8 262). — Die meilten Bes 
ftimmungen des allgemeinen Teil$ aber haben eine andere Aufgabe und einen andern 
Sinn. Sie wollen die Rechtsftellung des Individuums gegenüber der Strafgeivalt 
des Staates ſchlechthin feitlegen, aljo Rechte der Untertanen begründen. (So jeßt 
auch Olsh.⸗Zweig., v. Bar und Köhler, dagegen aber v. Lilzt a. a. O.) Dieje Hechte 
kann das Landesrecht auf feinem Gebiete zwar ausdehnen, aber niemals einjchränfen. 
Es kann das Alter der Strafmündigfeit zwar hinaufrüden, aber nicht herabjegen, 
es Tann die Borausfegungen der Notwehr erleichtern, aber nicht verjchärfen, Die Ver⸗ 
jährungsfriften verkürzen, aber nicht ausdehnen. (Vergl. dagegen E 2 33. 30 31.) 
Ungiltig daher $ 10 des preußifchen Forſtdiebſtahlsgeſetzes. — Übrigens tritt Die 
erfte, herrijchende Lehre in Widerſpruch mit ihrem eigenen Prinzip, injofern wohl 
feiner ihrer Vertreter geneigt fein wird, das Landesrecht von dem im Et&B $ 2 
ausgeiprochenen Sage nulla poena sine lege zu entbinden oder entgegen EIOB $ 9 
eine Auslieferung Deutjcher wegen einer nur nach Landesrecht ftrafbaren Handlung 
zu geftatten. ©. Olsh.⸗Zweig. 15 — Epeziell wegen des Zerritorialprinzips jiehe 
StGB $ 5. 

VII. Die Srage nach der Giltigkeit eines Yandesftrafgefeges hat der Richter nach 
eigener wiflenfchaftlicher Überzeugung zu entjcheiden. Er wird dabei durch die Geſetz⸗ 
gebung feines Bundesftaates nicht bejchräntt. GSelbftverftändlich aber kann dieſe folche 
Zandesgejebe aufheben, die vom Reichsrecht unberührt bleiben. Vergl. ES 8 8. 


8 3. 

Wenn in Qandesgejegen auf Itrafrechtliche Vorſchriften, welche Durch 
das Strafgefegbuh für den Norddeutichen Bund außer Kraft gejebt 
find, verwieſen wird, jo treten die entiprechenden Vorfchriften des legteren 
an die Stelle der eriteren. 
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I. Nach EG 8 2 find einzelne Partieen des Landesſtrafrechts aufgehoben, andere 
in Kraft geblieben. Nun kann es fein, daß die letzteren ſich auf bie erfteren beziehen, 
jei e8 ausdrüdlich, fei es ftillichweigend, Ausdrüdliche Bezugnahme findet jehr 
häufig in ber Art flatt, daß bei Feld⸗ und Forftdiebftählen die Strafe des gemeinen 
Diebſtahls eintreten jol, wenn der Wert der entwendeten Eache eine gewiſſe Summe 
überfteigt. Da aber die Iandesrechtlichen Strafbeftimmungen gegen gemeinen Diebftahl 
befeitigt find, fo bezieht fich jene Verweiſung nunmehr auf bie 88 242 ff. — Still- 
idweigende Berweijung auf den allgemeinen Teil der partitulären Strafgeſetz⸗ 
bücher liegt jedenfall3 vor, wenn Spezialbeftimmungen nicht gegeben find. Fehlt es 
5 8. an beionderen Beftimmungen über die Teilnahme an einem Yorftdiebftahle, fo 
fanden früher die Borfchriften des partitulären Strafrechts über Teilnahme, jet bie 
entiprechenden bes Reichsſtrafgeſetzbuches Anwendung. 

ID. Die vorliegende Stelle bezieht fi nicht bloß auf partituläre Straf geſetze 
jondern auf das gejamte Landesrecht. 


84. 


Bis zum Erlaſſe der in den Artikeln 61 und 68 der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes vorbehaltenen Bundesgeſetze ſind Die in Den 88 81, 
88, 90, 307, 311, 312, 315, 322, 323 und 324 des Strafgeſetzbuchs für 
den Norddeutſchen Bund mit lebenslänglichem Zuchthaus bedrohten Ver: 
brechen mit dem Tode zu beftrafen, wenn fie in einem Theile des Bundes: 
gebietes, welchen der Bundesfeldherr in Kriegszuftand (Art. 68 der Ver: 
faffung) erklärt hat, oder während eines gegen den Norddeutſchen Bund 
ausgebrochenen Krieges auf dem Kriegsjchauplage begangen werden. 


I. ®erben gewifle Telikte auf dem Striegsfchanplage oder auf einem von dem 
Kaifer (= Bunbdesfeldherrn) in den Striegszuftand erklärten Teile bes Reichs be» 
gangen, fo follen fie ftrenger beftraft werden, als unter gewöhnlichen Berhältnifien. 
Das Maß der Strafihärfung foll endgiltig für jenen Sal durch ein Reichs⸗ 
militärgefeg (RB Art. 61), für diefen durch ein Gefeg über den Belagerungszuftand 
(RB Art. 68) beftimmt werben. Die vorliegende Stelle trifft lediglich Übergangs- 
beftimmungen. Inzwiſchen ift der all der Begehung von Deliften auf dem Kriegd- 
ihauplage veichögefeglich endgiltig geregelt worden, zwar nicht durch das Reichs⸗ 
militärgef. v. 2./5. 1874, wohl aber durch das MẽtGB. Daraus folgt, daß 
ES 84 nur noh Anwendung findet bei Begehung ber im Gefepe be- 
jeihneten Delikte auf einem von dem Raifer in ben Rriegszuftand 
verjegten Zeil des Reichsgebiets. Wird dagegen ein Delikt auf dem Kriegs» 
ſchauplatze begangen, fo ift in erfter Linie dag MStGB maßgebend (vergl. defien 
88 155 bis 158 und namentlich $ 160), und fofern diefes nicht einfchlägt, das gemeine 
Recht. So befonders Olsh.⸗Zweig. 3, Heder, Lehrb. d. deutſch. Militärftrafrechts 44, 
v. Rifzt 8 25. A. A. Oppenh ⸗Del. 1. 

II. Das Recht des Kaiferd zur Erflärung bes Kriegszuftandes erftredt jich nicht 
auf Bayern; denn nad 8 5 des Vertrags betr. ben Beitritt Bayernd zur Verfaffung 
des Deutichen Bundes v. 23./11 1870 findet RB Art. 68 in Bayern feine Anwendung 
DVementiprechend gilt auch die vorliegende Stelle in Bayern nicht. Gef. v. 22./4 187187. 
Bergl. dazu bayr. StGB v. 16./5 1813 Art. 441 ff., bayr. EG 3. REtGB v. 26./12 1871 
und bayr. Ausführungsgei. 3. RStPO dv. 18./8 1879. — Die Frage, ob — abgefehen 
von Bayern — außer dem Kaifer auch die Regierungen der Einzeljtaaten das Recht 
baben, den Kriege» oder Belagerungszuftand zu verhängen, ift beftritten. Bergl. 
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hierüber neben den Lehrbüchern des Staatsrechts Arndt, Berfaffung des Deutihen 
Reichs (1895) zu Art. 68. Selbſt wenn man die Frage entgegen den herrſchenden 
Lehren bejaht, jo muß man doc die Anwendbarkeit der vorliegenden Stelle auf 
einen don einer Cinzelregierung verhängten Kriegszuſtand verneinen. In einem 
derartigen alle würde, ſoweit ed ſich um ein Neicherecht handelt, einfach das gemeinte 
Strafrecht Anwendung finden. 

II. In den meiften hierher gehörigen Fällen hat, fofern fie fich nach gemeinem 
Recht beurteilen, der Richter die Wahl zwiſchen lebenslänglichem Zuchthaus und 
einer andern Girafe. Der Umftand, daß 8 4 Anwendung findet, fließt die Zu— 
läffigfeit Diefer andern Strafe nicht aus. Unftatthaft und durch Todesftrafe zu 
erjegen it lediglich die lebenslängliche Zuchthausſtrafe. Ebenfo Finger 1 155, v. Lifzt 
8 60, Oppenh.⸗Del. 7, Seuffert, Anardhismus und Strafrecht (1899) 139. N. A. 
DIEH.- Zweig. 9, Rüd.-Stengl. 5, welche nur die Todesftrafe für zuläffig erachten, es 
fei denn, daß mildernde Umftände vorliegen. 


8§ 5. 

In landesgejeglichen Borjchriften über Materien, welche nicht Gegen= 
Itand des Strafgeſetzbuchs für den Norddeutfchen Bund find, darf nur 
Gefängniß bis zu zwei Jahren, Haft, Geldftrafe, Einziehung einzelner 
Gegenftände und die Entziehung öffentlicher Ämter angedroht werden. 


$ 6. 
Bom 1. Januar 1871 ab darf nur auf die im Strafgejeßbuche für 
den Norddeutichen Bund enthaltenen Strafarten erfannt werden. 
Wenn in Landesgeſetzen anjtatt der Gefängniß- oder Geldjtrafe 
Forſt- oder Gemeindearbeit angedroht oder nachgelafjen iſt, jo behält es 
hierbei jein Bewenden. 


1. Die beiden Stellen ſetzen es außer Zweifel, daß dag Landesſtrafrecht auf dem 
ihm gemäß EG $ 2 überlaffenen Gebiete keineswegs jede beliebige, fondern nur 
gewiſſe Strafen androhen darf. Dagegen enthalten fie Hinfichtlih polizeilicdher 
Maßregeln feine Bindung des Landesrechts. ©. aber Hofader VerwA 14 448 ff. 
Mit der herrſchenden Lehre ift anzunehmen, daß ſich $ 5 auf neue, d. 5. auf 
ſolche Landesftrafgejege bezieht, die nad) dem Giltigfeitstermine des Einführungs- 
gejeßes in Kraft treten, $ 6 dagegen gleihmäßig auf ältere und neue, überdies 
auch auf ältere Bundesgejege. Mach Heinze, Das Verhältnis des Reichsſtrafrechts 
zum Landesſtrafrecht 87 ff., Singer 1 158. 159, v. Bar Geſ. u. Schuld 55, Binding 1 298 
bezieht fi $5 auf alle Landesgeſetze. Rüd.-Stengl. 4 zu $ 5 halten nicht den Giltig- 
feitstermin bes Einführungsgefeges, jondern des Strafgejegbudhs für maßgebend.) 
Hiernach geftaltet fich der Rechtszuſtand folgendermaßen: 

1. Alle Zandesgejege find an die im RStGB aufgenommenen Strafarten 
gebunden; die älteren fpeziell deshalb, weil der Richter nah) $6 nur auf 
dieſe erfennen darf. Droht aljo ein Älteres Landeögeje eine dem Reichsftraf- 
gefegbuche unbefannte Strafart, 3. B. Prügelftrafe oder Vermögenskonfiskation, 
ausſchließlich an, fo finft e8 zur lex imperfecta herab. Entſcheidend ift indefjen 
nicht der Name, fondern die Sache, d. h.: wenn eine in das Reichsſtrafgeſetzbuch 
aufgenommene Strafart in Landesgejegen nur einen andern Namen führt, 
fachlich aber mit ihr übereinftimmt, fo ift auf fie unter dem Namen zu erkennen, 
den ihr das Meichsftrafgejegbuch beilegt. 8. B. Geldbuße — Gelditrafe. 
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Bergl. auch E 18 93: „polizeiliche Gefängnisftrafe* — Haft. Nur eine dem 
Reichsſtrafgeſetzbuche unbelannte Strafart darf in Landesgeſetzen beibehalten werben, 
nämlich Forſt⸗ oder Gemeindenrbeit, $ 6 Abi. 2. (Mad) ftrenger Snterpretation 
bezieht fich dieſe Stelle nur auf alte, nicht auf neue Strafgejege. Indeſſen hat 
fidh die Prariß hierüber hinweggeſetzt.) 

2. Die neuen Landesftrafgefege dürfen nur die im 8 5 bezeichneten Etrafen 
androhen. Ausgeſchloſſen find aljo von Hauptftrafen die Todes-, Zuchthaus⸗ 

und Tyeitungsitrafe, jowie der Verweis (felbitverfländlich findet aber $ 57 Nr. A 

auch auf Landesgejege Anwendung). 

3. Die älteren Landesgejehe find zwar an die reichsrecdhtlihen Etrafarten 

gebunden, hinfichtlich der Strafhöhe aber frei. Bergl. dazu EG $ 8. 

H. Das gejamte Einführungsgejeg bezieht fich wie das Strafgefegbuch felbit 
nur auf Die eigentliche, die kriminelle, peinliche Strafe. Unberührt bleiben fomit 
Die Tisziplinar-, die Ordnungs⸗, die Vertrags- und die Erelutivftrafe. (Über dieſe 
Begriffe find außer Hofader a. a. D. die Lehrbücher des Straf» und des Berwal- 
tungsrechts zu vergleichen) So die herrſchende Lehre, nur Seuffert, StG db. Ggw. 1 
Sg ift bedenklich. s 

7. 


Vom 1. Januar 1871 ab verjähren Zuwiderhandlungen gegen die 
Worjchriften über die Entritung der Branntweinjteuer, der Bierfteuer 
und der PBojtgefälle in drei Jahren. 


Die Vorſchrift bezieht ſich auf die Strafverfolgungsverjährung, nicht auf Die 
Strafpollftredungsverjährung. Für legtere gilt nach den Ausführungen zu EG $ 2 VI 
grundfäglid EIGB $ 70. — Im Übrigen findet die vorliegende Stelle Anwendung 
ohne Rückſicht darauf, ob e3 ſich um ein Vergehen oder um eine Übertretung handelt. 
Bay. ObGEStr. 5 264. 88 


Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten, übergangsbeſtimmungen 
zu treffen, um die in Kraft bleibenden Landesſtrafgeſetze mit den Vor: 
ichriften des Strafgeſetzbuchs für den Norddeutfchen Bund in Überein- 
jtimmung zu bringen. 


I. Daß die Landesgefeßgebung das ihr unterftellte Necht in Übereinftimmung 
mit dem Reichsrecht bringen kann, ift jelbitverftändlid. Aus dieſem Grunde erachtet 
die berrfchende Lehre EG 8 8 für inhaltlos. Dies trifft nicht zu. Die Stelle enthält 
vielmehr eine den Richter bindende Ausnahme von dem Satze, daß Reidy$- 
reht Landesrecht bricht. Die Landesgefeggebung kann zwar nicht einzelne Geſetze 
aufrechterhalten, die nah EG $ 2 befeitigt find, fie kann auch nicht das Reichsrecht 
interpretieren oder gar beſchränken, wohl aber fann fie mit einem nad $ 2 in Kraft 
bleibenden, alfo älteren Landesgefege Strafdrohungen verbinden, die das 
Neichsitrafgejegbuch nicht fennt. Es wird mithin 8 6 modifiziert. Hält ſich die 
Landesgejeßgebung nicht innerhalb der durch 8 6 geitedten Grenzen, jo wird der 
Einzelftaat zwar dem Reiche ftaatsrechtlich verantwortlich, der Richter aber bleibt 
an das Landesgeje gebunten, bis deſſen fürmliche Aufhebung eingetreten ift. — 
Am nädjften jtehen diefer Anficht OISH.- Zweig. 1, die aber injofern abweichen, als fie 
nicht eine Modifikation des $ 6, fondern des $ 5 annehmen. 

D. Übergangsöbeftimmungen find von allen Staaten mit Ausnahme von Preußen 
und Waldeck erlaffen worden. Überſicht bei Rüd.-Stengl. (2. Aufl.) ©. 63 ff. u. Kayfer 
in Holgend. Handb. 4 5 ff. 


Strafgefekbud, für das Dentſche Reich vom 1. Mai 1871. 


Einleitende Beltimmungen. 


I. Der formelle Verbrechensbegriff. — Verbrechen (Delift, Straftat) im 
formellen Sinne ift ein mit Strafe bedrohtes Verhalten. Die Summe 
der Merkmale, die das mit Strafe bedrohte Verhalten aufmweift, nennen wir den 
Tatbeftand des Verbrechens oder den verbreherifchen Tatbeftand. Man 
unterjcheidet allgemeinen und befondern Zatbeftand. Allgemeiner Tatbeftand 
ift die Summe der Merkmale jedes mit Strafe bedrohten Verhaltens, bejonderer 
ober fpezieller Tatbeftand ift Die Summe der Merkmale, durch die fich Die einzelnen 
Berbrechen von einander unterjcheiden. (Auf die Bedeutung bes Tatbeftandes weift 
namentlich Beling, 2.0.8. Bin. Er lehnt ©. 1ff. den Begriff des allgemeinen 
Tatbeſtandes ab, meil er nicht anderes fei alS ein Synonymon für Verbrechen; er 
kennt aljo nur einen bejonderen Tatbeitand. Indeſſen wird durch jenen Einwand 
bie Berechtigung des allgemeinen Tatbeſtandsbegriffes nicht widerlegt, wenigſtens 
dann nicht, wenn man ihn in dem oben mitgeteilten Sinne verwendet. Denn bei dem 
Begriffe des Verbrechens denkt man die Strafdrohung mit hinzu, bei dem des all- 
gemeinen Tatbeftandes läßt man fie fort. Übrigens handelt es fich hier wie bei 
andern Fragen nur um terminologijche, nicht um fachliche Differenzen.) 

Bum allgemeinen Zatbeftande gehört folgendes: 

1. Das Berhalten muß ein menſchliches fein. Nur ber phyſiſche Menich kann 
ein Berbrechen begehen. Das wird de lege lata allgemein anerfannt, während 
de lege ferenda (mit Unrecht) manche die Deliktsfähigkeit juriftiicher Perfonen 
(„Körperijchaftsverbrechen“) fordern. Siehe die Literaturnachweifungen bei v. 
Liſzt 8 27. 

2. Das Verhalten muß gewollt, d. h. auf einen bemußten piychosphnfifchen Akt 
zurüdführbar fein. Dan bezeichnet e3 daher ganz regelmäßig als Handlung. 
Diefe begreift im weitern Sinne aud) die Unterlaffung in fih. A. N. Radbruch, 
Der Handlungsbegriff (1903) 131 ff. Gegen diefen Beling, L. v. V. 14 fi. 
Näheres unter & 1 II 2. 

3. Das Berhalten mußeinverbotenes,rehtswidrigesif.u.) und es muß endlich 
ein ſchuldhaftes fein. Das Verſchulden bezeichnet man häufig als den ſubjek⸗ 
tiven Tatbeſtand. (Gegen diefen Begriff Beling, 2. v. V. 178 ff) Allerdings 
fennt da8 moderne Hecht, wie jpäter darzulegen, ausnahmsweiſe Verbrechen 
ohne Schuld; aber derartige Abnormitäten find an diejer Stelle nicht zu bes 
rückſichtigen. 

Die einzelnen Strafgeſetze enthalten meiſt nur den beſondern Tatbeſtand; ben 
allgemeinen verlangen jie ausdrädlich bald überhaupt nicht, bald nur teilmweife. 
Er ift aber ftetS zu fubintellegieren. Bergl. Hierzu bei. Kohlraufch, Irrtum 
und Schuldbegriff (1908) 76. Biel beiprochen ift Dabei das Erfordernis ber Rechts⸗ 
widrigfeit. Von vornherein ift feldftverftändlich, daß, wenn ein beflinmtes Ber 
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halten dem beſonderen Tatbeſtande entſpricht, alſo „tatbeſtandsgemäß“ im Sinne 
Belings, L. v. V. iſt, aber durch einen Rechtsſatz feine Rechtmäßigkeit ausge⸗ 
ſprochen wird, es nicht unter die Strafdrohung fällt, weil eben ein Erfordernis des 
zu ſubintellegierenden allgemeinen Tatbeſtands fehlt. Hierher gehört die Tötung, 
die der Scharfrichter bei Ausübung feines Berufs oder der Soldat im Kriege oder 
irgendjemand in Notwehr vornimmt. Die eigentliche, aber nicht immer mit genügender 
Schärfe Hervorgehodene Frage ift die, wie man die NRechtswidrigfeit der Hand⸗ 
lung erfennt, wo m. a. ®. der ihre Nechtswidrigfeit ausfprechende Recht3iag zu 
ſuchen ift. 

Binding, Die Normen 1872. 1877 (3. T. in 2. Aufl. 1890) will den von ihm als 
Rorm bezeichneten Rechtsſatz aus dem „erften Teil des Strafgejeges* erfennen. Er 
legt Gewicht darauf, daß der „zweite Teil“, die Strafdrohung, dabei nicht heran 
gezogen werde. 2. Aufl. 45. 50. Nun ergibt aber der erfte Teil („wer einen Menfchen 
tötet und die Tötung mit Überlegung ausführt“) für fi) allein gar feinen Sinn, und 
für den zweiten („wird mit dem Tode beftraft“) gilt genau dasſelbe. Die eigentliche 
Meinung Bindings ift aljo offenbar die, daß die Norm aus dem bejonderen Tat⸗ 
beftande der mit Strafe bedrohten Handlung erfannt werde. Da jedoch, wie oben 
bemerkt, der Schluß von der Tatbeitandsmäßigfeit auf die Nechtswibrigfeit nicht immer 
zutrifft, jo erklärt Binding die Norm für einen Recdhtsjag mit Ausnahmen. 

Im Gegenjage hierzu leugnet eine neuere Lehre fchlechthin, daß der bejondere 
Tatbeftand als Erfenntnisquelle der Norm zu verwerten fe. So Graf Tohna, Die 
Rechtswidrigkeit (1905) 15 ff. Wäre diefe Lehre zutreffend, jo könnte eine konkrete 
menſchliche Handlung, aud) wenn jie jchuldhaft vorgenommen wird und dem be- 
jonderen Tatbeſtande entipricyt, immer nur dann beftraft werden, wenn ein be» 
ſonderer Rechtsſatz vorliegt, der jie für rechtswidrig erklärt. Daß es an einem 
ſolchen Rechtsſatze ganz regelmäßig fehlt, ift Har. Konfequent durchgeführt, würde 
alſo die Dohnaſche Theorie bedeuten, daß die Mehrzahl der Strafgejege nur eine 
papierene Eriftenz hätte. Das fühlt Dohna auch jelbft Heraus, er findet aber jenen be» 
\onderen Recht3jag in dem richtigen Rechte. Nun verdient zwar diefer, von Stammler 
aufgeitellte Begriff die vollfte Anerkennung; folange aber der Richter ftreng 
andas poſitive Recht gebunden ift, darf er das richtige nicht anwenden. Gegen 
Bohna auch Beling, 2. v. ®. 138. 139. 162ff. und Meyer-Allf. 213. 

Es muß aljo bei folgenden Eägen bleiben: Die Rechtswidrigkeit wird 
aus dem befonderen Tatbeftande der mit Strafe bedrohten Handlung 
ertannt; aber diefer Schluß kann durd einen Ausnahme⸗Rechtsſatz 
widerlegt werden; fehlt es an einem jolden, fo ift Die tatbeſtands— 
mäßige Handlung auch rechtswidrig. 

©. über die Frage außer den Lehr- und Handbüchern noch Wach, GerS 2 
422, Mertel ZENW 6 496, Kibinger, GerS 55 1 ff. Stoof, ZStrW 24 319 ff, 
Kohlrauſch, Irrtum und Echulbbegriff (1903), Hold v. Ferned, Die Rechtswidrigkeit 
(1903), M. E. Mayer, Rechtsnormen und Rulturnormen (1903), Höpfner ZEtrWe 28 
643 ff. Zitelmann, CivA 99 1ff., Bierling, Zuriftifche Prinzipienlehre 8 170 ff. 

Es tritt nun die längft nicht genügend beachtete Frage auf, ob das Verhältnis von 
Rorm und Ausnahmefag auch dann beftehen kann, wenn beibe auf verjchiedenen Quellen 
beruben. Dabei ift zunächft ber Borrang zu betonen, der dem Reichsrecht gegenüber 
dem Landesrecht zufommt. Tas Neichsrecht kann daher eine vom Landesrecht aufs 
geftellte Norm jchlechthin aufheben, wie das 3. B. durch GewO $ 152 geſchehen ift. 
Umgelehrt folgt, daß das Landesrecht eine vom Reichsrecht aufgeftellte Norm nicht 
aufzuheben vermag. Wohl aber hat das Landesrecht die Möglichkeit, eine 
reihsrehtlihe Norm durch Ausnahmefäge einzufhränten. Allerdings 
auch dies ‚nicht jchlechthin, fondern immer nur unter der Borausfegung, daß der 
landesrechtliche Ausnahmeſatz auf einem der Landesgeſetzgebung freigelaſſenen Gebiet, 
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3 B. auf dem bed Verwaltungsrechts, erlaffen if. Deshalb kann das reichs⸗ 
rechtliche Verbot der Tötung landesrechtlich in der Art durchbrochen werden, daB 
den Polizeibeamten unter gewiffen Umftänden eine Tötungsbefugnig gewährt wird, 
aud wenn die Borausfegungen der Notwehr oder des Notftandes nicht vorliegen. 

In allen Fällen Inüpfen die Ausnahmefäge an beftimmte Tatſachen oder tatlädh= 
liche Berbältniffe an; fie fagen, daß das, was die Norm im allgemeinen verbietet, 
beim Borliegen beſtimmter Tatjachen erlaubt ift. Diefe Tatſachen haben alſo die Be— 
deutung, daß fie trog der Tatbeſtandsmäßigkeit der Handlung deren DeliktScharafter 
verneinen. Dan Tann fie deshalb als negatibe TZatumftände oder ald nega= 
tive Tatbeitandsmomente bezeichnen. In dem gleichen Sinne verwenden Dielen 
Begriff Merkel 82, Löffler in GrünhZ 20 775 und Miricka, Die Formen der Straf- 
ſchuld (1908) 125. Dagegen v. Lilzt $ 26, Graf Dohna a. a. O. 33, Kohlrauf a. a.D. 
59, Beling, 2. v. 3. 36ff., deren Polemik fih aber z. T. nur gegen die erften Auf» 
lagen dieſes Kommentars richtet. ©. nunmehr auch Kohlrauſch ZStrW 24 371 und 
Beling, 2. v. V. 164. Andere Ausdrüde für den gleichen Begriff find: objeftiver 
Strafausfhließungsgrund oder Unrechtsausſchließungsgrund. 

II. Der in dent Borhergehenden aufgeftellte Sag, daß die Norm aus dem Straf: 
gefege zu erfchließen jei, erleidet Ausnahmen und zwar namentlich bei den Blanfett- 
ftrafgejegen. Darunter verfteht man folche, Die feinen fcharfbegrenzten Tatbeftand 
enthalten, fondern defjen Beſtimmung einer andern Nechtsquelle überlafien, 3. B. 
F 145. $ 360 Nr. 9. 12. $ 367 Nr. 9. Keine dieſer Stellen läßt den Schluß auf 
eine Norm in dem mitgeteilten Sinne zu; die legte 3. B. verbietet keineswegs das 
Tragen verbotener Waffen, fondern bejtimmt nur für den Fall, daß es Iandesredit- 
lich verboten jein follte, von Reichswegen die Strafe. Durch das Blankettgeſetz wird 
das Bedürfnis partifulärer oder lofaler Normen anerkannt, die Zuläffigfeit partikus 
lärer oder lofaler Strafdrohungen aber verneint. Bergl. dazu Otto Mayer, Deutjches 
Berwaltungsredt 1 306 ff. 

Das Blankettgejeg ſetzt aljo eine außerhalb feiner felbft beftehende oder zu 
ihaffende Norm voraus. Demnach Tann diefe auch formell jelbjtändig auftreten, 
jodaß fie nicht wie gewöhnlich erft im Wege der Schlußfolgerung erfannt zu werden 
braucht. Strafdrohung und Norm können in einem ſolchen Falle durchaus verjchie- 
dene Schidfale haben, diefe kann fich 3.8. ändern, während jene beftehen bleibt, und 
umgekehrt. Auch ſonſt finden ſich zumeilen felbftändige Normen, 3. B. in dem Ge— 
je für den Schug von Vögeln v. 21./3. 1888, HGB $$ 38 ff. namentlid aber in 
Polizeiverordnungen. Binding legt nun jeder Norm, aud) der aus dem Strafgejeg 
nur erfchloffenen, eine felbftändige Bedeutung bei (Normen 2. Aufl. 81ff.). In der 
Tat trifft dies infofern zu, al3 die Norm auch außerhalb des Strafreht3 zu be- 
achten ift, 3. B. BGB 8 823 Abf. 2; ferner iſt es denkbar, daß Der Geſetzgeber eine 
Strafdrohung aufhebt, das Verbot aber beſtehen läßt. (Über einen Fall, in dem das 
Verbot aufgehoben, die Strafdrohung formell aufrecht erhalten, gleichzeitig aber zu 
einer Scheineriftenz verurteilt wurde, berichtet Beling L. v. V. 126). Gleichwohl ifi 
die Bindingfche Auffafjung bedenklich; denn im allgemeinen muß die aus dem Straf- 
gefeß erichlofiene Norm mit dieſem felbft ftehen und fallen. Eollte z. B. EtGB 8 175 
aufgehoben werben, jo wäre die widernatürliche Unzucht nicht mehr verboten. 

Mit der Behauptung der Selbſtändigkeit Der Norm vereinigt Binding Die andere, 
daß fie nicht dem Strafrecht (und nicht dem Privatrecht), jondern dem öffentlichen 
Nechte angehöre. (Mormen 2. Aufl. 97.) Dieje Lehre in Verbindung mit der von 
der Präexiſtenz der Norm ift vielfach mißverftanden worden (jo auch in den früheren 
Auflagen dieſes Kommentars). Bindings Meinung ift nicht die, daß die Anwendbars 
feit eines beftimmten Strafgefeges von dem Borhandenfein einer auf andern Nechts- 
gebieten fchon beftehenden Norm abhängig jei, jondern er will jagen, daß die aus 
dem Strafgejeg erkannte und ihm zu Grunde liegende Norm ſyſtematiſch gewür— 
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digt nicht jelbft dem Strafrecht angehöre. An Ddiefer negativen Beziehung ftimmt 
mit ihm überein Beling, L. v. V. 115ff. Nun kann man allerdings jagen, daß einzelne 
Kormen, wie etwa die aus StGB 85 286. 368 Nr. 3 erkannten, dem öffentlichen Recht 
angehören; aber indem der Gefebgeber eine Norm ſchafft, die im Wege der Inter⸗ 
pretation aus dem Strafgefeg zu erfennen ift, fchafft er fie als deſſen Beftanbteil. 
Bird formell außerſtrafrechtlich die Norm geändert, 3. 3. in einem Verwal⸗ 
tungsgeieg beitimmt, daß ifoliert Tiegende Feuerſtätten ohne polizeiliche Erlaubnis. 
errichtet werden bürfen, jo ändert ſich materiell auch das Strafgeſetz. Ebenſo ver- 
bält e8 fich, wenn ſich das Strafgeieg an eine außerhalb jeiner jelbft bejtehende Norm 
anlehnt, wie z. B. KO 8 240 Nr. 3 an HGB gz 38 ff. Hier nimmt das Strafgeſetz 
auf die Rorm Bezug und madt fie dadurch ebenfalld zu einem Beſtandteil feiner 
ſelbſt. Werden die einjchlagenden Beftimmungen des HGB's geändert, jo bedeutet 
das audy eine Änderung des Strafgeſetzes. Ebenfo im Ergebnis E 83 184; a. A. Be- 
ling, 2. v. 8. 159. (midtig für StGB $ 2 Abf. 2). Für die Interpretation Tann 
alfo der Say aufgeftellt werden: das vollftändige Strafgejet beſteht aus 
Norm und Strafdrohung. (Den Gegenfaß des vollitändigen Strafgefeßes bildet 
da3 oben erwähnte Blankettgeſetz.) 

II. Wie oben bemerkt, werden die Erfordernifie des allgemeinen Tatbeitandes 
regelmäßig in den einzelnen Strafgejegen nicht hervorgehoben. Ausnahmsweiſe aber 
geſchieht ed. So wird namentlih das allgemeine Tatbeftandsmerfmal der Rechts⸗ 
widrigfeit in einer Reihe von Einzelftellen ausdrüdlich gefordert; 3. B. 88 123. 239. 
308. Es fragt ji, ob diefem Umſtande eine bejondere Bedeutung beizumeſſen ift 
und, wenn ja, welche. Im wefentlidhen find folgende Anfichten aufgeltellt worden. 

1. Die ausdrüdlidhe Hervorhebung der Rechtswidrigkeit ift völlig unerheblich. 
So (außer Binding) DISh.-Zweig. Anm. 30 zu 8 59, Koblraufh a. a. O. 72 ff., 
Meyer:Allf. 213. 

2. Eie bedeutet, daB in diefen Füllen (ausnahmsmeije) da8 Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit zum Borfage gehört. So befonders v. Liſzt $ Al. 

3. Sie bedeutet, daß im Einzelfalle geprüft werden joll, ob das Verhalten ein 
schtöwibriges if. So ebenfall$ v. Liſzt $ 32. 

4. Eie bedeutet die Zuläfligfeit Iandesredhtlicher Ausnahmen von der reichsrecht⸗ 
liden Norm. Co wiederum v. Liſzt 8 32. 

Es find aber außer diefen Erflärungsverjuhen (und einigen andern, über die 
Kohlrauſch a. a. D. berichtet) noch weitere möglid. Zunächſt kann es fi um eine 
dem Blankettgeſetze nahe verwandte Erfcheinung handeln, d. h.: es ift möglich, daß 
der Scleggeber an diejer Stelle eine Handlung nicht verbietet, jondern nur erklärt, 
wenn fie verboten (rechtöwidrig) ift, fo fol die und die Strafe plaßgreifen. Ähnlich 
Beling, 2. v. B. 164. Endlich ift es denkbar, daß bie Hervorhebung ber Rechts⸗ 
widrigfeit nicht einen Widerfprudd mit dem objektiven Recht (das Berbotenfein), 
ſondern einen Wiberfpruch mit dem fubjektiven Necht des Verlegten bedeutet. Trifft 
da3 zu, fo wird m. a. W. gejagt: die Handlung ift verboten und ftrafbar, jofern fie 
mit dem furbjeftiven Recht eines andern in dem Umfange im Widerſpruche fteht, in 
dem die Rechtsordnung auf das fubjeltive Recht Rüdficht nimmt. 

Welche diefer Auslegungen die richtige iſt, kann m. E. nur von Yall zu Fall 
geprüft werben. 

IV, Der ntaterielle Werbrechensbegriff,. — Die vorftehenden Ausführungen er- 
geben nicht8 für die Frage, von welchen Erwägungen fich der Geſetzgeber leiten läßt, wenn 
er eine Handlung für ein Verbrechen, d. h. für rechtswidrig und ftrafbar erflärt. Im 
18. Jahrhundert fam die Anficht auf, daß die Aufgabe des Staates lediglich darin 
beftebe, jeine Untertanen in dem ungeftörten Genuffe ihrer Rechte zu jchügen. Demge- 
mäß forderte man eine Beichräntung des Verbrechensbegriffs auf Fälle, bei denen ein 
Recht verletzt oder gefährdet wird. Da man aber Doch auf Verbrechen wie Mord 
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und Freiheitsberaubung nicht verzichten mollte, jo nahm man an, daß auch das 
Leben und bie freiheit jubjektive Mechte feien. Dadurdy aber gab man bem Begriff 
des fubjeltiven Rechtes eine zu weite Ausdehnung. Deshalb Hat man im 19. Jahr⸗ 
Hundert nad) dem Borgange Birnbaums an Stelle des Rechtes das Rechtsgut ge— 
jegt und demnad das im 18. Jahrhundert aufgeftellte Boftulat dahin umgeformt, 
daß der Staat nur die Berlekung oder Gefährdung von Rechtsgütern be= 
ftrafen folle. Auf die pofitive Geſetzgebung Hat dieſes Poftulat erheblichen Ein- 
fluß geäußert. So iſt 3. B. die Gottesläfterung ($ 166) nur dann ftrafbar, wenn 
fie Argernis erregt, d. h. das Rechtsgut des religiöjfen Empfindens verlegt. Aber 
das Recht hat jenen Poftulate doch nicht in vollen Umfange entiprodyen. Es 
wird fchwer fein, das Rechtsgut zu bezeichnen, das durch die Delikte der 88 173. 
175. 180. 181 a verlegt wird. Dennoch ftellt die herrichende Lehre Die Behauptung 
auf, jedes Delift wende fidy gegen ein Rechtsgut. Das ift zunächt de lege lata falſch. 
Aber aud de lege ferenda iſt der Satz nicht Haltbar, daß ber Staat nur ſolche 
Handlungen beftrafen folle, durch die jemandes Rechte oder Rechtsgüter verlegt oder 
gefährdet werden. Maßgebend ift nur das ftaatlihe Intereſſe an dem Unter— 
bleiben einer Handlung, und ein ſolches Intereſſe kann auch da vorliegen, wo von 
Necdhtsgüterverlegung feine Rede if. Neuerdings |. über bie Yrage Hold dv. Ferneck 
a. a. D. 382. 383, v. Bar, Gef. u. Schuld 22 ff., Neumeyer ZH 23 436 ff., Hegler, 
Prinzipien bes internationalen Etrafrecht3 (1906) 36 ff. Das Verbrechen im materiellen 
Sinn läßt fih mit Ihering, Der Zwed im Recht 1 490 nur definieren als die von 
jeiten der Gefeßgebung fonftatierte Gefährdung der Lebensbedingungen der Gefellichaft. 


81. 

Eine mit dem Tode, mit Zuchthaus, oder mit Feſtungshaft von 
mehr als fünf Jahren bedrohte Handlung iſt ein Verbrechen. 

Eine mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängniß oder mit 
Geldſtrafe von mehr als einhundertfunfzig Mark bedrohte Handlung iſt 
ein Vergehen. 

Eine mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu einhundertfunzig Mark 
bedrohte Handlung iſt eine Übertretung. 


—,— 





1. Gefeglihe Einteilung der ftrafbaren Handlungen. — Das StGB übernimmt 
aus dem franzöfifhen Rechte die Dreiteilung oder Tridhotonie der ftraf- 
baren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen. Dem Syſteme 
des beſonderen Teils liegt die Dreiteilung nur in einzelnen Beziehungen zu Grunde: 
die Übertretungen werden zwar im 29. Abſchnitte für ſich behandelt, Verbrechen und 
Bergehen aber in buntem Wechjel nebeneinander geftellt. Gleichwohl ift die Unter: 
ſcheidung feine rein terminologifche, jondern auch mit materieller Wirkung ausge- 
ftattet. ©. bef. $$ 6. 43. 49. 49a. 67. 74. 257. Für das Gebiet des Prozefjes ge- 
winnt die Dreiteilung dadurch Bedeutung, daß fie die Grundlage für die Abgrenzung 
der fahlihen Zuftändigfeit bietet. 

Die Dreiteilung geht aus von der angedrohten, nit von der in 
concreto verwirkten Strafe. Im einzelnen ijt zu bemerfen: 

1. Sind mehrere Strafen angedroht, fo ift ſtets die ſchwerſte maßgebend. Daher ift 
die Beleidigung aus 8 185 nicht Übertretung, fondern Vergehen. Dies gilt auch 
dann, wenn die mehreren Strafen nicht wahl⸗, jondern hilfsweiſe (jubfidiär) an« 
gedroht find. Daher enthält GewO $ 147 (Gelditrafe bis zu 300 Mark und im 
Unvermögensfalle Haft) ein Vergehen. 


2. 


3. 


—2 
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Fraglich ift es, welche Bedeutung es bat, wenn fi durch das Hinzutreten 

eines Strafſchärfungs- oder umgelehrt eines Strafmilderungs» 

grundes (vergl. $ 2 II) die auf den Normalfall angedrohte Strafe ändert. 

a) Zunächſt ift es klar, daß höchſt individuelle, nur in der Perſon des Täters 
begründete, den Tatbeitand des Delikts nicht berührende Umftände ohne Ein- 
fluß auf die rechtliche Qualifizierung der Handlung find. Der Mord bleibt 
ein Verbrechen, auch wenn er wegen jugendlichen Alters des Täterd nur mit 
Gefängnis beftraft werden kann (8 57 Nr. 1). Yolgt aus $ 57 Nr. 4. An 
ji) würde das Entſprechende bei Rüdfälligfeit gelten müſſen, doch ergibt fi) aus 
StPO $ 140, daB in diefem Falle bie höhere Strafe Einfluß auf die Quali⸗ 
fiäierung der Handlung bat. Daher ift der im Rückfall begangene Diebftahl 
($ 244) ein Berbrechen. 

d) Ebenſo klar if, daß, wenn das Hinzutreten eines Straffchärfungs- oder Strafs 
milderungsgrundes das Ausscheiden der Handlung aus dem normalen Delitts- 
begriffe bewirkt, fie m. a. W. zu einem delictum sui generis macht, ihre recht» 
lie Qualifizierung nur nad der gerade auf fie angedrohten Strafe zu be= 
urteilen ift. Daher ift 3. 8. der Mundraub bes 8 970 Nr. 5 nicht wie ber 
Diebflahl ein Vergehen, fondern eine Übertretung. 

c) Aber audy dann, wenn Strafichärfungs- oder Strafmilderungsgründe das Aus⸗ 
jheiden der Handlung aus dem normalen DeliktSbegriffe nicht bewirken, muß 
man ihnen doch Einfluß auf die rechtliche Qualifizierung der Handlung ein- 
räumen. Denn es ift nicht erfichtlich, daB das Geſetz in $ 1 unter „Hand⸗ 
lung‘ nur den normalen Deliltsfall verftände. Deshalb find die im $ 243 auf- 
gezählten Diebjtahlsfälle Verbrechen und nicht Bergehen, und umgekehrt ift die 
Herbeiführung einer Überſchwemmung im Falle bes 8 313 Abf. 2 Vergehen 
und nicht Berbrecdhen. Eine Ausnahme muß indeflen Pla greifen, wenn bie 
Strafmilderungsgrände mildernde Umftände find. Denn diefe bedeuten nichts 
al3 eine „Erweiterung des Strafrahmens nad unten hin“. Deshalb bleibt 
der Raub ($ 249) auch dann ein Verbrechen, wenn wegen mildernder Umftände 
nur Gefängnisitrafe zuläflig ift. 

Die Gelbftrafe tritt häufig als Multiplarftrafe auf, d. h. fie wird in der 

Art angedroht, daß fie dem Bielfachen eines von Fall zu Fall ſchwankenden Grund» 

wertes gleichkommen muß. 3. B. bedroht das Bereinszollgeich im $ 135 Die 

Hinterziehung der Ein» oder Ausgangsabgaben mit einer bem vierfadyen Betrage 

der vorenthaltenen Abgaben gleihfommenden Geldſtrafe. Die herrichende Lehre 

(E 5 23, R 10 710, Jacobi, ZSHW 22 161 ff.) nimmt an, daß hier Vergehen 

oder Übertretung vorliege, je nachdem ſich im Einzelfalle eine Geldftrafe von über 

150 Mark ergebe oder nicht. In der Tat aber bedeutet die Fixierung der Geld- 

firafe nicht8 als eine Beſchränkung des richterlichen Ermeſſens binfichtlich ber 

verwirkten Strafe, angedrobt ift immer der denkbar höchſte Marimalbetrag. 

Daber find derartige Handlungen ſtets als Vergehen anzufehen (deshalb Bei⸗ 

hilfe ftrafbar). Im Ergebnis übereinftimmend Binding 1 516, finger 1 126, 

D. Meyer, Die Dreiteilung der ftrafbaren Handlungen (1891) 43. 


. Der Berjud einer ftrafbaren Handlung, die Anftiftung und die Beihilfe 


bazu müflen ſchon aus prozefiualen Gründen felbft als Verbrechen, Vergehen 
oder Übertretung qualifiziert werden. Da fie fi) von der vollendeten bzw. 
von der Haupthandlung objektiv unterſcheiden, ſo iſt das für ſie ſelbſt zu— 
läſſige Strafmarimum als maßgebend anzuſehen. Es kann alſo der Ber- 
ſuch eines Verbrechens unter Umſtänden nur ein Vergehen, der eines Vergehens 
nur eine Übertretung darſtellen. Olsh.⸗Zweig. 8, Oppenh.⸗Del. 7. Abweichend die 
herrrſchende Lehre. Für das StGB ſelbſt iſt Die Streitfrage ohne Bedeutung, wohl 
aber für die unter 3 hervorgehobenen Fälle; außerdem 3. B. dann, wenn das Haupt⸗ 
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delift mit Zuchthausftrafe von einem Jahr bedroht ift (vollendete Handlung: 

Verbrechen; verfuchte: Vergeben). 

II. Wiſſenſchaftliche Einteilung der ftrafbaren Handlungen und Begriff Der 
Handlung. — Da die gefeglihe Einteilung der Delikte nur an die Höhe der ange— 
drohten Strafe anknüpft, aljo eine Außerliche ift, jo hat die Wiflenichaft wiederholt nach 
tiefer liegenden Unterfcheidungen gejucht. Bon diejen find Hier folgende zu nennen: 

1. Bom Standpuntte der Rechtsgütertheorie aus (ſ. o. ©. 13. 14.) unterfheidet man Die 
Delikte meift in ſolche, die fich gegen Necdhtögüter der Gejamtheit (des Staates), 
und in joldhe, die fi gegen Rechtsgüter der einzelnen wenden. Diefe Unter- 
Iheidung ift jelbft dann nicht richtig, wenn man an Stelle des „Rechtsguts“ 
dag „Intereſſe“ jest. Denn in legter Linie wendet fi jedes Delift gegen Das 
Intereſſe des Staates, mag es unmittelbar auch nur das Intereſſe einzelner 
verlegen. Gerade darum verbietet und beftraft ja der Staat die Handlung, weil 
fie feinen Intereſſen zuwiderläuft. Übereinftimmend beſonders Hegler, Die Brin- 
zipien des internationalen Strafrechts (1906), der ©. 53.58. 61 folgende Einteilung 
vorſchlägt: Delikte gegen das Intereſſe des Staates an den Berhält- 
niljen des einzelnen — Delifte gegen daS Intereſſe des Staates 
an den Berhältniffen der Gefellihaft — Delikte gegen das Inter— 
effe des Staates an fi jelbft. 

2. Während die erwähnte Einteilung auf das Objekt des Delikts abftellt, geht eine 
andere von ber Berfchiedenartigfeit der Handlung aus und unterfcheidet dem⸗ 
nad) zwischen Begehungs⸗ oder Kommiſſivdelikten und Unterlaſſungs⸗ oder 
Omiffindelilten. Bei den erjteren tut der Täter, was er nicht tun follte, er 
übertritt eine BerbotSnorm, bei der zweiten tut er nicht, was er tun follte, 
er übertritt eine Gebotsnorm (3. B. 8% 139. 361 Nr. 4). Über die Frage, 
ob aud) eine Verbotsnorm durch Unterlafjung übertreten werben Tann, ob es 
m. a. ®. neben dem echten auch ein unechtes Unterlafjungspdelift gibt, 
ſ. u. IV. 

Da bie vorliegende Stelle eine erjchöpfende Einteilung aller Delikte geben 
will, fo verfteht es fi) von felbft, daß ber Ausdrud ftrafbare Handlung nicht 
ausichliegli im Sinne eines pofitiven Tuns gemeint ift, jondern die Unter 
laffung mit umfaßt. Genau genommen wäre der oberite Begriff Der des menjch- 
lichen Berhaltens. Vergl. bei. Kiginger, Ort und Beit der Handlung im 
Strafrecht (1902) 113. Die Geſetzesſprache wird aber durch den Saß beftimmt 
a potiori fit denominatio. — Nicht jedes pofitive Zum, nicht jede Körper: 
bewegung fällt unter den Begriff der Handlung. Zu diefem gehört vielmehr 
ein gewolltes Tun, d. h. ein folches, das piychiich bedingt, motiviert, Durch 
einen bewußten pſycho⸗phyſiſchen Akt ausgelöft if. ES jcheiden mithin folche 
Körperbewegungen aus, die durch einen unmittelbar auf Die Musfeln wirkenden 
Reiz ausgelöft werden, mag dieſer von außen fommen (z.B. es führt jemand meine 
Hand gemwaltfam an den Abzug einer Piftole) oder ein von innen kommender, 
aber nicht das Bemußtfein pafjierender fein (Meflerbewegungen, wie Krämpfe 
oder Niejen). Vielfach wird angenommen, daß der Handlungsbegriff aud dann 
entfällt, wenn die Tätigkeit durch eine folche Drohung veranlaft wurde, die ben 
Erforderniffen des 8 52 entipricht. Vgl. E 31 395, 8 48. 

Das, was von dem pofitiven Tun gelagt ift, muß in gleicher Weiſe für Die 
Unterlaffung gelten. Auch eine folche fällt nur dann unter das Gejeß, wenn fie 
gewollt, d. h. motiviert ift. Niental3 aber darf man ji Durch die Unterordnung 
der Unterlafjung unter den Handlungsbegriff dazu verleiten laſſen, in ihr ein 
pofitives Tun nachweiſen zu wollen. Gegen derartige Verſuche Kiginger a. a. D. 
113ff._ Über den Handlungsbegriff im allgemeinen |. außer der 0. ©. 10 
zitierten Fiteratur Binding 1 565, Belfer, Theorie des Strafrecht? (1859) 1 244 ff. 
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Bünger HEN 6 201 ff., Lammaſch Grünhd 9 90 ff., M. E. Mayer, Die ſchuld⸗ 
hafte Handlung im Strafrecht (1901), Eltzbacher, Die Handlungsfähigkeit (1903) 
78ff. Bierling, Juriſtiſche Prinzipienlehre 2 47. 3 16 ff. 

Auch wenn ein beitimmtes Verhalten nit gewollt, alfo Feine 
Handlung if, kann doch jemand dafür verantwortlich fein, 
fofern es nämlich auf jeine Handlung zurüdführbear ift (mittel- 
bare Täterſchaft und actio libera in causa; f. darüber Vorbem. 3. 3. Abſchn. 
und & 51). 

Sowohl innerhalb der Begehungs- mie der Unterlafjungsbdelikte unterfcheibet 

man weiter zwiichen Erfolgs» oder Materialdelikten und fchlichten Tätigfeits- 
oder Kormaldeliften, je nachdem, ob zum Tatbeftande bes Delikts ein außerhalb 
des menfchlichen Berhaltend liegender Erfolg gehört oder nicht. Formaldelikt 
> 8. $ 361 Nr. 2. Bol. Loening 12, Kitzinger a. a. D. T1ff. Gegen ben 
Begriff der jchlihten Tätigkeitsdelikte mit Unrecht v. Liſzt $ 28. Die Frage, 
ob bei den Erfolgsdelikten der rechtlich erhebliche Erfolg mit zum Handlungs» 
begriffe gehört, ift im mwefentlichen eine terminologifche. Bergl. darüber die oben 
zitierte Literatur und Fißinger a. a. D. 169. 208. ebenfalls aber ift für die 
wiſſenſchaftliche Betrachtung der Erfolgsdelifte die Scheidung von körperlichem 
Berhalten und Erfolg gar nicht zu vermeiden. Rechtlich erheblich ift bei der 
Mehrzahl der Delikte nur ein Erfolg (die Tötung beim Mord, die Verlegung 
einer fremden Sache bei der Sachbeſchädigung). Indeſſen gibt e8 auch 
Delikte, bei denen mehrere Erfolge von Bedeutung find (fog. Durch den Erfolg 
qualifizierte Delikte), 3.8. Die Körperperlegung mit töblichem Erfolg, 8 226. 
Die Erfolgsdelilte find wieder Werlegungs- oder Gefährdungsdelifte. Unter 
den legteren verjteht man folche, zu deren Tatbeftand die Herbeiführung einer 
Gefahr gehört. 
Man ſpricht von Gefahr, wenn man fid) denkt, daß eine Verlegung möglicher: 
oder wahrfcheinlicherweife eintreten werde. Der Begriff jest aljo eine Kaufalreihe 
voraus, Die fih in der Richtung eines Objekts bewegt (fahrender Eifenbahnzug gegen 
einen auf ben Echienen ftehenden Wagen) oder Doc leicht bewegen kann (zum Sprung 
gedudter Löwe, umherrajendes Pferd. Wann man die Verlegung als möglich 
oder wahrjcheinlich bezeichnet, läßt ſich nicht mit Allgemeingiltigkeit beftimmen, weil 
dies ſubjektiv Durch die Reife ber Erfahrung, ja felbft durch den Grad der Nervofität 
bedingt ift. Soll dem Gefahrbegriff das Schwankende tunlichjt genommen werden, 
jo ift zweierlei zu fordern: einmal, daß bie Verlegung nicht von einem beliebigen, 
jondern nur von einem mit den Berhältniifen vertrauten Urteil als möglich 
oder wahrjcheinlich aufgefaßt werde (f. u. III 1d), fodann, daß der Zuftand, auf Grund 
defien das Gefährbungsurteil gefällt wird, ein abnormer jei. Hierin liegt, daß die 
normale Gefährdung, wie fie bſpw. der Betrieb gemwifler Fabriken oder einer Eiſen⸗ 
bahn mit fi) Hringt, niemals eine Gefahr im Sinne des Strafrechts fein Tann. 
Dana) wird man definieren dürfen: 

Gefahr ift ein abnormer Zuftand, bei dem eine Saufalreihe ſich entweder 
bereit$ in der Richtung gegen ein Objekt bewegt, oder doch leicht in Bewegung 
jegen kann, jo daß für ein mit den Berhältniffen vertrautes Urteil die Möglic;- 
feit einer WBerlegung des Objekts nahe, d. h. ihre Abwendung außerhalb jicherer 
Berechnung liegt. 

Ähnlich die meiften, Doch pflegen (abgefehen von Rotering ZEHW 23 358) 
die hervorgehobene Abnormität des Buftandes und die Sachkunde des Urteils nicht 
genügend betont zu werben. Vergl. J. v. Fries, Über den Begriff der objektiven 
Möglichkeit (1888), derſ. Zt} 9 528, v. Rohland, Die Gefahr im Etrafrecht (1888), 
Binding, Normen 1 120. 377 ff., Rotering, Yahrläffigkeit und Unfallsgefahr (1892), 
def. i. d. jur. Bierteljahrsichr. 30. Bd. 3. Heft, Loock, Der ftrafrechtliche Schuß 

Frank, Strafgeſetzbuch, 5.— 7. Aufl. 2 
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der Eifenbahnen (1893) 161 ff. E 6 396. 10 173. 14 135. 30 178. Gegen Die 
Anficht, welche die Gefahr als etwas rein GSubjeltives auffaßt (v. Buri Gers 40 
508 ff. 44 921 ff, Singer, Der Begriff der Gefahr [1889)), befonder8 Oppenheim, 
Die Objelte des Verbrechens (1894) 207. 208 und Buſch, Gefahr und Gefährdungs- 
vorſatz (1897). 

Endlich unterfcheibet man innerhalb der Gefährdungsdelikte zwiſchen fonfreten 
oder jpeziellen und abftratten oder generellen (fo zuerit v. Robland). Bei 
beiden gehört die Gefährbung zum Zatbeftande, der Unterfchied liegt aber darin, 
daß der Nichter bei den konkreten das Borhanbenjein der Gefahr von Fall zu Fall 
zu prüfen hat (3. B. 88 312. 315. 316. 321), während ihm bei den generellen (3. B. 
322. 324) diefe Prüfung unterfagt ift. — Über ben Begriff der Gemeingefahr 
ſ. d. Vorbem. z. 27. Abjchn. des 2. Tls. 

Wegen der Sonderdelikte |. Vorbem. z. 3. Abſchn. des 1. Tls. wegen ber 
Polizeiübertretungen Vorbem. z. 29. Abſchn. des 2. Tls. 

UI. Die Kauſalität des pofitiven Tuns. — Für die Erfolgsdelikte tritt Die 
Frage auf, wann ein beftimmtes Greignis, mag e8 in einer Verlegung, mag es in 
einer Gefährdung beftehen, gerade al8 Erfolg ber Handlung angejehen werben 
fann, wann m. a. W. zmwifchen beiden im inne des StEB's Kaufalzufammen- 
bang befteht. Vorweg ift zu bemerfen, daß dieje Frage mit der nad ber 
Berfhuldung nicht zu tun bat. Beide Fragen find getrennt zu prüfen, und 
zwar logifchermweife (abgefehen von den Fällen des Verſuchs) die Kaufalität vor Der 
Berihuldung. Jene begründet nur bie tatjächliche Zurechnung (imputatio facti), dieſe 
erft die ftrafrechtliche Haftung (imputatio iuris). So nad dem Vorgange dv. Buri’s 
(Raufalität [1878) und anderwärts) die herrichende Lehre. Dagegen behaupten u. a. 
Merkel 71, Liepmann 52, vd. Rohland, Die Kaufallehre (1903), daß die fyrage ber 
Kaufalität mit der des Verſchuldens zufammenfalle..e So jachlih auch Bierling, 
Juriſtiſche PBrinzipienlehre 8 29 ff. (1905), obwohl er fich gegen dieſe Unterftellung 
verwahrt. 

Die Frage der Kaufalität knüpft fich an den Eintritt einer Veränderung, und 
zwar nicht nur, wie häufig behauptet wird, an den einer Beränderung in der Außen⸗ 
welt, fondern audy in der Innenwelt. So kann bie Frage, wer einen verbrecherifchen 
Entſchluß verurſacht hat und darum als Unftifter haftet, ftrafrechtlich von ber größten 
Bedeutung fein. Selbfiverftändlich ift jede Veränderung das (Ergebnis zahllofer 
Saltoren. Jeder Zuſtand und jedes Ereignis, bei dbefien Mangel die 
Beränderung nidhteingetreten wäre, heißt Bedingung. Das Hauptproblem 
ber Raufalitätätheorieen befteht darin, ob unter den Bedingungen bes Erfolgs der einen 
oder ber andern eine fo hervorragende Bedeutung zulommt, daß man fie al8 bie 
Bedingung xar’ dEoyrw, db. h. ald Urſache bezeichnen Tann. 

1. Die erfte Gruppe von Schriftftellern bejaht die yrage. Dabei gehen fie meift von 
der Anſchauung aus, daß für ben Erfolg al8 Täter haftet, wer ihn ver- 
urſacht, ald Teilnehmer, wer zu feinem Eintritt eine Bedingung gefeßt 
hat, leßtere8 aber nur unter der VBorausjegung, daß eine der geſetzlich anerkannten 
Zeilnahmeformen erfüllt wird. Über die Frage, worin der Unterfchied zwiſchen 
Urfache und Bedingung beftehen joll, herricht lebhafter Streit. Kaum noch ver- 
treten wird Die Anſicht, nach der Urfache nur die legte Bedingung oder diejenige 
ift, welche den Erfolg notwendigerweife herbeiführt. Wohl aber erfreuen ſich 
folgende Theorieen mehr ober weniger zahlreicher Anhänger. 

a) Urfache ift die wirkſamſte Bedingung. So Birkmeyer, Urfachenbegriff und 
Kaufalzufammenhang (1885, auch GerS 87 255). Diefe Theorie ift fchwer 
durchzuführen, weil es in vielen Fällen unmöglich ift, die Wirkfamkeit ber 
Bedingungen gegen einander abzumägen, und weil, wenn es möglich if, man 
häufig zu unbefriedigenden Ergebniffen gelangt; denn der eigentlidh Schuldige 








81. 19 
ſetzt vielfach nur eine ſolche Bedingung, die äußerlich nicht erheblich ins Gewicht 
fällt. Gegen Birkmeyer beſ. Merkel 103, Thyrén, Abhdlgn. a. d. Strafrecht 
(Lund 1894) 1 91 fi. 

db) Urfache ift diejenige Bedingung, durch melde die dem Erfolg gänftigen Um⸗ 
fände das Übergewicht über die ihm widerftrebenden erlangen. So Binding, 
Normen 1116 (2. Aufl). Dadurch wird mehr ein Bild als eine auf die realen 
Ericheinungen anwendbare Formel geboten. 

o)Urjadhe ift diejenige Bedingung, welche die Eriftenz erregt. So Kohler 
1 83, GoltdA 51 327 ff. Dagegen Thyren a.a.D. 1 58 ff, Träger, Der 
Kauſalbegriff (1904) 95 ff. 

d) Urjache ift die dem Erfolg adäquate Bedingung, d. h. diejenige, welche eine 
generelle Tendenz hat, ihn herbeizuführen. Dieſe Tendenz aber liegt vor, fo» 
bald man jagen ann, daß durch den Eintritt der Bedingung die Herbeiführung 
des Erfolgs berechenbar, wahrjheinlich wird. In der modernen Theorie 
darf diefe Lehre als die herrichende bezeichnet werben. Angedeutet wurde jie 
ichon 1871 durch v. Bar, Die Lehre vom Kaufalzujammenhang (Urſache jei 
bie regelwidrige Bedingung); ihr eigentlidher Begründer ift J. v. Krieg, 
Über den Begriff der objektiven Möglichkeit (1888), EA. a. d. BFSchr f. wiſſen⸗ 
fchaftl. Philvfophie 12 179 ff. 287 ff., 393 ff; vergl. auch ZSHW 9 528 ff.. 
Beftritten wird natürlich nicht, daß im konkreten Falle der Erfolg durd eine 
Berlettung von Umftänden herbeigeführt werden kann, von denen nicht ein 
einziger eine ihm adäquate Bedingung ift. Die Meinung geht aber dahin, daß 
das Bejeg, wenn e8 von Berurjachen fpricht oder eine gleichwertige Wendung ge- 
braucht (3. B. töten — den Tod verurfachen), immer nur eine ſolche Handlung im 
Auge hat, durch welche eine dem Erfolg adäquate Bedingung gejegt wird. Bes 
fteht nun deren Weſen darin, dat mit ihrem Eintritt die Herbeiführung des Er» 
folgs berechenbar, wahricheinlich ift, jo bedarf e8 einer genaueren Darlegung 
Darüber, was bei einem ſolchen WahricheinlichkeitSurteil vorauszufegen 
ift; denn jobald man fagt, daß mit dem Eintritt einer Bedingung (3. ©. 
Vergiftung eines Brunnens) ein Erfolg (der Tod eines beftimmten Menſchen) wahr- 
fcheinlicdy werde, jegt man eine Reihe vorhandener und fpäter eintretender Be⸗ 
dingungen als bekannt voraus. J. v. Fries jelbft ift der Meinung, daß die dem 
Täter befannten Bedingungen vorauszufegen feien. In einem gewiſſen Gegenſatz 
zu dieſer „iubjeftiv adäquaten Theorie” fteht die von M. Rilmelin (Die Ver⸗ 
wendung der Kaufalbegriffe im Straf und Zivilrecht [1900], SA. a. Civ. 
A 90 171) vertretene „objeftive”. Nach dieſer find vorauszufegen: alle zur Zeit 
der Tat (ex ante) vorliegenden, ex post dem Richter erfennbaren Bedingungen 
und von dem ſpäter eintretenden (3. B. Trinken aus dem vergifteten Brunnen) 
Diejenigen, mil beren Eintreten bei der Tat nad) menfchlicher Einficht gerechnet 
werden kann („objektive nachträgliche Brognofe”). Wenn e8 unter diejen Voraus⸗ 
jegungen wahrjcheinlich ift, daß mit dem Eintritt einer beftimmten Bedingung 
der Erfolg herbeigeführt werde, fo ift fie Urſache im Sinne bes Geſetzes. 
Gegen NRümelin bei. Radbruch, Die Lehre von der adäquaten Berurfadhung 
(1902), Träger, Ter Kaufalbegriff (1904) und Liepmann GoltdA 52 23 fi. 
Nach Träger foll fit das WahricheinlichkeitSurteil ftügen auf Die Vorausſetzung 
aller zur Zeit des EintrittS der Bedingungen vorhandenen übrigen Bedingungen, 
foweit fie zu diefer Zeit dem einfichtigften Menichen erkennbar waren, ferner der 
dem Täter jelbft außerdem noch befannten. Gegen Träger wieder Kohler, 
SoltdA 51 327 ff. und Liepmann a. a. O. 7 ff. 32 ff. Weitere Anhänger der 
adäquaten Berurfachungstheorie außer Liepmann und Träger: Merkel 95 ff., 
Meyer-Allf. 157, Litten, Die Erfagpflicht des Tierhalters (1905), und RS in 
Zivilſachen. | 

2 * 


20 Einleitende Beitimmungen. 


— — — — 





2. Die zweite Gruppe von Schriftſtellern verneint die Unterſcheidbarkeit von Urſachen 
und Bedingungen. Sie läßt demgemäß bei dem ſchuldhaften Segen einer jeden 
Bedingung Haftung für den Erfolg eintreten. Ob in der Form der Täterſchaft 
oder der Teilnahme, entjcheiden die Tonfequenteften Vertreter diefer Auffaflung 
nad der Willensrichtung. S. darüber u. bei 847. Urſache iſt hiernach jeder 
Zuftand und jedes Ereignis, der oder das nicht hHinweggedacht 
werden fann, ohne baß gleichzeitig der Erfolg entfiele. Begründer 
diefer Lehre find v. Buri, Die Kauſalität (1873) und J. Mill, Syſtem ber deduktiven 
und indultiven Logik. Vertreter: Beling 20, v. Brünned, Die herrſchende Kau— 
jalitätstheorie (1897), Finger 1 274 ff, Hartmann, Das Kaufalproblem (1900), 
Häljchner 1 227, v. Lilienthal 28, v. Liſzt $ 29, OISh.- Zweig. 1 &.168. Beſonders 
aber heherrfcht die Buriſche Theorie die ftrafrechtliche Praris des RE's. Vergl. auch 
BayObGStr 6 73. Das praftiiche Ergebnis diefer Theorie führt zu dem 
Sage: hat eine menſchliche Handlung zu dem Eintritte eines be» 
ftimmten Ereignifjes auch nur das Geringite beigetragen, fo ift fie 
als feine Urſache anzujehen. 

Der Burifchen Theorie wird man fi in dem Sinne anzujdließen haben, daß 
man zwar grundfäglic” den Unterfchied zwiſchen Bedingung und Urjache verneint, 
ihn aber da anerfennt, wo das StGB ſelbſt darauf Hinmeift. 

Namentlich wird der Kaufalzufammenbang dadurch nicht befeitigt, daß außer 
der Durch die Handlung in Bewegung gejesten Kaufalreihe andere Momente mit«- 
wirtfam werden. Daher liegt vollendete Tötung oder Körperverlegung mit tödlichem 
Erfolge auch dann vor, wenn die zugefügten Verwundungen nur wegen fchwächlicher 
Reibesbeichaffenheit des Verwundeten einen tödlichen Ausgang genommen haben. E 5 
29. Ebenjo, wenn etma der im Lazarett Hinzutretende Epitalbrand mitwirkſam war. 
Oder: A ftellt ein Giftfläſchchen unvorfichtig auf, ® leert es ebenjo unvorfichtig und 
ftirbt. E 1973. Oder: A bringt einen Revolver zum Büchſenmacher, ohne diejem zu 
jagen, daß er geladen ijt. Der Büchfenmacher hantiert unvorfichtig mit dem Revolver 
und tötet den &. In diefem alle haben den Tod ſowohl A alö der Büchſenmacher 
verurſacht. Ebenfo Hat zu einem Bahnunglüd nicht nur der, vielleicht nicht einmal 
ſchuldige, Beamte eine Urſache gelegt, der die Weiche faljch ftellte, ſondern auch der 
höhere, der eine faliche Inſtruktion erteilte oder dem unfähigen VBedienfteten dieſen 
Poſten anwies. 

Anderſeits aber deutet das Geſetz an mehreren Stellen darauf hin, daß nicht 
jede Bedingung Urſache iſt. 

a) Zunädhft bei der Lehre von der Teilnahme. Zwar wird man nicht ſagen dürfen, 
daß ſich die gejeggebenden Faktoren bei der Regelung diefer Materie von 
klarbewußten Kaufalitätöbegriffen hätten leiten lafjen, wohl aber ift zu behaupten, 
daß die von ihnen aufgeitellten Nechtsjäge nur dann vernünftig angewendet 
werden Zönnen, wenn man in gewiſſem Umfange zwijchen Urſache und Be- 
dingung unterjcheibdet. (E8 war ein methodilcher Fehler v. Buri's, daß er feine 
Theorie in die Zeilnahmelehre Hineintrug, anftatt fie durch diefe zu berichtigen). 
Denn die Beſtimmungen über Anftiftung und Beihilfe Haben nur dann Sinn, 
wenn man von dem Sage auögeht: eine Bedingung, Die einen der Außen- 
welt angebhörigen Erfolg nur dur Bermittlung eines frei 
und bewußt auf ihn hinarbeitenden Willens berbeiführt, ift 
lediglih Bedingung und nit Urſache. Anders ausgedrüdt: die 
pſychiſch vermittelte Kaufalität hat nur den Rang einer Bedingung. 
Ähnlich Horn, GerS 54 321 ff., PB. Wolf i. d. Ztſchr. Das Recht 9 526. Wer 
eine ſolche Bedingung feßt, ift für den Erfolg grundfäglich (d. h. fofern bag 
Geſetz im Einzelfalle nicht8 anderes beitinnmt) nur dann haftbar, wenn er da» 
durch Anftiftung oder Beihilfe leiftet. Das legtere trifft nicht zu bei erfolgreicher 
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Aufforderung zum Selbftmorb oder bei Unterftügung eines jolchen: der Auf- 
fordernde ift ftraflos. Ebenſowenig kann der Notzlichter nach $ 178 beftraft 
werben, wenn fich die Frauensperſon aus Verzweiflung über die Schande das 
Zeben nimmt. Auch iſt der Jäger, der fein geladene Gewehr unvorfichtiger- 
weije in eine ®irtichaft mitgenommen hat, nicht haftbar, wenn e8 ein anderer 
benugt, um jchuldhaft und vorfäglich einen Dritten zu töten (wohl aber, wenn 
Der andere ein Geiſteskranker ift oder wenn er zwar jchuldhaft, aber nur fahr» 
läſſig handelt). Regelmäßig drüdt man dieſe Gedanten jo aus, dab man fagt: 
durch das vorjäglidhe Eintreten eines andern in die KRaufalität 
wird der Kaufalzuiammenhang unterbrodhen. Indeſſen gibt dieſe 
Formulierung ein falfhed Bild: der Kaufalzujammenhang ift vorhanden, aber 
die in Rede ftehenden Bedingungen find nicht Urſachen. Gegen bie Vorftellung 
einer Unterbrechung des Kaujalzufammenhanges auch M. E. Mayer, Der Kauſal⸗ 
zufammenbang (1899), 93 ff, Hartmann a. a. O. 93 ff, Träger a. a. D. 177 ff. 
Diefer legte, ferner Wiechowski, Die Unterbredung des Kaufalzufammen- 
hangs (1904) und andere Vertreter der adäquaten Berurfahungstheorie wollen 
Die Frage, ob Urfache oder nicht, au in diefen Fällen nur danach beantworten, 
ob der Erfolg wahricheinlic war. (Bemerkt jei, daß die Lehre von der Unter⸗ 
bredung des Sanfalzuiammenhangd der Sache und dem Ausdrude nad 
auch im ausländifchen Recht behandelt wird. ©. 3.8. Wharton, A Treatise on 
criminal law [1896] 1 178 ff.) 

b) Sodann ift die Bleichftellung von Bedingung und Urſache nicht durchführbar 
bei den durch den Erfolg qualifizierten Delikten, d. h. dann, wenn 
das Gejeg eine Haftung für einen jolden Erfolg eintreten läßt, der nicht in 
vollem Umfange verfchuldet it. Es Handelt ſich Hier immer nur um jolche 
Delikte, die erfahrungsgemäß Häufig einen gewiflen ſchweren Erfolg, nament- 
li) Tod oder jchwere Verlegung, nad) ſich ziehen, 3.8. $$ 224. 226. 307 Nr. 1. 
323. Diejem dem Gelege zu Grund liegenden Gedanfen wird man nur dann 
gerecht, wenn man zum Eintritt der fchweren Haftung eine ſolche Entwidlung 
der Raujalität verlangt, Die dem Weſen des Grunddeliktes oder den Um— 
ftändenentfpridht, unter denen es begangen wurde. So liegt zwar 
Körperverlegung mit tödlichem Erfolge dann vor, wenn der durch die Berlegung 
in dem Körper angeregte pathologiſche Prozeß zum Tode führt, mag jeine Ent- 
widlung auch durch ein ſchon vorhandenes Leiden gefördert worden fein. Ebenfo, 
wenn der Berlegte an Ort und Etelle verburftet. Nicht aber, wenn er dort 
vom Blige erfchlagen wird oder wenn er auf dem Wege zum Arzt verunglüdt, 
wohl auch nicht, wenn er am Lazarettyphus ftirbt. Der qualifizierte Fall des 8 323 
ift nur beim Tode eines Menſchen durch Ertrinfen oder Berjchellen des Schiffs 
oder durch Berbungern gegeben; nicht aber, wenn bei der Nachricht von Schiff- 
bruch die Frau des Kapitän vor Schred ftirbt. Zu dieſer beichräntenden Aus- 
legung führt auch eine hiftorifche Erwägung. Die Qualifizierung gewifler Delifte 
durch einen ſchweren Erfolg iſt an Stelle des alten dolus indirectus getreten, 
den man aber nur dann annahm, wenn es fidy un einen erfahrungsmäßig 
leicht eintretenden Erfolg handelte. Vergl. Klee, Der dolus indirectus (1906) 
14 ff. Man kann daher den Cat aufitellen: bei ben durch den Erfolg 
qualifizierten Delikten ijtdie Handlung, durch welde dad Grund» 
dDelift begangen wird, für folde ſchwere Erfolge, die niht dem 
typifchen Berlaufe der Kaufalität entſprechen, lediglich eine die 
volle Haftung nit begründende Bedingung. In diefer Beziehung 
wird man alfo der adäquaten Kaufalitätstheorie beizutreten Haben. So auch die 
berrfchende Lehre, vergl. bei. Bennede, HEHW 5 731, Kohler, GoltdA BL 
329. A. A. v. Liſzt 8 29. 
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An andern Fällen liegt zwar keine Ausnahme von dem ob. 2 a. E. aufgeſtell ten 
Satze vor, die Rihthaftung für den Erfolg ergiebt fid) aber aus dem Weſen Der 
Berfhuldung. ©. darüber $ 59. 

IV. Die Kanfalität der Unterlaffung. — Bei jeden Erfolgsbelitt entfteht Die 
Frage, ob es nur durch pofitives Tun oder aud durch Unterlafjung begangen, ob 
m. a. W. eine Verbots norm durch Unterlaffung übertreten werden kann. Eog- 
unechtes NWnterlaffungsdelift oder delictum commissivum per omissionem. 
8. 8. die Mutter unterläßt die Ernährung des Kindes; das Kind ftirbt. Für 
ben Tod des Kindes kann die Mutter nur dann verantmwortlid) gemacht werden, 
wenn nachgemwiefen if, daß er durch ihr Verhalten verurjacht worden ift. Wer 
der Unficht ift, daB Kaufalität nichtS anderes bedeute als ein Bewirten, ftebt 
vor ber Wahl, entweder in der Unterlaffung eine wirkende Kraft, einen pofitiven 
Faktor in dem Raufalismus der Natur nachzuweiſen — oder aber den Begriff des 
unechten Unterlafjungsdelitt3 zu leugnen. Alle Verjuche in der eriten Richtung find 
endgiltig als geicheitert anzufehen. So au NRümelin a. a. O. 149. In Erkenntnis 
diefer Tatjache hat man unter Verneinung der Kaufalität der Unterlaſſung be 
hauptet, daß das Geſetz die Nichthinderung des Erfolgs, alfo die Unterlaffung 
deſſen Herbeiführung gleichſtelle. So z. 8. v. Liſzt $ 30, Meyer⸗Allf. 163. In der 
Tat aber ftellt das Geſetz nicht das Nichtlaufale dem Kaufalen gleich, fondern es 
fieht die Unterlafjung als kauſal an. Nach der Eprache des Gefetes ift die Unter- 
laffung eine Form der Verurſachung. Am gewöhnliden Leben gebraucht man den 
Ausdrud „verurfachen” oder gleichbedeutende Wendungen („daran jchuld fein“) nicht 
nur im Sinne bes Bewirkens oder des Mithelfens beim Bewirken, fondern auch als 
Ausdrud der ganz allgemeinen Borftellung, daß ohne ein beftimmted Etwas (a) ein 
anberes Etwas (b) nicht geweſen wäre. Das Kaujalitätsurteil (jo fann man diefen 
Ausdrud jener Vorftellung nennen) wird aber auch dann gefällt, wenn das a nega= 
tiver Natur, aljo eine Unterlafjung ift. Der Gejeßgeber redet nun nicht Die Sprache 
der Erfenntnisfritit, fondern die des gewöhnlichen Lebens, alfo kann im Sinne jeiner 
Sprechweiſe auch eine Unterlaflung faufal jein. Im weſentlichen übereinftimmend 
Landsberg, Die Kommijfivdelifte durch Unterlaffung (1890), Liepmann 47 ff. 
Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht (1902) 129 ff., B. Merkel, Be 
gehung durch Unterlaffung (1895) und der Sache nad) aud) v. Lilzt a. a. DO. Aus 
der fonftigen Literatur find hervorzuheben: Aldoffer, Inwiefern kann man durch 
Unterlaffung ufw. (1882), v. Rohland, Die frafbare Unterlafjung (1887), Loening, 
Die firafrechtlihe Haftung des verantwortlichen Redakteurs (1888) 259, Endemann, 
Die Rechtswirkungen der Ablehnung einer Operation (1893), Bierling, Jur. Prinzipien 
lehre 3 80. Der legtere unterjcheidet ebenfalls ſcharf zwiſchen Kaufalität im Sinne 
der Erkenntniskritik und im Sinne des Geſetzes. 

Bei Unterlaffungen wird aber das Kaufalitätsurteil nur auf Grund der An⸗ 
nahme gefällt, daß der Unterlaffende die Möglichkeit gehabt Hätte, den Erfolg 
abzuwenden. Deshalb ift eine Schuldigiprechung wegen eines unechten Unterlaſſungs⸗ 
deliftes nur dann zuläflig, wenn der Richter nach Lage der Dinge die beftimmte 
Überzeugung von diefer Möglichkeit Hat. Iſt der Unterlafjende durch einen Dritten 
zwangsweiſe vom Handeln abgehalten worden, jo Enlipfen wir das Kaujalitätsurteil 
an das PBerhalten bes letteren. Denn Nötigung zum Handeln und Nötigung zu 
Nichthandeln ftehen einander glei. Der Dritte fegt in diefem Falle eine negative 
Bedingung. Vergl. darüber Guthmann, Die negativen Bedingungen (1898) und 
Kohler 63, der hier von „abgeleiteten Unterlafjungsbeliften“ ſpricht. 

Aber die Überzeugung von der tatjächlichen Möglichkeit der Verhinderung ges 
nügt noch nicht, um den Unterlafienden für den Erfolg haftbar zu maden. Ebenſo 
wie der pofitiv Tätige nur dann haftet, wenn er nicht berechtigt war, den Erfolg 
herbeizuführen, haftet der Unterlafiende nur dann, wenn er verpflichtet war, den 
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Erfolg abzuwenden. Dieje Verpflichtung muß aber eine rechtliche fein, eine bloß 
moralifche genügt nit; m. a. W.: nur die rehtswidrige Unterlafjung der Ab- 
wendung eines Erfolges begründet eine ftrafrechtlihe Berantwortung. Daher ift 
grundfäglich Die unterlaffene Lebensrettung nicht Itrafbar. 
Rechts widrig aber ift die Unterlaflung in folgenden Fällen: 

1. wenn eine gejeglihhe Pflicht zur Abwendung eines Ereigniſſes beiteht. Eine 
Pflicht zur Abwendung körperliden Schadens legt zweifellos WEB 88 1627. 
1634 den Eltern des minderjährigen Kindes auf. Der unmittelbar durch das 
Geſetz begründeten Pflicht fteht eine ſolche gleich, die auf gefeglich zuläfliger 
Berordbnung, oder auf geſetzlich zuläſſigem Dienftbefehl beruht. Dan kann aber 
nicht behaupten, daß mit jeder Pflicht zum Tätigwerden aud, die Pflicht zur 
Abwendung des Erfolges auferlegt jei. Komentlid ift dur die in 8 360 
Nr. 10 anerfannıe Hilfeleiftungspflicht feine Pflicht zur Abmwendung der Gefahr 
auferlegt. Vergl. Löffler, GrünhZ 20 769, Rümelin a. a. O. 153 ff, North, 
Die NRotbilfepflicht (1906) 101 ff. — Rechtswidrig ift die Unterlaflung ferner, 

. wenn die Berpflichtung zur Abwendung eines Ereigniſſes übernommen ifl. 
3. B. ich veripreche jemanden, ihm in einer gewifien Gefahr zu helfen, laſſe ihn 
aber dann im Stich. E 10 100. Die Übernahme braucht nicht immer aus- 
drüdlich zu erfolgen, vielmehr genügt auch ein fhlüffiges Verhalten, z. ®. die 
Übernahme einer ärztlihen Behandlung Meift (3. B. v. Lifzt 8 30, finger 
1291, E 24 339) wird behauptet, daß auch die undorfägliche Herbeiführung einer 
Gefahr die Verpflichtung begründe, den rechtswidrigen Folgen ſoweit ald mög» 
lich entgegenzutreten. Bon dieſem Gefichtspuntte aus, den bei. Landsberg a. a. O. 
257 und Sturm, Die Rechtswidrigkeit ber Unterlafjung (1895) befämpfen, nimmt 
die zitierte Entfcheidung an, daß, wer aus Berfehen jemanden einfperrt und ihn, 
nachdem er das Berjehen bemerkt hat, nicht in Freiheit feht, ſich der vorfäglichen 
Hreiheitsberaubung fchuldig mache. 

In allen erwähnten Fällen kann felbftverftändlih die ftrafbare Yinterlaffung 
auh in der Form mangelhafter, ungenügender Pflichterfüllung begangen werden. 
Emährt die Mutter das Kind nur mangelbaft, fodaß es ftirbt, fo Hat fie es troß 
Gewährung von Nahrung durdy Unterlaffung genügender Ernährung getötet. 


8 2. 
Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werben, wenn 
diefe Strafe gefeblich beftimmt war, bevor die Handlung begangen wurbe. 
Bei Berfchiedenheit der Geſetze von der Zeit ber begangenen Hand: 
lung bis zu deren Aburtheilung ift das mildefte Gefeß anzumenden. 


nd 


I. Diefe Stelle, die zu den wichtigften und prinzipiellften des Gejegbuches zählt, 
enthält zunächſt die Vorſchrift, daß eine Strafe nur auf Grund eines 
Geſetzes verhängt werben darf. Nulla poena sine lege poenali. Dabei ift 
als Geſetz jeder gefchriebene Rechtsſatz zu verjtehen, ſodaß auch die Strafverordnung 
unter diefen Begriff fällt. Vergl. Eeuffert, St® d. Ggw. 1 33 ff. und über landes⸗ 
tehtliche Polizeiverordnungen insbefondere Roſin, Tas Polizei⸗Verordnungsrecht in 
Breußen (1895), Seuffert a. a. D. 1 94 ff., Biermann, Privatrecht und Bolizei in 
Breußen (1897). Cinzelnes: 

1. Rur auf Gefeg, nicht auf Gewohnheitsrecht, darf ein Strafanfprud 
des Staates gegründet werden. Das Gewohnheitsrecht kann aber indirekt 
da8 Strafrecht dadurch beeinfluffen, daß es auf andere Rechtsgebiete einwirkt. 
So kann 3. B. zufolge eines zivilen Gewohnheitsrechts eine Sache für den Weg⸗ 
nehmenden eine fremde und eben deshalb die Wegnahme als Diebftahl anzu⸗ 
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ſehen fein. — Soweit das Geſetz nicht ausdrücklich das Gewohnheitsrecht be⸗ 
ſeitigt, iſt dieſes wie auf andern Rechtsgebieten als wirkfam anzuſehen. Daher 
kann durch desuetudo ein Strafgeſetz aufgehoben werden (derogierende Funk⸗ 
tion des Gewohnheitsrechts). Denkbar wird eine ſolche desuetudo allerdings 
nur in der Art fein, daB die maßgebenden Behörden (Staatsanwaltſchaft und 
Gerichte) ein Strafgefeg längere Zeit hindurch in der Meinung feiner recht- 
lichen Ungiltigkeit nicht mehr angewendet haben, obgleich tatfächlich Beranlaffung 
zu jeiner Anwendung gegeben geweſen wäre. Der Umftand, daß ein Strafgefeß 
in Bergefjenheit gerät, begründet fein entgegenftehendes Gewohnheitsrecht, weil 
e3 an ber opinio necessitatis fehlt. Im mefentlicyen übereinitimmend Binbing 
1210, Hälſchner 1 85, Meyer-Alif. 89, Olsh.⸗Zweig. 5. Abweichend bei. v. Lifzt 
$ 17, infofern er die derogatoriihe Funktion des Gewohnheitsrechtes verneint. 


.Rur auf ausdrüdlihe gejeglihhe Beftimmung, nicht auf Analogie, 


fann ein Strafaniprud bes Staates gegründet werden. Daher ift 
es 3. B. nicht möglich, in analoger Anwendung des $ 182 eine frauensperfon 
zu bejtrafen, die einen Knaben unter 16 Jahren zum Beijchlafe verführt. Ebenfo 
unzuläffig ift bie Ausdehnung des 8 354 auf Drudjahen. Nur ganz ausnahms⸗ 
weije läßt das Gefeg die Analogie zu. So namentlid) in 8 48. — Aber auch 
der Analogie darf man die Bedeutung für die Auslegung des Geieges nur 
infoweit abjprechen, als fie ihr erkennbar entzogen ift. Sie kann nicht benutzt 
werden, um einen Strafaniprud zu begründen, wohl aber um ihn auszu— 
Ihließen, aufzuheben oder zu modifizieren. Daber ift es zuläffig, Die 
im 8 46 ausdrüdlidy nur für den Täter normierten Strafaufhebungsgründe im 
Wege ber Analogie auf Anftifter und Gehilfen zu übertragen. So bei. Binding 
1 221. 222. Ahnlich die meiften. ©. noch 8 193. 

DM. Weiter enthält $ 2 die Vorfchrift, daß eine Strafe nur auf Grund eines 


ſolchen Geſetzes verhängt werden darf, in dem eine Strafe beftimmt ijt. Ungiltig 
find daher Landesgejege mit abjolut unbeftinnmter, d. h. durchaus dem richterlichen 
Ermeſſen überlaffener Strafdrohung. Altere derartige Strafgejche hat EG 3. preuß. 
StGB Art. VIII dadurd aufrecht erhalten, daß es die unbeftimmten Strafdrohungen 
in beftimmte verwandelte. Die gejeglidhe Strafdrohung fann eine abfolut 
oder eine relativ beftimnite jein. 

1. Abſolut beſtimmt ift fie Dann, wenn die Strafe unverrüdbar vom Geſetze bes 


ftimmt ift, fo daß dem richterlichen Ermefien fein Spielraum bleibt. 3.8. 88 80. 
211. Außerdem gehören hierher die Multiplarftrafen der Finanz⸗, Forſte und 
Felddiebſtahlgeſetze. 


. Relativ beſtimmt iſt die Strafe dann, wenn das Geſetz ein Strafminimum und 


ein Strafmarimum feftfeßt. Auf diefe Weiſe entfteht ein Strafrahınen, inner- 

halb deſſen der Nichter die im Einzelfalle verwirkte Strafe nach feinem Ermeſſen 

zu beftimmen hat (bei weitem die Mehrzahl der Strafdrohungen). 

a) Die Geſichtspunkte, von denen er fid) dabei leiten läßt, nennt man &traf- 
zumefiungsgründe (vergl. hierzu StPO 8266). Diejenigen Strafzumefjungs- 
gründe, mweldye den Richter veranlafjen, in der Richtung de3 Strafmarimums 
aufzufteigen, heißen Straferhöhungs- oder Strafmehrungsgründe; diejenigen, 
welche ihn veranlaflen, in der Richtung des Strafminimums berunterzugeben, 
beißen Strafminderungsgründe. 

b. Eine Strafänderung, d. h. ein Abgehen von dem normalen Strafrahmen nad 
der einen oder ber andern Richtung ift nur auf Grund ausdrüdlicher gejeh- 
licher Ermädhtigung ftatthaft. Danach unterjcheidet man Straffhärfungs- und 
Strafmilderungsgrüände. a. Jene geftatten dem Richter oder verpflichten 
ihn fogar, über den normalen Strafrahmen hinauszugehen. Sie find im 
Gefeße fpeziell bezeichnet und ftet3 nur bei einzelnen beftimmten Teliften zus 
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läffig. 3. 38. Rüdjall 88 244. 250 Nr. 5. 261. 264; oder befonders gefährliche 
Art der Begehung $ 223a; oder bejonders fchwerer Erfolg $$ 224. 226. Die 
Strafihärfungsgründe find mithin ftetS befondere und benannte. Liegt 
ein Straffchärfungsgrund vor, jo ift das Delikt ein qualifiziertes. 4. Die 
Etrafmilderungsgründe geftatten e8 dein Richter oder verpflichten ihn, 
unter den normalen Strafrahmen berunterzugehen. Sie finden teil bei allen 
Deliften Anwendung (allgemeine Strafmilderungsgründe, nämlid 
Nichtvollendung, Beihilfe, jugendliches Alter), teils nur bei einzelnen (befondere 
Etrafmilderungsgründe, 3. B. pſychiſche Erregtheit bei Begehung ber 
Handlung $ 213). Sit der Strafmilderungsgrund ein vom Gefeh ausdrücklich 
benannter, fo heißt das Delikt ein privilegiertes (auch negativ qualifiziertes). 
Keben den benannten finden fih auch unbenannte, d. h. dem richterlichen 
Ermeſſen anbeimgeftellte Strafmilderungsgründe. Sie heißen mildernde Um⸗ 
ftände. 3- B. 88 217. 228. Als ſolche kann der Richter auch außerhalb der 
Tat jelbft liegende Momente anjehen. E30 266. Denn das Weſen der mildernden 
Umftände liegt darin, daß fie nad) der gefamten Beichaffenheit des Falls die 
ordentliche Strafe ald zu hart erfcheinen lafjen. Olsh.⸗Zweig. 1 ©. 210. 

Die vorgetragene Terminologie ift Die durchaus herrſchende. Vergl. Berner 276, 
Meyer-Alif. 327 fi. Abweichend nur Beling 110, dem allerdings bis zu einem 
gewifien Grade der Sprachgebrauch des Geſetzes ($ 50) zur Seite fteht. 

III. Indem das Gejeg jerner anorbnet, daß die Strafe gefeglich beftimmt fein 
muß, bevor die Handlung begangen wurde, erfennt es den Sag an: das Strafgefek 
bat feine rückwirkende Kraft (j. jedoch unten IV). Beſtrafung ift mithin nur dann 
äuläfig, wenn die Handlung vor ihrer Begehung durch ein bereits in Kraft befind- 
lies Gefeg mit — abſolut oder relativ beftimmter — Strafe bedroht war. Daher 
fonnten wucheriiche Handlungen, die vor dem 14./6 1880 begangen waren, auf Grund 
der $$ 3022 ff. nicht beitraft werben. Strafbarleit ift auch dann nicht vorhanden, 
wenn nach Vollzug der körperlichen Tätigkeit, aber vor Eintritt des Erfolgs bie 
Handlung unter Strafe gejtellt wird. A. N. Binding 1 246. Bei Kollektiv» und 
fortgefegten Delikten (vergl. $ 74) bleiben die vorher liegenden Atte ftraflos. (Immer⸗ 
bin können fie ald Beweismomente für die Gewerbsmäßigfeit herangezogen werden. 
€ 5 369). Wird aber durch ein neues Geſetz die Aufrechterhaltung eines Zuftandes 
unter Strafe geftellt, ſo macht ſich ſelbſtverſtändlich auch jtrafbar, wer den fchon 
vorher begründeten Zuftand noch weiter fortdauern läßt (wichtig für die Dauer- 
delitte, vergl. $ 74). 

IV. Ausnahmsweife aber ift nach Abi. 2 den EStrafgejeßen rückwirkende Kraft 
zuzuichreiben: rückwirkende Kraft hat das mildere Strafgefeg. Genauer: ift in der 
Zeit zwifchen Begehung der Handlung und ihrer Aburteilung durch den Tatrichter 
(Begenfag: Revifionsrichter) eine Anderung der Geſetzgebung eingetreten, fo ift das 
mildefte Gefeg anzuwenden. Der innere Grund dieſer Beftimmung ift der, daß in 
einem der Gegenwart angehörigen Urteil nicht Die durch den Wandel der Rechts⸗ 
anihauung Üüberwundene Strenge der Bergangenheit zum Ausdrude gelangen foll. 
Ta e8 aber bis zu einem gewiflen Grabe ſtets Sache des Zufall ift, wann eine Tat 
abgeurteilt wird, fo läßt 82 dem Angeklagten auch die Milderung eines Zwifchen- 
geſetzes, d. h. eines folchen zugute kommen, daS nad) Begehung ber Handlung in 
Kraft getreten ift, zur Zeit ihrer Aburteilung aber nicht mehr gilt. Mildeites Straf⸗ 
geſeß ift dasjenige, deſſen Anwendung auf ben fonfreten Fall das für den Angellagten 
günftigfte Ergebnis herbeiführt, ſomit in erfter Linie das „Nichtſtrafgeſetz“, d. b. 

der rechtliche Zuftand, bei dem die Handlung überhaupt nicht mit Strafe bedroht ift. 
sn fie in fämtlichen zu vergleichenden Gejegen mit Strafe bedacht, fo ift mildeftes 
Geſey dasjenige, nach welchem die Verfolgung wegen Berjährung (E 32 242) ober 
wegen Mangels eine3 etwa erforderlichen Strafantrags oder aus andern Gründen 








26 Einfeitende Beftimmungen. 


unmöglich ifl. (Dagegen wollen Goehrs, Das mildefte Strafgejeg [1897) 46 ff. und 
Finger 1 142 die Frage des Strafantrags wegen ihrer prozefiualen Natur völlig 
bei Seite laſſen. ©. hierüber auch v. Lilzt $ 19%. Iſt die Verfolgung nach jämtlichen 
Gefegen möglich, jo find in erfter Linie die Hauptftrafen zu vergleihen. Dies 
ift, auch wenn fie verjchiedenartig find, meift mit Hilfe des & 21 möglich. Einen 
weiteren Anhalt bietet $ 1, aus dem Olsh.⸗Zweig. 23 folgern, daß Haftftrafe im 
Einne des StGB's milder fei als Geldftrafe über 150 Mark (fv auch Binding 1 264). 
Sind die Hauptitrafen von Haus aus gleichartig, oder find fie gleichartig gemadıt, 
fo ift mildeftes Geje dasjenige, weldyes die mildefte Beftrafung zuläßt. Möglicher- 
weife aber hat es ein höheres Marimum als das ſonſt ftrengere (z. B. KO 8 210 
der alten Fafſung, verglien mit $ 240 der neuen). In diefem Falle darf über das 
Marimum des letteren nicht Hinausgegangen werden. Co wohl auch E 83 187. 
Nebenfitrafen, wie Aberfennung der bürgerliden Ehrenrechte, die nur dem 
milderen Geſetze bekannt find, Dürfen nur dann ausgeiprochen werden, wenn jie 
obligatorifch angedroht find. Im übrigen ift aus den Nebenitrafen ein Echluß 
auf größere oder geringere Milde nur dann zu ziehen, wenn die Bergleichung der 
Hauptitrafen zu feinem Ergebnis führt. Alsdann find aber auch polizeiliche 
Maß regeln zu berüdjichtigen. A. A. in letter Beziehung Olsh.Zweig. 21. Die 
Buße allerdings bleibt völlig außer Betracht. — Unitatthaft ift eine Kombinierung 
der mehreren Strafgejehe. — Bergl. Über die ganze Frage auch Lucas 27 ff.. 

V. In einigen Fällen ift die Anwendbarkeit des 3 2 beftritten und zwar 

1. bei Änderung eines außerhalb des Strafrehts liegenden Gejeges, die 
auf das Strafreht Einfluß hat. Hierbei ift zu unterfcheiden: 

a) In einzelnen zällen bedeutet die Änderung des formell außerhalb des Straf 
rechts ſtehenden Gejeges fachlich eine Anderung des Strafgeſetzes felbft, weil 
jenes Gejeg materiell zu diefem gehört. Wie nämlich oben S. 13 dargelegt worden 
ift, beiteht das Etrafgejeg aus Norm und Strafdrohung. Ob die Norm aus dem 
Strafgejete jelbit zu entnehmen iſt oder von dritter Stelle, ift fachlich ohne Bebeus 
tung. So find 3.8. die Beftimmungen des HGB's über die Pflicht zur Buchführung 
und Vilanzziehung Beitandteile des in der KO 88 239. 240 aufgeftellten Straf: 
gejeges. Bird jene Pflicht geändert, wie das durch dad neue HGB gegen- 
über dem älteren gefchehen ift, jo liegt darin auch eine Änderung der an: 
geführten Stellen der KO und findet $ 2 Anwendung. Milder ift hier natür 
lid dasjenige Geſetz, welches die erwähnte Pflicht nad) der perjönlichen oder 
ſachlichen Seite hin enger zieht. Am Ergebni$ übereinftimmend E 833 184. 
187. 34 37. Ebenjo wäre zu entjcheiden, wenn fi bei einem Blantett- 
gejeg die Verordnungen ändern, deren Wichtbefolgung es beitraft. Hier 
a. A. E 31 225. 

b) Bildet dagegen das formell außerhalb des Strafrechtö ftehende Geſetz aud 
materiell feinen Beitandteil des Strafgejeges, jo ift bei feiner Anderung 
8 2 nicht anwendbar. So bejeitigt 3. B. BOB $ 559 daß jog. Kahlpfändungs⸗ 
recht des Vermieters. Hat nun unter der Herrichaft des älteren Rechts der 
Mieter durch Wegnahme ihm unentbehrlicher Sachen das damals beitehende 
Pfandrecht des Vermieters gebrochen, jo ijt er nach wie vor ftrafbar. Denn 
die Pfandfehr ift auch jetzt noch ftrafbar ($ 289), und die Tatſache bleibt 
beftehen, daß er zur Zeit der Tat ein fremdes Pfandrecht gebrochen hat. 
So auch im ÜErgebnig E 16 171. 22 290. 27 98. 34 157. Vergl. über 
Die Frage noch Binding 1 257, v. Liſzt $ 19 (der Die Anderung aller für 
das Strafrecht bedeutſamen Gejege nah $ 2 beurteilen will), Eeuffert StG 
d. Ggw. 2 456, Meyer-Allf. 97, bejonderö aber Kohlrauſch, ZEtrW 23 
54 ff. und Finger 1 143 ff. — Die Anwendbarkeit der vorliegenden Stelle 
ift ferner beftritten, 
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2. wenn das geänderte oder außer Kraft getretene Geſetz fih von 
vornherein eine beſchränkte Giltigkeitsdauer beilegt. Auch bier 
find zwei Gruppen von Fällen auseinander zu halten. 

a) Zunächſt kann die zeitliche Beſchränkung deshalb erfolgt fein, weil man mit 
einer Anderung der tatfählihen Berhältniffe rechnet und kein Grund 
beſteht, das Geſetz auch unter andern Verhältniſſen aufrecht zu erhalten. 
Co 3. B. dann, wenn megen einer im Auslande herrfchenden Krankheit die 
Einfuhr bis zu einem gewiſſen Termin verboten wird. Der Ablauf der Giltig- 
feitSdauer des Geſetzes bedeutet bier nicht den Eintritt einer neuen Rechts⸗ 
überzeugung. Auch wäre es mwibderfinnig, wenn man in derartigen Fällen die 
in den legten Zagen der Giltigfeit eines Gejeges begangenen Zuwiderhand⸗ 
lungen jtraflos lafien wollte, weil jie aus äußeren Gründen erft nad) Ablauf 
ber Giltigkeit abgeurteilt werden fönnen. In diefen Fällen ift deshalb 
die vorliegende Stelle niht anwendbar. 

b) Hat aber die zeitliche Beſchräänkung der Geltungsdauer des Geſetzes Die Be— 
deutung, daß man von vornherein mit einer Änderung der Rechts anſchauung 
rechnet (wie 3. B. beim Erlaß des Sozialiftengefeges), fo fehlt e8 an jedem 
inneren und jedem techniſchen Grunde, der zur Ausſchließung des 8 2 filhren 
fönnte. 

Mit der vorgetragenen Anſchauung fiimmt im Ergebnis weſentlich v. Liſzt 8 19 
überein. Bergl. auch Binding 1 237.258, Frank ZStr%W 14 357, Finger 1146 ff., Qucas 32. 
Das RG dagegen, dem Olsh.⸗Zweig. 16 beitreten, beurteilt alle unter 2 gehörenden 
Hülle it der Art, daB es Die vorliegende Stelle nit darauf anwendet. E 21 294 
(betr. das Sozialiftengefeg). 32 110. Auch Hälfchner 1 123 und v. Bar, Gel. u. 
Schuld 76 machen feinen Unterſchied, enticheiden aber überall umgefehrt wie das RG. 

VI Eine nad der Aburteilung eingetretene Änderung der Gejeßgebung bleibt 
unberüdjichtigt. Wer aljo zu einer Freiheitsftrafe verurteilt wurde, muß die Strafe 
verbüßen, auch wenn nachträglich die Handlung für ftraflos erflärt worden ift. Die 
Borihriften Aber Vollſtreckungsverjährung (8$ 66. 70) finden aber auch auf folcye Strafen 
Anwendung, die vor dem Strafgeſetzbuch rechtskräftig erfannt wurden. Dies folgt 
zwar nicht aus der vorliegenden Stelle, aber direkt aus $ 70. Abweichend Hälfchner 
1129, Olsh.⸗Zweig. 13, Rüd.-Stengl. 14. 


$ 3. 
Die Etrafgefebe des Deutjchen Reichs finden Anwendung auf alle 
im Gebiete dezfelben begangenen ftrafbaren Handlungen, auch wenn der 
Ihäter ein Ausländer ift. 


J. Die 88 3—8 beziehen ſich auf das fog. internationale Strafrecht, und zwar 
regeln ſie aus dieſem Gebiete hauptſachlich die Frage, inwiefern dem Inlande aus einem 
im Auslande begangenen Delikte ein Strafanſpruch erwächſt, d. h.: unter welchen 
Vorausſetzungen ein im Auslande begangenes Delikt im Inlande bes 
kraft werben Tann. 

I. Die vorliegende Stelle in Berbindung mit dem erften Abſatze des 84 fant- 
fioniert das Zerritorials oder Territorialitätsprinzip (a. A. Binding 1 402. 437, 
Hegler, Brinzipien des internationalen Strafrechts [1906] 140). Dieſes bedeutet: 

l.in pofitiver Beziehung, daß, wenn das Delikt im Inlande begangen 

wurde, In⸗ und Yusländer einander hinfichtlih der Strafbarkeit gleichftehen. 

Ausnahmen |. V; 

2. in negativer Beziehung, daß ber inländiihe Staat fih um bie im Aus- 

land begangenen Delikte nicht fümmert. Ausnahmen & 4. 
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III. Über die Begriffe des Ins und des Auslandes |. 8 8. 

IV. Ort und Zeit der Begehung. — Es fragt fih: wann ift ein Delikt im 
Sinlande, wann im Auslande begangen? Die örtliche Beitimmung des DeliftS Hat 
nicht nur für das internationale Strafredt, fondern auch für das Strafprozeß- 
recht Bedeutung, weil von ihrer Beantwortung der Gerichtsftand der begangenen 
Handlung (StPO 8 T) abhängt. Man bat behauptet, da die Antwort für Das 
materielle Strafrecht anderd ausfallen müſſe als für den Strafprozeß. So bei. v. 
Bar 239, derj. Geſ. u. Schuld 137/8, Binding 1 415, Hegler a. a. D. 46. Jedoch 
mit Unrecht. Denn der Umftand, daß diejelbe Frage aus mehreren Gründen auf- 
geworfen werden muß, rechtfertigt nicht ihre verjchiedene Beantwortung. Vergl. 
Kiginger, Ort und Zeit der Handlung im Strafredt (1902) 49 ff. 

Mit der Frage nad) dem Ort der Begehung verbindet jich die nach ihrer Zeit. 
Diefe ift allerdings nicht für das internationale Strafredt, wohl aber für Die Fülle 
der Gefetesänderung (8 2) oder der Berjährung ($ 67) von Bedeutung. Darüber, 
daß die Fragen des Orts und der Zeit einheitlich zu beantworten find, herrſcht Ein⸗ 
ftimmigtfeit. 

Zweifelhaft können beide Fragen zunächſt bei den PDiftanzverbredden, d. h. 
dann werben, wenn förperliche Tätigkeit und Erfolg derart räumlich oder zeitlich 
auseinanderfallen, daß die Differenz von rechtlicher Bedeutung ift. 3. B.: es wird 
jemand über die Grenze herüber getötet. Oder: ein in ‘Paris aufgegebener Brief 
erreicht den Adreflaten in Berlin. Oder: während der Brief unterwegs ijt, wird 
bie Strafe der Beleidigung gejeglich erhöht. 

Es iſt Mar, daß in derartigen Yällen eine örtliche und zeitliche Beftimmung 
nur für die Einzelvorgänge (für die förperliche Tätigkeit und den Erfolg), nicht 
aber für beide als Einheit möglich ift. Beachtet man Dies, jo zeigt fich ohne 
weiteres, daß man dem Problem auf rein logiſchem Wege überhaupt nicht beitommen 
kann. Es handelt fich vielmehr nur darum, diejenige Entſcheidung zu treffen, welche 
rechtlich am meiften befriedigt. Folgende Möglichkeiten jtehen offen: 

1. ausichließlidhe Betonung des Erfolgs in dem Ginne, daß das Delitt 

an dem Orte und zu der Zeit begangen ift, mo und wann der Erfolg eintritt. 

So früher v. Lifzt. Dagegen ſpricht zunächſt die Erwägung, daß es in den 

ſchlichten TätigfeitSdeliften (S. 12) ſolche gibt, zu deren Tatbeſtand überhaupt 

fein Erfolg gehört; namentlid) aber fällt ins Gewicht, daß die erwähnte 

Anficht die Zeit der Begehung in völlig unbefriedigender Weife beftimmt. 

Es wäre z. B. ftrafbar, wer in geilteöfranfem Zuftande einen Brief fchreibt 

und abfendet, der feine Adreſſe erjt erreicht, nachdem der Verfaſſer wieder 

geiftig gejund ilt; 

2. Sleichftellung der förperlihen ZTätigfeit mit dem Erfolg in dem 
Sinne, daß das Delift an dem Orte und zu der Zeit ſowohl der körperlichen 
Tätigkeit als auch des Erfolges begangen if. So bei. v. Lilienthal, Der Ort 
der begangenen Handlung (1890); außerdem Berner 255, Binding 1, 416, OIsh.: 
Zweig. 3 ff., Oppenh.-Del. 6. 7, Hegler a. a. ©. 22, E1 271. 8 316. 28 155. 
Auch gegen diefe Anficht jpricht der zweite der oben angeführten Gründe. 

Ale Theorieen aber, die auf den Ort des Erfolgs Wert legen, haben mit 
der Schwierigkeit zu fämpfen, daß dieſer in zahlreihen Fällen zweifelhaft ift, 
in andern von bloßen Bufälligfeiten abhängt. Deshalb weichen ihre Vertreter 
untereinander wieder vielfach ab. 8. B.: A. wird in & von der Kugel ge 
troffen und ftirbt infolge davon in Y. Eine weitverbreitete Anficht nimmt 
an, daß der Täter folange handle, als die von ihm in Bewegung gefeßten 
Kräfte tätig find, und daß alle Orte ald Begehungsorte aufzufaflen feien, in 
denen fie es find, nicht aber diejenigen Orte, in denen eine iweiterliegende 
Wirkung eintritt. So z. B. Löwe-Hellw. 1b zu StPO 87, Beh, Das Forum 





delicti commissi (1896). Diefe Auffaflung führt zu der fog. Theorie der 
Zwiſchenwirkungen, die in dem angeführten Beifpiele als Ort der Hand- 
lung zwar X, aber nicht 9) anfieht. Aber find die pathologifchen Störungen 
im Körper des Berlegten nicht auch von der Tat in Bewegung geſetzt? S. auch 
Lilienthal a. a. D. 7 ff., v. Lifzt 8 31. Andere wollen umgetehrt den Ort der 
Zwifhenwirtung ganz außer Betracht laflen. Das paßt aber nicht für die 
durch den Erfolg qualifizierten Delikte. Endlich wollen wieder andere den Ort 
gelten laſſen, an dem der Erfolg mit Willen des Täterd eingetreten ift. So 
z. B. Berner 255. Aber warım fol ſich die Ortsbeſtimmung eines objektiven 
Borgangs nad) fubjeftiven Momenten richten ? 

. ausſchließliche Betonung der förperlihen Tätigkeit in dem Einne, 
dag das Delikt nur an dem Orte und zu der Beit begangen ift, wo und wann 
der Täter in feiner Ausführung perjönlih tätig war. Co dv. Bar 236, der» 
jelbe, Gef. u. Schuld 142 (aus völferredhtlichen Gründen), Birfmeyer, Deutſches 
Strafprozeßreht 188, Finger 1 328, Hälfchner 1 152, Merkel 276, Meyer-Aüf. 
117, Seuffert, StG d. Ggw. 1 29, Echneidler, Der Ort der begangenen Hand⸗ 
lung (1886), Beling, ZStrW 17 311ff., namentlidy aber Kitinger a. a. O. und 
jest auch v. Lifzt $ 31. Diefe Anficht führt niemals zu widerfinnigen Ergeb- 
niſſen. Iſt es auch unerfreulih, daß ein Franzoſe, der von Frankreich aus 
eine auf deutſchem Gebiete befindliche Perſon tötet, bei uns nicht beftraft 
werden Tann, jo handelt es fih doch um eine Konjequenz, die man |. 3. be- 
wußt mit in Kauf genommen bat. Bergl. Kiginger a. a. O. 187. 

Wird die körperliche Tätigkeit an verjchiedenen Orten oder zu verjchiedenen 

Zeiten entfaltet, jo fcheiden zunächft die bloßen Borbereitungsbandlungen als ſtraf⸗ 

rechtlich bedeutungslos aus. Dagegen Stehen mehrere Ausführungshandlungen einander 

gleich. Ebenfo v. Bar 235, Birlmeyer a. a. O., Merfel 276, Meyer-Wlf. 118, 

Schneidler a. a. DO. 48, Kißinger a. a. D. 173. Lediglich die legte Ausführungs⸗ 

Sandlung ſehen als maßgebend an: Hälſchner 1 153, Oppenh.⸗Del. 10, Rüd.- 

Stengl. 4. Bom Standpunkte der bier vertretenen Anjicht aus ergibt fich die 

Entiheidung für die Fälle des zufammengejegten und des fortdauernden 

Delikts (z. B. Raub — Freiheitsberaubung) von ſelbſt. Da bei dem legteren bie 

Aufrechterhaltung des rechtswidrigen Zuftandes felbft zum Tatbeſtande gehört, jo 

it e8 am Orte und zur Zeit fomohl der Begründung als ber Aufrechterhaltung 

saljo während ber ganzen Dauer derfelben) begangen. Bergl. Kiginger a. a. D. 

250 ff., vd. Bar, Gef. u. Schuld 158. Wegen bes fortgejegten Delitts f. 8 74. 

Für Verfuh und Teilnahme gilt nichts bejonderes. Speziell find An⸗ 
kiftung und Beihilfe da begangen, wo die in dieſem ober in jenem Sinn zu 
qualifizierende Tätigkeit entfaltet wurde. Legt man entgegen der vertretenen Auf⸗ 
fafjung auf den Ort des Erfolges Gewicht, fo find fie da oder auch da begangen, 
wo der Angeftiftete die Aufforderung, der Unterftügte die Hilfeleiftung empfängt. 

Tie meiften aber gehen weiter, indem fie annehmen, daß der Ort der Haupttat auch 
der der Zeilnahmehandlung fei. So v. Lilienthal a. a. O. Birkmeyer, Die Lehre 
dv. d. Teilnahme (1890) 176, E 19 147. 25 424. Den Grund für dieſe Auffaflung 
findet man teils darin, daß der Erfolg der Haupttat auch der Erfolg der Teilnahme 
fei, teil8 in der akzeſſoriſchen Natur der legteren. Dagegen Beh a. a. D. 53, bie 
erite Auflage diefes Kommentars, Kiginger a. a. O. 217 ff., v. Bar, Gef. u. Schuld 
146. Allerdings ift mit der Rofalifierung der Teilnahmehandlung die Frage ihrer 
Etrafbarfeit noch nicht ohne weiteres beantwortet. Gerade das deutfche Strafrecht 
macht die Strafbarkeit der Teilnahme von der der Haupttat abhängig. Iſt aljo die 
Haupttat eine ausländifche und nah ausländiihem Recht ftraflos, fo fann von 
Strafbarkeit ber im Inland geleifteten Teilnahme feine Rede fein; 3. B.: es be= 
ſtimmt jemand von Deutſchland aus einen Türken, ſich in der Türkei eine zweite 
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Frau zu nehmen. Ebenfo Birkmeyer, Die Lehre v. d. Teilnahme (1890) 176, 
Hälfchner 1 55, dv. Bar, Gef. u. Schuld 148. A. A. Binding 1425, Meyer⸗Allf. 187, 
€ 9 10. 6. aud Neumeyer ZESHW 28 436. In dem umgekehrten falle, Da 
jemand vom Auslande Her fih an einer in Deutichland begangenen, aber im Aus- 
land ftraflofen Haupttat beteiligt, folgt feine Straflofigfeit regelmäßig aus dem Um» 
ftande, daß er nur im Wuslande delinguiert. — Übrigens hat die Frage nah dem 
Begehungsorte der Teilnahme im mefentlichen Bedeutung nur für das internationale 
GStrafredt. Was den Gerichtsftand betrifft, jo kann zufolge des Zujammenhang3 
nad) StPO 88 13. 3 die Aburteilung auch vor dem für die Haupttat maßgebenben 
Gerichtsſtand erfolgen. 

Die Frage nah Ort und Zeit der Unterlafiungsdelikte ift bie nad Ort 
und Zeit der rechtswidrig nicht vollzogenen Handlung. At für deren Beitimmung 
aber ber Ort ber körperliden Tätigkeit maßgebend, fo folgt für das Unterlafjung$- 
belift, daß e8 da begangen ift, wo der Täter zur Erfüllung ber ihm ob— 
liegenden Rehtspflicht fpäteftens hätte tätig werden müjfen So 
Kißinger a. a. DO. 123. Hält fich der Berpflichtete zur Fritifchen Beit an einem dritten 
Orte auf und kann er von dort aus der Berpflihtung nachkommen, fo ift Kitzinger 
120 fi. der Meinung, daß fi der Ort des Telifts lediglich durch den Aufenthalt 
‚beftimme. Träfe dies zu, jo könnte man fich landesredhtlich auferlegten Handlung3- 
pflihten durch Wechfel des Aufenthaltsortes ftraflos entziehen. 3. B.: im Staate 
A if beftimmt, daß ein Umzug binnen 14 Tagen polizeilich gemeldet werden muß; 
X verzieht nach dem Staate B, ohne ſich abzumelden. Die Möglichleit, fi) dadurch 
der Strafe zu entziehen, mwiderjpricht der Nechtsidee. Deshalb wird man bei Dem 
Unterlaffungsdelifte dem Aufenthaltsorte denjenigen gleichzuftellen haben, an dem 
bie Verpflichtung zu erfüllen if. Ebenſo v. Lilienthal a. a. ©. 32. Vergl. über Die 
Frage auch dv. Bar, Gel. u. Schuld 163/A. 

Die Begehungszeit des UnterlajfungsdeliftS dauert von dem Augen- 
blide an, da das Nichthandeln ftrafbar wird, bis zum Wegfall der Verpflichtung 
zum Handeln. Wird ein Handeln binnen beftimmter Frift bei Etrafe gefordert, fo 
bedeutet der Ablauf der Frift regelmäßig nicht den Wegfall der Verpflichtung. Bis 
dabin erfcheint das Delikt ald ein fortdauerndes. Binding 1 841, Oppenh.-Del. 8 
zu $ 67, Rißinger a. a. D. 256 und zahlreihe Entiheidungen des preuß. Ober: 
tribunals in Oppenhoff, Rechtſprechung, bei. 1925. Wann die Pfliht zum Handeln 
wegfällt, muß nad) der Natur der beir. Beftimmung geprüft werden. Bei unters 
lafiener Anzeige der Beihäftigung jugendlicher Arbeiter (GewO $ 138) dauert fie fo 
lange wie die Beſchäftigung. E 9 353. Bergl. au E 8 390, R 2 212. Bei 
unterlaffener rechtzeitiger Anzeige eine® Wohnungswechſels nimmt dad Kammer: 
gericht (GoltdA 45 60) an, die Pflicht beftehe, bis ihr genligt oder Died unmöglich 
oder die neue Wohnung wieder verlajfen wird. Das geht indeflen zu weit; vielmehr 
endigt die Anzeigepfliht auch dann, wenn die Polizei auf andere Weife Kenntnis 
erhält. Hiermit grundfäglich Übereinftimmend ein neueres Urt. des Kammergerichts 
v. 25./1 1906 betr. das Meichsviehfeuchengef. $ 9 (DI 11 433). Schreibt eine 
Bolizeiverorbnung vor, daß Tiere vor dem Schlachten dem Tierarzt zur Unterfuchung 
vorgeführt werden müſſen, jo endigt die Pfliht mit dem Schlachten. So aud im 
Ergebnis ein Urt. d. Kammergerichts v. 26./4 1900. 

Über den Vegehungsort der Preßdelikte f. die Literatur zum Reichspreß⸗ 
geſetz, Beh a. a. O. 59 ff., Kiginger a. a. DO. 270 fi, dv. Bar, Gef. u. Schuld 
157 ff. und StPO 8 7 in ber neuen Faſſung. 

V. Das Territorialitätsprinzip erleidet gewifle Ausnahmen: 

1. Es liegt im Weſen einzelner Delikte, daR fie nur von Inländern (3. B. 8 88), 

im Weſen anderer, daß fie nur von Ausländern ($ 296) begangen werben 


fönnen. 
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2. Gegenüber gewiſſen Berfonen vermag fich die Herrichaft der Strafgefete des 
Deutſchen Reichs praftiich nicht zu betätigen, weil fie feiner Gerichtsbarkeit 
unterworfen find. Dies gilt für Die deutichen Landesherren und die ihnen 
gleichſtehenden Regenten, nicht aber für die Mitglieder der landesherrlichen 
Yamilien. Der Sag: princeps legibus solutus ift nur ber falfche Ausdrud des 
ftaatsrechtlichen Prinzips, daB der Landesherr unverantwortlid, db. 5. feiner 
Gerihtögewalt unterworfen if. Die herrichende Lehre freilich erklärt ben 
Landesherrn als befreit von ber SHerrichaft der Gefete, erkennt aber doch 
an, baß er eine firafbare Handlung begehen und daß ein Dritter fich durch 
Beteiligung ftrafbar machen könne. Vergl. Binding 1 667, Birkmeyer, Die 
Lehre von der Teilnahme (1890) 157. Dies ift ein Widerjprud in fich jelbft. 
— Iſt jemand nur von ber inländifchen Gerichtsbarkeit befreit, jo wird das 
mit logifch noch nicht die Folgerung begründet, daß er auch von der Herrichaft 
der inländiihen Strafgejege befreit wäre. Dennoch wird eine Befreiung auch 
in dieſer Beziehung von der überwiegenden Anficht für die ſog. Erterritorialen 
(. OBS 88 18—21 und die Lehrbücher des Strafprozeſſes und des Völkerrechts) 
behauptet. Dagegen mit Recht Beling, Die ftrafrechtliche Bedeutung der Ex⸗ 
territorialität (1896), Binding 1 685 ff., Merkel 282, Olsh.⸗Zweig. 21, Urt. d. 
Kammergerichte v. 26./6 1899 (DI3 5 9%). Nah diefer Enticheidung findet 
das deutſche Strafredht Anwendung, wenn der Täter zur Beit der Begehung 
erterritorial war, nachher aber die Erterritorialität verloren Hat. Es trifft da⸗ 
ber nicht zu, wenn Lucas 37 meint, für die Perſon der Erterritorialen fei es 
gleichgültig, ob man Befreiung von der Herrichaft der Gefege oder nur von der 
Gerichtsgewalt annimmt. 

- Gewiffe im Auslande begangene Handlungen können im Inlande beitraft 
werden. ©. 8 4. 


— 


$ 4. 


Wegen der im Auslande begangenen Verbrechen und Vergehen 
findet in der Regel feine Verfolgung ftatt. 

Jedoch kann nad) den Strafgeſetzen des Deutfchen Reichs verfolgt 
werden: 

1. ein Deutſcher oder ein Ausländer, welcher im Auslande eine hoch— 
verrätheriſche Handlung gegen das Deutſche Reich oder einen Bundes— 
itaat, oder ein Münzverbrechen, oder als Beamter des Deutjchen 
Reichs oder eines Bundesftaats eine Handlung begangen hat, die 
nach den Geſetzen des Deutfchen Reichs als Verbrechen oder Ber- 
gehen im Amte anzufehen it; 

2. ein Deutfcher, welcher im Auslande eine landesverrätherijche Hand- 
lung gegen das Deutſche Neich oder einen Bundesſtaat, oder eine 
Beleidigung gegen einen Bundesfürjten begangen hat; 

3. ein Deutfcher, welcher im Auslande eine Handlung begangen hat, 
die nach den Gejeben des Deutichen Reichs als Verbrechen oder 
Vergehen anzufehen und durch die Gejeße des Drts, an welchem 
fie begangen wurde, mit Strafe bedroht ift. 

Die Verfolgung it auch zuläffig, wenn der Thäter bei Begehung 
der Handlung noch nicht Deutfcher war. In dieſem Falle bedarf 
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es jedoch eines Antrages der zuſtändigen Behörde des Landes, in 
welchem Die ſtrafbare Handlung begangen worden, und das aus— 
ländiſche Strafgefeß ift anzumenden, fomweit diefes milder ift. 


85. 


Im Falle des 84 Nr. 3 bleibt die Verfolgung ausgeſchloſſen, wenn 

1. von den Gerichten des Auslandes über die Handlung rechtskräftig 
erkannt und entweder eine Freiſprechung erfolgt oder die ausge— 
ſprochene Strafe vollzogen, 

2. die Strafverfolgung oder die Strafvollſtreckung nach den Geſetzen 
des Auslandes verjährt oder die Strafe erlaſſen, oder 

3. der nach den Geſetzen des Auslandes zur Verfolgbarkeit der Hand: 
lung erforderliche Antrag des Verletzten nicht geftellt worden ift. 


1. Der erſte Abjag des 8 4 bringt die fog. negative Seite des Terri- 
torialitätsprinzips zum Ausdrud. © $3 U 2. Er fagt m. a. W., baß der 
inländifhe Staat im Auslande begangene Delikte grundfäglicy nicht beitraft. Bon 
diefem Sate enthält der zweite Abjag eine Reihe von Ausnahmen. Dieje werden 
ergänzt durh 88 102. 140. 298, MStGB 88 7. 155. 160 und zahlreiche Be⸗ 
ftimmungen der Nebengefege (3. B. Sprengſtoffgeſ. v. 9./6 1884 & 12; Geſetz gegen 
ben Berrat militäriicher Geheinniffe v. 3./7 1893 $ 10; Gejeß gegen den Sklaven» 
taub vd. 28./7 1895 $ 5, Seemannsordnung $ 121); vergl. bejonders v. Liſzt $ 22, 
Hegler, Prinzipien d. internat. Strafredhts 54 ff.. 

I. Kann demnad) auch wegen gemilfer im Auslande begangener Delikte eine 
Verfolgung im Inlande eintreten, fo ift Diefe doch der Regel nach fakultativ, d. h. 
fie fteht im Ermeſſen der StaatSanwaltichaft, für welche in derartigen Fällen die 
OpportunitätSmarime gilt. Aljo Ausnahme von der regelmäßig plaßgreifenden 
Regalitätsmarime der StPO & 152. (Über Die Frage, inwieweit die Zegalitäts- 
marime auch für Auslandsdelikte gilt, |. Löwe⸗Hellw. 5 zu StPO $ 152). Hat 
die Staatsanmaltfchaft Die Verfolgung eingeleitet, jo darf da8 Gericht niemals aus 
Gründen der Opportunität die Eröffnung ded Verfahrens oder die Aburteilung ab- 
lehnen. 

e II. Die im zweiten Abſatz des $ 4 ftatuierten Ausnahmen bon ber Terri⸗ 
torialitätSmarime weifen auf andere in der Theorie und Gejeggebung vertretene 
Prinzipien hin und laffen fi in folgender Weiſe gruppieren: 

1. Das Spitem der Weltrechtspflege gilt (gemäß $ 4 Nr. 1) wegen ber inter 
nationalen Bebeutung des Münzmwejens für die Münzverbreden im Einne 
des StGB's (88 146. 147. 149). Die Strafbarkeit ift alfo immer begründet. 
Es kommt weder auf den Ort der Begehung, noch auf Die Staatsangehörigfeit 
des Täters, noch auch darauf an, ob das Münzwejen des In⸗ oder des Aus⸗ 
landes angegriffen murde. 

2. Das Neal» oder Schußprinzip gilt aus Gründen eines berechtigten flaatlichen 
Egoismus 
a) für hochverräteriſche Handlungen gegen das Deutſche Reich oder 

einen Bundesſtaat $ 4 Nr. 1. Das heißt: der innere Beſtand bed 
Teutichen Reich und der Einzelflaaten wird ſtrafrechtlich geſchützt, gleichgiltig, 
ob der Angriff von einem In⸗ oder einem ‚Ausländer, gleichgiltig, ob er im 
In- oder Auslande unternommen wird. Über den Begriff des Hochverrats 
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ſ. die Vorbemerkung zum 1. Abſchnitte des zweiten Teils. Bu den hoch—⸗ 
verräteriichen Handlungen gehören die in den 88 80—86 bezeichneten; 

b) für Berbredhen oder Vergeben im Amte, die von einem Beamten des 
Deutichen Reichs oder eines Bundesftaates begangen werden (& 4 Nr. 1). Der 
Ausdrud „Verbrechen ober Bergeben im Amte“ ehrt in der Überfchrift des 
28. Abſchnittes des zweiten Teild wieder. Er ift alfo ein technifcher und darf 
nur auf jolde Handlungen erftredt werden, die entweder in biefem Abjchnitte 
oder in fpäteren bejonderen Reichsgeſetzen gerade als Amts delikte quali« 
fiziert find. So Oppenh.⸗Del. 20, wohl auch NRüd.-Stengl. 8 zu $ 4. Weiter- 
gehend nehmen Binding 1 432, Hälfchner 2 1085, Olsh.⸗Zweig. 10 zu $ 4 
an, daB als Verbrechen oder Vergehen im Amte alle diejenigen Verbrechen 
oder Bergehen anzufeben jeien, bei denen die Beamteneigenichaft irgendiwie 
als ftrafbegründend oder ftraffchärfend hervorgehoben ift (3. B. & 128 Abi. 2. 
8 174 Rr. 2). 

Die Behauptung v. Bars, Geſ. u. Schuld 133, daß das Echugprinzip nad 
dem RStGB überhaupt nicht gelte, kann nicht als richtig angelehen werben. 

3. Die endlich” ausnahmsweiſe eintretende Geltung des Perſonalitäts⸗ oder Natio- 
nalitätsprinzips (dem natürli nur Deutfche unterworfen fein können) erklärt 
ſich im wejentlichen dadurch, daß jeder Menſch mit feinem Heimatsftaate durch 
ein gegenfeitige8 Treuverhältnis verbunden ift. 

a) Der Deutſche ift aud im Auslandedem Deutſchen Reich zur Treue 
verpflichtet. Deshalb wird er beftraft, wenn er diefe Treue Durch Begehung 
einer landesperräterifchen Handlung gegen das Deutjche Reich oder einen 
Bundesftaat (58 87—92) oder dadurch bricht, daß er fich der Beleidigung 
eines Bundesfürſten ($$ 94—101) ſchuldig macht. $ 4 Nr. 2. 

b) Das Deutſche Reich tft dem einzelnen Deutfhen zur Treue ver- 
pflichtet. Deshalb Liefert ed ihn wegen eined im Auslande begangenen 
Delittes nicht aus. $ 9. Die Kehrfeite dieſes Satzes ift Die, daß der deutiche 
Staat jelbft die Beſtrafung der von Deutichen im Auslande begangenen nicht 
ganz unerheblichen Delikte, nämlih der Verbrechen und Bergehen, über- 
nehmen muß. $ANr 3. Deutſchland Handelt bei deren Beltrafung als 
Geihäftsführer des Auslandes; es fieht deſſen Antereffen als verlegt 
an uud übernimmt die Beftrafung an Stelle des Auslandes. So Hegler 
a. a. D. 84 ff. Dadurch erklärt es fih, daß Deutſchland nur unter folgenden 
Bedingungen ftraft: 

a) Die Handlung muß am Orte der Tat mit (frimineller) Strafe be» 
droht fein. 84 Nr. 3. Auf deren Höhe und auf den innern Grund ber 
Bönalifierung kommt es nicht an. E 5 424. Auf ftaatenlofem Gebiete 
kann dieſe Bedingung nicht erfüllt werden. Dasſelbe gilt für Gebiete unzivilifierter 
Bölfer, weil e8 bei diejen feine Gejege gibt. So mit Recht v. Hippel DYZ 2 
213. Wenn vd. Bar 258, berfelbe Gef. u. Schuld 167 ff., Berner 262, Binding 1 
456, Fuld GerS 4237, v. Lilzt $ 22, Meyer-NUf. 104, anfcheinend auch Heinze, 
Univerſelle u. partifuläre Strafredhtspflege (1896) 18 annehmen, daß mit der 
Möglichkeit der Erfüllung der Bedingung dieſe auch jelbft wegfalle, jo ift im 
Grunde nur der Wunſch des Gedankens Vater. Außerdem aber überſehen 
diefe Schriftfteller den oben hervorgehobenen Grund der ganzen Beitimmung 
Geſchäftsführung) und beachten ferner nicht, daß ich die Anforderungen des 
deutſchen StrafrechtS nur in ſehr beſchränktem Umfange auf unkultivierte Ver⸗ 
hältmiffe übertragen lafjen. Zuzugeben ift nur, Daß nad) dem Gef. über Die 
Konfulargerichtsbarkeit v. 7./4 1900 $ 77 die den Konfulargerichten unters 
worfenen Berfonen vor dieſen auch dann verfolgt werden können, wenn fie 

Srant, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 3 
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ein Delikt in ſtaatenloſem Gebiet begehen. Damit iſt aber nicht, wie v. Liſzt. 
Meyer⸗Allf. und Stiel, Der Tatbeſtand der Piraterie (1905) 2 behaupten, Die 
Srage allgemein entfchieden. Dagegen auch vd. Bar, Gef. u. Echuld 168, 
Olsh.⸗Zweig. 16 zu 84, Hegler a. a. O. 129. 190; Die beiden letzteren ſtimmen 
auch im Ergebniß mit ber hier vertretenen Auffafjung überein, und Finger 1 
171 verwertet jogar die angeführte Stelle zu ihrer Unterftügung. S. noch 
v. Martig, Internationale Rechtshilfe in Straffadhen 1 68ff.. 


P) Der Verfolgung der Handlung im Auslande darf fein Hinderungs— 


grund entgegenftehen. 8 5. Der Umftand, daß im Auslande fhon eine 
Berurteilung ftattgefunden hat, mag nad) ausländifchem Hecht eine wieber- 
holte Berfolgung unmöglid machen. Diejen Hinderungsgrund kann das 
Inland jedoch nicht anerkennen, weil es die von einem ausländiichen Gericht 
ausgeiprochene Strafe nicht vollitredt (j. Dagegen das ſchweizeriſche Auslieferungs- 
gejeg v. 22./1 1892 Art. 30). Bergl. dazu $ 37. Wohl aber ift Die ausländifche 
rechtskräftige Freiſprechung oder die ausländiide Strafvollſtreckung 
auch für das Inland ein Prozeßhindernis. $ 5 Nr. 1. Den Gerichten müſſen 
die etma nad ausländiihem Hecht zuftändigen Verwaltungsbehörden gleich- 
geftellt werden. Ebenfo Rüd.⸗Stengl. 3 zu $ 5, Hegler a. a. O. 87. W. U. Binding 
1445, Ol8h.»Zweig. 3 zu $ 5. Ein Prozeßhindernis liegt ferner dann vor, wenn 
die Strafverfolgung oder Strafvollitredung nach den Geſetzen des Auslandes 
verjährt oder die Strafe erlafjen ($ 5 Nr. 2) oder der nach den Geſetzen 
des Auslandes zur Verfolgbarkeit erforderlide Antrag des Berletten nicht 
geitellt ift (8 5 Nr. 3). Berechtigung zur Antragftellung, ſowie Form und Frift 
des Antrags beurteilen fidy nad) ausländiigdem Hecht. Ebenſo Beling 8StrW 
17 360, Hegler a. a.D. 87. AU. A. Neumeyer Str 28 456. Das NG (E27 161) 
und Olsh.⸗Zweig. 7 zu $ 5 weichen nur infofern ab, als fie verlangen, Daß der 
Strafantrag an eine deutſche Behörde in den Yormen gerichtet werde, die 
das Neichsrecht fordert. Tritt eines der im & 5 erwähnten VBrozeßhindernifie 
erft ein, nachdem die Verfolgung ſchon eingeleitet worden ift, fo darf eine 
Berurteilung nicht ausgeiprochen werden. Denn die „Verfolgung“ im Sinne 
der 88 4 und 5 umfaßt aud die Verurteilung. Außerdem ſpricht für dieſe 
Auffaffung der Grundgedante des Geſetzes. Im Ergebnis übereinftimmend 
Rüud.⸗Stengl. 1 zu 85, Beling ZEtrWe18 268, Neumeyer daſ. 28 455, Hegler 
a. a. D. 86 und wohl auch Binding 1 445. A. U. Olsh.weig. 1 zu 8 5, 
Lippmann, BöhmsZ 2 449, Finger 1 171 und fpeziell für eine nadyträglich 
eintretende Verjährung E 22 341. Inkonſequent Oppenh.»Del. 5 und 14 zu 
8 5. — Überall bedeutet hier Ausland ben Staat, in deſſen Gebiet die Hand- 
Iung begangen wurde. Ebenſo Binding 1 444, Olsh.⸗Zweig. 2, Oppenb.= 
Del. 1. 7, beide zu $5. 9. A. Lammaſch GerS 41 14, Rubo 3, Rüd.- 
Stengl. 2 zu 8 5. 
Iſt der Täter ein Neubürger, b. 5. hat er erſt nach Begehung der Tat die 


deutſche Staatsangehörigkeit erworben, fo kann von feiner Beftrafung unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte des Treubruchs (oben a) Teine Rede fein. Da er aber ebenjomwenig aus⸗ 
geliefert werden darf wie ein Altbürger, fo findet $ 4 Nr. 3 nebſt allen ſich daran 
anfchließenden Spezialbefiimmungen auf ihn Anwendung. Außerdem iſt feine in⸗ 
Yändifhe Verfolgung abhängig von einem Untrag ber zuftändigen Behörde bes 
Landes, in welchem die ftrafbare Handlung begangen wurde. Diefer Antrag hat mit 
dem in den 88 61 ff. behandelten nichts zu tun. Buftändig ift Die Behörde, welche 
im internationalen Verkehr den auswärtigen Staat vertritt. Ebenfo u. a. E 16 
216, Olsh.-Bweig. 18. Vergl. au dv. Bar, Geſ. u. Schuld 175. 176. — Endlich 
ift auf den Neubürger das ausländifche Recht anzuwenden, ſoweit e8 milder ift 
als das deutfche. Vergl. hierzu $ 2 IV. 
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IV. Abgeſehen von dieſem letzteren Falle und den in 8 5 enthaltenen ift jeder 
Aburteilung eines Auslanbsdelitts inländifches Strafrecht zu Grunde zu legen. Über» 
haupt läßt fich der Sag aufftellen, daß das Strafrecht eines Staates 
nur für ihn felbft gilt. Hegler a. a. DO. Ein anderer Staat kann es (abgefehen 
von Gebiet3erwerbungen) nur dann anwenden, wenn ihn feine eigenen Geſetze dazu 
ermädtigen. Zun fie das, jo machen fie infofern das fremde Recht zu eigenem. 
Über die Frage, in welchem Umfang anderes ausländifches Recht ald Strafrecht im 
Inland zu berlüdjichtigen ift, j. Neumeyer ZStrWe28 456 ff. 

V. Daß die 88 3ff. das Landesftrafredht nicht unmittelbar im Auge haben, ift 
her. Dennoch läßt ſich in gewiſſem Umfange ihre Anwendbarkeit auf Landesſtraf⸗ 
reht aus dem oben ©. 6 aufgeitellten Satze ableiten, nad) dem Die allgemeinen Bes 
ftimmungen bed RStGB's für das Landesftrafrecdht gelten, injofern nicht befonbere 
Erwägungen entgegenftehen. Solche müfjen nun allerdings in einer Beziehung 
plaggreifen: das Reichsrecht hat durchaus nicht die Tendenz, das Geltungsgebiet des 
Zandesftrafrechtes zu erweitern; es oltroyiert dem Landesitrafrecht feine Herrichaft, 
die dieſes ſelbſt nicht haben will. Daraus ergibt fi: ift eine landesrechtlich 
trafbare Handlung im Reichsausland begangen, fo finden bie $$ 3ff. 
Anwendung, e3 jei benn, daß Das Landesftrafredht fein Geltungsge- 
biet ſelbſt enger begrenzt. Echleäthin für analoge Anwendbarkeit der reich!" 
rechtlichen Beſtimmungen u. a. Olsh.⸗Zweig. 3 zu 8 A, Heinze, Das Verhältnis des 
Neihsftrafrechts 3. d. Landesftrafreht (1871) 43, Harburger, Der ftrafrechtl. Begriff 
Inland (1881) 93 ff., v. Bar, Gef. u. Schuld 53, Lucas 41 (diefer nur den 8 4 Abf. 2 
erwähnend). 

Es tritt aber die weitere Frage auf, inwiefern das Landesftrafreht auf eine 
ſolche Handlung angewendet werden Tann, die zwar außerhalb feines Geltungs- 
gebietes, jedoch im Reichs inlande begangen worden ift. Dieje Frage enticheidet ſich 
lediglich nach Landesrecht. Beim Mangel landesrechtlicher Beſtimmungen bleibt nichts 
übrig als analoge Anwendung des Reichsrechts. So namentlich Olsh.⸗Zweig. 3 
zu 84. Dagegen lehnt Yinger 1 164 jede analoge Anwendung des RStGB's, und 
zwar auch im erften alle, ab. 

Eingehender über die Frage Seyferth Böhms Z 10 177 ff., Köhler SeuffBl 68 
92 ff. Erfterer mill lediglich Landesrecht anwenden, legterer läßt jubfidiär Reichs⸗ 
reiht in analoger Anwendung zu. Wenn aber Köhler annimmt, der bayriſche Richter 
babe nach heſſiſchem Recht zu urteilen, fall eine in Heflen begangene Entwendung 
ih nad) bayeriihem Recht als gemeiner, nach heſſiſchem als Forſtdiebſtahl darftellt, 
jo verträgt jich das nicht mit Dem oben IV vorgetragenen Satze. Darliber, daß der 
Richter eines Staates eine nach feinem Recht ftrafloje Handlung nicht beftrafen darf, 
wenn fie am Begehungsorte ftrafbar ift, befteht kein Zweifel. ©. auch E 32 57. 


S 6. 
Im Auslande begangene Übertretungen find nur dann zu betrafen, 
wenn die Durch befondere Geſetze oder Durch Verträge angeordnet it. 


Die Stelle bezieht fi, entſprechend ben vorhergehenden, unmittelbar nur auf 
ſolche Übertretungen, die von reichöwegen geregelt find. Der Erlaß oder Abſchluß 
der befonderen Geſetze oder Verträge, welche die inländifche Strafbarkeit dieſer Über- 
tretungen für den al ihrer Begehung im Reichsauslande anordnen, fann nur dem 
Reihe zuftehen. So die herrichende Lehre. A. A. Hälfchner 1 166, Rüd.⸗Stengl. 4. 
Die Frage, inwiefern von lande s wegen geregelte Übertretungen, wenn fie außerhalb 
des Reichsgebiets oder außerhalb des Gebiets des betr. Staates begangen werden, 
von defien Gerichten beftraft werden können, beurteilt fich lediglich nad) Landesrecht 

3 * 
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oder landesrechtlich abgeſchloſſenen Verträgen. So auch Olsh.⸗Zweig. 1. Zu dieſem 
Ergebnis gelangt man, gleichgiltig ob man $ 6 analog anf das Landesrecht ar= 
wendet oder nicht. 


$ 7. 
Eine im Auslande vollzogene Strafe ift, wenn wegen derſelben 
Handlung im Gebiete des Deutichen Reichs abermals eine Verurtheilung 
erfolgt, auf die zu erfennende Strafe in Anrechnung zu bringen. 


I. Ein ausländifches Strafurteil macht für das Inland, abgejeben von dem 
Ausnahmefall des $ 5, feine Rechtskraft, auch wird es grundfäglich im Inlande nicht 
vollftredt. Zroß einer im Auslande erfolgten Aburteilung, ja jelbit troß einer im 
Auslande erfolgten Strafvollitredung kann daher, muß fogar unter Umjtänden eine 
neue Aburteilung im Inlande ftattfinden. Zur Vermeidung von Härten beftimmt 
aber die vorliegende Stelle, daß, wenn tm Auslande bereit3 eine Strafe verbüßt 
wurbe, Diefe, und zwar ſoweit fie verbüßt murde, auf die inländifche angerechnet 
werben muß. Im Gegenjate zu $ 60 ift die Anrechnung nicht bloß fakultativ, jondern 
obligatoriſch vorgefchrieben. Im übrigen aber bat ſich der Richter bier wie dort 
von bdenfelben Geſichtspunkten leiten zu lafien. Er muß alfo zunädjit die Straje 
ohne Rückſicht auf das Urteil des ausländiihen Gericht feitiegen und fie dann ent- 
fprechend ermäßigen oder für verbüßt erflären. Celbitverftänblich fegt die Anrechnung 
ebenfo wie bei 8 60 Kommenjurabilität der Strafe voraus. Da inländifche und 
ausländifche Strafen jelten völlig gleichwertig fein werden, jo bleibt Dem richterlichen 
Ermeſſen ein weiter Spielraum. E 35 41 (ein Urteil, dag ſich hauptſächlich über 
die Frage ausfpricht, wie die Aufrechnung zu erfolgen hat, wenn die Auslandsitrafe 
zugleich wegen anderer Handlungen erfannt iſt). Sedo ftellen Berner 261 und 
Lammaſch GerS 41 7 aud in diefer Beziehung gewiſſe Rechtsgrundſätze auf. 

I. Iſt durch inländiichen Strafbefehl ober durch inländifche Strafverfügung auf 
eine Strafe rechtsfräftig erfannt worden und fann wegen mangelnder materieller 
Rechtskraft (E 9 321) gleichwohl eine neue Strafverfolgung wegen derfelben Tat ftatt« 
finden, jo ift die vorliegende Stelle analog anzumwenden. So Olsh.⸗Zweig. 8, ein- 
gehender Olsh. 5. Aufl. 

88. 


Ausland im Sinne diejes Strafgefeges ift jedes nicht zum Deutfchen 
Neich gehörige Gebiet. 


I. Inland und Ausland. — Indem bieje Etelle den Begriff des Auslandes 
identifiziert mit den nicht zum Deutjchen Reich gehörigen Gebieten, nimmt fie Bezug 
auf die Rechtslehren, welche für die Teftftellung und Abgrenzung des Staatsgebiets 
maßgebend jind, nämlich das Staatd- und Völkerrecht. Unter diefen kommt dem 
Staatsrecht die erfte Stelle zu; das Völkerrecht hat im weſentlichen nur eine ergän⸗ 
zende Bedeutung. Der Umfang des Deutichen Reichs wird aber beftimmt: 

1. durch RB Art. 1. Er fällt Hiernach zufammen mit den Grenzen ber einzelnen 
deutſchen Staaten und erfährt über dieſe hinaus diejenigen Erweiterungen, die 
das Staatd- und Völkerrecht als foldye anerkennt (Küftengemwäfler, Luftraum, 
joweit er von unten aus beherrſcht werden kann, Schiffe auf offener See, Staats» 
und Kriegsſchiffe, wo immer fie fich aufhalten). Über Abgrenzung durch Flüſſe 
und über bie darüber befindlichen Brüden |. E 9 370. Wegen des Bodenſees 
vergl. Rettich, Die völferrechtlichen Verhältniffe am Bodenjee 1854 (Kondominat) 
und dv. Martitz Hirth Ann 278 ff. (die Mittellinie enticheide). Wegen Mores⸗ 
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net ſ. Müller im Archiv für Landeskunde der preußiſchen Monarchie 5 319 ff. 

(zitiert nach Olsh.⸗gweig. 2), Schröder, Das grenzitreitige Gebiet Moresnet (1902), 

E 31 259. 38 289 (Anland); 

2. Durdy Gef. dv. 9./6 1871, betr. die Bereinigung von Elfaß-Lothringen mit dem 

Deutfchen Reiche; 

3. durch Gel. v. 15./12 1890, betr. die Vereinigung von Helgoland mit bem 

Deutichen Reiche. 

Aus dem fveben gejdilderten Standpunkte des Geſetzes folgt in der unzwei⸗ 
deutigften Weiſe, daß die Konfulargebiete im Einn des StGB's Ausland find. U. N. 
die herrichende Lehre; vergl. Singer 1 167, v. Liſzt $ 22, Meyer-Allf. 102, Olsh.⸗ 
Zweig. 20 zu $ 4. v. Liſzt ftellt den Eay an die Spige: „Inland im ftrafredht- 
lihen Einne ift das einheitliche Geltungsgebiet der Strafgejege”. Da nun nad $ 19 
des Gef. über die Konſulargerichtsbarkeit v. 7./4 1900 in den Konfulargebieten für 
die der Konjulargerichtsbarkeit untermorfenen Perſonen grundjäglic, die dem Strafrecht 
angehörenden Borfchriften der Reichsgeſetze gelten, jo folgert er, daß die Konſular⸗ 
gebiete Inland feien. Aber der Oberjag ift falfh. Denn 8 8 faßt die Gegenjäße 
von Ins und Ausland nicht in dem Sinn der Giltigkeit oder Ungiltigfeit des deutichen 
Etrajrechts, fondern in dem Sinn der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zum 
Teutihen Neich. Es fieht denn auch 8 26 des angeführten Gejeges eine (bis jeßt 
nit ergangenıe) Kaijerliche- Verordnung darüber vor, inwieweit die Konfulargebiete 
in Sinn bes StGB's (und anderer Geſetze) ald Inland oder Ausland zu betrachten 
ind. Dieje Stelle hätte gar einen Einn, wenn die Sionfulargebiete jchon ohnehin 
ittafrechtliches Inland wären. Mit der bier vertretenen Anſicht üübereinftimmend 
Beling 19 und ZStr%8 17 308, Tafel, Die Geltung des Territorialprinzips (1902) 51. 52. 

Was die Kolonieen oder Schutzgebiete anlangt, jo ift es nad dem Schutz⸗ 
gebieisgeſetz vom 25./7 1900 ficher, dab dort die deutjchen Strafgefege in demſelben 
Umfange gelten, wie in den Sonfulargebieten. Daraus wird auch hier von ber 
berrihenden Lehre die Folgerung gezogen, daß fie im ftrafrechtlichen Sinne Inland 
ſeien. ©. außer den oben angeführten &. Meyer, Die ftantsrechtliche Stellung ber 
deutihen Echußgebiete (1088) 103, v. Stengel, Hirt Ann. 1895 €. 617, berfelbe 
id. EIG d. Ggw. 2 401. Aber auch hier ift die Echlußfolgerung wegen der Uns» 
rihtigkeit des Oberſatzes, auf dem fie beruht, abzulehnen. Maßgebend können viel- 
mehr nur ſtaats⸗ und völferrechtliche Erwägungen über die Zugehörigkeit der Kolonieen 
zum Reichsgebiete fein. Cine gewiſſe Schwierigleit liegt darin, daß die publis 
ziſtiſche Doktrin Die Kolonieen in ftaatsrechtlicyer Beziehung ald Ausland, in völker⸗ 
rehtlicher als Inland betrachtet. Was aber allgemein zugegeben wird und im Ernte 
gar nicht beftritten werden fann, ift ihre Nichtzugehörigkeit zum Reichsgebiet. ©. 
>. Laband, Deutiches Reichsſtaatsrecht (1907) 192, Xoening, Grundzüge der Ver- 
faflung des Deutſchen Reichs (1901) 191, und noch fchärfer Köbner in Holtendorffs 
Enzyklopädie 2 1089 ff. Daraus folgt, daß in ftrafrehtlicher Beziehung die Kolonieen 
Ausland find. Für diefe Auffaffung ſpricht weiter der Umſtand, daß ber oben 
äitierte 8 26 des Gef. über die Konſulargerichtsbarkeit au für die Kolonieen gilt 
Echutzgebietsgeſ. $ 3), daß man ed bei der Seemanndordnung $ 6 für nötig be= 
tunden hat, die Inlandsqualität der Kolonieen für Das Gebiet dieſes Geſetzes aus⸗ 
drüdlich hervorzuheben, und endlich die ratio legis, auf die mein Aufjag DI3 1 128Ff. 
binweift. Übereinftimmend außer den obengenannten Wachenfeld 253, Roſenberg 
Hirths Ann. 1903 ©. 659 und wohl auch Köbner a. a.D.. Gegen die Beweiskraft des 8 26 
Kon). Ger. & aber Hegler, Prinz. d. internat. Strafrechts 143/4. Bergl. aud) v. Martig, 
Internat. Nechtöhilfe 1 63. 378. 

I. Diejenigen völterrechtlichen Süße, welche eine Ausdehnung des Inlandgebiets 

bewirken, Haben umgefehrt auch eine Einfchräntung desjelben zur Folge. Deshalb 
gelten fremde Staatsſchiffe (aber nicht Handelsſchiffe, E 2 17; a. A. v. Lifzt 8 22) 
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auch dann als Ausland, wenn fie fi in deutichen Küftengewäflern aufhalten. Da⸗ 
gegen wird die Erterritorialität der Botichafterhotels im heutigen Völferrechte nur 
noch injoweit anerkannt. als erforderlich ift, um Die perfönliche Unverleglichleit des 
Gejandten und feiner Begleitung zu garantieren. E 8 70. 

IL $ 8 beitimmt den Begriff des Auslandes und damit auch den des Inlandes 
nur für das Gebiet des StGB's, namentlich aljo nicht für die Landesgefege. Wichtig 
wegen 8 6. 

IV. Über die Rechtsverhältniſſe in den beutfchen Kolonieen |. befonders v. Stengel 
i.d. StG. d. Ggw. 2 385 ff. und Bauer, NR 19 32 ff. 


$ 9. 
Ein Deutjcher darf einer ausländischen Regierung zur Verfolgung 
oder Beitrafung nicht überliefert werden. 


I. Sogenanntes Prinzip der Nichtauslieferung der Nationalen. Der Um⸗ 
fand, daß im Ausland bereit3 eine vechtsfräftige Verurteilung erfolgte, fteht dem 
Prinzip nicht entgegen; ebenjowenig aber einer wiederholten inländifchen Aburteilung. 
Bergl. 8 7. Über „Ablieferung“ von feiten einer Bundesregierung an eine andere J. 
GVG Tit. 18. 

II. Die vom Deutſchen Reich abgeſchloſſenen Auslieferungsverträge ſ. bei Hetzer 
Deutſche Auslieferungsverträge (1885), Staudinger, Sammlung von Staatsverträgen 
des Deutichen Reichs (1882. 1884), Kurk, Hilfsbuch für Etrafvollzugss Angelegenheiten 
(1893), dv. Martig, Internationale Rechtshilfe in Straffahen 3 (1897) Anhang, 
Olshauſen, Die Auslieferung» und Konfularverträge des deutfchen Reichs (1903), 
Verzeichnis bei v. Liſzt $ 23. 


$ 10. 


Auf Deutſche Militärperfonen finden die allgemeinen Strafgejege des 
Neichs infoweit Anwendung, als nicht die Militärgefege ein Anderes 
beftimmen. 


I Für Militärperfonen haben „die allgemeinen Strafgefete des Reichs“ nur 
jubjidiäre Bedeutung. Primär unterftehen fie dem MStGB v. 20.6 1872. Diefes 
(8 4) ift auch für den Begriff der Militärperfon maßgebend: „Berjonen des Soldaten= 
ftandes und die Militärbeamten, welde zum Heer oder zur Marine gehören”. Die 
nähere Aufzählung enthält dag dem MStGB beigefügte „BerzeichniS der zum deut⸗ 
fchen Heere und zur Kaiferlichen Marine gehörenden Militärperfonen”. Berjonen 
des Beurlaubtenftandes unterftehen dem Militärftrafrechte grundjägli nur, folange 
fie fi) im Dienfte befinden, 3. 8. bei Meldungen. MEIGB 86. Sind jie zum 
Dienft einberufen (3. B. zu Kontrollverfammlungen, E 12 319), fo gehören fie 
vom Tage, zu welchem fie einberufen find, bis zum Ablauf des Tages der Wieder- 
entlafjung zum aftiven Heer. RMG 838. Vergl. auch Gef. v. 9.711 1867. 

II. Die Frage, ob jemand in materieller Beziehung den Militärftrafgefegen 
unterfteht, ift wohl zu unterfcheiden von der progefjualen, ob er der MilitärgerichtSbarfeit 
unterworfen if. Die MStGODO jucht allerdings das Herrichaftögebiet des materiellen 
und des formellen MilitärftrafrechtS auszugleichen; fo unterwirft fie $ 1 Nr. 8 der 
MilitärgerichtSbarkeit namentlich auch folche Perfonen, auf die, ohne daß fie Militäre 
perfonen wären, nad) MEIGB $$ 155. 157. 158. 166 das materielle Militärftrafe 
recht in gewiſſem Umfange angewendet wird, wenn und folange das der Fall ift. 
Bergl. ferner MEtGO 8 5 Nr. 1 und 4. Immerhin bleiben noch Fälle übrig, in 
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denen zwar das MStGB anzuwenden, aber fein militäriſcher Strafgerichtsſtand be» 
gründet iſt, z. B. bei Teilnahme eines Nichtmilitärs an einem militäriſchen Delikt. 
Andererſeits kann es ſein, daß eine Sache vor die Militärgerichte gehört, aber ſich 
nicht nad) dem MEtGB beurteilt, z. VB. MetGO 8 11. 


811. 

Kein Mitglied eines Landtags oder einer Kammer eines zum Reich 
gehörigen Staats darf außerhalb der Verſammlung, zu welcher das 
Mitglied gehört, wegen ſeiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübung 
ſeines Berufes gethanen Äußerung zur Verantwortung gezogen werden. 


L Daß Reichstags abgeordnete wegen ihrer’ Abſtimmung oder wegen der in 
Ausübung ihres Berufs getanen Äußerungen weder gerichtlich noch disziplinariſch 
zur Verantwortung gezogen werden bürfen, bejtimmt Urt. 30 der AB. Die vor» 
liegende Stelle will das gleiche Privileg für die Abgeordnieten der Qandtage und 
Kammern der Einzelftaaten ſchaffen oder aufrechterhalten. Dabei kommt es natürlich 
nicht auf den Namen Kammer oder Landtag an, fondern nur darauf, daß eine den 
Staat repräfentierende Berſammlung in Frage fteht. Ob auch die Bürgerjchaften der 
freien Städte als Kammern anzujehen find, ift deshalb bejtritten, weil fie an der Sou⸗ 
veränität teilhaben (Binding 1 674, Meyer⸗Allf. 109), aber gleichwohl ficher. Bergl. bei. 
Hubrich, Die parlamentarifche Redefreiheit und Disziplin (1899) 354. Anderjeits fteht 
ieft, daß Provinzialtage, Kommunallandtage, Kreistage und andere Organe ber 
Selbitverwaltung ebenjowenig hierher gehören, wie firchliche Eynodalverfanmlungen. 
Tenn feine dieſer Berfammlungen repräfentiert den Staat. Ebenfo fidher ift es, daß 
die Mitglieder des Bundesrates oder der Regierung eines Einzelſtaats als joldhe 
fein Privileg genießen. Nur kann ihnen bei Beleidigungen $ 193 zur Seite ftehen. 
An ih würden auch die Mitglieder des Landesausſchuſſes für Elſaß⸗Lothringen 
nit durch die vorliegende Stelle geſchützt werden; jedoch ergibt fich ihre Gleich» 
ftellung mit den Mitgliedern eines ftaatlihen Landtags aus Urt. I des ES f. 
Eljaß-Lothringen (f. Anhang). 

IL Das Privileg wird gelegentlich al Wortprivileg bezeichnet, weil es fich nur 
auf Außerungen bezieht. Wegen einer „in Ausübung des Berufs“ vorgenommenen 
Prügelei ift mithin die Strafbarkeit nicht ausgeſchloſſen. Andererſeits aber darf man nicht 
fo weit gehen, ben Begriff der Hußerung nur auf mündliche Erklärungen zu ber 
ziehen. Bielmehr find auch folhe Gedankenäußerungen ftraflos, die durch Mienen oder 
fonftige fchlüffige Handlungen erfolgen, 3. B. durch Niden oder Echütteln bes Kopfes, 
auch Sitenbleiben bei einem Hoch auf den Landesheren. Ebenſo v. Liſzt $ 24, 
Dieh.»Zmeig. 3, Nüd.»Stengl. 1, Hubrih 360, v. Bar, Gel. u. Schuld 251. 
A. A. Binding 1 675. 

IH. Die Verfolgung ift bei Äußerungen nur dann ausgejchloffen, wenn fie in 
Ausübung des Abgeordbnetenberufß gefallen find. Ob in den Geſchäftsräumen 
der Berjammlung, ift gleichgiltig. Was zur Ausübung des Berufs. gehört, kann 
nur im einzelnen geprüft werden. Sedenfall$ gehören Außerungen in Kommiffionen, 
Deputationen hierher, dagegen nicht in Fraktionsſitzungen; auch nicht Berichterftattung 
an die Wähler, nod) weniger Wahlreden. Ob auch Zwiſchenrufen das Privileg zur 
Eeite fteht, ift beftritten. Übermwiegende Gründe fprechen für die Bejahung. Bergl. 
Hubrich a. a. O. 363, der die Gebräuche des betr. Barlaments für enticheidend hält. 
Bei der Abſtimmung ift die Befchränfung auf den Beruf felbitverftändlich. 

IV. Indem das Gefeg verbietet, den Abgeordnieten außerhalb der Verſammlung 
zur Berantwortung zu ziehen, jchließt es nicht nur die ftrafrechtliche, ſondern auch 
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die disziplinariſche Verfolgung (nämlich eines unmittelbaren oder mittelbaren 
Staatsbeamten, vergl. Schwedler, Parlamentarifche Nechtöverlegungen [1898] 23 ff.) 
aus. Ebenjo Hubrich 388 ff., jegt auch Olsh.⸗Zweig. 4, Finger 1 433. (Allerdings 
überfchreitet Da8 Geſetz bei, der hier vertretenen Auslegung die Zuftändigkeit der 
Reichsgefeggebung). Zu weitgehend Binding 1676, Olsh.⸗gweig. 4, v. Bar a.a. D. 248, 
wenn fie auch die zivilredhtlidhe Verfolgung für unzuläffig halten. Auch ift es 
ſchwerlich gerechtfertigt, wenn neuerdings Die politifche Preffe vielfach behauptet, die 
vorliegende Stelle (oder RB Urt. 30) verbiete auch den Zeugniszwang gegen Mit» 
glieder eines Landtags, um fie zur Nennung von Gemährsmännern anzuhalten. — 
Über die Frage der Kompenfationsfähigkeit beleidigender Yußerungen eines Ab- 
geordneten f. $ 199. 

V. Das Privileg ift ein höchſt perjönliches, ein ſog. fubjektiver Strafaus- 
ſchließungsgrund, kommt aljo dritten Beteiligten nicht zu gute. A N. v. Bar, a. 
a. O. Daher ift der Wähler wegen Anſtiftung zu der von dem Abgeordneten im 
Landtag begangenen Beleidigung ftrafbar. Allerdings Tann ein objektiver Straf⸗ 
ausichliegungsgrund gemäß 8 193 vorliegen. 


$ 12. 


Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen eines Landtags oder 
einer Kammer eined zum Reich gehörigen Staats bleiben von jeder Ver: 
antwortlichfeit frei. 


1. Nady Art. 22 der RB find wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen 
in den öffentlichen Sitzungen des Reichstags von jeder VBerantwortlichkeit frei. 
Das Plenum des Reichdtagd verhandelt nach derjelben Stelle nur öffentlih. Kein 
Privileg genießen demnach Berichte über geheime Verhandlungen des Reichstags, 
als welche dem Geſetze, (aber nicht der Praxis) nach nur die Kommiſſionsverhandlungen 
in Frage kommen könnten. Dagegen privilegiert 8 12 wahrbeitsgetreue Berichte 
über alle, mithin auch über nicht öffentliche Verhandlungen eines Landtags oder 
einer Sammer der Einzelitaaten. Eine Erfiredung des Privilegs in diefer Weije 
war durch den Umſtand geboten, daß das partifulare Staatsrecht auch nichtöffent- 
liche Sigungen des Plenums kennt. W. X. Binding 1 681. Entſprechend ſowohl 
ihrem Wortlaute als aud ihrem Berhältnid zu AB Art. 22, Tann auch die vor⸗ 
liegende Stelle nur auf Berichte über Blenarverhandlungen bezogen werben. 
So die herrſchende Lehre. Lngerechtfertigt aber ift es, wenn fie Hubrich, Die par- 
Iamentarijche Nebefreiheit und Disziplin (1899) 485 nur auf öffentliche Sigungen 
bezieht. Vergl. denf. in HirthsAnn 1897 ©. 1 ff. Gegen ihn bef. Olsh.⸗Zweig. 5. 
©. über die Frage auch vd. Bar, Gef. u. Schuld 262. 

II. In welder Weife der Bericht erftattet wird, ob mündlicd oder ſchriftlich, 
ift gleichgiltig. Erforderlich dagegen iſt folgendes: 

1. Der Bericht muß fich beziehen auf die (Plenar-) Verhandlungen eines Lands 
tags oder einer Kammer in dem $ 11 I entwidelten Sinne. Unter Ber» 
handlung wird man zu verjtehen haben: einen zeitlich und fachlich zufammen- 
gehörigen Zeil der in dem Parlament getanen Außerungen. Zu eng Hubrich, 
Redefreiheit 486, nad) deſſen Definition perfönlide Bemerkungen niemals unter 
den Begriff der Verhandlungen fallen könnten. Aus dem Bujammenhang ge- 
rifjene Bemerkungen haben feinen Anſpruch auf Das Privileg, jelbft wenn fie fo 
wiedergegeben werden, wie fie gemacht wurden. AnderjeitS braucht fich der Be- 
richt nicht auf die Verhandlung im ganzen zu erjtreden, erforderlich ift nur, daß 
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er „einen in ſich abgeſchloſſenen Zeil dem wirklichen Vorgang entſprechend 

wiedergibt“. So Olsh.⸗Zweig. 6. 

2. Der Bericht muß wahrheitsgetreu fein. Dies ift er dann, wenn er bie 
Berbandlungen jo wiedergibt, wie fie ftattgefunden haben. Wortgetreue Dar» 
ſtellung kann indeſſen nicht verlangt werden. Es genügt eine, wenn aud ab» 
gekürzte, Wiedergabe, die ſich als ein objektives Referat auffaflen läßt. Bergl. 
E 18 207. 

II. Seinem Inhalte nach bedeutet das Privileg Freiheit von jeder Verant—⸗ 
wortlihfeit, ſowohl frimineller wie disziplinarer; insbejondere findet aud) 8 42 
feine Anwendung. Und zwar ift die Etraflofigkeit jederzeit eine objeftive, kommt 
alſo nit nur dem Berichterftatter, fondern auch dritten Beteiligten zu gute. Da⸗ 
gegen bleibt nach richtiger Anfiht eine etwa begründete zivilrechtliche Haftung uns 
berührt. Auch die Straffreiheit bezieht fi) nur auf den Inhalt der Mitteilung. 
EB 45. Es wird alfo (bei gebrudter Berichterftattung) der Tatbeftand eines Preß⸗ 
deliktes ausgejchloffen. Sehr wohl kann aber etwa durch Zumiderhandlung gegen 
Preßgeſetz 88 6 ff. ein Preßpolizeidelitt begangen werben. 


Erfter Cheil. 


Bon der Beftrafung der Verbrechen, Vergehen und Übertretungen 
im Allgemeinen. 


Erfier Abſchnitt. 


Strafen. 


I. ®ie bereits zu EG $$ 5. 6 bemerkt wurde, bezieht ji) dad StGB lediglich auf die 
eigentliche oder friminelle Strafe. Die Disziplinarftrafe, Die Ordnungsſtrafe, der Strafs 
zwang (die Erefutivftrafe) und die Konventionalftrafe werden von ihm nicht berührt. 
Benn nun auch ficher ift, daß feine der vom StGB angedrohten Deliktsfolgen unter 
eine dDiefer Rategorieen fällt, fo ift doch beitritten, ob fie fich alle dem Begriffe 
der Strafe unterordnien, oder ob fie nicht vielleicht in anderer Weife, namentlich als 
Entihädigung (Genugtuung) oder als polizeilihe Maßregeln, zu qualis 
fijieren find. Ebenſo beftritten ift die Frage, ob gemifle in den Landes geſetzen 
auftretende Deliftsfolgen unter den Begriff der Strafe fallen oder nicht. Die Trag- 
meite dieſer Streitfragen zeigt fich hauptjächlich bei folgenden Punkten: 

1. Iſt eine gewifie Deliktsfolge Strafe, fo kann fie von der Landesgeſetzgebung 
nur dann angedroht werden, wenn ſie auch dem REtGB bekannt ift. Vergl. 
EU 88 5.6. 

2. Nur die als Strafen, nicht aber die als Entfhädigung zu qualifizierenden Maß- 
regeln können im Gnadenwege erlafjen werden. 

3. Nur die als Entfhädigung, aber nicht die als Strafen zu qualifizierenden Maß» 
regeln können im Wege der Vereinbarung unter den Beteiligten erlafjen werden. 
Bergl. E 31 334. 

4. Nur die Strafen unterliegen der im StGEB normierten Bollitredungs- 
verjaͤhrung. 

6. Bei Idealkonkurrenz mehrerer Delikte abſorbiert Die ftrengere Strafe zwar Die 
mildere, aber nicht die außerhalb der Strafe liegenden DeliktSfolgen. Vergl. 8 73. 
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Eine genauere Entwidlung des Begriffs der Strafe kann an dieler Stelle nicht 
gegeben werden. ©. darüber außer den Lehrbüchern namentlid) Merkel, Krimina⸗ 
liftifche Abhandlungen (1867) 1 57 ff., Binding, Normen (2. Aufl.) 1 270 ff, Stooß, 
Schweizer Ztſchr. f. Strafrecht 18 1 ff. Wüft, Die fihernden Maßnahmen (1904), 
Birkmeyer, Strafe und fihernde Maßnahmen (1906), Hier genügt ed, Darauf 
binzumeifen, Daß jede Strafe dem gejeggeberiihen Gedanken nad) ein wegen ber 
Tat gegen den Schuldigen verhängtes Leiden fein fol. Nur da, wo eine Maß- 
regel den Zweck verfolgt, einen Schuldigen leiven zu laffen, ericheint fie als Strafe. 
Tatjächlich werden alle bier überhaupt in Frage kommenden Maßregeln ein 
Leiden bewirken. Aber nicht auf den tatjächlichen Erfolg, fondern auf den Zwed 
fommt es an. So namentli E 14 161. 

I. Hiernach ſcheiden aus dem Begriffe der Strafe folgende als polizeiliche 
Präventivmaßregeln zu charalterifierende Deliktsfolgen aus: 

1. Stellung unter PBolizeiauffidt. Häufig als Nebenftrafe aufgefaßt; 
1. 8 58. 

2. Einziehung don Gegenftänden Jedoch Tann biefe aud Strafe Jein. 
©. $ 40. 

3. Unbraudbarmadung von Schriften uſw. 88 41. 42. ©. aud Gel. v. 
19.,6 1901 8 483. 

4. Überweifung in eine Erziehungs» oder Beiferungsanftalt. 88 56. 
181a. 362. 

5. Unfähigkeits erklärung, als Zeuge oder Sadpverftändiger eiblid 

dernommen zu werden. $ 161. Meift ald Strafe aufgefaßt. 

. Bermeifung aus dem Bundedgebiete. ©. $ 284. 

1. UnfähigfeitSerflärung zur Beidhäftigung im Eiſenbahn- oder 
Telegraphendienjte. 8 319. Dagegen nehmen Olsh.⸗Zweig. zum 1. Abſchn. 
und Meves GoltdA 45 312 an, daB es fih um eine Nebenjtrafe handle. 
Es fcheint mir aber ficher zu fein, daß die Rückſichten auf den öffentlichen Ver⸗ 
kehr dorwiegen. 

. Überweifung an die Landespolizeibehörde. Ebenfalls Häufig als 
Nebenftrafe aufgefaßt. S. 8 362. 

III. Ferner jcheiden aus dem Begriffe der Strafe folgende Arten der Ent» 

Ihädigung des Verlegten aus: 

1. Öffentlide Belfanntmadhung des Strafurteils. 88 165. 200 (auch in 
Nebengefegen, 3. B. Gel. zum Schuß der Warenbezeichnungen dv. 12./5 1894 
$ 19). Hinfichtlich der rechtlichen Qualifizierung diefer Maßregel find die u. 2 
über die Buße gegebenen Ausführungen zu vergleihen. Umgekehrt hat die Be⸗ 
kanntmachung des Strafurteil$ den Charakter einer Entihädigung für den 
unfchuldig Berfolgten in den Fällen des Nahrungsmittelgel. $ 16 Abſ. 2, der 
SPD 8 All, des Gef. 3. Belämpfung d. unlaut. Wettbewerbs $ 13. 

2. Die Buße. 88 188. 231. Sehr Häufig in Nebengefegen, 3. B. Patentgeſ. 
& 37, Geſ. zur Bekämpfung de3 unlauteren Wettbewerb $ 14. Die Natur 
der Buße war früher jehr beitritten. Als Privatitrafe wird fie angejehen z. 8. 
von Heinze in Holgend. Handb. 2 636, ald eine Kombination von Strafe und 
Schadenerjag von Wächter, Die Buße (1874), Merkel 235. Daß die Buße aber 
in feiner Beziehung Strafe ift, ergibt ſich jhon aus dem Wortlaute der ein» 
ihlagenden Beftimmungen, die wiederholt die Buße „neben“ der Strafe zulaflen. 
Bielmehr ift fie eine Entfhädigung, auf die ausnahmsweife der Straf- 
rihter erfennen fann. Da fi mit dem Begriffe der „Entſchädigung“ leicht bie 
Borftellung verbindet, als handle es fich lediglidd um den Erſatz eines mates 
riellen, in Geld ſchätzbaren Schadens, fo ziehen mande den Ausdruck „Genug⸗ 
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tuung” oder „Privatgenugtuung“ vor, den man aud für die Bekanntmachung 
bes Strafurteild anwendet. Dies gilt z.B. für v. Lifzt $ 67, Olsh.⸗Zweig. 2 zu 
$ 188 und die früheren Auflagen diejed Kommentars. Nun ift allerdings ficher, 
daB regelmäßig auch ideelle, piychiiche oder ſonſtige unjchägbare Nachteile in 
der Buße ihren Ausdrud finden können; demgemäß bat 3.8. E 15 352 wegen 
Berluftes der Beugungsfähigkeit Buße zugeſprochen. Aber auch das BGB 
8 847 kennt den Begriff ber Entjhädigung bei rein ibeellem Schaden, und wenn 
auch der letzte Zwed Hier die Genugtuung jein mag, fo empfiehlt es jich doch 
nicht, fie als techniichen Ausdrud zu gebrauden. Dazu kommt, daß das 
Geſetz ſelbſt ($ 188 Abi. 2) die Buße als Entichäbigung bezeichnet. Ebenſo 
Binding, Grundriß 221, Rojenfeld, Die Nebenklage (1900) 174, Beling 125. 

Tie Abmweihung von ber herrichenden Auffaflung iſt aber lediglich eine 

terminologijche. Vergl. noch Reinhardt, Geldftrafe und Buße (1890), Graf 

Dohna, Die Stellung der Buße (1902). 

IV. Innerhalb der Strafen im eigentliden Sinne des Worts ift Die Unter» 
iheidtung von Haupt⸗ und Nebenftrafen von Wichtigleit. Hauptftrafen find Die» 
jenigen, welche für fich allein erfannt werden können, Nebenftrafen diejenigen, die nur 
in Berbindung mit einer Hauptitrafe ausgeiprochen werden (ſ. jedoch $ 37). 

1. Hauptftrafen find: Todes⸗, Zuchthaus⸗, Gefängnisitrafe, Feſtungshaft, 
Hajt, Selditrafe, Verweis (85 13—27. 57 Nr. 4). 

2. Nebenftrafen find: Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte ($ 32), Unfähigkeit 
zur Belleidung öffentlicher Amter (8$ 35. 128. 129, 358), Berluft ber befleideten 
Amter und der aus Öffentlihen Wahlen hervorgegangenen Rechte (88 81. 83. 
54. 87.— 91. 94. 95), Einziehung (f. jedoch oben II 2) und Verfallerflärung der bei 
der Beftechung empfangenen Reiftung ($ 335). 

Wegen der in den deutihen Schubßgebieten zuläffigen Strafmittel f. v. 

Stengel i. d. StG d. Ggw. 2 387 ff. 

V. Über die verfchiedenen Arten der Strafdrohung f. $ 2 U. 


$ 13. 
Die Todesſtrafe ift durch Enthauptung zu vollitreden. 


I. Während die zivile Todesftrafe ftet3 durch Enthauptung vollzogen wird, ilt 
bei der militärifchen zu unterfcheiden, ob fie wegen eines gemeinen oder wegen eines 
miitärifchen Verbrechens verhängt wurde. Im erjten Falle Enthauptung, im zweiten 
Falle Erſchießen. Jedoch auch im erften Falle Erfchießen, wenn die Strafe im Feld 
bolitredt wird. MSIGB 8 14, MEISO 88 452 ff. 

Wie die Enthauptung vorzunehmen ift, beftimmt ſich nad Landesrecht (Beil 
oder Fallbeil). 

Beitere Vorfchriften über die Vollftredung ſ. StPO 88 485 (Betätigung des 
Urteils nicht erforderlich, dagegen muß die Begnadigung ausdrüdlich abgelehnt 
werden; feine Bolftredung an Schwangeren oder Geiltesfranfen), 486 (Intramurane 
hinrichtung, Eolennitätszeugen, Herausgabe des Leichnams an die Angehörigen). 
Ferner Schutzgebietsgeſ. F6 Nr. 5 und dazu Verordnung v. 9./11 1900 $ 9 (Ent» 
haupten, Erſchießen oder Erhängen). 

U. Anwendungsgebiet der Todesitrafe: 88 80. 211; Sprengftoffgei. $ 5; Gel. 
bett. die Beitrafung des Sklavenraubes 8 1; MEIGB gg 58. 60. 63. 7173. 84. 
%. 97. 107. 108. 133. 141. 159; ſ. EG $ 4. Gegen Jugendliche ift die Tobesftrafe 
unzulaͤſſig. $ 57 Nr. 1 (j. jedoh MEIGB $ 50). 
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$ 14. 

Die Zuchthausſtrafe ift eine lebenslängliche oder eine zeitige. 

Der Höchitbetrag der zeitigen Zuchthausitrafe it Tunfzehn Jahre, 
ihr Mindeitbetrag Ein Jahr. 

Wo das Gefeh die Zuchthaugitrafe nicht ausdrüdlich als eine lebens- 
längliche androht, ijt dieſelbe eine zeitige. 

$ 15. 

Die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten find in der Strafanitalt zu den 
eingeführten Arbeiten anzuhalten. _ 

Sie können auch zu Arbeiten außerhalb der Anftalt, insbefondere zu 
Öffentlichen oder von einer Staat3behörde beaufjichtigten Arbeiten verwendet 
werden. Dieje Art der Beichäftigung iſt nur dann zuläflig, wenu die 
Gefangenen dabei von anderen freien Arbeitern getrennt gehalten werden. 


1. Sie Zuchthausſtrafe ift die jchwerfte Freiheits- die Hauptverbreche ns⸗ 
ftrafe ($ 1), charakterijiert durch obligatorijchen, nicht individualifierten Arbeits zwang 
($ 15) und ipso jure eintretende Ehrenfolgen ($ 31). Obligatorijch beißt ver 
Arbeitözwang deshalb, weil er von der Zudhthausverwaltung durchgeführt werden 
muß. Anderſeits bat auch der Sträfling ein eventuell im Beſchwerdewege durch⸗ 
zufegendes Recht auf Arbeit. Unterjcheide: Innenarbeit und Außenarbeit. Auch 
ber legteren muß ſich der Sträfling auf Verlangen unterziehen (vergl. Dagegen $ 16 
Abſ. 3). In feiner Rechtsſtellung wird er nur dann gejchädigt, wenn er dabei ge= 
nötigt wird, in räumlicher Gemeinſchaft mit freien Arbeitern zujammen zu fein. 
Nichtindividualiſiert nenne ich den Arbeitszwang deshalb, weil dem Eträfling 
fein Recht auf VBerüdfichtigung feiner individuellen Fähigkeiten und Verhältniſſe (da- 
gegen 8 16 Abſ. 2) zufteht; er muß fidy vielmehr den „eingeführten“, d. 5. den ihm 
zugewieſenen Arbeiten unterziehen. ')°) 

II. Uber die Bemefjung der Zuchthausftrafe |. $ 19 Abſ. 3. — Gegen Zugend> 
liche ift fie unzuläffig._$ 57 Nr. 8. 

8 16. 

Der Höcjitbetrag der Gefängnißitrafe ift fünf Jahre, ihr Meindeit- 
betrag Ein Tag. 

Die zur Gefängnigftrafe Verurtheilten können in einer Gefangen: 
anftalt auf eine ihren Fähigfeiten und Verhältniſſen angemejjene Weife 
befchäftigt werden; auf ihr Verlangen find fie in dieſer Weife zu be: 


ſchäftigen. 
Cine Beſchäftigung außerhalb der Anſtalt ($ 15) iſt nur mit ihrer 


Zultimmung zuläjlig. 

1) Über den Vollzug der gerichtlich erfannten Freibeitsftrafen überhaupt haben bie 
beutfchen Regierungen gewiffe „Grundſätze“ vereinbart. S. Deutſch. Reichsanzeiger v. 
8.11 1897. Abgedrudt in einer Beiprehung von Aſchrott Z5tW 18 354 ff. 

2) Jedem Sträflinge kann gemäß BGB $ 1911 Abi. 2 ein Abmefenbeitspfleger be- 
ftellt werben, fofern feine Bermögensangelegenbeiten einer Sürforge bebürfen. Darin Tiegt 
aber nichts der Zuchthausſtrafe eigentümliches. Ebenfowenig in der Unfallsfürſorge für 
Gefangene. S. Gel. v. 30.'6 1900. 
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L Die Gefängnisftrafe ift die zweitichtwerfte Freiheits⸗, Die eigentlide Ver⸗ 
gehensftrafe (f. $ 1), charakterifiert Durch fafultativen, d.h. nad) Ermefjen der Verwal» 
tung auszuübenden und indipibualifierten (8 15 I) Arbeitszwang. Bei der militärifchen 
Gefängnisftrafe tritt injofern eine Beſchränkung ein, als die Beichäftigung ftets zu 
milttäriiden Zweden zu erfolgen hat. MetGB $ 15. Ebenfo wie ber Zuchthaus«- 
fträjling hat der Sefängnisiträfling ein Recht auf Arbeit. Außenarbeit ijt nur mit 
Zufiimmung des Sträflings zuläſſig. Anders bei der militäriichen Gefängnigftrafe 
gegen Unteroffiziere und Gemeine, MSISB $ 15. Ipso jure find Ehrenfolgen 
mit der Gefängnisftrafe nicht verbunden. Doch können neben ihr unter gewifien 
Borausfegungen Ehrenfolgen ausgeſprochen werden. ©. bei. 88 32. 35. 161. 
Außerdem farın Berurteilung zu Gefängnis Anlaß zur Amtsentfegung geben (. B. 
&BG $ 1285; auh MESGB 8 34). Zivilrechtlich hat die Verurteilung zu Gefängnis- 
firafe infofern Bedeutung, al® der Bater und event. auch die Mutter die elterliche 
Gewalt verwirfen, wenn fie wegen eine® an dem Kinde begangenen Verbrechens oder 
vorfäglichen Bergehend zu einer Gefängnisftrafe von mindeſtens ſechs Monaten ver» 
urteilt werden. BGB 8 1680. 

I. Im Gegenfag zur Zuchthausftrafe ift Die bürgerliche Gefängnisftrafe ſtets 
nur eine zeitige. Anders die militäriihe (MStGB 8 16). Deinimum ber bürger- 
lichen 1 Tag, der militäriihen 6 Wochen und 1 Tag (MStſEB $ 17). Co auf 
E 30 277. WRegelmäßiges Maximum der bürgerlihen 5 Jahre; lberfchreitung 
möglid in den Fällen der 88 57 Nr. 1. 74 Abf. 3. Die militärifche zeitige Gefäng- 
nisſtrafe kann regelmäßig 15 Sabre erreichen. MEtGB $ 16. 

II. Über die Frage, wo die bürgerliche Gefängnisftrafe zu vollziehen ift, ent⸗ 
hält das Geſetz Feine beftimmte Vorſchrift (vergl. dagegen $ 17 Abi. 4 und MStGB 
$ 159). Man kann höchftens fagen, daß es eine Gefangenanftalt als den felbitver- 
ſtändlichen Ort der Vollziehung anfiehbt. Daher kann die Landesgejeggebung das 
Nähere beitinnmen. Giltig ift deshalb das preuß. Gef. v. 29./5 1879, die Rechts⸗ 
verhältnifie der Studierenden betr., welches in $ 6 zuläßt, daß Freiheitsſtrafen gegen 
Studierende bis zu 2 Wochen auf Antrag der gerichtlichen Behörden im akademiſchen 
Karzer verbüßt werben fünnen. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 4, Oppenh.⸗Del. 4, Meyer 358. 


$ 17. 

Die Feltungshaft iſt eine lebenslängliche oder eine zeitige. 

Der Hödjitbetrag der zeitigen Feſtungshaft iſt funfzehn Jahre, ihr 
Mindeitbetrag Ein Tag. 

Wo das Geſetz die Feſtungshaft nicht ausdrüdlich als eine lebenz- 
längliche androht, ift diefelbe eine zeitige. 

Die Strafe der Feitungshaft beiteht in Freiheitsentziehung mit 
Beauffichtigung der Beichäftigung und Lebensweiſe der Gefangenen; jie 
wird in Feſtungen oder in anderen dazu beitimmten Räumen vollzogen. 


L Die Feftungshaft findet fich bei Verbrechen und Vergehen (8 1). Sie iſt Die 
drittfchwerfte Freiheitsftrafe mit bem Charakter einer custodia honesta. (Das „Feſtungs⸗ 
gefängnis* ift dagegen eine militäriiche Einrihtung zur Vollitredung gemwifler Ge» 
jängnisftrafen; vergl. MSIGB 8 15 Abf. 2.) Daher nur angedroht in Fällen, bei 
weichen bie Ehrenhaftigfeit des Motivs geſchätzt wird (2. TI. Abſchn. 1—5, ferner 
$8 1302. 201 ff. 345), daher Fein Arbeit3zwang, umgekehrt aber auch Fein Anipruch 
auf Beichäftigung. Vollſtreckung braucht nicht notwendig in Feſtungen zu erfolgen. 
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D. Feftungshaft wie Zuchthaus ſowohl lebenslänglih als zeitig. Minimum 
der militärischen Feitungshaft 6 Wochen 1 Tag (MStGB 8 17). Im übrigen ift bie 
militäriiche Feſtungsſtrafe von der bürgerlichen nicht verjchieden. Die Behauptung 
Heckers (Lehrbuch des deutſchen Militärjtrafredhts [1887] ©. 521, daß fich der mili- 
tärifche Heltungsgefangene gemäß MStGB 8 15 nur mit militärifhen Dingen be» 
fchäftigen dürfe, ift nicht haltbar. 


$ 18. 
Der Höchftbetrag der Haft ift ſechs Wochen, ihr Mindeftbetrag 
Ein Tag. 
Die Strafe der Haft befteht in einfacher Freiheitsentziehung. 


I. Haft als leichtefte und ſtets nur zeitige Freiheits-(Übertretungs-Jftrafe fol in 
einfacher Freiheitsentziehung beftehen. Arbeitszwang ift jomit ebenfo ausgefchloffen wie 
Anſpruch auf Beſchäftigung. Die wiederholt aufgeftellte Behauptung (Olsh.⸗gweig. 5, 
Rud.⸗Stengl. 2), daß Haftfträflinge nicht außerhalb der Anitalt befchäftigt werben 
dürften, trifft nicht zu. Richtig ift nur, daß fie nicht wider ihren Willen zur Arbeit, 
aljo auch nicht zu Außenarbeit angehalten werben können. Wenn aud eine Beauf⸗ 
fihtigung der Beichäftigung und Lebensweiſe des Gefangenen nicht ausdrüdlich wie 
bei der Feſtungshaft zugelaffen ift, jo muß fie doch, weil durch die Hausordnung 
geboten, als jelbftverftändlidh angefehen werben. 

I. Einen andern Charakter erlangt die Haftitrafe da, wo ausnahmsmeile 
Arbeitszwang zuläfiig tft, |. $ 362. Der Bollzug nähert fi hier dem der Zucht⸗ 
hausſtrafe. 


$ 19. 


Bei Tzreiheitzjtrafen wird der Tag zu vierundzwanzig Stunden, Die 
Woche zu fieben Tagen, der Monat und das Jahr nach der Kalender: 
zeit gerechnet. 

Die Dauer einer Zuchthausſtrafe darf nur nad) vollen Monaten, Die 
Dauer einer anderen Freiheitsſtrafe nur nach vollen Tagen bemefjen werden. 


1. Nach Abſ. 1 ergibt ſich die Möglichkeit, die Dauer jeder Freiheitäftrafe nad) 
Tag und Stunde zu bemeffen. Da nad) Abf. 2 auf Bruchteile von Tagen niemals 
erfannt werden darf, fo folgt, daß die Stunde der Entlafjung genau der Stunde der 
Einlieferung entſprechen muß (computatio naturalis a momento ad momentum). Im 
übrigen kann fi) die Dauer der nad) Monaten erfannten Strafen durch die Un⸗ 
gleichheit der Monate und die Dauer der nach Jahren erfannten durch das Vor⸗ 
Handenfein von Schaltjahren verfchieden geftalten. 

U. Abſ. 2 verbietet nicht etwa, eine Zuchthausftrafe nach Jahren, eine Gefängnis 
ftrafe nad) Wochen, Dionaten oder Jahren zu verhängen, fondern die Stelle unterfagt 
lediglich bei der Zuchthausftrafe Brudhteile von Monaten, bei andern Freiheitsſtrafen 
Bruchteile von Tagen. Daher ift auch jede Art der Verhängung unzuläflig, die in» 
direkt bei der Zuchthausftrafe auf Bruchteile von Monaten, bei andern Freiheits⸗ 
ftrafen auf Bruchteile von Tagen führen kann. 8. 3. ’/s Monat Gefängnis (= 14 
oder 15 oder 15° Tage). R 8 415. Daß bei Zuchthaus die vollen Monate auch 
duch Jahresbruchteile ausgedrüdt werben können, follte felbftverftändlich jein. RG 
in GoltdA 51 355. 
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IU. Die Beftimmung, da die Zuchthausſtrafe nur nad) vollen Monaten bes 
mefien werben darf, erleidet Ausnahmen durch die Borjchriften der 88 28 Abi. 3. 
14.79. So die herrfchende Lehre. € 4 161, MR 8 415. Über bie Syrage, ob auch 
wegen der Bemeſſung der andern Freiheitsſtrafen eine Ausnahme zuzulaffen ift, 
vergl $ 74. 

8 20. 


Wo Das Geſetz die Wahl zwiihen Zuchthaus und Feitungshaft 
geitattet, Darf auf Zuchthaus nur dann erkannt werden, wenn feitgeitellt 
wird, daß die ftrafbar befundene Handlung aus einer ehrlofen Gefinnung 
entiprungen iſt. 


I. Zuchthaus und Feftungshaft werden wahlweiſe angedroht in ben 88 81. 
83—86. 88. 89. 94. 96. 100. 105. 106. Stellt Hier der Nichter ehrloſe Gelinnung 
feit, fo wirb er dadurch nur berechtigt, aber nicht verpflichtet, auf Zuchthaus zu 
ertennen. Erkennt er auf Zuchthaus, jo fteht es wiederum in feinem Ermeſſen, ob 
er den Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte ausiprechen will oder nicht ($ 32). 

DI. Sind Zuchthaus und Gefängnis wahlweiſe angedrobt, jo bindet $ 20 
den Richter nicht, doch wird er vernünftigerweife von den gleihen Erwägungen 
ausgehen. 


$ 21. 


Achtmonatliche Zuchthausſtrafe iſt einer einjährigen Gefängnißftrafe, 
achtmonatliche Gefängnigftrafe einer einjährigen Feſtungshaft gleich zu achten. 


In einer Reihe von Fällen ift e8 erforderlich, eine Freiheitsſtrafe in eine andere 
umzuwandeln. ©. 88 28. 44. 49. 74. 79. 157. 158. Yür die Ummandlung gibt $ 21 
den Maßſtab. 


$ 22. 

Die Zuchthaus- und Gefängnißftrafe können ſowohl für die ganze 
Dauer, wie für einen Theil der erfannten Strafzeit in der Weife in Ein- 
zelhaft vollzogen werben, daß der Gefangene unausgejeßt von anderen 
Gefangenen gefondert gehalten wird. 


Die Einzelhaft darf ohne Zuftimmung des Gefangenen die Dauer 
von drei Jahren nicht überfteigen. 


ELinzelhaft wird nur bei Zuchthaus: und Gefängnisftrafe erlaubt, ift mithin 
bei Feftungs- und Haftitrafe unzuläſſig. Ob Buchthaus- und Gefängnisftrafe in 
Einzel» oder Gefamthaft vollftredt werden, hängt von dem Ermeflen der Berwaltung 
und der Einrichtung der Strafanftalten ah, es fei denn, daß in den Bartikularftaaten 
geleglihe Beſtimmungen vorhanden mwären, die natürlich gegen das Reichsrecht 
nicht verſtoßen dürfen. Die Dauer der Einzelhaft aber iſt reichsrechtlich beſchränkt. 

ie darf gegen den Willen bes Sträflings während ber ganzen Strafzeit 
3 Jahre nicht überfleigen. Wird die Strafe zum Zeil in Gefamthaft vollftredt, fo 
darf die Summe der in Einzelhaft verbrachten Zeitteile nur mit Buftimmung bes 
Otchilings mehr als 3 Jahre betragen. 


48 Eriter Teil. Bon d. Beftraf. der Berbr., Vergehen u. Übertretungen im allgemeinen. 


8 23. 

Die zu einer längeren Zuchthauss oder Gefängnißftrafe Verurtheilten 
fönnen, wenn fie drei Viertheile, mindeftend aber Ein Jahr der ihnen 
auferlegten Strafe verbüßt, fich auch während diefer Zeit gut geführt 
haben, mit ihrer Zuftimmung vorläufig entlaffen werden. 


$ 24. 


Die vorläufige Entlafjung kann bei jchlechter Führung des Ent- 
lafjenen oder, wenn bderjelbe den ihm bei der Entlajjung auferlegten 
Berpflichtungen zumiderhandelt, jederzeit widerrufen werden. 

Der Widerruf hat die Wirkung, daß die feit der vorläufigen Ent- 
lafjung bis zur Wiedereinlieferung verflofjene Zeit auf die feſtgeſetzte 
Strafdauer nicht angerechnet wird. 


$ 25. 


Der Beichluß über die vorläufige Entlaffung, jowie über einen 
MWiderruf ergeht von der oberjten Juſtiz-Aufſichtsbehörde. Vor dem 
Beichluß über die Entlaffung ift die Gefängnißvermaltung zu hören. 

Die einstweilige Feſtnahme vorläufig Entlaffener fann aus dringen: 
den Gründen des öffentlichen Wohls von der Polizeibehörde des Drts, 
an welchem der Entlaffene ſich aufhält, verfügt werden. Der Beſchluß 
über den endgültigen Widerruf ift fofort nachzuſuchen. 

Führt die einftweilige Feitnahme zu einem Widerrufe, jo gilt diejer 
ale am Tage der Feitnahme erfolgt. 


| $ 26. 
Sit die feftgefehte Strafzett abgelaufen, ohne daß ein Widerruf der 
vorläufigen Entlaffung erfolgt ift, jo gilt die Freiheitsſtrafe als verbüßt. 


I. Die 88 23—26 behandeln das dem engliſch⸗amerikaniſchen Recht entlehnte 
Inſtitut der vorläufigen Entlaffung. Seine Bedeutung liegt darin, daß 1. bie 
Strafdauer nicht, wie regelmäßig, nad) dem Gerechtigfeitäprinzip beftimmt, fonbern 
weientlich durch das Verhalten Des Verbrecher in der Strafanftalt beeinflußt und 
daß 2. den Verwaltungsbehörden eine Modifizierung bes richterlichen Urteils zuge 
ftanden wird. 

1. Borausfegungen der vorläufigen Entlafjung find nach & 23: 

1. Verurteilung zu einer längeren Zuchthaus- oder Gefängnisftrafe. Unzus 
läffig ift fie alfo bei Feſtungs⸗ und Haftftrafe. 

2. Teilweife Verbüßung der auferlegten Strafe. Die Minimaldbauer der zu vers 
büßenden Strafe wird relativ und abjolut beſtimmt; relativ, infofern fie drei 
Bierteile der auferlegten Strafe ausmachen; abjolut, injofern fie mindeftens 
ein Jahr betragen muß. Ergeben aljo drei Vierteile der auferlegten Etrafe 
weniger als ein Jahr, fo tft Die vorläufige Entlafjung erft zuläffig, wenn ein 
Jahr verbüßt ift. Im Gegenfaß zu biefer herrſchenden Auffafjung verfteht u. a. 


Erfter Abfchnitt. Strafen. 88 23—27. 49 


Görlich, Die vorläufige Entlaffung (1906) 50 die Etelle jo, daß bie Maßregel 

eine Minimalbauer der auferlegten Strafe von 16 Monaten vorausſetze, weil 

erſt von da an drei Bierteile der auferlegten Strafe ein Jahr beitragen. — Die 
auferlegte Strafe ift übrigens nicht ohne weiteres identifch mit der wegen 
ber Zat erfannten. Wenn nämlich gemäß $& 7. 60 eine Strafanrechnung 
fattfindet, jo müflen vom Rejte drei Bierteile, mindeftens aber ein Jahr ver« 
büßt fein. Ebenfo Binding, Grundriß 200, Olsh.⸗Zweig. zu 8 23, Lucas 416, 
N. U. Geyer, Grundriß (1884) 1 152. Weitere Literaturnachweife bei Görlich 
a. a. D. 51 ff. 

3. Gute Führung während der Strafverbüßung. 

4. Buftimmung bes Sträflings. 

I. Zuftändig zur vorläufigen Entlaffung ift die oberfte Juſtiz aufſichts⸗ 
behörbe, auch wenn die Strafanftalt nicht zu ihrem Neflort gehört. Die Rechte» 
Rellung des vorläufig Entlaffenen bleibt infofern gefchmälert, al3 ihm befondere 
Bedingungen auferlegt werden können ($ 24 Abi. 1, z. B. Aufentbaltöverbote) und 
als er u. U. von der Ortöpolizeibehörbe feftgenommen werben darf ($ 25 Abf. 2). 
Im übrigen ift die Wirkung der vorläufigen Entlaffung ein bedingter Erlaß bes 
Etrafreites, bedingt dadurch, daß fie während ber an ſich in der Strafanftalt zu 
verbringenden Zeit (der „Bewährungsfrift‘) nicht widerrufen wird. 8 26. Über 
Zuläjligfeit des Widerruf und Zuftändigfeit |. $ 25 Abf. 1, über feine Wirkung 
824 bl. 1. 

IV. Die Beftimmungen über die vorläufige Entlaffung ftehen felbftverfländlich 
einer (bedingten oder unbedingten) Begnadigung nicht entgegen. — Wegen bes 
bedingten Strafauffhubs mit Ausficht auf völlige Begnabigung ſ. bei. Klee 
gẽtrW 24 69 ff. 


$ 27. 


Der Mindejtbetrag der Gelditrafe ift bei Verbrechen und Vergehen 
drei Mark, bei Übertretungen Eine Marf. 


J. Das StGB feht in feinem allgemeinen Teil keinen Marimals, fondern nur 
einen Minimalbetrag der Geldftrafe fell. Der Marimalbetrag ift von Fall zu Fall 
beftimmt. Der höchſte des StGB's beträgt, abgefehen von & 145a, 15000 Marf 
($ 302d), Weiter gehen die Zoll» und Steuergefege, dad HGB 8% S12Fff. und das 
Bei. betr. den Sklavenraub. 

II. Der Minimalbetrag ift verſchieden, je nachdem es ſich um ein Verbrechen 
er Vergehen einerſeits oder eine Übertretung anderfeit8 handelt. Bergl. $ 1. Ta 
bei Verbrechen und Vergehen nicht unter drei Mark gegangen ‚werben barf, Verſuch 
und Beihilfe dazu fich (regelmäßig) wiederum als Verbrechen oder Vergehen darftellen 
("I zu $ 1), fo darf die Geldftrafe troß $ 44 Abſ. 4 auch bei dem Berfuch oder 
der Beihilfe nicht weniger als 3 Markt betragen. E18 125. Da ferner ſolche Delikte, 
welhe mit einer nad) einem gewiſſen Bielfachen zu bemeſſenden Gelditrafe bedroht 
find, ſich nach dem unter I 3 zu $ 1 Ausgeführten ftetS als Vergehen darftellen, fo 
if auch bei ihnen dag Minimum von 3 Mark maßgebend, felbft wenn dadurd) das 
Vielfache überſchritten wird. A. A. die herrſchende Lehre, auch E 16 159, welche in 
derartigen Tüllen fogar Gelditrafe unter einer Mark zuläßt. In Konſequenz diefer 
Auffaffung werden auch Iandesgejegliche Strafbeitimmungen unter 1 Mark zugelafien. 
& 38. DOlsh.-Bweig. 5. 

DI REISB 8 29: „Wo die allgemeinen Strafgefege Geldftrafe und Freiheits⸗ 
ftrafe wahlweiſe androben, darf, wenn durch die ftrafbare Handlung zugleich eine 
militäriſche Dienftpflicht verlegt worben ift, auf Geldftrafe nicht erfannt merden.“ 

Frank, Strafgeſetzbuch, 5.7. Aufl. 4 
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‘ 

IV. Grundjäglid, fließt die Gelditrafe in bie Staatskaſſe. Doch finden ſich 

Ausnahmen, 3. B. Poſtgeſ. 8 33, Nahrungsmittelgef. $ 17, preuß. Gef. betr. Den 
Erlaß polizeilidier Strafverfügungen $ 7. 


$ 28. 

Eine nicht beizutreibende Geldftrafe ift in Gefängniß und, wenn jie 
wegen einer Übertretung erfannt worden ift, in Haft umzuwandeln. 

Sit bei einem Vergehen Gelditrafe allein oder an erfter Stelle, oder 
wahlmeije neben Haft angedroht, fo fann die Gelditrafe in Haft umge- 
wandelt werden, wenn die erfannte Strafe nicht den Betrag von ſechs⸗ 
hundert Mark und die an ihre Stelle tretende Freiheitsſtrafe nicht die 
Dauer von jechd Wochen überjteigt. 

War neben der Gelditrafe auf Zuchthaus erkannt, fo ift die an 
deren Stelle tretende Gefängnißjtrafe nad) Maßgabe des $. 21 in Zucht: 
hausſtrafe umzuwandeln. 

Der Verurtheilte kann fich durch Erlegung des Strafbetrages, ſoweit 
diefer durch die erftandene Freiheitsſtrafe noch nicht getilgt ift, von ber 
leßteren freimachen. 


I. Begriff der unbeitreibbaren Geldftrafen. — Die Bollftredung der Geldftrafe 
erfolgt gemäß StPO 8 495 nad) den Borjchriften, welche die ZPO für die Boll- 
ftredung von Geldforderungen aufitellt. Unbeitreibbar ift die Geldftrafe erit dann, 
wenn fich ergibt, daß die der Vollftredungsbehörde hiernach zur Verfügung ftehenden 
Biwangsmittel, zu denen namentlich aud) der Offenbarungseid gehört, zu Teinem 
Ergebnis führen. Die berrichende Lehre (Olsh.⸗Zweig. 4) verfteht das wohl mit 
Recht jo, daß die Zwangsvollſtreckung in jedem Einzelfalle exit fruchtlos verſucht jein 
muß. Dagegen hält es v. d. Deden ZStrW 12 123 für zuläffig, daß fi die Boll- 
ftredungsbehörde auch auf andere Weije von der Unbeitreibbarfeit überzeuge. Außer 
Bmeifel tft, daß der bloße Mangel an Geldmitteln die Gelditrafe nicht zu einer 
unbeitreibbaren macht. Anderjeits jchließt die Möglichkeit einer ratenweijen Abtragung 
der Gelditrafe nicht aus, daß fie zur Zeit unbeitreibbar ift, wenn auch reichsrechtlich 
der Bulaffung ratenweifer Abtragung nichts entgegenfteht. Löwe⸗Hellw. 2 zu StPO 
8 495. — ÜEntjcheidend ijt ftetS, ob Die Geldftrafe von dem Berurteilten beige 
trieben werden kann. Zahlung durch einen unbeauftragten Dritten befreit den Ber» 
urteilten nicht. Vergl. $ 257. 

Der Begriff der unbeitreibbaren Geldiirafe ift lediglih aus dem Reichs rechte 
zu entnehmen. Lanbesrechtlihe Beftimmungen, nach denen wegen Geldftrafe feine 
Zwangsvollſtreckung in Grundftüde vorgenommen werden darf, find jedenfalls injomweit 
ungiltig, al3 beim Borhandenjein geeigneter unbemweglicher Pfändungsobjelte die Hilfs- 
weiſe ausgefprochene Freiheitsſtrafe nicht vollitredt werden darf. Reichs geſetzliche und 
felbftverftändlicy zu Recht beftehende Beitimmungen diefer Art |. Wechfelftempelfteuer- 
geſetz $ 15 und ReichSitempelgef. 8 AT. Vergl. dazu unten II 3. Der Umftand, daß 
bie Geldftrafe den Betrag von 300 Mark nicht überfteigt und deshalb nah ZPO 8 866 
Abi. 3. die Eintragung einer Sicherungshypothek unzuläflig ift, macht fie nicht zu 
einer unbeitreibbaren, jolange andere Mittel der Zwangsvollſtreckung gegeben find. 

DI. Berüdfihtigung der NUnbeitreibbarfeit im Urteil, — Auf die Eventus 
alität, daß die Geldtrafe nicht beigetrieben werden Tann, iſt bereit8 im Urteil Bezug 
zu nehmen, indem der unbedingt verhängten Geldftrafe eine eventuell eintretende 
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sreiheitäftrafe fubftituwiert wird. Dabei gilt als Regel: bei Berbrehen und Ber- 
geben Gefängnis, bei Übertretungen Haft. (Nachträgliche Umwandlung f. 
SIRO 8 491.) Ausnahmen: 
1. Zn den Fällen des zweiten Abſatzes bat der Richter die Möglichkeit, auch bei 
Bergeben Haftftrafe zu fubftituieren. 8. 8. 88 145. 185. 
2, Iſt neben der Gelditrafe auf Zuchthaus erkannt und nad den ſonſt geltenden 
Regeln die Umwandlung der Gelditrafe in Gefängnis geboten, jo findet an 
Hand des 8 21 eine weitere Umwandlung bes Gefängnifles in Zuchthaus ftatt. 
Vergl. E 35 2833. Dabei fommt es nicht darauf an, ob die Geldftrafe wegen 
eined Verbrechens oder wegen eines Vergehens, auch nicht darauf, ob fie wegen 
desfelben oder wegen eines andern Delikts wie die Zuchthausſtrafe (Realkon⸗ 
furrenz) ausgeiprodhen wurde. Vergl. hierzu $ 19 UL 
. Beitere Ausnahmen finden fi in den Nebengefegen. So tritt 3. B. nach GewO 
€ 147 an Stelle der Geldftrafe bis zu 300 Mark nur Haft. Auch ift zuweilen 
die Umwandlung der Geld» in eine fyreiheitsftrafe gänzlich ausgeſchloſſen. So 
in den oben unter I zitierten Stellen des Wechjelftempelfteuergejeges und bes 
Reichs ſtempelgeſetzes. 
Über Gemeinde⸗ und Forſtarbeit in Landesgeſetzen an Stelle der ſubſidiären 
Freiheits ſtrafe |. ES $ 5. 
OL Beftritten ift die Frage, ob die Landesgeſetzgebung bei ben ihr über- 
lofienen Materien an den Umwandlungsmobus der vorliegenden Stellen und bes 
$ 29 gebunden ift oder nicht. Bejahend Binding 1 301, Matthiefen, In welchem 
Umfange find die Borjchriften im allgem. Teil des StGB's für die Landesgeſetze 
bindend? (1894). Berneinend die herrfchende Lehre. E 2 33. Entſprechend ben 
Ausführungen zu EG $ 2 VI liegt das Richtige in der Mitte: die Landesgeſetzgebung 
loın von 88 28. 29 nur zu Gunſten, aber niemals zu Ungunften des Berurteilten 
abweichen; d. 5. fie darf feinen Umwandlungsmodus zulafien, der zu einer ſchwereren 
oder längeren Freiheitsſtrafe führt. Giltig find daher folche landesrechtliche Beftim- 
mungen, die eine Umwandlung völlig ausichließen. 

IV. Iſt die Geldftrafe nur teilweife umbeitreibbar, jo darf die hilfsweiſe aus⸗ 
geſprochene Freiheitsftrafe nur für den unbeitreibbaren Heft, alfo nur teilweife voll- 
ftredt werden. Aber auch wenn ber Berurteilte bereitö die Freiheitäftrafe angetreten 
dat, kann er ſich nach dem lebten Abſatze durch Zahlung von dem Reſte der Freiheits⸗ 
ftrafe befreien. Bu zahlen braucht er in diefem Falle nur noch den Teil der Geld» 
ftrafe, der nicht durch die verbüßte Freiheitsſtrafe als getilgt anzufehen iſt. E 11 182. 
ergl. $ 29 II gegen Ende. 


— 


* 


8 29. 


Bei Umwandlung einer wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
erfannten Geldſtrafe ift der Betrag von drei bis zu funfzehn Darf, bei 
Umwandlung einer wegen einer Übertretung erkannten Geldftrafe ber 
Betrag von Einer bis zu funfzehn Mark einer eintägigen Freiheitzftrafe 
gleich zu achten. 

Der Mindeftbetrag der an Stelle einer Geldftrafe tretenden Frei— 
heitsftrafe ift Ein Tag, ihr Höchftbetrag bei Haft ſechs Wochen, bei Ge: 
fängniß Ein Jahr. Wenn jedod) eine neben der Geldftrafe wahlmweife an: 
gedrohte Freiheitsſtrafe ihrer Dauer nach den vorgedachten Höchitbetrag 
nicht erreicht, jo darf die an Stelle der Geldftrafe tretende Sreiheitzftrafe 
den angebrohten Höchftbetrag jener Freiheitsftrafe nicht überfteigen. 

4* 
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I. Die Stelle gibt den Maßſtab für die Ummandlung von Gelb» in fyreiheits- 
ftrafe. Handelt e8 ſich um ein Verbrechen oder ein Vergehen, jo hat der Richter für 
je 3 bis 15 Mark, handelt es ſich um eine Übertretung, fo hat ex für je 1 bis 15 Marl 
einen Tag Freiheitsftrafe zu jubftituieren. Wenn z. 8. wegen Beleidigung, alſo wegen 
eines Bergehens, auf eine Gelditrafe von 300 Mark erfannt wurbe, fo können alle 
Beträge zwifchen 3 und 15 Mark gleich einem Tage Gefängnis gefegt werden. Als 
Minimum der fubfidiären Gefängnisftrafe ergeben ſich fomit in concreto 20 Tage, als 
Maximum 100 Tage. Innerhalb diefer Grenzen greift das vernünftige Ermeſſen des 
Richters Play. Einen weſentlichen, aber durchaus nicht den allein zuläfftgen, Anhalts⸗ 
punft gewähren Die Erwerbsverhältniſſe des Werurteilten. Gleichgiltig ift e8, ob 
ba3 Urteil den Umwandlungsmaßſtab ausdrüdlich bezeichnet („im Falle bes Unver- 
mögen für jede drei Mark Gelditrafe ein Tag Gefängnis”) oder die jubfidiäre Freiheits⸗ 
ftrafe im ganzen auswirft. Hält es fih innerhalb der Grenzen bes Geſetzes, jo Tann 
bie hilfsweife eintretende Freiheitäftrafe au) nad Monaten bejtimmt fein. € 11 272. 
— Ganz abweichend von der herrſchenden Lehre faßt Rubo 2 die Stelle auf. Er 
nimmt an, daß der Richter für jeden Betrag bis zu 15 Mark nur einen Tag Frei» 
heitsftrafe einjegen dürfe Darüber f. bei. Binding, Grundriß 240. 

I. Minimum und Marimum der fubfidiären Freiheitsſtrafe richten filh, wie aus 
Abſ. 1 erhellt, zunädyft nach der Höhe der erfannten Geldftrafe. Neben der hierdurd) 
gezogenen relativen ftellt aber der erfte Cab des zweiten Abſatzes noch eine abfolute 
Grenze feft: Minimum ftet3 ein Tag, Maximum bei Haft ſechs Wochen, bei Gefäng⸗ 
nis 1 Jahr. Für die Fälle der Neallonfurrenz ſ. $ 78 Abſ 2. Gegenüber diefen 
abfoluten Beſtimmungen haben die relativen zurüdzutreten. Wirb z. B. eine Geld⸗ 
ftrafe von 9000 Marf verhängt, jo wäre ed nad dem erften Abſatze zuläffig, eine 
Gefängnisftrafe von 600 bis 3000 Tagen zu fubftituieren. Da aber felbft durch bas 
relative Minimum von 600 Tagen das abjolute Marimum von 1 Jahr überjchritten 
würde, fo darf nur auf dieſes leßtere erfannt werden. Underfeits aber wäre es 
auch unftatthaft, unter 1 Jahr herunterzugehen, da die Vorſchriften Über das relative 
Minimum nit mehr verlegt werden dürfen, als es durch die Vorfchriften über das 
abjolute unbedingt notwendig wird. Co kann ed kommen, daß bie fubfidiären Etraf- 
androhungen zu abjoluten werden. — Im übrigen folgt aus dem zweiten Abfak, bat 
Strafrefte unter drei Mark (bei Berbredyen oder Vergehen) ober unter 1 Marl (bei 
Übertretungen) nicht in reiheitsftrafe verwandelt werden bürfen. Anderfeit3 aber ift 
ein Strafreft von 3 Markt oder mehr (bei Berbrechen oder Vergehen) und von 1 Marf 
oder mehr (bei Übertretungen) felbft dann noch mit einem Tage abzubüßen, wenn 
der ganzen Gelditrafe nur ein Tag fubftituiert wurde. 

II. Das abjolute Marimum der fubfidiären Freiheitsftrafe wird 
durch den zweiten Sat des zweiten Abjages reduziert und zwar in dem 
Einne, daß die fubfidiäre Freiheitsitrafe unter feinen Umftänden dag Maximum der 
neben der Gelditrafe wahlmeife angedrohten Freiheitsftrafe überfteigen darf. Daher 
fann der Geldftrafe von 60 Mark, zu weicher der Wirt auf Grund des & 365 Abf. 2 
verurteilt wird, nicht eine Haftftrafe von 6 Moden, fondern nur von 14 Tagen 
fubftituiert werden. Die gleiche Regel gilt auch dann, wenn die ordentliche Etrafe eine 
Freiheitöftrafe ift, bei mildernden Unfftänden aber Geldftrafe eintritt. E 11 132. 

IV. Die Nebengejege enthalten zuweilen einen andern Maßſtab für bie Um- 
wandlung von Geld- in Freiheitsitrafe. 3. 8. GO 88 146—150. Wegen der Landes 
geiege j. $ 28 IL 


$ 30. 


In den Nachlaß kann eine Geldftrafe nur dann vollitredt werden, 
wenn das Urtheil bei Lebzeiten de3 Verurtheilten rechtskräftig geworden war. 
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I. Rechtskräftig ift ein Urteil, wenn es nicht mehr mit Berufung oder Revifion 
angefochten werden kann. Sit diefer Augenblid ſchon zu Lebzeiten des Berurteilten 
eingetreten, jo kann die in dem Urteil ausgeiprodgene Selditrafe in den Nachlaß bes 
vertorbenen Berurteilten vollftredt werben. Über die Art und Weije der Bollitredung 
ſ. StPO $ 495 und hierzu bei. Weber, Die VBolftredung von Bermögensftrafen in 
den Rachla (1900) 51 ff. 

U. Amtsrichterlihe Strafbefehle, gegen welche nicht rechtzeitig Einſpruch 
erhoben wird, ſtehen rechtsfräftigen Urteilen glei. StPO $ 450. Für polizeiliche 
Strafverfügungen und Strafbeicheide der Berwaltungsbehörben ift das Gleiche 
nit beffimmt. Daher ift die Vollſtreckung der durch fie verhängten Gelbditrafe nad) 
dem Tode des Verurteilten unzuläffig. Übereinftimmend Rüd.-Stengl. 3. A. A. Olsh. 
Zweig. 2, Oppenb.»Del. 6, Binding 1 813, nebenher auch E 86 313. 

DI. Beftritten ift die Yrage, ob das Landesrecht an die Vorſchrift des $ 30 
gebunden iſt. Sie muß gemäß dem zu $ 2 VI eingenommenen prinzipiellen Stand» 
punkte bejaht werden. A. 4. die berrfchende Lehre, bei. Olsh.Zweig. 5 und Köhler, 
SeuffSl. 68 71. Erftere führen aus, daß die Zulaſſung ber Boliftredung in den 
Nachlaß die Ummandlung ber Geldftrafe in eine zivile Schuld bedeute. Das mag 
ristig fein, aber daraus folgt nur, daß die Forderung jeßt gegen die Erben im Wege 
eines Bivilprozeffes oder etwa des Bermwaltungsftreitverfahrens eingetrieben, nicht 
aber, daB das Strafurteil gegen fie vollitzedt werden kann. — Eine förmliche 
Strafverfolgung der Erben erflärt auch E 18 44 für unzuläffig. 


$ 3i. 

Die Verurtheilung zur Zuchthausftrafe hat die dauernde Unfähigfeit 
zum Dienfte in dem Deutichen Heere und ber Kaiferlichen Marine, jowie 
die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter von Rechts⸗ 
wegen zur Folge. 

Unter öffentlichen Aemtern im Sinne biefes Strafgejeges find Die 
Advokatur, die Anwaltſchaft und das Notariat, fowie der Geſchworenen⸗ 
und Schöffendienſt mitbegriffen. 


J. Die Stelle bezeichnet die Ehrenfolgen der Zuchthausftrafe. Auf dieſe ift, weil 
Ne von Rechtswegen eintreten, nicht befonders zu erkennen. ©. jedoch 8 37 und MetB 
$ 31 (darüber u. II 1). Sie find alfo nicht Nebenftrafen, fondern gehören zum In⸗ 
alte der Hauptſtrafe ſelbſt. Die EHrenfolgen treten ein, ſobald die Berurteilung zur 
Zuchthausſtrafe rechtskräftig ift, gleichgiltig, ob die Strafe wirklich verbüßt wird oder 
nicht. Gnadenweiſer Erlaß der Zuchthausſtrafe oder ihre gnadenweiſe Umwandlung in 
eine mildere Strafe haben an ſich keinen Einfluß auf die Ehrenfolgen, wohl aber können 
dieſe durch ausdrückliche Verordnung im Wege der Gnade beſeitigt werden („Reha⸗ 
bilitierung“). Die Beantwortung der Frage, ob auch die Zuchthausftrafe, zu welcher 
an zum Tode verurteilter Verbrecher begnadigt wird, die im $ 31 bezeichneten 
Ehrenfolgen nad) fich zieht, hängt von der ftaatsrechtlichen Borfrage ab, ob und in- 
wieweit ein Gnadenerlaß dem richterlichen Urteil gleichfteht. 
U. Die mit der Berurteilung zu Buchthausftrafe verbundenen Ehren⸗ 
folgen find: 
die dauernde Unfähigkeit zum Dienfte in dem deutfchen Heere 
und der kaiſerlichen Marine. Wer vor jeiner Einftellung zu Buchthaus- 
fitafe verurteilt ift, wird demgemäß überhaupt nicht eingeftellt, auch nicht ber 
Erfagreferve oder dem Landfturm eingereiht. Wer fich bereits in einem mili» 
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tärifchen Verhältniffe befindet, fcheidet aus diefem aus. Daher wird auch bie 
bon einem Militärgericht erfannte Zuchthausſtrafe in einer bürgerliden Straf- 
anjtalt vollfiredt. Wenn das MStGB 8 31 vorfchreibt, daß neben der Zucht⸗ 
hausſtrafe auf Entfernung aus dem Heer oder der Marine zu erfennen fei, jo 
fol damit lediglich der Eindrud des Urteil$ erhöht werden. Bergl. im übrigen 
MStGB 88 31 ff.; 

2. Die Dauernde Unfähigkeit zur Belleidung Öffentlicher Ämter in dem 
Ginne, daB das bereits befleidete äffentliche Amt dauernd verloren wirb und 
ein neue nicht erlangt (alfo auch nicht verliehen) werden kann. Öffentliches 
Amt ift ein durch das öffentliche Recht begrenzter Kreis von öffentlichen Ge⸗ 
fhäften. Vergl. Laband, Staatsrecht 4. Aufl. 1 338. Was unter den Begriff 
fällt, fan nur nad) dem konkreten Staatsrecht beurteilt werden. Im allgemeinen 
werden hierher zu rechnen fein: alle Ämter der ftaatlichen Juſtiz und Berwal- 
tung (nit nur Die der jog. allgemeinen, jondern auch die der Domänen, der 
Eifenbahnen uſw.), ebenfo aber auch die Ämter der öffentlichen Anftalten und 
Korporationen (3. B. die Profefjuren, die Stellen der Ortsbürgermeilter, Ges 
meindeeinnehmer, die Ämter der öffentlichen Kranken», Invaliditäts- und Unfall 
verfiherung). Beſonders beftritten ift die Frage, ob auch die Kirchenämter 
zu den öffentlichen gehören. Im verneinenden Sinne die berrichende Lehre, 
bei. E 10 199 ; Friedberg, Das geltende PVerfafiungsrecht der evangelifchen 
Landeskirchen (1888) 88. 151. 256, in bejahendem Olsh.Zweig. 7. Aber auch 
dieſe Frage kann nur nad) Landesrecht entichieden werden. So mit Recht 
Meyer-Alf. 288. Und zwar ift diefes in dem Sinne maßgebend, daß, fomweit 
es die Kirche zu den Öffentlich-rechtlichen Korporationen zählt, die Kirchenämter 
auch öffentliche Ämter jind. Eingehender darüber May, Die Amtsanmaßung 
(1905) 18 ff. Dies der Sinn des StGB's, um den es fi) in erfter Linie 
handelt. Aber es fragt fi, ob nicht bejondere Rechtsſätze eingreifen, welche 
für Die eine oder Die andere Öffentliche Korporation Ausnahmen fchaffen. Denn ift 
beren Stellung eine foldhe, daß fie bei der Bejegung ihrer Amter von der Staatd- 
gemalt völlig unabhängig ift, fo bewirkt der dieſe Stellung regelnde Komplex 
von NRechtsjägen eine Ausnahme von den StGB. Dies wird beſonders Häufig 
ober gar regelmäßig für die Tatholifche Kirche zutreffen. So im mwefentlichen 
Neumeyer ZSHW 27 6. Zu bemerken iſt übrigens, daß da, wo für die evan⸗ 
geliiche Landesfirhe das Territorialfyften Herrfht, deren Amter un- 
bedingt öffentliche find. Zur Vermeidung von Zweifeln wird Iandesrechtlich zu⸗ 
weilen ausdrüdli vorgefchrieben, daß die Verurteilung zur Zuchthausſtrafe 
den Berluft des Kirchenamts zur Folge babe. Friedberg a. a. DO. 88. ft mit 
bem Kirchenamt ein ftaatliche8 oder ein Gemeindeamt ald Nebenamt verbunden, fo 
werden dieje leßteren zweifellos durch die Verurteilung zur Zuchthaugftrafe ver: 
loren. — Ausdrüdlid zählt der zmeite Abſatz (Der für das ganze Gebiet des 
StGB's gilt) zu den öffentlichen Amtern: Advofatur, Anw altichaft, Ge— 
ſchworenen und Schöffendienft, obwohl dieſe Geſchäftskreiſe ſtaatsrechtlich 
nur teilweiſe unter den Begriff des Amtes fallen. Für die Frage, ob der 
Verluſt des Amtes auch den des Gehalts oder der Penſion zur Folge hat, iſt 
das Staatsrecht maßgebend. Nach dem Reichsbeamtengeſ. geht die Penſion nicht 
verloren. — Daß ausländiſche öffentliche Ämter durch inländiſche Urteile nicht 
entzogen werden können, iſt ſelbſtverſtändlich. 

II. Auf Titel, Würden, Orden und Ehrenzeichen äußert die Zuchthaus— 
ftrafe von Reichs wegen feinen Einfluß. Bergl. hierzu $ 33. Zivilrechtlich 
hat die Verurteilung zur Zuchthausftrafe injofern Bedeutung, als der Vater und 
event. die Mutter die elterliche Gewalt verwirken, wenn fie wegen eines an dem 
Kinde verübten Verbrechens zu Zuchthausſtrafe verurteilt werden. BGB $$ 1680. 1686. 
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$ 32. 

Neben der Todezitrafe und der Zuchthausſtrafe kann auf den Ver: 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden, neben der Gefängniß- 
itrafe nur, wenn die Dauer der erfannten Strafe drei Monate erreicht 
und entweder das Geſetz den Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte aus: 
drücklich zuläßt oder die Gefängnißitrafe wegen Annahme mildernder 
Umftände an Stelle von Zuchthaugitrafe ausgeſprochen wird. 

Die Dauer dieſes Verluſtes beträgt bei zeitiger Zuchthaugftrafe 
mindeftens zwei und höchſtens zehn Jahre, bei Gefängnißitrafe min 
deitend Ein Jahr und höchſtens fünf Jahre. 


I Der Verluſt der bürgerlihen Ehrenrechte ift eine Nebenftrafe in 
dem S. 43 erläuterten Sinne. Im Gegenfaß zu dem in $ 31 geregelten ehren- 
rechtlichen Inhalte der BZuchthausftrafe Handelt es ſich alfo bei dem Berluft der 
bürgerlihen Ehrenrehte um eine Maßregel, auf die ausdrüdlid zu er- 
tennen ift. 

U. Zuläffigtfeit. — Das StGB fchreibt die Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrecdhte zwingend vor in den 88 161. 181. 302d; dazu treten einzelne Be⸗ 
fimmungen der Nebengefege, 3. B. Gef. über das Ausmwanderungsweien $ 48; im 
übrigen ift fie nur zuläfjig und zwar: 

1. neben der Tode3= oder der Zuchthausſtrafe unbedingt (bei der erfteren Hat 
der Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte namentlid” dann Bedeutung, wenn die 
Hauptftrafe im Gnadenwege erlaflen wird); 

2. neben der Gefängnigftrafe nur unter der Doppelten Bedingung, daß 
a) die Dauer der erfannten Strafe drei Monate erreiht und dab 
b) entweder das Geſetz den Verluft ausdrüdlich zuläßt (3. B. S$ 49a. 108. 248) 

oder aber die Gefängnisitrafe nur wegen mildernder Umftände an Stelle der 
Zuchthausſtrafe tritt (3. 8. SS 176. 249). Droht das Gefeg, wie im & 226, 
Zuchthaus» und Gefängnisitrafe wahlweife an, jo daß der Richter au ohne 
Annahme mildernder Umftände auf Gefängnis erfennen Tann, jo ift die Abs 
erfennung der bürgerliden Ehrenrechte neben Gefängnisjtrafe nur fraft bes 
fonderer Ermächtigung im Einzelfalle zuläffig. E 25 408. 

Unzuläfjig ift die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte gegenüber Jugend⸗ 
lihen. $ 57 Rr. 5. Über die Frage der Zuläffigfeit bei Verſuch, Beihilfe, Ideal⸗ 
und Realkonkurrenz ſ. 8$ 45. 49. 73. 74. 76. 

II. Die Dauer des erluftes der bürgerliden Ehrenrechte beichräntt ber 
zweite Abſatz nur bei den Fällen, in denen die Hauptjtrafe auf zeitiges Zuchthaus 
oder auf Gefängnis lautet. Daraus folgt, daß bei lebenslänglihem Zuchthaus oder 
bei Todesftzafe der Verluſt auf Lebensdauer eintritt (was bei Beynadigung aud) 
praftifche Bedeutung haben kann). E 9 175. In diejen Fällen braucht fich der 
Richter nicht ausdrüdlich Über die Dauer auszufprehen. Im übrigen f. wegen 
Berechnung der Zeit, für welde die bürgerlichen Ehrenrechte aberfannt find, 8 36. 


$ 33. 

Die Aberfennung der bürgerlichen Chrenrechte bewirkt den dauernden 
Verluft der aus öffentlichen Wahlen für den Verurtheilten heroorge- 
gangenen Rechte, ingleichen den dauernden Berluft der öffentlichen Aemter, 
Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen. 
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$ 34. 


Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt ferner die 
Unfähigfeit, während der im Urtheile bejtimmten Zeit 

1. die Zandesfofarde zu tragen; 

2. in das Deutjche Heer oder in die Raiferliche Marine einzutreten; 

3. Öffentliche Aemter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen zu er: 
langen; 

4. in Öffentlichen Angelegenheiten zu ftimmen, zu wählen oder gewählt 
zu werden oder andere politifche Rechte auszuüben ; 

5. Zeuge bei Aufnahmen von Urkunden zu fein; 

6. Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiltand der Dlutter, Mitglied 
eines Familienraths oder Kurator zu fein, es fei denn, daß es fid 
um Verwandte abjteigender Linie handele und die obervormund⸗ 
fchaftliche Behörde oder der Familienrath die Genehmigung ertbeile. 


L Die 88 38. 34 regeln die Bedeutung des Werluftes der bürgerlichen Ehren: 
rechte. Dabei nntericheidet das Geſetz zwiſchen ſolchen Folgen, die dauernd ($ 33), 
und foldden, die nur vorübergehend eintreten ($ 34). Es zeigt ſich aljo die auf- 
fallende Erjcheinung, daß die Aberkennung der bürgerlihen Ehrenrechte gewiſſe 
dauernde Folgen nach ſich zieht, auch wenn fie, wie es die Regel bildet, nur auf 
Beit lautet. Eine Ergänzung der vorliegenden Stellen ift durch verjchiedene neue 
Reichs geſetze eingetreten. 8.8. Preßgeſ. $ 8, GewO 88 55. 83. 106, GBG 8 176, 
ZPO $ 1032, BEB 88 1318. 1781. 2237, EG 3. BGB Art. 40, Gef. über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarfeit & 173, HGB $ 81. Die frage, 
ob landesrechtlihe Folgen der Aberkennung ber bürgerlichen Ehrenrechte noch 
weiter beftehen oder neu eingeführt werden können, wird von der herrichenden 
Lehre verneint. Vergl. Olsh.⸗Zweig. 2 zu 8 33, Nüd.-Stengl. ©. 129. Jedoch mit 
Unrecht. Denn wenn das Landesreht an ſich, d. h. zunächſt ohne Nüdficht auf 
ftrafrechtliche VBeitimmungen des Weiche, Die Befugnis Hat, gewille Materien, z. B. 
die Rechtsverhältnifie des Adels, zu regeln, jo hat e8 auch die Befugnis, den Einfluß 
der Aberfennung der bürgerl. Ehren. auf dieſe Materien zu beftimmen, 3. B. den 
Berluft des Adels daran zu Inlipfen. Dies wird durch das Eingreifen des RStGB's 
nicht anders. Der Sinn der $$ 33. 34 ift nicht der, daß das Neich bem ber Ehrent. 
verluftig Erflärten feine fonftige Rechtsſtellung garantierte, jondern nur ber, daß die 
von Reichs wegen eintretenden Nachteile beftimmt werden. Im übrigen bleibt dem 
Landesrecht die Bahn frei, fofern es fih nur um eine ihm fonft unterftehende 
Materie handelt. 

I. Dauernde Wirkungen der Aberfennung ber bürgerlichen Ehrenrechte: 

1. Berluft der aus Öffentliden Wahlen für den Berurteilten hervors 
gegangenen Rechte. Unter öffentlihen Wahlen find ſolche in „öffent 
lien Angelegenheiten“ zu verftehen. Vergl. dazu & 108. Nach den an dieſer 

Stelle gegebenen Darlegungen gehören auch kirchliche Wahlen hierher. Tlberein- 

ftimmend Olsh.⸗Zweig. 5; dagegen identifizieren Oppenh.⸗Del. 5 öffentliche An- 

gelegenheiten mit Staatsangelegenheiten. — Über das Verhältnis biefer Stelle 
zu 8 3 Abi. 2 des Wahlgef. f. d. Reichätag vergl. Laband, Staatsrecht 4. Aufl.1 

288 ffj., Binding Grundriß 206. 

2. Verluft der öffentlihen Amter, Würden, Titel, Orden unb Ehren- 
zeihen. Über den Begriff der Öffentlichen ümter ſ. IT 2 zu $ 31, über ben 
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der Titel und Würden 8 360 VIL. Offentliche Würden, Titel, Orben und 

Ehrenzeichen find folche, die vom Staate oder unter ftaatlidher Autorität ver» 

lieben werden. Dahin zählt au die Doltorwürde. 4. U. nur Rubo 5. 

Reuerdingd über die Frage Neumeyer ZStW 37 10. Daß ausländiſche 

öffentliche Ämter durch ein inländifches Urteil nicht entzogen werben können, 

iſt ſelbſtverſtändlich. Das Gleihe wird man von auslänbiichen öffentlichen 

Binden, Titeln, Orden nnd Chrenzeihen behaupten müflen, doch äußert 

fih die Wirkung des inländiichen Urteil dieſen gegenüber darin, baß fie 

im Inlande nicht geführt oder getragen werben dürfen. Ebenſo Berner 240, 

Dish.- Zweig. 8, Oppenh.⸗Del. 11 (beide zu $ 33), Neumeyer ZStrW 27 9; 

nad NRüd.-Stengl. 2 zu $ 33 ftehen ausländijche Titel ujw. den inländifchen 

Durdaus glei. — Auch bier Handelt es ſich nur um Diejenigen öffentlichen 

Amter ufw., in beren Befig ſich der Verurteilte zur Zeit der Rechtskraft des 

Urteil3 bereitö befand; dieje gehen Dauernd verloren. Daß nad Ablauf der 

im Urteil beftimmten Zeit eine Neuerlangung möglich ift, folgt aus $ 34 Nr. 3 
und 4 Jedoch kann nah NAD $ 6 Nr. 2 die Bulaflung zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft auch fpäter noch verjagt werben. — Über unbefugte Führung von Würden 
ufw. f. 8 360 Nr. 8. — Die Frage, ob Öffentliche Amter uſw. auch ohne Straf. 
urteil entzogen werden können, beurteilt fi) nad) Staats» und Verwaltungs⸗ 
recht. DBezüglich der öffentlichen Ämter greifen die Disziplinargefege ein, wegen 
der Würden uſw. f. Braun, WOHR 16 528. Diefer nimmt einfeitige Entzieh- 
barkeit durch diefelbe Stelle an, von der die Verleihung erfolgt if. A. U. 
Sellinet, Eyftem d. öffentl. Rechte (1905) 337. ©. über die Frage auch Weſt 
Blätt. f. Rechtspfl. in Thüringen 46. Bd. Heft 6. 

3. Bei Militärperfonen je nad den Umftänden Entfernung aus dem 

Heere oder der Marine, Berluft des Offizierstitels, Verluſt des 

Rechts zum Tragen der Uniform, Berjfegung in die zweite Klaffe 
des Eoldatenftandes und Degradation. MStGB gg 31 ff., bei. $ 42. 

II Die vorübergehenden Wirfungen der Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte find im & 34 aufgezählt. 

Zu Nr. 5. Es Handelt fih bier um Eolennitätszeugen, d. 5. folche Zeugen, 
deren Anweſenheit bei der Errichtung gemwifier Urkunden zu deren Giltigkeit erforber- 
li ift (3. B. Teftamentszeugen), vergl. BOB 88 2249—2251; f. auch Geſ. üb. d. 
Angelegenh. d. freiwilligen Gerichtöbarteit 88 169 ff. Urkunden, die auf Grund der 
angeführten Beſtimmungen errichtet werben, find nicht deshalb ungiltig, weil ein 
mit Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte beftrafter Zeuge bei ihrer Errichtung mit» 
gewirft bat. Dies trifft insbeſ. auch für Teftamente zu. Bergl. BGB 88 2233 ff. 
Ebenſowenig hängt die Giltigleit einer nah dem BGB geichlofienen Ehe davon 
ab, daß die Zeugen im Belige der bürgerlichen Ehrenrechte find. Vergl. BGB 
$ 1318. (Für das ältere Recht war diefe letztere Frage beitritten, aber nad) richtiger 
Anfiht ebenfalls zu verneinen. Genau das Gleiche ift bezüglich der Ehen zu 
jagen, die auf Grund bes Gef. betr. die Eheichließung und bie Beurkundung des 
Berfonenfiandes im Auslande $ Ta (Faflung auf Grund des EG 3. BGB Art. 40) 
geihlofien worden find. 

Bu Nr. 6 (teilweife neue Faſſung gemäß EG 5. BOB Art. 34). Unter Bei- 
Rand der Mutter ift der BGB 8 1687 ff. genannte, nicht etwa ber Beiftand 
der ZRO 8 90 zu verfiehen. Gemäß BGB $ 1781 Nr. 4 ift ber mit Berluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte Beftrafte nicht unfähig Bormund zu fein, er ſoll nur nicht 
beftellt werden. Der Ausdrud Kurator ift bei der Neufaffung leider ſtehen ge— 
blieben, obwohl er in den Reichögefegen fein techniicher mehr ift und der früher 
unter dieſen Begriff fallende Pfleger nunmehr jelbftändig genannt wird. Das 
Welentliche bei dem Kurator liegt darin, baß er für eine Vermögensmaſſe als ſolche 
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zu forgen bat. 83. B. der Berireter der ZPO 8 779 und ber Konturßpermalter. 
DISH «Zweig. 7 zu $ 34 nehmen an, daf der Ausdrud mit Rüdficht auf Die Über 
gangezeit beibehalten worden ſei. 

In gewiſſen Fallen können einzelne der in dem Verluſt der bürger⸗ 
lien Ehren enthaltenen Necdhtsnachteile felbftändig ausgefproden 
werden. ©. 88 35. 81. 83. 84. 87—91. 94. 95. 128. 129. 3858. MStEB 88 30 ff. 


$ 35. 


Neben einer Gefängnißitrafe, mit welcher die Aberfennung der bürger- 
fihen Ehrenrechte überhaupt hätte verbunden werden fünnen, kann auf 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von 
Einem bis zu fünf Jahren erfannt werden. 

Die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
bat den dauernden Verluſt der befleideten Memter von Rechtswegen zur 


Folge. 


I. Die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter ift als teilweiſer Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte anzuſehen. Iſt der Richter befugt, den Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt auszuſprechen (vergl. 8 32), jo kann er, wenn 
ihm dies zu ftreng erjcheint und die Hauptfirafe nur auf Gefängnis (nit Zucht. 
haus) lautet, fi) auf Aberlennung der Fähigkeit zur VBelleidung öffentlicher Amter 
befchränfen. Dauer: 1 bis 5 Jahre. Über die Wirfungen |. $ 31 II 2 88 33. 34 II 2. 

II. Ausnahmöweife kann die Unfähigkeit zur Belleidung öffentlicher Amter in 
den Fällen des $ 358 ausgeiprochen werden, obwohl auf Berluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte nicht erfannt werden darf. 


$ 36. 


Die Wirkung der Aberfennung der bürgerlichen Chrenrechte über: 
haupt, ſowie der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter insbejondere, 
tritt mit der Nechtsfraft des Urtheils ein; die Zeitdauer wird von dem 
Tage berechnet, an dem die Freiheitsſtrafe, neben welcher jene Aberfennung 
ausgefprochen wurde, verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift. 


1. Friftberednung. — Da der Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte meift und die 
Unfähigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Amter immer nur auf Zeit ausgeſprochen wird, fo 
fragt e8 fich,wie dieſe Zeit zu berechnen ift, und zwar zunächſt, mit welchem Augenblide fie 
beginnt. Nach der Beitimmung des 8 36 beginnt, was an fidh ſchon felbftverftändlich 
wäre, die Wirfung der Aberfennung mit der Rechtskraft des Urteils. Mit diefem Tage 
alfo verliert der VBerurteilte fein öffentliche8 Amt, die Fähigkeit, in das deutiche Heer 
einzutreten ufw. Gleichwohl beginnt der Friftenlauf jegt noch nicht, fondern erft 
bon dem Tag ab, an mweldyem die Freiheitsſtrafe verbüßt, verjährt oder erlafien ift. 
Der Sinn der Beftimmung ift aljo der, daß die Beit Bi zur Verbüßung, Verjährung 
oder Erlafjung der Freiheitsftrafe der Zeit des im Urteil ausgefprochenen Ehrver⸗ 
Iuftes ufw. zugezählt werden fol. Dies beruht auf der Erwägung, daß regel- 
mäßig die Freiheitsſtrafe alsbald nah Eintritt der Rechtskraft zu verbüßen ift, und 
daß während der Dauer der TFreiheitsftrafe der Verluft von Ehrenrechten bedeutungs⸗ 
los wäre. 
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IL Die Zeitdauer des Ehrverlufte® wird „von dem Tag berechnet, an dem 
die Freiheitsftrafe ufw. ..... verbüßt, verjährt oder erlaflen ift“. Erfter Tag ber 
Friſt ift alfo nicht der, an welchen die Freiheitsitrafe getilgt ift, fondern der folgende. 


$ 37. 


Iſt ein Deuticher im Auslande wegen eined Verbrechens oder Ver— 
gehens bejtraft worden, welches nach den Geſetzen des Deutjchen Reichs 
den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner bürger: 
Iihen Ehrenrechte zur Folge hat oder zur Folge haben kann, jo iſt ein 
nene3 Strafverfahren zuläffig, um gegen den in diefem Verfahren für 
ſchuldig Erflärten auf jene Folge zu erfennen. 


L Die Stelle regelt die felbftändige Aberfennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte. Ihr Anwendungsgebiet iſt ſowohl nad) der ſachlichen wie nad) der 
perfönlichen Seite nicht unbeftritten. In erjterer Beziehung muß davon ausgegangen 
werden, daB die ausländifche Beftrafung einer wiederholten Verfolgung wegen der- 
jelben Handlung im Inlande grundjäglic” nicht entgegeniteht. Wenn die vorliegende 
Stelle die inländifche Verfolgung ausdrüdlih und nur nad einer beftimmten Richtung 
Bin geftattet, fo ift ihr Sinn der, daß fie eine Ausnahme von der Ausnahme zuläßt, 
d.h. Fälle im Auge bat, in welchen ohne fie eine wiederholte Verfolgung ausnahms⸗ 
weife nicht ftatthaft wäre. Sie bezieht ſich m. a. W. auf die Fälle des $ 5. Aber 
auh auf dieſe nur mit gewiſſen Einfchränfungen. Sit nämlidy der nad) dem aus» 
ländiiden Recht erforderliche Strafantrag nicht geftellt ($ 5 Nr. 3) oder die Straf⸗ 
verfolgung im Auslande verjährt ($ 5 Nr. 2), jo fann der Täter auch im Auslande 
nicht „beitraft* worden fein. Wohl aber ift er „beitraft”, auch wein die erfannte 
Strafe im Auslande erlaffen oder ihre Vollftredung dajelbit verjährt if. So aud 
Olsh.⸗Zweig. 2, Oppenh.⸗Del. 1, Finger 1486. U. A. v. Bar 262 und Gef. u. 
Schuld 201, Binding 1 448, fofern fie annehmen, daß der im Ausland Begnadigte 
niht als beftraft gelte.- Hat fich dagegen der Täter der Bollftredung des aus» 
ländiihen Strafurteild entzogen, fo findet die vorliegende Stelle feine Anwendung; 
vielmehr ift in diefem Fall die inländiſche Verfolgung, fofern fie überhaupt eintritt 
(vergl. $ 3 IT), auf die ſämtlichen Folgen des Delikts zu erftreden. 

OD. a3 die perjönliche Seite betrifft, fo jpricht daS Gejeg von einem Deuts 
\hen, der im Ausland verurteilt wurde. Daß der zu Verfolgende ſchon bei Begehung 
der Tat Deutſcher gemwejen fein muß, folgt aus dem Zufammenhang mit $ 5, der ſich 
ebenfall3 nur auf dieſen Fall bezieht. Ebenjo Binding 1 447, Olsh.⸗Zweig. 3, wohl auch 
Reumeyer HStTW 27 30. HBiveifellos kann das Verfahren nur gegen eine folche Perfon 
eingeleitet werden, die zur Zeit Deutjcher ift. Beftritten ift die kaum mit praftifcher Ber 
deutung ausgeftattete Frage, ob der betr. außerdem auch zur Beitder Berurteilung 
im Auslande Deutfcher geweien fein muß. Bejahend Olsh.-Zweig. 3, verneinend 
Binding 1 448. — Prinzipiell abweihend v. Bar, Geſ. u. Schuld 202, nad) dem 
lediglich der Beitpunft des Verfahrens enticheidet (de lege ferenda fehr zutreffend). . 

IL. Unter einzelnen bürgerlichen Ehrenrechten find diejenigen zu verftehen, welche 
unter die 8$ 33 oder 34 fallen. Beſonders alfo kann das Verfahren aud) eingeleitet 
werden, um den Verluft der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter ($ 35) aus» 

zuſprechen, nicht aber um die Fähigkeit zur Anftelung im Eifenbahndienfte ($ 319) 
abzuerfennen. — In prozeſſualer Beziehung ift darauf hinzuweiſen, daß die Oppor⸗ 


1 Atsmopime gilt und daß es ſtets einer felbftändigen Prüfung der Echuldfrage 
edarf. 
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$ 38. 


Neben einer Freiheitsitrafe kann in Den durch das Geſetz vorgefehenen 
Fällen auf die Zuläffigfeit von Polizei-Aufficht erkannt werben. 

Die höhere Zandespolizeibehörde erhält durch ein folches Erfenntniß 
bie Befugniß, nach Anhörung der Gefängnißverwaltung den Verurtheilten 
auf die Zeit von höchitens fünf Jahren unter Bolizei-Aufficht zu ftellen. 

Diefe Zeit wird von dem Tage berechnet, an welchem die Freiheits⸗ 
jtrafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift. 


$ 39. 

Die Polizei Aufficht hat folgende Wirkungen: 

1. dem Berurtheilten kann der Aufenthalt an einzelnen beitimmten Drten 
von der höheren Zandespolizeibehörde unterjagt werden; 

2. die höhere Zandespolizeibehörde ift befugt, den Ausländer aus Dem 
Bundesgebiete zu verweiſen; 

3. Hausſuchungen unterliegen feiner Beichränfung hinſichtlich der Zeit, 
zu welcher ſie ſtattfinden dürfen. 


L Die rechtliche Natur der Poltzeiauffiht Tann gemäß den Ausführungen auf 
S. 42 nur aus ihrem Zwecke erfannt werden. Diefer befteht aber offenbar darin, daß 
die Gefellihaft vor dem Berurteilten durdy abnorme Beſchränkungen feiner bürger⸗ 
lichen Freiheit gejchügt werden foll. Die Bolizeiaufficht ift an Stelle ber Urfehde 
getreten und hat wie dieje nicht den Charakter einer Strafe, jondern einer polizei- 
lihen Präventivmaßregel. So im Ergebnis Beling 126, Binding 1 873 und 
Grundriß 1 217, Fuhr, Die Polizeiaufficht (1888) 95 ff. A. AU. die meiften, auch Fuhr, 
Strafrechtöpflege und Sozialpolitit (1892) 240 und E 17 198. 

II. Die Zuläffigfeit der Bolizeiaufficht ift durch gerichtliches Nrteil auszu⸗ 
iprechen, ihre Verhängung und Ausübung iſt Sache der Polizeibehörde. Das 
Gericht kann aber die Polizeiauffiht nur da für zuläffig erflären, mo das Geſetz fie 
ausdrüdtich für ftatthaft erklärt. 8.8. 88 44 Abſ. 2. 49a. 115 Abf. 2.180, Epreng- 
ftoffgeieg $ 11. Bergl. dazu 88 45. 49. In allen Fällen ift die eigentliche Strafe 
eine Sreiheitsitrafe. Gegen Jugendliche ift Bolizeiauffiht unftatthaft. 8 57 
Nr. 5. Für Preußen ift jegt von großer Bedeutung die von der Tendenz einer 
Einfchräntung der Polizeiaufficht getragene Inſtruktion v. 30./6 1900 (Juſtiz⸗ 
minifterialbl. Jahrg. 1900 ©. 525 ff.). 

II. Zuftändig zur Verhängung der Bolizeiauffiht ift die „höhere Polizei» 
behörde“, d. h.: die Landesgejeggebung darf die BZuftändigfeit der Orts polizeibes 
hörde weder bireft begründen, nod im Wege der Delegation zulafien. Als örtlid 
zuftändig wird man ſowohl diejenige Behörde anzujehen haben, in deren Bezirk der 
Berurteilte zur Zeit der Verurteilung jeinen Wohnjig oder Aufenthaltsort hat, als 
auch diejenige, in deren Bezirk er nach Verbüßung, Verjährung oder Erlaß ber Strafe 
feinen Aufenthaltsort nimmt. Die meiften erklären nur die eine oder Die andere 
diefer Behörden für zuftändig. ©. Yuhr, Strafrechtspflege 203. Dagegen fteht auf 
bem Boden der hier vertretenen Auffafjung ein Beſchluß des Bundesrats v. 16./6 1872. 
— Ob umd eventuell wann bie Polizeibehörbe die erforderliche Unordnung trifft, ftebt 
in ihrem Ermeſſen. Abgeſehen von den Fällen, in benen Die Freiheitsſtrafe wegen 
Verjährung oder gnadenweiſen Erlafjes nicht vollitredt wird, muß aber die Polizei 
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behörde vorber der Gefängnisverwaltung Gelegenheit zur Erklärung geben. (Hierin 
it eine wefentliche Borfchrift zu jehen, deren Nichtbeachtung bie VBerhängung ber 
Polieiaufficht ungiltig madt. Ebenfo Häljchner 1 627, Rubo 11, Fuhr, Polizeis 
aufficht 48. A. N. DIS. Zweig. 11, Oppenh.⸗Del. 13, Rüd.-Stengl. 7 [zu 8 38]). 
Ter Zwed diefer Beſtimmung iſt der, daß dem Verhalten des Berurteilten in der 
Strafanftalt ein gewifler Einfluß auf die (Frage der wirklichen Verbängung der Polizei⸗ 
anflicht eingeräumt werden fol. Daraus folgt mit Rotwendigfeit die Unzuläffigkeit 
der Bolizeinufficht vor der Vollſtreckung der ;Freiheitsitrafe, namentlich alfo während 
eines nah) StPO $ 487 gewährten Strafauffchubs. 

IV. Die Dauer der Polizeiauffiht wird von ber Polizeibehörde beftimmt. 
Tiefe hat bis zu dem geſetzlich ftatthaften Marimum von fünf Jahren freien Spiel» 
raum, wird auch befugt fein, eine frühere Anordnung abzuändern. Berechnet wird 
die Zeit von dem Tage, an welchem die Freiheitsſtrafe verbüßt, verjährt oder er- 
laſſen iſt. Bergl. hierzu $ 36 II. Wird der Berurteilte gemäß $ 23 vorläufig ent« 
laſſen, jo beginnt Die Frift erft, wenn die feitgejegte Strafzeit gemäß 8 26 abgelaufen 
ift; gleichtvohl kann ſchon vorher die Bolizeiaufjicht verhängt und ausgeübt werben. 

V. Der JInuhalt der Polizeiaufficht wird durch 8 39 beftimmt. 

Zu Nr. 1 (Aufenthaltsverbot). Unter einzelnen beitimmten Orten, an benen 
der Aufenthalt dem Berurteilten unterfagt werden kann, find mit der vorwiegenden Mei- 
nung nicht nur Ortſchaften (Städte, Dörfer), fondern audy innerhalb diefer einzelne Plätze, 
Straßen, Häufer zu verftehen. Unterfagt werden kann ſowohl der dauernde als auch der 
yitweilige Aufenthalt. Daher ift auch Wirtshausverbot zuläflig, zwar nicht generell, 
aber e8 kann der Beſuch beſtimmter Wirtshäufer unterjagt werden. So audy ein 
Urt. d. Kammergerichts v. 30./3. 1899 (D33 4 486). Un welchen Orten der Aufent- 
halt verboten wird, bat die Bolizeibehörde fpeziell anzugeben. Ein Aufenthaltsverbot 
in einem ganzen Diftrikte wird nur dann für ftatthaft erachtet werden können, wenn 
alle Teile desjelben in dem Verbot namhaft gemadyt werden (3. B. innerhalb der und 
ber Städte und Dörfer und deren Gemarkungen). Bu einer Sonfinierung, d. h. zur 
Anweifung eines beftimmten Aufenthaltsort, ift die Polizei nicht befugt. Dafür, daß 
der Aufenthalt in ber Heimatsgemeinde oder in dem Orte des Unterſtützungswohn⸗ 
fge8 nicht unterfagt werben dürfte, ergibt das Gefeg nichts. So im weſentlichen die 
berrichende Lehre, jedoch find in legterer Beziehung Berner 225, Hälfchner 1 627, Rud.⸗ 
Etengl. 2 anderer Anficht. Zumiderhandlungen gegen das Verbot fallen unter 8361 Nr. 1. 

Zu Nr. 2 (Ausweifung). Ald Ausländer ift natürlich nur der Nichtdeutiche an- 
zuſehen (vergl. & 8). Daß der Ausländer ohne weiteres ausgewiejen werden fann, ift 
ſchon volkerrechtlicher Grundſatz. Das Wefentliche der hier gegebenen Beftimmung liegt 
aber darin, daß die höhere Randespolizeibehörbe die Befugnis erhält, den Ausländer 
niht nur aus ihrem und dem Gebiet bes (Eingelftaates, dem fie angehört, fondern 
aus dem Gebiete des ganzen Reichs zu verweilen. Demgemäß hat auch der Bundes- 
tat am 27./4 1873 beftimmt, daß die Ausweifungen unter abfchriftlicher Mitteilung 

des Urteilötenor® dem Reichskanzleramt anzuzeigen feien. Die Ausmweifung darf 
nicht anf längere Beit erfolgen als die Polizeiaufficht verhängt ift, mithin längftens 
auf fünf Jahre. . A. A. das Reichskanzleramt (ſ. preuß. Zuftizminifterialblatt von 
1813 ©. 282), Aus dem Gebiete des Einzelftaates freilich fann die Verweiſung auf 
unbeftinmte Seit und auf immer erfolgen, weil fie hier nicht ein Ausfluß der Polizeis 
aufſicht if. Wergl auch bier $ 361 Nr. 1. — Angehörige bes Deutſchen Reichs 
Ünnen aus dem Gebiete desjelben niemals, aus einem Bundesftaate nur dann ver» 
wieſen werden, wenn ihnen gemäß $ 39 Nr. 1 in einem andern Bunbesftaate der 
Aufenthalt an beftimmten Orten unterjagt ift. Freizügigkeitsgeſ. Iu. v. 1/11 1867 8 8. 

Zu Rr 3 (Hausſuchungen) vergl. StPO 88 102—106. Nah StPO $ 113 ift 

die Unterfuchungshaft gegen eine unter Bolizeiaufficht ftehende Perſon auch 
dann zuläffig, wenn die Tat nur mit Haft ober Geldftrafe bedroht ift. 
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VL Beſchwerden gegen die Zuläfligfeit, Dauer und Ausübung der Polizeiauffuht 
find im Berwaltungswege zu erledigen. So Fuhr. Strafrechtöpflege 227. Wenn jidh 
allerdings die Beichwerde auf den Inhalt des Etrafurteils fügt, jo fann gemäß StPO 
$ 490 eine gerichtlidye Enticheidung proboziert werden. 


$ 40. 


Gegenjtände, welche durch ein vorjägliches Verbrechen oder Bergehen 
hervorgebracht, oder welche zur Begehung eines vorjäglichen Verbrechens 
oder Vergehens gebraucht oder beſtimmt jind, können, fofern fie Dem 
Thäter oder einem Theilnehmer gehören, eingezogen werben. 

Die Einziehung ift im Urtheile auszujprechen. 


I. Die redhtlide Natur der Einziehung ift außerordentlich beftritten. Beachtet 
man, baß die vorliegende Etelle ihre Zuläfligkeit auf folche Gegenftände beichräntt, 
die im Eigentum eines Beteiligten ftehen, jo bat man fie für das Gebiet des $ 40 
al3 eine Strafe angejehen. Da aber, wo fie ausnahmsweije ohne Rüdjicht auf die 
Eigentumsverhältniffe ftatthaft ift (f. unten II 2), erfcheint fie lediglich als polizeiliche 
Präventivmaßregel. So die herrichende Lehre, E 14 161. Dagegen wird ber 
Strafcharakter durchaus verneint von Kiffen, Die Einziehung (1888) 85, Köbner, Die 
Maßregel der Einziehung (1891) 5 ff. 56, v. Lifzt 8 58 und Beling 125. Gegen Diele 
Anficht Borberg, Die Einziehung der Produkte und Werkzeuge eines Delikts (1895) 
15 ff. Umgelehrt behaupten den Strafcharatter allgemein Glüdsmann, Die Rechts⸗ 
fraft der ftrafprogefjualen Entſcheidung über Einziehung und Unbrauchbarmachung 
(1898) 8 ff, ſowie R 8 330. Nach Herichel, Die Rechtskraft ujm. (wie Glüdsmann 
[1899]) 23 fol e8 darauf ankommen, wen bie Einziehung trifft. So wohl auch 
OLG Stuttgart, Jahrb. f. württemb. Rechtspflege 16 222. 

D. Die Zuläffigkeit der Einziehung hängt bei allen Objekten (III) von folgen- 
den Borausfegungen ab: 

1. Es muß ein vorſätzliches Berbrehen oder Vergehen begangen worden 
fein. Keine Einziehung alfo bei Übertretungen oder Fahrläſſigkeitsdelikten. Aus⸗ 
nahmen 88 360. 367.369. Ebenfowenig ift Einziehung zuläflig, wenn ein Umſtand 
vorliegt, der den DeliktScharatter der Handlung befeitigt, wie Unzurechnungsfähigfeit 
oder Notwehr. E 29 130; 

2. das Einziehungsobjett muß dem Täter oder Teilnehmer gehören, d. 5. im 
Eigentum des einen oder des andern ftehen. Ob die Einziehung auch zu» 
Iäfftg ift, menn der Gegenftand im Miteigentum des Täters oder Teilnehmers 
und einer dritten Perſon fteht, hängt von der privatrechtlichen Auffaffung des 
Miteigentums ab. Für das BEB wird die Frage zu bejahen fein. Dagegen 
ift die Buläfligfeit der Einziehung dann zu verneinen, wenn die Sade im 
Gefamteigentum einer bei der Tat beteiligten und einer dritten Perjon fteht. 
Deshalb unterliegen nunmehr grundfätlicy die Duellmaffen einer Korporation 
nicht der Einziehung. Bergl. für das ältere Recht Ortloff GoltdA 31 348, für 
das neuere Hans Hirfch, Teilbarkeit des Eigentums (1900), Daß von den Bes 
teiligten gerade der Eigentümer die Sache zur Begehung des Delikts gebraudht 
babe, ift nicht erforderlich; die Einziehung ift ſelbſt dann zuläflig, wenn er 
nicht einmal davon gemußt hat, daß ein anderer Beteiligter fie gebraucht. So⸗ 
weit der Strafcharafter der Einziehung reicht, ift anzunehmen, daß nicht ein 
früheres Eigentum, auch nicht daS zur Zeit der Tat beftehende entjcheidet, ſondern 
lediglich daS zur Zeit der Urteilsfällung vorhandene maßgebend if. E 16 114. 
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— Einziehung ohne Rüdfiht auf die Eigentumsverhältniſſe in $$ 152. 295. 296. 
360. 367 und nach der herrichenden Lehre auch im $ 369 Abf. 2. — Bei Ber- 
urteilung eine Gemeinjchuldners iſt KO 87 zu beachten. 
Regelmäßig ift die Einziehung nur zuläfjig, ausnahmsweiſe aber not» 


wendig. So $$ 152. 295. 296a. 369. 


IH. Objekte der Einziehung find: 


1. die produeta sceleris, d. h. diejenigen Gegenftände, „welche durch ein“ (nämlich 


2 


das zur Aburteilung ftehende) „vorfägliches Verbrechen oder Vergehen hervor 
gebracht find”, . 8. die gefäljchten Münzen und Urkunden. Nicht einziehungs- 
fähig ſind die bereits früher vorhandenen Sachen, die der Täter durch das 
Delikt an ſich brachte, 3. B. das geitohlene Geld, das naturgemäß an den Bes 
foblenen zurückfällt. Vergl. StPO $ 111. Ausnahme 2968. Ebenſowenig 
jind einziehungsfähig foldhe Gegenftände, die mittel3 der prod. scel. erivorben 
wurden, 3. B. das gegen das gefälfchte Geld eingetaufchte echte. Ausnahme 
$ 335; 


. die instrumenta soeleris, d. h. diejenigen Gegenftände, „welche zur Begehung 


eines’ (nämlich des zur Aburteilung ftehenden) „Verbrechens oder Bergehens 
gebraucht oder beftimmt find”. Da die Einziehung einen „Täter oder „Teils 
nehmer” vorausfegt, fo muß das Delikt wirklich begangen oder doch in 
frafbarer Weife verfucht worden fein. (Anders nır, wenn ausnahmsweiſe 
bloße Vorbereitungshandlungen ftrafbar find; f. 8 45.) Iſt aber auch das Delikt 
in ftrafbarer Weife begangen oder verfucht worden, jo unterliegen der Ein- 
ziehung doch nur ſolche Gegenftände, die bei der Begehung gebraudt oder 
zur Begehung beſtimmt gewejen find. Daraus folgt einerjeit die Un⸗ 
zuläffigleit der Einziehung folcher Gegenſtände, deren ſich der Täter nur zur 
Vorbereitung bedient bat, (3. B. des Gefähes, in dem das Gift gekocht 
wurde), anderfeits die Zuläffigleit der Einziehung ſolcher Gegenftände, die zwar 
tetfächlich zur Begehung nicht gebraucht worden find, aber zum Gebrauch dabei 
beitimmt waren. Eicher ift, daß Gegenftände, die nach der Tat gebraudht wurden, 
um diefe zu verdeden, oder um die Flucht zu ermöglichen, nicht der Einziehung unter» 
liegen. Deshalb kann E 12 305 nicht beigetreten werden, wenn hier das zur 
Hortichaffung des geftohlenen Guts verwendete Gerät unter die Einziehungs- 
ftüde gezählt wird. Gegen das RG aud, Finger 1 497. 498. Dafür Olsh.⸗ 
Zweig. 9. 

IV. Die Wirkung der Einziehung befteht darin, daB der Fistus Eigentümer des 


Chjeltes wird. Die Einziehung ift im Urteilstenor auszufpredhen. Über die frage, 
in welchem Augenblide ſich der Eigentumsübergang vollzieht, herricht Streit. An 
ih find folgende Anfichten denkbar: 


1. Da8 Urteil bat deflaratoriiche Bedeutung. Es ſpricht aus, daß mit der Be» 
gehung bes Delitts der Fiskus von Rechts wegen Eigentümer gervorden ei. 
So das römiſche Recht (IT 14 D 39, 1). Für das Heutige Necht ift dieſe An⸗ 
fiht völlig undenkbar; denn fteht die Einziehung im Ermefjen des Gerichts, jo 
tritt fie eben nicht von Rechts wegen ein. So aud) Vorberg a. a. O. 107. 108. 

2. Dad Urteil bat Eonftitutive Bedeutung. Diefe Nuffaffung wird in zwei ber» 
ſchiedenen Formen vertreten. 

a) Rad) Anficht der meiften (3. B. Olsh.⸗Zweig. 4, Köbner a. a. O. 60) bedeutet 
da3 Urteil, daß mit feiner Rechtskraft das Eigentum auf den Fiskus übergehe. 
Das Urteil wirke alfo ex nunc. Hiermit iſt es aber nicht vereinbar, daß 
nach den oben unter II 2 gegebenen, audy von der berrichenden Lehre ans» 
erlannten Ausführungen die Zuläfjigkeit der Einziehung davon abhängt, daß 
das Objekt zur Beit der Urteilsfällung im Eigentum des Täter oder 
eines Teilnehmers ftehen muß. Hat nämlich der feitherige Eigentümer das 
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Objekt nach dem Urteil, aber vor Eintritt der Rechtskraft veräußert, fo paßt 
es durchaus nicht zu dem Syſtem des BGB's, wenn das Eigentum nunmehr 
dem Erwerber entzogen werden fol. Das BGB fügt im 5 933 den. 


Erwerb von einem Nichteigentümer, und demnach muß noch weit mehr der 


Erwerb von einem Eigentümer als geihügt gelten. Allerdings kann nad) 


8PO 8 325 das Zipilurteil unter Umftänden auch Rechtskraft gegen Dritte 
äußern, welche die im Streite befangene Sache erft während der Dauer der 


Rechtshängigkeit erworben haben. Aber diefe Beftimmung gilt für Das Straf: 


urteil nicht. 
b) Nach Oetker, Konkursrechtliche Grundbegriffe (1891), 1 162 ff., dem ſich Vorberg 


0.0.8. 111 und Weber, Die Vollitredung von Vermögensſtrafen in den 
Nachlaß (1900) 37 ff. anichließen, hat das Urteil zwar auch Tonjtitutive Be 
deutung, e8 wirft aber ex tunc, d. h.: der Eigentumsübergang wird, nad» 
dem einmal das Urteil vorliegt, auf die Zeit der DeliftSbegehung zurüd- 
datiert. Gegen dieſe Lehre ſprechen im mefentlichen Diejelben Gründe, wie 


gegen die vorige. 


3. Das Urteil bedeutet nur, baß der Täter oder Teilnehmer ver 
pflihtet ift, da8 Eigentum auf den Fiskus zu übertragen Dieſe 
Auffaflung entipricht allein dem Wortlaute und ftimmt mit den BGB am beiten 
überein. Da nun nad) StPO $ 495 die Vollftredung der Einziehung nad der 
ZPO erfolgt, fo ergibt fi) aus ZPO $ 897, daß der Eigentumsübergang 


vollzogen tft, jobald der Gerichts vollzieher die Sadhe zum Zwede 


der Ablieferung an die vollftredende Behörde wegnimmt. Bezieht | 


ſich auch StPO 8 495 unmittelbar nur auf diejenigen Einziehungsfälle, die als 
Bermögens ftrafe erfcheinen, fo führt doch die Analogie dazu, die Stelle aud 
dann anzumenden, wenn die Einziehung eine polizeilide Präpentivmaf- 
regel ift. — Bei einer vor der Rechtskraft des Urteils ftattgefundenen Be: 
ſchlagnahme ift der Fiskus jegt ſchon im Beſitz (BGB $ 929), die Rechtskraft 
des Urteils erfegt aber nad ZPO $ 894 die zum Eigentumgübergang erforder 
Yihe Willenserklärung des Schuldners. Somit wird nah voranf- 
gegangener Beihlagnahne der Eigentumsübergang durd die 
Nechtstraft bes Urteils vollzogen. (für die auf Grund bes Verein‘ 
zollgejeges erfolgende Einziehung erflärt $ 156 dieſes Geſetzes den Augenblid 
der Berchlagnahme für maßgebend.) Im mejentlichen fibereinftimmend ſchon 
E 21 54 und Oppenh.⸗Del. 16. 


8 41. 


Wenn der Inhalt einer Schrift, Abbildung oder Darftellung ftrafbar 
ift, jo it im Urtheile auszusprechen, daß alle Exemplare, ſowie die zu ihrer 
Heritellung beftimmten Platten und Formen unbrauchbar zu machen find. 

Dieſe Vorfchrift bezieht fich jedoch nur auf Die im Beſitze des Verfaſſers, 
Druders, Herausgebers, Verlegers oder Buchhändlers befindlichen umd auf 
die Öffentlich ausgelegten oder öffentlich angebotenen Exemplare. 

Iſt nur ein Theil der Schrift, Abbildung oder Darſtellung ftrafbar, ſo 
ift, infofern eine Ausscheidung möglich ift, auszuſprechen, daß nur die ftraf- 
baren Stellen und derjenige Theil der Platten und Formen, auf welchem 
fich diefe Stellen befinden, unbrauchbar zu machen find. 
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L Nechtliche Natur der Unbrauchbarmachung. — Die Unbrauchbarmachung 
unterſcheidet fich von der Einziehung dadurch, daß fie feinen Eigentumsübergang auf 
den Fiskus bewirkt. So Binding, Grundriß 216, Borberg, Die Einziehung der Pro⸗ 
dufte und Werkzeuge eines Delittd (1895) 114, Olsh.⸗Zweig. 1. A. A. Niffen, Die Ein⸗ 
ziehung (1888) 97, Köbner, Die Maßregel der Einziehung (1891) 24 ff. Aus der ver- 
tretenen Auffafjung folgt, daß dem Eigentümer alle Nechte an den Reiten der unbraud)- 
bar gemadhten Sachen erhalten bleiben. Demgemäß find fie ihm zurfdzugeben, zum 
mindeiten aber ift er wegen ihres vorhandenen Wertes ſchadlos zu halten, z. B. wegen 
des Berfaufäwert3 des eingeitampften Papiers. (Diefe Tzolgerungen find unver⸗ 
meidli, wenn fie auch m. W. nirgend® gezogen werben.) Anders nur, fall neben ber 
Unbrauchbarmachung die Einziehung ausgeiprochen war. Liegen die Borausfegungen 
für beide Maßregeln vor, jo fteht ihrer Verbindung nicht8 entgegen. So auch wieder» 
holt das RS, 5.8. E 17 311. Wie fich aber aus II 8, verglichen mit $ 40 I 1, 
ergibt, ift e8 fehr wohl möglich, daß zwar bie Unbrauchbarmachung geboten ift, bie 
Einziehung aber nicht angeordnet werden darf. So audy E 36 145. 

Da fi bie Unbraudbarmadung ganz allgemein gegen unbeteiligte Berjonen 
wenden kann, jo fann ihr Zweck nicht darin gefunden werden, daß dem Echuldigen 
ein Leiden auferlegt werden fol. Damit aber jcheidet fie aus dem Begriffe der Strafe 
aus und tritt völlig in die Reihe der polizeilichen Präventivmaßregeln. So Hälfchner 
1 632,0. Liſzt $ 58, Olsh.⸗gweig. 1, Rüd.⸗Stengl. 12 zu $ 40, Herfchel (|. $ 40 I) 23, 
Meyer-Allf. 319. Dagegen für gemijchten Charakter: Oppenh.⸗Del. 1, Schoetenſack, Der 
Konfiskationsprozeß (1905) 23 ff. Das RS fchwantt. VBergl. E11 119. 14 161.17 311. 

I. Zutäffigleit der Unbrauhbarmahung. — Im Gegenfag zur Einziehung 
Reht die Unbrauhbarmahung nicht im Ermeſſen bes Gerichts, fie ift vielmehr 
obligatorify, wenn ber Anhalt einer Schrift, Abbildung oder Dar— 
telung ftrafbar if. Einzelnes: 

1. Daß es jich um eine „Drudichrift* im Sinne des Preßgejeges handle, fordert das 
Gefeg nicht. Immerhin aber muß, wie aus den zweiten Abfate erhellt, eine 
zur Berbreitung beftimmte Echrift in Frage fein. Die durch den Stift des 
Bhonographen auf den Walzen oder Platten hervorgebrachten Einägungen rechnet 
€ 38 345 hierher. 

. Die Etrafbarfeit muß dem Inhalt der Schrift uſw. anhaften, d. h. in einer 
frafbaren Gedantenäußerung beftehen. Es muß aljo ein Preßdelikt vorliegen 
(j. darüber neuerdings Gaze, Die ftrafrechtliche Haftung für Preßdelifte[1906)). Wer- 
den durch Die Verbreitung der Schrift nur Formvorſchriften verlegt (3. B. Nicht- 
benennung des Redakteurs), jo darf Unbrauhbarmadhung nit ausgeſprochen 
werden. R 4 235. Im übrigen wird eine beftimmte Höhe der Strafbarfeit 
nicht gefordert. Die Unbrauchbarmachung findet Daher aud) bei Übertretungen 
ftat. — Auf einer völlig abweichenden Borausfegung beruht die in dem 
Gel. betr. daS Urheberrecht 8 42 vorgejehene Vernichtung der Nachdrucks⸗ 
eremplare. Dieje unterliegen der Vernichtung nicht deshalb, weil ihr Inhalt 
ein ftrafbarer wäre, jondern weil es ihre Herftellung iſt. Die bier vorge» 
fehene Bernichtung kann auf Antrag dadurch erfegt werden, daß dem Berlegten 
ein Anspruch auf Übernahme der Eremplare und Vernichtung gegen Entichädigung 
jzuerfannt wird. Vergl. daf. 88 43. 4648. 

. Die Faſſung der Etelle hat Anlaß zu der Etreitfrage gegeben, ob e3 genügt, 
wenn der Inhalt der Schrift ein objektiv ftrafbarer ift, d. h. ob bei Erfüllung 
der Erforderniffe des objektiven Tatbeitands die Unbraudhbarmadung auch dann 
kattfindet, wenn es an dem Verſchulden fehlt. In diefem Sinn z. B. Köbner 
0.00.52, R4 29, E4 57. 3253. 86 145; vergl. auch E 88 345. A. A. z. B. 
Binding, Grundriß 216, Finger 1 501, Meyer- anf. 319, D18h.= Zweig. 5, 
Schoetenſack a. a. D. 19 ff., E 30 195 (da dieſes leere Urteil mit der ſonſtigen 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 
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Praxis des RG übereinftimme, behauptet mit Unrecht E 32 53). Einzelne Ber- 

treter der letzteren Anficht, namentlich Olsh.⸗Zweig. 5 zu $ 42, geben zu, Daß, 

im Falle mangelnden Berfchuldens, befonder8 bei Unzurechnungsfähigkeit, Das 

objeltive Verfahren des 8 42 Itattfinden Fönne. Dagegen außer Binding und 

Schoetenſack a a. D. Frieblänber, Das objektive Verfahren (1895) 10. Geht man 

davon aus, daß die Unbrauchbarmachung eine polizeilihe Maßregel ift, jo ericheint 

die erftere Anficht zutrefiend. Es befteht aber dann ouch fein Grund, den Ausſpruch 
der Unbrauhbarmadjung bei mangelndem Verſchulden erft in das objektive Ver— 
fahren zu verweilen. Vielmehr wird man jagen müſſen, daß neben der Frei—⸗ 
jprehung wegen mangelnden Berjchuldens jogleihd auf Unbrauhbarmahung zu 

erfennen ift. Hiergegen bej. Singer 1 501. 

Zweifelos unftatthaft ift die Unbraudbarmadjung bei einem Mangel an 
objektivem Tatbeſtand. E 30 194 (es fehlt bei Gottesläfterung die Erregung 
des Ärgerniffes). Zum objektiven Tatbeftand gehört, daß mindeftens ftrafbarer 
Verſuch vorliegt. Tas Preßdelikt wird aber begangen dur Verbreitung, 
db. h. durch BZugänglihfmahung an einen größeren Perjonenfreis. Deshalb 
fonnte E 88 345 wohl mit Recht auf Unbraudbarmadung zum Berfauf aus 
geftellter Phonographenwalzen erfennen. — Unftatthaft ift die Unbrauchbar- 
machung bei Wegfall der Rechtswidrigkeit, 3. B. & 193. . 

II. Umfang der Unbrauchbarmachung |. Abi. 1 u. 3. 

IV. Die Ausführung der Unbrauhbarmahung (nur auf diefe lautet das Urteil) 
bemißt fich nad) dem Einzelfall. Keineswegs ift immer Vernichtung erforderlich (in 
Nebengeſetzen jedoch zumeilen vorgejchrieben, 3. B. Gej. betr. daS Urheberrecht 8 431. 
Bergl. oben I. Bon Bedeutung ift, daß nad) Abi. 2 die Einziehung „aller“ Erem- 
plare nur in beſchränktem Sinn zu veritehen ift. Dazu ift zu bemerfen: 

1. Unter den Begriff des Herausgebers fällt auch der Redakteur. Ebenjo Olsh.⸗ 
Zweig. 10, Köbner, Einziehung 33. 

2. Ter Befig ift im Sinne des bürgerlichen Rechts zu veritehen, umfaßt aljo aud 
den mittelbaren (BGB 8 868). So die herrfchende Lehre, die demgemäß aud) 
die Unbrauchbarmachung der zur Roft gegebenen und der vom Buchhändler den 
Stunden zur Anjicht gejandten Eremplare zuläßt. 

3. Öffentlich ausgelegt oder öffentlich angeboten find die Eremplare, wenn fie 
tatjächlich oder vermutlich dem Publikum oder doch einen größeren durch perjöns 
liche Beziehungen nicht verbundenen Perjonenfreije zugänglich find. Bergl. $ 110. 
Died trifft nicht zu bei einer gejchlofenen Lejegejellichaft, ſelbſt dann nicht, 
wenn Säfte eingeführt werden können. OÖffentlich dagegen find die jedermann 
zugänglichen Leihbibliotheken, Zejehallen, Rejtaurationgräume u. dergl. Ebenjo 
Olsh.⸗Bweig. 11, Oppenh.⸗Del. 17. 


$ 42. 


Sit in den Fällen der 88. 40 und 41 die Verfolgung oder die Berur: 
theilung einer bejtimmten Perjon nicht ausführbar, jo können die dafelbit 
vorgejchriebenen Maßnahmen felbjtändig erfannt werben. 


I. Rechtliche Natur des objektiven Etrafverfahrens. — Während fi) grund» 
füglich jedes Verfahren gegen eine bejtimmite Perſon wendet, injojern aljo ein fub- 
jeftives ift, läßt die vorliegende Stelle unter gewiſſen Borausjegungen ein lediglich 
die Einziehung oder Unbrauchbarmachung bezmwedendes, aljo objektive Verfahren zu. 
Zwar hantelt es jich bei diejem feinegwegs immer um die Berbängung einer Strafe, 
dennoch iſt es rechtlich als ein Strafverfahren, als eine eigentümliche Form der 


Eriter Abſchnitt. Strafen. $$ 41. 42. 67 





Sırafverfolgung anzufehen. Dies ergibt fih aus der Tatjache feiner näheren 
Regelung in der StPO (88 477 ff.; vergl. dazu ES z. MS:EO $ 16), die ja nad) 
ihrem EG 8 3 nur auf Strafjahen Anwendung findet. Das objektive Strafver⸗ 
fahren unterliegt aljo grundjäglich denfelben prozefiualen Regeln wie das jubjeltive. 
dieraus folgt aber, daß ſolche Umftände, die der Etrafverfolgung überhaupt, der 
erfolgung der jtrafbaren Handlung (Gegenjag: Berfolgung der Perjon, f. u. II 2) 
entgegenjtehen, aud) einen Hinderungsgrund für das objektive Strafverfahren bilden, 
3. 8. Mangel des Strafantrags. ÜEbenfo E 11 119. 14 382 und die meijten 
Schrijtiteller; abweichend bejonders Oppenh.= Del. 1. Das Gleiche muß aber auch 
bei Verjährung gelten. Ebenſo Binding 1 854, Grundriß 216, Finger 1 503, 
driedländer, Das objektive Verfahren 13, Cchoetenfad, Der Konfisfationsprozer 
(1905) 35; abmeichend Oppenh.»Del. 6, Rüd.-Stengl. 4, Olsh.⸗Zweig. 5, E 14 382. 
R 9 15. Danach könnten alſo Inkunabeln eingezogen werden! Cofern es 
ih um Unbrauchbarmachung ($ 42) handelt, iſt aber die Berjährungsfrift nad) 
Preßgeſ. 8 22 eine ſechsmonatliche. 

D. Die Borausjegungen für die Zuläffigkeit des objektiven Verfahrens find 
teils pofitiver, teil negativer Natur. 

1. In pofitiver Beziehung muß einer der Fälle der 88 40 und 41 gegeben jein. 

Daher findet das objektive Berfahren nicht ftatt, wenn nad) Epezialbejtimmungen 

die Einziehung oder Unbrauchbarmachung ohne die Vorausſetzungen der 88 40. 

41 zuläffig if. Der ausdrüdlichen Feititellung, daß alle Erforderniffe der er- 

wähnten Gefegesitellen vorliegen, darf jich der Richter nicht entziehen. Vergl. 

E 29 130. — Ausgeſchloſſen ift hiernach das objektive Strafverfahren namentlich 

zum Zwecke der Einziehung ($ 40) bei Übertretungen und in allen Fällen, in 

welchen die Einziehung einer Sache erfolgen joll, die nidyt dem Täter oder einem 

Teilnehmer gehört. So Friedländer a. a. D.8, Hälfchner 1 633, DISH.-Zweig. 3, 

Schoetenjad a. a. DO. 3 ff., E 16 269. 19 45. Die entgegengejegte Meinung 

Oppenh.⸗Del. 2, Köbner, Einziehung 38, Vorberg, Einziehung 93), die fich auf 

die Motive und die Entftehungsgejchichte ftügt, Hat zweifellos feinen gejeglichen 

Grund. Ausnahmsweiſe iſt allerdings das objektive Verfahren auf Grund 

ausdrüdlicher Beftimmungen zuläffig, ohne daß Die Borausjegungen der 88 40. 41 

gegeben find, 3. B. 8 152, Nahrungsmittelgef. & 15, Gef. betr. d. Verkehr mit Wein 

$ 18. Bujammenftellung diefer Beſtimmungen bei Schoetenjad a. a. D. 5. 6. 

. In negativer Beziehung Darf die Verfolgung oder Verurteilung einer beftimmten 
Berjon nicht ausführbar fein. Dabei unterfcheidet das Geſetz nicht, ob der Grund 
hierfür ein tatfädhlicher oder ein rechtlicher ift. Ein tatjäcdhlicher Grund liegt 
vor, wenn man den Zäter nicht kennt oder wenn ber befannte Täter verftorben 
it. Abweſenheit oder nad) der Tat eingetretene Geiftesfrankheit find rechtliche 
Gründe, weil fie gerade durch die Geſtaltung unferes Strafprozeſſes bedingt find. 
Auch mangelndes Verſchulden fann der Berfolgbarfeit oder der Verurteilung 
einer Perſon entgegenitehen, ohne daß darum das objektive Strafverfahren unzu⸗ 
läjliig wäre. E 14 382. 38 100. ©. oben II 3 zu $ 41. Iſt dagegen der Täter 
(oder der Zeilnehmer) bereits abgeurteilt worden, fo fann die früher verjäumte 
Einziehung oder Unbraudbarmadung nidyt im Wege des objeftiven Strafver- 
fahreng nachgeholt werden. A. U. E 14 161 (vergl. dazu $ 152). Wegen der 
Barlamentsberichte |. $ 12 III. 

II. Die Beantwortung der Frage, ob die Verfolgung oder Verurteilung einer be- 
fimmten Rerjon unausführbar ift, weilt das RG dem Ankläger in dem Sinn zu, 
dad das Gericht das objektive Verfahren nicht deshalb ablehnen dürfe, weil e8 die 
Verfolgung ufw. für unausführbar hält. E 8 238, 16 114. Dagegen u. a. Fried» 
länder a. a. ©. 25 ff., Schoetenfad a. a. O. 40 ff., Rofenfeld, Reichsſtrafprozeß 408. 
Ah E 38 100 nimmt an, daß das Gericht das Verfahren ablehnen müſſe, wenn 
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fih aus den eigenen Erklärungen der Staatsanwaltſchaft die Möglichkeit der Ver⸗ 
folgung einer Berjon ergibt. Iſt aber das Berfahren eingeleitet, fo ift die Einziehung 
oder Unbrauchbarmachung je nach der fpeziell in Betracht fommenden Beftimmung 
obligatorifch oder falultativ.. E 28 122. 


Bweiter Abfdnitt. 


Verſuch. 
Darüber, daß die Landesgeſetzgebung bei den ihrer Regelung unterſtehenden 


Materien an die reichsrechtlichen Vorſchriften über den Verſuch nicht gebunden iſt, 
ſ. G82VI. 


§ 43. 

Wer den Entſchluß, ein Verbrechen oder Vergehen zu verüben, durch 
Handlungen, welche einen Anfang der Ausführung dieſes Verbrechens oder 
Vergehens enthalten, bethätigt hat, iſt, wenn das beabſichtigte Verbrechen 
oder Vergehen nicht zur Vollendung gekommen iſt, wegen Verſuches zu 
beſtrafen. 

Der Verſuch eines Vergehens wird jedoch nur in den Fällen beſtraft, 
in welchen das Geſetz dies ausdrüdlich beitimmt. 


L erhältnis des Verſuchs zur Vollendung. — Zweifellos unterfcheidet ſich 
ber Berjuh von der Bollendung dadurch, daß bei ihm der volle Tatbeſtand des 
Delikts nicht vorliegt. Wird der Verjuch trogdem beftraft, jo muß er immerhin eine 
verbotene Handlung fein. Man kann feine Strafbarkeit nicht allein Durch den 
Hinweis darauf erklären, daß der Verſuchende fchuldhaft und darum firafmürdig 
handle. Denn aud die Schuld im ftrafrehtlihen Sinne ſetzt ein Verbot voraus. 
Es fragt ſich nun, wo die Norm, auf der die Strafbarfeit des Verſuchs ruht, zu 
finden ift. 

1. Die Vertreter der objeftiven Theorie (j. uw. III 1) behaupten die Eriitenz 
einer bejonderen Verſuchsnorm. Während die Norm des vollendeten Delikts 
die Berlegung eines Rechtsguts verbiete, unterjage die Verſuchsnorm deſſen 
Gefährdung; die Verſuchsnorm fei alio eine Befährdungsnorm. Aber dieſe 
Auffaſſung ift nicht haltbar. Auch wenn man den Begriff des Rechtsguts an 
fi gelten läßt, ift duch ſoviel ficher, daß einerjeitS zahlreiche vollendete Delikte 
weder die Verlegung eines Rechtsguts, noch den Eintritt eines andern Erfolges 
fordern (3. B. $$ 81-87. 110. 111, vergl. bei. Merkel 121) und daß fich 
anderjeit8 da8 Vorhandenſein einer Gefährdungsnorm aus $ 43 nidht erichließen 
läßt. Auch die Anhänger der ſubjektiven Theorie (f. u. III 2) geben, aller- 
dings 3. T. unbewußt, von dem Vorhandenfein einer befonderen Verſuchsnorm 
aus und find geneigt, fie dahin zu fallen, daß es verboten jei, eine Tätigkeit zu 
entfalten, von welcher der Täter annimmt, daß jie einen Tatbeſtand erfülle, 
deſſen Erfüllung das Gejeg (in Wahrheit) unter Etrafe fteli. Demnach wäre 
zwar die widernatürlicye Unzucht unter Frauensperjonen felbft dann nicht ftraf- 
bar, wenn fie der Täter für verboten Hält; denn in Wahrheit ift fie nicht Der= 
boten (‚„Butativdelift” ſ. u. & 59. Wohl aber foll es ftrafbarer Verſuch der 
Doppelehe ($ 171) fein, wenn ein Mann in der irrtümlichen Meinung, feine 
Frau lebe noch, eine neue Ehe eingeht. Indeſſen eine jo gejaßte Norm kann 
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zwar in der Ethik eriftieren, ald Recht s norm aber ift fie faum denkbar, und 
5 43 ergibt für ihr Vorbandenfein gar nichts. 

2. Zu Wahrheit liegt der Strafbarkeit des Verſuchs gar feine eigentümliche Norm, 
fondern lediglidy) die des vollendeten DeliftS zu Grunde. Nur wird biefe Durch 
den $ 43 weiter ausgedehnt, als ſich aus den bejonderen Zatbeftänden entnehmen 
läßt. Der Sinn des $ 43 ilt aljo zunächſt Diefer: die den Tatbeſtänden 
der einzelnen Berbrehen und Bergehen zu Grunde liegenden 
Rormen find fo zu verftehen, daß ſchon der Anfang des Zuwider- 
handelns verboten ift. 

Bon dem vollendeten Delikt unterjheidet fih das verjuchte 
lediglich dadurch, daß ſich bei dieſem weniger ereignet al$ bei jenem. 
Das Minus kann entweder darin liegen, daß die Handlung nicht zum Abſchluß 
gelangt (niätbeendigter Verſuch, f. u. V), oder darin, daß der eiwa zum Tat- 
beitande des vollendeten Delifts gehörende Erfolg nicht eintritt (beendigter Ber» 
fud, f. u. V). Was aber der Erfolg ift, läßt fich nicht nach fubjeltiven, ſondern 
nur nad) objektiven Geſichtspunkten beftimmen, d. h.: Erfolg im Sinne des Geſetzes 
ift nicht das, was der Täter erreichen will, nit ber Endzwed feiner Tätigkeit, 
jondern das durch die Handlung verurfacdhte Ereignis, das nad dem geſetzlichen 
TeliftSbegriff zum objektiven Tatbeftande gehört. So 3. B. beim Betrug ($ 263) 
die Bermögensbeihädigung, nicht Die Erlangung des rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteils. 

Abgeſehen von den erwähnten Mängeln (ded Abſchluſſes der Tätig⸗ 
feit oder des Eintritt deö Erfolgs) muß beim Verſuch der gefamte Tatbeftand 
des Delift3 vorliegen. So u. a. Binding 1 692, Beling, L. v. B. 328 ff., Finger 
1 314, F. Kohn, der untaugliche Berfuh und d. Wahnverbrechen (1904), Klee, Wille 
und Erfolg in der Berfuchslehre (1898) 26 ff, Meyer⸗Allf. 177, RMG 4 230 (das 
Weſen des Verſuchs liege in der Nichtvollendung der Handlung) 4. U. v. Lifzt 
$ 46, neuerdings auch DISh.- Zweig. 4 zu $ 153, Delaquis, Der untaugliche Verſuch 
(1904) 132, Kriegsmann, Wahnverbreden u. untauglidder Verſuch (1904) 33 ff. 
Diefer führt aus, daß dem Erfolg keine befondere Bedeutung zukomme; ebenjo wie 
bei deſſen Fehlen könne auch bei einem andern Mangel am ZTatbeftand Berjuch ge» 
geben fein. Es fei alfo in den: oben 1 a. E. angeführten alle ftrafbarer Verſuch 
der Toppelehe anzunehmen. Indeſſen: da die Norm des $ 171 bier nicht zutrifft, fo 
fönnte eine foldhe nur aus 8 43 entnommen.mwerden, und für das VBorhandenfein 
einer bejonderen Verſuchsnorm fehlt der Beweis. Ganz mit Recht macht Binding 
0. a. DO. ber befämpften Anjicht den Vorwurf, daß fie die fubjektive Meinung des 
Täters über das Gejeg ſtelle. Dadurch werden v. Liſzt und die mit ihm Genannten 
auch injofern getroffen, als fie Verſuch des Meineids annehmen, wenn eine wahre 
Tatſache beſchworen wurde, in der Meinung, fie fei unwahr, und Diebſtahlsverſuch, 
wenn Die weggenommene Sadye nur vermeintlicy eine fremde war. — Die hier 
vertretene Anficht, nach der zwiichen Berfuh und „Mangel am Tatbeftande” zu 
unterjcheiden ift, war fchon im gem. Recht die herrichende. ©. bei. Köitlin, Syft. 
d. deutich. EtrafrechtS (1855) 281. 

HD. Für den Verſuchsbegriff im einzelnen find nach ber vorliegenden Gtelle 
jolgende Momente von Wichtigkeit: 

1. Entichluß, ein Verbrechen oder Vergehen zu verüben, d. h. eine Handlung 
zu begehen, die fich rechtlich gewürdigt als Verbrechen oder Vergehen darftellt. 
Somit gibt es nur den Verſuch eines vorjäglichen, nicht den eines fahrläffigen 
Delikts. Die wiederholt aufgeftellte Behauptung, daß bei fahrläfligen Delikten 
der Verſuch überhaupt undenkbar jei (O18h.- Zweig. 5, Kriegsmann a. a. O. 11), 
trifft nicht zu; vergl. $ 309. Nach der herrichenden Lehre genügt auch zum 
verjuchten Delikte dolus eventualis. Gegen dieje nicht unbedenflide Auffaflung 
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v. Bar ZStr%8 18 534 ff. — Ferner folgt, daß ber Verſuch einer Übertretung 
ftet3 ftraflos iſt; umgefehrt ift der eines Verbrechens flets ftrafbar. Beim 
Berjuche des Vergehens kommt es darauf an, ob er ausdrüdlich für ftrafbar 
erflärt worden ift oder nicht (Abſ. 2). 

2. Der Entihluß muß betätigt fein und zwar durch Handlungen, 
die einen Anfang der Ausführung des Berbrehens oder des Ber- 
geheng enthalten. Daraus ergibt fih die Straflofigfeit der bloßen 
Borbereitungshandlungen. Eine jcharfe Abgrenzung der legteren von den 
Ausführungshandlungen ift bis jegt nicht gelungen und wohl überhaupt nicht 
mögli. Man wird aber von folgenden grundjäglichen Erwägungen aus— 
zugehen haben: 

a) Unter Ausführungshandlung hat man diejenige zu verftehen, nach deren Boll- 
zug entweder das Delikt vollendet ift (3. B. das Ausjprechen der Eidesworte 
beim Meineide) oder doch der Täter das Weitere dem Laufe der Dinge über- 
läßt (3. B. Beibringen des Giftes beim Mord). Immer aber wird die Aus⸗ 
führung eine gewifje Zeitſpanne umfafjen und ſich in eine Reihe von Einzel» 
tätigfeiten zerlegen lafen. Was dieje Einzelafte als Beitandteile der Aus- 
führungshandluug erfcheinen läßt, ift ihre naturgemäße Yufamnıengehörigfeit 
mit ihr. So vereinigen ſich das Unlegen des Gewehres, das Zielen zu einer 
Einheit mit der Abgabe des Schuffes, weil fi) normalerweije die legte Hands 
lung nit ohne die beiden eriten denfen läßt. Aus dem gleichen Grunde bes 
trachtet man im Leben das Ausholen der Hand zum Schlage als einen ein- 
beitlihen At mit deſſen Beibringen, das Ausjtreden der Hand nad) einer 
Sache als Einheit mit der Wegnahme. Daher wird man jagen Dürfen: 
ein Anfang der Ausführung ift in allen Tätigkeitsakten zu 
finden, weldhe vermöge ihrer notwendigen Zuſammengehörig— 
feit mit der Ausfübrungsbandlung für die natürliche Auf— 
faffung als deren Beftandteile erſcheinen. 

Ter Regel nad werden jich die Beftandteile der AusführungShandlung 
in ununterbrocdhener zeitlicher Folge an einander anjchliegen. Notwendig aber 
ift das niht. 3. B.: es wird jemand in der Art getäujcht, daß ihm durch 
wiederholtes Zureden an mehreren Tagen fchlieglih ein faljche8 Bild eines 
beftimmteu Sachverhalt vorgeipiegelt wird. 

b) Namentlich fcheiden aus dem Gebiete der Ausführungshandlung aus und 
fallen in daS der Borbereitungshandlung: a. das Beſchaffen der Berbredens- 
mittel, 4. beren Bubereitung, >. das Komplottieren, d. 5. die Verabredung 
zur Begehung des Delikts, d. das Ausfundjchaften von Gelegenheit, e. die 
Reiſe zum Tatort, &. die Vornahme von Handlungen, die zur Eicherung ber 
Begehung oder zur Bereitelung ihrer Beitrafung dienen follen. — Alle dieſe 
Handlungen jind deshalb nicht Beitandteile der Ausführungshandlung, weil 
diefe — und zwar durchaus normalerweife — aud ohne fie vollzogen werden 
kann. Möglicherweife bat ja der Berbredyer dag Mittel zur Hand, ift es 
ichon zubereitet, fennt er bereits die Gelegenheit, ift er jchon am Orte der 
Tat anwejend, ohne daß die Beſchaffung oder Zubereitung der Mittel, die 
Auskundſchaftung von Gelegenheit ujm. in verbrecheriicher Abſicht erfolgt 
wären. 

Die vorgetragenen Ergebnifie jind allgemein anerlannt, wenn aud) die 
Formulierung abweidt. E 13 212. 15 56. Am eingebendjten über die Frage 
Mener, Ter Anfang der Ausführung (1892). Nach ihm jind Ausführungs- 
handlungen die zur Herbeiführung des Erfolges unumgänglid nötigen Hand» 
lungen. So auch Meyer⸗-Allf. 173. Beling L. v. V. 245ff. bezeichnet ald Ausführung 
das Segen einer tatbeſtandlichen Bedingung zum Erfolge, als Vor⸗ 
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bereitung des Setzens einer außertatbeftandlichen Bedingung. Vielfach glaubt 
man, vom Standpunkte der adäquaten Staufalitätstbeorie aus das Problem 
löjen zu fönnen, indem man al8 Ausführungshandlungen diejenigen bezeich- 
net, welche in einem berechenbaren Zuſammenhang mit dem Erfolge ftehen. 
Bergl. M. Rümelin, Tie Verwendung der Kaujalbegriffe 58. 59, Kriegs⸗ 
mann, a. a. D. 16 ff. — Neuerdings |. Senf GerS 67 225 ff. 

Der Unftand, daß eine als Worbereitungshandlung gedachte Tätigkeit ohne 
weiteres den Erfolg verurfadht, ift nicht geeignet, die (volle) Haftung für diefen zu 
begründen. 3. B. Diebe beabfihtigen, ein Haus zu plündern und dann in Brand 
zu jegen; um ſich über die Ortlichleit zu orientieren, zlnden fie ein Sjeuer an, das 
direlt das Haus in Brand ſetzt. Denn bier ficht der Täter nicht voraus, daß der 
Erfolg durch dieſe Tätigkeit eintritt. Es fehlt alfo am Vorſatz. ©. bef. Veling, 
2.0.8. 253. Wohl aber kann Fahrläͤſſigkeit vorliegen. 

Über ausnahmsweife ftrafbare Borbereitungshandlungen f. u. IV. 

3. Das beabfihtigte Verbrechen oder Vergehen darf nidht zur Vollendung 

gefommen fein. — Durch diejes Erfordernis wird zweierlei ausgedrüdt: 

a) Der Unterſchied des Verſuchs von der Vollendung befteht darin, daß fich bei 
jenem weniger ereignet als bei dieſer. ©. o. I. 

b) Ter Berfud iſt der Vollendung fubfidiär, d. H.: wenn eine Handlung zur 
Bollendung führt, fo ift nur wegen dieſer, nicht auch wegen bes fcheinbar 
fonfurrierenden Verſuchs zu beitrafen. &. 8 73. 

Über Fälle, in benen troß ſcheinbaren EintrittS des Erfolges nur Verſuch vor- 

liegt, |. $ 59. 

DI. Die Streitfrage nady der Strafbarkeit des untauglicdhen Verfſuchs kann 
von dem oben unter I eingenommenen Standpunkte aus nur für den Fall des Ber- 
ſuchs mit abfjolut untaugliden Mitteln und Höchitens noch für den des Verſuchs 
am abjolut untaugliden Objekt aufgeworfen werden. Sites 3. 8. ftrafbar, wenn 
jemand mit einem ungeladenen Gewehr, da3 er für geladen anfieht, einen Menfchen 
zu erichießen fucht, oder wenn er in Tötungsporjage anftatt Arſeniks irrtümlich Zuder 
gibt? (Untauglichfeit des Mittels). Iſt es ftrafbar, wenn jemand auf einen Baum⸗ 
ſtumpf ober auf einen Schatten jchießt, in dem Glauben, er fchieße auf einen Menfchen ? 
(Untauglichfeit des Objekts). Dagegen jcheiden aus dem Gebiet der Streitfrage die 
Fälle der Untauglichleit des Subjeftes aus. 8. B. bei $ 174 Nr. 2 oder 3 hält 
jih der Täter irrtümlich für einen Beamten. Penn bier leuchtet jofort ein, daß es 
ich in Wahrheit um einen Mangel am Tatbeftand handelt. — Hinfichtlidy der Straf- 
barfeit des Verſuchs am untauglichen Objekt und mit untauglidyen Mitteln find aber 
im mejentlihen folgende Theorieen aufgeitellt worden. 

1. Die objektive Theorie. Sie führt ihren Namen daher, weil fie zum ftrafs 
baren Berfuche den Eintritt einer objektiven Gefahr verlangt. Bon diejem 
Standpunkte aus verneint jie die Strafbarkeit des untauglichen Verſuchs. Haupt 
vertreter find Berner 144, Geyer JZEtr® 1 30 ff. OLSh.-Zmeig. 19 ff. Oppenb.- 
Del. 9 ff, Meyer Alf. 175, Merkel 130 ff, Horn, ZStr® 20 309 ff. und 
Bauıngarten, Verſuch 421 ff. Die meiften Anhänger der objektiven Theorie 
geben zu, daß relative Untauglichfeit des Mittels oder des Objekts der Straf- 
barfeit nicht entgegenfiehe. Bon relativer Untauglichfeit des Mitteld jpricht 
man dann, wenn nur falfche Anwendung feine Zauglichkeit Hindert (3. 8. zu 
ihwadyes Gift), von relativer Untauglichfeit des Objekts dann, wenn jeiner 
Zauglicjkeit nur bejondere Schutzmaßregeln entgegenjtehen. 

Die ſubjektive Theorie, Hauptjächlich vertreten von dv. Buri, ZStrW 1 

185 ff. und dem RG (E 1 439. 451. 8 198. 17 155), führt ihren Namen das 

ber, daß fie von dem Verſuche nicht mehr verlangt als eine Betätigung Des 

verbrecheriichen Willeng und den Begriff einer objektiven Gefahr leugnet (vergl. 


n 
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$ 1 ID. Demgemäß behauptet fie die Strafbarkeit des untauglichen Verſuchs. 

Das RS nimmt GStrafbarkeit auch dann an, wenn die Untauglichkeit eine 

Doppelte ift, d. 5. ſowohl in dem Objekt wie in dem Mittel liegt, z. B. eine 

nur vermeintlid) ſchwangere Frauensperjon unternimmt einen Abtreibungs⸗ 

verfuch mit einem nur vermeinlich zur Abtreibung geeigneten Mittel. E 34 217. 

Gegen dieſes Urteil Binding, Grundriß 119, M. ©. Mayer DIZ3 7 330 fi; 

dafür Stenglein daf. 332 ff. Bon neueren Subjeltiviften find zu nennen: 

Eilenmann Str 183 455 ff. und Bierling, Juriſt. PBrinzipienlehre 3 123 fi. 

Zwiſchen beiden Ertremen wird vielfach vermittelt. So Kohler 7 ff., Dela⸗ 
qui a. a.D. 189 ff., v. Lifzt$ 47; vergl. auch Oetker ZStrW® 17 53 ff. und Finger 1 
297 fi. Dabei geht v. Lifzt von dem Satze aus, daß nur bie konkrete gefährliche 
Handlung Verſuch im Sinne des Geſetzes fei. Als gefährlich aber fei die Handlung zu 
bezeichnen, wenn fich der Urteilende zeitlich in den Augenblid ihrer Begehung zurüd» 
verjegt, Dabei alle allgemein bekannten und die dem Täter bekannten Umſtände 
berüdfichtigt und ihm nunmehr der Eintritt bes Erfolges als nicht ausgeſchloſſen 
ericheint (nachträgliche Prognoſe). 

Der Ausgangspunkt beider Theorieen wurde ſchon oben unter I ald ungzu= 
treffend bezeichnet. Maßgebend für die Strafbarfeit kann nad) dem dort Geſagten 
nur fein, daß die fonfrete Handlung auch als vollendete rehtswidrig wäre und daß 
fie in das Ausführungsitadium eingetreten ift. Bei dem Berfuh am untaugliden 
Objekt ift aber die Nechtswidrigkeit zu verneinen. Denn es liegt auch hier mie 
in den oben beiprochenen Fällen ein Mangel am Zatbeftand vor. Ber Schuß auf 
einen Baumftumpf Tann nicht aus dem Grunde unter dad Tötungsverbot fallen, 
weil der EC chüge den Baumftumpf für einen Menſchen Hält. Dabei ift e8 uner- 
beblich, daß er vielleicht eine wirklich eriftierende Perjon im Auge hat und den 
Baumftumpf für dieſe anjieht. Denn der fontreten Handlung fehlt es in jedem 
Fall an dem Objekte. Ebenſo ift ftraflos, wer mit einer fremden Frauensperſon 
fontumbiert in der Meinung, fie fei feine Schweſter. 

Ganz anders liegt Die Sade, wenn A auf den in großer Entfernung ftehen- 
den und deshalb mit dem Schufle unerreihbaren B fchießt. Hier fehlt es ber 
Handlung feineswegs an dem Objekte, und jehr mit Unrecht bat man diejen Fall 
als den eines Berjudy8 am abfolut untaugliden Objekte bezeichnet. 

Cehr viel zweifelhafter ift die Behandlung der Fälle des untauglichen Mittels. 
Doh ſprechen Hier Überwiegende Gründe für die Strafbarteit. Zunädft fann von 
einem Mangel am Tatbeftande im allgemeinen nicht Die Rede jein. Denn regelmäßig for⸗ 
dert das Geſetz feine beftimmten Mittel. Nur wenn es das ausnahmsweiſe tut, wie in 
8 229, begründet Die Anwendung eines andern Mitteld feinen ftrafbaren Berjuch. 
Am übrigen aber ergibt ſich die Etrafbarleit aus der Erwägung, daß bei jedem 
Verſuch, fofern er nicht gerade am untauglidhen Objekt begangen wird und darum 
in Wahrheit fein Verſuch ift, das Mittel entweder nad) feiner Beichaffenheit oder 
nach der Art der Anwendung ein untaugliches ift. 

Man darf diefer Theorie nicht entgegenhalten, daß jie zur Beftrafung eines aber⸗ 
gläubifchen Gebarend (ZTotbeten, Dijtelpflüden, Krontalerfteden) führe. In Der 
artigen Fällen fehlt e8 an dem rechten Dolus; denn zu diefem gehört dag Bewußtſein, 
den Naturfaufalismus zu benugen. Co Kohler 11 und ähnlich au E 83 321. 
Überdies will hier der Täter meift nicht felbft die Tat begehen, fondern nur eine 
überirdifche Macht dazu beftimmen. 

Die gleiche Anficht vertreten im mejentliden Hagemann GolidA 32 221 ff., 
Havenftein daſ. 36 33 ff., Krojchel Ger& 41 273 ff. 43 216 ff. Tagegen bezeichnet 
fie Delaquis a. a. DO. 272. 273 als infonfequent. 

IV. In einer Reihe von Fällen gelangt das Geſetz zur Beftrafung blofer Vor⸗ 
bereitungshandlungen und zwar auf verfchiedenen Wegen: 


1. 


2. 


Zweiter Abſchnitt. Verſuch. 8 43. 73 


zuweilen erklärt es Vorbereitungshandlungen zu ſelbſtändigen ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen (delicta sui generis), 3. B. 88 49a. 151. 201; 

anderwärts nimmt es Handlungen, die ſich begrifflich nur als Vorbereitungs⸗ 
handlungen darſtellen, in den Tatbeſtand des Verbrechens auf und erhebt ſie ſo 
zum Range von Ausführungshandlungen; z. B.$ 243 Nr. 2-4. 7. Daher konnte 
E 38 177 da3 Einjchleichen in diebiſcher Abſicht als Verfuch des in & 243 Ar 7 
unter Strafe geftellten Verbrechens anjehen. U. A. Wittich DIZ 11 534. Dielen 
Fällen ftehen die der zufammengejegten Verbrechen gleich, d. 5. derjenigen, welche 
fich gegen mehrere Intereſſen (Rechtsgüter) wenden, 3. B. Rotzudt ($ 177) und 
Raub (8 249). In beiden Fällen beginnt der Verſuch ſchon mit dem Anfang 
der Gewaltausübung. Bergl. auch Beling, 2. v. 8. 252. 

Endlih wird zumeilen da8 Unternehmen einer ftrafbaren Handlung unter 


Strafe geftellt. Wie ſich diejer Begriff zu dem der Borbereitungs- und Ausführungs- 
bandlungen verhält, ift beftritten ©. darüber $ 105. 


V. Nichtbeendigter und beendigter Verſuch. — Der Grund, weshalb eine ver⸗ 


brecheriiche Tätigkeit im Verſuchsſtadium fteden bleibt, fanı ein mehrfacher fein: 


1. 


nD 


Die Ausführungshandlung ift zwar begonnen, aber nicht abgeichloffen worden. 
8. 3. in dem Augenblide, in dem der Mörder das angeſchlagene Gewehr los⸗ 
drüden will, wird es ihm aus der Hand geichlagen. Sog. nichtbeendigter Verſuch. 


. Die Ausführungshandlung ift zwar abgejchlojlen wurden, hat aber den Erfolg 


nicht bewirkt. 3. B. der abgefeuerte Echuß geht fehl. Eog. beendigter Verfuch. 
Meift wird der beendigte Berfuch ein fog. fehlgeſchlagenes Verbrechen 
(delit manqué) im Sinne der romanijhen Rechte fein. Bon einem jolchen fpridht 
man dann, wenn Der Nidjteintritt des Erfolges ficher it. Es laſſen fih aber 
auch Fälle denken, in denen ſich der Eintritt des Erfolges als noch möglich, ja 
als ficher daritellt und doch die Handlung vorläufig noch als Verſuch erjcheint, 
weil bis jest der Erfolg noch nicht bewirkt iſt. 3. B.: X, auf den ein Mordanfall 
unternommen worden ift, wird voraugfichtlich erjt nah Jahr und Tag an der 
erhaltenen Wunde fterben. Über das Verhältnis bes delit manqué zu ben in 
der deutihen Theorie aufgeftellten Unterfcheidungen innerhalb des Verſuchs |. 
des näheren James Goldſchmidt, Die Lehre vom unbeendigten und beendigten 
Beriuch (1895). 

VL Bet einzelnen Deliftsarten ift die Möglichkeit eines Verſuchs beftritten, 


Dies namentlich in folgenden Fällen: 


1. 


n 


bei den Unterlajjungsdelitten. Iſt das Unterlafiungsdelift ein unechtes 
($ 1 V), fo läßt ſich ein Verſuch jehr wohl denken, wenn auch nur als beendigter. 
8. B. der Zug überwindet das Hindernis, defien Befeitigung der Bahnmärter 
unterlaffen hat. So die herrſchende Lehre; f. bei. v. Liſzt $ 46. Dagegen ift 
die Möglichkeit eines Verſuchs des echten Unterlaflungsdelifts fchon deshalb zu 
verneinen, weil nicht erjichtlich ift, worin hier der Anfang der Ausführung liegen 
fol. Ebenſo Baumgarten, Verſuch 435, Hälfchner 1 134, Oppenh.Del. 15, Kiginger, 
Drt und Zeit der Handlung (1902) 231. A. A. Olsh.- Zweig. 27, vd. Liſzt $ 46 
(der auch Hier beendigten Verſuch für möglich hält, während u. a. Binding, 
Grundriß 119 einen Verſuch zwar für möglich, aber nicht für ftrafbar anjieht; 


. dann, wenn ausnahmsweiſe eine bloße Verfuchs- oder eine Vorbe— 


reitungshandlung mit jelbftändiger Strafe bedroht ift. Hier hat 

man mit Olsh.⸗Zweig. 28 zu unterfcheiden: 

a) Wird die Handlung ausdrüdlich als Verſuchs- oder Borbereitungshandlung 
für eine andere unter Strafe gejtellt, fo ift Verfuch nicht möglid. 3.8. 8 86. 

b) Stellt fich dagegen die Handlung nur begrifflich als Verſuchs⸗- oder Vor⸗ 
bereitungshandlung dar, fo ift Verſuch möglihd. 8. 3.8 229. Bergl. auch 
Merkel 124ff.; 
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3. bei den durch den Erfolg qualifizierten Delikten. Der Verſuch eines 
ſolchen iſt anzunehmen, wenn der qualifizierende Erfolg durch den Beriud 
des einfachen Delikts eintritt. 8. B. die Frauensperſon, gegen welche ein Not- 
zuchtverjud unternommen wurde, ftirbt infolge der Gewalt, ohne dat es zum. 


Beilchlaf gekommen ift: Verſuch des Delikts aus $ 178. Übereinftimmenb Olsh.⸗ 


Zweig. 5, v. Liſzt $ 46, Finger 1 317. Dagegen will Baumgarten, Verſuch 
370. 378 einen Berfuch des qualifizierten Deliktes nur dann annehmen, wenn ſich der 
Täter die Herbeiführung des ſchweren Erfolges vorgejegt hatte (jo auch die 
Auflagen dieſes Kommentars). Nah Thomfen, Über den Verſuch Der durch 
eine Folge qualifizierten Delikte (1895) 60. 85 ift in beiden fällen das quali: 
fizterte Delilt vollendet. SHiergegen u. a. Finger KeBISchr 38 446. Vergl. 


auch 8 225. 


4. In allen Fällen, bei welchen die Strafbarkeit durch einen außer: 


halb des Zatbeftands liegenden Umftand bedingt ift. Hier fann von 
Verſuch nur dann die Rede fein, wenn die Bedingung vor oder nach Bollzug 
der Handlung wirklich eintritt. Ebenſo v. Liſzt $ 46, Dlsh.- Zweig. 5. Dagegen 
bat € 13 41 Berfud) des betrügeriichen Banferotts (KO 8 239) ohne Eintritt 
der Bahlungseinftellung angenommen, allerdings von der Annahme ausgehend, 


daß die Herbeiführung der Zahlungsunfähigkeit den Erfolg des Deliktes ausmache. 


$ 44. 


Das verjuchte Verbrechen oder Vergehen ijt milder zu beftrafen, als 
dag vollendete. 


Sit das vollendete Verbrechen mit dem Tode oder mit lebensläng: 


lichem Zuchthaus bedroht, fo tritt Zuchthausitrafe nicht unter drei Jahren 
ein, neben welcher auf Zuläſſigkeit von Polizei-Auflicht erfannt werden fann. 

Sit das vollendete Verbrechen mit lebenslänglicher Feſtungshaft be 
droht, fo tritt Feſtungshaft nicht unter drei Fahren ein. 

In den übrigen Fällen fann die Strafe bis auf ein Biertheil des 
Mindeſtbetrages der auf das vollendete Verbrechen oder Vergehen an: 
gedrohten Freiheits- und Gelditrafe ermäßigt werden. Fit hiernach Zudt: 
hausſtrafe unter Einem Jahre verwirkt, jo ijt diejelbe nach Maßgabe des 
$. 21 in Gefängniß zu verwandeln. 


— 


I. Über die Strafbarfeit des Verſuchs jtellt die vorliegende Stelle zwei Grund» 
jüge auf. 
1. Tas Bericht darf bei Verſuch niemals die bei vollendetem Delikte 
zuläſſige Maximalſtrafe ausſprechen ceriter Abſ.: deutichrechtliches Prinzip 
der Erfolgihaftung). Es muß alſo hinter dem Strafmaximum in der Art zu 
rüdbleiben, wie es nad) der Natur der Strafe zuläfiig iſt. Vergl. $ 19. Das 
iſt nicht jo zu verſtehen, als müſſe fih dag Gericht in jedem Einzelfalle darüber far 
werden, melde Strafe e& bei Bullendung der Handlung auszujpreden hätte, 
jondern nur jo, daß der Tür das vollendete Delikt beitimmte Strafrahmen beim 
Verſuch nach oben hin eingeengt wird. E 3 282. 
. Das Gericht darf bei Berjud die bei vollendetem Delikt zuläjfige 
Minimalfirafe auf ein Viertel ermäßigen ılester Abi... Dabei bleiben 
aber immer die in den $$ 14—1S. 27 fejtgeiegten Winimalbeträge der einzelnen 
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Strafarten maßgebend. Demgemäß iſt Zuchthausſtrafe unter einem Jahre un⸗ 

zuläſſig und ein geringerer Betrag nach 8 21 in Gefängnis umzuwandeln. Iſt 

dad Minimum für das vollendete Delitt — 1 Monat, jo kann entiprechend dem 

Cage in dubio mitius auf 7, nicht bloß auf 8 Tage erfannt werden. Ebenjo 

Olsh.⸗Zweig. 6, a. U. E 5 442. 

U. Beide Grundfäbe bedürfen einer Modifilation, wenn die auf 
das vollendete Delift angedrohte Strafe unteilbar ift. ©. hierüber Abj. 2 
und 3. Tabei tauchen aber verjchiedene Zweifel auf. 


1. Zufolge der vom Reichstag gefaßten Beſchlüſſe hat der Richter da, wo bei voll- 
endetem Verbrechen lebenslänglidhe Zuchthausftrafe angedroht ift, zumeiſt 
auch die Möglichkeit, auf Zuchthausſtrafe zu erkennen (3. B. 88 214. 215. 251. 
307). Die berrichende Lehre (E 16 400. 33 181) nimmt an, daß der Richter 
auch beim Verſuch einen entiprechenden doppelten Strafrahmen habe, 3. ©. beim 
$ 214 entweder auf Zuchthaus von 3—15 oder von 21/2» —14 Jahre 11 Monate er⸗ 
fennen dürfe. 4. U. Oppend.-Del. 8. 


2. Rad $ 38 darf Zuläfiigkeit von Polizeiaufſicht nur dann ausgeſprochen 
werden, wenn dies im Einzelfalle geitattet ift, Dagegen läßt die vorliegende 
Stelle im 2. Abſatze Polizeiaufliht generell bei allen Delikten zu, die im Voll⸗ 
endungsfalle mit Zodes- oder lebenslänglidder Zuchthausſtrafe bedroht find. 
Died hatte jeinen Grund, folange eben bloß lebenslängliche Zuchthausitrafe an» 
gedroht war; jeitdem aber, wie unter 1 bemerft, neben der lebenslänglichen aud) 
zeitige Zuchthausftrafe ftatthaft geworden ift, muß an dem Brundjage des $ 38 
um ſo mehr feitgehalten werden, als ſonſt das verjudte Delikt unter Umftänden 
ftrenger beftraft werden könnte als das vollendete. Daher iſt ein auf Polizeiauf⸗ 
ht lautendes Urteil nur dann ftatthaft, wenn auch neben der zeitigen Freiheits⸗ 
ftrafe die Polizeiaufficht ausdrüdlid) zugelaffen ift (3. B. $ 251 wegen 8 256). 
Ebenjo Oppenh.-Tel. 9. (Selbitveritändlich gilt das Gefagte nicht für die wenigen 
Hülle, in denen nur lebenslänglihes Zuchthaus angedroht if. 3. B. 8 88.) 
— Die berrfchende Lehre läßt in allen hierher gehörigen Fällen die Polizei- 
aufficht zu. Olsh.⸗Zweig. 5, E 16 400. 

II. Bei jugendlihen Berbredern ift zuerjt Die Strafe gemäß $ 44 
und dann erft gemäß $ 57 zu reduzieren. 


$ 45. 


Wenn neben der Strafe des vollendeten Verbrechens oder Vergehens 
die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte zuläffig oder geboten ift, 
oder auf Zuläffigkeit von Polizei-Aufſicht erfannt werden fann, fo gilt 
Öleiches bei der Verſuchsſtrafe. 


Tie Stelle bringt zum Ausdrud, dag beim Berfuche neben der Hauptftrafe an 
Rebenftrafen und polizeilichen Maßregeln nur auf Berluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte (dieſe unter den beſonderen Vorausſetzungen des 8 32) und auf 
Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt werden darf. Vergl. 8 44112. Aus 
dem Verhältnis des $ 35 zur Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte iſt mit ber 
herrchenden Lehre die Zuläſſigkeit der dort vorgeſehenen Maßregel zu folgern. Des- 
gleichen folgt die Zuläſſigkeit der Einziehung ſchon aus dem Wortlaute des 8 40 
Gheftimmt find“). Dagegen find die Nebenftrafen uſw. der 88 81. 83. 128. 129. 
161. 358 beim Verſuch unftatthaft. E 13 76. 
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$ 46. 


Der Verſuch als folcher bleibt ftraflos, wenn der Thäter 

1. die Ausführung der beabfichtigten Handlung aufgegeben hat, ohne 
daß er an diefer Ausführung durch Umftände gehindert worden ijt, 
welche von feinem Willen unabhängig waren, oder 

2. zu einer Zeit, zu welcher die Handlung noch nicht entdedt war, Den 
Eintritt des zur Vollendung des Verbrechens oder Vergehen ge= 
hörigen Erfolges durch eigene Thätigfeit abgewendet hat. 


I. Die Stelle behandelt den NHüdtritt vom Verſuch. Diefer erfolgt in ver⸗ 
fchiebener Weife, je nachdem der Verſuch ein nichtbeendigter (Nr. 1) oder ein be» 
enbigter (Nr. 2) iſt. Bergl. $ 43 V. Im legteren alle erfordert der Rüdtritt ein 
pofitive8 Handeln; daher auch „tätige Neue”. In beiden Füllen bewirkt er, wenn 
er freiwillig erfolgt, Straflofigkeit des Täters. Die verjchiedenen Rechtfertigungs- 
verſuche diefer hiſtoriſch überkommenen Rechtsanjchauung ſ. bei R. Herzog, Rüdtritt 
vom Verſuch und tätige Neue (1889). 

I. Was zunädft den Rüdtritt vom nichtbeendigten Verſuch betrifft, To 
beftebt er in einem Aufgeben ber Ausführung der beabfichtigten Handlung, aljo 
in einem „Nidhtweiterhandeln“. 3. B.: der Einbrecher unterläßt, nachdem er 
eingebrodhen ift, die Wegnahme von Sachen; wer in mörderiſcher Abfiht einen 
andern bereits niedergeworfen hat, verfegt ihm den tödlichen Stih nicht. Ebenjo 
liegt nichtbeendigter Verſuch dor, wenn der Täter durch eine Reihe gleichartiger 
Handlungen (3 8. wiederholtes Eingeben von Gift) einen Erfolg herbeiführen wollte, 
aber nur einen Zeil jener Handlungen vorgenommen hat. Auch in dieſem Falle iſt 
Nüdiritt in der Form des Nichtweiterhandelns möglich. So v. Lilzt $48. Ganz 
anders in dem Falle, daß der Täter fjchon duch eine Ausführungshandlung den 
Erfolg herbeiführen wollte, und nun, nachdem jene nicht zum Ziele geführt Hat, von 
deren Wiederholung abfteht. 3.8. nad) erfolglofem Abfeuern eines Laufes unter- 
läßt er es, den zweiten Lauf abzufeuern. Hier liegt nicht unbeendigter, fondern 
beendigter Berjud vor, und von einem die Strafbarkeit aufhebenden Rüdtritt kann 
gar feine Rede fein. A. A. fcheinbar Hatzig, Über den Rüdtritt vom Verſuch (1897) 
42. — Der Rüdtritt muß ftet3 ein freiwilliger fein. Anftatt diefes Erfordernis 
politiv aufzujtellen, jchlägt der Geſetzgeber den umgekehrten Weg ein: er jagt (in dem 
mit „ohne daß“ beginnenden Cape), wann das Aufgeben der Ausführung ein unfrei- 
williges if. Es ift aber ein unfreiwilliges, wenn der Ausjührung ein Hindernis 
entgegen getreten ift, und zwar ein von dem Willen des Täters unabhängiges. Freiwillig 
ift aljo der Rüdtritt nur bei einem autonomen, jelbitgejegten Motiv, wenn m. a. W. 
der Täter Jich jagt: ih will nit weiter handeln, jelbi wenn ich es könnte. 
Sn allen andern fällen ift er unfreiwillig, namentlid dann, wenn der Täter 
ih jagt: ih kann nicht weiter Handeln, jelbjt wenn id es wollte. Im 
erſten Falle braucht da3 Motiv des Täters keineswegs ein ethiſches (3. B. Reue) 
zu fein. Freiwillig if der Rüdtritt 3. B. auch dann, wenn der Einbredder durch die 
Geringfünigfeit der Beute von Ztehlen abgehalten wird. E 24 222. Cbenfo, wenn 
eine Schwangere dag Abtreibungsmittel wegen jeines widerlichen Gejchmads wieder 
ausſpuckt (jefern ſie e8 nur hätte jchluden können) E 35 102. Anderjeits 
Rebt der fsreimwilligteit des Rüdtrittd nidht nur ein wirkliches, fons 
dern aud ein vermeintliches Hindernis entgegen. 3.8.:der Täter flüd- 
tet dor einem Geräuſch, das in Wahrheit nur ein eingebildetes war oder vom Rinde 
berrührte. Tieie jubjefiive Interpretation, welche namentlich auch Olsh.⸗Zweig. 11 
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und d. Liſzt 8 48 vertreten, iſt um fo mehr geboten, als es ſich im Grunde nur um 
die Erkenntnis des verbrecdheriihen Willens Handelt. Wenn Dagegen ein auf- 
tretender Umftand weder objektiv ein Hindernis enthält, noch auch fubjeltiv für ein 
ſolches angeſehen wurde, jo bleibt der darauf zurüdzuführende Rüdtritt ein frei» 
williger. Z. B. der Täter fürchtet von einem zujehenden Kinde zwar nicht Hinderung, 
aber Anzeige. Vergl. hierüber das nicht ganz unbedenkliche Urteil E 16 182. Un⸗ 
haltbar m. E. (troß Lindenberg DI33 10 777) E 87 402: der Rüdtritt foll fein 
freimilliger jein, wenn er aus Furcht vor alsbaldiger Entdedung erfolgt. Dagegen 
auch Alsberg GerS 67 375 ff. Anderſeits ift der Rüdtritt ein unfreimilliger, wenn 
er durch die Annahme perjönlicher Unfähigkeit zum Weiterhandeln begründet wurbe. 

N 4543. 

Beitritter ift die Frage, ob ein Abftehben von diefer individuellen Aus— 
führung genügt, ober ob ein gänzlihes Fallenlaffen des verbrecheriichen Ent⸗ 
ſchluſſes erforderlih ift. Angeſichts des Wortlautes des Geſetzes ift die erflere, 
berrihende Anficht für die richtige zu halten. Dagegen Binding, Grundriß 126: 
(dad Geſetz Habe nur verjäumt, das Erfordernis der definitiven Aufgabe des ver- 
brecheriſchen Entjchluffes zu erwähnen. Wenn freilich der Täter den jebt bereits 
geihaffenen Zuftand demnächſt zur Fortſetzung feiner Tätigkeit benugen will, jo liegt 
ein Aufgeben der Ausführung überhaupt nicht vor. 8. B. die Durchſtechung eines 
Dammes, um eine Überfhwemmung herbeizuführen, vollzieht fich in einer Reihe von 
Richten. Ebenfowenig, wenn er nur dad Mittel der Ausführung wechſeln will. 

1Il. Der Rücktritt vom beendigten Verſuch erfolgt durch pofitive Tätigkeit, 
nümlid durch Abmwendung des Erfolgs. 3. B.: der Abſender einer Höllenmafdine 
warnt rechtzeitig Den Empfänger. Möglich ift der Rücktritt nur fo lange, al® och 
die Möglichfeit befteht, daß der Erfolg eintritt, aljo nicht mehr beim fehlgefchlagenen 
Telitt (8 43 V 2), z. B. wenn der Täter vorbeigefchoffen hat (f. o. I). Im übrigen 
bedarf e8 der wirklihen Verhinderung des Erfolgs. Tritt er troß redlichen 
Bemühend ihn abzuwenden dennoch ein, fo ift die Handlung als vollendete Delikt 
Rrafbar. Außerdem fordert das Gefeg zum Nüdtritte: 

1. Abwendung des Erfolgs durch eigene Tätigkeit des Zurücktretenden. Wirb ber 
Erfolg auf irgendwelche andere Weife verhindert, fo bleibt der Verſuch ftrafbar. 
Dies gilt felbft dann, wenn der Täter bereits vor ber fchließlich auf andere Weife 
bewirften Abwendung des Erfolges zu dem gleichen Zwede tätig geworden war. 
3. B.: A gibt dem B mit Tötungsporfag Gift und fpäter, um ihn zu retten, 
Gegengiit ein. Bevor aber B das Gegengift nimmt, hat er das Gift bereits 
ausgebrodhen. Daß bei beendigntem Verſuch mit abfolut untauglihem Mittel 
ein Rüdtritt ausgefchlofien erfcheint, ift eine unvermeidliche Konfequenz. Dagegen 
liegt eigene Tätigkeit auch dann vor, wenn britte Kräfte mitwirken, namentlich) 
aljo, wenn fich der Zurlidtretende ihrer bedient, 3. B. einen Arzt zum Cingeben 
des Gegengiftes veranlaßt. E 1 375. 15 44. ©. hierüber bef. Finger 1 322. 

- Greiwilligleit des Rüdtritts. Auch bier wird dieſes Erfordernis nicht 
ausdrüdlich aufgeftellt. Das Geſetz kleidet es vielmehr in ein objektives Gewand, 
indem es zur Etraflofigfeit fordert, daß die Tat zur Zeit der Abwendung des 
Erfolgs noch nicht entdedt war. Über dieſen Begriff ift folgendes zu bemerfen. 
)Entdedt ann nur werden, was geheim ift. Iſt alfo die Handlung 

von vornherein für beliebige Tritte wahrnehmbar, jo fann nad) Beendigung 

des Verſuchs ein von Strafe befreiender Rücktritt nicht mehr erfolgen. Be— 
fritten ift die Frage, ob Entdedung auch dann vorliegt, wenn Wahr: 
nehmender nur der Angegriffene felbft if. Meyer-Alf. 182/3 und Thomfen 

a. 0.09. (443 VI) 75 find der Anficht, daß eine Wahrnehmung durch den An⸗ 

gegriffenen feine Entdedung fei. Das ift in dieſer Allgemeinheit unrichtig. 

Man fanıı doch zweifellos „entbeden“, daß der Wein, den man trinten fol, 
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vergiftet ift. Wohl aber ift der Begriff des Entdedens dann zu verneinen, 
wenn der Täter gerade Durch Kundgebung an den Angegriffenen den Verſuch 
beendet, indem er 3. ®. jenen erprefjerijch bedroht. So auch da3 RG. Aber 
e3 jchließt daraus nicht etwa, daß im folchen Yällen bis zur Entdedung von 
dritter Seite Rüdtritt möglich fei, jondern e3 erklärt die Möglichkeit ber Ent- 
dedung überhaupt und damit auch die Anmendbarfeit des $ 46 Nr. 2 für 
ausgejchloffen. E1 306. 26 77. Dagegen mit Recht Herzog a. a. D. 255 und 
im Ergebnis aud) v. Lifzt 848. Dafür aber im mwejentlichen Olsh.⸗Zweig. 20. 

b)Auf welde Weije Die Kunde von der Tat erlangt wird, ijt gleid> 
giltig. Nach der von Olsh.Zweig. 22 und früher aud) hier vertretenen An- 
ficht gehört zum Begriff des Entdedens, daß ein Dritter die Tat entweder felbft 
wahrgenommen oder im Wege der Scylußfolgerung erfannt hat. Dieſe Faflung 
ift jedod) bedentlih. Erftattet die Perſon, gegen die ein Erpreilungsperjud 
unternommen wurde, der Polizei Anzeige, jo ift die Tat entdedt. Ebenſo, 
wenn der Bertrauendmann des Täters daS Vertrauen durch Anzeige bricht. 
Wohl aber gehört zum Begriffe des Entdedens, daß eine folde 
Perjon Kundeerlangt, vonder ein Einjdhreiten, ſeies Abwendung 
des Erfolgs, jei es Anzeige zu erwarten ift. Deshalb ilt die Tat 
nicht entdedt, wenn fie ein Teilnehmer wahrnimmt oder wenn der Täter einem 
Bertrauensmann Kenntnis gewährt (ſ. o. 1). So im Ergebnis auch DOlsh.- 
Zweig. 22, Meyer-Adf. 182/3, v. Liſzt $ 48. E 1 375. 

ec) Entdedt muß die Handlung fein, d.h. die Handlung in ihrer ftrafrechtlichen 
Bedeutung, aljo nicht bloß das Äußere Tun. Wer einen Schuß Hört oder gar 
von ihm verlegt wird, ohne zu wiflen, daß er in mörderifcher Abſicht abgegeben 
wurde, hat den Mordverjuch nicht entdedt. Meyer-ANf. 182, Olsh.- Zweig. 24. 
A. A. E 3 93, Finger 1 322. 

d) Bei der objektiven Ausdrudsweife des Geſetzes kann fein Gewicht Darauf gelegt 
werden, ob der Täter um die Entdedung wußte oder nicht. Er bleibt mithin 
auch dann jtraffrei, wenn er die Handlung für entbedt hielt, ohne daß fie es 
wirflich war. So aud) Binding, Grundriß 127, OISh.- Zweig. 26, Meyer-Allf. 182. 

e) Ebenjomwenig fomnıt e8 darauf an, ob der Täter entdedt war oder nicht. 

IV. Der freiwillige Rüdtritt bewirkt Straflojigfeit, jomweit jid die 
Handlung al3 Verſuch darftellt. Sit jie aber gleicjzeitig ein vollendetes Delikt, jo 
ift fie als ſolches ftrafbar. Man fpriht alsdann von qualifiziertem Verſuch. 
3. 3. Tann mit Betrugsverjucdh vollendete Urkundenfälfchung fonfurrieren. Der Rüd- 
tritt dom erfteren jteht der Beſtrafung der legteren nicht entgegen. Ob das nur für den 
Hal der Idealkonkurrenz oder auch für den der fog. Geſetzeskonkurrenz (j. $ 73) gilt, 
ift beftritten. Die erftere Anficht fügt fih auf die Erwägung, daß im Falle der 
Geſetzeskonkurrenz der durch das verfuchte Delikt fonjumierte Tatbeftand kriminaliſtiſch 
nicht mehr in Betracht kommen könne. So Berner 157, Olsh.⸗Zweig. 3, Hatzig a. 
a. O. 40, v. Liſzt $ 48, E 15 12. A. U. bei. Baumgarten, Verſuch 457, Beling, 
8.0.3. 309, Finger 1 323, Meyer-Alf. 183, Schlecht ZStW 19 863 ff, E 28 225. 
Nach der erfteren Anficht ift bei Rüdtritt vom Mordverfuche Beftrafung wegen Körper 
verlegung nur dann möglich, wenn der Dolus des Täters wenigftend eventuell auf 
Störperverlegung gerichtet war. Vergl. dazu $ 216. 

V. Die Wirkung des Nüdtrittö auf die Teilnehmer ijt beftritten. An innern 
Gründen, den Rüdtritt des Täterd aud) den Teilnehmern zu gute fommen zu laſſen, 
fehlt e8 durchaus. Auch kann man fich nicht auf die Akzefforietät der Teilnahme 
berufen. Denn die Tatjadhe, daß Täter trog eines Rücktritts einen ftrafbaren Vers 
ſuch begangen hat, bleibt beſtehen. Eomit muß man fi, dahin enticheiden, daß der 
Rücktritt des Täter die Teilnehmer nicht von Etrafe befreit. Ubereinjtimmendb 
u. a. Birkmeyer, Die Lehre v. d. Teilnahme (1890) 156, Yinger 1 319, Merkel 134, 
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Proſch, Ter Rücktritt v. Berjuch (1904) 31 ff. 63. 71 ff, Meyer⸗Allf. 190 und das RG 
E14 19. 16 347. A. U. (3. T. unter Berufung auf den Wortlaut des Gefeßes, der 
ah ungezwungen durch den Hinweis auf den qualifizierten Verſuch erklärt) Olsh.⸗ 
gmweig.2, Heilborn, Deragentprovocateur (1901) 123 ff., Berner 165, Herzog, a.a D. 260, 
Binding Grundriß 126, eingehender derf. GerS 6824. Wohl aber lünnen fich die Teil» 
sehmer durch eigenen Rüdtritt Straflofigfeit erwerben. 3. 8. der Anftifter verhindert 
den Täter, die Ausführungshandlung zu vollziehen, oder er wendet, nachdem biefe volls 
zogen ift, den Erfolg ab. Dies beruht einmal auf der Erwägung, daß das Geſetz 
den Ausdrud „Täter“ keineswegs immer im technijchen Sinne gebraucht, und ſodann 
auf einem unabmeisbaren Analogieſchluſſe. Vergl. $ 2 I 2. Ebenio Finger 1 324, 
dv. Liſzt HS 48. 52, Meyer-Allf. 159, E 16 347. Tagegen will Proich a.a. O. 45 ff. 
die Analogie nur dann gelten lafjen, wenn der Anftifter den Angeftifteten zum Rück⸗ 
tritt veranlaßt. Er geht aber dabei von der irrtümlihen Anſchauung aus, daß 
Erfolg der Anftiftung lediglich die Erzeugung des verbrecherifchen Entſchluſſes fei. 
Endlich Tegen Olsh.⸗Zweig. 7 dem Nüdiritte des Anftifter® und des Gehilfen über- 
haupt feine Wirkung bei. ©. noch u. 88 47. 48. 49. 

VI Beftritten ift ferner die Wirfung des Nüctritts in den Yällen, in weldhen 
das Geſetz ausnahmsweiſe Verſuchs⸗ oder Worbereitungshandlungen unter 
felbitändige Etrafe ftellt. Hier ift von folgenden Erwägungen auszugehen: 

1. In einzelnen Fällen bedeutet die Bedrohung des Verſuchs oder der Borbereitungs- 

bandlung mit felbftändiger Strafe nur, daß die Verfuhsftrafe ausnahmsmeife 
eine andere fein joll, als die Regel des $ 43 ergibt, oder daß die Etrafbarkeit 
bereit3 in einem früheren Stadiun als dem des Verſuchs beginnen jol. 3.8. 
586. Im diefen Fällen liegt fein Grund vor, dem Rücktritte die Wirfung als 
Strafaufhebungsgrund zu verfagen. 
In andern Fällen werden Handlungen, die fich, materiell betrachtet, als Vor⸗ 
bereitungds oder Verſuchshandlungen darftellen, mit Rüdfiht auf ihre jelb- 
ftändige rechtliche Yedeutung unter Strafe geftellt, fo daß fie aljv, vom Stand⸗ 
punkte des Geſetzgebers aus angejehen, nicht lediglich al8 Vorbereitungshandlungen 
für ein anderes Delikt in Betracht fommen. ©. 88 229. 360 Nr. 4—6. 366 Nr. 6—7. 
Verden derartige Handlungen zum Zwecke der Begehung eines andern Delikts 
begangen, jo iſt der Nüdtritt von dieſem legtern nicht geeignet, Straflofigfeit 
wegen der erfteren zu bewirfen. 

Ob der eine oder ber andere Fall vorliegt, ift durch Interpretation zu ent» 
ſcheiden. Ausnahmsweiſe gibt das GEeſetz im $ 204 eine ausdrüdliche Auskunft. 

In ähnlicher Weife unterjcheiden Olsh.-Zweig. 5 und Meyer-Allf. 183, in anderer 
Linding, Lehrb. 1 11 ff. und Grundriß 124. Schlechthin behaupten Wirfungslofig- 
fett des Rücktritts Baumgarten a. a. D. 470, v. Liſzt 8 48, Hatzig a. a. D. 38. 
Tergl. auch E 10 324. Dagegen ſchlechthin für Etraflojigfeit Herzog a. a. O. 230. 

VO. Die Frage, bis zu welchem Augenblid ein von Etrafe befreiender Rück— 
tritt möglich ift, hängt davon ab, auf welden Augenblid das Geſetz die Vollendung 
des Telifts verlegt. In diefer Beziehung aber fehlt es durchaus an prinzipiellen 
Geſichtspunkten. Man vergleiche 3. ®. 8 146 mit $ 267 oder 8 253 mit $ 263. 
©. darüber auch Binding, Lehrb. 1 9 ff. Ein Ausgleich fünnte Dadurch erfolgen, daß 
das Geſetz trog formeller Vollendung des Delift3 die Abwendung der eigent- 
ſichen Verletzung ober deren nachträgliche Beſeitigung dem Rücktritte gleich— 
fellte. Das geſchieht aber nur in den $$ 158. 163. 310. Nicht aber z. ®. beim 
Tiebftahl: trotz Rückgabe der Eache bleibt der Dieb ftrafbar. Anders gerade bier 
das öfterreichifche StGB 8 187. 
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Dritter Abſchnitt. 
Zheilnahme. 


L Begriff der Teilnahme. — Seit Feuerbad) findet man das Weſen der Teils 
nahme in dem Segen einer Bedingung zum Erfolg. ©. darüber Ming, Die Lehr 
bon der Beihilfe (1892), Heimberger, Die Teilnahme am Verbrechen (1895), Jacquin, 
Die Teilnahme am Verbrechen (1903). Beachtet man, daß es Delikte gibt, zu beren 
Tatbeſtand kein Erfolg gehört (ſ. S. 17:, fo hat man diefen Sag genauer dahin zu 
fallen, Daß das Wejen der Teilnahme in den Gegen einer Bedingung 
zur Verwirklichung des Tatbeftandes liegt (infofern find die Einwendungen 
Belings, 2. v. 8. 391 begründet). Auf diefen Standpuntt ftellt fih aud) das RStéB, 
wie fi) auß folgendem ergibt. 

1. Das NSISB faßt ein der Verwirklichung des Tatbeftandes erfi nachfolgendes 
Verhalten nicht als Teilnahme auf, behandelt vielmehr die verichiedenen Formen 
der Begünftigung und der Bartiererei (Hehlerei) als bejondere Delikte 
(8 257 f). 

2. Das RStGB fieht in einem der Verwirklichung des Tatbeftandes voraufgehenden 
Verhalten nur dann Teilnahme, wenn dadurch eine Bedingung zur Erfüllung 
bes Tatbeitandes gejegt wird. 5885 47—49. Temgemäß ift die bloße Mitwiſſer— 
haft feine Teilnahme. Ob die Beteiligung an der Berabrebung Teil 
nahme ift, hängt don der Geſtaltung des Einzelfalleg ab. Bejaht Tann die Frage 
nur dann werden, wenn eben Dadurch eine Bedingung zum Zatbeftande gejeßt, 
3 ©. der verbrederiihe Entſchluß hervorgerufen oder gefeftigt worden if. Im 
Anſchluß an die gemeinrechtliche Theorie unterjcheidet man noch jegt die Ber 
abredung zur DeliftSbegehung in Komplott und Bande. Dabei verftcht man 
unter Komplott die Verabredung zur Begehung beftimmter, unter Bande die 
Berabredung zur Begehung unbeftimmter Delifte. Aber das geltende Recht 
knüpft an dieſe Begriffe nicht mehr diejelben Rechtsfolgen wie das gemeine. 
Diejes ließ bei Begehung des Delikts jeden einzelnen Komplottanten als Mitur 
beber (= Mittäter) haften, und die Bande jah man als die allgemeine Quelle 
von Romplotten an. Nachdem fich bejonders Schütze, Tie notwendige Teil 
nahme (1869) 205ff. geaen jene Auffaſſung des Komplotts gewendet hatte, ftellt 
fi) dag heutige Recht auf den Standpunft, daß die bloße Beteiligung an ber 
Berabredung die Teilnahmeform nicht beeinflußt. Wohl aber kann Die vor 
bergehende Berabredung bei der Etrafzumeflung berüdjichtigt werden. Außer 
dem bat der Gejeggeber Komplott und Bande in einzelnen Fällen unter ſelb⸗ 
fländige Strafe geitellt oder auch als Strafichärfungsgründe verwertet. ©. 88 49a. 
83. 243 Nr. 6. 250 Nr. 2, Eprengitofigej. $ 6, Gejeß gegen den Verrat mili⸗ 
tärijcher Scheimniffe $ 5, MEISB 88 59. 100. 103. 

AS Teiinahmeform kennt das Geſetz die Mittäterjichaft ($ 47), die An⸗ 
fiftung ($ 48) und die Beihilfe ($ 49. Die eritere ift ader nur eine form 
der Täterfchaft, und was für Die andern beiden gilt, Daher nicht ohne weiteres auf Nie 
anwendbar. So bei. v. Liſzt $ 50, U. A. Birkmeyer, Lehre v. d. Teilnahme (1890) 148. 

H. Xerhältnis der Teilnahme zur Täterfhaft. — Ein Strafrecht ohne den 
Begriff der Teilnahme wäre ſehr wohl denkbar, weil ed an fich möglich wäre, jede 
den Tatbeſtand bedingende Verhalten als Täterfchaft (Mittäterfchaft) aufzufallen. 
Tag StGB tritt indeffen diejer Auffaſſung nicht bei. Es beruht vielmehr auf dem 
Gedanken, daß die Täterſchaft in dem Seken einer Urſache, die Teil 
nabmerAnftiftung und Beihilfe) in dem Segen einer bloßen Bedingung 
beſteht. Aus dem hierüber ob. S. 20 Geſagten ergibt fi der Sag: der Täterſchaft 
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gehört das Gebiet ber phyfifch vermittelten, ber Teilnahme das der 
yiyhifh vermittelten Kauſalität an. 

Eine Urſache (nicht Bloß eine Bedingung) und fomit Täterfchaft liegt aber dann 
vor, wenn jemand einen Tatbeſtand in der Art berbeiführt, daß er fich der Ver⸗ 
mittelung eines unfreien oder ded Erfolgs nicht bemußten Willens bedient. In 
diefem Falle ift die Täterichaft eine mittelbare. ©. barüber u. IV. 

Wie fich aus der Doluslehre ($ 59) ergibt, ift (abgefehen von den Hier nicht 
näher intereflierenden Fällen der Fahrläſſigkeit) eine Perfon nur infoweit für ihr 
Berbalten firafrechtlich verantwortlich, als fie defien objeltive Bedeutung kennt. Als 
Täter haftet fomit nur, wer weiß, daß er verurjacdht, als Teilnehmer nur, wer weiß, 
daß er eine Bedingung ſetzt. Daraus folgt aber weiter, daß dem objektiven Unter- 
ſchied zwiſchen Täterſchaft und Teilnahme auch ein jubjeltiver entipricht und daß es 
wie einen Täterdolus, fo aud) einen Teilnehbmerdolug gibt. ©. darüber Binding, 
Grundriß 134ff., Mittermaier ZStW 21 235ff., Nagler, Die Teilnahme am Sonder- 
verbrechen (1903) 39ff. Hieran Mmüpft fi) die Frage, welche Bedeutung es hat, wenn 
die objeftive und die fubjeltive Seite auseinanderfallen. Tas ift in zwei verſchie⸗ 
denen Formen denkbar: 

1. Es vollzieht jemand mit Zeilnehbmerbolus eine Täterhandlung. 
Er verurſacht aljo, während er infolge tatſächlichen Irrtums eine Bedingung zu 
jeten glaubt. 8. B.: er beftimmt einen Geiftesfranfen, ben er für zurechnungs⸗ 
fähig hält, zur Tötung eines Dritten. Hier kann nur fahrläffige Täterfchaft 
in Frage fommen. Ebenjo Horn GerS 54 376. Dagegen nehmen v. Liſzt $ 50 
vorfägliche Täterfchaft, das RS (E 11 56) und Nagler a. a. D. 133 fcheinbar 
völlige Straflofigkeit an, Detler Ger S 68 308 aber Teilnahme (Anftiftung). 
Es vollzieht jemand mit Täterdolus eine Teilnahmehandlung. 
Er ſetzt aljo nur eine Bedingung, während er zu verurfadhen glaubt. 8. B.: 
er beftimmt einen Zurechnungsfähigen, den er für geiftesfrant hält, zur Tötung 
eines Dritten. Hier ift mit Detler a. a. D. Teilnahme anzunehmen und zwar 
deshalb, weil der Täterdolus den Teilnehmerbolus in fi ſchließt. Dagegen 
läßt Nagler a. a. D. 150ff. Täterjchaft zu, Davon ausgehend, daß aud) die An⸗ 
ftiftung einer zurechnungsfähigen und jchuldhaft handelnden Perfon das Segen 
einer Urſache fei. 

UI. Beftritten ift die Frage, inwieweit die Teilnahme an einem Sonder⸗ 
verbreiden (delictum proprium) möglid if. Man verftehbt darunter ein folches, 
das nur beftimmte Berfonen in Töäterfchaft begehen können (Nagler a. a. O. 
bezeichnet dies als etwas Sekundäres und findet das Weſen des Sonderdelikts 
darin, daB fih die ihm zu Grunde liegende Norm nur an beftimmte PBerjonen 
richte. So ſchon früher Höpfner ZSHW 22 208 ff.). Sonderbelifte find nicht 
nur die Standesdelikte der Beamten und Militärperfonen, fondern aud zahlreiche 
andere, 3. B. joldhe, bei denen die Täterjchaft die Zugehörigkeit zu einem be= 
ftimmten Beruf ($ 300) oder eine gewiſſe privatrechtlihe Stellung ($ 266) vor» 
ausſetzt. Es fragt fi, ob ſolche Perfonen, deren Zäterfchaft ausgeſchloſſen ift, 
dennoch firafbare Teilnehmer jein können. Berneinend Kohler 134ff., Seuffert St® 
Ggw 1 78, Koppmann-Beig. 159ff., Sonanini, Die Teilnahme von Bipiliften an 
militär. Verbrechen und Vergehen (1897), Fr. Koppmann, Die Strafbarleit der Teil» 
nahme von Zivilperfonen an rein militär. Delikten (1903). Bejahend dagegen bie 
berrigende Lehre und das RS (E 15 398. 25 24. R 9 218). Die Begründung der 
berrfchenden Lehre ift aber eine ſehr verjchiedene. S. darüber Nagler a. a.D. 83 ff., 
Beling 2. v. 8. 425. Die Frage bleibt nad) wie vor zweifelhaft. Am meiften für 
die herrichende Lehre jpricht die Erwägung, dab das Gejeg zur Strafbarfeit ber 
Anftiftung und der Beihilfe nicht mehr fordert, als eine ftrafbare Haupttat, ohne 
Gewicht darauf zu legen, weshalb fie ftrafbar iſt. 

Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 6 
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IV. Bon mittelbarer Täterichaft ſpricht man dann, wenn die Perſon, welche | 


den objektiven Tatbeitand unmittelbar erfüllt, wegen mangelnden Verſchuldens nidht 
haftbar ift, eine andere Perfon aber zur Erfüllung bes Tatbeitandes in ſchuldhafter 
Weife mitgewirkt bat. Darüber, daß in einer ſolchen Mitwirkung das Gegen einer 
Urſache, alfo Täterfchaft Liegt, f. o. II. Denkbar ift mittelbare Täterjchaft nament- 
ih dann, wenn der unmittelbar tätig Werdende unzurechnungsfähig ift (vergl. auch 
88 55. 56), wenn er zwar zurechnungsfähig ift, aber nicht vorſätzlich Handelt (3. B. 
der Teichwärter veranlaßt die Mutter, das Kind auf das Eis zu führen, von dem 
nur er weiß, Daß es brüchig ift), ferner wenn er in einer bem $ 52 entiprechenden 
Weile zur Tat genötigt worden ift (ehr weitgehend E 26 242) und wenn er auf Be⸗ 
fehl eines andern zur Handlung verpflichtet war (j. bei. NEtGB 8 47). 


Hervorzuheben ift, daß in allen Fällen nur dann von mittelbarer Täterſchaft 


bie Rebe fein kann, wenn (abgefehen von den Yällen des Verſuchs) der objektive 
Tatbeftand vorliegt. Veranlaßt daher A den geiftestranfen X, mit feiner (des A) 
Mutter zu konkumbieren, jo Tann felbftverftändlic) von einer in mittelbarer Täter- 
{haft begangenen Blutfchande feine Rebe fein. Denn es fehlt an der für dieſe 
charakteriſtiſchen Vereinigung der Gejchlechtsteile blutSverwandter Perfonen zum 
Beiſchlaf. 


Häufig wird mittelbare Täterſchaft auch dann angenommen, wenn der Delikts⸗ 


begriff eine beſtimmte Abjicht fordert, dieſe aber nicht bei dem unmittelbar tätig 
Werbenden, fondern nur bei einem fonft Beteiligten vorhanden if. 8. B.: A bes 
ftimmt den B zur Wegnahme einer dem Y gehörigen Sache; nur A hat die Zur 
eignungsabficht, aber nit B. So u. a. v. Liſzt $ 50, Olsh.⸗Zweig. 17 zu $ 47. 
Bergl. auch R 6 416. Indeſſen können derartige Fälle recht verjchieden liegen. Was 
den mitgeteilten betrifft, fo weift Wachenfeld 272 mit Recht darauf hin, daß, wenn 
B die Sache für A wegnimmt, aud) B die Zueignungsabficht hat. ©. auch Mitter- 
maier ZSHW 21 255. — Beltritten find außerdem folgende Punkte: 

1. Man behauptet, mittelbare Täterfchaft liege nur dann vor, wenn bie Mittels» 


N 


perfon von ber andern zu ihren Zwecken benutzt werde, fie jei aber ausgefchlofien, 
wenn umgekehrt die andere die Zwecke der MittelSperfon unterſtütze. S. Birk⸗ 
meyer, Die Lehre dv. d. Teilnahme u. die Rechtſprechung des Reichsgerichts (1890) 
163. Zu dieſer Beichränftung oder der andern, daß der mittelbare Täter 
eine Ausführungsbandlung vollziehen müſſe, liegt indeffen fein Grund vor. 
Mittelbarer Täter ift nicht nur, wer den Geiftesfranfen zur Tötung eines Kindes 
beitimmt, jondern auch wer den bereit$ zur Tötung entfchlofjenen Geiftesfranten 
dadurch unterftügt, daß er die Flucht des Kindes verhindert. Im mwefentlichen 
übereinftimmend & 18 419, v. Lilzt 8 50. 


.Es fragt fi, ob mittelbare Täterjchaft bei allen Delikten möglid 


ift. Hierbei find zwei Gruppen auszunehmen. 

a) Bunädjft die Amtsdelikte. Bei diefen kann mittelbare Täterfchaft nicht 
in der Art vorlommen, daß ein Nichtbeamter (durch Benugung eines unvor⸗ 
ſätzlich Jandelnden Beamten) zum mittelbaren Täter wird. Das folgt aus 
der Exiſtenz des $ 271. 4. 4. v. Liſzt $ 50. Übereinftimmend dagegen die 
meiften, namentlich Nagler a. a. O. 74, der mit Recht den aufgeftellten Sat 
auf alle Sonderbelitte ausdehnt. (Als ſolches ift bie Notzucht nicht 
anzujehen. Es beiteht daher fein genügender Grund, mittelbare Täterjchaft 
dann auszujchließen, wenn eine Frauensperfon einen geiftesfranten Mann be 
ftimmt, eine dritte Frauensperſon zu notzlichtigen. Übereinftimmenb v. Liſzt 
8 50. Abweichend u. a. Olsh.⸗Zweig. 5 3. 3. Abſchn., die fich aber 2 zu 
$ 177 im Sinne der hier vertretenen Anficht entſcheiden) Wohl aber ift bei 
Sonderbeliften mittelbare Täterfchaft in der Art möglich, daß eine Perſon, 
die unmittelbarer Täter fein kann, mittelbarer wird. Ya, man muß ge- 
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trade bei den Sonderdelitten das Gebiet ber mittelbaren Täter 
ihaft im gewijjen Sinne ausdehnen: ber Umftand, daß bie 
Zwifchenperjon zurehnungsfähig ift und vorfägli Handelt, 
ſteht hier der mittelbaren Täterfhaft nicht entgegen. Dieſe Er> 
weiterung ift deshalb nötig, weil ſonſt bei den Sonderdelikten der potentis 
elle Zäter die Möglichkeit hätte, jede Verantwortung abzuwenden, fofern er 
nur jemanden fände, Der ſich zur unmittelbaren Zäterhandlung hergibt. 
Wenn 3. B. ein Beamter eine Falſchbeurkundung durch einen Nichtbeamten 
vornehmen läßt, der die Unwahrheit des Eingetragenen kennt, jo muß $ 348 
anwendbar fein. Ebenfo im Ergebnis Loening 98, Nagler a. a. D. 70, 
E 28 109. In derartigen Füllen kehrt ſich das normale Verhältnis von 
Täterfchaft und Beihilfe um? der Beamte ift Täter, der unmittelbar Schrei» 
bende, wenn überhaupt haftbar (j. o. III), nur Teilnehmer (Gebilfe). 

b) Bei andern Delikten ift mittelbare Täterfchaft dann ausgeſchloſſen, wenn 
ſich ihr objektiver Tatbeftand nur unmittelbar verwirklichen läßt. Dies 
gilt zumnädft für die Eidesdelikte und wird hier pofitiv belegt durch die 
Eriftenz des $ 160. Bergl. auch E 87 92. Außerdem gehört hierher die 
Teilnahme an einer verbotenen Verbindung (88 128. 129). Näheres 
bei Höpfner a. a. O. 

Weitere Literatur: Mößmer, Die mittelbare Zäterichaft (1892), v. Hellborf 
Tie mittelbare Zäterjchaft (1895). 

V. Schuldform der unterftügten Handlung — Allen Formen der Teil 
nahme unter Einfhluß der Mittäterfhaft tft Die Frage gemeinfam, 
ob fie nur zu dem vorfäglihen ober aud zu dem fahrläffigen Handeln 
eines andern bentbar find. Der Wortlaut ber 88 47. 48 ſpricht für die letztere 
Anfıcht, während & 49 eine Deutung in diefem Sinne wenigftens zuläßt. Nun haben 
aber die Kategorieen der Anftiftung und der Beihilfe grundfäglid nur injofern 
Eriitenzberechtigung, als das betr. Verhalten nur eine Bedingung, nicht aber eine 
Urſache ift (f. o. DI). Wird durch das Dazmwifchentreten einer nur fahrläffig handelnden 
Berfon die Urfachenqualität nicht bejeitigt (f. o. ©. 21), fo genügt aud die Rates 
gorie der mittelbaren Täterfchaft (f. o. IV) vollauf, und es Hat feinen Zweck, bie 
Strafbarkeit erft unter dem Gelihtspuntte der Anftiftung und der Beihilfe zu bes 
gründen. Daher ift bei einem fahrläffigen Delikte zwar Mittäterfchaft möglich, aber 
nicht Anftiftung und Beihilfe. Die herrichende Lehre verneint durchaus. € 10 8. 
16 277. 20 54. 28 175. 80 292. Umgekehrt wird die Frage für alle Teilnahme» 
formen bejaht von Binding, Grundriß 135 ff., Thomfen 149, Bing, Die Teilnahme bei 
jakrläfjig begangenen Handlungen (1895) und Weinberg, Teilnahme an fahrläfjigen 
Handlungen (Berlin, ohne Jahr). Andere, 3. B. Dlsh.-Zweig. 40 zu 8 47, 18 zu 
$ 48, 18 zu 8 49 und Birfmeyer, Teilnahme 141, verneinen bezüglich der Mittäters 
ihaft, beiahen bezüglich der Anftiftung und Beihilfe. Vergl. auch Wiechowski, Die 
Unterbrechung des Kaufalzufammenhangs (1904) 34. 

VL Ausnahmen von den für die Teilnahme geltenden Grundjägen. — 
Ter aus dem dritten Abfchnitt folgende Sat, daß jeder, der, in Verbindung mit 
einem andern banbelnd, eine Bedingung zum Erfolge feßt, in irgend welcher Weiſe 
(al& Mittäter, Anftifter oder Gehilfe) für ihn haftet, läßt fich bei einzelnen Delikten 
nicht oßne Widerfpruch mit deren eigentlichem Wejen durchführen. 

1. Zunächſt muß er eine Ausnahme erleiden in den Fällen der jog. notwendigen 
Zeilnahme. Der Begriff (den manche wie Beling, 2. v. ®. 401 verwerfen) ijt 
von Freudenthal eingehend behandelt worden (Die notwendige Teilnahme an 
Verbrechen [1901). Diejer beftimmt im Anfchluffe an MStGO $ 35 die „Des 
lite mit notwendiger Teilnahme” als ſolche, welche nad ihrem gejeglichen Tat» 
beitande ein Zuſammenwirken mehrerer bei Vornahme der unter Strafe ge= 
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ftellten Handlung vorausfegen (a. a. D. 100). (Nebenbei bemerkt, Braucht dieſes 
Mitwirken, wie 5. a. a. D. 44 mit Recht ausführt, fein allſeits ſchuldhaftes zu 
fein. Deshalb fordert die notwendige Teilnahme nit unbedingt eine Teil- 
nahme im techniſchen Sinne, d. h. in dem des dritten Abjchnittes). Die Delikte 
mit notwendiger Teilnahme find nad F. entweder Begegnungsdelilte ober 
Konvergenzdelifte. Bei den erjteren gehören zum Tatbeſtande zwei fıd 
aufeinander zu bewegende Willensbetätigungen (3. B. Zweikampf, Stimmlaufı. 
Bei den legteren gehören zum Tatbeſtande mehrere Willensbetätigungen, die ſich 
nit aufeinander zu, fondern nad) außen bin konvergierend bewegen (3. 3. 
Aufruhr, Geheimbündelei,. Wenn nun beiden Fällen der notwendigen 
Teilnahme das Geſetz nur die Tätigkeit einer der beteiligten Per- 
fonen mit Strafe bedrodt, fo folgf zunädft, daß die Mitwirkung 
der andern Perſonen nicht beftraft werden Tann, ſoweit fie not» 
wendig ift. 8. 8. ift beim Stimmlauf der KO $ 243 nur der Berläufer, 
nicht der Käufer der Stimme ftrafbar. Diefer Sag wird allgemein anerfannt. 
So (außer %.) 3. B. Binding, Lehrbuch 1 442, v. Lilzt 88 52. 137, Olsh.⸗Zweig. 11 
zu RO 8 241, 10 zu KO & 243, Jäger 23 zu KO 8 241, 10 zu KO 8 243. C8 
294. 25 369. R 10 713. Aber es muß weiter die Folgerung gezogen 
werden, daß der notwendig Mitbeteiligte, der nidht ausdrüdlid 
für ftrafbar ertlärt if, aud) dann ftraflos bleibt, wenn er mehr 
tut, al8 gerade zur notwendigen Teilnahme erforderlidh ift. 3.2. 
der Käufer der Wahlſtimme veranlaßt den Konfursgläubiger, feine Stimme zu 
verkaufen. Denn aus der Strafloligleit des Setzens einer Urſache (der Täter 
ſchaft) ergibt fi) die Straflofigleit des Seßens einer bloßen Bedingung. F. a. a. C. 
110. 111 gelangt zu dem gleichen Ergebnis, indem er von der Straflofigfeit der 
Berlegungshandlung auf die der Gefährbungshandlung ſchließt. Im Ergebnis 
zuftimmend die oben Genannten. Dagegen u. U. Berner 618, Peterfen-$leinf. 9 
zu KO $ 241 und das RO E 2% 439. 5 275. 435. 84 273. R4 28. 

2. Auch in andern Fällen zeigt die Faſſung des Geſetzes, daß von mehreren Be 
teiligten nur einer ald Täter ftrafbar jein fol. 8.8. 88 120. 174. 180. Dieſe 
Fälle unterjcheiden fich von denen der notwendigen Teilnahme badurdh, dag eine 
Mitwirkung mehrerer ftattfinden Tann, aber nicht ftattfinden muß. Entſprechend 
wie in den vorigen Fällen ift auch hier der Schluß zu ziehen, daß Leine Art 
ber Beteiligung ftrafbar jein fol. 3. 8. der Gefangene ftiftet einen andern 
an, ihm zur Selbftbefreiung behilflich zu fein. Ebenfo u. a. F. a. a. O. 117fl. 
Kohler 136, Binding, Lehrb. 2 591. Dagegen wird der Iegtere Schluß nidt 
gezogen von E 8 140. 23 69. R 4 812, Beling 8SEtrW 18 271ff., vergl. deri. 
L. v. 8. 435 ff. 

S. über die Frage nod v. Krieg ZSHW 7 521ff. Diefer ftellt den vieljah 
(+38. E 18 273) angenommenen Sat auf, daß Perfonen, zu deren Schuß ein Straj⸗ 
gejeg erlaflen ift, wegen Teilnahme an deflen Übertretung nicht beftraft werten 
Tonnen (f. darüber F. a. a. O. 101ff). Hieraus folgt 3. B., daß der minderjährige 
Schüler nicht nach $ 174 Nr. 1 beftraft werden kann, wenn er den Lehrer anftiftet, 
unzüchtige Handlungen mit ihm vorzunehmen. 

VD. Über Täterihaft und Teilnahme bei Prefjdelikten |. von Kommentaren 
zum WPreßgejeg Cchwarz > Appeliuß (1903), Stenglein i. d. Nebenftrafgej.;, von 
fonftiger Literatur: Honigmann, Die Berantwortlichleit des Redakteurs (189). 
R. Loening, Die ftrafrechtl. Haftung d. verantwortl. Redakteurs (1889), Oetker (eben 
fo 1898), Frhr. v. Bülow GoltdA 40 241 ff. 48 324 ff., Zt 14 643, v. Lilzt 843, 
Gaze, Die ftrafrechtliche Haftung f. Preßdelikte (1906); von Urteilen: E 22 65. 39 
25 180. 27 246. 34 187. 36 215. 

VIH. Uber Teilnahme an Teilnahme |. 88 47 VL 48 II 2. 
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L. Bei Zufammentreffen mehrerer Beteiligungsformen (Täterjchaft oder 
Teilnahme) in derjelben Berjon kommt nur diejenige in Betradht, welche bie ſchwerſte 
Strafbarkeit ergibt. E 38 401. Bergl. 8 73. 

X. Darüber, daß die Landesgeſetze nicht an die reichörechtlichen Borjchriften 
über Teilnahme gebunden ſind, ſ. G $ 2 VI. 


$ 47. 
Benn Mehrere eine jtrafbare Handlung gemeinfchaftlich ausführen, jo 
wird Jeder als Thäter beitraft. 


I. Das Wefen der Mittäterfhaft im allgemeinen. — Erfüllt von mehreren 
jeder den gefamten Tatbeftand des Delikts in eigener Perſon, jo it es ſelbſtverſtänd⸗ 
ich, daß jeder als Täter beftraft wird. 3. B.: A und 2 fteigen gemeinjchaftlich 
ein, jener nimmt eine Uhr, dieſer ein Schmudkäftchen weg (Mittäterjchaft im weiteren 
Einne). Hier liegen, genau betradhtet, zwei Diebftähle vor, und es wäre auch ohne 
$ 47 Mar, daß ſowohl U wie B als Täter haften. Unterliegt e8 nun auch feinem 
Bedenken, auf derartige Fälle mit der herrichenden Lehre den Begriff der Mittäter- 
ihajt (im weiteren Sinne) anzumenden, (jo auch Olsh.-⸗Zweig. 7), jo muB doch da⸗ 
ran feitgehalten werden, daß $ 47 in erfter Linie ſolche Fülle im Auge hat, bei denen 
nur ein ftrafrechtlich erheblicher Erfolg durch gemeinichaftliche Ausführungstätigkeit 
bernrjacht wird (Mittäterfchaft im engeren Sinne). 8. B.: X erbricht das Behältnig, 
Bleert es aus. Iſoliert betrachtet, würde die Tätigkeit des A als Sachbeſchädigung, 
die des B ald einfacher Diebftahl erfcheinen. Einheitlich aufgefaßt, ift der Tatbeftand 
des ſchweren Diebftahls (243 Nr. 2) erfüllt, und für diefes Delitt haften ſowohl A als 
d. Dder: X und geben dem 8 je eine Dofis Gift ein; 3 ftirbt an der Summe ber 
Zofen. F 47 fagt demnach: haben mehrere Berjonen einen Erfolg durch 
gemeinfhaftlihe Ausführungstätigfeit verurfacht, jo haftet jede für 
den ganzen Erfolg. Jeder Mittäter haftet mit andern Worten jo, als 
od er Alleintäter wäre. 

U. Nnterjchied von Mittäterfhaft und Beihilfe. — Es fragt fih: wie ift 
der Begriff der „gemeinfchaftlihen Ausführung“ näher zu beftimmen, und nament« 
ih von der „Hilfeleiſtung“ des $ 49 abzugrenzen? Im mejentlichen ftehen ſich 
wei Theorieen gegenüber. 

I. Die objeftive Theorie legt das Gewicht auf das Maß der entfalteten Tätigkeit. 
Sie fordert bei Mittäterfchaft prinzipiell gleichwertige Beteiligung, bei Beihilfe 
minderwertige Beteiligung. Den ſchärfſten Ausdrud hat die objeftive Theorie 
bei Birkmeyer gefunden (Die Lehre von der Teilnahme und die Rechtiprechung 
des Neichögerichts. [1890]. Ausführen bedeutet nach ihm: eine Urſache, 
dilfeleiften dagegen: eine Bedingung zum Erfolg jegen. Der Mittäter 
jegt eine Miturſache zum Erfolge, der Gehilfe nur eine Bedingung. Urſache 
aber ift nach Birkmeyer die am jchwerften wiegende Bedingung (ſ. o. ©. 18). 
Taher ninımt er Miturſache und Mittäterfchaft nur dann an, wenn zwei Bes 
dingungen in dem Sinne gleichwertig find, daß feine von ihnen den Erfolg 
hätte allein herbeiführen können. 3. B.: mehrere Berfonen tragen einen ſchweren 
Gegenftand weg, deſſen Gewicht die Kraft des einzelnen überfteigt. Oder: zwei 
Perſonen geben einem dritten je eine Doſis Gift ein; der dritte ftirbt infolge 
der Summe ber beiden Dofen. Gelegentlich formuliert Birkmeyer feine Anficht 
auch fo, daß er jagt, der Mittäter müfle eine Tatbeftandshandlung aus 
geführt haben, Im Ergebnis ftimmen wejentlich überein: Meyer-Alf. 197, 
b. Liſzt $ 50, Merkel 144, Oppend.-Del. 13, Hälfchner 1 377ff., Beling 94, derf., 
L. v. 8. 408 ff, Thomfen 144, wohl auch Finger 1 339. 
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2. Die fubjeltive Theorie wird in ihrer reinften Form von v. Buri bertreien 
(1. beſ.: Die Lehre von der Teilnahme am Berbrechen u. der Begünftigung 
[1860], Urheberſchaft u. Beihilfe GerS 19 278ff., GoltdA 17 235 ff). Nach 
ihm Tann zwiſchen Urjache und Bedingung nicht unterfchieden werben (f. o. ©. 19. 


20). Alle Bedingungen find gleichwertig. Daher ift e8 auch nicht möglich, den 
Unterfchied zwiſchen Mittäterichaft und Beihilfe in einem objektiven Kriterium 
zu finden. Er liegt vielmehr in der Willensrichtung: der Mittäter handelt mit 


dem animus auctoris, er will die Tat als feine eigene, er verfolgt ein eigenes 
Sintereffe bei ihr, er will fie unbedingt. Dagegen Handelt der Gehilfe mit 
dem animus socii, er will die Tat als eine fremde, er verfolgt fein eigenes 
Intereſſe bei ihr, er will fie nur, falls der Täter fie will. Auf das Maß 
ber entfalteten Tätigkeit kommt es nicht an. 


Bermittelnde Theorieen find vielfach aufgeftellt worden. Das NG fteht grund» 
fäglich auf dem Boden der jubjeltiven Theorie, verlangt aber do zur Annahme 
von Mittäterfchaft eine Mitwirkung im Augenblide der Ausführung, ohne 
indeflen auf das Maß der eriteren irgend welches Gewicht zu legen. So betrachtet 
es 3. B. da8 Wacheftehen mwährend der Ausführung als Mittäterfchaft. E 9 75. 15 
295. 26 345. 351 (ſogar paflive Afliftenz wird bier als Mittäterfhaft angejehen). 
Anderſeits aber nimmt das NG bei mangelndem animus auctoris ſelbſt dann nur 
Beihilfe an, wenn eine ZTatbeitandshandlung vorzogen wurde. E 8 181. Auf 
dem gleichen Standpuntte ftehen Olsh.⸗gweig. 5, Lucas 92; ähnlich auch v. Lilienthal 45, 
der zur Mittäterfchaft den Vorfat der Ausführung verlangt und unter Ausführung 
die unmittelbar auf Herbeiführung des Erfolgs gerichtete Tätigkeit verjteht. Wieder 
anders Berner 158 ff. und Binding, Grundriß 134ff. Dem rein fubjeltiven Stand⸗ 
punft jehr nahe kommend E 87 55. 


Eigene Auffafiung. — Um zu der Streitfrage Etellung zu nehmen, hat man 
zunächſt die Vorfrage zu erörtern, ob die Mittäterjchaft eine Form der Täterfchaft 
oder der Teilnahme if. Die Antwort muß in erfterem Sinne ausfallen; denn von 
den zweifellos zum ®ebiet der Teilnahme gehörenden Formen der Anftiftung und 
der Beihilfe weiſt fie einen erheblichen Unterſchied auf: dieſe legteren fegen jemanden 
voraus, der in feiner Perfon den Tatbeſtand des Delikts voll und ganz erfüllt, und 
das ift eben der Täter. Bei der Mittäterfchaft braucht eine folche Perſon nicht noı= 
wendig vorhanden zu fein. Vielmehr ift es möglich, daß die Erforberniffe der Täter: 
fchaft bei feinem einzelnen vollfommen gegeben find und dennoch ihre Geſamtheit 
al3 Täter erfcheint. S. den oben I. angeführten Fall eines ſchweren Diebftahls. Für 
die Auffafjung der Mittäterfchaft als Täterfchaft auch Finger 1 339 ff., v. Liſzt $ 50, 
Merkel 142. Dagegen Birkineyer a. a. D. 148ff. Sit aber die Mittäterjchaft eine 
Form ber Täterfchaft, jo liegt grundjäglich der Unterjchied von der Beihilfe darin, 
daß der Mittäter eine Urſache, der Gehilfe ein Bedingung zur Erfüllung des Tatbeftandes 
fegt. Wenn 0. ©. 80. 81 der Gegenſatz zwiſchen Täterfchaft und Teilnahme hierauf ge- 
gründet wurde, jo war das keineswegs eine unbewiejene Prämiſſe, jondern es findet 
feine Stüße in dem Wortlaut des Gefeged. Man beachte: $ 47 „ausführen“ — 8 48 
einerfeit3 „begehen“, anderſeits „beſtimmen“ — $ 49 einerjeit3 „Begehung“, anders 
ſeits „Hilfe leiſten“. Bon fubjeltiven Momenten läuft dabei nicht8 unter. Nament- 
lich ift eg de lege lata unmöglich, mit Nagler, Die Teilnahme an Sonderverbrecen 
(1903) 45 ff. den Unterfchied zwifchen ZTäterjchaft und Teilnahme darauf abzuftellen, 
daß der Teilnehmer feinen Willen den des Täters unterordne. Denn mag der An 
geftiftete noch jo fügjam gegenüber dem Anftifter fein, Täter bleibt er darum doch. 
Nagler fieht ſich denn auch wiederholt genötigt, für den Fall der Anftiftung Aus— 
nahmen zuzulafien. Faßt man aber die jubjeltive Theorie in dem Sinne, daß man 
zur Teilnahme ein Handeln in fremdem Intereſſe fordert, fo jcheitert fie daran, daß 
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fie bei Begehung der Tat im Intereſſe eines andern, der nichts davon weiß, die 
Züterfchaft leugnen muß. Bergl. auch v. Liſzt 8 50, Merkel 143 ff. 

Der Ausgangspunkt muß daher ein objektiver fein und der Unterjchied zwijchen 
Mittäterfchaft und Beihilfe läßt ficy nur in dem Unterfchiede der Bedingungen finden 
derart, daß Die mehrmwertigen Bedingungen der Mittäterfchaft, Die minder— 
wertigen der Beihilfe zugemwiejen werden. Als minderwertig erjcheinen aber 
nah dem StSB: 

1. diejenigen Bedingungen, welhenur Bedingungen und nicht gleichzeitig 
Urjaden jind; vergl. 0.©.20. 21. Wer direkt nur auf die Berjon eines andern 
(ded Täters) einmwirkt, der dann jeinerjeit3 vorſätzlich den Erfolg berbeiführt, 
it jomit nur Gehilfe. 3. B.: wer dem Täter die Mittel zum Verbrechen eins 
Händigt, den Weg zeigt, die günftige Gelegenheit ausfpäht, wer ihn zum Fenſter 
hebt, Durch das er einfteigen will, wer ihn durch SicherheitSmaßregeln ermutigt; 

2. diejenigen Bedingungen, welde zwar Urjachen find, aber nicht min» 
Deftens einen Anfang der Ausführung enthalten. Daß auf dem Be- 
griff der „Ausführung” ein Ton liegt, beweift der Wortlaut des $ 47, und daß 
auch jonft diejenigen Bedingungen, in denen fein Anfang der Ausführung ent- 
Balten ift, als minderwertig behandelt werden, ergibt ſich aus 8 43. Vergl. 
bejonders Berner XIV. Wenn nun aud eine fcharfe Beltimmung bed Be— 
griff der Ausführung bis jegt nicht gelungen ift, jo ift doch die Erkenntnis 
bon Bedeutung, daß die Grenze zwiichen Mittäterjchaft und Beihilfe großenteils 
zufammenfällt mit der zwilchen Verſuch und Vorbereitung Mittäter ift daher, 
wer das Opfer hält, während ihm der andere den ZTodesjtoß gibt. Gebilfe da» 
gegen, wer den Dritten durch Zureden beftimmt, den Weg zu nehmen, auf dem 
ihm der Spießgefelle auflauert. Mittäter ift ferner, wer bei zuſammengeſetzten 
Zelitten eine zum Xatbeitande gehörige Handlung vornimmt, bei der Notzucht 
alſo nicht nur wer den geichlechtlichen Akt vollzieht, fondern auch wer Gewalt 
gegen die Frauensperjon anwendet. Der Charalter der Ausführung fehlt ander» 
feit3 regelmäßig den negativen Bedingungen, d. 5. denjenigen, Durch welche 
eine Hindernde Kraft abgebalten wird (j. 0. ©. 22), 3. B. dem Wacheitehen. 

Unzutreffend wäre es, wenn man behaupten wollte, der Gehilfe bereite vor, der 

Nittäter führe aus. Denn die Tätigleit des erfteren braucht nicht notwendig der 

des Iehteren zeitlich voraufzugehen. So ift 3.8. in dem Überreichen eines Meffers 

oder in dem Wacheftehen während der Ausführung Beihilfe zu finden. Ja es ift 

denkbar, daß die Tätigleit bes Gehilfen der des Täters nachfolgt; z. B.: nachdem A 

den X verwundet hat, verhindert B den herbeieilenden Arzt einzugreifen. Dagegen 

bält e3 A. Horn GerS 54 375 für weſentlich, daß die Gehilfentätigleit vorausgeht. 

NL Die zur Mittäterjchaft gehörende Schuld geftaltet fich verjchieden, je nach⸗ 
dem es fi) um ein vorfägliches oder um ein fahrläjliges Delift handelt. Bei dem 
dorjäglichen muß der Mittäter wiſſen, daß fich feine Tätigkeit mit der des andern 
zur Erfüllung des Tatbeftandes verbindet, und zwar muß er fein Verhalten in eine 
ſolche Beziehung zu dem des andern und zum Tatbeftand ſetzen, daß es für die recht: 
liche Würdigung als eine Miturfadhe erfcheint (Bewußtjein der Mitverur- 
ſachung; ſ. o. S. 81). Bei dem fahrläſſigen Delikte gehört zum Verſchulden des 

Mittaͤters, daß er nicht auf die Folgen achtet, die aus der gemeinſamen Tätigfeit ent⸗ 

Heben. In jedem Falle alfo fordert der Begriff der Mittäterfchaft in fubjektiver 

Beziehung da8 Bewußtjein der Gemeinjchaftlidhleit. Die berrihende Lehre 

Aunmt (mohl mit Recht) an, daß diefes Bewußtſein ein alljeitiges, alfo ein Ein» 

verftändnis fein muß. E 5306. 23 169 (a. A. Kohler 105, von deſſen Standpuntte 

aus ſich die Möglichkeit einer einfeitigen Mittäterfchaft ergibt). Ob das Einverftänd- 
nis erzielt worden ift, bevor einer der Beteiligten jeine Tätigfeit entfaltet (Komplott), oder 
ob es während der Ausführung eintritt (jog. zufällige Mittäterfchaft, R1 742. 7 453), ift 
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gleichgiltig. Man wird auch nicht umhin können, eine ſukzeſſive Mittäterfchaft in dem 


Sinn anzunehmen, daß das Einverftändnis erft herbeigeführt wird, wenn einer der Be: 


teiligten feine Täterfchaft ſchon abgeichlofien Hat. So au E 8 42; z. B.: A Hat 
ben X in räuberifcher Abficht niedergeichlagen und überläßt nun dem feither un« 
orientierten B, nachdem er ihn in feinen Plan eingeweiht, die Auspliinderung der 
Perjon: Raub in Mittäterfchaft. 

Die herrfchende Lehre, die wie oben ©. 83 bemerkt, bei Fahrläſſigkeitsdelikten 
Mittäterfchaft überhaupt ablehnt, ftügt fi) 3. T. auf die Behauptung, daß bei dieſen 


ein Einverftändnis nicht vorliegen könne. So z. B. Lucas 101. Aber mit Unrecht. Werfen 


3. B. zwei Arbeiter gemeinjchaftlich einen Balken von einem Gerüft auf Die Straße, 


ohne darauf zu achten, daß ein Vorübergehender dadurch erjchlagen wird, fo fehltes 
auch ihnen nit an dem Einverftändnis. Ebenſo Weinberg (ſ. 0. ©. 83V) 247. 


Wuttig, Fahrläſſige Teilnahme (1902) 110 ff. S. u. La. €. 


Nach alledem läßt ſich die Mittäterſchaft definieren als das einverftändlide 


ſchuldhafte Zuſammenwirken mehrerer Perſonen in der Art, daß jede 
mindeſtens eine ſolche Urſache zum Erfolge ſetzt, die ſich als Anfang 
der Ausführung darſtellt. 

Abweichungen im Verſchulden. — Selbſtverſtändlich muß die Schuld bei 
jedem einzelnen Beteiligten beſonders geprüft werden. Es iſt daher möglich, daß dem 
einen Vorſatz, dem andern nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. In derartigen Fällen 
verneint die herrſchende Lehre (von ihrem Standpunkt aus konſequent) die Mittäter⸗ 
ſchaft. So RG in GoltdA 40 159. 43 34. Dagegen wird meift zugegeben, daß Mit 
täterfchaft vorliegt, wenn bei allfeits vorfäglicy ausgeführter Tötung der eine mit, 
ber andere ohne Überlegung handelt (dort Mord, hier Totichlag). So DISH.-Ziweig. 
14, R 5 287. Ebenſo iſt Mittäterjchaft nicht ausgefchloffen, wenn der eine mit der 
dem $ 370 Nr. 5 entiprechenden Abficht, der andere mit der Abficht des gemeinen 
Diebftahls Handelt. A. U. Beling, L. v. V. 411, wohl aud) Lucas 99. Handelt einer 
der Beteiligten überhaupt ſchuldlos (z. B. wegen Unzurechnungsfähigkeit), fo ift Har, 
daß er aus der Zahl der Mittäter ausfcheidet, und ebenjo ſelbſtverſtändlich kann von 
Mittäterichaft feine Rede fein, wenn nad) feinem Ausfcheiden nur noch ein Täter 
übrig bleibt. In den Fällen aber, in weldhen das Gejeß bei Ausführung Durch mehrere 
Berfonen Straffchärfungen eintreten läßt (3.8. 88 2234. 293), befteht fein genügender 
- Grund, den Mangel des Berjchuldens bei der einen der andern zugute fommen zu 
laffen und daher die Anwendbarkeit des Strafichärfungsgrundes abzulehnen. Ebenfo 
im wejentlichen Freudenthal, Die notwendige Teilnahme (1901) 127, 152 ff. (das 
Gejeg fordere Hier feine Mittäterfchaft im eigentlichen Sinn). U. A. die Herrichende 
Lehre. E 17 413. 19 192 und bei. Finger 1 342. 

©. zu diefer Lehre auch u. VH. 

Die Grenze des Einverftändniffes bildet zugleich die Grenze der gemein 
ichaftlihen Haftung. Kein Mittäter haftet alfo für den fog. Exzeß des andern. 
Wenn A und B den X verabredungsgemäß durchprügeln und B dieje Gelegenheit bes 
nut, um ihn auch zu beftehlen, fo tritt eine Haftung des A für den Diebftahl nicht ein. 
Ein Exzeß ift jedoch nicht gegeben, wenn fich die Tätigkeit des einzelnen Beteiligten 
im Rahmen bes Einverftändniffes Hält, aber einen Erfolg verurſacht, für den auf) 
ber Alleintäter ohne volles Verſchulden haftet. Verſetzt in dem ſoeben angeführten 
Beiipiele B dem & einen Schlag, durch welchen diefer ein Auge verliert, fo haftet 
auch B wegen fchwerer Körperverlegung auf Grund des $ 224, vorausgejegt DaB 
nicht B eine Art und Weife der Ausführung wählte, die außerhalb des Einverftänd 
niffe8 lag. E 14 119. 21 267. R 8 577. RO in GoltdA 50 398. 

IV. Hinfichtlich der Strafbarkeit ftehen die Mittäter grundfäglich einander gleich), 
d. h. e3 gilt für alle derjelbe Strafrahmen; die Strafzumefjung innerhalb des Straf⸗ 
rahmens Tann aber bei den einzelnen verfchieden ausfallen. Ausnahmen ergeben ſich: 
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bei Berfchiedenbeit bes VBerfchuldend oder Exzeß (j. o. II, bei Vorliegen eines 
derſönlichen Strafausichliegungsgrundes oder eines GStrafaufhebungsgrundes (f. u. 
Borbem. 3. 5. Abichn. d. allg. Teils), bei Vorhandenſein eines perjönlichen Straf» 
ihärfungs» oder Strafmilderungsgrundes ($ 50). 

V. Berfuh und NRädtritt. — Die Haftbarkeit der verjchiedenen Mittäter als 
iolher beginnt für jeden einzelnen in dem Augenblid, in dem gerabe er eine Aus⸗ 
jührungshandlung vornimmt. Wird Das Delikt vollendet, obwohl nur ein Zeil diefer 
Ferjonen in das Stadium der Ausführung getreten ift, jo haften als Mittäter nur 
fe. Bleibt es unvollendet, fo find fie und nur fie als Mittäter für den Berfuch ver- 
anwortlich. Wohl aber können die übrigen wegen vorbereitenber oder unterftügender 
Zätigleit unter dem Geſichtspunkt der Beihilfe haften. Bergl. dazu E 9 3. R 7 341 
wegen der fubjektiven Theorie des RG’S nicht völlig übereinftimmend). 

Rüdtritt eines Mittäterd mit der ftrafaufhebenden Wirkung des 8 46 iſt in ver» 
ihtedener Weife möglich. Beim nichtbeendigten Verſuch fo, daß er die begonnene Aus- 
führungstätigfeit nicht in der Art durchführt, daß das von ihn: Getane für die 
weitere Entwidlung des Delikts kauſal wird. 3.8.: um das Schloß zu erbrechen, 
hat einer der Beteiligten den Dietrich jchon eingeführt, fteht aber von der Eröffnung 
ad. Bon beendigtem Verſuch Tann Rüdtritt jo erfolgen, daß der Mittäter den von 
ihm geichaffenen Zuſtand wieder bejeitigt, 3.8. das fchon erbrochene Behältnis 
wieder fchließt, oder aber e8 verhindert, da das von ihm Getane zur Vollendung 
des Delikts dienlich wird, 3.8. die Ausleerung des offen bleibenden Behältnifies 
verhindert. Bon Strafe befreiender Nüdtritt eines Mittäters ift mithin auch möge 
ih, obwohl die übrigen Beteiligten das Delikt vollendet haben. 

Rah dem zu 8 46 Ausgeführten wirkt der Nüdtritt ftetS nur individuell. 

Näheres bei Heins, Der NRüdtritt des Mittäters (1890) und Proſch, Der Rück⸗ 
tritt v. Verſuch (1904). 

VI. Ausſchluß der Mittäterihaft. — If die Mittäterjchaft eine Form der Täter- 
haft, fo ift fie nur foweit möglich wie die Täterfchaft und zwar die Täterjchaft 
mehrerer Berfonen. Das bebeitet folgendes: 

1. An einem Sonderdelikt (f. o. ©. 81) fann ſich als Wittäter nur be— 
teiligen, wer es auch als Alleintäter zu begehen vermag. Trifft das 
nicht zu, jo fintt die Mittäterichaft zur Teilnahme herab. So die weitaus herrfchende 
Lehre. Bergl. bei. Nagler, Die Teilnahme am Sonderverbredhen (1908) 65 ff. 79., 
E 31 407. Lehnt man e3 mit der oben ©. 82 vertretenen Auffafjung ab, in der 
Notzucht ein Sonderbelilt zu fehen, fo folgt, daß ſich auch eine Frauensperſon 
als Mittäterin bei ihr betätigen fan. Abweichend u. a. Olsh.⸗Zweig. 20, zu» 
ftimmend jedoch diefelben 2 zu $ 177. 

2. Sole Delikte, Die ihrer Natur nad) nur von einem Täter begangen werben 
Können, laffen Deittäterfchaft nicht zu. Das gilt namentlich für die Eidesdelikte. 
Vergl. E 37 92. 

Entiprehend ihrer ob. S. 82 dargelegten Auffafjung verneint die herrjchende 
Lehre Mittäterſchaft, ſoweit es den Beteiligten an der zum Tatbeſtand des Delikts 
etwa erforderlichen Abjicht fehlt. So Olsh-Zweig. 13, Beling, 2. v. V. 411. 

Keinem Bedenken unterliegt e8, auch bei einverftändlich von mehreren unter> 
Nommener Anftiftung ober Beihilfe von Mittäterfchaft zu fprechen. Zum min⸗ 
beiten ift auf folche Fälle F47 analog anwendbar. Ebenjo DISh.-Bweig. 5 zu 848, 
4 zu 849, Binding, Grunbriß 139, Beling, 2. v. V. 449, E 18 121. 

V. Nebentäterſchaft. — Auch wenn die Erforderniffe der Mittäterfchaft 

nicht vorliegen, kann es fein, daß mehrere Perjonen für denfelben Erfolg ald Täter 

often. Namentlich trifft das zu, wenn fie ihn (vorjäglich oder fahrläffig) verur- 
ſachen, aber dabei nicht einverſtändlich handeln. In derartigen Fällen kann man 
mit v. Liſzt & 50 von Nebentäterſchaft ſprechen. 3.8.: A und B machen unabhängig 
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bon einander einen Mordanfall auf einen Dritten; dieſer ftirbt an der Summe der | 


Berwundungen. Oder: für die Tötung des Y bietet der AU dem & 1000 Marl und 
hinterher der B 500 Markt; X wird durch die Summe beider Angebote beftimmt. 


Das Einzelne ift jehr bejtritten, meil nicht nur die Kontroverjen über die Kauſalität, 
fonbern auch über den Begriff der Mittäterjchaft eingreifen. So will 3.8. v. Liſzt 


8 29 in dem erſten alle nur den B wegen vollendeter, Dagegen den U lediglih 
wegen verjuchter Tötung Haften laffen, weil durch das Eintreten des B der Kaufale 
zufammenhang unterbroden werde. Ebenſo Beling, 2. v. 8. 410. Dagegen zus 
treffend B. Wolf i. d. Ztichr. Das Recht 9 256. — Bezügl. des zweiten Falls überein 


ftimmend Heilborn, Der agent provocateur (1901) 83, E14 92. A. U. Olsh.⸗Zweig. 


5 zu 848, Oppend.:Del. 24 zu 848. — Wer, wie es die herrichende Lehre tut, bet 
Fahrläſſigkeitsdelikten Mittäterjchaft für ausgeichlofien erklärt, gibt darum doch zu, 
daß mehrere Perſonen, die fämtlicy oder z. T. nur fahrläflig handeln, für Denjelben 
Erfolg haften fönnen. Auch hier würde alfo der Begriff der Nebentäterfchaft paflen. 


Eingehender über die tyrage Haas, Die Mehrtäterichaft (1898). 


$ 48. 


Als Anitifter wird beftraft, wer einen Anderen zu der von Demfelben 


begangenen jtrafbaren Handlung durch Gefchente oder Verſprechen, durd) 
Drohung, durch Mißbrauch des Anjehens oder der Gewalt, durch abficht- 
liche Herbeiführung oder Beförderung eines Irrthums oder dutch andere 
Mittel vorſätzlich beitimmt bat. 

Die Strafe des Anftifters ift nach demjenigen Geſetze feſtzuſetzen, 
welches auf die Handlung Anwendung findet, zu welcher er wifjentlich an⸗ 
geftiftet hat. 


I. Allgemeine Charafterijtif der Anftiftung. — Wer einen andern beftimmt, 
eine ftrafbare Handlung zu begehen, wird zwar wie der Täter, aber nicht als Täter, 
fondern als Anſtifter beitraft. Das erklärt fich durd) die Erwägung, daB der Be 
flimmende zu der Tat in anderer Beziehung fteht als der Täter. Dieſer benutzt zu 
ihrer Vollbringung den unbewußten NaturlaufaliSmus, jener einen frei und bemußt 
handelnden Menfchen. Der Täter ftellt die Ausführung der Tat (die Herbeiführung 
des Erfolges) feinen eigenen Kräften und denen der Natur anheim, der Anftifter 
macht fie von dem Entichluffe eines andern abhängig. Der Täter jegt eine Ur- 
fache, der Anftifter eine Bedingung (f. 0.©. 80). Zwiſchen der Anftiftung und 
dem vom Täter Vollbradhten waltet aljo eine kauſale Beziehung ob, nur handelt es 
fid) nicht um phyfifche, fondern um pſychiſch vermittelte Kaufalität. Dan kann das 
auch fo ausbrüden, daß man fagt: wird jemand von einem andern zu einer ſtraf⸗ 
baren "Handlung beftimmt, jo hat der Beitimmende das, was der Beftinmte tut, 
zwar nicht verurſacht, aber Doch bedingt. 

Sm Gegenfaß Hierzu vertreten einzelne, beſ. Liepmann 76 ff., Löwenheim, Der 
Vorſatz des Anftifters (1897) und Beling 2. v. 8. 391 die Anſicht, Daß nad) der Auffaflung 
des SIGB’8 zwifchen der Anftiftertätigkeit und der Haupttat oder dem Erfolge über- 
haupt fein Kauſalzuſammenhang beftehe. Bergl. auch v. Liſzt $ 51. Aber wer 
dieſe Meinung vertritt, fegt fich in einen unlösbaren Gegenjaß zu der ©. 80 mitge- 
teilten dem Gejege zu Grunde liegenden Feuerbachſchen Teilnahmetheorie. Gegen 
die Genannten mit Recht Rümelin, Verwendung der Kaufalbegriffe 60, Mittermaier 
ZStrW 21 235, Katenftein daf. 374 ff. bei. 413 ff., Heilborn, Der agent provocateur 
(1901) 60 ff., Nagler, Teilnahme an Sonderverbrechen (1903) 134 ff. 
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IL Begriff der Anftiftung. — Im Anſchluß an das Gefeg läßt ſich die ftrafs 


bare Anftiftung definieren als: Die vorfäglidhe Beftimmung eines andern 
zu der von ihm begangenen ftrafbaren Handlung. Um ftrafbar zu fein, 
muß aljo Die Anitiftung zwei Erfolge haben: die Beſtimmung eines andern, d. h. 
die Hervorrufung bes Entſchluſſes zur Tat, und die Begehung der Tat felbft. ©. bei. 
Kapenftein und Ragler a.a.D. Die bloße Aufforderung zur Begehung eines Delikts 
if nur ausnahmsweije ftrafbar. ©. 8% 49a. 85. 110. 111. 112. 141. 159. 160. 357. 


1. 


NS 


Ob Die Faſſung des Entichlufles zur Tat ein Erfolg der Anftiftung ift, bes 

urteilt ſich nad) ben allgemeinen Lehren über die Verurfahung. ©. dazu 

AMG 9 141. 298. Über Anftiftung durch Unterlaffung bef. v. Bahn GerS 69 

so ff. Daß ber ganze Plan in dem Kopfe des Anſtifters entjtanden fei, ift 

nicht erforderlih. Trägt fich jemand mit der Idee eines Verbrechens, fo ift An⸗ 
ftifter, wer die entgegenftehenden Bedenken bewußt befeitigt. Ebenjo wer einem 
andern, der fi) zur Begehung eines Verbrechens gegen Lohn erbietet, diefen 

Zohn gewährt. Hälfchner 1 397, E 37 172. Anderfeitd ift fiher, daß ein ſchon 

obnehin Entichloffener (ein alias oder omnimodo facturus) nidyt mehr angeitiftet 

werden fann. E 13 121. Auch die bloße Gewährung von Gelegenheit wird ſich 
regelmäßig nicht als Anftiftung vorftellen. Vergl. darüber einerfeite M. E. Mayer, 

Der Kaufalzufammenhang (1899) 120, anderfeits Heilborn a. a. D. 68, Lucas 

101. 102. — Wie der Entichluß zur Tat hervorgerufen wird, d. h. welcher 

Mittel ſich der Beltimmende bedient, ift gleichgiltig. Zwar nennt das Geſetz 

(in mehr verwirrender als Flärender Weife) einzelne Mittel ausdrücklich, läßt 

aber daneben auch unbenannte aller Art zu, wie etwa Überredung (R 9 93), 

Anraien, Wette, Ausnutung eines kameradſchaftlichen Berhältnifies. Auch Durch 

fcheinbares Abraten kann Anftiftung begangen werden. Über Berleitung Unter- 

gebener |. $ 357; vergl. audy u. b. Zu den benannten Mitteln ift folgendes 
zu bemerfen: 

a) Drohung bedeutet bie Ankündigung eines Übels in dem Sinne, daß ber 
Anfündigende deſſen Eintritt bewirken oder doch befördern werde. Daß das 
Übel gerade denjenigen treffen fol, an den fich die Drohung richtet, ift nicht 
erforderlih. Der Drohung mit Herbeiführung eines Übels fteht die mit Nicht- 
befeitigung eines folchen gleich, jofern der Drohende rechtlich verpflichtet ift, 
die Bejeitigung zu bewirken oder zu befördern. E 14 265. Auf die Ernftlich- 
feit der Drohung fommt e3 nicht an. Bergl. bei. Binding, Lehrb. 1 84 ff., 
Thurow, Beitr. 3. Lehre dv. d. Erprejiung (1902) 26 ff, Goehrs, Der Rechts- 
frieden (1900) 100, Frank, Bergl. Darftellung 6 23 ff. Steigert fi Die Drohung 
zu dem im 8 52 bezeichneten Grade, jo geht die Anftiftung in unmittelbare 
Täterſchaft über. 

b) Mifbraud des Anſehens oder ber Gewalt. Iſt letztere eine förper- 
Ihe und fteigert fie ſich als joldhe zu dem Grade des 8 52, fo liegt 
wiederum mittelbare Täterichaft vor. Das MStGB behandelt in den 88 115. 
116 die durch Mißbrauch der Dienftgewalt oder der militärtichen Stellung er⸗ 
folgende vorjägliche Beftinnmung de3 Untergebenen zu einer jtrafbaren Hand⸗ 
Iung als del s. g. ©. dazu RMG 2 216. 284. 6 274. 8 100. 247.. | 

c) Herbeiführung oder Beförderung eines Irrtums. Befeitigt ber 
Srrtum ben Dolus, jo verwandelt ſich die Anftiftung wiederum in mittelbare 
Täterſchaft. RMG 5 67. An der vorliegenden Stelle handelt es ſich alfo 
Hauptfähli um Erregung eines Irrtums im Motiv. 


. Die Erzeugung des Entfchluffes zur Tat genügt an ſich nicht zum Begriff der 


ſtrafbaren Anftiftung. Denn wenn es ftraflos ift, ihn jpontan zu faſſen, fo muß 
es (grundfäglicy wenigftens) auch ftraflos fein, ihn Herborzurufen. Ahnlich 
Ragenftein a. a. DO. Vielmehr wird die Anftiftung erft dadurch ftrafbar, daß 


92 Erſter Teil. Bon d. Beftraf. d. Verbr., Vergehen u. Übertretungen im allgemeinen. 


der Angeftiftete die Handlung (die „Haupttat”) zufolge des in ihm herborge 
rufenen Entichluffes begeht oder mwenigftens in ftrafbarer Weife zu begehen 
verfucht. Ob die Tat zufolge des von dem Anitifter erzeugten Entichluffes bes 
gangen wird, beurteilt fich nach den allgemeinen Regeln über die Kaufalität. 

Hinfichtlich der Natur der Handlung, zu welcher angeftiftet wird, ftellt Das Ge⸗ 
jet fein anderes Erfordernis auf, als daß fie ftrafbar fei. Daher fällt auch die 
Anftiftung zu einer Übertretung unter 8 48. (Die Beltimmung zu einer nicht 
ftrafbaren Handlung wird in einzelnen Fällen al$ delictum sui generis pönali« 
fiert. 8.8. 88 301 ff., Böriengef. $ 78.) Zweifel beftehen darüber, ob es eine 
ftrafbare Anftiftung zur Mittäterjchaft, zur Anftiftung und zur Bei— 
hilfe gibt. Die Frage ift zu bejahen. Denn wenn auch die Strafbarfeit Diejer 
Teilnahmeformen vielleiht von der Begehung einer ftrafbaren Haupttat ab- 
hängig ift, fo find fie doch immerhin ftrafbare Handlungen. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 
23, Oppenh.-Del. 6, Rüd.-Stengl. 13, Beling, 2. v. V. 447 ff. Mehr in ber 
Konftruftion als in der Cache abweichend Binding, Grundriß 139 und Liſzt 8 52, 
indem fie mittelbare Teilnahme an der Haupttat annehmen. Sachlich abweichend 
aber Finger 1 349, der Teilnahme an der Teilnahme für ftraflos Hält. 

Wegen des Falls, daß die Haupttat im Yuslande begangen wird, f. o. ©. 29. 
30 und dazu noch (abweichend) Binding Ger6 68 7. 8. 

Wenn das Geſetz zum Begriff der Anftiftung fordert, daß der Angeftiftete die 
ftrafbare Handlung begeht, jo bringt es dadurch zum Ausdrud, daß er in 
feiner Berjon den vollen Tatbeftand des Delift3 erfüllen mu und zwar nicht nur 
den objektiven, fondern auch den fubjeltiven; dagegen ſteht e8 dem Begriffe der 
Anftiftung nicht entgegen, menn dem Täter ein individueller Strafausichliegungd- 
grund, wie Adzendentengualität bein Diebftahl ($ 247) zugute fommt. Man kann 
aljo wohl jagen, daß die Strafbarfeit der Anftiftung die Strafbarleit der Haupt⸗ 
tat, aber nicht, daß fie die Strafbarkeit des Haupttäters erforbere. 

Wegen des Abhängigkeitsverhältniſſes der Anftiftung von der Haupttat legt 
die herrfchende Lehre der Anftiftung einen afzeflorifchen Charakter bei. ©. da⸗ 
rüber be. Birfmeyer, Die Lehre v. d. Teilnahme (1890) 144 ff., Beling, 2. v. V. 416 ff. 
Gegen den Begriff der Akzeſſorietät hat fich mit fehr triftigen Gründen Kohler 106 ff. 
gewendet, indeffen wird die Annahme eines Abhängigfeitsverhältniffes zwiſchen An» 
ftiftung und Haupttat durch den Wortlaut des Geſetzes geſtützt. Allerdings darf 
man gewiſſe Wendungen, durch welche die Akzeſſorietät ausgedrüdt zu werden pflegt, 
nicht mißverftehen. Wenn 3. B. gejagt wird, die Anftiftung „entlehne” iher Straf 
barkeit von der Haupttat, jo Toll damit nicht der Gedanke einer Haftung für frembe 
Schuld ausgedrüdt, ſondern nur betont werden, daß es ebenjowenig ftrafbar iſt, 
einen verbrederifchen Entſchluß zu erzeugen wie ihn zu fallen und daß die Straf 
barfeit immer erft mit der Ausführung des Entſchluſſes beginnt. Ähnlich fteht es 
mit der Wendung, nach der die Strafbarfeit der Anftiftung durch Die der Haupttat 
„bedingt“ ift. ©. auch Katzenſtein a. a. O. 

Sehlt e8 an dem Verſchulden des Beitimmten, fo ift die Beftimmung nicht An- 
ftiftung, fondern mittelbare Täterfhaft. ©. o. ©. 82. Daß bei Fahrläffig: 
feitsdelikten die Anjtiftung abzulehnen tft, wurde ſchon ©. 83 bemerft. 

III. Zur Schuld des Anftifters gehört Vorſatz. Die fahrläffige Anftiftung 
ift alfo nit ftrafbar. Der Anftifter muß willen, daß er beftimmt und wozu er 
bejtimmt. Sehr beitritten ift die Frage, ob ſich fein Vorſatz auf die Begehung des 
Delikts felbft erftreden, ob er defien Begehung „wollen“ muß. Ihre Bejahung ift 
eine unabmweisbare Konjequenz der oben vertretenen Theorie von dem doppelten Er» 
folg der Anftiftung. Vergl. aud) E 15 315. Daraus ergibt ſich, daf ftrafbare An 
ftiftung nicht vorliegt, wenn der Beftimmende nur den Verſuch des Delikts „will“, 
d. 5. wenn er darauf rechnet, daß die Haupttat nicht vollendet merbe. Demnach 
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it der agent provocateur in diejem alle ftraflos. Ebenſo Katzenſtein a. a. D., 
v. Liſzt 8 52, Kohler 121 ff., Wachenfeld 274, Finger 1 351. A. X. (wie die früheren 
Auflagen Diejes Kommentars) Heilborn a. a. D. (es genüge, wenn fi) der Wille 
darauf erftredt, daß der Beftimmte unter dem Einfluß ber Beſtimmung zur Tat 
ihreitet), Löwenheim a. a. O. 50, Binding, Srundriß 136, Olsh.⸗Zweig. 14. Auch 
die Gegner geben meift zu, daf der ag. prov. deshalb ftraflos fein Tann, weil in 
feiner Beftellung möglidderweife Cinwilligung des Verletzten liegt. Darüber, daß 
der Anftifter die Strafbarkeit der Haupttat nicht zu Tennen braucht, beiteht fein 
Zweifel. — Cinzelnes: 


1. 


de 


Der Anftifter muß alle die Umſtände kennen, welche die Tat des Haupttäters 
zu einer ftrafbaren machen. Er muß willen, daß er zur Wegnahme einer fremden 
Sade, daß er zur Verlegung eines Menſchen beftimmt. Er muß, wenn ber 
fubjektive ZTatbeftand eines Delikts weitere Momente erfordert als den bloßen 
Borjak, 3.8. eine beftimmte Abficht, wifjen, daß dieje in der Perfon des Täters 
vorliegen. E. 20 12 (Eigennuß bei der Kuppelei). Hervorgerufen braudt 
Der Anftifter eine ſolche Abficht nicht zu haben. Nimmt man an, daß zu einem 
Sonderdelitt auch eine ſolche Berjon ftrafbare Anftiftung begeben Tann, die 
es als Täter nicht zu begehen vermag (f. o. ©. 82), jo gehört doch jedenfalls zum 
Anftifterbolus das VBewußtjein, daß der Angeftiftete zu dem der Täterichaft 
fühigen PBerjonentreife gehört, 3. B. ein Beamter ift. 


. Selbftverftänblih muß der AUnftifter wiſſen, daß er einen andern beitimmt. 


Es fragt fih aber, ob er dieſen andern als eine individuell beftimmte Perſon 
in3 Auge faffen muß oder nicht. An ſich wäre dieſes Erfordernis nicht aufzu- 
ftellen, doch folgert € 3 145 mit der berrfchenden Lehre aus & 111, daß es 
pojitinsrechtlich aufgeftellt werden muß. A. A. Olsh.⸗Zweig. 8. ©. auch u. zu 111. 
Die Frage, ob der Anftifter auch die Tat als eine beftimmte ins Auge fafjen 
muß, ift zu bejaben, ba fich der Dolus nur in bezug auf Tonfrete Verhältniſſe 
denten läßt und die modernen Gejehe da, wo die Tat nicht als beftimmte ge⸗ 
dacht zu werden braudt, lieber von „verleiten“ fprechen. 3. 8. Börſengeſ. $ 78. 
Wer lediglih in einem andern verbredheriihe Neigungen ermwedt, iſt ſelbſt 
dann nicht als Anftifter ftrafbar, wenn jene Neigungen in der Tat zur Begehung 
eines Delittes führen. Anderfeits ift nicht erforderlich, daß ſich der Beitimmenbe 
alle Einzelheiten ber Tat vorſtellt. Vergl. über die big jegt noch nicht befrie» 
digend beantwortete Frage E1 110. 26 361. 34 327. R.9 107, Heilborn a. a. O. 
12. 95, Nagler a. a. ©. 140. 


. Dedt fi die von dem Angejitifteten begangene Tat nicht mit dem Vorſatze 


des Anftifters, jo ift zu unterjcheiden: 


3) Der Angeftiftete hat weniger getan, al$ der Anitifter wollte, 3. B. die Hand- 
lung zwar verfucht, aber nicht vollendet. In diefem Falle haftet der Anitifter 
für das wirkliche Getane. 

b) Der Angeitiftete hat mehr getan, als der Anftifter wollte, er hat 3.8. anftatt 
eines Diebftahls einen Raub begangen. Hier haftet der Anjtifter nur joweit, 
als fein Dolus reichte, nicht alfo für den ſog. Exze ß. Bergl. E 5 17 u. be» 
fonder8 $ 47 IL a. ©. 

c) Der Angeftiftete hat etwas ganz anderes getan, al$ der Anftifter wollte, 
Hier haftet der legtere überhaupt nicht. 3. B.: um Rache an dem X zu üben, 
bejtimmt A den B, den X durchzuprügeln, in Wahrheit aber verführt B die 
Frau des X. Freilich ift es hier wie jonft Zatfrage, wie weit fi) der Vorſatz 
des Anftifters erftredt. Hat 3.8. A den B beftimmt, dem & eine gewifje Sache 
zu fehlen, während B fie tatſächlich durch Betrug erlangt, fo ift A Haftbar, 
wenn er den B in dem Sinne aufforderte, fich die Sache auf irgend welche 
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Weiſe zu dverichaffen, und nur als einfachite Art ber Erlangung einen Diebftahl 


ins Auge faßte. 


d) Rechtlich unerheblihe Abweichungen zwiichen bem Vorfabe bes Anftifters 
und der wirklich begangenen Tat (3. 8. Hinfichtlic) der Zeit) bleiben felbftver- 
ftändlich außer Betracht. Unerheblich ift aber aud) eine Berwechfelung zweier 


rechtlich gleichwertigen Objekte auf feiten des Täter (error in obiecto). 3.82.: 
A beftimmt ben B zur Tötung des X; B verwechſelt in ber Dunkelheit Den £ 
mit ) und tötet dieſen letzteren. Ebenſo Hälfchner 1 418, Oppendh.-Del. 44, 
Urteil des preußiichen Obertribunal8 GoltdU 7 332, Berner 165, Siegel, Ber- 
wecdhjelungsfälle bei Anftiftung (1895), Zöwenheim (ſ. o. III) 45 ff. 52 ff. Ab» 
weichend Böhlau, Der Kriminalprozeß Rofe und Rofal (1859), Olsh.⸗Zweig. 15, 
v. Liſzt 8 52. 

IV. Strafbarkeit des Anſtifters. — Für den Anſtifter gelten die gleichen Straf⸗ 
drohungen wie für den Zäter. Die Ausmeflung der Strafe kann für beide ver- 
fchieden fein. Iſt die auf die Haupttat angedrohte Strafe eine abjolute, fo trifft fie 
auch den Unitifter. Vergl. dazu $ 211. Modifilationen dieſes Sabes ergeben ſich 
einmal aus dem unter IV A Gejfagten, fodann aus 8 50 und enblid in dem Falle, 
daß die auf die Tat angedrohte Strafe eine Standesitrafe ift. Nah E 15 382. 396. 
27 157, BayObL&Str 3 2 fteht der militärische Arreft der Haftitrafe, nach Heder, 
Militärftrafrecht 58, der Gefängnis⸗ oder Feſtungshaft glei. Bergl auch RMG 3 
154. — ft die Haupttat im Verjuchsftadium fteden geblieben, fo trifft ben Anftifter 
wie den Täter nur die Verjuchditraf. E 88 248. Die Strafbarkeit der Anftiftung 
als ſolcher fällt weg, wenn der Anftifter nachträglich die Tat allein oder als Mit⸗ 
täter begeht. E 26 198. Vergl. $ 74. — Über ftraflofe Anftiftung zu einer ftraf- 
baren Handlung j. Borbem. 3. 3. Abſchn. VI. 

V. Verſuch und Nüdtritt. — Entiprechend der Duplizität des Erfolges, welche 
bie Anftiftung aufweilen muß, it auch ihr Verſuch in zweifacher Weife denkbar: 
zunächſt jo, daß bie Beftimmung, d. h. bie Hervorrufung des Entjchluffes zur Tat, 
nicht gelingt, ſei es weil der andere den Entſchluß nicht faßt, fei es, weil er ihn 
ſchon vorher gefaßt Hat; jodann jo, daß die Beſtimmung zwar gelingt, ber Be- 
ftimmte aber den Entſchluß nicht ausführt, d. H. nicht in das Stadium des ftrafs 
baren Verſuchs der Haupttat eintritt. Strafbar aber ift die verfudte 
Anftiftung als folde in feinem Fall. Das wird jet allgemein zugegeben. 
Wer den alzejjoriihen Charakter der Anftiftung ſcharf betont, findet ben Grund 
darin, daß es an einer Haupttat fehlt, von ber die Anitiftung ihre Strafbarkeit 
entlehnen könnte. Aber auch wenn man die Atzeflorietät ablehnt, muß man zu 
dem gleichen Ergebnis kommen, weil die Faſſung des Entſchluſſes zur Tat nicht 
einmal Borbereitungshandlung ift und in der Erzeugung des Entſchluſſes oder gar in 
dem Berjudh, ihn zu erzeugen, erft recht fein Anfang der Ausführung gejehen werben 
Tann. Endlich liegt ein für jede Auffafiung überzeugendes Argument in der Eriftenz 
bes 8 49a. Eingehender darüber Proſch, Rüdtritt vom Verſuch (1904). Altere Lite 
ratur bei Geyer in Holgend. Handb. 2 344. Schon rein begrifflich ift der Berfuch der 
Anftiftung abzulehnen bei den Fällen, in denen fich der Borfag des Beſtimmenden 
nit auf die Vollendung der Haupttat erftredi. (S. o. IH). Hier kann man 
höchſtens von „Anftiftung zum Verſuch“ ſprechen (j. Dazu E 88 248). Der gleiche 
Ausdrud wird gelegentlid auch auf den Fall angewendet, bei bem der Beftimmte 
die Vollendung will, die Haupttat aber im Verſuchsſtadium fteden bleibt. Darliber 
ſ. o. V 4. 

Ein von Strafe befreiender Rücktritt des Anſtifters iſt in der Form der 
tätigen Reue möglich. Dabei ſind folgende Fälle zu unterſcheiden: 

. 1. Veranlaßt der Anſtifter es irgendwie, Daß der Angeſtiftete das Delikt nicht be 
geht, d. h. nicht in das Stadium des ſtrafbaren Verſuchs eintritt, ſo iſt die 
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Straflofigfeit deshalb jelbftverfländlich, weil die Strafbarleit von vornherein 
von der Begehung ber Hauptiat abhängig war. 

. Über Rücktritt des Anftifters, wenn bie Haupttat bereit in das Verſuchsſtadium 
eingetreten ift, f. $ 46 V. 

. Ter Widerruf der Anftiftung enthält an fi) Teinen von Strafe befreienden 
Aüdtritt. Es kommt vielmehr darauf an, ob es dem Anftifter gelingt, den 
Einfluß der Anftiftung rüdgängig zu machen oder nicht. Troß Begehung des 
Delilt3 Tann die Frage zu bejaben fein, nämlih dann, wenn der Täter auf 
Grund eines andern Entſchluſſes gehandelt hat als desjenigen, den ber An⸗ 
ftifter in ihm bervorrief. So Olsh. Zweig. 33. E20 29. Dagegen jehen andere, 
3 8. Binding, Normen 2 206, in dem Widerruf ohne weiteres einen von 
Strafe befreienden Rüdtritt. 

S. hierzu die oben II vor 1 zitierten Stellen, aus denen ſich ergibt, daß 
die verfuchte Anftiftung zumeilen als del. 8. g. unter Strafe geftellt ift. 


2 


ws 


$ 49. 


Als Gehülfe wird beitraft, wer dem Thäter zur Begehung bes Ver: 
brechens oder Vergehens durch Rath oder That wiſſentlich Hülfe geleiftet hat. 

Die Strafe des Gehülfen iſt nach demjenigen Gefeße feftzufegen, melches 
any die Handlung Anwendung findet, zu welcher er wifjentlich Hülfe ge: 
leiitet hat, jedoch nach den über die Beitrafung des Verfuches aufgeftellten 
Grundſätzen zu ermäßigen. 


l. Begriff und Einteilung der Beihilfe. — Im Anſchluß an $ 47 II läßt 
hch die Beihilfe beftimmen als die vorfäßliche Unterftügung einer don einer 
andern Berfon begangenen ftrafbaren Hanblung in ber Art, baf ber 
Unterfügende entweder nur eine Bedingung oder eine ſolche Urfadhe 
zur Berwirklihung bes Tatbeftandeg fest, in der ein Anfang ber 
Ausführung nicht enthalten iſt. Strafbar ift jedoch nur bie zu einem Ver⸗ 
breden oder Vergehen geleiftete Beihilfe. Man unterfcheibet: 

1. zwilchen phy fifcher und pfychifcher oder intellettueller Beihilfe, je nad 
dem, ob fie durch Tat oder durch Rat geleiftet wird. Zur pſychiſchen Beihilfe 
gehört beſonders auch der Fall, daß jemand vor ber Begehung Unterftügung 
für die Zeit nad) der Begehung zufagt. ©. Hierliber 8 257; 

2. zwiſchen pofitiver und negativer Beihilfe. Die letztere ift nichts weiter 
als eine bejondere Erfcheinungsform der unechten Unterlafjungsbelifte: wer 
rechtlich verpflichtet ift, eine ftrafbare Handlung zu verhindern, fie aber troß 
Möglichkeit der Verhinderung bewußtermaßen zuläßt, Ieiftet negative Beihilfe. 
8- 8.: der Wächter einer Sache läßt e8 zu, daß fie von dritten Perſonen ges 
ſtohlen wird. E. 11 153. Bergl. auch ARMG 9 240. 

In entiprechender Weiſe wie bei der Anftiftung (8 48 I) tritt die Frage auf, ob 
zwiſchen ber Hilfeleiftung und der Haupttat oder dem Erfolg im Sinne des StGB 
eine Taufale Beziehung obmwaltet. Die Frage ift hier wie dort in dem Sinne zu be- 
jahen, daß die Beihilfe regelmäßig zwar nicht als Urfache, ftetS aber mindeſtens als 

ingung erſcheint. Meift Iafien fich auch Hier zwei Erfolge unterjcheiden: der 
nähe ift die Einwirkung auf ben Täter, der entferntere die Begehung der ftraf« 
baren Handlung durch diefen. 

Der Barallelismus der Beihilfe und der Anftiftung zeigt fi) auch darin, daß 

he ebenjo wie diefe akzeſſoriſchen Charakter hat. Beihilfe liegt aljo nur dann vor, 
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wenn der Unterftügte Die Haupttat ſchuldhaft begeht oder in ftrafbarer Weife zu be⸗ 
gehen verjucht. Fehlt e8 an dem Verſchulden des Unterftügten, jo ift Die Unter: 
ftügung nicht Beihilfe, fondern mittelbare Täterfchaft. ©. o. 82. Darüber, daß 
das Gleiche gilt, wenn ber Unterftüßte nur fahrläflig handelt, ſ. o. 83. 

Inſofern allerdings behandelt das StGB die Beihilfe abweichend von Der An- 
ftiftung, als es die Beihilfe zu Übertretungen nicht beftraft. Im übrigen finden 
bie Bemerkungen zu 8 48II2 bier entfprechende Anwendung. Ausnahmsweije tritt die 
Beihilfe als del s. g. auf. 8. B. 8$ 120. 121. 180. 181. 203. 219, demnach fogar 
in Fällen, in denen ed an einer ftrafbaren Haupttat fehlt. 


I. Zur Schuld des Gehilfen gehört, wie der Wortlaut des $ 49 zeigt, Bor- 
fag. (Fahrläffige Beihilfe ift zwar denkbar, aber nicht ftrafbar). Der Gehilfe muB 
alfo willen, daß er Hilfe leiftet und wozu er fie leiflet. Die Yrage, ob fich der 
Vorſatz des Gehilfen auf die Begehung der Haupttat erftreden, ob er deren Be 


gehung „wollen“ muß, ift in entiprechender Weife, wie bei der Anftiftung zu bee 


jahen. Daraus folgt, daß ftrafbare Beihilfe nicht vorliegt, wenn der Unterftügende 
nur ben Berjuch des Deliktes „will“, d. h. wenn er darauf rechnet, daß Die Haupttat 
nicht vollendet werde. Kennt alfo der Unterftügende die Untauglichleit des Mittels, 


das er gewährt, jo madjt er fich feiner ftrafbaren Beihilfe ſchuldig. So die herr 


chende Lehre, auch Olsh.⸗gweig. 21, E 15 315. 16 25. 17 377. 32 353. Bergl. au 
Heilborn, Der agent provocateur (1901) 101. Das zulegt angeführte Urteil bemerkt 
mit Recht, daß der verbrecherifche Erfolg nicht Motiv oder Zwed für die Tätigfeit 
des Gehilfen bilden müffe. „Wenn der Gehilfe weiß, dab der Täter eine beftimmte Straf 
tat ausführen will, und ihm hierbei mit dem Bemwußtfein Hilfe leiftet, daß durch 
bieje feine Tätigfeit die Vollbringung der vom Täter beabfichtigten Straftat gefördert 
wird, fo ift auch fein Wille auf diefen Erfolg gerichtet, mag er aud) an der Ausführung 


ber Zat weiter fein eigenes Interefje haben.” Unhaltbar daher E 37 321: ftrafbarr 


Beihilfe liege nicht vor, wenn ein Rechtsanwalt nur feinen berufsmäßigen Rat erteilt, 
auch wenn er weiß, daß diefer zur Begehung einer ftrafbaren Handlung benugt werden 
wird. Dagegen auch Stlee, Der dolus indirectus (1906) 39. 

Im übrigen finden hier die Ausführungen zu $ 48 III 1. 3. 4. entfprechende 
Anmendung. Dagegen nicht die Bemerkungen unter 2 daf. Vielmehr ift e8 zweifel⸗ 
los, daß der Gehilfe keine individuell beftimmte Berfon ald Täter ins Auge zu faflen 
braudt. E 11 87. 

IU. Für die Strafbarfeit der Beihilfe gelten diefelben Regeln, wie für bie 
des Verſuchs, jedoch mit folgenden Modifilationen : 

1. Die Beihilfe zu einem Vergehen ift auch dann ftrafbar, wenn es deſſen Ber: 
ſuch nicht ift. 

2. Alle Nebenftrafen und jonftigen Deliktsfolgen, die beider Haupttat ausgeſprochen 
werben können, find auch gegenüber der Beihilfe zuläfiig. Vergl. Dagegen $ 45. 
Snjofern nad) $ 44 Ab. 2 auf Polizeiauffiht erfannt werden kann, ift dies auch 
bei Beihilfe ftatthaft. Denn auc wenn Bolizeiaufficht verhängt wird, ift die 

Strafe der Täterfchaft „ermäßigt”. ©. Olsh.-Zmeig. 27. A. A. Fuhr, Strafrechts⸗ 

pflege und Sozialpolitif (1892) 197. 

ft die unterftüßte Haupttat im Verſuchsſtadium ſtecken geblieben, oder ift fie 
jelbft nur Beihilfe, jo ift der Strafrahmen Doppelt zu reduzieren. E 2 383. yüt 
den letzteren Fall abweichend diejenigen, welche in der Beihilfe zur Beihilfe nur 
Beihilfe zur Haupttat fehen, z. B. v. Liſzt $ 52, aber aud) E 23 300. 

Someit die Strafrahmen für Täter und Gebhilfen übereinftimmen, kann die 
Ausmeſſung der Strafe bei dieſem jtrenger fein als bei jenem. . 

Für einen Exzeß des Täters haftet der Gehilfe nicht. ©. $4T VILa. E. Uber 
den Fall, dab die Haupttat im Ausland begangen wird, |. ©. 29. 30. 92. 
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über ſtrafloſe Beihilfe |. die Vorbem. z. 3. Abſchn. VI. Eine von dem Täter 
oder Anftifter gewährte Beihilfe wird nicht befonders beftraft; f. ob. ©. 85. 

IV. Berfuh und Rücktritt. — Verſuch ber Beihilfe ift denkbar. Zunächſt in 
der Beife, daß die Tätigkeit des Gehilfen den erften Erfolg (die Einwirkung auf den 
Täter) nicht erreicht, 3. B. der an den Täter gerichtete Brief, welcher einen Rat ent» 
hält, kommt als unbeftellbar zurüd. Aber es liegt Verſuch auch dann vor, wenn bie 
Zitigfeit des Gehilfen zwar ben erften, aber nicht den zweiten Erfolg (die Förde⸗ 
rung der Haupttat) bewirkt; 3. B. ber Täter benügt den ihm erteilten Rat nidht. 
In feinem Falle aber ift der Berfud der Beihilfe ftrafbar. Zunächſt 
trifft ein Teil der gegen die Strafbarkeit einer verſuchten Anftiftung fprechenden 
Gründe (848 V) auch Hier zu. Sodann aber ift fiher, daß, wenn der Berfuch der 
Anftiftung nicht ftrafbar ift, e8 der der Beihilfe erft recht nicht fein kann. Überein⸗ 
Rinmend die berrichende Lehre. E 11 56. R 9 724. Eingehend über die frage 
Proſch, Der Rüdtritt vom Verſuch (1904. A. N. Hälfchner 1 386. Ohne aus- 
reichende Begründung fieht das RG, das, wie bemerft, einen ftrafbaren Verſuch der 
Leihilfe nicht annimmt, zumeilen in folchen Handlungen, durch die eine Förderung 
oder Erleichterung der Haupttat nur bezwedt wird, vollendete Beihilfe. E 6 169. 
8 267. R 9 149. Ebenſo Dlsh.-Zweig. 8. Dagegen mit Recht Finger 1355, Meyer⸗ 
Allf. 206/7, v. Liſzt $ 51, Haupt ZStrW 15 203. Neuerdings hat auch E 38 156 
den hier vertretenen Standpunkt eingenommen. Freilich Tann eine Tätigkeit, die 
als phyſiſche Beihilfe nicht wirkſam wird, es als piychifche immerhin fein. Wird 
>. das fibergebene Inftrument bei der Ausführung nicht benußt, jo kann doch die 
Tatſache feiner Übergabe den verbrecheriſchen Entſchluß verftärtt haben. 

Bon Strafe befreiender Rüdtritt des Gehilfen ift möglich. Zunächſt in der Art, 
daß er die Haupttat, von der die Strafbarkeit der Beihilfe abhängt, verhindert. Dies gilt 
auch dann, wenn die Haupttat fchon in das Verfuchsftadium eingetreten if. ©. dazu 
$46 V und E 38 223. Endlich aber kann Rüdtritt auch in der Art erfolgen, daß der 
Gehilfe die Förberlichkeit feiner Tätigkeit für die Haupttat befeitigt, mag diefe auch 
begangen worden fein. 3.8. er läßt fich das dem Täter für die Ausführung einge- 
dändigte Inſtrument, bevor es benugt wurde, zurüdgeben. 


$ 49a. 


Wer einen Anderen zur Begehung eines Verbrechens oder zur Theil- 
nahme an einem Verbrechen auffordert, oder wer eine jolche Aufforderung 
annimmt, wird, ſoweit nicht das Geſetz eine andere Strafe androht, wenn 
das Verbrechen mit dem Tode oder mit lebenslänglicher Zuchthausſtrafe 
bedroht ift, mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, wenn das Ber: 
brechen mit einer geringeren Strafe bedroht: ift, mit Gefängniß big zu 
zwei Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher fich zur Begehung eines 
Verbrechens oder zur Theilnahme an einem Verbrechen erbietet, ſowie den- 
jenigen, welcher ein folches Erbieten annimmt. 

Es wird jedoch das lediglich mündlich ausgedrüdte Auffordern oder 
Erbieten, forwie die Annahme eines folchen nur dann beftraft, wenn die 
Aufforderung oder das Erbieten an die Gewährung von Vortheilen irgend 
welcher Art geknüpft worden ift. 

Neben der Gefängnißitrafe kann auf Verluft der bürgerlichen Ehren= 


techte und auf Zuläfiigkeit von Polizei-Aufſicht erfannt werden. 
Frant, Gtrafgefeghuß, 5.7. Aufl 7 
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I. Allgemeine Bedeutung der Stelle. — Eingeichaltet durch die Novelle vom 
26./2 1876, nachdem fich ein Belgier Namens Duchesne dem Sefuitenprovinzial von 
Belgien und dem Erzbifchof von Paris zur Ermordung des Fürften Bismard erboten 
hatte (daher „Baragraph Duchesne“). Im Anſchluß hieran beftraft das Gele 
nad) Vorbild des belgifchen v. 7./7 1875 gewiſſe Handlungen, die fih auf ein zu⸗ 
künftiges Verbrechen (f. u. II.) beziehen, nämlich die Aufforderung zur Begehung ober 
zur Zeilnahme, die Annahme einer folchen Aufforderung und das Unerbieten zur 
Begehung oder zur Zeilnahme (f. u. ID). 

Die Auslegung der Stelle hängt in mehreren Beziehungen von ihrer ſyſtema⸗ 
tiihen Würdigung ab. Nach der herrfchenden Lehre ftellt fie in erfter Linie die 
verſuchte Anitiftung, in zweiter Linie gewifle (andere) Vorbereitungshandlungen unter 
Strafe. So 5.8. Merkel 150 ff., Meyer-Alf. 209 ff. Dagegen löft eine andere An 
fiht den $ 49a aus der Verbindung mit der Teilnahmelehre und findet in ihm 
den Zatbeftand eines völlig jelbfländigen Deliktes. So bei. Binding, Lehrb. 2 8838 ff. 
v. Liſzt $ 175. Der erftere vertritt die Anjicht, daß $ 49a den Angriff auf gejegestreue 
Gefinnung unter Strafe ftelle, der letztere behandelt fie unter den Delikten gegen bie 
Staatsgewalt. Die praftiiche Tragweite der Frage zeigt ſich namentlich bei folgenden 
Punkten. 

1. Vom Standpunkte der herrſchenden Auffaſſung muß die Aufforderung und das 
Anerbieten der Ausdruck des ernſtlichen Willens ſein, daß das Delikt begangen 
werden ſolle. ©. 848 UI So denn auch Dlsh.-Biweig. 6, E 1 888. 15 359, 
N 9745, RS in d. Juriſt. Wochenſchr. 33 13. Eingehender E 86 228. Da⸗ 
gegen braudt Binding a. a. D. 862 in fubjektiver Beziehung nur die Abficht zu 
verlangen, daß der andere Teil die Aufforderung oder das Erbieten als ernitlih 
gemeint auffafje. 

2. Schließt man ſich der herrichenden Meinung an, jo ilt e8 gleichgiltig, ob bie 
Perſon, an welche fich die Aufforderung oder das Erbieten richtet, den Sinn ber 
Erflärung verfteht. So E 80 142. In der Konſequenz der andern Lehre 
aber würde es liegen, das Verftändnis gerade als den Erfolg der Handlung an⸗ 
zufehen. Allerdings zieht Binding a. a. DO. 843 dieſe Yolgerung nicht. 

Für die herrichende Lehre ſpricht zunächit die Entjtehungsgefchichte des Geſetzes. 
€. darüber Meves, Die Strafgefegnovelle (in d. Geſetzgebung d. Deutichen Reichs, 
1876) 327 ff. Bei fäntlihen Beratungen hat man nur bie Beſtrafung bes An- 
ſtiftungsverſuchs und anderer Vorbereitungshbandlungen im Auge gehabt. Sodann 
kommt ausſchlaggebend die Stellung im allgemeinen Teil und zwar der Lehre von 
der Teilnahme in Betracht. 

II. Das Anwendungsgebiet der Stelle wird durch drei wichtige Säge ab» 
gegrenzt: 

1. Sie bezieht ſich nur auf Verbrechen im Sinne des 81. Der Umſtand, 
daß die Handlung nur infolge individueller Momente in der Perſon des Aufge⸗ 
forderten oder Sicherbietenden (bejonders Rüdfälligkeit) als Verbrechen erfcheint, 
fteht nicht entgegen. Olsh.⸗Zweig. 9, E 82 267. Entſprechend wird anderjeits 
der Verbrechensbegriff aufgehoben, wenn der Aufgeforderte oder ſich Erbietende 
unzurechnungsfähig if. So Olsh.⸗Zweig. 10, v. Lilzt 8 175. A. A. Binding 
a. a. O. 840 ff, Ortloff ®erS 67 235. 

Soll die Handlung im Ausland begangen werden, fo beurteilt fich ihre 
Qualifizierung als VBerbrehen nah deutſchem Recht. E 37 45. Wäre fie 
allerdings nad) ausländijchem Rechte überhaupt ftraflos, jo könnte & 49a nur 
dann angewendet werden, wenn $ 4 Nr. 1 oder 2 zuträfe. 

2. Die Stelle legt jih nur einen fubfidiären Charakter bei (f. erfter 
Sat: „jomweit nicht ... androht”). Das bedeutet: $ 49a tritt gegenüber allen 
Gejegen zurüd, melde die Aufforderung zu einer ftrafbaren Handlung (3. 2. 





ws 
‘ 


Dritter Abichnitt. Teilnahme. 8 49a. 99 


&8 111. 159), jebe andere Vorbereitung einer ſolchen oder ihre Ausführung mit 

Strafe bedrohen. Hat aljo eine ber an fich unter $ 49a fallenden Perjonen das 

Verbrechen begangen oder zu begehen verjucht oder hat fie an feiner Begehung 

teilgenommen, fo wird fie nur wegen Täterjchaft oder Teilnahme beftraft. Wohl 

aber findet die vorliegende Stelle Anwendung: 

a) wenn das Verbrechen weder begangen noch verſucht worben ift; 

b) wenn es zwar begangen ober verfucht wurde, die unter $ 49a fallende Tätig» 
feit aber feine ftrafbare Teilnabmehandlung if. 3. B.: Aufforderung an 
einen omnimodo facturus; 

c) unter Umfländen im Falle des Rücktritts vom Verſuche. Dabei ift aber zu 
unterfcheiden. Tritt der Aufgeforderte oder der Offerent zurüd, fo bleibt ge» 
mäß $ 46 V die Strafbarkeit bed Aufforberers oder deſſen, der das Aner⸗ 
bieten angenommen bat, fofern fie Anftifter find, unberührt. Sind fie nicht 
als Anftifter anzufehen, jo findet $ 493 auf fie Anwendung. Dasſelbe wird 
man zu Ungunften des Aufgeforderten und des Offerenten ſelbſt jagen müffen. 
Bergl. $ A6 VI. Ebenſo Häljchner 1 409, Oppenh.=Del. 4. A. 9. in legterer 
Beziehung, wenn auch zweifelnd, Binding Lehrb. 2 865/6. 

Idealkonkurrenz mit $ 49a {fl troß ber Subfidiarität der Stelle un« 
bedenklich mit ſolchen Delikten zuzulaflen, zu deren Tatbeftand Die Aufforderung 
zu einer dritten ftrafbaren Handlung oder deren fonftigen Vorbereitung oder deren 

Begehung nicht gehört, z. B. mit Beleidigung. Mit Unrecht aber erklärt bie 

berrjchende Lehre (E 12 54) Idealkonkurrenz mit $ 333 für möglid. Dagegen 

auch Binding 1 356, und Lehrb. 2 870, Hälfchner 2 1046, Haeger, Die Stellung 
des $ 49a (1903) 190ff. 

Eine weitere Einfhräntung des Anwendungsgebiets liegt in ber 

Beftimmung des britten Abfages. Den Gegenjah ber lediglich münd- 

lihen Aufforderung ufw. bilbet die fchriftliche. Die ſymboliſche fteht der münd⸗ 

lihen gleih. & 8 30. X. A. Hälfchner 1 411 (infofern er bie fymbolijche der 
ſchriftlichen gleichftellt) und v. Lifzt $ 175 (infofern er erklärt, den Gegenjaß ber 
lediglich) mündlich ausgebrüdten Aufforderung bilde nicht nur die fchriftliche, 
fondern jede auf andere Weije berart verflärkte, daß die Ernftlichkeit unzweifel⸗ 
haft erfennbar fei; 3. B. Einhändigung der Berbrechensmittel). Wird der Sinn 
einer fchriftlichen Erklärung erſt durch mündliche Zufäge als Uufforderung ufm. 
verftändlich, fo ift Diefe immerhin nicht lediglich mündlich ausgedrädt. & 36 228. 
Unter Vorteilen irgend welcher Art bat man jede günftigere Geftaltung der 

Verhältniſſe zu verftehen, ohne Beichränfung auf Bermögentvorteile. Ein folder 

Borteil würde 3. B. in der Bufage liegen, daß jemand ſich nicht mehr in bem 

Maße zu plagen brauche wie vorher oder länger fchlafen könne. E 5 359. Tie 

berrichende Lehre faßt den Begriff des Vorteils rein fubjeftiv, fo daß es nicht 

darauf antommen fol, 05 bei objektiver Würdigung die Lage jemandes gebeſſert 
wird, fondern nur darauf, ob er fie als Beflerung empfindet. Demgemäß rechnet 
man auch ganz vorübergehende Genäffe, wie Gewährung des Beifchlafs, hierher. 

So beſonders E 9, 166, Seuffert, Anarchismus (1889) 124, Kapenftein ZSEtrW 28 

172 (betr. $ 383). Bergl. auch Simonfon, Der Begriff des Vorteile 11899). In⸗ 
defien ift diefe Anficht deshalb abzulehnen, weil derartige rein fubjeltive Vor⸗ 
teile Schließlich mit jeder Aufforderung verbunden fein werden und überdies 
der Wortlaut bes Gejeges ber rein ſubjektiven Auslegung feinen Anhalt bietet. 
Vielmehr verlangt der Begriff des Borteild eine, wenn auch nur vorübergehende, 
io doch objektiv meßbare Befferung der rechtlichen oder wirtichaftlihen Lage. 
Durchaus zuftimmend Binding, Lehrb. 2 720.869. Zweifellos muß der Borteil fein: 
8) ein jolcher, der gewährt wird oder werden foll, gleichgiltig von wem. Gegen» 

jap: ein folcher Vorteil, den der Adreffat der Erklärung fich Durch das Vers 

7 x 
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brechen felbft erringen fol. Deshalb genügt nit: die Schilderung Der Bor- 

teile des Verbrechens oder die Bufage, man wolle dem andern von dieſen 

Borteilen etwas zukommen lajlen. E 10 3. 32 267. Wohl aber genügt das 

Verſprechen des Borteild und zwar auch dann, wenn es der Berfprechende 

gar nicht Halten kann oder will. E 15 359, Binding, Lehrb. 2 869. Der Bor- 

teil muß ferner fein 
b) ein folcher, der auch ohne das Verbrechen von Wert wäre. Deshalb reicht es nicht 

aus, wenn Beihilfe zur Flucht nach Begehung des Delikts zugejagt wird. E22 9. 

III. Die einzelnen für ftrafbar erklärten Handlungen find: 

1. Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens oder zur Teilnahme an 
einem ſolchen. — Daß ſich die Aufforderung an eine indivibuell beftimmte 
Perfon richte, ift nicht erforderlih. Deshalb genügt eine Beitungsannonce. RE 
in Seuff®l 69 572. Binding, Lehrb. 2 863 ff. ift der Anficht, dad die Aufforde⸗ 
rung zur Teilnahme nur dann hierher gehört, wenn das Berbrechen ſelbſt 
von einem Dritten begangen werben fol. Jedoch mit Unrecht. Begeht ber Auf: 
fordernde demnächſt das Verbrechen felbft oder beteiligt er fich daran, jo ift er 
allerdings auf Grund diefer Stelle nicht ftraffar. ©. o. II2. 

2. Anerbieten der Begehung eines Verbrechens oder der Teilnahme an einem 
folgen. — Zu dem Anerbieten gehört objektiv die Erflärung, etwas tun zu 
wollen, fofern gewiſſe Bedingungen erfüllt, 3. B. ein entjprechender Wunſch 
geäußert oder beitimmte Summen gezahlt werden. In jubjeltiver Beziehung 
gehört dazu die (wenn auch irrtümliche) Vorftellung, daß der andere Zeil an ber 
Begehung der bedingungsweife zugejagten Tat ein Intereſſe Habe oder Haben werde. 

3. Annahme einer ſolchen Aufforderung oder eines ſolchen Anerbietens. 

a) Die Annahme der Aufforderung befteht in der Erklärung, die angefonnene 

Tat begehen zu wollen. 

b) Die Aunahme des Erbietens befteht in der Erfüllung der geitellten Be 
dingungen oder in der Erklärung, ſie erfüllen zu wollen. 

Sn allen Fällen gehört zum Dolus die Kenntnis derjenigen Umftände, melde 
die Tat, rechtlich gewürdigt, als Verbrechen erjcheinen laflen; nicht aber das Be 
wußtjein davon, daß fie jtrafbar oder gar, daß fie ein Verbrechen fei. Denn davon 
Braucht auch der Täter felbft nicht? zu wifen. Ebenfo E 20 198, Frank ZEtrWe12 
284, Olsh.⸗Zweig. 8, Binding, Lehrb. 2 865, Meyer-Alf. 210. Daß in allen Fällen 
der Vorſatz auf Begehung des Verbrechens gerichtet fein muß, Ernftlichkeit aljo 
zum jubjeftiven Zatbeitande gehört, ergibt ji) auß dem unter I Gejagten. Paraus 
folgt denn auch, wenn das Anerbieten nicht ernftlich gemeint war, bie Straflofig. 
feit der ernftgemeinten Annahme. Ebenſo E 1 338, Binding, Lehrb. 2 866, 
v. Lilzt 8 175, Olsh.⸗Zweig. 6, 7. Haeger a. a. O. 42. U. U. Reiffel, GerS 43 175f. 

IV. ®ollendet ift das Delikt, jobald die betr. Erflärung mit dem Willen des 
Erklärenden zur Kenntnis des Adreflaten gelangt if. E26 81, Ortloff a. a. O. 228. 
Verſuch ift ftraflos. Fällt die Erflärung in Die Hände der Behörde und wird jie auf 
diefem Wege dem Noreffaten mitgeteilt, jo ift der Tatbeftand des Delikts nicht erfüllt. 
So die herrjchende Lehre. S. DISH.- Zweig. 6.11.7. Teilnahme ift möglich und jtrajbat. 


$ 50. 

Wenn das Geſetz bie Strafbarkeit einer Handlung nach den perſön— 
lichen Eigenfchaften oder Verhältnifien desjenigen, welcher dieſelbe be 
gangen hat, erhöht oder vermindert, jo find dieſe bejonderen Thatumftände 
dem Thäter oder demjenigen Theilnehmer (Mitthäter, Anjtifter, Gehülfe) 
zuzurechnen, bei welchem fie vorliegen. 
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I. Anwendungsgebiet der Stelle. — Perjönliche Eigenſchaften (d. h. „Bes 
idaffenheiten des Weſens eines Menſchen“) und Berhältniffe (d. d.: „Veziehungen 
ened Menichen zu einem anderen Menfchen oder zu irgend einem Dinge“, Rubo 2 
und 3) äußern in zahlreichen Fällen eine die Strafe begründende oder ausfchließende, 
eine fie erhöhende oder vermindernde Wirkung. 88 344 — 173 Abf. 4 — 215 — 
57. 157. Diefe Rirkungen find zunächſt für den Fall beftimmt, daß fie in der Pers 
fon des Täter zutreffen. Es fragt fi nun: 

1. Welchen Einfluß bat es auf die Strafbarteit des Anftifters ober 
Gehilfen, wenn ein folder Umftand in der Berfon bes Täters dor» 
liegt? 

2. Welchen Einfluß bat ed auf die Strafbarleit der Beteiligten über- 
haupt, wenn ein folder Umftand nicht bei dem Täter, fondern bei 
dem Anftifter oder Gehilfen gegeben ijt? 

Beide Fragen beantwortet die vorliegende Stelle nur beagl. der ftrafändernden 
Umjtände, d. 5. derjenigen perjönlichen Eigenichaften oder Berhältniffe, weiche im 
Sinne der zu & 2II 2b dargelegten Terminologie ftrafichärfende oder firafmildernde 
Wirkung haben. Sie bezieht ſich alfo nicht auf folde, welche die Strafbarkeit 
begründen oder ausſchließen. Wegen der erfteren |. o. Borbem. z. 3. Abſchn. III. 
Was die letzteren betrifft, jo kommt es darauf an, ob das betreffende Verhältnis 
als objeftiver oder als fubjeftiver Strafausfchliegungsgrund wirkt. S. Borbem. zum 
4.Abichn. IV. Wer dem Vater bei der Zücdhtigung feines Sohnes behilflich ift, macht 
ih nicht ftrafbar. Denn das bier in Frage fonımende perjünliche Verhältnis be= 
jeitigt die Rechtswidrigleit der Handlung. Wer aber den Lanbesheren zur Tötung 
ſeines Kammerdieners beftimmt, macht fich ftrafbar, weil die Monardyengualität ledig» 
ih ein perjönlicher Strafausichliegungsgrund ift. 

DI. Bedeutung der Stelle. — Hinfichtlich der ftrafändernden Umftände ent- 
ſcheidet das Geſetz die oben aufgeworfenen ragen in dem Einn, daß bie perfönlichen 
Eigenfchaften der Verhältniſſe bei jedem Beteiligten injomweit zu berüdfichtigen find, 
als fie gerade in feiner eigenen Berfon zutreffen. Es wird alfo der höchſt per« 
jönlicye Charakter durchaus gewahrt. Daher ift der Sohn, der einem Dritten bei 
dem Totſchlag feines (des Sohnes) Vaters behilflich ift, auf Grund des 8 215, der 
Dritte dagegen nur gemäß 8 212 firafbar. Offenbar wird aljo durd die vor⸗ 
liegende Stelle der afzefforifche Charakter der Anftiftung und der Beihilfe durch⸗ 
brochen. Einzelnes: 

1. Bei gewifien Umftänden ift es beftritten, ob fie zu den perfönlichen Eigenichaften 
oder Berhältnifien zu zählen find. Mit Necht führt das Krug, Die befonderen 
Umftände der Zeilnahme (1899) 71 auf die außerordentliche Unbeftimmtheit der 
vom Geſetz gewählten Begriffe zurüd. Eingehender darüber Dörr Ceuffdl 71 
312. Namentlich ift die Behandlung der Rüdfälligfeit, der Gewohn— 
heitd- und Gewerbsmäßigkeit beftritten. Die entjprechenden Adjeltiva find 
in der Sprache des gewöhnlichen Lebens wenig gebräuchlich, haben fich aber in 
der Rechtsipracdhe fo feit eingebürgert, daß man unbedenklich auch Hier don per« 
jönlichen Eigenfchaften fpreden darf, zumal ba gerade dieſe Auffaffung zu den 
beiriedigendften Ergebniffen führt. Bergl. auch Vereinszollgeſ. $ 149 Abf. 2. 

ereinfiinnmend die herrichende Lehre, z. B. Dörr a. a. O., Beling, L. v. V. 

432, E4 184. 28 378. 25 266. 8 3; im Ergebnis auch Olsh.⸗Zweig. 3. A. A. 

Binding, Grundriß 174. — Wegen ber Überlegung beim Mord f. $ 211. 

2. Die herrſchende Lehre trägt kein Bedenken, die vorliegende Stelle auch dann 
anzuwenden, wenn das Gejeg beim Hinzutreten perfönlicher Eigenjchaften oder 
Berhältnifie das normalerweife gegebene Delikt zu einem. anderen umformt. 
Namentlih wirb die unebelihe Mutter, die zur Tötung ihres Kindes Bei- 
hilfe leiſtet nur nach $ 217 beitraft (E 2 153) und fonfequenterweife ber Dritte, 
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der der Mutter Hilfe leiftet, nach 88 211. 212. Sn ber Tat aber iſt e8 recht 
zweifelhaft, ob man bei der Durcchbrechung ber Alzeflorietät fo weit gehen darf. 


Dierter Abſchnitt. 


Gründe, welde die Strafe ausjchließen oder mildern. 


I. Die dur die Bezeichnung „Gründe, welche die Strafe ausſchließen,“ ge 
troffenen Umſtände haben einen jehr verjchiedenen Charakter und nur das Gemein 
fame, daß fie die Entitehung des ſtaatlichen Strafrecht oder feine Geltenbmachung 
in regelwidriger Weife verhindern. Das ift nicht in dem Sinne zu verfteben, ald 
ob derartige Gründe nır Nebenumftände, Begleiterfcheinungen fein könnten,; viel 
mehr ergibt fchon der Wortlaut der 88 51—54, daß es fich dabei aud) um folche Um- 
ftände handelt, die dem Begriff der ftrafbaren Handlung, ihrem Tatbeftande 
(S. 10) entgegenfehen. 

I. Die Schuld. — Das Gelagte findet auch auf den $ 59 Anmwenbung, 
obwohl der bloße Wortlaut Hier zu einer anderen Auffafiung Anlaß geben könnte. 
Unzweifelhaft bezieht fi) diefe Stelle auf die Schuld. Gehört aber die Schuld zum 
Verbrechensbegriff (S. 10), jo hebt jeder Umſtand, der die Schuld befeitigt, bamit 
auch da8 Verbrechen jelbit auf. Yür die Zugehörigkeit der Schuld zum Verbrechens⸗ 
begriff kann man fich zunächſt auf den Sprachgebrauch des Lebens berufen. Man 
fagt von jemanden, der durch bloßen Zufall einen andern tötet, nicht, er habe einen 
Mord oder fonft etwas Strafbares begangen. Sodann aber fteht diefer Auffafjung 
auch der Sprachgebrauch des Gefeßes zur Seite. Denn wenn in den 88 48. 49 die 
Strafbarkeit des Anftifterd oder des Gehilfen nach der Handlung beitimmt wird, 
zu welcher der Teilnehmer angeftiftet oder geholfen bat, jo läßt fich diefe Vorſchrift 
nur dann anwenden, wenn man das Verſchulden als einen Beitandteil der ftrafbaren 

andlung anfieht. A. A. nur Herzog in zahlreichen Auffägen, zuletzt GerS 38 242ff. 
bereinftimmend dagegen die allgemeine Auffafjung, namentlich auch Beling, L. 
v. 8. 178 ff. 

Bei voller Übereinftimmung über die Zugehörigkeit der Schuld zum Verbrechens⸗ 
begriff, Herrfcht lebhafter Streit Darüber, wie die Schuld zu beitimmen fein. Binding, 
Normen (1. Aufl.) 102,3 verfteht unter Schuld den auf einer Widerrechtlicleit 
gerichteten Willen eines Handlungsfähigen. Dieje Definition paßt aber auf die Fahr⸗ 
läffigkeit nur dann, wenn man im Gegenjaß zu der in ber Biychologie vorherrfchenden 
Anfchauung einen unbewußten Willen für denkbar Hält. v. Lifzt beftimmte früher 
(12. und 13. Aufl. $ 36) die Schuld als die Berantwortlichkeit für die begangene 
rechtswidrige Handlung. Indeſſen trug diefe Auffaffung dem Umftande Teine Red- 
nung, daß es aud) Delikte ohne Schuld gibt (ſ. $ 59), namentlich aber berubte fie auf 
einer Verwechſelung von Tatbeftand und Rechtöfolge. In der 14. und 15. Aufl. ver 
fteht v. Lifzt unter Schuld im materiellen Sinne den Mangel fozialer Gefinnimg. 
Es kann aber doch der Beftgefinnte im Einzelfalle fahrläffig aljo auch ſchuldhaft 
bandeln. 

Jede Unterfuchung des ftrafrechtlichen Echuldbegriffd hat davon auszugehen, 
Daß die Frage der Echuld nur bei einem verbotenen, aljo rehtswibrigen Ber. 
halten auftritt. Beling, 2.0.2. 78, Oetker, Über Notwehr und Notftand (1903) 2. 
Nach der allgemeinen Auffafiung wird das verbotene Verhalten zu einem fchuldhaften, 
wenn der Täter in einer gewiffen pfychifhen Beziehung zu feinem Berhalten 
oder zu deſſen Rechtswidrigkeit fteht oder doch ftehen kann. Löffler, Die Schuld 
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formen des Strafredts (1895) 5, Kohlrauſch, Irrtum und Echuldbegriff (1903) 1. 
Die Behauptung aber, daß ſich das Weſen der Schuld in jener piychiichen Beziehung 
erihöpfe, beachtet weder ben Spradigebraudy des Lebens, der die Schuld auch 
nah den begleitenden Umftänden bemißt, noch den ber Geſeze. So jagt 
StPO $ 262 mit voller Deutlichkeit, daß fi) die Schuldfrage auch auf folde Um⸗ 
fände bezieht, welche die Strafbarleit ausichließen, vermindern oder erhöhen, und 
niemand zweifelt daran, daß dadurch auch Situationen wie der Notftand getroffen 
werden. Zu einer befriedigenben Auffafjung des Schulbbegriffs kann man nur ges 
langen, wenn man außer der rein piychifchen Seite auch die begleitenden Um» 
tände mit in Rechnung zieht. 

Tut man das, jo kann man bie Schuld nur beftimmen ald Vorwerf- 
barkeit und das fhuldhafte Berhalten als vorwerfbares Verhalten. Die 
Erforderniſſe, welche vorliegen müfjen, damit man jemanden aus feinem erhalten 
einen Borwurf maden fann (die Tonftitutiven Merkmale des Schuldbegriffs), nenne 
ih die Schuldelemente. Dieje aber find: 

1. Burehnungsfähigteit,d. H. eine allgemeine piychıfche Beſchaffenheit bes 
Menichen, zufolge deren man ihm überhaupt fein Berhalten zum Vorwurf machen 
kann. Worin dieſe pſychiſche Beichaffenheit befteht, wird zu 8 51 erörtert. 

. Borfag oder Fahrläſſigkeit, d. h. eine konkrete piychiiche Beziehung zu 
diefem Tonlreten Berhalten oder doch die Möglichkeit einer ſolchen Beziehung. 
Worin Diefe Beziehung beftebt, wird zu $ 59 erörtert. 

. Eine gewiffe (normale) Bejchaffenheit der begleitenden Umftände. 
Das Geſetz geht davon aus, daß bei Zurechnungsfähigkeit und Vorſatz oder Fahr- 
läſſigkeit Die begleitenden Umjtände ganz regelmäßig die Vorwerfbarkeit des Ver» 
haltens mit begründen. Daher bezeichnet e8 nicht die Umftände, unter welchen ein 
Berbalten vorwerfbar, Sondern umgekehrt diejenigen, bei welchen e8 nicht vor⸗ 
werfbar if. ©. 8$ 52. 53. 54. Im Anſchluß an dieſe Technik des Geſetzes 
(wenn auch nicht in klarer Erkenntnis ihrer Bedeutung) hat man den Begriff 
der Schuldausfchliefungsgründe aufgeftellt. Darunter würden ſolche Umftände 
zu verftehen fein, bei deren Vorliegen die Handlung (trog Vorſatz oder Fahr⸗ 
laͤſſigkeit) nicht als ſchuldhaft erjcheint. 

Über den Schuldbegriff |. außer der fchon angeführten Literatur bei. Liepmann 
86 ff, derſ. ZStrW 14 446 ff., Baſedow, Die ftrafrechtl. Verfchuldung [1898), M. E. 
Mayer, die jchulbh. Handlung (1901), Sturm, Die ftrafrechtl. Verſchuldung (1902), 
Radbruch ZStTW 24 333, Miricka, Die Formen der Strafſchuld (1903), Graf Dohna, 
BerS 65 304 ff., Bierling, Juriſtiſche Prinzipienlehre 8 237 ff. 

Neuerdings behauptet Höpfner SHE 23 643, der Schuldbegriff fei entbehr- 
Id, jofern man die Norm ſubjektiv fafle. Aber darin liegt nur eine Verfchiebung 
der Frage. S. aud) Bierling a. a. O. 249. 

IL Unredhtsausichliefungsgrände. — Wie ob. ©. 10ff. ausgeführt wurde, 
it die Norm, db. b. der Rechtsſatz, welcher eine Handlung für rechtswidrig erklärt, 
md dem Gefege zur entnehmen, das ihren Vollzug unter Strafe ftellt. Mit jenem 
Rechtöfage, kann ein anderer Follidieren, der dieſelbe Handlung für erlaubt erflärt. 
Dos Verhältnis dieſer beiden Nechtsfäge zu einander ift nach allgemeinen Auslegungs⸗ 
regeln zu beftimmen. S. barüber ob. ©. 11 a. E. Hier interelfiert nur der Fall, 
bei dem der erlaubende Rechtsfag eine Ausnahme von den verbietenden barftellt 
in dem Sinne, daß er die im allgemeinen verbotene Handlung unter gewiſſen Um⸗ 
Ränden erlaubt. Hieran fchließt ſich der Begriff der Unrechtsausſchließungsgründe. 
Dan verfteht darunter ſolche Umftände, die der Handlung das normaler- 
weile vorhandene Moment der Rehtswidrigleit nehmen. Über andere 
Vezeihnungen (objektive Strafausfhließungsgrände, negative Tatum- 
fände) ſ. o. ©. 12. 
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Die Unrechtsausfchliegungsgründe unterſcheiden ſich weſentlich von Den Schulb- | 


ausfhließungsgränden (j.o. I). Diefe leteren laſſen die Rechtöwibdrigfeit unberührt, 
während Die erjteren fie bejeitigen. In ihrer Wirkung freilich fallen fie injofern zu- 
ſammen, als ſie beide dem Deliktsbegriff entgegenſtehen. 


Das StGB ſelbſt enthält nur wenige Unrechtsausſchließungsgründe (beſ. F8 53. 
193). Wohl aber ſind außerhalb des Strafrechts vielfache Rechtsſätze vorhanden, 
die eine im allgemeinen verbotene Handlung unter Umftänden für nicht rechtswidrig er- 


Hären. Die Frage, ob derartige Rechtsſätze für das Strafrecht Bedeutung haben, iſt 


grundfäglich zu bejahen. Denn darauf, wo der Ausnahmeſatz fteht, fann ebenjomwenig 
etwas ankommen, wie darauf, wo fi) Die Norm findet. Nur dann gilt etwas anderes, 
wenn der Ausſchluß der Rechtsmwidrigfeit lediglich bedeuten ſoll, daß die dem bürger 
lichen oder dem öffentlichen Recht eigentümlichen Rechtsfolgen nicht eintreten jollen. 
Das ift aber im Zweifelsfalle nicht der Sinn derartiger Beftimmungen. S. Darüber 


Bitelmann Civa 99 21ff. 


Unredtsausfchliegungsgründe beruhen hiernach bejonders auf den Vorfchriften 


über Züchtig ungsrecht (z. B. BGB $ 1631, GewO $ 127a, EG 5. BGB Art. 95; 


vergl. Finger, Das Züchtigungsrecht und defien Mißbrauch [1881], Kepler, Ger 4 


161ff.), Stenglein Gers 42 1ff., Hubrih GerS 46 161 Ff., Havenftein GoldtAl 51 
241 ff., Graf Dohna, Die Rechtswidrigfeit (1905) 83 ff. Die wichtigſten Schul⸗ 
zuchtordnungen bei Berger, Jugendfhug und Jugendbeſſerung [1897]), über Dis: 
ziplinarbefugnifje (3. B. Disziplinarftrafordnung f. d. deutſche Heer v. 31./10 
1872, für die deutfche Marine v. 23./11 1872, Neichsbeamtengef. v. 31.78 1873, 
Börjengef. v. 22./6 1896 88 8. 15, Rechtsanwaltsordnung $8 62 ff., Seemannsord- 
nung vd. 2./6 1902 88 84 ff., bei. $ 91; vergl. die Lehrbücher des Staats⸗, Kirchen 
und Berwaltungsredht3), über Waffengebraud) (vergl. van Calker, Das Recht des 
Militärs z. adminiftrativen Waffengebrauch [1888], Delius, WOHR 11 84), über er- 
laubte SelbjtHilfe (|. Borbem. 3. 88 52. 53. 54 und über zivilen Notftand (baf.. 
Über einen bejonderen Fall f. das zu 8 167 zitierte Urteil E 37 150. 

Nicht ausdrüdlich geregelt ijt die Frage nach der Bedeutung der Eimmillie 
gung des Verlegten. Zwar enthält $ 216 für die Tötungsdelikte eine ein- 
fchlagende Beitimmung; daraus kann aber nicht gefolgert werden, daß bei andern 
Delikten die Einwilligung rechtlich bedeutungslos fei; denn vom rein logiſchen Stand» 
punkt aus ift die umgefehrte Folgerung, daß die Einwilligung bei allen übrigen 
Delilten die Rechtswidrigfeit bejeitige, genau ebenfo gut möglid. S. darüber Hart 
mann Grünhd 26 253. U. U. E 2 442. Sicher it von vornherein ſoviel, daB 
die Frage der Einwilligung nicht bei allen Delikten auftreten kann. Außerhalb ihres 
Gebietes liegen die Delikte, zu deren ZTatbeftand die Verlegung einer Perjon oder 
deren Intereſſen überhaupt nicht gehört, z. B. Landesverrat, Münzverbrechen, Mein 
eid. Sicher iſt ferner, daß da, wo ein Handeln wider Willen zum Tatbeſtand 
gehört, die Einwilligung der Deliktsbegriffe entgegenfteht, 3.8. F5 176 Nr. 1. 177. 
234. 236. 237. 240. Sicher ijt endlich, daß, wenn umgelehrt die Einwilligung zum 
Tatbeitand gehört, fie den Zatbeftand des Deliktes gerade begründet, z. ®. 
88 142. 182. 

Im übrigen gelangt man auf einen feiten Boden nur dann, wenn man mit 
Bitelmann CivA 99 42 ff. einen rechtsgeſchäftlichen Charakter der Ein 
willigung in dem Sinne annimmt, daß der Einwilligende dem Täter das Recht zur 
Bornahme einer beftimmten Handlung gewährt. (Gegen die Unnahme eines Nechtd- 
geichäfts fpricht nit der Mangel der rechtlichen Erzwingbarkeit. Vergl. Kohler 
ABürR 12 1ff. bei. 38. 39. Die Frage nad) der Giltigkeit dieſes Rechts⸗ 
geichäfts beurteilt fich nad) den allgemeinen Grundjägen des bürgerlichen Rechts. 
Iſt es hiernach giltig, fo befeitigt die Einwilligung Die Rechtswidrigkeit, ift es un 
ungiltig, jo bleibt Die Rechtswidrigkeit bejtehen. Ungiltig aber ift das Rechtsge⸗ 
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ſchäft, wenn es vom Recht für unwirkſam erklärt ober gar verboten wird und wenn 
eö gegen die guten Sitten verjtäßt. 

Für unwirkſam erklärt daß Gefeß, (wenn auch nur indirekt) die Einwilli⸗ 
gung in allen Fällen, in denen es die Handlung aus originärem d. 5. nicht bloß dom 
Terlegten abgeleiteten Intereſſe verbietet, 3. B. 88 174. 306. Iſt das Delikt ein 
Antragsdelikt, jo jpricht Die Bermutung dafür, daß das Verbot lediglich auf abgeleitetem 
Interefie beruht. Deshalb befeitigt die Einwilligung in eine leichte Körperverlegung 
deren Rechtswidrigkeit. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 45, Finger 1 416, Olsh.⸗Zweig. 9 
zu $ 223 (Binding nimmt an, daß bei Einwilligung die Strafbarfeit jeder Körper- 
verlegung wegfällt; ebenjo Finger). A. A. v. Liſzt $ 87, 6 61. 

Ein Berbot der Einwilligung liegt nad Zitelmann zunächſt dann vor, wenn 
dem Berlegten die Handlung ſelbſt verboten ift, 3. B. Inbrandfegung bes eigenen 
Vohnhauſes (8 306). Doch wird Hier der Geſichtspunkt der Unwirkfamleitserklärung 
ausreihen. Ebenſo in den weiteren von Bitelmann angeführten Fällen des BOB 
$ 1092. 

Die Frage des Berftoßes gegen die guten Sitten tritt namentlich dann 
auf, wenn ſich Die Handlung nicht gegen ein jubjeltives Necht im eigentlichem Sinne, 
jondern nur gegen ein Nechtögut wendet. Aus diefem Grunde ungiltig ift die Ein» 
wiltgung in eine jchwere Körperverlegung, um zum Betteln tauglicher zu werden. 
Giltig dagegen ift die Einwilligung in eine SKörperverlegung mit  gefährlichern 
Rertzeug zum Zweck eines medizinischen Erperiments. Auch giltige Einwilligung in 
eine Freiheitöberaubung ift denkbar und kommt tatfächlich häufig vor. Meyer-Allf. 414. 

In jedem Falle muß die Einwilligung, um giltig zu fein, im Augenblide der 
Handlung vorliegen. Wird fie vorher wieder zurüdgezogen, fo ift Die trotzdem dor» 
genommene Handlung rechtswidrig. Vergl. Meyer⸗Allf. 222, Zitelmann a. a. D. 
33. 46 (legterer mit näherer Begründung). Ebenfo ift Hanblungsfähigfeit im Augen 
dlid der Einwilligung zu fordern. E 29 398. 

Literatur über die Einwilligung: Keßler, Die Einwilligung des Berlegten (1884), 
derj. Ger 38 53 ff., Ullmann GerS 87 529 ff., Breithaupt, Volenti non fit injuria 
1591), Heß, Abhdlgn. a. d. Gebiete des Zivil- und Strafrechts (1892), Heilborn, Der 
agent provocateur (1900) 167 ff., Hartmann a. a. D., Klee GoltdA 48 177ff. 337 ff. 

Kur teilweife geregelt ift die Frage der Pflichtenfollifion Die einjchlagen- 
den Beitimmungen beziehen ſich auf den Fall, daß allgemeine Rechtspflichten mit der 
durch ein Dienftverhältnis begründeten Gehorſamspflicht in Konflikt geraten. In 
biefem Falle geht nach dem Reichsbeamtengeſ. 8 10 die allgemeine Rechtspflicht vor. 
Tagegen räumen mehrere Bartifulargejeße und von den Neichögejegen MSGB 8 47 
und Seemannsordnung 8 85 der Gehorfamspflicht den Vorrang ein. Nach der 
erſten Stelle iſt der Untergebene unbedingt verpflichtet, auf Befehl des Vorgeſetzten 
eine Ubertretung zu begehen, nach den zweiten iſt der Schiffsmann ſchlechthin 
verpflichtet, den dienſtlichen Befehlen ſeiner Vorgeſetzten unweigerlich Gehorſam zu 
leiſten. Soweit hiernach eine unbedingte Gehorſamspflicht beſteht, handeit der ihr 
genügende Untergebene nicht rechtswidrig, wenn er den Tatbeſtand einer ſtrafbaren 
dandlung erfülli. Der Vorgeſetzte iſt vielmehr als mittelbarer Täter allein ver⸗ 
antwortlich. S. dazu Kuppmann-Weig. zu MEIGB 8 47, van Calker, Die ſtrafrechtl. 

Underantwortlichkeit fürauf Befehl begangene Handlungen (dazu Wachenfeld KeVBISchr 34 
152), v. Noſtitz-Wallwitz, Das militärifche Delikt d. Ungehorfams (1906), ARMS 5 33. 
Soweit die Pflichtenkolliſion nicht ausdrüdlich geregelt ift, muB der Sa gelten, 
daß die bedeutungsvollere Pflicht auf Koſten der minder bedeutungsvollen zu erfüllen 
iſt. an denke etwa an Kollilion der Pflicht, Gefangene zu bewachen ($ 343), und ein 
geplantes Verbrechen anzuzeigen ($ 139). Vergl. Binding 1 759f., E % 190. 
‚Neuerdings nehmen manche, bei. Graf Dohna, Die Rechtswibrigfeit (1905) und 
b. Lilzt $ 82 an, daß die Rechtswidrigkeit entfalle, wenn die Handlung das richtige 
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Mittel zur Erreichung eines vom Geſetzgeber als richtig anerfannten Zweckes ſei. 
Dagegen Beling, 2. u. 8. 141. Butreffend dürfte nur foviel fein, daß die Rechtswidrig⸗ 





keit in ähnlicher Weife wie durch Einwilligung auch durch Gefhäftsführung. 
(negotiorum gestio) befeitigt werden fann. ©. darüber Bitelmann a. a.O. 1027. 


Unter die Frage, inwieweit die Rechtswidrigkeit bei Handlungen entfällt, die 
zu Heilzweden vorgenommen werben, f. d. Worb. 3. 17. Abſchn. und Über die ganze 
Lehre von den „Sründen der Nichterjtehung des StrafrechtS* bei. Binding, Grund⸗ 
riß 183 ff. 


IV. Strafausichliegungsgründe.. — Die unter II und IH behandelten 
Schuld» und Unrehtsausfchließungsgrände faßt man Häufig zufammen unter ber 
Bezeihnung objektive Strafausihliefungsgründe, doch ift diefer Sprach⸗ 
gebrauch nicht zu empfehlen, weil es jelbitverjtändlich ift, daß mit dem Wegfall 


eines Tatbeftandselement3 der ftrafbaren Handlung von Strafbarkeit feine Rede fein 
Tann. Richtiger ift e8, den Begriff des Strafausfchliegungsgrundes in einem engeren 
Sinne zu gebrauden und ihn auf die perfönlichen oder individuellen, aud 
echten Strafausjchließungsgründe, d. 5. auf ſolche Umftände zu beichränten, bie um⸗ 
beichadet des Deliktcharakters der Handlung die Entftehung des ftaatlichen Strafrechts 
gegenüber dem Täter oder einem Zeilnehmer verhindern; 3. B. Monardhenqualität. 
Beling, 112, derjelbe, 2. v. ®. 82 bezeichnet die perjünl. Strafausfchliegungsgründe 
als „perfönliche Strafbarkeitsbedingungen“, v. Liſzt 5 44 als „Straffreiheitsgründe”. 
Innerhalb der Strafausihließungsgründe im meiteren Sinne unterjcheibet man 
allgemeine und bejondere, je nachdem, ob fie bei allen ftrafbaren Hand» 
lungen in Betracht fommen (3. B. Notwehr, Monarchenqualität) oder nur bei einzelnen 
(3. B. Adzendentenqualität bei Diebjtahl, 8 247). 

V. Strafaufhebungsgründe, — Während bie Strafausichliegungsgrände bie 
Entſtehung des ftaatlihen GStrafrecht3 verhindern, find Strafaufhebungsgründe 
ſolche Umſtände, die das entftandene ftaatliche Strafrecht wieder befeitigen. Auch 
bier unterfcheidet man allgemeine (3. B. Begnadigung) und bejondere (3. 8. 
8 310). 

VL Bedingungen der Strafbarkeit. — In einzelnen Fällen erflärt das Geſetz 
eine rechtswidrige Handlung, auch wenn fie ſchuldhaft begangen wird, nur dann für 
ftrafbar, wenn zu ihrem Tatbeſtande ein bejonderer Umftand Hinzutritt, 3. B. in den 
88 102. 103 die Verbürgung der Gegenfeitigfeit (a. U. Beling, 2.0.8. 69). Bergl. 
auch 8 4 Nr. 3. In derartigen Fällen jpricht man von Bedingungen der Strafbar- 
feit und verfteht darunter foldye außerhalb des Tatbeſtandes Tiegende Umſtände, 
welche die Strafbarkeit der Handlung bedingen. Ob aber ein Umftand zum Tat 
beftand gehört oder nicht, Tann zweifelhaft fein. Mit Blume, Tatbeftandbstomplemente 
(1906) 16 ift die Frage von dem Geſichtspunkte aus zu entjcheiden, daß das Sehen 
von Tatbeftandsmerktmalen der Verurſachung durch den Täter zugänglich, das Setzen 
von Bedingungen der Strafbarkeit ihr völlig entzogen if. Allerdings gilt das nur 
für die Merkmale des befonderen Zatbeftanded. — Fehlt e8 an einer Bedingung 
der Strafbarkeit, fo ift die Handlung trog ihrer Rechtswidrigkeit und Schuldhaftig⸗ 
keit feine ftrafbare. R 8 457. Daraus leiten im Hinblid auf $ 2 Olsh.Zweig.2 
zu & 102, Binding, Normen (2. Aufl.) 1 235, berjelbe Lehrb. 2 500, Finger 1 120 
und E 88 75 mit Recht den Sa ab, daß die Bedingung fchon zurzeit der Begehung 
der Handlung vorliegen müſſe. Meift wird biefe Frage nur in Beziehung auf bie 
angeführten $$ 102. 103 erörtert und bier auch von folchen bejaht, die in ber Ber 
bürgung der Gegenfeitigfeit feine Bedingung der Strafbarkeit fehen. So 3.8. v. Bar, 
Gef. und Schuld 209, Hegler, Prinzip. d. internation. Strafrehts (19086) 120. Abs 
weichend Beling, 2. v. B. 69 und v. Liſzt 8 44. Letzterer behauptet, baf alle Be 
dingungen der Strafbarkeit im alle ihres Eintritt8 auf den Zeitpuntt der Be⸗ 
gehung der Handlung zurüdzubeziehen jeien. — Bon den Bedingungen der Straf- 
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barkeit überhaupt werben zuweilen die Bedingungen der Höheren Etrafbarkeit unter« 
ſchieden, d. 5. ſolche Umftände, bie, felbft wenn fie ohne volles Verſchulden bes Täters 
eintreten, die regelmäßige Strafbarkeit erhöhen, 53. B. 88 224. 226. ©. über die Ter- 
minologie einerjeitS Singer 1 116, derſ. Goltd A 50 33 ff., anderfeitd Blume a. a.D. 
6#. 387. Sachliches bei $ 5YIL 

Su keiner inneren Beziehung zu den Bedingungen der Strafbarleit ſteht der 
neuerdings von Binding GerS 68 1ff. aufgeftellte Begriff des bedingten Ber- 
brechens. Er denkt dabei an Fälle, bei denen die Deliktsqualität der Handlung von 
einem zukünftigen ungewiffen Ereignis abhängt oder umgelehrt durch ein ſolches 
befeitigt wird. Ein Fall der erften Art, aljo ein aufichiebend bedingte Verbrechen, 
liegt 3. ®. bei Anftiftung vor. Einen Fall der zweiten Art, aljo ein auflöfend 
bedingtes Berbrechen, nimmt Binding 3. 8. bei Rüdtritt vom Verſuch an. ©. Dazu 8 46. 

VO. Brogefivorausfegungen oder Bedingungen der Verfolgbarkeit find ſolche 
Umftände, die, außerhalb des Tatbeftandes liegend, zwar nicht die Strafbarfeit, wohl 
aber die Werfolgbarkeit der Handlung bedingen. 3.8. bei ben Antragsbeliften der 
Etrafantrag, vergl. auch EG 3. GBG 8 11. Am Sinne ber modernen Terminologie 
des Zivilprozeſſes würde der Ausdrud Klagporausfegungen oder Klagbarteitd- 
borausfegungen zutreffen. ©. die Lehrbücher bes Zivilprozeßrechts von Hellwig 1 
1437., Beismann 1 65, Echmidt 654ff. 

VUL Die praktiſche Tragweite der vorfiehenden Unterfheidungen zeigt fich 
hauptfächlich in folgenden Beziehungen: 

1. bei der Teilnahme. Liegt bei der Haupttat ein Unrechtsausſchließungsgrund 
vor, fo ift firafbare Teilnahme an ihr felbftverftändlih unmöglid. Fehlt es 
dem unmittelbar Handelnden nur an der Schuld, fo gilt das Gleiche (Bay OLGStr 
6 110), Doch können dritte Perſonen mittelbare Täter fein. Dagegen fteht ein 
perfönlihder Strafausfchließungsgrund der Teilnahme nicht entgegen; 

2. bei der Doluslehre. Die irrtümliche Annahme eines Tatbeftandes, der die 
Bedeutung eines Unrechtsausſchließungsgrundes hat, fteht den Dolus entgegen, 
dagegen wird der Dolus nicht ausgeichloffen durch die irrtümliche Annahme, daß 
ed an einer Bedingung der Strafbarleit oder an einer Prozeßvorausſetzung fehle. 
S. u. 8 59; 

3. bei der Einziehung und Unbrauhbarmadung. © 0.841113; 

4. bei der Notwehr. ©, $ 58; 

5. in prozefjualer Beziehung: beim Borhandenfein eines Unrechtsaus⸗ 
ſchliezungsgrundes, eines Schuldbausfchließungsgrundes oder eines Strafaus⸗ 
Ihließungsgrundes, Freiſprechung; beim Mangel einer Bedingung der Strafbar⸗ 
feit das Gleiche, dagegen beim Mangel einer Prozeßvorausſetzung Einftellung 
des Verfahrens. S. Bennede- Bel. 9ff., Rojenfeld 326 ff, Löme-Hellw. zu 
SED 8 259. 


$ 51. 


Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn der Thäter zur 
Zeit der Begehung ber Handlung ſich in einem Zuftande von Bewußt- 
loſigkeit oder Frankhafter Störung der Geiftesthätigkeit befand, Durch welchen 
feine freie Willensbeftimmung ausgefchloffen war. 


L Weſen der Zurecjuungsfähigleit. — Das Geſetß macht bie Zurehnungsfähig- 
keit ([.o. &.103) abhängig von der Freiheit der Willensbeftimmung. Damit ſoll jelbit- 
berfländlich der Streit zwifchen Determinismus und Indeterminismus nicht im Sinne 
des Teßteren entfchieden werden; vielmehr folgt das Geſetz nur dem gewöhnlichen 
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Sprachgebrauch, wenn ed dem Menjchen jo wie er regelmäßig ift (dem Normal» 
menſchen) Willensfreiheit zujchreibt. Demgemäß beftimmt denn aud) v. Lilzt $ 37 
die Zurehnungsfähigkeit al8 normale Determinierbarteit,d. h. al$ Die nor- 
male Beftimmbarteit durd) Motive. Ähnlich u. a. Liepmann 105, Afchaffenburg 
in Hoche's Handb. d. gerichtl. Piychiatrie (1901; zitiert nach dem Sonderabzug) 11. 
Aber damit ift zunächſt nur eine Umfchreibung gegeben; denn, wie Stammier, Tas 
Recht der Schuldverhältniſſe (1897) 14ff. bemerkt, ift die Frage gerade Die, worin 
das Normale befteht. v. Liſzt Hat denn auh ZEIW 17 20 ff. 18 229. Das Be 
denken geäußert, ob nicht auch der Gewohnbeitöverbrecher, eben weil er abnorm 
reagiert, als unzurechnungsfähig anzufehen fei, und mit Nüdfiht auf dieſes Be⸗ 
denten iſt er geneigt, Die Zurechnungsfähigkeit als Empfänglichkeit für die Strafe zu 
beſtimmen. S. auch die Äußerungen Löfflers in dem zuletzt zitierten Aufſatze v. Liſzts. 
Gegen dieſe Auffaſſung Binding, Grundriß 97, Lammaſch Schweizeriſche Ztſchr. f. 
Strafrecht 10 244/5ff., Höfler, Sieben Theſen uſw. (1597), van Calker, Strafrecht und 
Ethik (1897), Liepmann 100 ff. 

Der richtige Weg kann nur der ſein, daß man die an erſter Stelle mitgeteilte 
Definition in eine Realdefinition verwandelt, d. h. pofitiv die Merkmale hervorhebt 
welche der normalen Beſtimmbarkeit eigen ſind. Zur normalen Beſtimmbarkeit gehört 
aber zunächſt eine richtige Erkenntnis der Motive d. h. der Anreize zum Handeln. 
Wer, etwa infolge von Halluzinationen, die Außenwelt verkennt und dadurch zu einem 
beftimmten Handeln veranlaßt wird, iſt unfrei. Ferner gehört zur normalen Beſtimm⸗ 
barfeit die Fähigkeit, den Wert des Anreizes an der Berfönlichleit zu meflen, 
d.h. die Fähigkeit, die Perfönlichkeit dem Reize entgegenzufegen. Der Begriff ber 
PVerfönlichleit aber forbert eine Summe von Bemwußtjeinstatfachen, die durch Das 
Schbewußtfein verbunden find. Wer in einem Buftande getrübten Bewußtſeins, 
nicht imftande ift, fernen Bejig an Bewußtjeinstatfachen zu dem auf ihn einwirfenden 
Reiz in Beziehung zu jegen (Hemmungsporftellungen einzufchalten) ift unfret. 

Auf Grund diefer Erwägungen gelangt man zu dem Ergebnis, daß zurechnungs⸗ 
fähig it, wer die Fähigkeit Hat, einen Anreiz zum Handeln richtig zu erfennen und 
darauf hin nady Maßgabe jeiner Perjönlichkeit zu reagieren. Oder mit Merkel 52: 
Zurehnungsfähigfeit (Willensfreiheit) ift die Macht einer Perjon, wirkſam zu jein 
nad) eigenem Maße. ©. dazu die 1. Aufl dieſes Kommentars zu 8 51, Krafft«&bing, 
Grundzfige der Criminalpfychologie (1881) 85, Windelband, Über Willensfreiheit 
(1904) 32 ff. 

Indeſſen genügt dieſe Auffaſſung nicht. Denn jelbjt bei richtiger Er 
fenntnig der Motive und bei der Syähigkeit, deren Wert nad) Maßgabe der Perſön⸗ 
lichkeit zu beftimmen, kann jemand doc, deshalb ganz abnorm reagieren, weil feine 
Berfönlichkeit felbft eine abnorme if. So auch Liepmann 94, v. Liſzt & 37, Graf 
Dohna Ger& 65 319. Es wird fi jomit darum handeln, in der geiftigen Befchaffen- 
heit diejenigen Momente herauszubeben, die ihrerjeitS für abnorme zu gelten haben 
Das gerade für das Strafredyt bedeutjame Moment liegt aber in der mangelnden 
Fähigkeit, den Willen durch die Vorjtellung ſozial-ethiſcher Normen zu beberrichen. 
M. a. W.: die Zurechnungsfähigkeit fehlt auch demjenigen, der nicht imſtande ift, 
feine Handlungen nad) Maßgabe fozialsethiicher Normen zu beftinmen. Ähnlich, 
aber wohl zu einfeitig Diefen Geſichtspunkt betonend, Graf Dohna a. a. O., Siemer- 
ling in Schmidtmanns Handb. d. gerichtl. Medizin (1906) 3 8. 

Bufammenfaflend wird ſomit zu jagen jein: Zurechnungsfähigkeit ift 
die normale Beftimmbarkfeit durch Motive Abnorm ift die Beſtimm— 
barteit: 1 wenn es der Perſönlichkeit an der Fähigkeit fehlt, ihr Ber- 
Halten nad ſozial-ethiſchen Vorftellungen einzurichten; 2 wenn e3 
ihr an ber Fähigkeit fehlt, ben Anreiz zum Handeln richtig zu würdigen 
oder Hemmungsporftellungen einzufchalten. 
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Alle erwähnten der Zurehnungsfähigfeit entgegenftehenden Umſtände laflen eine 
Abſtufung zu. Namentlid) kann der Beftand an fozialsethifchen Borftellungen Hinter 
dem normalen mehr oder weniger zurüdbleiben. Demnach iſt logifh Die Annahme 
einer größeren oder geringeren Zurechnungsfähigfeit nicht nur möglich, jondern geradezu 
geboten. Aber das Geſetz fleht auf einem andern Standpunkte. Es Tennt nur eine vor⸗ 
handene oder eine ansgeichlofiene freie Willensbeftimmung. Ausgefchloffen ift fie aber, 
wenn einer der erwähnten Mängel in fehr erheblihem Maße vorhanden ift. Da» 
gegen lehnt das Gefeg den Begriff der verminderten Zurechnungsfähigfeit ab. Einen 
Criag jollte das Syftem der mildernden Umſtände bieten. Zufammenjtellung der 
Literatur bei Gottſchalk Materialien z. Lehre v. d. verminderten Zurechnungsfäbigfeit 
(1904). Bergl. außerdem bei. Kahl i. d. Verholg. d. 27. Juriftentages 1 137ff. und 
die ftenogr. Berichte daf. 4 396 ff., IRVM 11 593 ff. (Delbrüd), 602ff, 637 ff. Ge⸗ 
fegentwurf v. Lilzt) 18 471ff., Sommer, Sriminalpiychologie (1904) 273 ff., Finger 
GerS 64 257 ff. (befonders letterer gegen den Begriff). 

Nicht zu vewechfeln mit der verminderten ift die partielle Zurechnungsfähig- 
kit. Nah Ziehen Monatsſchr. f. Neuralogie und Pfychiatrie 5 52 foll nämlich trog 
Geiſteskrankheit Zurehnungsfähigkeit injomweit vorliegen, als nicht ein nachweisbarer 
Inufaler Zufammenhang zwiſchen der Geiftesfranfheit (namentlich den durch chronijche 
Paranoia bedingten Wahnvorftellungen) einerfeit3 und derYandlung anderſeits befteht. 
Dagegen aber Heilbronner Bierteljahrsichr. f. gerichtl. Medizin 3. %. 19 2, Aſchaffen⸗ 
burg a. a. D. 30ff. 

Auch bei Ausschluß der freien Willensbeftimmung verneint das Gefeh die Zu⸗ 
rehnungsfähigfeit nur dann, wenn der Ausihluß auf Bemußtlofigfeit (f. u. U) 
oder franfhafte Störung der Geiftestätigfeit (. u. III) zurüdzuführen ift. 
Hieraus folgt gleichzeitig, daß nach der Auffaflung des Gejeges nicht jede Geilted- 
trantheit die Zurechnungsfähigkeit ausfchließt. 

Außer den angeführten Schriften ift noch zu vergleichen Gretener, Die Zu⸗ 
"anungöfähigteit als Gejeggebungsfrage (1897). 

L 


1. Die Zurechnungsfähigfeit kann zunäcdhft infolge eines Zuftandes der Bewußtlofig⸗ 
feit entfallen. Im Buftande der völligen Bewußtlofigfeit ift eine Handlung 
überhaupt unmöglich; denn Handlung ift ein bewußter Alt. ©. o. ©. 16, 
Sommer a. a. D. 10. Für dieſe Fälle braucht alſo der Ausihluß der Zurech⸗ 
nungsfähigfeit nicht befonders hervorgehoben zu werden. Deshalb ift der Begriff 
der Bewußtloligkeit in einem weiteren Sinne zu nehmen (ebenfo E 5 339, RG 
in Goltda 42 45), fo daß ſchon Trübungen bes Bewußtſeins darunter fallen, feien 
es Trübungen des Ichbewußtſeins vder des Bemußtfeins der Außenmelt. Aus dem 
angegebenen Grunde gehört, wie die zitierten Reich$gerichtsentfcheidungen und 
Hoppe i. d. Orenzfragen b. Nerven» u. Seelenlebens 7 177 bemerfen, nicht nur 
die „Jinnlofe* Betruntenheit Hierher, fondern es find auch andere hohe Grade 
der Trunkenheit ald Fälle der Bewußtloſigkeit anzufehen. Über (mit der eigent- 
lihen Trunfenheit nicht zu verwechſelnde) patholugiihe Raujhzuftände 
1. Heilbronner i. d. Münchener medizin. Wochenfchrift 1901 Nr. 24. 25. 
Außerdem fallen unter das Geſetz: Schlaf- und Ohnmachtszuſtände, Schlaf» 
trunfenheit, Somnambulismus, Hypnofe. Vergl. darüber v. Lilienthal BSH 7, 
251ff., Rieger daf. 8 515ff., Forel, Der Hypnotismus (1891), Schmidtkunz⸗ 
Der Hypnotismus (1892), zufammenfajfend Afchaffenburg a. a. ©. 23 ff. Auch 
der Affekt kann ſich zur Bewußtloſigkeit fteigern. 

2. Die Zurechnungsfähigkeit kann ferner entfallen infolge eines Zuſtandes von krank⸗ 
hafter Störung der Geiftestätigkeit. Dieſe Zuſtände unterſcheiden ſich von den 
borigendurch ihren pathologiſchen Charakter (doch ift Die Grenze flüſſig, z. B. Trunken⸗ 
heit — akute Mltoholvergiftung. Zum Begriffe der Krankheit gehört eine Ge— 
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fährdung (Virchow, Hdb.d. fpez. Bathologie 16. 11); deshalb rechnet das NS (wohl 
mit Recht) das fog. moraliſche Frrejein, die moraliſche Idiotie, charakteri— 
fiert Durch die mangelnde Fähigkeit zur Bildung ethifcher Vorftellungen, nicht Hierber. 
€ 15 97. S. darüber Sramer, Gerichtl. Pſychiatrie (1903) 351ff., Saupp i. d. Monats⸗ 
Schrift f. Kriminalpfychologie Kahrg. 1904 ©. 25 ff. Der legtere identifiziert Den mo⸗ 
raliſchen Srren mit dem delinquente nato Lombroſos. Bergl. dazu auch Vleuler, 
Der geborene Verbrecher (1896) und Frank, Die Lehre Lombrofos i. d. deutfchen 
Revue Jahrg. 1902. Obwohl im ftrengften Wortfinne der Ausdrud „Störung“ 
darauf hinweiſt, daß das Geiftesleben des Betroffenen einmal normal geweſen 
jein müfje, jo unterliegt e8 doch feinem Zweifel, daß auch angeborene Geiftes- 
krankheiten unter ba8 Geſetz fallen. Aichaffenburg a. a. O. 28. 29. Ebenfo fiher 
ift e8, daß au vorübergehende Geiftesftörungen pathologiihen Charakiers, 
3. B. Sieberbelirien, von dem Ausdrude Geiftesftörung umfaßt werben. Gleichgiltig 
ift, bei welcher Seite des geiftigen Lebens die Störung zu Tage tritt. Sie kann 
ih äußern in Störungen des Wahrnehmungsvorgangs, der Verftandestätigkeit, 
des Gefühllebens, des Wollend und Handelns. Dies die Einteilung bei SPräpelin, 
Pſychiatrie (1908). Immer aber handelt es fich dabei nur um Symptome einer bie 
ganze Pfyche ergreifenden Krankheit. Den Begriff der Monomanieen in bem 
Sinne, ald ob der Menſch im allgemeinen geiftig gefund und nur in einzelnen Bes 
ziehungen geiſteskrank, Demnach auch im allgemeinen zurechnungsfähig fein könne, 
hat die moderne Piychiatrie aufgegeben. Cramer a. a. O. 297 bemerkt, daß fich 
bei genauerer Beobachtung bie ſcheinbar nur in einzelnen Beziehungen abnorme 
Perfon auch ſonſt als abnorm darftele.e Daß eine abfolut jcharfe Grenze 
zwiſchen Geiftesfranfheit und geiftiger Gefundheit nicht gezogen werben kann, 
gibt die moderne Wiflenichaft zu. Bergl. Kräpelin a. a. O. 1. 374ff., Eullere, 
Die Grenzen des Irreſeins (1890). Verkehrt aber wäre e8, wenn etwa das Ge 
riht die Möglichleit einer Geiftesfrantheit von vornherein deshalb ablehnen 
wollte, weil ihm einzelne durchaus vernünftige und klare Handlungen des Be 
fhuldigten (3. B. Eingaben) bekannt find. Vielmehr ift für gewiſſe Pſychoſen⸗ 
3. B. Ouerulantenwahn (vergl. Hitig, Über den Dunerulantenwahn [1895], 
das Aufgebot geiftigen Scharfjinnd zur Rechtfertigung von Wahnvoftellungen 
geradezu charakteriſtiſch. 

. MI. Rechtliche Bedeutung der Zurechnungsfähigkeit. — Fehlt e8 an der Bus 
rechnungsfähigkeit, fo ift nad dem Wortlaute des Geſetzes „eine ftrabare Handlung 
nicht vorhanden“. Der Grund ift der Mangel eines ihrer weſentlichen Beftand- 
teile, nämli der Schuld. ©. o. ©. 108. Die herrſchende Lehre fieht in der Zu- 
rechnungsfähigfeit eine „Schuldvorausfegung*. Die Zurechnungsfähigfeit ift für jie 
„Schuldfähigkeit” oder (nach dem Borgange Bindings) „Itrafrehtlihe Handlungs» 
fähigfeit*. Dagegen find neuerdings wiederholt Bedenken geltend gemacht worden, 
fo von Radbruch, Der Handlungsbegriff (1904) 97. In der Tat kann man vom 
Standpunkte der üblichen Definitionen des Vorjages und der Fahrläfligkeit aus nicht 
verftehen, wie jo die Zurechnungsfähigfeit Borausfegung des Zutreffens diejer Begriffe 
fein fol. Radbruch erflärt daher die Zurechnungsfähigfeit nur als Borausfegung 
der rechlichen Relevanz von Borfag und Fahrläſſigkeit, d. h. ihrer Strafbarteit. 
In Wahrheit liegt die Sache jo, daß die Zurechnungsfähigfeit ein Beftandteil des 
Schuldbegriffs jelbit ift. 

Sm praftiichen Ergebnis aber ftimmt die herrfchende Lehre infofern überein, als 
fie ftrafbare Teilnahme als ſolche an der Tat eines Unzurechnungsfähigen für 
unmöglid) erflärt. So 3. B. E11 56. 21 14. Desgleichen erflärt E 85 73 mit Recht 
Hehlerei ($ 259) an der Tat eine Ungurechnungsfähigen für ausgeſchloſſen. In 
einzelnen Urteilen, fo in dem zulegt angeführten, ftüßt dag RG diefe Anficht auf bie 
Behauptung, die Tat eines Unzurechnungsfähigen jei feine Handlung im Rechtsfinne, 
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Indefien ift das in dieſer Allgemeinheit unzutreffend; denn ein bewußter Willensaft 
kann au) don einem Unzurechnungsfähigen ausgehen. So auch Olsh.⸗Zweig. 12. 13. 
Tiefe betonen, daß der Unzurechnungsfähige nicht nur handeln, fondern aud) vor» 
jätlich und fahrläffig handeln lönne, und folgern daraus, baf, wenn dies im Einzel» 
falle zutreffe, auch firafbare Teilnahme möglich fei. Das ftimmt, ſoweit es fich gegen 
die berrichende Lehre wendet, durchaus, aber die daraus gezogene Folgerung beruht 
auf der allgemeinen irrtümlichen Anſchauung, daß mit der Bejahung von Vorſatz 
oder Fahrläffigkeit auch die Schuld bejaht ſei. 

III. Aetiones liberae in eausa. — Mit der Straflofigfeit ber in unzurech⸗ 
wungsfähigem BZuftande begangenen Handlungen ift fehr wohl bie Strafbarfeit 
ioiher Handlungen zu vereinigen, zu welchen der Täter in zurechnungsfähigem Zu⸗ 
tande ſchuldhaft eine Urfache geſetzt hatte, und bie er in zurechnungsfähigenm Zuftande 
nur fortfegt. Sog. actiones liberae in causa seu ad libertatem relatae. 3.8. die 
Wutter, welche weiß, daß fie ſich im Schlafe unruhig hin⸗ und herwälzt, legt in be» 
wußtem Zuftande ihr Kind neben fi in das Bett und erdrüdt es demnächſt im 
Schlafe. Hier kann je nad, den Umftänden vorjägliche oder fahrläflige Tötung vor⸗ 
liegen (tatjächlich wird die letztere häufiger ſein). So jetzt bie herrichende Lehre und 
€ 2413. Dagegen Kapenftein, Die Straflofigteit der actio libera in causa (1901). 


Zu den 88 52. 53. 54. 


l. Die $$ 52—54 betreffen Faͤlle, in denen eine normalerweije ftrafbare Handlung 
jur Rettung aus einer Gefahr begangen wird, und erklären fie übereinjtimmend mit 
Rüdiicht auf die Notlage für ftraflos. Dabei unterfcgeidet das Geſetz nach der Art 
und Weiſe, durch welde die Gefahr hervorgerufen wird, zwifchen Rötigungsftand 
($ 52), Notwehrſtand ($ 53) und Notftand ($ 54). 

1. Beim Rötigungsftand wirb die Gefahr hervorgerufen durch eine Drohung 
in dem Sinne, daß ein beſtimmtes Verhalten bei Meidung eines von dem 
Drobenden zu bewirkenden oder zu befördernden Übels angefonnen, zugemutet 
der Täter dazu genötigt wird. Mit ber Drohung gleich behandelt wird die un- 
wiberftehliche Gewalt. 

2. Beim Notwehrftand wirb die Gefahr begründet durch einen gegenwärtigen 
rehtswidrigen Angriff. 

3 Beim Rotftanb wirb die Gefahr auf beliebige Weiſe G. B. durch Hunger 
oder durch Teuer) hervorgerufen. 

L. Aud das BGB behandelt den Notwehrftand und den Notſtand und rechnet 
mit der in der Theorie herrſchenden Lehre zum legtern auch den Nötigungsftand. Es 
ragt ih, welche Bedeutung den Beitimmungen des StGB's gegenüber denen das 
DOES noch zufommt. Dabei ift zu unterſcheiden: 

1. Der Begriff des Notwehrſtands deckt ſich in beiden Geſetzbüchern vollkommen. 
Bergl. BEB $ 227. Da dieſe Stelle die durch Notwehr gebotene Handlung für 
nicht rechtswidrig erklärt und mit ber Rechtswidrigkeit die Strafbarkeit entfällt, 
lo Haben die erften beiben Abſätze des $ 53 StGB's gegenüber dem BGB keine 
eigentümliche Bedeutung mehr. Wohl aber der dritte Abſatz, deſſen Zatbeftand- 
das 9GB nicht berücfichtigt. Auch der vom BGB gefondert behandelte Selbft- 
ſchußz des Beſitzes ($$ 859. 860. 1829. 1090)) kann fi) als Notwehrhandlung, 
derftellen. Sofern ex das tut, findet auch auf ihn das Gejagte und namentlich 
553 Abſ. 3 Anwendung. 

2. Dagegen deckt fich der Notitandsbegriff des BGB's, wie eine Bergleichung. 
der 88 228. 904 mit StGB $ 54 ergibt, nicht vollftändig mit dem des StEB's. 

Trotzdem ift eine Handlung, die nur als zivilrechtlide Notflandshandlung im 
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Sinne des BGB’S erſcheint, deshalb nicht ſtrafbar, weil es ihr an der Rechts— 
widrigfeit feblt. 

In dem gleichen Sinne find die außerhalb ded BGB's anerfannten Fälle des 
zivilrechtlichen Notftands zu beurteilen. HGB 88 700 ff, Seemannsordnung 88 87. , 
Boftgef. $ 17, Strandungsordnung $ 9. Co bie herrichende Lehre fchon vor 
dem BGB. 

III. Als bejondere Fälle der Gefahr kommen für dag BGB die der erlaubien 
Selbſthilfe in Betracht (88 229]... Da es auch ihnen an der Rechtswidrigkeit 
fehlt, jo kann troß de3 Schweigens des StGB's von Strafbarteit feine Rede fein. — 
Wegen der frage, ob die unerlaubte Gelbfthilfe als ſolche ftrafbar ift, ſ. EG 
82 I 1. 

IV. Über den Einfluß, den das bürgerliche Mecht in den bezeichneten Nid- 
tungen auf das Strafrecht ausübt, |. o. S. 103 ff., außerdem R. Merkel, Die Kollifion 
rechtmäßiger Intereffen (1895), Tite, Die Notflandsrechte (1897), v. Lifzt, Die Delifts- 
obligationen (1898), Oetker, Über Notwehr und Notitand (1903), Zitelmann EivA 9 
1 ff., Binding, Grundriß 189 ff. 


$ 52. 


Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn der Thäter durch 
unmiderftehliche Gewalt oder durch eine Drohung, welche mit einer gegen: 
wärtigen, auf andere Weije nicht abwendbaren Gefahr für Leib und Leben 
feiner jelbjt oder eines Angehörigen verbunden war, zu der Handlung ge: 
nöthigt worden ilt. 

ALS Angehörige im Sinne dieſes Strafgejeßes find anzufehen Ver: 
wandte und Verſchwägerte aufs und abjteigender Linie, Adoptiv» und 
Pflegeeltern und Finder, Ehegatten, Geſchwiſter und deren Ehegatten, 
und Berlobte. 


1. Die Begründung des Nötigungsftandes kann nah dem Gefege durd 
unmiderftehliche Gewalt oder Durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben erfolgen. 

1. Über den Begriff der Gewalt fteht fo viel feit, daB darunter eine zur Über- 
windung eines Widerftandes beftimmte Tätigfeit zu verftehen ift. Selbſt⸗ 
verftändlich erfüllt aber nicht jede zu dieſem Zwecke entfaltete Tätigkeit den 
Begriff der Gewalt. Bielmehr ift unabweisbares Erfordernis, daß die Tätigfeit 
in der Entfaltung phyſiſch wirkender nicht unerheblicher Kraft befteht. Tie 
meiften faflen den Begriff enger. Indem fie das Erfordernis der Erheblichkeit 
(gegen dieſes Heilbronner ZStr® 18 187) nicht nur für die Wirkung, fondern 
auch für den Ausgangspunkt aufitellen, verlangen fie die Anwendung nicht un 
erhebliher Körperfrajt. So bei. v. Liſzt $ 98. Allerdings trägt man fein 
Bedenken, auch dann von Gewalt zu jprechen, wenn die förperliche Kraft von dem 
Mittel ausgeht, deſſen fich der Täter bedient, 3. B. von dem gehetten Hund 
(RE in GoltdA 37 158), aber man jchließt vielfach Die Betäubung durd 
nartotifhe Mittel von dem Begriff der Gewalt aut. So Olsh.⸗Zweig. 
5 zu $ 234, Hälfchner 2 243. Dagegen mit Recht Binding, Lehrb. 1 83, v. Li⸗ 
lienthal ZStr® 7 876, Helmde, Der Begriff der Gewalt (1895) 31ff., Meyer 
ANf. 408. Bon feinem Standpunkte aus folgerichtig will v. Lifzt 98 unter 
fcheiden, ob der Zuftand der Betäubung durch Körperkraft herbeigeführt worden 
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ft (3. ©. Zwang zum Einatmen) oder nicht. Stellt man fih auf ben hier 
vertretenen Standpuntt, fo ift fchlechthin Gewalt anzunehmen; denn das Nar⸗ 
kotikum wirft ſtets auch phufifch ein. Die Frage, ob in der Einfperrung 
Gewalt liegt, muß jedenfalls dann bejaht werben, wenn der Eingeſperrte 
die Einfperrung als foldye empfindet. ©. Binding a. a. O. v. Buri Beilage- 
beft 3. Gers 29 16, Olsh.⸗Zweig. 4 (anders aber 4 zu 8 2491, E 27 405. 
Die Gewalt ift entweder eine abfolute oder eine kompulſive. Abfolut ift 
fie dann, wenn fie die Fähigkeit zur Willensbildung oder zur Willensbetätigung 
ausjchließt. Abweichend fiellt Binding a. a. O. dieſes Erfordernis für jede 
Gewalt auf, in dem Sinne, daß er überhaupt nur eine abfolute Gewalt Tennt. 
Tie fompulfive Gewalt (e8 wird jemand fo lange geprügelt, bi er ben 
Biderftand aufgibt) ift für Binding nur Drohung. Das ſtimmt zunächſt mit 
dem gemeinen Sprachgebrauch nicht überein, würde auch zur Berneinung einer 
Gewalt gegen Sachen führen, und doch erfennt das Geſetz in ben 88 124. 
125 eine folde an. Allerdings ift bier von Gewalttätigfeit die Rede, aber 
auch Der Gegenſatz der 88 253. 255 weiſt auf den Begriff einer Gewalt gegen 
Sachen Hin. Eingehender über die Frage Frank, Vergl. Darftellung 6 19 ff. 
Daß der Widerftand, zu deſſen Bejeitigung die Gewalt beftimmt ift, wirflich ge- 
leitet werde, ift nicht zu verlangen. Es genligt, wenn ber Nötiger einen 
Widerſtand erwartete und ihn durch das Maß der aufgewendeten Kraft von 
vornherein ausſchloß. Ebenſo v. Buri a. a. D. 19, Olsh.⸗Zweig. 5 zu 8 249. 
AA v. Lifzt $ 98. In der vorliegenden Stelle handelt es fih um unwider⸗ 
Hehliche Gewalt, db. h. um abfolute in dem oben mitgeteilten Sinn. 8. B. 
mein Yinger wird mit einer jeden Widerftand ausfchließenden Kraft an ben 
Abzug einer Piftole geführt. Auch eine von innen wirkende Gewalt, wie fie bei 
Reflerbewegungen (Kränıpfen) vorfommt, kann ausreichen. Denn bie Stelle fegt 
nit voraus, daB jemand von einem andern vergewaltigt wird. Völlig ab» 
weihend faßt Thurow, Beiträge 3. Lehre v. d. Erpreflung (1902) 13ff. den Be» 
griff der Gewalt auf. Er verfteht darunter jeden Zuſtand, fraft beiien ein 
Menich dem Willen ober der Macht eines andern untergeordnet ift. 
2. Über den Begriff der Drohung ſ. $ 48 II 1a. 
Um Straflofigfeit des Bedrohten (Genötigten) zu bewirken, muß 
a) die Drohung mit Gefahr für Leib und LXeben der genötigten ober einer ihr 
angehörigen Berfon verbunden fein, d. h.: e8 muß in dem Genötigten die 
Befürchtung mwachgerufen worden fein, daß er oder ein Angehdriger (fofort) 
das Leben oder die förperliche Integrität verlieren werde, falls er nicht das ihm 
angefonnene Verhalten einſchlage. Regelmäßig wird die Drohung von einem 
dritten ausgehen; es genfigt aber audy die Drohung eines Angehörigen, ſich 
jelbft zu verlegen oder zu töten. E 38 123. Als Gefahr für den Leib Tann 
aber nicht jchon jede geringfügige, fondern nur eine erheblichere Körperver⸗ 
legung angejehen werben. Denn der Gedanke des Geſetzes ift der, daß nur 
die Gefährdung eines wertvollen Gutes die Verlegung eines andern zu ents 
ſchuldigen vermöge. Ebenſo Finger 1422, Olsh.⸗Zweig. 9, Rüd.-Stengl. 4. Vergl. 
auch E 29 77. A. A. 3. B. Binding 1 770, Meyer⸗Allf. 255. Es muß 
ferner 
b) die Gefahr eine gegenwärtige jein in dem Sinne, daß der Bebrohte den 
Eintritt des angedrohten Übel® als unmittelbar bevorftehend anfieht. Es 
muß endlich 
©) die Gefahr eine unabwenbbare fein, d. h.: es darf dem Genötigten nad) Lage 
der konkreten Verhältnifie (3. B. feiner Körperkraft) fein anderer Ausweg als 
die Begehung der ihm angefonnenen Handlung zu Gebote ftehen. Möglichkeit 
der Flucht ift ein folcher Ausweg. Wenn objektiv betrachtet ein anderer Aus⸗ 
Grant, Strafgeſetzbuch, 5.7. Aufl. 8 
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weg offen fteht, der Genötigte ihn jedoch nicht erkennt, jo fommt es barauf 

an, ob ihm diefe Unkenntnis zum Verſchulden angerechnet werden kann oder 

nidt. Im erfteren alle bleibt er wegen fahrläffiger Täterihaft ftrafbar, 
vorausgeſetzt daB das in Frage kommende Delitt fahrläjjig begangen werden 

fann. Bergl. u. ©. 130. 

HD. Das abgendtigte Verhalten befteht: 

1. bei der unwiderftehlihen Gewalt darin, daß der Gendtigte ihr nachgibt, 
folgt; 

2. bei ver Drohung darin, daß der Bedrohte zur Rettung aus der Gefahr das 
tut oder unterläßt, was ihm der Bedroher zumutet. 8. B.: die uneheliche 
Mutter tötet das Kind, nahdem der Water ihr gedroht Hat, fie andernfalls felbit 
zu töten. Da das abgenötigte Verhalten nur dann ftraflos if, wenn Die Ge- 
fahr nicht auf andere Weife abwendbar war, in der Drohung aber zugleich ein 
gegenwärtiger rechtöwidriger Angriff im Sinne des $ 58 liegt fo ift Die Mutter 
nur dann ftraflos, wenn fie die Notwehrhandlung (die Unſchädlichmachung des 
Baters) nicht vollziehen kann. Bergl. Löffler ZStW 21 540. 

III. Die rechtliche Bedeutung des Nötigungsitandes charalteriſiert das Geieg 
dahin, daß „eine ftrafbare Handlung nicht vorliegt”, das abgenötigte Verhalten aljo 
nicht ftrafbar ift. Der innere Grund diejer Beftimmung ift außerordentlich beitritten. 
Wird die Nötigung durd) unmwiderftehliche Gewalt begangen, fo liegt eine genügende 
Erklärung darin, daß der Genötigte überhaupt nicht Handelt; es fehlt ihm an dem 
zur Handlung unerläßliden Willen. Aber diejfer Gejichtöpuntt paßt nicht für den 
Fall der Drohung; denn bier gilt der Sat voluit quamquam coactus. Abzulehnen 
ift die von Binding 1 769, Singer 1 428, Ol3h.- Zweig. 14, Würzburger, Das Recht 
des ftrafrechtlichen Notftandes (1902) 58 vertretene Auffafjung, nach weldyer der Nöti- 
gungsftand die Bedeutung eines fubjektiven Strafausichließungsgrundes bat. Denn 
einmal wird dadurch nichts erklärt, und dann fommt man mit dem Wortlaut in Kon 
flilt, der das Vorhandenſein einer ftrafbaren Handlung verneint. Die Motive finden 
den Grund darin, daß der Wille des Gendtigten unfrei fei, weil ihm ein fremder Wille 
aufgezwungen werde. Das ift richtig, Führt aber unter Berüdfichtigung des oben ©. 103. 
Gejagten zu dem Ergebnis, daß es an der Schuld fehlt. Ebenſo Rudolf Merkel, 
Die Kollifion rechtmäßiger Intereflen (1895) 20 ff, Graf Dohna, Die Rechtswidrig⸗ 
feit (1905) 127, Auer, Der ſtrafrechtliche Notitand (1903) 9. 16. Wenn Birkmeyer 
8 31 jagt, beim Notftand bleibe Nechtswidrigfeit und Schuld beftehen, aber bie 
Handlung werde aus Billigfeitägründen für ſtraflos erklärt, jo erflärt fich das durch 
die zu enge Faſſung des Schuldbegriffs. Aus der bier vertretenen Anficht folgt 
gegen Binding, Finger und Olsh.⸗Zweig. aber in Übereinftimmung mit E 81 395, 
daß der Nötiger nicht als Anftifter, jondern als mittelbarer Täter aufzufaflen ift. 
Andernfall8 wäre der Zwang zur Selbittötung nur unter dem nicht ausreichenden 
Gefichtspunft der Nötigung ($ 240) ftrafbar. 

Bu weit geht die vun Lijzt 8 34, Meyer-Allf. 283 vertretene Anficht, nach weldyer 
der Nötigungsitand die Rechtswidrigkeit bejeitigen fol. Die Entjtehungsgefchichte 
ergibt jür diefe Annahme nichts, der Wortlaut zwingt nicht zu ihr und Die prak⸗ 
tiſchen Konjequenzen find jedenfall dann unerträglich, wenn man annimmt, daß die 
Notwehr einen objektiv rechtswidrigen Ungriff vorausjegt ($ 53 I 2). Denn dann 
fünnte ein dritter, der in dem oben II 2 angeführten Falle dem Rinde beifpringt, 
ſich nit auf Notwehr berufen. 

IV. Der zweite Abſatz beſtimmt den Begriff der Angehörigen für das ganze 
Gebiet de8 StGB's. Dabei ift es fraglich, ob die einzelnen aufgezählten Berhältnifie 
jtreng im Sinne des bürgerliden Rechts zu veritehen find. Beachtet man, daß zur 
Zeit des Erlafjes des StEB's das bürgerliche Recht fein einheitliches war, baß ferner 
die erwähnten Berhältniffe nicht Überall redjtlich firiert waren, es 3. T. aud) jetzt 
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noch nicht find, und Daß e8 endlich vom Standpunkte der Etrafgefetgebung darauf 

anfommt, Die Perſonen der Affeftion zu beftimmen, fo wird man einer freieren 

Interpretation zuneigen. So auch bie Praris des RG. ©. bei. E 84 418. 35 49. 

Von diefem Standpuntte aus ergibt fich folgendes: 

1. Bei Berwandten auf- und abfteigender Linie ift es unerheblich, ob das 
Berwandtichaftsverhältnis Durch eheliche oder außereheliche Geburt begründet ift. 
BGB 8 8 1589 Abf. 2 findet feine Anwendung. So die herrichende Lehre. 

2. Bei Verſchwägerten auf- und abfteigendber Linie ift e8 nicht nur 
gleichgiltig, ob die das Echwägerfchaftsverhältnis vermittelnde Ehe noch beiteht, 
(BGB 8 1590 Abf. 2), fondern auch, ob fie etwa materiell nichtig oder anfecht» 
bar iſt. In beiden legteren Beziehungen a. A. Olsh.⸗Zweig. 19. 

3. Bei Adoptiveltern und Adoptivfindern wird man allerdings, weil es 

ih um einen fireng juriftifchen Begriff handelt, das bürgerlihe Recht, jetzt 

BGB 88 1741 ff., zu Grunde legen müflen. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 20. 

- Dagegen ift der Begriff der Pflegeeltern und Pflegetinder ein mehr tat«- 
Jädhlicher. Er wird Karafterifiert durch ein Verhältnis, das dem zwiſchen natlir- 
lihen Eltern und Kindern beftehenden hinfichtlich ber Dauer und der fittlichen Über- 
und Unterordnung entipridt. So jetzt die Herrfchende Lehre. E 27 129 (nicht 
der Lehrling). 28 230. 34 161. 

. Tas unter 2 Gefagte gilt Hinfichtlich der die Ehegatten verbindenden Ehe. 

Wenn allerdings die Ehe rechtskräftig für nichtig erflärt oder gejchieden ift, fo 

find Ehegatten nicht mehr vorhanden. Ob bei Aufhebung der ehelichen Gemein» 

ihaft (BGB $ 1575) die Ehe beftehen bleibt, ift außerordentlidy beitritten. ©. 
darüber A. B. Schmidt in dem Beckſchen Komment. 3. BGB 4 771ff. Schmidt 

jelbft bejaht. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 22. 

Bet den Sefhmiftern fommt es nicht darauf an, ob fie voll» oder halbbürtige, 

ob fie jämtlich einer materiell giltigen Che entiprofien, ob fie ſämtlich oder 

3. T. außerehelich geboren find. Mindeftens ein Elternteil muß aber gemeinfam 

jein. Daher find „zufammengebradte” Kinder nicht als Geſchwiſter anzufehen. 

Vegen des Ehegatten der Geſchwiſter vergl. ob. 5. Zu bemerfen ift, daß 

die Ehegatten mehrerer Gejchwifter zwar diejen gegenüber, aber nicht unter fich 

in Berhältnis der Angehörigfeit ftehen. RS in GoltdA 51 47. 

. Berlobte find foldhe Perjonen, die ein ernftlicyes nicht gegen das Geſetz ober 
die guten Gitten verftoßendes Eheverſprechen bindet. Nach E 35 49 Toll e8 
an diefen Erforderniflen fehlen, wenn das Verſprechen auch nur auf einer Seite 
fein ernftliches if. Im übrigen führt E 38 242 aus, daß eine Bindung auch 
bei nur beſchränkt geichäftsfähigen Perſonen vorliegen könne, felbjt wenn der 
gejegliche Vertreter in das Berlöbnis nicht eingemwilligt hat, daß aber bei im 
Kindesalter ftehenden Perſonen das vernünftige Ermefjen des Richters darüber 
enticheide, ob das Eheverſprechen ein giltiges if. A. U. 3. T. Olsh.⸗Zweig. 24. 
€. über die erwähnten Begriffe auch Würzburger a. a. O. 48 ff. 

In allen Fällen ift das AngehörigfeitSverhältnis ein gegenjeitiges. Es iſt 
alfo nicht nur der Bruder ein Angehöriger des Ehemanns feiner Schmefter, fondern auch 
der Ehemann ein Angehöriger de3 Bruders jeiner Frau. Ebenſo Binding 1 787, 
Th. Zweig. 23, RG in GoltdA 51 47, Meyer-Allf. 255. A. U. Geyer in Holtzend. 
Handb. 4 93, 


de 
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$ 53. 


Eine ftrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn die Handlung 
durch Nothwehr geboten war. 
Nothwehr ift diejenige Vertheidigung, welche erforderlich ift, um einen 
8 * 
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gegenwärtigen, rechtSwidrigen Angriff von fich oder einem Anderen ab- 
zuwenden. 

Die Überſchreitung der Nothwehr iſt nicht ſtrafbar, wenn der Thäter 
in Beſtürzung, Furcht oder Schrecken über die Grenzen der Vertheidigung 
hinausgegangen iſt. 


J. Notwehrſtand iſt ein Zuſtand der Gefahr für ein eigenes oder für 
ein fremdes Intereſſe (Rechtsgut), hervorgerufen durch einen gegenwär— 
tigen rechtswidrigen Angriff. Angriff iſt eine Handlung, welche (wenn auch 
nur tatſächlich) darauf gerichtet iſt, einen beſtehenden Zuſtand durch Verletzung eines 
Rechtsguts zu verändern. Die Aufrechterhaltung eines rechtswidrigen Zuſtandes 
(3. B. der Mieter zieht nicht rechtzeitig aus, der Schuldner zahlt nicht) iſt nicht An⸗ 
griff. E 19 298. Die Frage, ob einer jolden Aufrechterhaltung in firaflofer Weife 
entgegengetreten werden fann, ift feine Frage der Notwehr, fondern im wefentlichen 
nach dem Geficht3punfte der Selbfthilfe zu beantworten. Vergl. Vorbem. zu 8$ 52 
bis 54 III. Übereinftimmend u. a. Olsh.⸗Zweig. 5, Schollmeyer, Das Recht ber 
Notwehr (1899) 5, Schleifenbaum, Begriff und Bedentung des gegenmärt. rechtswidr. 
Angriffs (1904) 45 (Unterlaffung fei fein Angriff), Zur Natur des Angriffs gehört, 
daß er von einem belebten Weſen ausgeht. Eine Gefährdung durch ein unbe 
lebtes Wejen begründet Notftand und beurteilt fi nah $ 54 und BOB gs 228. 
904. Binding, Grundriß 191 will auf eine ſolche Gefährdung die vorliegende Stelle 
analog anwenden. Nach Tobler, Die Grenzgebiete zwifchen Notwehr und Notſtand 
(1894) 63 und Löffler ZStr® 21 564 ift fie fogar direkt anwendbar. — Gleiche 
giltig ift, gegen welches Intereſſe (Rechtsgut) jich der Angriff wendet. 
„Jedes Gut ilt wehrfähig“. Daher ift die Notwehrhandlung nicht mur bei Angriff 
gegen Leib und Leben, fondern aud) bei Angriff gegen die Ehre (E 21 168) oder das 
Bermögen ufw. geftattet. Das Gleiche gilt bei Angriff gegen das fittliche und relis 
giöje Gefühl. Bergl. Kohler GerS 47 57, Neumond GerS 56 46 ff. Im allg. über 
das Anwendungsgebiet der Notwehr Eltzbacher DYZ 10 289 ff. Unerheblich ift es 
endlih ob fich der Angriff gegen ein Rechtsgut Des Berteidigers felbit 
oder gegen das einer dritten Berjon wendet. In dem lehteren Falle bes 
zeichnet man die Notwehrhandlung ald Nothilfe. Dieſe ift zweifellos audy im In⸗ 
terefie des Staates zuläffig. Doch nimmt die herrfchende Lehre an, daß fie nicht 
ſchlechthin zur Verhinderung ftrafbarer Handlungen geleiftet werden dürfen. ©. da⸗ 
rüber Binding 1 737 und v. Alberti, Eigenmächtige Unrechtshemmung (1904). Die 
Frage ift bef. wichtig wegen $ 240. — Injedem Falle muß der Angriff fein: 

1. ein gegenwärtiger. Gegenwärtig ift der Angriff, wenn die Gefahr einer zeitlich 
unmittelbaren Verlegung vorhanden if. Binding 1 746. Die Drohung, die 
Mienen, das ganze Verhalten des Gegner vereinigen fich für die natürliche 
Auffaffung zu einer Einheit mit der wirklichen Ausführung, fofern diefe uns 
mittelbar bevorfteht. ©. hierzu Olsh.⸗Zweig. 9, Schollmeyer a. a. D. 6, Schleifen 
baum a. a. DO. 51. Der Ungegriffene braucht aljo mit feiner Abwehr nicht zu 
warten, bis ihm eine Verlegung zugefügt iſt. Der begonnene, jchon in eine Ber- 
legung übergegangene Angriff bleibt fo lange gegenwärtig, als die Yufügung 
einer neuen oder die Vergrößerung der bereitS eingetretenen Verletzung durch 
das Verhalten des Angreiferd unmittelbar bevorfteht. Danach beftimmen ſich 
die Grenzen des gegenwärtigen Angriff? gegenüber dem abgeſchloſſenen und dem 
erit in der Zukunft drohenden. Nicht maßgebend ift der Augenblic der formellen 
Bollendung des Delikts, um jp weniger, als der Angriff überhaupt nicht ftrafbar 
zu fein braucht. Ebenſo die meilten; a. A. fcheinbar v. Liſzt $ 33. Schon 
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unter dem Geſichtspunkt der Notwehr ift es daher geftattet, dem flüchtigen Dieb 
die Sache gemwaltiam wieder abzunehmen. Bergl. außerdem BGB 83 229. 859. 
Bei den Tauerbelikten (3. B. Breiheitäberaubung) erfennt das Geſetz ſchon formell 
ar, daB der Angriff jo lange dauert wie die Aufrechterhaltung des rechtswidrigen 
Zuftandes. — Der Angriff muß ferner fein 

2. ein rechtöwidriger. Diejer Begriff ift jehr befiritten. Im weſentlichen ftehen 
ſich folgende Anfichten gegenüber 

a) Rechtswidrig ift ein verbotener Angriff. Er kann demnad nur von einem 

Menifchen ausgehen, weil fi) die Verbote des Hecht nur an Menſchen wenden. 

Dieje Meinung wird in zwei Varianten verireten. 

a) Nach ber erjten muß die Rechtswidrigkeit gleichzeitig eine ſubjektive, d. h. 
Tchuldbafte fein. So Hälfchner 1 479 ff., Beling 48. 

3) Die zweite erklärt objektive NRechtswidrigfeit für ausreichend und läßt 
Demgemäß auch Notwehr gegen fchuldlofe Angreifer zu. So v. Lilzt 8 33, 
Merkel 163, Schollmeyer a. a.D. 9, Finger 1 387/8, Auer, Der ſtrafrechtl. 
Notftand (1903) 6, Schleifenbaum a. a. O. bef. 27 ff. (bei dieſem auch Kite» 
raturangaben über den Begriff der objektiven Rechtswidrigfeit; f. aber 
außerdem Beling, 2. v. V. 139 ff., Bierling, Juriſt. Prinzipienlehre 8 14. 
170 ff. 300 ff, Zitelmann CivA 99 9 ff... Außer Cchollmeyer 19 lafien Die 
Vertreter diefer Anficht Notwehr gegen Angriffe Unzurechnungsfähiger zu. 

Rechtswidrig ift ein folder Angriff, den fi der Angegriffene 

nit gefallen zu laſſen braudt. Bon diefem Standpunkte aus gelangt 

man dazu, nicht nur den von einem fehuldhaften Menjchen, jondern auch den 
von einem Tier ausgehenden Angriff als rechtswidrig zu bezeichnen. So 

Binding 1 740, Oetker, Über Notwehr und Notftand (1903) 23, Olsh.⸗gweig. 6. 

Beachtet man, da es dem Rechte bei der Regelung der Notwehr in erfter Linie 
darum zu fun ift, die Strafbarkeit desjenigen zu verneinen, der fich gegen einen ihn in 
feiner Rechtsftellung gefährdenden Angriff wehrt, fo hat man die letztere Anjicht als 
die richtige anzufehen. Bei einem Zierangriff kann der Gefichtspuntt des Notitandes 
im Sinne des $ 54 fchon deshalb nicht genügen, weil diefe Stelle nur bei Gefähr- 
dung von Leib oder Leben zutrifft. Neuerdings fchließen die meiften die Notwehr 
gegen Tiere unter Berufung darauf aus, das BGB $ 228 gegenüber einen Tier nur 
Rotftandshandlungen fenne. So v. Lilzt 8 33, E 34 295. Vergl. auch Tige, Die 
Notitandsrechte (1897) 82, Bigelius, Über Notwehr gegen. Tiere (1899), Meyer-Alf. 
227. Indeſſen fragt es ſich zunächſt, ob das BGB in diefem Sinne auszulegen ift 

Dagegen Eojad $ 73, Löffler und Oetker a. a. D.), und fodann ift ed nicht erficht- 

ih, wiejo das BEB die Auslegung des StGB in dieſer Beziehung beeinfluflen 

jollte. Obwohl das BGB der Notftandshandlung einen größeren Spielraum gewährt 
al3 dad StGB, ift die Frage doc namentlich deshalb von praftiicher Bedeutung, 

weil nur beim Notjtand eine Sntereffenabmägung ftattfindet. — Das RG bat E 27 

4 Rotwehr gegen Unzurechnungsfähige bejaht, ſteht alſo wohl auf dem oben unter 

2a dargelegten Standpunkt. Gegen diejes Urt. Binding, Grundriß 190. 

Aus der bier vertretenen Anficht ergibt ſich namentlid), daß Notwehr auch 
Hatthaft fein kann, obwohl der Angreifer zufolge bindenden Befehls zum Angriff ver- 
piligtet war. Denn daraus, daß etwa ber militärifche Vorgejegte dem Unter- 
gebenen bindend befehlen ann, Nahrungs» oder Genußmittel zu entwenden ($ 370 
Rr.5) folgt noch nicht, daß fich der Eigentümer die Entwendung gefallen lafjen müßte. 
Man wird überhaupt bei allen Unrechtsausſchließungsgründen unterjcheiden müſſen, 
ob fie ein ſubjektives Recht zur Handlung begründen oder nicht. Im erften Falle aller- 
dings ftehen fie dem Notwehrrecht entgegen. 

Rechtswidrig Tann ein Angriff zweifellos auch deshalb fein, weil er fich gegen 
den Befig wendet. Wer einen rechtlichen, ſei es Dinglichen fei es perfönlichen, 


b 
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Unfpruch auf Herausgabe einer Sache hat, darf fie eigenmächtig nur unter den Vor⸗ 
ausjegungen der erlaubten Selbithilfe wegnehmen. ©. darüber Zitelmann a. a. O. 
39. 40 und E 86 131. — Der Umitand, daß der Angriff von bem Angegriffenen 
provoziert wurde, fteht der Rechtswidrigkeit nicht entgegen. ©. dazu Oetker a. a. O. 
14. Ebenſowenig die perfönliche Straflofigkeit des Angreifenden (3. B. wegen Mo- 
nardenqualität). A. U. bzgl. der Monarchen Binding 1 738, Olsh. 3weig. 6, Doehn 
ZEtr®@ 11 522. Übereinftimmend dagegen Finger 1 386, dv. Liſzt $ 33, v. Alberti, 
Das Notwehrreht (1901) 51. — Über Notwehr gegen Amtshandlungen f. & 113. 

II. Rotwehrbandlung ift die Handlung, die zur Befeitigung der 
Gefahr vollzogen wird und in der Verteidigung gegen den gegen- 
mwärtigen rechtswidrigen Angriff beftebt. Sie ift ftraflos, fofern fte ſich 
innerhalb der richtigen Grenzen hält. Wenn das Gejeh die Berteidigungshandlung 
für ſtraflos erklärt, fo meint es offenbar die Trußwehr, d. 5. die aktive, gegen ben 
Angreifer gerichtete, nicht nur Die Schugmehr, d. h. die pafjive Berteidigungshandlung 
(dad Barieren des Hiebes), deren Straflofigleit in der Tat ſelbſtverſtändlich ift. 
Das Geſetz erflärt aber die Verteidigungshandlung ſchlechthin für 
ftraflos, mithin auch infofern, als fie gleichzeitig Dritte Perſonen ver- 
legt. So E 21 168, van Calker, ZStrW 12 443 ff., v. Noftig-Wallwmig, Das milis 
tärifche Delikt des Ungehorjams (1906) 65, Tobler a. a. O. 145, Würzburger, Das 
Recht des ſtrafrechtlichen Notftaudes (1903) 21 ff., Binding, Grundriß 189. Ab- 
weichend bie meiften; ſ. bei. Baufe, Die Zuläjjigfeit der Notwehr gegenüber belei- 
digenden Hußerungen des Geiftlichen während des Gottesbienftes (1894) Titze a. a. O. 
89, Finger 1 393. Weitere Literatur bei Frank ZStr® 14 360. Man muß zugeben, 
daß die bier vertretene Anficht zu bedenflichen Konjegenzen führt. 8. B.: der Ans 
gegriffene fieht voraus, daß der gegen den Angreifer "gerichtete Schuß außer dieſem 
auch eine andere Perſon treffen wird. Uber diejen Bedenken ftehen ebenfoviele auf 
der andern Seite gegenüber. Es dürfte nad) der gegenjeitigen Anficht 3. B. der 
Bauer, der bemerkt, wie feine Tochter während bes Gottesdienftes unzüchtig betaflet 
wird, ihr nicht zu Hilfe fommen, weil er ſonſt vielleicht den Gottesdienſt ftören 
würde. Die Tätigkeit, welche die Notwehrhandlung nur vorbereitet (das Ausreißen 
des Pfahls, mit dem man fidy verteidigen will), wird man allerdings in ihrer Die 
Snterefien Dritter verlegender Richtung unter dem Geſichtspunkte des Notjtandes zu 
würdigen haben. Inſofern a. U. v. Noftig-Walwig und Würzburger a. a. D. Das 
Gleiche gilt für ſolche Handlungen, die zwar zur Bejeitigung der Gefahr unternommen 
werden, ſich aber nicht gegen den Angreifer richten. 3. B. der Angegriffene flicht 
und verlegt dabei fremden Garten, Zäume. Ebenjowenig ift Notwehrhandlung die 
jenige, welche nicht den Zwed der Verteidigung hat. BayOL®Str 4 236. Wohl 
aber bleibt der Charakter der Notwehrhandlung gewahrt, wenn ſich mit dem Ber- 
teidigungszmede andere verbinden. RG in GoltdA 45 272. Aud) bleibt das Motiv, 
weshalb jemand zur Notwehrhandlung jchreitet, außer Betradt. ARME 9 278. 

Die Grenzen der Verteidigung werden vom Gefege dahin beftunmt, daß alles 
ftraflo8 ift, was zur Abwendung des Angriffs erforderlich if. Maßgebend iſt m. 
a. W. die Intenfität des Angriffs, nicht der Wert des angegriffenen Rechtöguts. 
Nötigenfallg kann alfo der Angegriffene denjenigen niederjchießen, der ihm ein ganz 
unbedeutendes Vermögensobjekt entwenden will. Was erforderlich, ift, kann nur von 
al zu Fall beftimmt werden. Immer tft ein objektives Maß anzulegen, das 
heißt: es enticheidet nicht, waS der Angegriffene für erforderlih hielt, jondern was 
den Umftänden nad) erforderlih war. NR 1 23. 9 471. Abweichend u. a. Binding 1 
751. Cine objektive Beurteilung muß aber ſtets die konkreten Umjtände im Auge 
behalten, und zu diejen gehören aud) die in Betracht Tommenden Perjonen. Iſt der 
Angegriffene ein ftarfer Mann, fo kaun vielleicht jhon ein Stoß genügen, während 
der ſchwache Knabe zum Mefjer greifen muß. So auch R& in DIZ 10 267. Go» 
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weit aber die Vornahme einer Werteidigungshandlung gerechtfertigt ift, ift es 
natürlich auch ihre Androhung. & 3 222. 32 391. 

Ber die jo gezogenen Grenzen ber Verteidigung überjchreitet, alfo einen Nots 
wehrerzeß begeht, iſt verantwortlich für alles, was er mehr getan hat als erforderlich 
war, und zwar bei bewußter Überfchreitung als vorfäglicher Täter, als fahrläffiger 
dagegen dann, wenn er infolge eines jchuldhaften Irrtums die Grenzlinie verfannte. 
In dem leßteren alle hängt jeine Strafbarkeit davon ab, ob das in Frage ftehende 
Delikt fahrläffig begangen werden kann. Fällt dem Täter wegen Überfchreitung der 
Verteidigungsgrenzen auch Feine Fahrläſſigkeit zur Laſt, jo bleibt er ſtraflos. Vergl. 
dazu ARS 7 248. 

Schlechthin ift Verantwortung ausgeſchloſſen, wenn die Überfchreitung der 
Grenzen auf Beftürzung, Furcht oder Schreden (nidht aber: Kampfeseifer) 
zurüdzuführen ift. Diefe Ausnahmen gelten auch bei bewußtem Exzeß. E 21 189 
(aber nicht bei Putativnotwehr f. u. IH. 2, BayOg GEtr 4 346, RMG 1 69). 

Die Rotwehrhandlung ift nicht nur fubfidiär fondern auf dann 
erlaubt, wennes dem Angegriffenen möglid war, fih durch Anrufung der 
Chrigfeit oder Flucht zu ſchützen. Dies folgt, wie Olsh.⸗Zweig. 2 mit Hecht bes 
merfen, jobald man bie im zmeiten Abjage gegebene Definition dem im eriten Abjate 
gebrauchten Worte Notwehr“ fubftituiert. Ebenjo Binding 1 732, v. Liſzt 8 38, 
Meyer-Alf. 239, Finger 1 390, Schollmeyer a. a. O. 4, Löffler a. a. O. 541. 
Zagegen u. a. Oppenh.⸗Del. 2, E 16 69, (jedoch werde ſchimpfliche Flucht nicht 
verlangt). Allerdings find die Konfequenzen der vertretenen Anficht nicht uns 
bedenklich. 


Il. Da die Notwehrhandlung nicht rechtswidrig iſt (BOB $ 227), fo iſt der 

Notwehritand zweifellos ein Unrechtsausichliekungsgrund. Daraus folgt: 

1. audy Die Teilnahme an der Notwehrhandlung iſt ftraflos, 

2. bei Butativnotmwehr ift der Dolus ausgeſchloſſen. Dan fpricht von 
Putativnotwehr dann, wenn jemand irrtümlidhermweife glaubt, einem gegen- 

wärtigen rechtswidrigen Angriff gegenüberzuftehen. (KMG 7 248 wendet ben 

Ausdrud in weiterem Sinne an). Hinfichtlich der Grenzen der Verteidigung gilt 
in dieſem Falle das Gleiche wie bei der echten Notwehr. ©. o. II, aber auch 
den vorlegten Abfah, und dazu RMG 2 21, Frank ZSHW 14 363 ff. Vergl. 
auch u. ©. 130. 

.Notwehr(handlung) gegen die Notwehrlhandlung) gibt es nidt. 
Dagegen find die Umftände, welche Die Strafbarkeit des Notwehrexzeſſes 
ausſchließen, rein perjönlicher Natur und gejtatten demgemäß Gegennotwehr. 
Über Die Frage, ob fich der Angreifer gegenüber Notwehrhandlungen auf Notftand 
berufen kann, ſ. $ 54 I. 

WV. Unter dem Gefihtspunfte der Notwehr Hat man namentlich auch das An⸗ 
bringen von Schugmaßregeln, 3. B. Selbſtgeſchoſſen, zu betrachten. Da biefe erft 
berlegend wirken follen, wenn ein Angriff vorliegt, jo kann man nicht fagen, daß es 
ſich um Verteibigung gegen einen zufünftigen Angriff handle. Entiprechen fie freilich 
diefer Anforderung nicht und verlegen fie etiwa eine zufällig bes Weges Tommende 
Perſon, fo ift die ftrafrechtliche Haftbarkeit begründet. Die Mehrzahl der Schutz⸗ 
maßregeln wirb auch gegenüber dem wirklichen Angreifer intenfiver wirken, als ers 
forderlich if, um den Angriff abzuwehren, fo daß jtrafbarer Notwehrerzeß vorliegt. 
Der freilich ein Grundftüd betritt, auf dem, wie er weiß, Selbftgefchoffe Liegen, 
wird fih eine etwaige Verlegung allein zugufchreiben haben. ©. über die Frage 
Rotering GoltdA 30 415 ff. und Eommerlad GerS 89 359 ff. — An ſich ftrafbar 
iſt das Anbringen gewiſſer Schugmaßregeln nur im Falle des & 367 Nr. 8. 
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$ 54. 


Eine ftrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn die Handlung 
außer dem Falle der Nothwehr in einem unverjchuldeten, auf andere Weite 
nicht zu befeitigenden Nothitande zur Rettung aus einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben des Thäterd oder eines Angehörigen be 
gangen worden ft. 


L Begriff des Notftandes. — Wie fon in den Vorbem. zu $$ 52—54 gejagt 
wurde, ift Notitand ein Zuftand der Gefahr, der auf irgend welche Weile herporge- 
rufen wird. Jeder Nötigungsftand oder Notwehrftand ift alfo gleichzeitig ein Not- 
itand. Das StGB legt aber dem Notitand im engeren Sinne nur dann ſtrafaus⸗ 
fchließende Wirkung bei, wenn eine Anzahl weiterer Bedingungen erfüllt ift. 

1. Die Gefahr muß ſich richten gegen Leib oder Leben. Es gibt alſo 
feinen Eigentums», feinen Ehrnotftand ufw. (Vergl. jedoch 88 193. 318 Ab. 2.) 
Anders BGB 88 228. 904. Über bie Intenſitãt der Gefahr ſ. 8 52. 

2. Gefährdet muß die eigene oder eine dem Täter angehörige Berfon 
fein (vergl. $ 52 Abi. 2). Anders BGB 88 228. 904. 

3. Die Gefahr darf nicht verjchuldet fein. Anders BGB 88 228. 904. 

Verſchuldet ift der Notitand zunächſt dann, wenn er felbit, d. h. die Gefahr 
rechtswidrig und in borwerfbarer Weije herbeigeführt ift. Aus dieſem Grunde 
kann ſich der Angreifer, der den andern in Notwehritand verjegt hat, gegenüber 
der NRotwehrhandlung nicht auf Notitand berufen. Aber diefe Fälle find jo ver- 
einzelt, daß fie wohl den legislativen Gedanken nicht völig deden. Mit Recht 
bemerft Beling, 2. v. V. 78. 79, daß in der vorliegenden Stelle der Begriff der 
Schuld nit im eigentlihen Sinne gebraudht werde. Man wird deshalb 
weiter jagen müfjen, daß der Notftand auch dann ein verfchuldeter ift, wenn 
bei feiner SHerbeiführung vorausgefehen wurde oder bei Aufwendung pflicht- 
gemäßer Corgfalt vorausjehbar war, daß feine Abwendung nur auf Koften 
fremder Intereſſen werde erfolgen können. Dieje legteren Geſichtspunkte betonen 
Singer 1 422, Auer, Der ftrafrechtl. Notitand (1908) 11, Würzburger, Das Recht 
d. ftrafrechtl. Notftandes (1908) 53 ff. Jedoch ift auch troß dieſer Borausfidt 
oder Vorausſehbarkeit die Schuld zu verneinen, wenn das Intereſſe, deſſentwegen 
der Notitand berbeigeführt wurde, wertvoller iſt als das Intereſſe, auf deſſen 
Koſten die Befeitigung erfolgt. Wer ind Waffer gefprungen ift, um einen Er 
trintenden zu retten, ift wegen Betreten? der Ufergrundjtüde nicht ftrafbar, 
mag er auch von vornherein geiwußt haben, daß er auf andere Weile aus 
dem Waffer nicht herausfommen werde. ©. hierzu das jehr intereflante Urt. E 
36 334 (in Notftand begangene Abtreibung). Handelt e8 fi um den Notſtand 
eines Angehörigen, fo ift e8 beftritten, auf wejjen Verſchulden es ankommt. Nad 
der herrſchenden Lehre (3. B. Olsh.⸗Zweig. 7) fällt allein das Verſchulden des 
Täters ind Gewicht. Dagegen weit Binding 1 788 mit Recht darauf bin, daß 
ber durch eigenes Verſchulden Gefährdete fich jelbft nicht ftraflo8 retten darf und 
daß deshalb die Nettung dem Angehörigen noch weniger erlaubt fein fann. Yu 
bemerfen ift jedoch, daß das mangelnde Bemwußtjein von deffen Berfcyulden den 
Vorſatz des Täters ausichließt. 
Die Gefahr darf nicht auf andere Weife abwendbar fein. Nuf Not 
ftand kann fich daher nur der berufen, dem Fein anderer Ausweg zu Gebote ftand 
als eine Notjtandshandlung. Wenn ihm ein anderer Ausweg zu Gebote ftand, 
er ihn aber jchuldhafterweife nicht erkannte, fo haftet er nur wegen fahrläffiger 
Begehung des betreffenden Delikts. ©. u. ©. 130. 


We 
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IL Rotftandshandlung ift die Handlung, die zur Befeitigung ber 
Gefahr vollzogen wird, fofern fie weder als Notwehrhandlung ($ 53), 
nod als abgendtigte Handlung ($ 52) erfcheint. Cie kann fein: 

1. eine defenſive, wenn fie fich gegen die geführbende Kraft wendet. 8. B.: um 

einen in das Triebwerk einer Maſchine geratenen Angehörigen zu retten, zer» 

ichnetde ich die Riemen (vergl. BOB 8 228); 

. eine aggreffive, wenn fie fi) gegen dritte Güter wendet. 8. B.: um mid 
dor ſchwerem linwetter zu ſchützen, dringe ich gewaltjam in ein fremdes Wohn- 
haus ein. Oder: die dem Hungertode ausgeſetzte Schiffsmannſchaft rettet fich, 
indem fie den Schiffsjungen verfpeift (Mignonettefall, ZötrW 5 367 ff.). Vergl. 
BOB $ 904.) ©. auh $ 53 Ma. E. 

Mit Rüdfiht auf die eigentümliche Richtung der Notftandshandlung im Gegen⸗ 
jaz zur Rotwehrbandlung pflegt man zu jagen: bei der Notwehr fteht Recht 
gegen Unrecht, bei dem NRotftand Recht gegen Recht. 

Daß die Rotitandshandlung nur dann ftraflos ift, wenn die Gefahr nicht auf 
andere Weiſe abgewendet werden fonnte, wurbe bereit oben I 4 bemerkt. Anderjeits 
findet in feinem Falle eine jog. Güterabwägung Statt, d. h. auch das gleich und 
mehrwertige Gut dürfen im Intereſſe eines minderwertigen verlegt werden. 4. U. 
Ippenh.sDel. 7. Beſteht daher der Notitand in einer Reibesgefahr, aus der nur 
durh Tötung einer dritten PBerjon Rettung möglich ift, jo ift die Tötung als Not⸗ 
ſtandshandlung ftraflo®. 

TI. Hinfichtlih der rechtlichen Bedeutung der Notftandshandlung ift 
sunähft auf $ 52 III zu verweiſen: hier wie bort läßt fich aus bem StGB nur bie 
golgerung ziehen, daß der Notſtand entſchuldigt. Bleibt aber die Notftandshand- 
lung objeftiv rechtswidrig, jo kann fie auch im Wege der Notwehr zurüdgemiefen 
werden. Die Beteiligung dritter wird am richtigften unter dem GefichtSpunfte der 
mittelbaren Tätterſchaft gewürdigt. 

Einen bejonderen Einfluß aber äußert hier das Eingreifen des BGB's. So» 
weit da3 BGB die Notftandbshandlung für nicht rechtswidrig erklärt 
($$ 228. 904), Hat der Notitand auch für das Strafredht die Bedeutung 
eines Unrechtsausſchließungsgrundes. In diefen Fällen ift mithin Not« 
wehr gegen die Rotftandshandlung ausgeichloffen und ftrafbare Beteiligung 
an ihr unmöglich. 

Bon älterer Literatur vergl. befonder8 Binding 1 766, Hälfchner 1 492 (die 
Nottandshandlung jet rechtäwidrig); Moriaud, Du delit n&cessaire (1889) 273 ff.; 
Stammler, Darftellung der ftrafrechtlihen Bedeutung des Notftandes (1878) 79 (fie 
jei rechtlich indifferent). 

IV. Nichtbeachtung des Notftandes. — Unter Umftänden ift die Be- 
tufung auf Rotftand unterjagt. Dies gilt namentlicdy für den Soldaten hin» 
üchtlich feiner Dienftpflicht. MSIGB 85 49. 8A—88. Keineswegs aber barf man bes 
hanpten, daß dem Soldaten ſchlechthin die Berufung auf Notſtand verfagt fei 
Chenſowenig ift eine (lediglich analoge) Erftredung diefer Ausnahmen auf andere 
Perlonen ftatthaft, deren Amt oder Beruf befonderen Mut forbert. 


In 


8 55. 


Ver bei Begehung der Handlung das zmölfte Lebensjahr nicht voll- 
endet hat, kann wegen derſelben nicht ftrafrechtlich verfolgt werden. 

Gegen denjelben können jedoch nach Maßgabe der landesgeſetzlichen 
Lorihriften Die zur Beiferung und Beauffichtigung geeigneten Maßregeln 
getroffen werden. Die Unterbringung in eine Familie, Erziehungsanftalt 





122 Eriter Teil. Bon d. Beftraf. d. Berbr., Vergehen u. Übertretungen im allgemeinen. 


oder Beljerungsanftalt kann nur erfolgen, nachdem durch Beſchluß des 
Bormundjchaftsgerichtes die Begehung der Handlung feitgeitellt und die 
Unterbringung für zuläſſig erklärt ift. 


I. Die dur EG z. BGB Art. 34 3. T. neugefaßte) Stelle betrifft die abfolute 
Strafunmündigen. Sie gibt der Form nad) eine prozeſſuale Vorſchrift, ohne ſich 
darüber auszufpreden, weshalb eine Perjon, die zur Zeit der Begehung der Hand- 
lung das 12. Lebensjahr nicht vollendet Hatte, von jeder ſtrafrechtlichen Berfolgung 
befreit bleiben fol. Der Grund kann ſchon deshalb nicht in dem Mangel der Pro: 
zebfähigfeit gefunden werden, weil die Vorſchrift auch dann Geltung bat, wenn zur 
Beit der Entdedung der Handlung der Täter längft in ein höheres Lebensalter ein 
getreten iſt. Die hiftorifche Tradition ſpricht durchaus dafür, daß der unter zwöli 
Sahren Stehende unzurehnungsfähig ift, und in diefer Erwägung Hat man den 
Grund für die Unverfolgbarkeit zu jehen. Wer unter 12 Jahren fteht, ift fomit nach 
ben gleichen Regeln zu behandeln wie die unter $ 51 fallenden Perfonen. Strai- 
bare Teilnahme an feiner Handlung ift daher nicht möglich; vielmehr 
ericheint die Beteiligung als mittelbare Täterſchaft. Wer eine von einer abſolut 
ftrafunmündigen Berfon entwendete Sache feines Vorteils wegen an fich bringt, br 
geht aus dem gleichen Grunde feine PBartiererei nach & 259, wohl aber kann er ſich 
durdy Bueignung der Sache einer Unterjchlagung ſchuldig machen. Ebenjo Hälſchner 
1 219, v. Liſzt $ 38, Merkel 56, Meyer⸗Allf. 125, Kohler 114, Finger 1 215 und 
(nach Oppenh.⸗Del. 3 5. 4 Abichn.) das frühere preuß. Obertribunal. Abweichend die 
herrichende Lehre, bef. Olsh.⸗Zweig. 5. 6, E 6 186. 336. 19 192. Nach ihr joll von 
Hal zu Fall entfchieden werden, ob das Kind zurehnungsfähig ift oder nicht. 

Bollendet ift daS zmwölfte Lebensjahr mit dem Beginn des Tages der 
zwölften Wiederfehr des Geburtstage. Vergl. BEB $ 186. 187 und über die nähere 
Begründung die beiden vorigen Aufl. dieſes Kommentars, ſowie E 35 37. Tapes | 
lediglich auf den Zeitpunkt der körperlichen Tätigkeit oder Unterlaffung, nidt ui 
den des Erfolgs, antommt, wird Hier allgemein zugegeben. | 

I. Schon feit der Novelle v. 26.2 1876 find landesrechtliche Erziehungsmaß⸗ | 
regeln gegen die abfolut Strafunmündigen zuläſſig. S. jeht z. B. württemb. &e. 
v. 6./12 1899, preuß. v. 2.77 1900 (Aufzählung ber Landesgefege bei E. Loening. 
Die Zwangserziehung, Jahrbücher f. Nationalökonomie u. Statiftit, 3. Folge, 20. Vd.. 
Welche Maßregeln das Landesrecht vorfchreibt, fteht in feinem Ermeſſen. Kur bir 
fihtli einer Maßregel, nämlich der Unterbringung in einer Yamilie, Erziehung‘ 
oder Beflerungsanftalt, tritt eine reichörechtliche Bindung infofern ein, als es ſtets 
eines entfprechenden Beichluffes des Vormundſchaftsgerichts bedarf. Über die zu 
läffige Dauer ber Unterbringung fehlt e8 an Beitimmungen. Hälfchner 1 22%, 
Olsh.⸗Zweig. 12 erklären 8 56 Abſ. 2 für analog anwendbar. Doc, läßt das 
oben angeführte preuß. Geſetz die „Fürforgeerziehung“ bis zur Erreichung der Bolt 
jährigfeit zu. Die reichSrechtliche Giltigfeit derartiger Beſtimmungen mird feinem 
Bedenken unterliegen. — Im übrigen vergl. wegen Bwangserziehung von den Bor: 
fchriften des BGB's bei. 88 1666. 1838, EG 3. BGB Urt. 135. 

III. Darüber, daß der erfte Eat die Landesgeſetzgebung abfolut bindet, |. CO 
8 2 VI 


$. 56. 


Ein Ungejchuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das zwölfte, aber 
nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine ftrafbare Handlung 
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noch nicht find, und daß e8 endlid) vom Standpunkte der CStrafgefebgebung darauf 

anfommt, die Perjonen der Affeftion zu beftimmen, fo wird man einer freieren 

Interpretation zuneigen. So auch die Praxis des REs. €. bei. E 34 418. 85 49. 

Bon diefem Standpuntte aus ergibt fich folgendes: 

1. Bei Berwandten auf» und abfteigender Linie ift e8 unerheblich, ob das 

Berwandtichaftsverhältnis durch eheliche oder außereheliche Geburt begründet ift. 

BGEB 8 8 1589 Abi. 2 findet feine Anwendung. So die herrſchende Lehre. 

. Bei Verfhmwägerten auf- und abfteigender Linie ift es nicht nur 
gleichgiltig, ob die das Schwägerſchaftsverhältnis vermittelnde Ehe noch beiteht, 
(BEB 8 1590 Abi. 2), fondern auch, ob fie etwa materiell nichtig oder anfecht» 
bar tft. In beiden leßteren Beziehungen a. A. Olsh.⸗Zweig. 19. 

3. Bei Adoptiveltern und Adoptivfindern wird man allerdings, meil es 
ih um einen ftreng juriſtiſchen Begriff handelt, daS bürgerliche Recht, jest 
BGB 88 1711 ff., zu Grunde legen müſſen. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 20. 

4. Dagegen ift der Begriff der Pflegeeltern und PBflegefinder ein mehr tat» 
fächliher. Er wird dharafterifiert durch ein Verhältnis, das dem zwiſchen natüre 
lien Eltern und Kindern beftehenden hinfichtlich der Dauer und der fittlichen Über» 
und Unterordnung entſpricht. Co jetzt die Herrichende Lehre. E 27 129 (nicht 
der Lehrling). 28 230. 34 161. 

5. Das unter 2 Gefagte gilt Hinfichtliy der die Ehegatten verbindenden Che, 
Wenn allerdings die Ehe rechtskräftig für nichtig erflärt oder gejchieden ift, jo 
find Ehegatten nicht mehr vorhanden. Ob bei Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ichaft (BGB $ 1575) die Ehe beftehen bleibt, ift außerordentlich beitritten. ©. 
darüber A. B. Schmidt in dem Beckſchen Komment. 3. BGB 4 771ff. Schmidt 
ſelbſt bejaht. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 22. 

6. Bet den Geſchwiſtern kommt es nit darauf an, ob fie voll» oder halbbürtine, 
ob fie ſämtlich einer materiell giltigen Ehe entiprofien, ob fie jämtlich oder 
3. T. außerehelich geboren find. Mindeltens ein Elternteil muß aber gemeinfam 
fein. Daher find „zufammengebradte” Kinder nit als Gejchwifter anzufehen. 
Wegen ded Ehegatten der Gejhmifter vergl. ob. 5. Zu bemerken ift, daß 
die Ehegatten mehrerer Gefchwifter zwar dieſen gegenüber, aber nicht unter fich 
in Verhältnis der Angehörigfeit ftehen. RG in GoltdA 51 47. 

. Berlobte find ſolche Perfonen, die ein ernftliches nicht gegen das Gefe oder 
die guten Sitten verftoßendes Eheverjpreden bindet. Nach E 35 49 ſoll es 
an diefen Erfordernifien fehlen, wenn das Verſprechen auch nur auf einer Seite 
fein ernitliches if. Am übrigen führt E 38 242 aus, daß eine Bindung aud) 
bei nur befchränft geichäftsfähigen Perjonen vorliegen könne, ſelbſt wenn der 
gefegliche Vertreter in das Verlöbnis nicht eingemilligt hat, Daß aber bei im 
Kindesalter ftehenden Perjonen das vernünftige Ermefjen des Richters darüber 
entfcheide, ob das Eheverfprechen ein giltiges ift. A.N. 3. T. Olsh.⸗Zweig. 24. 
&. über die erwähnten Begriffe audy Würzburger a. a. D. 48 ff. 

Su allen Fällen ift daS Angehörigfeitöverhältnis ein gegenjeitiged. Es ift 
alſo nicht nur der Bruder ein Angehöriger des Ehemann feiner Schweiter, jondern auch 
Der Ehemann ein Angehöriger des Bruders feiner Frau. Ebenſo Binding 1 787, 
Olsh.Zweig. 23, RG in GoltdA 51 47, Meyer-Allf. 255. A. U. Geyer in Holtzend. 
Handb. 4 93. 


18 


* 


$ 53. 


Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn die Handlung 
durch Nothwehr geboten war. 
Nothwehr ift diejenige Vertheidigung, welche erforderlich ift, um einen 
8 * 
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gegenwärtigen, rechtäwidrigen Angriff von fich oder einem Anderen ab- 
zuwenden. 

Die Überſchreitung der Nothwehr iſt nicht ſtrafbar, wenn der Thäter 
in Beſtürzung, Furcht oder Schrecken über die Grenzen der Vertheidigung 
hinausgegangen iſt. 


I. Notwehrſtand ift ein Buftand der Gefahr für ein eigenes oder für 
ein fremdes Anterefje (Rechtsgur), hervorgerufen Durch einen gegenwär- 
tigen rechtswidrigen Angriff. Angriff ift eine Handlung, weldye (wenn auch 
nur tatſächlich) Darauf gerichtet ift, einen beitehenden Zuftand durch Verlegung eines 
Rechtsguts zu verändern. Die Aufrechterhaltung eines rechtswidrigen Zuſtandes 
(3. B. der Mieter zieht nicht rechtzeitig aus, der Schuldner zahlt nicht) tft nicht An⸗ 
griff. E 19 298. Die frage, ob einer folden Aufrechterhaltung in ftraflofer Weife 
entgegengetreten werden fann, ift feine Frage der Notwehr, jondern im wejentlichen 
nach dem Geſichtspunkte der Selbfthilfe zu beantworten. Bergl. Vorbem. zu 85 52 
bis 54 III. Übereinftimmend u. a. Olsh.⸗Zweig. 5, Schollmeyer, Das Necht ber 
Notwehr (1899) 5, Schleifenbaum, Begriff und Bedeutung des gegenmwärt. rechtswidr. 
Angriffs (1904) 45 (Unterlaffung fei fein Angriff). Zur Natur des Angriffs gehört, 
daß er von einem belebten Weſen ausgeht. Eine Gefährdung durch ein unbes 
lebte Wejen begründet Notftand und beurteilt ſich nach 54 und BGB SS 228. 
904. Binding, Grundriß 191 will auf eine foldhe Gefährdung bie vorliegende Stelle 
analog anwenden. Nach Zobler, Die Grenzgebiete zwiſchen Notwehr und Notitand 
(1894) 63 und Löffler ZStr® 21 564 ift fie ſogar direlt anwendbar. — Gleich⸗ 
giltig ift, gegen welches Antereife Rechtsgut) ſich der Angriff wendet. 
„Jedes Gut ift wehrfähig*. Daher ift die Notwehrhandlung nicht nur bei Angriff 
gegen Leib und Leben, ſondern aud) bei Angriff gegen die Ehre (E 21 168) oder das 
Bermögen ufw. geftattet. Das Gleiche gilt bei Angriff gegen das jittlihe und reli= 
giöfe Gefühl. Vergl. Kohler GerS 47 57, Neumond Ger& 56 46 ff. Im allg. über 
das Anwendungsgebiet der Notwehr Eltzbacher DIZ 10 289 ff. Unerheblich ift es 
endlich ob fi der Angriff gegen ein Rechtsgut des Verteidigers felbft 
oder gegen das einer dritten Berjon wendet. In dem lebteren Falle be⸗ 
zeichnet man die Notwehrhandlung als Nothilfe. Diefe ift zweifellos audy im In⸗ 
tereſſe des Staates zuläflig, Doch nimmt die herrfchende Lehre an, daß fie nicht 
fhlechthin zur Verhinderung ftrafbarer Handlungen geleiftet werden dürfen. ©. da⸗ 
rüber Binding 1 737 und v, Alberti, Eigenmädtige Unrechtshemmung (1904). Die 
Frage ift beſ. wichtig wegen $ 240. — Injedem alle muß der Angriff jein: 

1. ein gegenwärtiger. Gegenwärtig tft der Angriff, wenn die Gefahr einer zeitlich 
unmittelbaren Verlegung vorhanden ift. Binding 1 746. Die Drohung, Die 
Mienen, das ganze Verhalten des Gegners vereinigen fich für die natürliche 
Auffaffung zu einer Einheit mit der wirklichen Ausführung, fofern dieſe un« 
mittelbar bevorfteht. ©. hierzu Olsh.⸗Zweig. 9, Schollmeyer a. a. O. 6, Schleifen- 
baum a. a. ©. 51. Der Ungegriffene braucht aljo mit feiner Abwehr nicht zu 
warten, bis ihm eine Verlegung zugefügt ift. Der begonnene, fchon in eine Ber- 
legung übergegangene Angriff bleibt jo lange gegenwärtig, als die Zufügung 
einer neuen oder die Vergrößerung der bereit? eingetretenen Verlegung durch 
das Berhalten des Angreifer unmittelbar bevorfteht. Danach beftimmen fich 
die Grenzen des gegenwärtigen Angriff gegenüber dem abgeichloffenen und dem 
erft in der Zukunft drohenden. Nicht maßgebend ift der Augenblid der formellen 
Vollendung des Delikts, um jo weniger, als der Angriff überhaupt nicht ſtrafbar 
zu fein braucht. Ebenfo die meilten; a. A. fcheinbar v. Liſzt $ 33. Schon 
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bedroht, fo iſt Die Strafe zwiſchen dem gefehlichen Mindeftbetrage 
der angedrohten Strafart und der Hälfte des Höchitbetrages der 
angedrohten Strafe zu bejtimmen. 

Sit Die fo beitimmte Strafe Zuchthaus, jo tritt Gefängnißitrafe 
von gleicher Dauer an ihre Stelle; | 

4. ft die Handlung ein Vergehen ober eine Übertretung, jo Tann in 
beſonders leichten Fällen auf Verweis erfannt werden; 

5. auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner 
bürgerlichen Ehrenrechte, ſowie auf Zuläfjigfeit von Polizeiaufjicht 
iſt nicht zu erfennen. 

Die Freiheitsſtraſe ift in befonderen, zur Verbüßung von Strafen 
jugendlicher Perſonen beftimmten Anftalten oder Räumen zu vollziehen. 


I. Das jugendliche Alter des Schuldigen wird vom Geſetz als allgemeiner 
Strafmilderungsgrund behandelt. Das Geſetz ſchreibt aljo jelbft vor, inwie- 
weit dem jugenblichen Alter bei der Strafzumeflung Rechnung zu tragen fei. Des» 
balb kann da, wo im Einzelfalle mildernde Umftände zugelaflen find, beren 
Bubiligung nicht gerade barauf gegründet werben, daß der Täter nur relativ 
frafmündig war. Derfelbe Umftand würde fonft zweimal ftrafmildernd in Betracht 
toimmen. So Merkel in Holgend. Handb. 4 220, Rüd.-Stengl. 2, Finger 1 518, 
€ 6 98. Abweichend Binding, Grundriß 274, Olsh.⸗Zweig. 3. 

I. Die frafmildernde Wirkung des jugendlidhen Alters zeigt fich in folgenden 
Beziehungen: 

1, Ausgeſchloſſen find Todes», Zuchthaus- unb lebenslängliche Feitungsftrafe, 
jowie Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte (mit Einſchluß namentlich bet 
Unfähigfeitserflärung zur Bekleidung öffentlicher Amter nach $ 35) und Stellung 
unter Bolizeiaufficht (Nr. 1. 2. 5). Vergl. auch 8 362. 

. Die übrigen Strafen werden ermäßigt (Nr. 3), und zwar in ber Art, ba zu» 
nähft gefragt wird, welche Strafe im Magimum bei voller Strafmündigfeit 
zuläfftig wäre. Die Hälfte dieſer Strafe bildet das Marimum, über welches nicht 
dinausgegangen werden darf. Sodann wird dad Minimum aus den 88 14. 16. 
17. 18. 27 entnommen und fo der Strafrahmen feſtgeſtellt. Ergibt fic bei dieſer 
Berechnung eine Zuchthausſtrafe, jo Darf diefe nach dem unter 1 Gefagten nicht ver- 
Bängt, fondern muß in Gefängnisftrafe umgewandelt werben; dies aber nit 
nad Maßgabe des 8 21, fondern einfach in der Art, daß Gefängnisftrafe von 
gleiher Dauer ausgejprochen wird. Handelt e8 fi) um die Beftrafung eines 
Verſuchs oder einer Beihilfe, fo ift zunächft der Strafrahmen gemäß 8 44 
zu beftimmen und dann die Reduktion gemäß $ 57 vorzunehmen (aljo Doppelte 
Reduktion). Vergl. dazu $ 44 II 1 und E 38 181. 

- Als beſondere, nur bei Sugendlihen vorlommende Strafe führt Nr. 6 den Ver⸗ 
weiß ein. Er iſt nur in befonders leichten Fällen zuläffig. Ein folher kann 
aber nicht gerade wegen des jugendlichen Alters angenommen werben. Über bie 
vollſtreckung des Verweiſes fehlt es an ausdrücklichen Beſtimmungen (f. jedoch EG 
für Elſaß⸗Lothringen Art. 12). Jedenfalls ift die Vollſtreckung gemäß StpO 
8 483 Eache der Bollftredun gsbehörde, alfo regelmäßig nicht des Gerichts. 
Ebenſo E 28 403 (das Gericht dürfe daher auch nicht im Urteil erflären, daß es 
jelöft oder der Vorfigende den Verweis erteilen werde). Abweichend nehmen 
Binding, Grundriß 250, Birkmeyer, Deutſches Strafprozeßrecht (1898) 753 an, daß 


> 
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der Verweis vom Gericht erteilt werde, und Olsh.⸗Zweig. 14. 16, Daß ba 
Geriht im Urteil zu beftimmen Habe, ob es ſelbſt oder die Bollftredungste 
hörde den Verweis erteile. Zweifellos darf die Vollftredung erit nach Der Rechts⸗ 


kraft des Urteil$ erfolgen. Im übrigen aber muß das Ermefien Des Bol- 


firedungsbeamten über die Yorm, namentlich auch über Schriftlichkeit oder 
Mündlichkeit, entfcheiden. Eine bindende Borfchrift in dem Urteile if nur ın 
Eljaß-Lothringen zuläffig. Dagegen wird regelmäßig angenommen, Daß aud 


funft das erfennende Gericht über Schriftlichkeit oder Mündlichkeit im Urteil zu 


befinden habe. So Ellinger, Der Verweis (1898) 84, DI&h.-Zweig. 16, Finger 
1 475. 


$ 58. 


Ein Taubjtummer, welcher die zur Erfenntniß der Strafbarfeit einer. 


von ihm begangenen Handlung erforderliche Einficht nicht befaß, ijt frei 
zujprechen. 


I. Zaubftumm ift, wer die Fähigkeit, artitulierte Zaute zu hören und Die Fähig⸗ 


feit zu fprechen entweder niemals bejejlen oder im früheften Kindesalter verloren bar. 
Der Taubſtumme fteht dem relativ Strafmündigen ($ 56) infofern gleich, als jeme 
Strafbarkeit von dem Vorhandenfein des Unterſcheidungsvermögens abhängig ift. Ti 
dieſes aber vorhanden, fo tritt eine Ermäßigung ber Strafe nicht ein. Auch kam 


| 


Unterbringung in einer Erziehungs» oder Beflerungsanftalt durch den Strafridter 


nicht verfügt werden. 
II. Der Grund für die eigentümliche Behandlung des Taubftummen Liegt darin, 
daß er in der Entmwidlung zurüdgeblieben ift (Fall „gehemmter Entwidlung*). Ana⸗ 


loge Ausdehnung bes $ 58 auf andere Fälle, 3. B. Angehörige wilder Bölterftämme, 
wird daher nicht abzulehnen fein. Vergl. $ 2 I2. Ebenjo u. a. Hälfchner 1 224, 


Meyer- Alf. 127, Finger 1 219, v. Lilienthal 33. Dagegen bef. Olsh.⸗Zweig. 3. 


$ 59. 


Wenn Jemand beit Begehung einer ftrafbaren Handlung das Por: 
handenfein von Thatumftänden nicht kannte, welche zum gejeglichen That- 
beitande gehören oder die Strafbarfeit erhöhen, jo find ihm diefe Umstände 
nicht zuzurechnen. 

Bei der Beitrafung fahrläffig begangener Handlungen gilt dieſe de 
ftimmung nur infoweit, als die Unfenntniß ſelbſt nicht durch Fahrläſſigkeit 
verfchuldet tft. 


I. Der Begriff des Dolus oder Vorjages. — Die vorliegende Stelle bezieht 
fid) auf den Vorſatz (dolus) und die Yahrläffigfeit (culpa). Der Begriff des Dolus 
läßt fich nach dem erften Abfate beftimmen als die die Willensbetätigung be— 
gleitende Kenntnis ber zum gefeglihen Zatbeftand gehörenden oder 
die Etrafbarkeit erhöhenden Tatumſtäude. Diele Definition haben über: 
nommen v. Liſzt $ 39, Roppmann-Weigel 175. Ähnlich auch Liepmann Goltd U 525 
und fchon früher Lucas, Die fubjeltive Verſchuldung (1882) 8. 

Zum Berftändnis der Definition hat man ſich zu vergegenwärtigen, baf fie nicht 
die Schuld im ganzen, fondern nur ein Schuldelement beitimmen mill (j. o. €. 103), 
d. h.: Schuld liegt erſt dann vor, wenn fich der Vorſatz auf eine verbotene Handlung 
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(Zillensbetätigung) bezieht und wenn die Handlung von einer zurechnungsfähigen 
Verſon unter normalen Berhältniffen begangen wird. Sind biefe Vorausjegungen 
erjüllt, jo iſt das Handeln deshalb fchuldhaft oder vorwerfbar, weil fich ber Täter 
richt duch Die Kenntnis von deſſen Tragweite davon hat abhalten lafien, weil 
er alio jeinem Borftelungsinhalt nicht den Einfluß auf die Willensbildung ein⸗ 
geräumt hat, den das Recht erwartet. Der Vorſatz wirb aljo dadurch harak- 
seriliert, Daß Der Täter gewiſſe Borftellungen nicht zu ausſchlagge— 
denden fontraftierenden Motiven erhebt. Dieſe Unterlaffung aber ift in 
verihiedenen ?;ormen möglidh: 

1. Ihwerfte Form: der Täter, der ſich durch die Kenntnis der Tragweite der 

Handlung von biefer hätte abhalten lafjen jollen, läßt ſich umgekehrt durch 
jene Kenntnis zu der Handlung beftimmen. Diefe pſychiſche Situation be» 
zeihnet man als Abfjicht. Sie ift die am meiften in die Augen fpringende 
und deshalb im gewöhnlichen Leben Häufig allein beachtete Form des Dolus. 
©. dazu M. E. Mayer, Die jhulbhafte Handlung (1901) 40ff., befonders aber 
Miricka, Die Form der Straffchuld (1903) 106ff. Vergl. audy u. IV; 
minder ſchwere Form: der Täter hat fi durch die Kenntnis der Trag⸗ 
weite zwar nicht zu ihr beftimmen, aber auch nicht von ihr abhalten laffen. 
Z. B.: es verfradtet jemand eine Höllenmafchine auf einem Schiff, nur um 
durh die Erplofion und den Untergang des Schiffes die Verficherungsiumme 
zu erlangen, aber er weiß, daß mit dem Schiff auch Menſchen zugrunde 
geben werben. (Fall Thomas). Oder: um Kurs zu gewinnen zeichnet jemand 
für die Sriegsanleihe des feindlichen Staats. Vergl. ähnliche Fälle E 5 314. 16 
363. 18 167. 
Die Hier vorgetragene Auffaffung bezeichnet man, weil fie die Kenntnis, Bor» 
aueſicht, Borftellung zur Begriffsbeftimmung des Dolus heranzieht, feit Frank ZStrW 
10 169. al8 Borftellungstheorie. Als Vertreter find außer den ſchon erwähnten 
List, Roppmenn-Weigel und Miricla zu nennen: Bekker, Theorie des heutigen Straf⸗ 
rechts (1859) 243 ff., ſ. auch deffen Pandekten 2 12. 67 ff., v. Lilienthal, ZStrW 15 277, 
Kobler 67, Träger, Wille, Determinismus, Strafe (1895), Sturm, Die ftrafrechtliche 
Verſchuldung (1902), Liepmann Goltd A 523 5 (Borfat fei Bewußtfein ber Berwirflichung 
de3 Erfolgs), Klee, Zur Lehre vom ftrafrechtlichen Borfage (1897), derfelbe, Der dolus 
indireetus (1906) v. Bülow GerS 59 181, Wachenjeld 264 und für das Gebiet des 
bürgerlichen Rechts Weyl, Syftem der Verfchuldungsbegriffe (1905) 388 ff (nebft zahl» 
tihen Belegen aus ber Literatur). Sachlich libereinftimmend auch Löffler, Die 
Stuldformen des Strafrechts (1895) 5, infofern er „Abſichtlichkeit“ und „Wiſſent⸗ 
lichkeit“ fcharf unterfcheidet. 

In einen formellen Gegenjag zu der Vorftellungstheorie tritt die Willens» 
theorie. Sie beftimmt ben Vorſatz als das Wiſſen und Wollen fämtlicher Delikts⸗ 
mertmale. So DIsh. Zweig. 16. Hauptvertreter find außer dieſen: v. Buri GerS 43 
AA Horm GoltdA 48 214, Ortlof ZStrW 14 161, v. Hippel, Die Grenze von 
vorſatz und Fahrläffigfeit (1903), v. Rohland, Willenstheorie und Vorftellungstheorie 
(1904). Aber gerade die Ausführungen v. Hippels beweiſen, daß der Gegenfaß ein 
bloß formeller und des Aufbebens nicht wert ift, das man von ihm gemacht hat. 
Tenn weder kann die Borftellungstheorie den Willen, noch die Willenstheorie Die Vor⸗ 
"elung entbehren, Beide Theorien fragen: wenn ift der Wille fchuldhaft? Die 
Antwort der Willenstheorie lautet: wenn er ſich auf die Herbeiführung gewiſſer 
Zatumftände richtet — die der Borftellungstheorie: wenn ihn gewifje Vorftellungen 
begleiten. Die Borftellungstheorie gebt aljo formell auf die Elemente der Willens» 
bildung zurück, und ſachlich tut die Willenstheorie das Gleiche. Ganz unbegreiflich 
" das hier und da auftretende Mißverſtändnis, als ob die eritere etwas Schuld» 
haftes in den Borhandenſein gewiſſer Vorſtellungen finde, während ſie doch in 


2 
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Wahrheit uur die Art und Weiſe ald fchuldbegründend bezeichnet, in welcher der 


Täter die VBorftellungen bei der Willensbildung benubt oder nihtbenußt. Jeden⸗ 


falls hat die Vorftellungstheorie den Vorzug größerer Klarheit. Denn einmal ver: 


leitet Die Willenstheorie zu dem von ihren eigenen Vertretern längft aufgegebenen 
Irrtum, als ob Dolus nur in den oben unter 1 hervorgehobenen Fällen vorliege 
Sodann geht e8 vom Standpunkte der Willenstheorie aus logisch und pfychologiit 
nicht an, auch die Herbeiführung eines folchen Erfolges zum Dolus zu rechnen, zu 
bem ſich der Handelnde gleichgiltig verhält und Doch ziehen ihre Vertreter u. A. auch 
derartige Fälle zum dolus. Dies betont gegen die Willenstheorie bejonder3 Miricka 


a. a. O. 16ff. Vergl. auch Thyren, Abhandlung a. d. Strafrecht (1896) 2 114 115, 


Haufer GerS 54 1ff., E 15 12. Daß der Streit in der Tat keiner mehr ift, geben 


mehr oder weniger zu: dv. Lilzt $ 89, Finger 1 257, Beling, 2. v. 8. 45ff.. und 


einen Beleg dafür bietet unbewußt auch Birkmeyer 32. Näheres bei anberer Ge 


legenbeit. 


II. Die Richtung des Dolus. — Nach dem Wortlaut des $ 59 muß fidh die 
den Dolus ausmachende „Kenntnis" (die Borftellung, dad Bewußtſein) auf Tat: 
umftände beziehen und zwar auf foldhe, die zum gejeglihen Tatbeftand. 


gehören oder die Strafbarteit erhöhen. 


1. Als Tatumftände find nicht nur Zatfachen, jondern namentlid auch ale 
Rechte, Mechtöverhältniffe und jonftige rechtliche Beziehungen anzufehen, die durh 
das außerhalb des Strafrechts liegende Recht begründet werden; 3.8. „Kailer' 
oder „Landesherr“ ($ 80), „Ehe ($ 181), Eigentum” (— „fremde“ Sad. 
8 212), „zorderung” ($ 266 Nr. 2). Dies rechtfertigt ſich durch die Erwägung, 
daß das Strafrecht derartige Gebilde genau ebenfo vorfindet und unter feinen 


Schuß nimmt wie rein tatſächliche Erjcheinungen. Es Handelt fi bei dieſem 
Satze, deſſen wiflenichaftliche Begründung manche vermiffen (3 B. Hälfchner 1 
264, Kahn, Der außerſtrafrechtliche Rechtsirrtum [1900] 25), um nichtS anderes 
als um eiue Konfequenz des jefundären Charakters des Strafrecht. 








Eine erichöpfende Definition deſſen, was man unter Tatumftänden zu verfteben 
bat, wird fich kaum geben lafjen. S. jedoch Kahn a. a. O. 49, Heinemann, Die | 


‚Bindingiche Schuldlehre, (1889) 125. Annähernd bie gleichen Dienite wie eine 
Definition leiftet aber die Erfenntnis, daB (abgejehen von der foeben erwähnten 


Ausnahme) der Gegenjag ber Tatumflände duch die Rechtsbegriffe gebildet 
wird. Begriffe alfo, die durch juriftiiche Abftraktion gefunden werden, ſind nicht 
Tatumſtände. Die Kenntnis diejer gehört zum Dolus, die Kenntnis jener nicht. 
8. 8. braudt der Täter nicht zu willen, daß das von ihm gefälfchte Etwas eine 
Urkunde ift, er braucht es nicht unter den Urfundenbegriff zu fubjumieren. Was 
er willen muß, find vielmehr die Umjtände, aus denen der Richter als Zuriſt den 
Schluß auf das Borbandenjein einer Urkunde zieht. A. A. v. Lilzt 8 39, Finger 1 
246. Eingehender darüber Kohlraujch, Irrtum und Echuldbegriff (1903) 1095. 
it der bier vertretenen Auffaſſung übereinitimmend Beling, 2. v. 8. 155 
159 und namentlih das RS. in zahlreihen Urteilen. Bergl. € 32 414. 3 
222. 4318. 

2. Aber aud die Kenntni? von Tatumjtänden gehört nur joweit zum Dolus, al 
ſie felbit zum geſetzlichen Tatbeftande gebören (oder die Strafbarkeit erhöhen). 
Über den Begriff des Tatbeitander f. 0. S. 10. Ob der Täter folde Tatum⸗ 
ſtände kennt. die außerhalb des geieglichen Tutbeitandes liegen, ift für bie Dolus⸗ 
frage glerchailtig, und zwar jelbit dann, menn derartige Umſtände für die recht⸗ 
liche Beurteilung ſonſt von Bedeutung find. Dies gılt in&bejondere für die Be- 
dingungen der Straibarfeit und die Trozegroraugjegungen (. o. 
S. 106.107. So fommt es 3. B. in den Foͤllen der $$ 102. 103 nicht darauf 
an. ob dem Täter die Verdürgung der Gegenicitigfeit befannt iſt. Ferner: weiß 
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im alle Der 88 242. 247 ber Täter, daß die von ihm in der Abficht rechts⸗ 
widriger BZueignung weggenommene Sache eine fremde ift, fo wird damit 
der jubjeftine Zatbeftand erfüllt; ein Irrtum über die Perfon des Eigentümers 
fommt ihm nicht zu gute. Daher ift der Sohn, der feinen Vater zu beitehlen 
glaubt, während er tatjächlich einen dritten beftiehlt, auch ohne Antrag verfolg⸗ 
bar. So auch E 4 346. Aus den gleihen Grunde gehört das Bemwußtfein 
der Strafbarteit nicht zum Borjage. Deun felbft wenn man in dem „Mit⸗ 

Strafe-Bedrobtjein” einen Tatumſtand jehen wollte, jo wäre e8 dod) feiner, der 

zum geſetzlichen Tatbeftande gehört, fondern ledigli ein auf der Geite der 

Rehtsfolge liegender. Hierüber herrſcht volles Einverfländnis. Gehört das 

gegen ein Zatumftand zum gejeglichen Zatbeftand, fo gehört feine Kenntnis 

zum Dolus, gleichgiltig ob der Tatumftand ein gegenmwärtiger oder ein 
zufünftiger ift. 

a) Unter gegenwärtigen Zatumftänden werden bier folche verftanden, die ſchon 
zur Zeit der Handlung, alfo unabhängig von ihr, vorliegen. Dies gilt nament⸗ 
ih für Die rechtlich erheblichen Eigenfhaften des Objekts. Des- 
halb kann von vorjäglider Tötung nur dann die Rede fein, wenn der Täter 
weiß, daß fi) die Handlung gerade gegen einen Menſchen richtet; von vor» 
fäglicher Verführung ($ 182) nur dann, wenn ex weiß, daß das Mädchen noch 
nicht 16 Jahre alt ilt. Desgleichen gehören die Verbrechensmittel hierher, 
jofern fie ausnahmsweiſe in den gejeglichen Tatbeftand aufgenommen find 
(z. B. Sift im $ 229), nicht minder unter der gleihen Borausfegung per» 
fönlide Eigen ſchaften des Täters, 3. B. Beamtengualität bei den Amts» 
delitten.. E 23 374. Dagegen braucht fi) das Bemwußtfein nicht auf die 
Sculdelemente jelbft zu beziehen; deshalb ift es gleichgiltig, ob der Täter 
weiß, daB er Über 12 Jahre alt ift, oder nicht. ©. dazu Finger 1 24778, 
Beling, 2. v. 2. 186 ff, Meyer⸗Allf. 132. 

b)Unter zufünftigen ZTatumftänden werden Hier diejenigen verftanden, welche 

durch Die Handlung erit hervorgebracht werden, m. a. W. der Erfolg. Der 
Kenntnis der gegenwärtigen Tatumſtände entipricht bei den zufünftigen bie 
Borftellung, daß fie als Folge der Handlung eintreten werden. ©. das 
rüber o. I. 

Iſt das Delikt ein konkretes Gefährdungsdelift (ſ. ©. 18), fo gehört zum 
Zolus dad Bemußtjein der Gefährdung (Gefährdungsporfag). Das Verhältnis 
des Gefährbungsvorfages zum Berlegungsvorjage ift ſehr beitritten. Während Binding, 
Rormen 2 455 die Anficht vertritt, daß fich Verlegungs- und Gefährdungsvorfag 
hinſichtlich desſelben Objekts ausſchließen, find Buſch, Gefahr und Gefährdungs- 
vorſaß (1897), Miricka a. a. ©. 77 ff, Klee a. a. O. 28 mit Recht der Meinung, daß 
der Berlegungsvorjag den Gefährdungsvorſatz ftetS in fich fchließt. Sedenfalls trifft 
dies für den dol. event. zu. Bei den abftraften Gefährdung&delikten und den Polizei 
A tefüngen gehört zum Borfage nicht mehr, als dem Wortlaute des Geſetzes ent» 
pricht. 


Ebenſo wie auf die Anmefenheit pofitiver Tatumftände muß fich die Kenntnis 
des Täter8 auf die Abmwefenheit negativer Tatumftände, d. h. folder Tatum- 
Mnde beziehen, deren Vorliegen die Rechtswidrigkeit ausichließt. S. Darüber ©. 12. 
Tenn dem Bewußtſein, daB ein pofitiver Tatumftand vorliegt, entipricht genau dag 
Veroußtfein, daß ein negativer nicht vorliegt. Wer nicht weiß, daß er nicht ange- 
griffen ift, fich alfo für angegriffen hält, fteht genau demjenigen gleich, der nicht 
weiß, daß fich feine Handlung gegen einen Menſchen richtet. M. a. W.: die irr- 
tümliche Annahme eines Tatumftandeg, deijen tatſächliches Vorliegen 
bie Rechtsvwidrigkeit befeitigen würde, fchließt den Vorfag aus. Faſt 
wortlich übereinftimmend AMG 2 212. 4 97. 5 33. Im Ergebnis übereinftimmend 

Sant, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 9 
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bie herrſchende Lehre, 3.8. E 6 405. 19 298. 21 189. 33 32, BayOLGCStr 6 72. Die 
gleiche Begründung geben Löffler GrünhgZ 20 775, Merkel 82, Miticka a. a.D. 124 fi. 
Auch wenn man mit Kohlraufh a. a.D. 59ff. den Begriff der negativen Tatumftände 
ablehnt, muß man zu dem bier vertretenen Ergebnis gelangen. Denn nimmt Der 
Täter 3. B. an, daß er fih im Notwehrſtand befinde, fo find von feinem Stand⸗ 
punkte aus die Berhältniffe, unter denen er handelt, abnorm. Ein Borwurf fanın 
ihn nur infofern treffen, al3 für ihn der Irrtum, der zur Annahme bed Notwehr 
ftandes führt, vermeidbar war. Trifft dies zu, jo kann man mit der herrſchenden 
Lehre nur zur Fahr läſſigkeit gelangen, und die Strafbarteit hängt dann daven ab, 
ob das in Srage fommende Delikt als fahrläffiges ftrafbar if. Auch im Ergebnis 
abweichend v. Liſzt $ 41. Gegen Dielen Frank ZEHW 14 364. Zu beadten iſt, 
daß es Sich bier immer um eine irrtümlide Annahme von Tatumſtänden 
handelt. Wer glaubt, er fei gegenüber einem erft in der Zukunft drohenden An⸗ 
griffe zur Notwehr beredtigt, irrt nicht über Tatumftände, jondern über Rechtsſuütze. 
Sein Vorſatz bleibt daher tro dieſes Irrtums beftehen. S. u. vor III. 

Ganz nach demſelben Gefihtspunfte ift aber auch die irrtümliche Annahme eines 
folden Zatumftandes zu beurteilen, der, wenn er vorläge, die Strafbarkeit pe r- 
mindern würde Tötet die Mutter in oder gleich nach der Geburt ihr eheliches 
Kind in der Meinung, es fei ein unebeliches, fo tft fie nicht wegen Mordes ober 
Totſchlags, jondern wegen SKindestötung zu beftrafen. Abweichend für den analogen 
Fall des 8 216 Binding, Normen 2 513. ©. aber Binding, Lehrb. 1 32 (analoge 
Anwendung des Gejeges). Mit der hier vertretenen Unficht wejentlich übereinſtimmend 
Singer 1 250, Meyer⸗Allf. 133. 

Die Kenntnis des Täter muß fich endlih auf diejenigen Tatumſtände bes 
ziehen, welche die Strafbarfeit erhöhen. Wer jeinen Vater erfchlägt, ohne zu 
willen, daß fich feine Tätigkeit gerade gegen den Bater richtet, kann nur wegen 
einfachen Totichlags, nicht wegen Aszendententotſchlags auf Grund bes 8 215, beftraft 
werden. Eine Ausnahme gilt lediglich bei den durch den Erfolg quali 
fizierten Deliften (vergl. S. 17). Hier genügt der objeltive Eintritt bes 
ſchweren Erfolgs, fofern nur der Tatbeitand des Grunddelikts fchuldhaft herbeigeführt 
if. Bur Beftrafung wegen jchwerer Körperverlegung nad 8 224 ift 3. B. mur er 
forderlih, daß der Täter die einfache Körperverlegung vorjäglich begangen bat, und 
daraus, wenn auch ohne weiteres Berichulden, der ſchwere Erfolg hervorgegangen ift. 
Nicht einmal Fahrläfligkeit darf in Beziehung auf den fchweren Erfolg verlangt 
werden. So die herrfchende Lehre. Vergl. bei. Xöffler, Die Schuldformen des Straf» 
recht8 (1895) 256, E 5 29. A. A. Binding 1 366, Häljchner 1 326. 2 28. ©. aud 
Zeitler, Strafe ohne Schuld (1899). 

Sehr beftritten ift die fyrage, ob zum Vorſatz auch das Bemwußtjein der Rechts⸗ 
wid rigkeit gehört, ob ſich alſo bei vorſätlichen Delikten die Kenntnis des Täters 
auch auf das Verbotenſein der Handlung erſtrecken muß. Bejahend Binding, 
Normen 2 499, Olsh⸗Zweig. 30, Hälſchner 1296, Hammerer, Der Einfluß des Rechts⸗ 
irrtums auf die Beftrafung (1890), Ortloff, Die Strafbarkeitserkenntnis als Schuld» 
borausjeßung (1891), Bafedow, Die ftrafrechtliche Berjchuldung (1898), Beling, 2. 0.8. 
178, Alfeld, Die Bedeutung des Rechtsirrtums (1904), Meyer-ANf. 133; auch einige 
Entfcheidungen des RG's, 5. B. E 2 867. 21 312. Für die Verneinung bei. v. Lifzt 
8 41, Merkel 84, v. Bar GerS 38 252 ff., Heinemann, Bindingiche Schuldlehre (18891, 
derf. ZW 18 371ff. wohl auch Bierling a. a. O. 325 ff., beſonders aber die neuere 
Rechtſprechung des RG's, 3. B. E 15 158. 20 893. 87 139. Bon der Beichaffenheit 
bes befonderen Tatbeftands madt Köhler, Die Strafbarkeit bei Rechtsirrtum (1904) 
die Entjcheidung abhängig. Andere fordern das Bewußtjein der Pflichtwidrigkeit. 
So Liepmann 130 ff., Kohlrauſch, Die Lehre vom Rechtsirrtum (1902)23 ff, M.E. Mayer, 
Die fhuldhafte Handlung (1901) 114, Yinger 1261, Graf Dohna GerS. 65 320. 
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Die Berjuche, ein derartiges Bewußtjein als Veftandbteil bes Vorſates auf 
juriſtiſch⸗ techniſchem Wege nachzuweiſen find ſämtlich mißglüdt. Die vorliegende 
Stelle fordert zum Dolus die Kenntnis von Tatumftänden; die Rechtswidrigkeit aber 
it gerade fein Tatumjtand, jondern das Verbotenſein der Zat als folder. Auch 
taın man fi) nicht mit Erfolg darauf berufen, daß die Schuld Vorwerfbarkeit ſei 
und daB man aus feinem erhalten nur demjenigen einen Vorwurf machen könne, 
der defien Rechtswidrigfeit gefannt hat. Denn daß Leben wird auch von andern 
Nähten alS von dem Recht beherricht, und es ift ſehr wohl denkbar, daß ber Geſetz⸗ 
geber ein Berbalten fon dann als vormwerfbar anjteht, wenn es im Widerfpruch mit 
den Geboten der Sozialethik fteht und bei gehöriger Aufmerkſamkeit als im Wider- 
iprud damit ftehend hätte erfannt werden können. Übereinftimmend in biefer Bes 
jiehung dv. Bar a. a. O. M. E. Mayer, Rehtönormen und Rulturnormen (1903), 
Bierling a. a. O. Bielfah wird die Stellung zu Diefer Frage durch bie ftraf- 
recht3pbilojophiiche Grundanidyauung beflimmt. Wer mit Binding in dem Verbrechen 
einen Ungehorjam und in der Strafe die Unterwerfung des Ungehorfamen unter das 
Recht fieht, muß felbftverftändlich zum Vorſatz das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit 
verlangen. Das Gleiche gilt für die Vertreter der Theorie des pſychiſchen Zwangs 
Feuerbach). Umgekehrt aber ift jenes Bewußtſein vom Standpunkt der Beſſerungs⸗ 
theorie aus keineswegs erforderli. Hält man fich angefichtS des Schwankenden aller 
diefer Geſichtspunkte an das Geſetz felbit, jo ift daS Bewußtſein der Rechtswidrig⸗ 
fit nicht als Beftandteil des Dolus anzufehen. 

Bon dem Grundjage abweichend, fordert die berrfhende Lehre 
das Bewußtjein der Rechtswidrigkeit ausnahmsweiſe dann, wenn die 
RehtswidrigleitderHandlungindenbefonderen Tatbeftand des Delikts 
aufgenommen ift. So da8 RG in zahlreichen Urteilen, 3. B. E. 19 87. 30 393. (ÜIber- 
tt über die Rechtſprechung bei Kohlrauſch a. a. O. 76 ff.). Indeſſen kann die Rich 
tigleit der herrichenden Lehre in der behaupteten Allgemeinheit nicht zugegeben werden. 
Vielmehr wird bei jedem derartigen Delikte zu unterfudhen fein, was „Rechtswidrig⸗ 
teit“ bedeutet. Wird damit das Zumiderhandeln gegen ein fubjeltives Recht bezeichnet, 
io gehört zum Vorſatz das Bewußtfein von deſſen Eriftenz. ©. o. Hi u. Goldſchmidt 
Golida 54 21. Bedeutet dagegen „rechtstwidrig” ein Zuwiderhandeln gegen bas objeltive 
Recht, jo ift zu unterfcheiden. Zunächſt kann barin der Hinweis auf eine außerhalb 
des Strafgefeges liegende Norm zu finden fein (j. ©. 13). In diefem Falle gilt die 
ülgemeine Regel, daB das Bewußtſein ver Rechtswibrigfeit nicht zum Dolus gehört. 
Sodann aber kann dur das Wort „rechtöwidrig” der Gedanke zum Ausdrude 
Iommen, daß beim Borbandenfein einer befonderen Befugnis die NRechtswidrigfeit 
entfällt. Da nicht angenommen werden fann, daß das Gejeh etwas GSelbftverftänd- 
lies jagt, jo ift für dieſe Fälle zu behaupten, daß der Vorſatz durch die, wenn aud) 
auf Rechtsirrtum beruhende, Annahme einer Befugnis ausgefchloffen wird. 

UL Beftimmte und unbeitimmte Kenntnis_der Tatumftände. Dolus deter- 
minstus und indeterminatus (eventualis). — Zwiſchen dem beftimmten Kennen 
aned Tatumftandes und feinem beftimmten Nichtkennen gibt es eine Reihe von 
Übergangsformen. Bald urteilt ber Handelnde: es ift ſicher, daß diefer Umftand 
borliegt oder eintritt (Borftellung des Tatumftandes als eines ficheren, notwendigen) 
— bald nur: e8 ift diefes ober jenes möglich (Vorftelung des Tatumftandes als 
eines möglichen). Hauptfächlich dieſer Tatjache ift es zuzufchreiben, daß man in ber 

heorie verichiedene Grade des Dolus unterfcheidet: den dolus determinatus (aud) 

) und den dolus indeterminatus. Meift wird dieſe Unterfcheidung wie die 

ganze Doluslehre einfeitig auf die Vorausſicht oder das Wollen des Erfolges ab» 

geftellt, daher nimmt man dol. determ. (auch dol. directus) dann an, wenn ein konkret 

b er, dol. indeterm., wenn ein nur allgemein, generiſch beſtimmter Erfolg ine 

Auge gefaßt ift. (Diefer vor mir ftehende Menſch — jeder Menſch, der etwa aus 
9% 
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Diefem Brunnen trinken follte, Zoening 33 fordert, daß ſich der Vorſatz ftet3 auf ein 
individuell beſtimmtes Objeft beziehe) Innerhalb des dol. indeterm. hebt man 
wieder den dol. alternativus und den dol. eventualis hervor. Dol. alternat. joll 
dann vorliegen, wenn die mehreren Erfolge ald einander ausjchließend gedacht werden, 
dol. eventual. dann, wenn der Täter die VBorftellung hat, daß der eine jicher, Der 
andere nur vielleicht eintreten werde. (Diefen oder einen andern wird ed treffen — 
diefen wird es treffen, vielleicht auch) noch den andern) Sehr häufig aber ſpricht 
man von dol. event. auch dann, wenn nur ein Erfolg in Frage fteht, fein Eintrizt 
aber nicht al& ficher, fondern nur als möglich vorgeitellt wird. 

Bon dem bier vertretenen Standpunkt aus, der die ganze Doluslehre nicht 
einjeitig auf den Erfolg abftellt, fondern auf alle Tatumftände eritredt, ift der Be⸗ 
griff des dol. event. in dem Sinne zu verftehen, daß irgend ein Tatumftand nicht 
fider gewußt wird. Er ların alfo namentlich auch bezüglich der erheblichen Eigen- 
fchaften des Objekts vorliegen. 3. B.: der Täter zweifelt über das Alter des zu 
verführenden Mädchens. 

Es ift Mar, daß ein derartiges Biweifeln, ein derartiges „Fürmöglichhalten” in 
vielen Fällen zum Vorſatz genügt, ebenjo ficher aber aud), daß es häufig nit aus» 
reiht und nur als Fahrläſſigkeit ericheint. So feit E 21 420 aud) das RG, während 
ed in früheren Urteilen (bei. E 16 363) angenommen hatte, daß das Gebiet bes 
Zweifels ſchlechthin zum Borat gehöre. Der dol. event. bildet aljo, man mag 
ihn faffen wie man will, die Übergangsform zur Fahrläfligkeit, und eben weil es 
ſich um ein Grenzgebiet handelt, ift die Unterfcheidung in dem Maße beftritten, daß 
mande erflären, fie jei als rein begriffliche überhaupt nicht möglih. Dennod wird 
fie durch folgende zwei HauptgefichtSpuntte herbeigeführt werden können. 

Sagt fih der Täter: mag e8 jo oder anders fein, jo oder anders 
werden, auf jeden Fall handle ich, fo ift fein Verfehulden ein vorjägliches. 
Oder, anders ausgedrüdt: wenn der Täter auch bei beftimmter Kenntnis 
gehandelt Hätte, jo befand er ſich in dolo. Denn in diefem Falle verweigert 
er auch der beftimmten Kenntnid der Tatumftände den Einfluß auf feine Willen“ 
bildung, in defien Mangel das Weſen des Vorſatzes beiteht. Man bezeichnet diefe 
piychiiche Beziehung Häufig als Einwilligung, Billigung, Einverftändnis. 

Sagt fi dagegen der Täter: müßte ich, daB es fo jein oder jo kommen follte, 
fo unterließe id) meine Handlung — fo liegt dol. event. nicht vor und kann 
höchſtens von Yahrläffigleit die Nede fein. Oder m. a W.: wenn der Täter 
beibeftimmter Kenntnis nicht gehandelt hätte, jo befand er fi nicht 
in dolo. Übereinſtimmend namentlid v. Hippel a. a. O. 111ff. (allerbings nur 
im Ergebnis), v. Liſzt $ 39, Motive z. norwegiihen StGB in der Überfegung bon 
Bittl (1907) 95, RMG 7 113. Vergl. auch E 21 420: gibt ſich ber Täter der 
Erwartung hin, daß der als möglich vorgeftellte Umftand tatſächlich 
nicht vorliege, und Handelt er in dieſer Erwartung, fo fehltesan 
jedem Borfage. Ganz ähnlich und zum Teil in enger Anlehnung an bie von 
mir vertretene Formulierung E 22 55. 33 4, RMGe3 296. S. noch die Gutachten 
bon Stenglein und v. Liſzt in den Verhandlungen des 24. Juriſtentags 1. Bd., 
Hamm DYZ 3 356ff. Beichluß des 24. Juriſtentags (Verhandlungen 4 285), v. Bar 
8StrW 18 534, derſ. GerS 56 101ff., M. E. Mayer a. a. O. 176. 

Bedenken gegen die hier vertretene Faſſung hat man wiederholt wegen 
der Beweisjchwierigfeit erhoben. So v. Bar Zt 18 550, Thyren, Abhand» 
[ungen a. d. Strafrecht (Lund 1896) 2 145ff. Gegen dieſen aber v. Hippel a. 
a. O. ebenfalls wird man die Beweisfchiwterigfeit nicht überfchägen dürfen. Außer 
dem aber ift folgendes zu beachten: hält jemand das Vorliegen oder das Eintreten 
eined Tatumftandes für möglich, jo hält er es gleichzeitig für möglid, daß er nidt 
vorliegen oder eintreten werde. Bei jeiner Willensbildung fommt alfo jene Vor⸗ 
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ſtellung teil3 mit ihrem pofitiven, teil mit ihrem negativen Inhalt in Betradht. 
Benn nun Die negative Seite derartig überwiegt, daß fie den Täter zur Handlung 
beitimmt, jo tft zweifellos der Borjag zu verneinen. 3. B.: um ein Kind zu retten, 
ichießt jemand auf den Stier, der ed angefallen hat; er rechnet dabei mit der Mög- 
(ichteit, das Kind jelbit zu treffen, aber gerade Durch bie Borftellung, daß dies nicht 
der Fall jein werde, läßt er ſich zum Schießen beitimmen. 

ÜÜberwiegt anderfeit3 die pofitive Seite des Vorftellungsinhalt3 derart, daß 
gerade fie den Willendentichluß veranlaßt, fo ift der Vorjag zu bejahen. Daraus 
jolgt der Sag: fofern der Erfolg ein beabfichtigter (f. o. I 1) ift, befindet 
jih der Täter ftetS im Dolus, gleichgiltig ob er ſich feinen Eintritt 
als jiher oder nur als möglich vorgeftellt hat. Wem es um die Tötung 
eines Menichen zu tun tft, der haftet je nach Umftänden wegen verjuchter oder voll» 
endeter Tötung, auch wenn er es als jehr unficyer anjah, ob er ihn treffen wilrde. 
So beſonders Krug, Über Dolus und Culpa (1854) 71, Geßler, Über den Begriff u. 
d. Arten des Dolus (1860) 102, v. Bar Str 18 548 und v. Lilzt 8 39. 


Neuerdings haben Sturm, Mititta und Klee in ihren wiederholt angeführten 
Schriften den intereflanten Verſuch gemacht, die bier behandelten ragen Durch Her- 
einziehbung des Gefahrbegriffs zu löjen. Ihre Ausführungen jcheinen mir durch⸗ 
ihlagend — fofern man ſich auf den Standpunft der adäquaten Kaufalitätstheorie 
zu fielen vermag. Aber auch die unten VII angeftellten Erwägungen werden vor 
egtremen Folgerungen ſchützen (jemand veranlaßt einen andern zu einer Reife in der 
Hoffnung, daB er dabei verunglüde — oder: man beginnt den Betrieb einer Eijen- 
bahn, wifjend, daß es bei diejem wie bei anderen derartigen Unternehmen zu Uns 
glüdsjällen kommen wird). 

Entbehrt fann der Begriff des dol. event. ſchon deshalb nicht werden, weil fich 
bei zunehmender Bildung und Erfahrung die Beſtimmtheit des Urteild abſchwächt. 
Bergl. Frank ZStrWe10 209. A. U. v. Bar baf. 18 534 ff. 

Es gibt allerdings Delikte, bei denen der dol. event. ausge» 
ſchloſſen iſt. Wo dies zutrifft, fann nur durch Auslegung im einzelnen ermittelt 
werben. Beſonders gehören hierher bie Fälle, in melden das Gejeg ein Handeln 
„wider befieres Wiſſen“ verlangt; 3. B. 88 164. 187. Ebenſo die herrſchende Lehre 
und E 18 88. 823 302. ©. auch unten IV gegen Ende. Weitergehend in der Aus⸗ 
\ließung Werner i. d. Verhdig. des 24. Juriſtentags 4 280. Anderſeits behauptet 
nebenher) E 30 270, der dol. event. fei überall ausreichend, wo das Geſetz nicht eine 
beftimmte Abficht fordert. 

IV. Abficht und Zwed. — Aus den Erörterungen unter II und II folgt, daß 
fh bei dolofen Delikten das Bewußtjein auf fämtlihe Merkmale des objektiven Tat» 
beftandes erjtreden, infofern alfo der fubjeltive Tatbeftand ſich mit dem objektiven 
deden muß. In einzelnen Fällen aber fordert das Gefeg einen über den objektiven 
Zatbeftand Hinausgehenden Bewußtjeinsinhalt, den es als Abficht (3. B. 88 242. 
263) oder durch Wendungen wie „um zu“ (3. B. 88 87. 257), „zu dem Zweck“ (3.8. 
$ 363) bezeichnet. Der Sinn ift überall der gleiche und zwar folgender: 

1. Der Täter muß fi durch eine gewiſſe Vorftellung zum Handeln beftimmen 
laſſen. Es wird alfo ausnahmsweije die oben I1 gejchilderte jchmwerfte Schuld» 
form verlangt. Deshalb liegt (regelmäßig) Diebitahl nicht vor, wenn der Ge- 
fangene mit der Anftalt3fleidung entweicht, weil ihn die Vorftellung, er werde 
nad der Selbftbefreiung die Anftaltstleidung gleich wie die feinige haben (ſich 
zueignen) nicht zur Entweichung beftimmt hat. Anderfeits ift e8 ſehr wohl 
möglich, daß jemand durh mehrere Borftellungen beftinnmt wird; alddann hat 
jede die Bedeutung der Abficht. Diefer Begriff fällt aljo keineswegs mit dem 
des Endzwed3 zufammen. 8. B.: ber Herr leiftet dem Diener Beiftand in 
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der Abficht, ihn der Strafe zu entziehen, und in ber weitern Abficht, ihn Dann 

als Diener zu behalten ($ 257). 

Mit der hier vertretenen Anficht ftimmen namentlich überein: v. Liſzt $ 39, 

€ 5314. 11380. 16 150. Lucas 122. Dagegen tritt in einigen Urteilen, bei. E24 255. 

27 217, 241 die Meinung hervor, daB Abfiht den dolus determinatus im 

Gegenjag zum dolus eventualis bezeichne. Dem kann indeflen nidht beigetreten 

werden. Wo das Geſetz die Wendungen „um zu” oder „zu dem Zwecke“ gebraucht. 

ift die hier vertretene Anficht meiſt unbeftritten. Die 88 234 ff. zeigen aber, DaB 
es mit der erjteren Wendung den Begriff der Abſicht promiscue verwertet. 

2. Aber in dem Begriffe der Abjicht Liegt noch etwas weitered. Es genügt nicht, 
wenn ji der Täter durch die Borftellung eines gewiſſen Erfolgd zu der Hand⸗ 
lung beftimmen läßt, fondern es muß die weitere Vorftellung hinzukommen, daß 
er diefen Erfolg Durch die Verwirklichung des objektiven Tatbeſtandes erreichen 
werde. Deshalb ift es Fein Betrug, wenn jemand gegen Bezahlung eine Gefängnis⸗ 
ftrafe für einen andern verbüßt. 

Dies vorausgejandt, läßt fi die Abſicht definieren als die den 
Willen beftimmende Borftellung des durch den objektiven Zatbeitand 
zuverwirklihenden Erfolgs. Oder: als der erfirebte Erfolg, der durch 
den objeftiven Tatbeftand erreicht werden joll. Trotzdem ift es nicht zu⸗ 
treffend, wenn v. Liſzt $ 39 die Abficht mit Beweggrund, Motiv identifiziert. Denn 
zum Motiv (3. B. Hunger, Gejchlechtstrieb) gehört nicht wie zur Abficht, daß es 
durch etwas anderes verwirklicht werden jol. ©. darüber Mititfa a. a. ©. 1165. 
und über dad Motiv im allgemeinen Liepmann 120, M. E. Mayer a. a. O. 43, 
Thomfen, Unterfucdhungen über den Begriff des Motivs (1902). 

Abweichend von der Hier vertretenen Auffaffung verfteht Binding Normen 1 
218ff., 2 596 ff., Lehrb. 1 364. 375 die Abficht einfach im Sinne vom Borfag. Yu: 
zugeben ift, daB der Begriff Hier und dba im Geſetze diefen Sinn hat, nämlich dann, 
wenn er fich lediglich bezieht auf den aud zum objektiven Tatbeſtand 
gehörenden Erfolg, nit aljo auf einen jenjeit3 des objektiven Tatbeſtands 
liegenden, befonder8 88 225. 266. Allerdings wird man auch hier annehmen müſſen, 
daß ber dol. event. nicht genügt. Übereinjtimmend bezügl. des $ 225 Olsh.⸗Zweig. 
2 zu $ 225 und Glinther, Die Hauptftadien der Entwidlung des VBergehens der 
Körperverlegung (1884) 175; ähnlich E 27 217. A. A. v. Liſzt 88 88. 136 (bei & 225 
mäfje der ſchwere Erfolg „bezwedt“ fein. bei $ 266 fei „abſichtlich“ einfach aleich- 
bedeutend mit vorjäglicdy) und bezügl. des $ 266 aud) Olsh.⸗Zweig. 12 zu 8 266 (es 
genüge dol. event.). 

V. Der Irrtum, — Die Lehrbücher pflegen im Anjchluffe an die Doluslehre bie 
vom Irrtum zu behandeln. Irrtum im firengen Sinne des Worte (j. Olsh.⸗Zweig. 7) 
liegt nicht jchon beim Mangel einer jeden Borftellung, fondern nur beim Borhandenfein 
einer pofitiv falfhen vor. Für das Gebiet der Doluglehre ftehen indefien beide Fälle 
einander gleich, infofern jeder zur Nichtlenntnig eines zum gefeglichen Tatbeftand ge- 
börenden oder die Strafbarfeit erhöhenden Tatumjtandes führen kann. Aus dieſer 
Erwägung ergibt fi), daß der Irrtum in jedem Sinne nidytS anderes "bedeutet als 
die Verneinung des Dolus, und daß die ganze Irrtumslehre nur die Doluslehre 
vom negativen Standpunkt aus betrachtet ift. Ebenfo Kohlrauſch a. a. O. Tfl. 
Smmerhin empfiehlt es fich, einzelne Fragen gerade unter dieſem Geſichtspunkte zu 
erörtern oder zufammenzufaffen. 

1. Ter ausnahmslos geltende Grundfag lautet: jeder Irrtum, der die Nicht— 
fenntnis eines "zum geſetzlichen Tatbejtand gehörenden oder die 
Strafbarkfeit erhöhenden Tatumftandes veranlaßt, ſchließt den 
Dolus aus Diefer Irrtum kann zunädjit ein Tatirrtum fein, zumeilen aud) 
ein Rechtsirrtum, nämlich dann, wenn als Tatumftand ein fubjeltines Redt, 
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ein Rechtsverhältnis oder eine fonftige rechtliche Beziehung in Betracht kommt. 

S. o. 1. Zerſtört jemand eine fremde Sache, jo wird der Dolus der Sadı- 

befhädigung nicht nur dann ausgefchloffen, wenn er fie mit einer eigenen ver- 

wechjelt (Tatirrtum), ſondern auch dann, wenn er fie zufolge eines Rechtsirr⸗ 
tums für eine eigene hält. Vergl. auch $ 80. Regelmäßig -fagt man, daß der 
außerftrafrechtliche Nechtsirrtum dem Tatirrtum gleichftehe. Diefer Sat ift aber 
nur in dem bier vertretenen Sinne richtig, d. h.: der außerftrafrechiliche Rechts⸗ 
irrtum ſchließt den Dolus nur injofern aus, als er zur Nichtlenntnis eines Tate 
umftande3 führt. Über nicht haltbare Anwendungen des Sapes f. u. nad) 2b. 

Man fagt ferner regelmäßig, Daß der Strafredtsirrtum den Dolus nicht befeitige. 

Auch dies ift nur mit einer Einſchränkung richtig. Butreffend wird dadurch her⸗ 

vorgehoben, daß der ftrafrechtlide Subjumtionsirrtum nicht zu beachten ift. 

S. o. Di. Zutreffend wird ferner Dadurch hervorgehoben, daß die irriümliche 

Annahme, die Handlung fei nicht ftrafbar, den Dolus nicht befeitigt. S. 0.112. 

Butreffend wird endlich Dadurch hervorgehoben, daß die irrtümliche Annahme 

der Erlaubtheit der Handlung (grundjäglich) dem Vorſatz nicht entgegenfteht. ©. 

0.©.130. 131. Wenn aber ausnahmsweiſe eine Durch das Strafrecht geichaffene 
rechtliche Beziehung als Zatumftand erjcheint, jo kann auch ber ftrafrechtliche Irr⸗ 
tum den Dolus ausjchließen. Dies gilt für $ 257: „nad Begehung eines Ver⸗ 
brechens oder Bergehensd“. E18 81. Desgleichen für 8 164: Befchul- 
digung wegen einer „ftrafbaren Handlung”. Die Hauptifrage ift aljo nicht Die, 
ob der Irrtum ein ftrafrechtlicher oder ein außerftrafrechtlicher ift, jonbern bie 
andere, ob ein Tatumftand nicht gefannt wurde, der zum geſetzlichen Tatbeitand 
gehört. Zur Beantwortung dieſer Frage ift zunächſt der Begriff des Tatumftandes 
und des gejeglicden Tatbeftandes feftzuftellen. S. darüber 0. ©. 128. Gelangt man 
alddann zur Berneinung der Kenntnis, jo kommt es nicht darauf an, ob fidh 
die Unkenntnis durch einen Tatirrtum oder durch einen Nedtsirrtum erflärt, und 
noch weniger darauf, auf welchem Gebiet der Rechtsirrtum liegt. Grundjäglich 

gegen die Unterfcheidung von ftrafrechtlichem und außerftrafrechtlichem Irrtum 3. B. 

Kahn a. a. O. Bergl. auch Kohlrauſch a. a. D., v. Bülow GoltdA 45 321ff. 

(jämtlid), beionders aber Kohlraufch, mit zahlreichen Belegen aus ber Praris). 

2. Die irrtümlide Annahme eines Unrechtsausſchließungs— 
grundes (|. o. ©. 103) [hließt den Dolus in zwei Füllen auS: 

a) wenn fie zurüdführbar ift auf einem Tatirrtum in dem Sinne, daß ber 
Täter meint, e8 liege ein folcher Zatumftand vor, der, wenn er borläge, 
die Rechtswidrigkeit befeitigen würde. Hierher gehört außer der oben ©. 119 
beſprochenen Putativnotwehr u. U. auch der Fall de8 error in obiecto, 
db. h. die Berwechielung der Angriffsobjekte. 3. B. der Vater fchlägt einen 
fremden Knaben in der Meinung, feinen eignen zu züchtigen. Hier ift ber 
Vorſatz ausgefchloffen, weil der Bater unter der Borausfegung der Nichtigkeit 
feiner Annahme fo hätte handeln dürfen, wie er gehandelt hat. Wenn aber 
jemand den & töten will und in der Tat den J) tötet, weil er ihn für den & hält, 
jo befeitigt dieſer Irrtum den Vorſatz nicht, denn der Täter hätte auch den 
X nicht töten dürfen. So auch bie herrſchende Lehre. E 18 337. 19 170. 
Weshalb Tyinger 1 254 den Begriff bes error in obiecto nur in bem zweiten 
Falle anwenden will, ift nicht erfichtlih. Jedenfalls aber ift von dem error in 
obiecto wohl zu unterjcheiden die aberratio impetus seu ictus, d. h. 
das Fehlgehen der Tat (fo Meyer-Alf. 145). Hiervon |pricht man dann, wenn 
ohne Verwechſelung des Angriffsobjeft3 der Erfolg an einem andern Objelt 
eintritt ald an dem vom Täter ind Auge gefaßten. 3. B. A ſchießt auf den 
&, trifft aber den Y. Die herrihende Lehre löft diefen Fall auf in verfuchte 
Zötung des £ und fahrläffige Tötung des Y). E 2 335. 3 385. Wichtiger aber 
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dürfte e8 fein, mit der gemeinrechtlichen Theorie vorfäglihe Tötung bes I 
anzunehmen. So auch Finger 1 254, Beling, 8. v. 3. 325. S. dazu v. Lit 


8 40. Iſt allerdings das getroffene Objekt mit dem andern nicht gleichwertig, 
fo liegt gegenüber dem einen nur Verſuch, gegenüber dem andern möglicher⸗ 


weife Fahrläffigfeit vor. So wenn jemand auf einen fremden Hund jchießt, 
aber den Eigentümer trifft. — Die irrtümliche Annahme eines Unrechtsauds 


ihließungsgrundes kann ferner den Vorſazt ausichließen 


b) bei den oben ©. 131 Ha. € Herporgehobenen Fällen. 


Im übrigen läßt fih die irrtümlihe Annahme einer Befugnis nur bei der 
Strafzumefjung berüdjichtigen. Wer den ertappten Dieb züchtigt, iſt wegen 


vorjäglicher Körperverlegung ftrafbar, auch wenn er glaubte, zur Zlichtigung 

befugt zu fein. E 4 98. Bergl. 83 32. Wenn das RG. au bei Behand 
lung diejer Frage den außerftrafrechtlihen Jrrtum dem Tatirrtum gleidhftellt, 

jo ift ihm nicht beizutreten. Auch verfteht ınan in vielen Yällen nicht, warum 


gerade dieſer Irrtum ein außerftrafrechtlicher, jener ein ſtrafrechtlicher fein joll. 
Man vergleidhe z. B. mit den jveben angeführten Urteilen die GoltDA 39 331 
und E 38 71 mitgeteilten. Nach dieſem letzteren foll die irrtümliche Meinung 
des Dienjtherrn oder des Geiltlichen, zur Büchtigung berechtigt zu fein, den 
Dolus ausfchliegen. ©. auch E 27 401. 

In feinem ber Fälle unter 1 und 2 kommt es darauf an, ob der 


Irrtum verfchuldet ift oder nicht, d. h.: der Dolus ift auch dann aus> 
geifchhlojien, wenn der Irrtum hätte vermieden werben fönnen. Die 
Schuldhaftigfeit des Irrtums fommt lediglich für die Frage der Fahr— 


läſſigkeit in Betradt. 
3. Der Irrtum kann die Strafbarteit zwar ausfhließen oder ver— 


* 


mindern, er kann ſie aber niemals begründen. Gegen dieſen Sat darf 
man ſich nicht die Strafbarkeit des Verſuchs berufen, denn auch bei dieſem iſt 
es nicht der Irrtum, der die Strafbarkeit begründet, ſondern das Geſetz. ©. o. 
S. 69. Jedenfalls aber führt der aufgeſtellte Satz zu der allgemein zugegebenen 
Strafloſigkeit des Putativdelikts oder Wahnverbrechens. Von einem ſolchen 
ſpricht man dann, wenn der Täter ſeine Handlung zwar in tatſächlicher Beziehung 
rihtig würdigt, fie aber irrtümlich für ftrafbar hält, z. B. widernatürliche Unzucht 
zwiichen Frauensperſonen. Man kann auch mit Olsh.⸗Zweig. 26 und den 
früheren Auflagen dieſes Kommentars den Begriff des Putativdeliktes fo faflen. 
daß er fih auf die vo. S. 69 erwähnten Fälle des Mangels am Tatbeſtand er- 
jtredt. Gegen dieje Ausdehnung des Begriffs bejonders Kriegsmann. 
Verwandt mit diefen Fällen ift folgender. Der Täter glaubt, den Erfolg 
herbeigeführt zu haben und nimmt nunmehr zu deflen Berdedung eine Handlung 
bor, die aber erft ihrerjeit3 für ben Erfolg kauſal if. 3. B. X glaubt, B tot- 
geicjlagen zu Haben, vergräbt den vermeintlidhen Leichnam, B ftirbt den Er 
ftidungstod. In diejem vielbeiprochenen Falle wird am richtigften auf Mordverſuch 
in Konkurrenz mit fahrläfliger Tötung zu erkennen fein. Dagegen nahm Weber 
auf Grund eines dolus generalis vorfägliche Tötung an. Bergl. v. Liſzt $ 39, 
Olsh.Zweig. 3 zu $ 211, Finger 1 263. 
Der jog. Verbrecherwahn bleibt unberüdfichtigt, fojern er nicht die Anwendung 
des 8 51 rechtfertigt. Bon Verbrederwahn ſpricht man dann, wenn jemand glaubt, 
zur Vornahme bejtimmter Handlungen durch göttlichen Auftrag berufen zu fein. 
VL Begriff der culpa oder Fahrläfiigfeit. — Während fich der erfte Abſatz 


bes 8 59 auf den Dolus bezieht, betrifft der zweite die Fahrläffigfeit. Über das 
Verhältnis beider ift zunächſt zu betonen, daß, wenn der Täter auch nur eine) 
zum gejetlichen Zatbeftand gehörenden Tatumftand nicht kennt, der Vorjag entfällt 
und nur von Fahrläſſigkeit die Rede fein kann. Eine Definition der legteren läßt 
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ih au3 dem zweiten Abſatz des $ 59 nicht entnehmen. Aus ihm ergibt fi) nur, daß 
cuh bei Fahrläfligfeitsdelitten den Täter bezüglich jedes einzelnen zum gejeglichen 
Tatbeftand gehörenden Zatumftandes ein Berfchulden treffen muß und daß über» 
baupt nicht geitraft werden kann, wenn ibm auch nur wegen eines einzigen weder 
Vorſatz noch Fahrläffigkeit zur Laft fällt. Einen Anhalt für den Begriff der Fahrläflig- 
kit bieten nur Die 8% 222. 230, injofern fie zur Zahrläffigkeit Die Bernadläffigung 
pilidtgemäßer Aufmerkſamkeit fordern. Teils im Hinblid hierauf, teils ge- 
Rügt auf die Hiftorifche Überlieferung, hat man die Fahrläffigfeit beftimmt als die auf 
Vernachläffigung pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit beruhende Nichtvorausjicht des Er⸗ 
jolgs. Dieſe Formulierung iſt aber ebenſo einſeitig, wie Die, welche den Dolus⸗ 
begriff lediglich auf den Erfolg abſtellt und die übrigen Tatbeſtandsmerkmale außer 
acht läßt. In der Tat fann jemand auch fahrläfjig Handeln, obwohl er den Erfolg 
dorausſieht, ihn „will“, uämlich dann, wenn er ein fjonftiges Tatbeſtandsmerkmal zu» 
jolge eine vermeidbaren Irrtums 'als nicht vorliegend anſieht. Wer 3. B. eine 
ioltert ftehende Hütte in Brand fest, in der Meinung, ſie jei feine eigene, macht ich 
höchſtens der jahrläfjigen Branditiftung jchuldig (8$ 308. 309. Auf Grund dieſer 
Erwägung hat man zuweilen die Definition ausgedehnt, indem man etwa jagt: Fahr⸗ 
Iafigleit ift Die auf Vernachläſſigung pflidhtgemäßer Aufmerkſamkeit beruhende Un⸗ 
feuntnid der zum geieglichen Tatbeitande gehörigen Tatumftände. Hierdurch kommt 
nichtig zum Ausdrud, dat Fahrläſſigkeit auch dann vorliegt, wenn der Täter infolge 
eined vermeidbaren Irrtums annahnı, es jei ein negativer Tatumftand vorhanden, 
während er in Wahrheit fehlt. Wer den vermeintlichen Angreifer bemwußtermaßen 
niederichlägt, kann gleihwohl wegen fahrläfliger Tötung verurteilt werden, nämlid) 
dann, wenn er bei gehöriger Aufmerfjamteit die Situation hätte erfennen können. 
Ebenſo ift der Lehrer der fahrläfligen Körperverlegung jchuldig, wenn er den Schüler 
bewußtermaßen jchlägt, dabei aber zufolge eines vermeidbaren Irrtums fein Büch- 
tigungsrecht überjchreitet. Im wejentlichen übereinffimmend R 9 686, E 21 189, 
peinemann, Die Bindingſche Schuldlehre 142ff. ©. aud ob. ©. 119. A. A. v. Lilien- 
thal, ZEN 15 282 ff. 

Indeſſen ift auch diefe Definition zu eng. Allerdings ift der Fahrläfligfeit ab» 
jolut weientlih, daß der Täter wenigftend einen Zatumftand nicht gelannt Hat, 
aber das, wa3 man dem Täter zur Schuld anrechnet, kann aud) etwas anderes fein 
als dieje Unfenntnis. Hat z. B. ein Dachdecker durch das Fallenlafien eines Ziegels 
einen Borübergehenden getötet, fo fann man es ihm vielleicht gar nicht zum Vorwurf 
machen, daß er diefen nicht rechtzeitig bemerkte. Wad man ihm zum Vorwurfe macht, 
iſt die Unvorſichtigkeit, die fich in der unterlaffenen Abjperrung der Straße äußert. 
Zemnad; wird man definieren können: Fahrläſſigkeit ift Die bei Unkennt— 
nis zum gejeglihen Tatbeftand geböriger Tatumftände vorhandene 
Unvorſichtigkeit. 

Die Frage aber, wann Unvorſichtigkeit vorliegt, iſt nach einem doppelten Geſichts⸗ 
punkte zu beſtimmen. Der erſte iſt ein objektiver und wird teils durch Rechts- 
ahe beſtimmt, (beſonders Polizeiverordnungen, Reglements, Inſtruktionen ſ. auch 
$ 366 Nr. 4. 8 368 Nr. 4— 8), teils durch die Gepflogenheit des Lebens (3. B. inner» 
halb eineg gewiflen Berufes). Die Bernachläjfigung diefer Aufmerkjamteit führt aber 
noch nicht ohne weiteres zur Annahme von Unvorfichtigfeit. Vielmehr hängt Diefe 
Deiter von einem ſubjektiven Gefichtöpuntt, nämlid davon ab, daß die objeltiv 
gebotene Vorſicht au von dieſem individuellen Täter gefordert werben kann. 
Für dieje individuelle Prüfung die herrichende Lehre. Bergl. v. Lifzt 8 42, Merkel 
57, Olsh⸗Zweig. 17, M. E. Mayer a. a. DO. 119, Finger 268, Meyer-Allf. 
19, E 30 25. 86 334, RMG 5 15 (unter wörtlicher Übernahme der durch⸗ 
ſchlagenden Begründung aus der 2. Aufl. dieſes Kommentars). 6 262. A. A. 
Lepmann 144. Die herrichende Lehre rechtfertigt fi) durd) Die Erwägung, daß über 
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| 
eine Schuld immer nur individuell entihieden werden kann. Mit Recht verlangt! 
daher das RG in den beiden angeführten Urteilen einen Mangel derjenigen Woriicht, 
die dem Täter nach Berhältniffen®b illigermweife zugemutet werden kann. Über das 
Schuldmoment bei der Fahrläffigkeit Sturm a. a. D. 36, M. €. Mayer 152. 154,| 
Kohlraufh a. a. D. 16. — Übrigens find auch in objeltiver Beziehung Bolizeiver- 
ordnungen, Neglements u. dergl. nicht abjolut maßgebend. Die Eonfreten Verhält⸗ 
nifje können vielmehr fo liegen, daß ein höheres Maß von Sorgfalt erwartet werden 
muß oder daß die Vernadhläffigung einer derartigen Beltimmung gar nit in Be 


tradjt kommt, ſogar durch eine höhere Pflicht geboten if. E 20 190, v. Prittwiß 


Goltda 30 168. 





In welchem Augenblide des Verhaltens die Schuld vorliegt, iſt gleichgilrig. 
Namentlich kann fie jchon darin gefunden werden, daß jemand eine Berrichtung übers 


nimmt, der er nicht gewachſen it. 


| 


Auch für die Lehre von der Fahrläffigkeit ift e8 von Bedeutung, baß es zwiſchen 
dem Kennen und dem Nidhtlennen eines QTatumftandes Zwiſchenſtufen gibt. Ter | 


Umftand, daß der Täter 3. B. an die Möglichkeit eines verlegenden Erfolge8 gebadı 
hat, erhebt fein Berjchulden noch nicht zum Range eines vorfäglidhen (bewußte 
Fahrläſſigkeit, Frevelmut, luxuria im Gegenfage zur unbemwußten Fahr— 
läſſigkeit, Nachläffigkeit, negligentia). Bergl. oben III. Auch braudt die Fahr—⸗ 
läfjigleit feine {pezialifierte zu fein (culpa determinata und indeterminata). Es 
fommt 3. B. nicht darauf an, ob es dem Täter möglich war, die Verlegung gerade 
diejes Menſchen vorauszufehen. AMG 6 262. Endlidy fann bei der Fahrläjfig- 
feit — wiederum wie beim Vorſatze — das Verſchulden ſich nur auf einen Teil des Tat⸗ 
beftandes erftreden und demgemäß auch nur Haftung für diefen Zeil eintreten, 3-2. 
nur für die Körperverlegung, nicht für den durch diefe verurfachten Tod. E 28 272, 
Meyer-ANf. 150. U. A. v. Liſzt $ 42. 

Einen ftrafbaren Verſuch des fahrläffigen Deliftes gibt e8 nicht. Es iſt des⸗ 
halb möglich, daB von mehreren gleich jchuldhaften Gebaren nur eines beftraft wird, 
weil nur eines einen jchädigenden Erfolg nad ſich zieht. Einen Erjag bieten Bier 
zuweilen die Übertretungen als ſog. Ergänzungsdelifte, 3. 8. 8$ 367 Nr. 6. 

Wegen Yahrläfjigteit mit Berlegung einer Berufspflicht i. 
88 222. 280. 

Im allgemeinen tft zu beachten, daß die Abgrenzung der TFahrläfjigfeit vom 
Vorſatz jelbftverftändlihh auch davon abhängt, wie man den leßteren beftimmt. Wer 
zum Borjag das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit oder der Pflichtwidrigkeit fordert, 
kann ſolche Fälle, bei denen der Täter die Tatumſtände mit voller Sicherheit er: 
fannte, die Rechtswidrigkeit aber irrtümlicherweife als ausgeſchloſſen anſah, zur 
Tahrläjfigfeit rechnen und dieſe dementiprechend definieren. So bei. Olsh.⸗Zweig. 17, 
Singer 1 267. In ähnlicher Weife jieht fi v. Liſzt $ 42 zur Annahme von Fahr⸗ 
läffigfeit genötigt, wenn der Täter den richtig erkannten Tatumftand irrtümlich nicht 
dem gefeglichen Begriff unterordnet. 

VII. erfchulden und Kaufalität. — Wie fit aus den Ausführungen unter 
$ 1 II ergibt, fteht der Umftand, daß der Erfolg nur wegen Mitwirkung unvorher⸗ 
fehbarer Ereignifje eintritt, dem SKaufalzufammenhange an fidy nicht entgegen. Es 
fragt fi aber, ob und inwiefern in derartigen Fällen etwa das Berjchulden auss 
geſchloſſen ift. 

1. Am Richteften beantwortet fidh die Frage für das Gebiet der Fahrläfjigfeit. 
Denn gehört zu ihr Unporfichtigkeit Hinfichtlich des Erfolgs, jo kann fich die 
Haftung nicht meiter erftreden ald der Erfolg vorherfehbar war. 3.8. 
der fahrläffigermweife Verlegte ftirbt in der zu Heilungszweden vorgenommenen 
Narkofe. Hier ift jedenfalls die Perjon, von der die fahrläffige Verlegung aus» 
gebt, nicht wegen fahrläffiger Tötung haftbar. E 29218. Bergl. E34 91. Das. 
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Gleiche gilt, wenn ber fahrlälfig Vergiftete infolge übermäßiger Brechmittel flirbt. 
Ein anderer Fall ift der, daß der Arzt indifferente Mittel gibt und fo den Fort⸗ 
ſchritt des pathologiſchen Prozeſſes nicht hindert. Denn bier greift nicht etwa 
ein undorbergejehener Umftand fördernd in den Kauſalverlauf ein, fondern bie er- 
bofite Ablenkung der Kaufalität gelingt nicht. 

. Tas für die Fahrläſſigkeit Geſagte muß aber in entiprechender Weife auch für den 
Borfag gelten. Dafür ſpricht zunächft ein argumentum a minori ad maius: 
haftet der Täter für einen Umftand nicht einmal unter dem Gefichtspuntte der 
Fahrläſſigkeit, fo kann er nod) viel weniger unter dem Gefichtspunfte des Vor⸗ 
jage® Haften. Außerdem ift jede doloſe Borftellung gleichzeitig der Ausdrud 
eine® Urteil über die Art und Weile, in ber der Erfolg eintreten wird, herbei- 
geführt werden fol. Zritt er in einer weſentlich verichiedenen Weife ein, jo hat 
fi jenes jubjeltive Urteil objektiv nicht bewährt und liegt Daher nur Berfud 
vor. 3. 3. der mit Tötungsvorfag Verlegte wird im Lazarett vom Blitze er» 
ihlagen. Bmeifelhafter ift folgender Yall: der Förſter fpringt dor dem ange- 
ihlagenen Gewehr des Wilderers zur Ceite, brit aber den Hald. M.E. Liegt 
auch Hier nur Mordverſuch vor. Vergl. Über derartige Fälle bei. v. Lifzt 
$ 40, Hartmann, Das Kaufalproblem (1900) 96 ff. Anderſeits proteftiert Liep⸗ 
mann als Bertreter der adäquaten Kaujalitätstheorie GoltdA 52 1 ff. gegen ben 
Berjuchh, Fragen dieſer Art auf die Schuldlehre abzumälzen. 

Begen der durch den Erfolg qualifizierten Delikte |. ©. 21. 

VIH. Die große Mehrzahlder Delikte kann nur vorfäglich begangen 
werden. Ramentlih wird in den erften 28 Abfchnitten des zweiten Teils fahr: 
Gilige Begehbarfeit grundfäglic) ausdrüdlich hervorgehoben. Wegen der Polizei⸗ 
delifte und der Übertretungen |. Borbem. 3. 29. Abſchn. d. 2. TI. Dagegen läßt 
iih bei der allgemeinen Faſſung des 8 59 nicht behaupten, baß es im 
Strafgefegbuce felbft Delikte ohne jedes Verfhulden gebe. Überein- 
kimmend Olsh.⸗Zweig. 9 u. 12, Rüd.-Stengl. 20, Binding Normen 1 319/20. 2 616. 
€ 2321. 21 259. R 8446. RMG 2 212 (das aber die „Formaldelikte“ ausnimmt). Ab» 
weihend u. a. Oppenh.⸗Del. 9. 10 zum 29. Abſchn. Bergl. au DO. Mayer, Ver⸗ 
waltungsrecht 320. 451. Das Brinzip der Erfolgshaftung ift von dem ber 
Schuldhaftung (Löffler) verdrängt bis auf wenige Reſte: 

1.68 gibt außerhalb des Strafgefegbudhs Delikte ohne jebes Ber- 

ihulden, namentlich, in Gejegen fisfalifchen Charakters. 3. B. Vereinszollgeſ. 

$ 137 Abi. 1. Bergl. E 7 240. 14 145. 21 259. 80 368. 

2. Aud im StGB gibt e3 Delikte, die wenigftens fein volles Ber- 
Ihulden fordern, nämlich die durch den Erfolg qualifizierten Delikte. ©. da⸗ 
rüber ob. ©. 130. 

Die Frage, ob e3 der Landesgefeggebung frei fteht, Delikte ohne Berfchulden 
aufzuftellen, ift gemäß den Ausführungen zu EG 8 2 IV zu verneinen. Vergl. Frank, 
Studien zum Bolizeiftrafrechte (Gießener Brogramm 1897). ©. auch Beitler, Strafe 
ohne Schuld (1899), Iſaac, gZStrW 21 653 ff. 

IX. Über Verſchulden bei Prefidelikten vergl. v. Liſzt $ 43 und die dort an⸗ 
geführte Literatur. 


ns 


$ 60. 


Eine erlittene Unterfuchungshaft kann bei Fällung des Urtheils auf 
die erfannte Strafe ganz oder theilweife angerechnet werben. 


I. Der Paragraph bezieht ſich auf die vor ber Urteilsfällung erlittene Unter⸗ 
ſuchungshaft und flellt deren Anrechnung in das Ermeflen des Richters. Dagegen 
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hat StPO 8 482 die nach dem Urteile erlittene Unterjuchungshaft im Auge und 
Ichreibt vor, daß fie in gewiffem Umfang als Etrafhaft zu gelten habe. Die vorliegeride 
Stelle enthält eine Ermädtigung an den Richter, $ 482 dagegen einen bindendben 
Befehl an die Vollftredungsbehörbe über die Berechnung der Freiheitsſtrafe. 

Der Begriff der Unterfuhungshaft kann nicht im techniſchen Sinne der SP 
verftanden werden, weil bei Erlaß des RStGB's das Strafprozeßredt fein einheit⸗ 
liche war. Deshalb ift auch die Anrechnung einer im Auslande im Intereſſe der 
Strafverfolgung erlittene Sicherungshaft ftatthaft. So Olsh.Zweig. 1, E 38 59 
(betr. eine in Italien zur Sicherung der Auslieferung verhängte Haft). 

I. Der Richter Hat in dem Tenor des Urteils zunädjft die verwirkte Strafe 
ohne Berückſichtigung der Unterſuchungshaft auszuſprechen. Will er die Unter- 
juchungshaft in Anrechnung bringen, jo ift er namentlih an folgende Regeln 
gebunden: 

1. Anrechenbar ift eine Unterfuhungshaft nur dann, wenn fie in einem Verfahren 
ftattfand, das die nunmehr abgeurteilte Tat zum Gegenftande hatte. Die 
berrichende Lehre (DOISh.- Zweig. 2. AMG 4 156) behauptet, daß das Verfahren. 
in dem das Urteil ergeht, mit jenem identifch fein müfle. Berfteht man das im 
itrengiten Sinne, fo gelangt man zu offenbaren Unbilligfeiten. Denn wenn der 
Angeſchuldigte nad) erlittener Unterjuchungshaft durch gerichtlichen Beſchluß außer 
Verfolgung gefegt, demnädjft aber ein neues Berfahren (vielleiht vor einem 
andern Gericht) gegen ihn eingeleitet wird, jo befteht fein Grund, die Anrech- 
nung der Unterfuchungshaft auszufchliegen. Hat das Berfahren mehrere Delitte 
betroffen, von welchen nur eines zur Verhängung der Unterjuhungshaft Anlaß 
gegeben hat, jo kann dieje auf die wegen des andern erfannte Strafe ange 
rechnet werden und zwar jelbjt dann, wenn wegen des erfteren Yreiiprechung 
oder Einftellung des Verfahrens erfolgt it. E 8 264, R3 126. Dagegen joll nad 
E 80 182, Olsh.⸗Zweig. 2 die Anrehnung nicht zuläjlig jein, wenn das Ber- 
fahren auf das nunmehr zur Verurteilung führende Delikt erjt ausgedehnt wurde, 
nachdem wegen des andern ſchon die Unterfudyungshaft verhängt war. Ob dieſe 
Auffaffung in vollem Umfange zutrifft, wird man bezweifeln Dürfen. Denn wenn 
der Angejchuldigte in Unterfuhungshaft figt und nunmehr der Verdacht eines 
neuen Delikts auftritt, jo wird der Nichter häufig aus rein praftiihen Er— 
wägungen von dem Erlajle eines neuen Haftbejehls (der VBerhängung des „Super- 
arreites“) abjehen. Vergl. auh E 31 244. 
. Die Anrehnung jet Kommenjurabilität der erfannten Etrajen mit der 
Unterfudhungshaft voraus. Cie kann aljo bet Todesitrafe, lebenslänglicher Frei⸗ 
heitsftrafe und Verweis nicht ftattfinden. Wegen des Verweiſes a. X. Oppenh. 
Del. 8. Iſt die erfannte Strafe aber eine Gelditrafe, jo ift die Kommenjurabi- 
lität Durch 88 28. 29 gegeben. Dan wird es allerdings dem Richter nicht freiftellen 
Dürfen, nur die fubfidiäre Freiheitsſtrafe für verbüßt zu erachten. Bergl. Olsh.⸗ 
Bmeig. 11. 
Eine längere Freiheitsftrafe darf niemals durch eine Fürzere Unterfuchungs- 
haft für verbüßt erachtet werden. Im übrigen aber findet $ 21 feine Anwen- 
dung, da die Unterfjuchung$haft feine Freiheitsitrafe if. E 15 148. 
Bleibt nach Anrechnung der Unterfuchungshaft Zuchthausitrafe unter einem Jahr 
übrig, fo findet eine Umrechnung in Gefängnis nicht ftatt. Ebenjo Olsh.⸗ 
Zweig. 10, Oppenh.⸗Del. 13. A. A. Merkel in Holgend. Hanbb. 4 84. 


$ 61. 


Eine Handlung, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, iſt nicht 
zu verfolgen, wenn der zum Antrage Berechtigte es unterläßt, den Antrag 
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binnen drei Monaten zu jtellen. Dieje Friſt beginnt mit dem Tage, ſeit 
welhem der zum Antrage Berechtigte von der Handlung und von der 
Perſon des Thäters Kenntniß gehabt hat. j 


I. Weſen und Einteilung der Antragsdelifte. — Der Grund, weshalb eine 
Arajbare Handlung zum Antragsdelikt, d. 5. ihre Verfolgung von dem Antrage des 
Lerlegten abhängig gemadt wird, fann ein mehrfacher fein. 

1. Sewifle Handlungen find weniger im eigenen Intereſſe des Staates jelbit als in 
dem des Berlegten verboten. Daber verfolgt fie der Staat nur dann, wenn fie 
der Berlegte als verfolgungsbebürftig bezeichnet. Dies gilt für Beleidigung 
und leichte Körperverlegung. 

2. Andere Handlungen find zwar vorzugsmeife in ftaatlihem Intereſſe verboten, 
aber das Geſetz trägt dem Umftande Rechnung, daß die Verfolgung das Inter⸗ 
eſſe des Verletzten nochmals ſchädigen würde. Taher läßt e8 die Verfolgung 
nur mit dem Willen des Berlegten zu. Dies gilt für die Verführung ($ 182). 

Nach ähnlichen Geſichtspunkten wird meift unterjhieden. So 3. B. v. Liſzt 
845, Meyer-Allf. 246. Anders aber Gerland GerS 57 137 ff. — Die Zahl ber 
Antragsbelitte ift durdy die Novelle vom 26./2 1876 erheblidy vermindert worden. 
Eie zerfallen nad geltendem Rechte in abjolute und relative. Abfolutes Ans 
tragädelitt ift ein Delift dann, wenn feine Berfolgung unter allen Umjtänden von 
dem Antrag abhängig ilt; relatives Antragsdelilt ilt ein Delilt Dann, wenn dies 
mır beim Obmwalten gemiffer näherer Beziehungen zwijchen dem Zäter und dem Ber. 
legten zutrifft. 3. 3. Diebftahl, vergl 8 247. 

I. Rechtliche Ratur des Antrags. — Nach der bier (ſ. 0. ©. 107) vertretenen 
und berrfchenden, bejonder8 durd) den Wortlaut des 61 und durd StPO 8 259 
gerehtfertigten Anficht liegt die Bedeutung des Antrags auf prozeſſualem Gebiete. 
Ter Antrag gehört namentlich nit zum Tatbeſtande. Daher ift die Hand«- 
lung eine „ftrafbare*, obwohl der Antrag nicht oder noch nicht geftellt if. 3. B.: der 
Sohn beftiehlt den Vater und veräußert die geftohlene Sache an einen dritten weiter, 
der fie unter Kenntnis des Sachverhalts ermirbt. Hier ift der dritte nach $ 259 
frafbar, auch wenn der Bater feinen Strafantrag ftellt. S. außerdem StPO 88 380. 
35 und die Literatur zu diefen Stellen. Übereinftimmend die berrichende Lehre. 
Ben-Bel. 224, Binding 1 611, Finger 1 189, v. Kries 10, v. Lilzt $ 45, Meyer» 
A. 244, Oppenh.-Del. 2, Rüd.»Stengl. 3. E 2 221. 6 161. R1 614. Dagegen 
wird der Antrag in verfchiedenen Formulierungen dem materiellen Rechte zugezählt 
oder doch als ein gleichzeitig materiellrehtliches SInftitut angefehen von v. Bar 
Gold 19 645, v. Kirchenheim, Die rechtliche Natur der Antragsdelifte (1877) 65, 
Köhler, Die Lehre vom Strafantrag (1899) 13, Hälfchner 1 711, Olsh.-Zweig. 1, 
RMG 5 87, OLG Stuttgart Württ$ 18 330. 

III. Antragöberechtigt ift der durch die ftrafbare Handlung Berlegte ($ 65). 
Ber verlegt ift, muß aus der Natur des betreffenden Delikts entnommen werben. 
Vergl. z. B. 88 242. 247. 

Da an einzelnen Stellen (88 195. 232) auch ber mittelbar Berlegte als antrags⸗ 
berechtigt bezeichnet wird, fo ergibt fich, daß im übrigen nur der unmittelbar Berlegte 
den Antrag ftellen kann, d. h. der unmittelbare Träger des Interefjes (Rechtsguts), gegen 
das fih das Delift wendet. E 1 370. 19 250. Daher ift z. 8. nicht antragäbe- 
rechtigt, wer an der körperlichen Verlegung eines Dritten Anftoß genommen hat. 
dur Veleitigung von Zweifeln wird der Berechtigte hier und da ausdrüdlid nam⸗ 
daft gemacht, 3. 3. 88 102. 103. 182. 183. 

WV. Bertretung in der Antragftellung. — Sit ber Verletzte keine phyſiſche, 
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fondern eine juriſtiſche Berfon, jo wird der Strafantrag felbftverftändlid von den 
fonft zur Vertretung berufenen Organen geftellt.e Im übrigen tft zu unterfcheiden: 
1. Eine Vertretung in der Erflärung muß unbedingt zugelaffen.imerden. Ob 
der Berlegte den Antrag jchriftlich oder durchlmündliche Erklärung feines beauf- 
tragten Sohnes eingehen läßt, ift rechtlich durchaus gleichgiltig. | 

2. Bei der Vertretung im Willen ift weiter zu unterjcheiden : 
a) Eine Bertretung in dem Sinne, daß unabhängig von dem Berlegten. 
eine andere Berfon ihren Willen in dem Antrage !zum Ausdrud Bringt 

(die „jelbftändige* Antragsberechtigung), findet nur in ven Fällen geſetz⸗ 

licher Bertretung ftatt. Außer den $8 65. 195. 196. 232 gehören Hierher 

wohl nur die Fälle des Patentgef. $ 12, des Gejetes zum Schuge der Waren- 
bezeichnungen $ 23 und des Konkursverwalters. Bezüglich des legteren ebenjo 

E 28 344. 88 483. 85 149. Nach dem legteren Urt. hat der Konkursverwalter 

das Antragsrecht auch bei foldhen Verlegungen, die vor der Konkureröffnung 

borgelommen find. | 
b) Eine Bertretung in dem Sinne, daB an Stelle des Verletzten eine andere 

Perjon einen von ihm abgeleiteten Willen zum Ausdrude bringt, ift da⸗ 
gegen allgemein zuläjfig. Allerdings muß der Strafantrag den auf Verfolgung 
gerichteten Willen des Verlegten enthalten. Es ift aber möglich, daß fi auh 
ohne Spezialvollmacht kraft einer allgemeinen Bertretungsbefugnis der Wille 
bes Vertreters) ald der des Bertretenen auffallen läßt. Ob dies der Yall, 
ift Frage der Auslegung Im Bmeifel find bei: Verlegung materieller 
Nechtögüter der Generalbevollmächtigte, ber Bermögensvermalter, der Prokurift 
zur Untragftellung zuzulaſſen. E 1 387. 2 145. 15 144. 197, Köhler (j. o. 1]) 
63 ff., v. Liſzt $ 45, Olsh.⸗Zweig. 17. 18. Dagegen ift im Zweifel eine Stell» 
bertretung unzuläffig, wenn immaterielle und darum höchſtperſönliche 
Rechtsgüter (3. B. die Ehre) verlegt find (E 21 231 mill fie bier anfcheinend 
ganz ausfchließen, vergl. auch E 35 267), jowie dann, wenn das Antragsdelilt 
ein relative3 ift oder wenn fi jonft aus den perjönlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Täter und dem Berlegten Bedenken ergeben. E 1 387. — Im Gegenſatz 
zu der berrichenden Lehre wollen Berner 384, Binding 1 652 eine Stellver- 
tretung im Willen nur gemäß $ 65 zulaflen. 

V. Die Frage nad) der Vererblichkeit des Antragsredhts muß, 'ofern es ſich 
um die Verlegung eines höcdjftperfönlichen Rechtsgut3 Handelt, mit der durchaus 
herrichenden Lehre fchlechthin verneint werden. E 11 53. Iſt dagegen ein mate- 
rielles Rechtsgut verlegt, jo ift gegen die herrſchende Lehre (Olsh.⸗Zweig. 20, 
Finger 1 195, Meyer-AUf. 250) in Übereinftimmung mit v. Lifzt $ 45 ber Erbe jelbit 
für verlegt und darum für antragSberechtigt anzufehen. Binding 1 624, Oppenb.=Del. 7 

zu 8 65 nehmen eine Vererblichkeit wenigftens injofern an, als es fi um Ber 
legungen des Urhebers, Batent» und Markenrechts handelt. — Soweit man eine Ber 
erbung des Antragsrechts zuläßt, findet wegen der Friftberechnung $ 65 III ent 
fprecyende Anwendung. 

VI. Über den Inhalt des Antrags fehlt e8 an näheren VBeftimmungen. (3 
darf daher nicht mehr verlangt werden, als daß das Begehren eines jtrafrechtlichen 
Einfchreitens wegen einer bejtimmten Handlung zum erlennbaren Ausdrud gebradit 
werde. R 3 130. 10 606. RMG 4 279. Einzelnes: 

1. Daß der Strafantrag als folder bezeichnet werbe, ift nicht erforderlih. Daher 
gelten auch Strafanzeige, Privatllage und Anfchlußerklärung des Nebentlägers 

als Strafantrag, nidyt aber die Ladung zum Sühneverfud. Vergl. E8 207. 

Die Handlung muß individuell Tenntlid) gemacht werden. Unzuläffig ift bie 

Erftredung der Strafverfolgung auf eine andere ebenfall3 nur auf Antrag ver 

folgbare Handlung. E 26 374. 
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2. Rechtliche Qualifizierung der Handlung iſt dagegen nicht erforderlich und falſche 
ſchadet nichts. NR 23 432. 8 130. E 5 97. 31 168. 

3. Was die Frage betrifft, ob im Antrage eine beitimmte zu verfolgende Perfon 
bezeichnet werden muß, fo tft zu unterjcheiden. 

a) Bei abjoluten Antragsdelitten bedarf es einer folden Bezeichnung nicht. 
Denn $ 63 bringt zum Ausdrude, daß fich der Strafantrag gegen die Tat als 
ſolche und alle daran Beteiligten richtet. Daher kann gegen die wirklich BVe⸗ 
teiligten auf Grund eines Strafantrags vorgegangen werden, ber ſich gegen 
eine tatjächlich nicht beteiligte Berfon wendet. E 5 268. 6 212. 31 168. 

b) Eine andere Behandlung erfordern die relativen Antragsdelikte. Denn da 
bier nähere Beziehungen reipeltiert werden, jo muß der Strafantrag zum un 
verfennbaren Ausdrud bringen, daß ſich die Verfolgung auch gegen Die ans 
gehörige oder jonft in näheren Beziehungen zu dem Verletzten ftehende Berjon 
richten folle. Dies kann auch in der Art gefchehen, daß der Antragiteller er» 
flärt, es folle jeder verfolgt werden, gleichgiltig wer er jei. Binding 1 655, 
Singer 1 197, Lucas 215, Dlsh.-Zweig. 48, Oppenh.»Del 18, E 7 35. 25 176. 
31 168, R 8 726. 

4. Der in dem Strafantrage zum Ausdrud fommende Wille muß beftimmt fein. 
Tem können Zufäge und namentlid Bedingungen entgegenfiehen. Nach 
E 14 96 madt eine Suspenfivbedingung ben Strafantrag unwirkſam, während 
eine Reſolutivbedingung zu ftreichen ift. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 45, Oppenb.» 
Del. 23. Meiſt wird jeder bedingte Antrag für ungiltig erklärt, fo z.B. Meyer- 
anf. 254. Bergl. auch Binding 1 656, Hälfchner 1 717, die nur beftimmte Be⸗ 
dingungen geftatten wollen. Richtig dürfte folgendes fein. Auf einen bedingten 
Strafantrag hin darf während des Schwebens der Bedingung feine Verfolgung 
eingeleitet werden. Crftattet jedoch der Antragfteller innerhalb der Antragsfrift 

die Anzeige, daB bie Bebingung erfüllt jei, jo fieht nunmehr der Verfolgung 
niht3 im Wege. — Eine rechtlich unmögliche Bedingung kann nicht erfüllt 
werden und macht daher den Strafantrag unwirtfam. — Ob eine dem Antrage 

Binzugefügte Erklärung überhaupt als Bedingung aufzufaflen ift, iſt Auslegungs⸗ 

frage. Eingehend darüber Köhler (ſ. o. II) 108 ff. Eulau, Geteilter .. . Straf- 

antrag (1905). 

VO. Über die Form des Strafantrags und die Stelle, bei der er anzu⸗ 
bringen ift, |. StPO 8 156 Abf. 2. MStGO 8 151 und dazu Allerh. Beftimmungen 
dv. 28./12. 1899. 

VII. Die Antragsfrift. — Das Antragsrecht erliicht binnen drei Monaten, 
die aber nicht etwa vom Tage der begangenen Handlung, fondern von dem Augen⸗ 
blide an zu berechnen find, da der Antragsberechtigte Kenninig von Handlung 
und Täter erlangt hat. Die Antragsfrift ift von der Berjährung Durd> 
and unabhängig. Bergl. $ 69 Abi. 2. Selbftverftändlich aber hat ein nad, Ein» 
tritt der Verjährung geftellter Etrafantrag feine Bedeutung. An Stelle der regel: 
mäßigen Antragsfrift tritt eine andere in den Fällen der 88 198. 232, StPO 8 428, 
Seemanndorbnung $ 96. Einzelne: 

1. Bu der Handlung im Sinne des $ 56 gehört auch der Erfolg. Denn der Ge⸗ 
danke if der, daß die Antragsfrift erft dann beginnen joll, wenn der Berlegte die 
Tragweite des Delikts und defjen Beziehung zu ben Sntereffen kennt, zu deren 
Schutze er berufen ift, er z. B. weiß, daß ſich die Beleidigung gerade jauf ihn 
bezieht. 

2. Infofern der Richter die Möglichkeit hat, eine Mehrheit von Handlungen zu 
einem fortgejegten Verbrechen zufammenzufaflen ($ 74), beginnt die An⸗ 
tragsfrift für alle Handlungen erjt mit der Kenntnis der legten zu laufen. E15 
370. Benn.Bel. 234. Dafür, daß bei diefer Frage an der Einbeitlichkeit des 
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fortgeſetzten Delikts feſtzuhalten iſt, ſpricht dieſelbe Erwägung wie bei 1. Wird 
bei einem fortgeſetzten Delikt der Antrag ſchon vor der letzten Handlung geſtellt, 
fo iſt er nach E 17 227. 38 39 auch für die ſpäteren Akte wirkſam (während 
fonft ein vor Begehung der Handlung geftellter Strafantrag bedeutungslos fei). 

3. Der Begriff des Täters muß. hier im technifhen Sinne genommen werben. 
Dies ift um jo gewiſſer, als der mit der vorliegenden Stelle unmittelbar zu- 
fammenhängende 8 63 Täter und Teilnehmer einander gegenüberftelt. Die An- 
tragsfrift beginnt alfo nicht, wenn ber Berlegte nur etwa ben Gehilfen oder ben 
Anitifter kennt. A. 9. die herrichende Lehre (3. B. Köhler If. o. II] 85, auch 
E 9 390), nad) welcher die Antragsfrift beginnt, jobald nur irgend ein Beteiligter 
befannt if. Im Ergebnis übereinftimmend nur Reber, Die Antragsdelikte (1873) 
470. (Allerdings nimmt auch die herrſchende Lehre an, daß die Antragsfrift 
nicht laufen kann, bevor die Haupttat begangen wurde. E 25 106.) Bom Stand⸗ 
punkte der bier vertretenen Auffafjung aus hat die Frage, wie der Anfang ber 
Friſt bei fufzelliver Kenntnisnahme der Beteiligten beftimmt fei, nur dann Bes 
Deutung, wenn e8 fi) um mehrere Mittäter handelt. E 9 390 leitet aus ber 
Unteilbarteit des Antrags ($ 63) den Cat ab, daß der Zeitpunft der erften 
Kenntnisnahme enticheide. A. A. Binding 1 639, Meyer-Alf. 252, nach melden 
die jpätefte Kenntnisnahme maßgebend ift, während Benn.-Bel. 285 die Frift 
gegenüber jedem befonders berechnen. Bei relatipen Untragsbelikten ift für den 
Beginn bes Friftenlauf3 der Augenblid maßgebend, in weldem der Antrag? 
berechtigte zuerſt Kenntnis von der Beteiligung derjenigen Perſon erhält, 
deren Verfolgung durd einen Strafantrag bedingt ift. Ebenſo Olsh.⸗Zweig.? 
zu 8 68. 

4. Wenn das Geſetz den Beginn des Friftenlaufs von dem Tage an berechnet, an 
welchem ber Täter gefannt wird, fo hat dies nicht den Sinn, als märe vorher 
die Antragftellung unzuläfjig, jondern nur den, daß dem Antragsberechtigten 
die Möglichkeit gegeben fein fol, feine Enticheidung von der Perfon des Täter? 
abhängig zu maden. R 1 614. Deshalb liegt Kenntnisnahme dann vor, 
wenn der Täter dem Antragsberedhtigten ala eine beitimmte Perſon be 
fannt ift, d. h. als eine folche, die er zır bezeichnen vermag und deren Be 

. ziehungen zu ihm feldft befannt find. Kenntnis des Namens ift nicht erforder 
lid. Hat der Berechtigte eine beftimmte Gelegenheit, bei der er ſich über Die 
Perfon des Täter hätte orientieren können, verjäunit, fo beginnt darum der 
Sriftenlauf für ihn nicht früher. E 27 34. 

5. Die Antragsfrift ift keine Frift im Prozeſſe, daher auch Feine Prozeßfriſt und 
demgemäß nicht nad den Vorjchriften der StPO zu berechnen. Sie läuft ab 
mit dem Beginne bes Tags, der durch feine Bezeichnung dem Anfangstermit 
entfpricht. 8. B.: Kenntnisnahme am 9./2, Ende: Mitternacht vom 8. auf den 
9./5. E 140. Weil die Antragsfrift feine Prozeßfriſt ift, findet Wiederein, 
fegung in den vorigen Stand gegen ihre Berfäumung nicht ftatt. 

6. Die Antragsfrift ift gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf der Strafantrag in der durch 
StPO 8 156 oder MẽtGEO $ 151 vorgefchriebenen Form bei einer der daſelbſt 
bezeichneten Stellen eingelaufen ift. Andernfalls ift die Antragsfrift verjäumt 
(8 62). Konnte der Antragsberechtigte wegen tatfächlidher oder rechtlicher Ver⸗ 
binderung (man denfe an eine Körperverlegung auf einer Seereife oder an Gr 
richtsstillftand) Die Frift nicht wahrnehmen, fo erfcheint es mit Olsh.⸗gweig. 
50—52, hanfeat. OLG 4, Köhler a. a. D. 97 vernünftig, eine Verſäumung nod 
nicht anzunehmen, die Frift mithin als tempus utile zu behandeln. A. 4. die 
berrjchende Lehre. 

7. Daß die Antragsfrift gewahrt jei, muß feitftehen, bevor das Ge— 
rihtzu einem Sadhurteile fchreitet. Kann die Einhaltung der Frift nid! 
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mit Beſtimmtheit bejaht werden, ſo iſt das Verfahren einzuſtellen, die Beweislaſt 

ruht ſomit auf der Staatsanwaltſchaft. E 11 397. 12 34, Olsh.⸗Zweig. 37, 

Oppenh.⸗Del. 38. 

. Hat das Strafverfahren ohne Antrag begonnen (weil man das Delikt für ein 
Tffizialdelitt hielt), jo nimmt die herrichende Lehre an, daß der Tatrichter (im 
Gegenjag zum Reviſionsrichter) dennoch ein Sachurteil zu fällen babe, fofern nur 
der Antrag vor dem Erlafje des Urteild nachgeholt wird. Benn.-Bel. 231, E 5 270. 
983. ARME 4 274. 

IX. Berziht auf den Strafantrag. — Iſt der Antrag form» und friftgeredht 
von der dazu befugten Berfon geftellt, fo ift die Staatsanmwaltfchaft zur Über- 
nahme der Berfolgung beredhtigt und regelmäßig auch verpflichtet. Der Umitand, 
daB der Antrag troß Verzicht! oder Verzeihung geitellt wurde, berührt weder den 
Staatdanwalt noch den Strafridter. E 8 221. 14 202. Beftritten ift die Frage, 
ob ein im Eühnetermin (EtRO $ 420) geichlofiener Vergleich das Antrags⸗ 
echt oder nur das Privatklagerecht bejeitigt. Im erfteren Sinne Löme-Hellw. 5 
zu StPO 8 420, v. Series, 725; im lepteren Olsh.-Zweig. 20 zu $ 64. Über wirk- 
iame Zurücknahme der Strafantrags |. $ 64. Ein vor dem Delikte erklärter Ber» 
jiht auf den Antrag ift unter dem Geſichtspunkte der Einwilligung des Berlegten zu 
betrachten. 

X. Über die dem Antrage nahe verwandte Ermächtigung f. $ 9. 

XL fiber die Bedeutung des Antrags für das objektive Berfahren f. 
8421. 

XIL Die Berfolgung militäriſcher Verbrechen oder Vergehen iſt ſtets 
unabhängig von einem voraufgehenden Strafantrage. MetGB 851. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung bezieht ſich auf die ſog. militäriſch qualifizierten Delikte (wegen MStGB 
855 1 Roppmanns®eig.) Bergl. außerdem MetGB $ 127. 


% 62. 


Wenn von mehreren zum Antrage Berechtigten einer die Dreimonatliche 
Friſt verfäumt, fo wird hierdurch das Recht der übrigen nicht auggefchlofjen. 


Go 


1. In einzelnen Fällen find mehrere Perſonen antragsberechtigt, jei es, weil 
die Handlung mehrere verlegte, jei es, weil ſich die Mehrheit der Antragsbered- 
tigten aus den $8 65. 182. 195. 196. 232 ergibt. Überall berechnet ſich die Antrags» 
friſt für jeden Berechtigten befonders, und zwar von dem Augenblid an, in welchem 
gerade er Kenntnis von der Tat und dem Täter erlangt hat. 

N. Ein ganz anderer Fall iſt der, daß nachträglich eine andere Berjon als 
antragsberechtigt eintritt. Hierüber |. $ 65 IV. 


$ 63. 


Der Antrag kann nicht getheilt werden. Tas gerichtliche Verfahren 
findet gegen fänmtliche an der Handlung Betheiligte (Thäter und Theil- 
nehmer), ſowie gegen den Begünftiger ftatt, auch wenn nur gegen eine 
dieier Berfonen auf Beitrafung angetragen worden ift. 


L Unteilbarfeit des Strafantrags. — Sind an einem Delikte mehrere Perjonen 
beteiligt, fo ſoll e8 nicht im Belieben des Antragsberechtigten ftehen, eine Verfolgung 
gegen die eine zus veranlafien, gegen die andere aber nicht. Entweder muß er bie 
Veſtrafung der fämtlichen Beteiligten beantragen oder die feines einzigen. Daher 

Frant, Strafgeſetzbuch, 5.7. Aufl. 10 
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Hat fich der Antrag auf Beftrafung der Tat als folder, d.h. gegen alle daran 
Beteiligten zu richten, und wenn er fi) auch formell nur auf eine diefer Berjonen bezieht. 
fo wird er in dem bezeichneten Einne ausgelegt (ſ. u. II 1). Dies die Bebeutung 
der fog. Unteilbarfeit des Etrafantrags. Eie jegt Einheitlichleit der Haupttat 


voraus, wobei allerdings aud die Begünftigung als Einheit mit dem Bordelilt an⸗ 


gejehen wird. Im übrigen kann bei mehreren, wenn auch innerlid zujammen- 
hängenden, Handlungen der Untragfteller den Gtrafantrag auf die Perfonen be 
jchränfen, Die an einer von ihnen beteiligt find. Demgemäß hat e8 E 88430 für zu⸗ 
läjlig erflärt, daß nur die Beftrafung desjenigen beantragt wird, ber eine 
Ware mit dem Warenzeichen eines andern verjehen, ohne Erftredung des Straf» 
antrags auf die Perfon, welche Die jo bezeichnete Mare feilgehalten bat. Vergl 
Warenzeichengejeg 88 14. 15 und E 38 175. 31 93. 38 161. 

Aus dem Umſtande, daß ſich die Unteilbarteit des Strafantrags auf Die an 
ber Tat Beteiligten erftredt, folgert E 20 54, daß nicht nur die Teilnehmer im 
technifhen Sinn, jondern auch der fog. Nebentäter (8 47 a. E.) gemeint find. 

U. Konjequenzen der Unteilbarfeit. — Die mefentlihen Konſequenzen des 
8 63 find bereit8 zu 8 61 VI 8 und VIII 3 dargelegt worden. ©. auch $ 64 Ill 
und IV. Hier ift nur noch folgendes zu bemerken: 

1. Hat die Beſchränkung des Antrags auf einzelne ber beteiligten Perſonen den 
Sinn, daß die Nichtverfolgung der übrigen als Bedingung erfcheint, fo liegt 


eine rechtlich unmöglicye Bedingung vor, bie den ganzen Antrag ungiltig macht. 


Bergl. 8 61 VI A. 

2. Wegen der relativen Antragsbelitte f. 8 61 VI 3. Richtet fi bei ihnen 
der Strafantrag nur gegen eine ber Perſonen, deren Verfolgung don einem An 
trage abhängig ift, jo gilt bezüglich der übrigen der in der vorliegenden Etelle 
ausgeiprocdhene Grundfag. E 17 246, Olsh.⸗Zweig. 3, Benn.-Bel. 231, Oppenh.⸗ 
Del. 4. 

3. Die Erftredung der Wirkung des Strafantrags auf den Begünftiger Hat nur 
dann einen Sinn, wenn man mit der herrſchenden Lehre annimmt, daß die Be 
günftigung in dem Umfange Antragsdelikt ift wie das Vordelikt, auf das fie ſich 
bezieht. Vergl. 8 257. 

4. Die Unteilbarkeit gilt auch bezügl. folcher Teilnahme» und Begünftigungshand- 
ungen, die dem Strafantrag erft nachfolgen. Demmadı ift e8 in dieſem Falle 
möglich, daß der Strafantrag auch auf jpätere Handlungen wirft. E 17 227. 
Vergl. dazu $ 61 VIII 2. 

5. Erhebt die Staatsanmwaltichaft troß & 63 die öffentliche oder der Verletzte bie 
Privatflage nur gegen eine ber beteiligten Perfonen, jo fteht den Gerichte fein 
Mittel zur Durchführung des $ 63 zur Seite. 


$ 64. 

Die Zurüdnahme des Antrages ift nur in den gefelich befonders vor: 
gefehenen Fällen und nur bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden 
Urtheils zuläſſig. 

Die rechtzeitige Zurücknahme des Antrages gegen eine der vorbezeich⸗ 
neten Perſonen hat die Einſtellung des Verfahrens auch gegen die anderen 
zur Folge. 

I. Zuläffigfeit der Zurücknahme des Etrafantrags im allgemeinen. — Eeit 


der Novelle dv. 26./2 1876 ift die Zurüdnahme des Strafantrags fachlich und zeitlich 
nur beſchränkt ftatthaft. 
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Sachlich ift die Zurädnahme ftatthaft in den Fällen, in weldden fie ausdrück⸗ 
lich zugelaſſen if. 88 102—104. 194. 247. 263. 292. 370; mit Beſchränkung 
auf die Angehörigen auch 85 232. 303. SKonkurrieren mehrere Antragsbelitte 
(fei es ibeell, jei es reell), von denen nur eines die Zurüdnahme des Antrags 
geftartet, fo bleibt das andere troß BZurüdnahme verfolgbar. E 82 280. 


2. Beitlich iſt die Zurücknahme nur ftatthaft bis zur Verkündung eines auf 


Strafe Iautenden Urteils (dem ein Strafbefehl uſw. nicht gleichfteht; vergl. 
Olsh.⸗Zweig. 6). Dabei ift es gleichgiltig, ob das Urteil mit Recht ergangen ift 
ober nicht, ob es in höherer Inſtanz beftehen bleibt oder aufgehoben wird. E2 
420. Eine Abweichung von ber regelmäßigen Frift zur Zurücknahme ſ. See⸗ 
mannsordnnng $ 96. Wegen der Burüdnahme der Privatklage f. u. II 2. 

OD. Subjektive Befugnis zur Zurüdnahme, Form und Inhalt der Zurüd- 


nahmeerflärung. — In diefen Beziehungen jehlt e8 an ausdrüdlichen Vorfchriften. 


1. 


* 


Als befugt zur Zurücknahme kann grundfäglid nur diejenige Perſon an⸗ 
geſehen werden, welche den Strafantrag geſtellt hat, alſo nicht deren Erbe 
oder amtlich Vorgeſetzter. Eine Stellvertretung iſt aber nach denſelben 
Grundfägen zuzulaſſen, wie bet der Anbringung ‚des Antrags. ©. 8 61 IV. 
Hat der Berlegte den Antrag jelbit geftellt, jo wird man eine PBertretung im 
Willen bei der Burüdnahme nur unter ganz befonders fchweren Vorausſetzungen, 
nämlich dann zulaſſen dürfen, wenn fich die Befugnis dazu zweifelloß ergibt. 
Bar der den Strafantrag ftellende Vertreter ein Vertreter im Willen, fo wird 
man ihm das Recht der Zürüdnahme zugeftehen müſſen, falls feine Bertretungs» 
befugnis noch fortdauert und fidy nicht aus dem Inhalte der Vollmacht Bedenken 
ergeben. Unter der gleichen Borausfegung Tann der jpätere Vertreter den von 
feinem Borgänger geftellten Antrag zuriüdnehmen, ganz allgemein aber der Ber» 
tretene jelbft den von dem Vertreter gejtellten (es fei denn, daB ber leßtere ein 
„lelbftändiges* Antragsredht hatte und die Bertretungsbefugnis noch fortbauert; 
vergl. $ 61 IV 2a). 

Ihrem Inhalte nad) muß die Burlidnahme ergeben, daß die Verfolgung nicht 
gewollt werde. Diejer Wille kann durch ausdrüdliche Zurüdnahme des früher 
geftellten Antrages erklärt werden oder in jeder andern Weife. Über Bor« 
behalte und Bedingungen gilt Das zu $ 61 VI A Ausgeführte entiprechend. ©. 
auch unten IL Wie oben ($ 61 VI 1) gefagt wurde, gilt die Privatllage als 
Antrag. Die Privatllage aber kann nah StPO 8 431 bi! .zur Verkündung des 
Urteils zweiter Inſtanz zurildgenommen werden, Ta der Antrag nur big zur 
Verkündung eines auf Strafe lautenden Urteils zurüdnehmbar ift, fo Tann bie 
[päter erfolgte Zurüdnahme der Privatklage nicht als Zurücknahme des in der 
Privatklage liegenden Strafantrages angefehen werden und ift daher nachträgliche 
Dffizialverfolgung von jeiten der Staatsanwaltſchaft ftatthaft. E 8 207. 19 284, 
Eine andere Frage ift die, ob in der Zurüdnahme der Privatklage zu einer Zeit, 
in der au der Strafantrag noh zurüdgenommen werden kann, 
mithin vor ber Verkündung eines auf Strafe lautenden Urteils, eine Zurück⸗ 
nahnıe, des Antrages zu finden ift. Sicher ift, daß troß Zurücknahme der Pri⸗ 
vatflage der Wille auf VBeitrafung und damit aud) der Untrag beftehen bleiben 
Iann; jo, wenn die Zurüdnahme nur erfolgt, um das Koftenrijito zu vermeiden. 
Im Bweifel ift aber in der ausdrücklichen (nicht bloß fingierten, vergl. StPO 
8 431 Nbf. 2) Zurückziehung der Privatflage au die des Strafantrags zu 
finden. Ebenſo OLG Stuttgart Württ$ 18 330. Nur diefe Auslegung und 
nicht die umgefehrte von Olsh.⸗Zweig. 21 vertretene wird in den meilten Fällen 
dem wahren Willen des Verletzten entjprechen. — Häljichner 17 20, Binding 1 
650, Singer 1 205 nehmen an, daß in der Zurldnahme der Brivatflage ftet3 
die Burüdnahme des Antrags liege. 

10* 
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3. Die Form der Burüdnahme ift gleichgiltig. Die für die Anbringung des Ans 


trages dorseſchriebenen Formen gelten bier nidt. &8 79. A. A. Rüd⸗ 


Stengl. 5 
4. Dagegen muß angenommen werben, daß der Antrag nur an denfelben Etellen 


zurücgezogen werden klann, an denen gemäß EPO 8 156,MStEDO $ 151 feine 


Anbringung zugelafien ift. Ebenſo Rüd.-Stengl. 5, Köhler, Die Lehre vom Straf: 
antrag (1899) 157, während u. a. Olsh.⸗Zweig. 9 nad) der Eröffnung des Haupt: 
verfahrens die Zurüdnahme nur beim Gericht der Hauptſache für wirkſam er- 
achten. Bom Standpunkte der hier vertretenen Auffafiung aus ergibt fich freilid 
bie Möglichkeit, daß das Gericht in Unkenntnis der Zurücknahme zur Sache 
urteilt. Im ſchlimmſten Falle muß die Wiederaufnahme des Berfahrens Helfen. 

Manche wollen dieje nicht zulafien. Jedoch find die in E 20 46 bargelegten 

Geſichtspunkte bei einer analogen Ausdehnung der StPO 8 399 Nr. 5 auf die 

Fälle der Einftellung wohl zu verwerten. 

II. Bei den Folgen der Zurüdnahme des Antrags tritt das Prinzip Der Un- 
teilbarfeit ($ 63) zu Tage: wird der Antrag nur gegen eine der „vorbezeichneten“, 
b. b. im $ 63 genannten Perſonen rechtzeitig zurlidgenommen, jo ilt das Berfahren 
gegenüber allen einzuftellen. (Rechtzeitige Zurüdnahme iſt aber nicht mehr möglid, 
nachdem auch nur gegen einen der beteiligten ein auf Strafe lautendes Urteil ver- 
fündet ift.) Das Gleiche gilt, wenn der Antrag oder die Zurüdnahme nicht auf eine 
beftimmte Perjon gerichtet werden. Wird dagegen der Antrag gegen eine Perion 
zurüdgenommen, die fi) als unbeteiligt berausgeftellt bat, fo ilt die Wirkung ter 
Burüdnahme abhängig von der Auslegung. Sit der Einn der YZurüdnahme ber, 
daß der & jelbit für den Fall feiner Beteiligung nicht beitraft werben folle, jo if 
ba8 Verfahren gegen alle einzuftellen. Anders, wenn & eben feiner Unſchuld wegen 
unbehelligt bleiben fol. In dieſem legten Yalle ift der Antrag überhaupt nicht zurüd: 
genommen. Olsh.⸗Zweig. 16 find der Anjicht, daB die Zurücknahme gegen einen 
Nichtbeteiligten niemals die Einftellung des Verfahrens gegen alle zur Folge habe. — 
Koftenpflicht des zurüdtretenden Antragitellers StPO $ 502, MStED $ 471. 

IV. Der in Abſ. 2 ausgeſprochene Say erleidet zwei Ausnahmen: 

1. Bei relativen Antragsdelikten hat die Zurüdnahme des Antrags nur Wirkung 
auf diejenigen Perfonen, deren Berfolgung überhaupt von einem Antrage ab- 
hängig ift. Die andern find von Amts wegen weiter zu verfolgen. E 5 274. 

2. Sit die Zurädnahme nur gegenüber einzelnen Beteiligten möglich (88 232. 303), 
jo hindert fie nicht die Verfolgung der übrigen. 

V. Widerruf der Zurüdnahme. — Die Frage, ob die Zurüdnahme des An» 
trags widerrufen werben kann, wird von der herrſchenden Lehre und der Praxis mit 
Necht verneint. Es ift indeffen nicht abzujehen, weshalb nicht nach erfolgter Zurüd⸗ 
nahme ein form= und friftgerechter neuer Antrag wirkſam follte geftellt werden können. 
A. A. in diefer legteren Beziehung Meyer-Allf. 258, Olsh.⸗Zweig. 12, E 36 64. 


$ 65. 


Der Berlegte, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet Hat, üt 
jelbitändig zu dem Antrage auf Beltrafung berechtigt. So lange er minder: 
jährig ift, hat unabhängig von feiner eigenen Befugniß auch fein gejeh: 
licher Vertreter das Necht, den Antrag zu ftellen. 

Sit der Verletzte gefchäftsunfähig, oder hat er das achtzehnte Reben: 
jahr noch nicht vollendet, fo iſt fein gejeßlicher Vertreter der zur Stellung 
des Antrages Berechtigte, 
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I. Die Stelle, deren gegenwärtige Yaflung auf EG 3 BGB Art. 34 Mberuht, 
iegt da3 Alter der Antragsmündigfeit auf dad vollendete achtzehnte Lebensjahr feit. 
Bon Bedeutung find folgende Aitersitufen: 

1. vor vollendetem 18. Lebensjahr Tann ber Verletzte den Strafantrag nicht 
ftellen, jondern nur fein gejeßlicher Vertreter; 

2. zwifhen dem vollendeten 18. und 21. Lebensjahr bes Berlepten können 
ihn beide ftellen: 

3. mit dem vollendeten 21. Lebensjahr des Berlegten fällt ber geießliche 
Bertreter und damit auch deſſen Antrag&befugnis weg. Sit jedoch der Berlepte 
geihäftsunfähig (BGB $ 104), fo ift nicht er, ſondern ausfchlieglich jein 
gejeglicher Vertreter antragsberechtigt. 

Wegen ber Berechnung des Lebensalter vergl. 855. Maßgebend für die An« 
tragäberedhtigung ift übrigens nicht der Augenblid, in dem das Delilt begangen 
wird, jondern der der tatfächlichen Erklärung des Antrags. 

I. Die Perfon des gefeglihen Wertreters beftimmt ſich nad bürger- 
lihdem Recht. Geſetzliche Bertreter können hiernach jein: der Vater oder Die 
Mutter als Inhaber der elterliden Gewalt (BGB 8% 1626. 1684. 1698), 
ierner der Bormund über Minderjährige (BGB 8 1793) und der VBormund 
über Geiftestrante (BGB SS 104 Nr. 3. 1897), endlich der vorläufig beitellte 
Sormund, bezw. der Pfleger (BGB $8 1906. 1909. 1915). Dagegen find nicht 
geſetzliche Vertreter: der Beiltand der Mutter (BGB 88 1687. 1689), der Gegenbor- 
mund (BGB 8 1799) und die uneheliche Mutter (BGB 8 1707). 

ft der gejegliche Vertreter jelbft an dem Delikte beteiligt, jo fan dad Vor⸗ 
mundjchaftsgeridyt gemäß BBG 88 1630. 1686. 1796. 1897. 1909 einen Pfleger be» 
ttellen, der auf Grund des 8 1915 daſ. zum Strafantrage legitimiert ift. 

Ber beſchränkt geihäftsfähig (BGB $ 114), aber antragsmündig tft, kann 
in eigener Berfon den Etrafantrag ftellen. Die Frage, inwiefern ihn jein Bormund 
oder Pfleger dabei vertreten fann, beurteilt ſich nach $ 61 IV. Sachlich übereinftimmend 
E34 98. Das Gleiche gilt für diejenigen Perſonen, die wegen förperlidyer oder 
geiftiger Schwäche einen Pfleger erhalten haben (BGB $ 1910). Den Abwejen- 
heitSpfleger wird man nur ganz ausnahmsweiſe al3 legitimiert anjehen Dürfen, 
weil bei ihm der Schluß, daß er entipredyend dem Willen des Verletzten handle, regel- 
mäßig nicht gezogen werden kann. 

Iſt der Berlegte feine phyſiſche Perſon, jo wird der Strafantrag von dem 
Organ geftellt, das nach den ſonſt maßgebenden Beftimmungen zu jeiner Vertretung 
befugt if. 

III. Über die rechtliche Natur des Antragsrechts des gefeglichen Wertreters 
derriht Iebhafter Etreit. Sicher follte zunächſt foviel fein, daß es ein Ausfluß 
der gejeglichen Bertretung ift und daher nicht Über dieſe hinausdauert, nament- 
ih mit dem Tode bed Vertreters endigt. Co auch Olsh.Zweig. 15, E 4 115. 
9. A. Binding 1 630, E 18 115. 35 131. Es fragt fich weiter, ob das Antrags- 
recht des gejeglichen Vertreters ein jelbftändiges im Sinne der StPO 8414 ift, 
jodaß er auch das Privatflagerecht hat. Eine einheitliche Beantwortung beider Fragen 
iſt kiineswegs geboten. Denn die „Selbſtändigkeit“ fann nicht nur eine Zuftändigfeit 
der Antragsbefugnig zu eigenem Recht, fondern fie kann aud) bedeuten, daß das An⸗ 
tragsrecht der gejeßlichen Bertreter8 von dem Willen bed Bertretenen unabhängig 
je. Beachtet man, daß das StGB eine felbjtändige Antragsberechtigung ausbrüd- 
lid nur den achtzehn Jahre alten Verletzten zufchreibt, die zweifellos die Privatflage 
nicht felbftändig erheben können (StGB 8 65 erfter Satz — StPO $ 414 Nbf. 3), 
während es bei dem gejetlichen Vertreter die Unabhängigkeit der Antragsbefugnis 
hervorhebt, ſo wird man zu der Annahme berechtigt, daß die in der StPO für das 
Privatflagerecht geforderte Eelbftändigfeit nichts anderes bedeutet als einen Hinweis 
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auf Die Fälle, in denen das StGB ausdrüdlich oder ftillfchweigend ein von dem Willen 
bes Berlegten unabhängiges Antragsrecht gewährt. Demnach hat man Dem geſetz⸗ 
lihen Bertreter das Recht zuzufchreiben, die Privatllage im eigenen Ramen und 
nit nur in dem des Bertretenen zu erheben. So war denn auch früher die 
allgemeine Auffaffung. Allerdings ift nun $ 195 und indirekt auch & 232, welde 
von der Antragftellung im Wal der Beleidigung und der Körperverlegung 
handeln, durch EGzBGB Art. 34 infofern geändert worden, als nunmehr 
diefe Stellen dem Inhaber der väterlichen Gewalt fein Antragsrecht zufchreiben. 

Das findet aber feine ausreichende Erklärung darin, daß nad) dem jet geltenden 

Recht die väterliche Gewalt mit Eintritt der Volljährigkeit endigt (BGB $ 1626) umb 

während der Minderjährigfeit das Antragsrecht des gefetl. Vertreterd aus 8 65 folgt. 

Im Ergebnis übereinftimmend Lömwenftein DIZ 7 364. 9 399, Urt. d. Kammer⸗ 

gericht8 v. 28./6 1902 in GoltdA 51 58; vergl. auch Pland, Kommentar zu EG ; 

BGB Art. 34. N. 4. Urt. d. Kammergerichts v. 4.10 1904, Urt. d. OLG Eelle v. 

15.12 1902, OI8h.- Zweig. 15, Winter ZStrW 27 411 ff. 

IV. Findet ein Wechfel in der Perſon des Antragsberechtigten ftatt, jo tritt 

der Neuberechtigte in die unter feinem Vorgänger begründete Rechtslage ein. D.$.: 

1. Iſt in ber Perfon des früher Berechtigten die Antragsfrift bereit3 verftrichen, fo 

lebt fie in der Berfon des nunmehr Berechtigten nicht wieder auf. E 5 1%. 

A. A. Binding 1 628 für den Fall, daß der Verletzte zur Zeit ber Tat das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet Hatte. 

. 2äuft die Antragsfrift in der Perfon des früher Berechtigten noch, fo Läuft jie 
in der Perſon des Neuberechtigten weiter. E |24 427. Dagegen nehmen 
Olsh.⸗Zweig. 20 an, dad dem Acdhtzehnjährigen die volle Frift von drei Monaten zu 
gute fomme. Allerdings muß mit Oppenh.⸗Del. 16 ein Ruben des Friſten⸗ 
lauf “angenommen werden, ſolange der Neuberechtigte die im 8 61 geforderte 
Kenntnis nicht hat. 

V. Über fonftige Vertretungsbefugniffe f. 8 61 IV. 


® 
8 


ı$ 66. 


Durch Verjährung wird die Strafverfolgung und die Straf 
vollſtreckung ausgejchlojjen. 


— — — — 


I. Arten der Verjährung. [— Tas Geſetz unterſcheidet zwiſchen Strajper: 
folgungsverjährung und Strafvolljtredungsverjährung. Jene (88 67—69) 
hindert die Verfolgung der Handlung, diefe (88 70—72) die Vollitredung der bereits 
rechtsfräftig erfannten Strafe, 

IL Die rechtliche Natur der Verjährung liſt außerordentlich beftritten. Die 
nächitliegende Auffafjung der Strafverfolgungsverjährung ift die, daß fie durch 
Beitablauf da8 Strafflagerecdht befeitigt. Demnad Hätte die Verjährung inderſter 
Linie einen prozefjualen und nur in zweiter Linie einen materiellrechtlihen Charafter, 
infofern Jdie. Ausübung des jtaatlihen Strafreht3 ohne vorausgehende Strafflage 
unftattbaft if. So Binding 1 815ff. Diefer Auffafiung fteht aber das Bedenlen 
entgegen, daß fie für die Etrafvollftredungsverjährung nicht paßt; denn hier iſt 
das GStrafflagereht ſchon ausgeübt und um jeinen Untergang kann es fich nicht 
handeln. Höchftens könnte man den prozefjualen Charakter diefer Berjährungsform 
darin finden, daB das Recht der Urteildvollftredung tuntergehe. Aber dieſes Recht 
ift Doch in der Tat nichts anderes als das fubjektive materielle Strafrecht. 4.1. 
in dieſer Beziehung Beling 116. Beſteht alfo das Weſen der Etrafpollftredungs: 
verjährung darin, daß fie den Etrafanfprud des Staates tilgt, jo wird man bad 
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Snititut der EStrafverfolgungsverjährung unter dem gleichen Geſichtspunkte betrachten 
und dDemgemäß ihren materiellrechtlihen Charakter in den Vordergrund ftellen müſſen. 
Beide Arten der Berjährung find aljo vorzugsweife Strafaufhebungsgründe. 
Allerdings Hat die Verjolgungsverjährung aucd eine prozefiuale Seite, injofern die 
vorliegende Stelle bei Eintritt der Verjährung fchon die Berfolgung der Handlung 
unterjagt, die an fich trog Unmöglichkeit einer Beitrafung jehr wohl praftiiche Bes 
deutung Haben könnte. In progeflualer Beziehung bat alſo Verjährung die Bedeutung 
einer negativen Prozeßvorausſetzung oder eines Prozeßhinderniſſes. 
Taraus folgt, daß, wenn jie nad) Eröffnung des Hauptverfahrens konftatiert wird, nicht 
auf Sreifpredung, fondern auf Einftellung oder etwa auch auf Unzuläffigfeit der 
Strafverfolgung zu erfennen ift. So Oppenh.-Del. 1. 8, befonders aber Riſch ZEHW 9 
235 ff, auch E MO 31. Dagegen betont die berrichende Lehre auch in dieſer Beziehung 
den materiellrechtlichen Charakter und fordert daher Freiſprechung. So 3. 8. v. Fries 
9, v. Liſzt $ 76, Singer 1 575, & 12 434 und anſcheinend jegt auf Olsh.⸗Zweig. 8. 

Im übrigen ift der materiellrechtlicye Charakter der Berjährung namentlid für 
EIBO SS 380. 354. 392 von Bedeutung. . 

OL Wegen der Frage, inwiefern da8 Landesrecht durch die Vorfchriften über 
die Berjährung gebunden ift, |. EG $ 2 VI und Binding, Grundriß 302. 


8 67. 


Die Strafverfolgung von Verbrechen verjährt, 

wenn jie mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus be= 
droht jind, in zwanzig Jahren; 

wenn fie im SHöchitbetrage mit einer Freiheitsſtrafe von einer 
längeren als zehnjährigen Dauer bedroht find, in funfzehn 
Jahren; 

wenn ſie mit einer geringeren Freiheitsſtrafe bedroht ſind, in zehn 
Jahren. 

Die Strafverfolgung von Vergehen, die im Höchſtbetrage mit einer 
(längeren als dreimonatlichen Gefängnißſtrafe bedroht find, verjährt in 
fünf Jahren, von anderen Vergehen in drei Jahren. 

Die Strafverfolgung von Übertretungen verjährt in drei Monaten. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Handlung 
begangen ift, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Er— 
folges. 


I. Verjährungsfrift und Dreiteilung der Delikte. — Bei der Beſtimmung 
der für die Verfolgungsverjührung maßgebenden Friſten benutzt das Geſetz die Drei» 
teilung der ſtrafbaren Handlungen. Vergl. $ 1. Je ſchwerer das Delikt zu 
qualifizieren und je höher die angedrohte Strafe, um ſo länger die 
Verjährungsfriſt. Speziell iſt folgendes hervorzuheben: 

1. Hier wie dort kommt es nur auf die höchſte angedrohte, nicht auf die ver⸗ 
wirkte Strafe an. 
2. Hier wie dort bleiben jugendliches Alter und mildernde Umſtände 

außer Betracht. A. A. Binding, Grundriß 308, Finger 1 578. 

3. Hier wie dort ift bei Rüdfall das für diefen beftimmte Strafmarimum maß 

gebend. Abweichend Häljchner 1 697. 
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4. Hier wie dort find Verſuch und Beihilfe nad den für fie zuläfiigen Mari 
malftrafen zu qualifizieren. Daher verjährt zwar der vollendete Mord erft ın 
20 Fahren, der verjuchte Mord aber und die Beihilfe zum Mord ſchon in 15 Zahren. 
So die herrfchende Lehre in offenbarem Widerſpruch mit ihrer zu $ 1I 4 dar 
gelegten Anſicht. Abweichend, aber fonfequent, v. Lilzt $ 77. 

. Ein Bergehen, das „im Höchftbetrage mit einer längeren als dreimonatlichen Ge⸗ 
fängnisftrafe bebroht ift“, liegt nach dem Sprachgebrauche der modernen Geſete 
dann nicht vor, wenn die längere Gefängnisitrafe nur wegen Unbeitreibbar- 
feit der Gelditrafe eintreten kann; 3. B. $ 285. E 1 167. 

DO. Berechnung der Verjährungsfrift. — Die Verjährung beginnt nach dem 
legten Abjage mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen iſt. Wird eine 
Übertretung am 11./2 10 Uhr abends begangen, fo beginnt die Berjährungsfrift ſchon 
vorher, nämlih um 12 Uhr in der Nacht vom 10. auf den 11./2 zu laufen. Be 
endigt ift die Verjährung an dem Zeitpunkte, der durd) feine Benennung ihrem 
Anfang entſpricht; in dem angegebenen Beilpiele alfo um 12 Uhr in der Radıt 
vom 10. auf den 11.55. R 8 393. 

Bei Beitimmung der Zeit der begangenen Handlung foll nady dem legten 
Abjay der Erfolg außer Betracht bleiben. Dies entipricht den Ausführungen zu $ 3 
IV, darf aber nicht al8 Argument gegen fie verwertet werden. Denn einer aus 
brüdlichen Beftimmung bedurfte es deshalb, weil hiernach die Verjährung be 
reits eingetreten fein kann, bevor die Strafbarkeit begonnen hat. 3. ©. der fehler: 
haft konftruierte Dampffefiel plagt nad) 10 Jahren und tötet den Heizer. Ebenſo 
Birkmeyer 1087, Finger 1 579, Hälfchner 1 694, v. Lifzt $ 77, Merkel 245, Meyer⸗ 
Allf. 265, befonders aber Kiginger, Ort und Beit der Handlung (1902) 203 ff. Die 
in der Praxis zur Herrfchaft gelangte Lehre (bef. Olsh.» Zweig 9, auch Binding, Grund» 
riß 305, derſ. GerS 68 7. 22 und das RG, E 5 282. 9 152. 21 228. 26 261) da⸗ 
gegen halten es für einen Widerſpruch in fich felbft, daß ber ftaatlihe Strafaniprud 
aufgehoben jein follte, bevor er überhaupt zur Entftehung gelangte, und nehmen 
daher an, daß die Verjährungsfrift erft dann zu laufen beginne, wenn eine ftrafbare 
Handlung vorliegt, alfo erft mit Eintritt des fahrläffig verurſachten Erfolges oder 
mit Begehung der Haupttat. Zur Handlung gehöre auch der nächſte ftrafrechtlich 
relevante Erfolg, und wenn das Geſetz Handlung und Erfolg icheide, jo habe es 
nur den Erfolg im Auge, der al$ weiterer eintrete und die Höhe der Strafbarfeit 
beeinfluffe. 8. B. bei Körperverletzung mit tödlichem Erfolg bedeute Erfolg im Sinne 
des $ 67 nur den Tod, nicht die Körperverlegung. Dieſe Auffaffung beruht im Grunde 
auf einer petitio prineipii. Sie geht davon aus, daß die Verjährung nad) ihrer mate- 
riellrechtlicden Seite nur in der Aufhebung eines bereit3 entftandenen Straf: 
anſpruchs beftehen könne, das märe aber erft zu beweifen, und wird durch die 
in Rede ftehende Stelle umgelfehrt und widerlegt. Auf die von der herrichenden 
Lehre herangezogene Entſtehungsgeſchichte zurüdzugehen, läge erjt dann Grund vor, 
wenn der Wortlaut unklar wäre. Bejonder8 aber fpricht gegen die befämpfte Anſicht 
die von Kitzinger a. a. O. 215 herporgehobene Erwägung, daß nad) ihr vorjäglide 
Delikte rajcher verjähren würden als fahrläfjige, während anderſeits die Geſichts⸗ 
puntte, die für das Inftitut der Verjährung überhaupt ſprechen (Beweisichwierigfeit, 
Wanbdelbarfeit der Pſyche), die vertretene Anſicht unterftügen. 

Wenn nad dem Borhergehenden der Eintritt des Erfolges für den Beginn der 
Berjährungsfrift außer Betracht bleibt, jo gilt die8 um jo mehr für foldye nach: 
träglich eintretende Umftände, welche die Strafbarfeit beeinfluffen. Faßt man mit v. Lilzt 
8 135, Binding, Lehrb. 1 429, Meyer⸗Allf. 493 bei dem Bankbruch (KO 88 239. 240. 241) 
die Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung als Bedingung der Strafbarfeit auf, 
fo beginnt die Verjährung mit der Begehung der einzelnen Handlungen zu laufen, nicht 
erft mit der Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung. Anders aber die herrichende 


or 
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Lehre, weil fie Die erwähnten Momente zum Taibeitand rechnet. E 8 350. 7 391. 9 152. 
Zird eine mehrfache Tätigkeit zu einer einheitlichen Handlung zufammengefaßt, jo beginnt 
die Verjährung erft mit dem legten Akte zu laufen (Kolleftindelifte und forte 
geſetztes Verbreden). So die berricdyende Lehre und E 6 412. 8 390. 10 203. 
141145, R 5 740. 7 247. 692. 9 483. Abweichend Heinze in Holkend. Handb. 2 617, 
Kohler GoltdA 58 160, Kitzinger a. a. O. 248ff. Aus dem gleichen Grunde beginnt bei 
jortdauernden Verbrechen die Verjährung erit mit der Befeitigung des rechts⸗ 
widrigen Zuftandes, 3. B. mit ber Befreiung des rechtswidrig Fſtegehaltenen. So 
die berrichende Lehre und NR 4 595, E 22 161. 37 78. 

Eind an der Handlung mehrere Berjonen beteiligt, jo ift nach den 
Ausführungen ©. 29 die Berjährungsfrift für jeden befonders zu be 
tehnen. Ebenſo Kitinger a. a. O. 226, Meyer-Allf. 266, v. Liſzt $ 77. U. U. die 
serridende Lehre, Dish.- Zweig. 16, E 5 286. 30 310. 

Bei Unterlafjungsdeliften beginnt die Verjährung zu laufen, fobald bie 
Verpflichtung zum Handeln wegiält. €. darüber ob. ©. 30. 

IH. Beſondere reichögefegliche Vorſchriften über die Verjährung finden fich 
wiederholt. ©. z. B. EG 3. SIOB 8 T, StGB & 171, GewO 8 145, Preßgeſ. $ 22 
ıdiefe Beftimmung finder auf alle Delikte Anwendung, welche durch die Verbreitung 
son Trudichriften ftrafbaren Inhalts begangen werden, 3. B. auf Beleidigungen, 
aamentlih auch auf die in $ 184 Nr. 1.2 unter Etrafe geitellten Handlungen; E 32 
59; vergl. aber E 33 230), Seemannsordnung $ 121, Urheberrechtägef. $$ 51. 53, 
ei. über die Wechjelitempeliteuer 8 17. 

IV. Über den Einfluß der Berjährung auf das objektive Verfahren ſ. $ 42 I. 


$ 68. 


Jede Handlung des Richters, welche wegen der begangenen That gegen 
den Thäter gerichtet ijt, unterbricht Die Verjährung. 

Die Unterbrechung findet nur rüdjichtlich Desjenigen jtatt, auf welchen 
die Handlung fich bezieht. 

Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


L Die Unterbrechung der Verjährung im allgemeinen. — Die Stelle handelt 
von der Unterbredung der Berfolgungsverjährung (Unterbredung der Boll 
Nredungsverjährung ſ. $ 72). Das Wejen der Unterbrechung befteht darin, daß durch 
den Eintritt eines gewiſſen Ereignifies der bis dahin verftrichene Zeil der Berjäh- 
rungsfrift Hinjällig wirb und eine neue Verjährungsfriſt zu laufen beginnt. Da 
Unterbrechungshandlungen von den Gerichten fehr leicht vorgenommen und wiederholt 
werden fönnen, zum mindeſten dann, wenn Tat und Täter bekannt find, jo ift die 
Möglichkeit einer völligen Bereitelung der Verjährung gegeben. Die Praxis der Ge- 
ne ftrebt Dieied Biel an. So fommt es, daß ohne genaue Kenntnis der Alten bie 
Stage der Verjährung niemals mit Beftimmtheit entichieden werden ann, und daß 
die Unterbrechungshandlungen eine mit der Würde der Juſtiz wenig verträgliche 
Zrübung ber prozefjualen Situation bewirken. Mit Recht bezeichnet Lammaſch i. d. 
Verbdlg. d. 24. deutjchen AJuriftentags 2 118 die üblich gewordene Art der Geſetzes⸗ 
anwendung als „Hinterhältig und unaufrichtig“. Über die Frage, ob einelediglich zum 
Iwede der Unterbrechung der Verjährung vorgenommene Handlung dieſe in der Tat be⸗ 
mir, ſ. Huſſong, Fiſcher, Renner im „Recht“ 7481. 503. 8219 und Steyer SeuffBl 71175. 

_ D. Erfordernifle der Unterbrechung. — Die Unterbrechung der Verfolgungs- 
derjährung wird nur durch richterliche Handlungen herbeigeführt. Handlungen 
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bon Privatperjonen (mie Erhebung der Privatklage) unterbreden nicht. Ebenfowenig 
ſtaatsanwaltſchaftliche und polizeiliche Handlungen. Jedoch legt die SPD $$ 453. 
459 den polizeilihen Strafverfügungen und ben Strafbeicheiden der Verwaltungs 
behörden unterbrechende Wirkung bei. (Binding 1 850 dehnt dies auf Handlungen 
der Berwaltungsbehörden jchlechthin aus, jofern biefe Etrafgewalt befigen; dagegen 
mit Recht E 31 9. Einer wegen mangelnder Angabe der Beweismittel inforzeften 
Strafverfügung verfagt ein Urt. des Kammergeriht8 DXZ 9 269/70 die unterbrechende 
Wirkung). Vergl. außerdem Wechſelſtempelſteuergeſ. $ 17, befonder8 aber EG ; 
MStGO $ 10. Nach der legten Stelle fteht einer richterlihen Handlung gleidy „jede 
Handlung, welche von dem GerichtSheren, dem unterfudhungsführenden und dem die 
Anklage veriretenden Gericht3offizier, Kriegsgerichtsrat oder Oberfriegsgerichtärate, 


fomwie in dem Falle des 8 3 des EG 53. MEIGB von Disziplinarvorgejegten wegen 
der begangenen Tat gegen den Täter gerichtet wird”. — Ob der Richter die Hande 
lung felbft vornimmt oder durch feine Organe vornehmen läßt, ift gleichgiltig. So 


die berrfchende Lehre. Einzelnes: 

1. Daß nur die Handlungen eines Strafrichterd (und zwar als foldden E 29 236) 
bie Verjährung zu unterbrechen vermögen, ift ficher, fraglich dagegen, ob bir 
Buftändigfeit des Richters gefordert werden muß. Erwägt man, daß über bie 
Zuftändigkeit häufig erft im Prozeſſe felbft und nach voraufgehendem Gehör dei 
beichuldigten entichieden werden kann, jo wird man die Frage mit der herrſchen⸗ 
den Lehre zu verneinen haben. Wohl aber muß im übrigen die richterlide 
Handlung an fi) zuläffig fein. Deshalb wird die Verjährung nicht unter 
brochen durch eine entgegen RB Art. 31 eingeleitete Unterſuchung gegen einen Ab» 
geordnieten (E 23 184. 24 205), ebenfowenig (grundfäglich) Durch eine vor dem 
erforderlichen Strafantrage vollaogene richterlihe Handlung. E 637. Bergl. u. 
2a a. E. Darf ein wegen eines beftimmten Delikts Ausgelieferter innerhalt 
beftimmter Friſt nach dem maßgebenden Auslieferungsvertrage megen eine 


andern Delikts nicht verfolgt werden, jo haben wegen diejes Deliktes vorgenom- 


mene richterlide Handlungen feine unterbrechende Wirkung. E 32 247. 

. Nicht jede in irgendwelcher Beziehung zu der Tat ftehende Handlung des Richter? 
unterbricht die Verjährung, fondern nur eine folche, „welche wegen der begangenen 
Tat gegen den Zäter gerichtet iſt“. Hieraus ergibt jich folgendes: 

a) Die Unterbrehungshandlung muß fih auf eine beftimmte Tat beziehen. 
Nachforſchungen nad; dem Borleben einer verdächtigen Perſon find daher nid! 
geeignet, die Verjährung eines bis jet noch nicht beftimmt in Frage ftehenden 
Delikts zu unterbrechen. Anderſeits ift nicht erforderlich, dat die Tat bei der 
Unterbrehungshandlung in dem gleichen Sinne rechtlich qualifiziert merde wie 
in dem Urteil (E 13 57), noch auch, daß fie überhaupt rechtlich qualifiziert 
werde. Es genügt, wenn ſich die Handlung auf dieſes konkrete Bor 
kommnis bezieht, mag es auch in feiner ftrafrechtlichen Eigenart noch nict 
erfannt fein. E 30 301. Bergl. aud; E29 344. Die Jdentität der Tat 
ift nach denſelben GefichtSpuntten zu beurteilen wie im Strafprozeß. Tet 
halb wirkt die Unterbrechung auch auf ideell fonfurrierende Delikte. So 
befonder8 Olsh.⸗Zweig. 12 gegen Binding 1 851; auch E 33 426, mit der 
Ausführung, daß eine gegen ein DOffizialdelilt vorgenommene Unterbrechung: 
handlung auch dann gegen ein ideell fonfurrierendes Antragsdelift wirkte, wenn 
zur Beit der richterlichen Handlung der Antrag noch nicht geftellt war. Wegen 
Unterbredyung der Verjährung bei Kollektivdeliften |. E 38 426. 

b) Die Unterbrechungshandlung muß fich gegen einen beftimmten Täter richten. 
Daß der Begriff des Täters nicht im technijchen Sinne zu nehmen ift, jondern alle 
Beteiligten umfaßt, ergibt fic aus dem zweiten Abjag. Dem Namen nad, braudt 
der Beteiligte nicht bekannt zu fein, wohl aber ift erforderlich, da er als eine 
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beftimmte Berfon in Anfprud genommen werde. Wenn daher das Amts» 

gericht gemäß StPO $ 164 feine Organe beauftragt, nach dem unbelannten 

Täter eines Verbrechens zu fahnden, jo wird Hierdurch Die Verjährung nicht 

unterbrochen. Ebenſowenig durch eine Zeugenvernehmuug, bie erjt Anhalts⸗ 

punfte zur Verdächtigung einer beftimmten PBerfon bieten fol. Wohl aber 
dadurch, daß das Amtsgericht einen ihm unbelannten Landftreicher wegen 

BerdachtS der Begehung vernimmt, oder dadurch, daß gegen eine nur dem 

Außern nad) bezeichnete Perſon wegen Verdachts der Teilnahme ein Stedhrief 

erlaffen wird. 

c) Die Unterbredungshandlung muß ſich gegen eine beftimmte Berfon in ihrer 
Eigenichajt als Täter oder fonft beteiligten richten; fie muß mit andern 
Worten Die Tendenz verfolgen, diefe Berfon wegen der Tat ftrafrechtlid) zur 
Berantwortung zu ziehen. Das if nicht der Fall, wenn ber Beteiligte zu⸗ 
nächſt als Zeuge vernommen oder als folder wegen Ausbleibend zu einer 
Ordnungsftrafe verurteilt wird. Wohl aber find Unterbrehungshandlungen: 
die Eröffnung des Hauptverfahrens, die Anberaumung des Termin zur 
Hauptverbandlung, Erlafiung eines Haftbefehls, Bernehmung dritter Per⸗ 
jonen als Zeugen, ſelbſt Beihluß auf vorläufige Einflelung der Verfahrens 
(E 21 309. 27 81. 3 301). Dan wird zugeben müflen, daß auch jolche 
richterliche Handlung, die lediglich den inneren Dienft betreffen, geeignet jind, 
die Verjährung zu unterbrechen, jofern fie bie vorbezeichnete Tendenz erkennen 
lofien, 3. B. Unterjchrift eines Eröffnungsbefchluffes oder eines Strafurteils. 
Die Braris dürfte darin jedod) zu weit geben. Bergl. die teilmeife ſehr be» 
denkliche Kafuiftil bei Rüd.-Stengl. 18. Daß eine bloße Reproduktionsver⸗ 
fügung feine — — bewirkt, hat auch das RS anerkannt. € 21 303. 
Ebenſo Bay DOLGStr 5 151. 

II. Wirkung der Unterbrechung bei Teilnahme. — Sind an der Tat mehrere 
Perſonen beteiligt, jo tritt Durch richterlihe Handlungen eine Unterbredung gemäß 
Abſ. 2 nur gegenüber derjenigen Perfon ein, gegen welche fie ſich richten. Sie wirkt 
aljo nit in rem, fondern nur in personam. ©. oben II 2. Sehr häufig wird es 
vorfommen, daß ber Name jener Berjon nicht ausdrüdlich genannt wird. 3. 8. 
Einnahme eines Augenfcheins. Tann richtet fi) die Handlung gegen alle Beteiligten. 
Vergl. auch E 30 301. Hecht bedenklich E 36 350 (dev Erlaß des Haftbefehls 
gegen einen flüchtigen Beichuldigten unterbredhe auch die Verjährung gegen den Mit- 
beſchuldigten, fofern beide einheitlich abgeurteilt werden follen). 

IV. Wiederholte Unterbredung. — Die nach ber Unterbrechung beginnende 
neue Berjährung kann auf neue unterbrochen werden. ©. o. I. Sie beginnt nad) 
E18 57 mit dem Tage, an welchem die Unterbrechungshandlung vorgenommen wird. 
Berl. 8 67 I 

$ 69. 

Die Verjährung ruht während der Zeit, in welcher auf Grund ge 
jeglicher Vorſchrift die Strafverfolgung nicht begonnen oder nicht fort- 
giebt werden kann. Iſt der Beginn oder die Fortfegung eines Straf: 
verfahreng von einer Vorfrage abhängig, deren Entjcheidung in einem 


anderen Verfahren erfolgen muß, jo ruht die Verjährung bis zu deſſen 
Beendigung. 

Iſt zur Strafverfolgung ein Antrag oder eine Ermächtigung nach 
dem Strafgeſetz erforderlich, ſo wird der Lauf der Verjährung durch den 
Mangel des Antrages oder der Ermächtigung nicht gehindert. 
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I. Das Ruhen der Verjährung im allgemeinen. — Während $ 68 die Unter- 
brechung der Berfolgungsverjährung betrifft, behandelt 8 69 deren Ruhen (ein Rtuhen 
der Bollftredungsverjährung ift dem Geſetze unbelannt). Unterbredung und Ruben 
haben das Gemeinfchhaftliche, daß der Eintritt eines gemwiflen Umftandes den Lauf 
der Verjährungsfrift hindert. Der Unterfchied aber liegt darin, daß bei der Unter- 
bredung nach jenem lUmftande eine neue Verjährungsfrift zu laufen beginnt, bei 
einem Ruhen dagegen die alte Frift weiter läuft. Bei einem Ruben wird alfo mir 
andern Worten eine gewiſſe Zeit nicht in die Verjährungsfriſt miteingerechnet. 

Sn feiner urfprünglihen Saflung enthielt $ 69 nur den jeßigen zweiten Satz. 
Der erite und der dritte Sag jind eingejhoben worden durch Gef. v. 26.3 1893. Ta 


nämlich gegen Reichdtagsabgeordnete während der Sigungsperiode dem Willen bes 


Neihstag entgegen Berfolgungshandlungen unzuläffig find (Urt. 31 der AR) und 


daher während der gleichen Zeit Unterbrechungshandlungen nicht vorgenommen 
werben dürfen (8 68 II 1), jo konnte es kommen, daß bei furzen Berjährungsfriften, 
wie der durch das Preßgeſ. 8 22 beftimmten fehsmonatlichen, dag praftijche Ergebnis 
die Straflofigkeit des Abgeordneten war. Um diefem Mißftande zu begegnen, ift Der 
erfte Sag neu hinzugefügt worden, und diefer machte wiederum die Aufnahme des 
dritten notwendig. 

U. Die Erfordernifje des Nuhens der Verjährung. — In feiner neuen Faffung 
enthält $ 69 zwei Fälle des Ruhens der Berjährung: 

1. Die Verjährung ruht während der Zeit, in welcher auf Grund gejeglicdyer Vor⸗ 
ihrift die Strafverfolgung nicht begonnen oder nicht fortgejegt werden darf. — 
Das Geſetz bat bier Fälle im Auge, bei denen zufolge einer gejeglichen Be⸗ 
ftimmung zeitweife |chledhthin feine Berfolgungshandlungen vorgenommen 
werden können, jo daß auch eine Unterbrehung der Verjährung nicht berkei- 
geführt werden fann. Bergl. 8 68 Il 1. Hierher gehört namentlih RB Art. 31. 
©. o. I. Während der Sitzungsperiode (welche aud die Zeit der Bertagung 
umfaßt, E 22 379) ruht die Verjährung auch dann, wenn die Genehmigung des 
Reichstags zur Strafverfolgung Überhaupt nidyt nadgejudht worden if. E 27 
10.38 410. War Dagegen das Berfahren ſchon vorher eingeleitet, jo fann es fortgeiegt 
werden, bis der Reichtag feine Aufhebung verlangt. Daher ruht in diefem Falle 
die Verjährung nur, fofern der Reichstag dieſes Verlangen ſtellt. E 27 385. 
Ferner gehören hierher die durh ES 3. StPO 8 6 Nr. 1 aufrecht erhaltenen 
dem Urt. 31 der RW entiprechenden Beftimmungen des Landesrechts zu Gunften der 
Landtagsmitglieder. Nimmt man mit der herrſchenden Lehre (vergl. Löwe⸗Hellw. 7) 
an, daß dieje Beftimmungen nur für den Staat gelten, in dem fie erlafjen jind, 
jo findet die vorliegende Stelle feine Anwendung jofern außerhalb diejes Staates 
ein Gerichtsftand begründet ift, und wäre ed auch nur der des Zuſammenhangs. 
— Den Gegenfaß zu den behandelten bilden die Fälle, in denen nur einzelne 
Berfolgungshandlungen ausgefchluffen find, wie z. B. die Abhaltung ber Haupts 
verhandlung, während der Täter abwejend oder geiſteskrank ift (StPO 68 319 
327; vergl. aud) MẽtGO 8 9). Hier ruht die Verjährung nit. So jeßt aud) 
DISh. Zweig. 1. Nah E 31 9 bezieht ſich das Gefe auf folche Hindernifle der 
Strafverfolgung, Die in den perfönlichen Berhältniffen des zu Berfolgenden bes 
gründet find (?). 

Die Verjährung ruht, wenn Beginn oder Fortſetzung eines Strafverfahren von 
einer Borfrage abhängig ift, Deren Entjcheidung in einem andern Berfahren 
erfolgen muß, bi3 zur Beendigung dieſes andern Verfahrens — Rah StPO 
8 261 iſt der Strafrichter berechtigt wie verpflichtet, Die einem andern Rechts⸗ 
gebiete angehörigen Vorfragen ſelbſt zu entjcheiden (3. B. die Eigentumsfrage 
beim Diebſtahl). Er kann zwar das Crrafverfahren ausſetzen, bis eine ander 
weite Enticheidung diejer Vorfragen ergangen ift, notwendig aber tft die Ent- 
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fheidung in einem andern Berfahren grundfäglich nicht. Macht daher der Strafs 
richter von der Ausfegungsbefugnis Gebrauch, jo tritt ein Ruhen der Verjäh- 
rung dadurch nicht ein. — Anderjeit aber gibt es eine Reihe von Einzelfällen, 
in welchen allerdings die Enſcheidung einer andern Behörde zur Einleitung oder 
Hortjegung des Strafverfahrens notwendig ift. ©. $$ 164. 170.172. 191. 238, 
EG z. GBGe8 11, vergl. ud StGB $ 171 Abſ. 3. In allen diefen Fällen 
ruht die Verjährung bis zur rechtöfräftigen Beendigung des Verfahrens, in 
welchem es ih um den Erlaß der für den Strafprozeß erforderlichen Vor— 
enticheidung handelt. 

II. Ruben der Verjährung bei Teilnahme. — Darüber, ob die Verjährung nur 
gegenüber einem oder gegenüber allen Beteiligten rubt, fehlt e8 an einer ausdrück⸗ 
lichen Vorſchrift. Die Frage tft — entiprechend der Unterbrechung der Verjährung — 
dahin zu beantworten, daß ein Ruben der Verjährung gegenüber denjenigen, aber 
aud nur gegenüber denjenigen Beteiligten eintritt, bei welchen eines der im $ 69 
bervorgehobenen Hindernifle der Strafverfolgung vorliegt. Sind 3. B. bei einem 
Delilt ein Mitglied des Reichstags und ein Nichtmitglied beteiligt, jo ruht während 
der Seſſion die Verjährung nur gegenüber dem erfteren. 

IV. Antragsdelikte. — Die Beitimmung des zweiten Abſatzes wurde fchon vor 
der Novelle vom 26./3 1893 als felbftverfländlich angejehen. Ausbrüdlich erforder- 
lid wurde fie erft durch Einichiebung des erſten Satzes des 8 69. 

V. Beitlides Anwendungsgebiet der Stelle. — Auf Handlungen, die vor 
bem 12./4 1893 begangen worden find, finden die durch die Novelle eingefügten 
Sätze des $ 69 Feine Anwendung, weil andernfall3 eine Rüdwirkung eines ftrengeren 
Strafgejeges ftatthätte. ©. $2. Maßgebend ift der 12./4 1893 deshalb, weil an biefem 
Tage die Novelle vom 26./3 in Kraft getreten ift. Ebenjo Seuffert ZStrW 14 549. 
E 32 247. 


8 70. 
Die Bollitredung rechtskräftig erfannter Strafen verjährt, wenn 

1. auf Tod oder auf lebenslängliches Zuchthaus oder auf lebenglängliche 
Feſtungshaft erfannt ift, in dreißig Jahren; 

2. auf Zuchthaus oder Feſtungshaft von mehr als zehn Jahren erkannt 
it, in zwanzig Jahren; 

3. auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder auf Feſtungshaft von fünf 
bi3 zu zehn Jahren oder Gefängniß von mehr als fünf Jahren er⸗ 
kannt iſt, in funfzehn Jahren; 

4. auf Feſtungshaft oder Gefängniß von zwei bis zu fünf Jahren oder 
auf Geldſtrafe von mehr als ſechſstauſend Mark erkannt iſt, in zehn 
Jahren; 

5. auf Feſtungshaft oder Gefängniß bis zu zwei Jahren oder auf Geld⸗ 
Itrafe von mehr als einhundertfunfzig bis zu jechstaufend Mark er- 
fannt ift, in fünf Jahren; 

6. auf Haft oder auf Gelditrafe bis zu einhundertfunfzig Mark erkannt 
ift, in zwei Jahren. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem das Urtheil 
rechtskräftig geworden iſt. 
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I. Über das Wefen der Vollftredungsdverjährung im allgemeinen f. $ 66. 

II. Die VBerjährungsfrift. — Ebenfo wie bei der Berfolgungverjährung ift bei dei 
bier behandelten Bollftredungsverjährung Die Ränge der Verjährungsfriit von der 95% 
der Strafe abhängig. Während aber bei der VBerfolgungsperjährung die angedrohit 
Strafe entjcheidet, ift Hier die vermwirkte d. h. im Urteil verhängte Strafe maf: 
gebend. Während ferner die Berfolgungsverjährung mit dem Tage der begangenen 
Handlung zu laufen beginnt, nimmt die Vollftredungsverjährung ihren Anfang mil 
(vergl. 67 II a. A.) dem Zage der Rechtskraft des Urteils, d.h. mit dem Zage, 
an welchem die Entſcheidung nicht mehr mit ordentlihen Rechtsmitteln angefodten 
werden kann. Natürlich läuft auch mit Erlaß des Urteild eine Berjährungsfrit, 
aber dieſe ift lediglich die Friſt der Verfolgungsverjährung. Dem rechtsträftigen 
Urteil fteht nad) EtPO $ 450 der Strafbefehl, gegen den nicht rechtzeitig Einſpruch 
erhoben wurde, gleich. Tasjelbe muß für das Gebiet der Bollitredungsperjährung 
analog von der polizeilichen Strafverfügung und von dem Strafbefcheid gelten. 
— Die Berehnung der Friſt ift bei beiden Arten der Verjährung biefelbe, 
Bergl. $ 67 LI. 

II. Gegenftand der Verjährung. — Nah der vorliegenden Stelle 
unterliegen ber Bollitredungsverjährung nur Strafen, aljo nicht polizei: 
lie Präventivmaßregeln und nicht die Buße. Dadurch wird aber nicht ausge 
ichloffen, daß fi die Verjährung beider auf Rechtsregeln außerhalb des StGB! 
ſtützen Tann. Übereinftimmend (bezüglich der Buße) v. Lifzt 8 66, Olsh.⸗Zweig. 5, 
Dppenh.-Del. 2. Dagegen will anjcheinend Binding 1854, derj. Grundriß 308 eim 
Berjährung der rechtskräftig erfannten Buße überhaupt nicht zulaffen. Bon dem hier 
vertretenen Standpunkte aus verjährt die Buße gemäß BGB. $ 218 in 30 Jahren 
Bergl. auch EGZBGB Art. 169. Was fpeziell Die Überweifung an die Lande 
polizeibehörde betrifft, jo folgt aus $ 362, daß fie nicht mehr ausgeführt werden. 
fann, wenn die Bollitredung der ald Hauptitrafe erfannten Haft verjährt ift. | 

Bezüglich) der Strafen ift Folgendes zu bemerken: 

1. Die Verjährung ber Nebenftrafen richtet fi) nach der Hauptitrafe, neben 
welcher fie erfannt find. Bedürfen allerdings die Nebenftrafen feiner %ol- 
ftredung, fo Tann audy von Bollitredungsverjährung keine Rede fein. Immer⸗ 
hin verjähren der Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte und bie Polizeir 
aufficht infofern, als die in den 88 35. 36. 38 beftimmten Friſten verftreicen. 

2. Die Berjährbarleit des Berweijes wird vom Gefege nicht bejonders ausge 
ſprochen. Wenn aber irgendwo, fo ift hier die Analogie am Plage, fo daß mi: 
der herrichenden Lehre Verjährung binnen zwei Jahren anzunehmen ift. 

3. Über die Verjährung der Gefamtftrafe f. $ 74 IV. 
1V. Wegen der vor dem StGB erfannten Strafen |. $ 2 IV 5. 


$ 71. 


Die Nollftredung einer wegen derfelben Handlung neben einer Frei⸗ 
heitzitrafe erfannten Gelditrafe verjährt nicht früher, als die Vollitredung 
der Freiheitsſtrafe. 


I. An einzelnen fällen fann wegen derjelben Handlung auf Freiheitsſtrafe und 
Geldſtrafe kumulativ erfannt werden. Dabei würde es an ſich möglich ſein, 
daß die Vollſtrekungsverjährung für die Geldſtrafe kürzer wäre als für die Freiheits⸗ 
ſtrafe. 3. B.: e8 wird jemand wegen Betrugs ($ 263) zu einer Gefängnisitrafe von 
1 Monat (Berjübrungsfrift 5 Jahre) und zu einer Geldfirafe von 150 Mark (Ber 
jährungsfrift 2 Jahre) verurteilt, $ 71 beftimmt nun, daß die Geldftrafe nicht früher 
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als die Freiheitsſtrafe, in bem mitgeteilten Falle mithin erſt nad 5 Jahren verjährt. 
Der umgelehrte Fall, daß die Verjährungsfriſt für die Geldftrafe länger ift als für 
Die Freiheitsitrafe, wird vom Geſetz nicht erwähnt. 3. B. Verurteilung auf Grund 
des $ 302d zu Gefängnis von einem Jahr (Berjährungsfrift 5 Jahre) und zu Geld» 
Krafe von 15000 Mark (Berjährungsfrift 10 Jahre). Es ift daher jehr wohl möglich, 
Daß die Freiheitsſtrafe wegen eingetretener Verjährung nicht vollfiredt werden darf, 
möährend die Geldftrafe noch vollfiredbar ift. In diefen Fällen mit Binding 1 855, 
Srundrig 309, Olsh.⸗Zweig. 1, Rud.⸗Stengl. 2 die Berjährungsfrift der Freiheitäftrafe 
nad der der Geldſtrafe zu bemefjen, ift nicht gerechtfertigt. 

oO. $ 71 erfordert Verurteilung wegen derjelben Handlung, findet alſo feine 
Anwendung, wenn in demjelben Urteil wegen der einen Tat auf Freiheitsſtrafe, wegen 
ber andern auf Geldſtrafe erfannt wird. 


$ 72. 


Jede auf Vollſtreckung ‚der Strafe gerichtete Handlung derjenigen 
Behörde, welcher die Vollitredung fobliegt, fowie die zum Zwecke der 
Vollſtreckung erfolgende Feſtnahme des Verurtheilten unterbricht die Ver⸗ 
jährung. 

Nach der Unterbrechung der Vollitredung der Strafe beginnt eine 
neue Verjährung. 


I. Die Etelle betrifft die Unterbrechung der WBollfiredungsverjährung. Wie 
bei der Berfolgungsverjährung können audy bier Unterbrechungshandlungen wieder» 
bolt vorgenommen werden mit der Wirkung, daß die Berjährungsfrift von neuem 
zu laufen beginnt (Abf. 2) und zwar mit dem Tage, an dem die Unterbrechungs⸗ 
bandlung vorgenommen wurde. Vergl. $ 67 II. Die neue Berjährungsfrift kann 
auf3 neue unterbrochen werden. Während aber die Unterbrechung der Verfolgungs«» 
verjährung nur durch richterliche Handlungen bewirkt wird, ift die Unterbrechung 
der Bollfiredungsverjährung Sache der Bollftredungsbehörde. Zur Bollftredung 
it nah StPO 8 483 die Staatsanwaltſchaft berufen, doch kann fie in jchöffen- 
gerichtlichen Sachen landesrechtlich auch den Umtsgerichten Übertragen werden. Außer⸗ 
dem Haben in gewillem Umfange Berwaltungsbehörden das Recht der Bollftredung. 
3. B. 8 46 des Gejehes über das Poſtweſen. Bergl. ES 5. StPO 8 6. 

I. Beftritten find folgende Fragen: 

1. Wird die Bollftredungsverjährung nur durch Handlungen der in concreto zur 
Bollitredung berufenen Behörde oder auch durch die anderer Bollitredungsbe- 
börben unterbroden? Die Frage wird im erfteren Sinne zu enticheiden fein, da 
die zu & 68 II 1 angeftellten Erwägungen bier nicht plaßgreifen, auch der Wort» 
laut des Geſetzes dieſe Antwort fordert. Ebenjo Olsh.Zweig. 2, a. A. Nüd.» 
Stengl. 1. 

2. Wird die Vollitredungsverjährung nur unterbrochen durch die von der Boll» 
ftredungsbehörde jelhft oder auch durch die in ihrem Auftrage oder auf ihr Er- 
ſuchen vorgenommenen Handlungen anderer Organe und Behörden? In legterem 
Sinne zu beantworten. Denn „mas mittelbar geſchieht, gilt ftet3 dem unmittel- 
bar Getanen glei”. So Rüd.-Stengl. 5. Weſentlich übereinftimmend aud) 
Olsh.⸗Zweig. 3. 

LI. Ebenſo wie richterliche Unterbrechungshandlungen der Berfolgungsverjährung, 
müſſen auch die zur Unterbrechung der Vollſtreckungsverjährung führenden Handlungen 
eine beſtimmte Tendenz haben, und zwar bier die Tendenz, die Vollſtreckung der 
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Strafe herbeizuführen. Daher feine Unterbrecjung der Verjährung, wenn Die Staat? 
anmwaltichaft ein Gefuh um Wiederaufnahme des Verfahrens zu Gunftern Des Ber- 
urteilten anbringt, oder wenn fie ein Gnadengefuh befürwortet. Wohl aber Unter: 
bredyung bei Aufforderung zum Strafantritt, Erlaß eines Steckbriefs, Befcheidung 
eined Geſuchs um Friftbemilligung zum Strafantritt. Wirb von der StaatSanmait- 
Ihaft eine richterliche Entjcheidung über die Zuläfligfeit des Strafvollſtreckung oder 
zum Bmede ber Auslegung des Strafurteils herbeigeführt (StPO 8$ 490 ff.), fo fann 
zwar der ftaatsanwaltichaftlicye Antrag unterbrechende Wirkung haben, nicht aber die 
richterliche Entſcheidung. 

IV. Ausdrüdlid) jagt das Gefet, daf die zum Zwecke der Vollſtreckung erfolgende 
Feſtnahme des Verurteilten die Vollſtreckungsverjährung unterbreche. Dies gilı 
auch dann, wenn die Feſtnahme nicht durch die Vollſtreckungsbehörde ſelbſt oder nicht 
in deren Auftrag erfolgt. Die Unterbrehung dauert in diefem Falle jo lange wit 
die Feſthaltung. Private find allerdings nicht zur Vollftredungsfeftnahme befugt: 
ebenfo Olsh.⸗Zweig. 7, Meyer⸗-Allf. 270. 

V. Alle Vollſtreckungshandlungen unterbredden die Verjährung nur bezüglich ber 
Strafe, auf welche fie fi beziehen. 


Sünfter Abfdnitt. 
BZufammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen. 


$ 73. 


Wenn eine und diefelbe Handlung mehrere Strafgejege verlekt, jo 
fommt nur dasjenige Geſetz, welches die fchwerjte Strafe, und bei un 
gleichen Strafarten dasjenige Geſetz, welches die ſchwerſte Strafart an— 
droht, zur Anwendung. 








1. Die Idealkonkurrenz ald Verbrechendfonfurrenz. — Unter Umjtänden wird 
die Tragweite einer Handlung nur durch mehrere rechtliche Geſichtspunkte erichöpft 
Dies trifft namentlich zu: 

"1. wenn die einheitliche körperliche Tätigkeit mehrere gleihartige reale 
Erfolge herbeiführt, 5.8. ein Schuß tötet eine Berfon, verlegt eine andere und 
jertrümmert eine Fenſterſcheibe (8% 211. 223a. 303); 

2. wenn die einheitlidye körperliche Tätigkeit nur einen realen Erfolg ber 
beiführt, dieſer aber inrehtliher Beziehung mehrfach zu würdigen ift; 

3. B. gewaltjamer Beifchlaf mit der verheirateten Schwefter (8 172. 173. 177). 

Nach der Ausdrudsweife des $ 73 find in derartigen Fällen „mehrere Gefege 
verlegt”. Die herrſchende Lehre verfolgt diejen Gedanken Eonftruftiv weiter, indem 
fie eine Mehrheit von Berbredhen, begangen durch eine Handlung, an 
nimmt und diefe Art des Zuſammentreffens al8 Ide alkonkurrenz bezeichnen. 
Temgemäß würden im erjten Falle Mord, Körperverlegung und Sachbeſchädigung, 
im zweiten Ehebrud, Blutihande und Notzucht konkurrieren. Zur Annahme einer 
Handlung genügt die Gleichzeitigkeit nicht. Wer gleichzeitig mit ber rechten Hand die 
eine, mit der linten Hand die andere Perſon verlett, tut dies durch mehrere Hand 
lungen. Olsh.⸗Zweig. 2, Meyer⸗Allf. 330, E 32 137. Näheres über das Weſen ber 
Handlungdeinheit $ 74 V. 

Il. Abweidyende Auffafiung (Geſetzeskonkurrenz). — Im Gegenjaß zur herr: 
ſchenden Lehre wird Die Frage, ob durch eine Handlung mehrere Berbredgen 
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begangen werden können, verneint von d. Liſzt $ 56, Hiller Gerſs 82 195 ff., Heinemann, 
Die Lehre von der Idealkonkurrenz (1893), Wachenfeld 258, derfelbe, Theorie der 
Verbrechenstonfurrenz (1893), Höpfner, Einheit und Mehrheit der Verbrechen (1901) 
Bei. 159 ff. Diefe Schriftiteller leugnen den Begriff der Idealkonkurrenz als Ber» 
b rechenskonkurrenz und betrachten die hierber gehörigen Fälle unter dem Geſichts⸗ 
punkte einer Geſetzes konkurrenz. Sie gehen dabei meift von dem Sage aus, daß 
Das Verbrechen Handlung fei. Hieraus Tann jedoch unmöglich gefolgert werben, 
Dat die Zahl der Handlungen mit der ber Verbrechen identijch fein müßte. Ver 
Feblſchluß Liegt in der Bertaufhung don Subjeft und Prädikat. Ebenſowenig ift das 
gelegentlich von Heinemann verwendete Argument zutreffend, daß eine Handlung 
(3. B. der eine Beifhlaf) nur zur Konftrultion eines Verbrechens benupt werden 
Fönne. Ein Würfel bat ſechs quadratiiche Flächen, obwohl jede Kante bei zwei 
Quadraten mitgezählt wird. Bezeichnet man eine Handlung als Verbrechen, jo be- 
deutet daS, daß fie in concreto einen Tatbeftand erfüllt, den das Geſetz in abstracto 
ımter Strafe ftellt. Es ift nicht abzujehen, weshalb nicht dur eine Handlung 
folder Zatbeftände mehrere erfüllt und damit mehrere Verbrechen begangen werden 
fönnten. Bergl. Berner 295: „Eine Handlung enthält die Merkmale mehrerer Ver⸗ 
brechen“. Ühnlic Freudenthal, Die notwendige Teilnahme an Verbrechen (1901) 
567. Gegen v. Liſzt auch Beling, L. v. ®. 304. 306 ff. Yür die herrſchende Lehre 
ſprechen die überſchrift des Abfchnittes (ſ. jedoch Freudenthal a. a. DO. 58), die ganze 
igitematifche Stellung des $ 73 und bejonders die praftifchen Konſequenzen (ſ. u. V). 
II. Arten der Idealkonkurrenz. — Die Idealkonkurrenz ift entweder eine 
gleigartige oder eine ungleihartige, je nachdem die konkurrierenden Delikte 
gleichartig oder ungleichartig find. Tas Geſetz berüdjichtigt ausdrücklich nur die 
legtere, daher ift die rechtliche Behandlung der erfteren beitritten. Denkbar ift die 
gleichartige Idealkonkurrenz nur dann, wenn die Handlung mehrere reale Erfolge 
gleiher Art Hat, 3. B. ein Schuß tötet, ein Wort beleidigt mehrere Perſonen. 
1. dv. Buri, Einheit und Mehrheit der Verbrechen (1879) 108 nimmt wegen der Mehre 
heit der Kaufalitäten auch mehrere Handlungen und darum Realkonkurrenz 
(8 74) an (legtere8 auch) dann, wenn die mehreren realen Erfolge ungleicher Art 
find; 3. B. ein Stich befchädigt den Rock und verlegt den Träger; dagegen 
€ 21 65). Indeſſen können unmöglid;) mehrere jelbftändige Handlungen im 
Einne de3 $ 74 angenommen werden. 
2. dv. Rifzt und die übrigen unter II angeführten Echriftiteller, denen fich in dieſer 
Beziehung Meyer-Alf. 355 anfchließen, leugnen, daß Die fog. gleichartige Ideal⸗ 
konkurrenz überhaupt Konkurrenz ſei. Verbrechenskonkurrenz fei fie deshalb nicht, 
weil durch eine Handlung niemals mehrere Verbrechen begangen werben könnten, 
Geſetzeskonkurrenz nicht, weil nur ein Gejeg in Frage ftehe. 
3. Herrichende und richtige Lehre: der Umftand, daß eine Handlung mehrere Er» 
folge Hat, ift nicht geeignet, fie zu einer Mehrheit von Handlungen zu machen. 
Sind die mehreren Erfolge gleihartig, fo ift $ 73 analog anzumenden, d. h. 
feine Häufung von Strafen, jondern nur eine Strafe, die nicht Über dag Mis- 
nimum binauszugehen braucht. E 2 255, AR 8 149. Bon diefem Sage madt 
indejlen die herrichende Lehre zwei gänzlih ungerechtfertigte Ausnahmen: 
a) Wird durh eine Handlung zur Begehung mehrerer Delikte angeftiftet oder 
Beihilfe geleiftet, jo fol Nealtonfurrenz vorliegen. E 5 227. 8 153. 88 26. 
Tagegen Kohler 116ff., v. Liſzt $ 52, Olsh.⸗Zweig. 19, Frank ZEtrW 14 
972, Höpfner a. a. O. 184 ff. 

b) Rebrereineiner Cchriftenthaltene Delikte follen im Verhältnis der Realkonkurrenz 
ſtehen. R 8 305, E 21 276. 33 46. Dagegen Olsh.Zweig. 19, Höpfner 
a. a. D. 184ff., Meyer:Allf. 356, Binding 1 581: „Die eine Handlung im 
Sinne bes $ 73 ift Die Ausgabe des Breßerzeugnifjes, die Abgabe des Briefes“. 

Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 11 
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Neuerdings hat aud das RG (E 34 134) in einem derartigen Galle Ideal⸗ 
konkurrenz angenommen. Es jcheint nunmehr die Enticheidung zwiſchen deal» 
und Mealtonfurrenz davon abhängig machen zu wollen, ob die betr. Außer 
ungen in der Trudichrift räumlich verbunden oder getrennt auftreten. 


IV. Das firengfte Gefeg. —.$ 73 Schreibt für die ausdrüdlid von ihm be 
bandelten Fälle der ungleichartigen Idealkonkurrenz dor, daß nur ein Geſetz und 
zwar, kurz gejagt, das ftrengfte Anwendung finden folle.. Dies ift aber dasjenige, 
das die ftrengfte Strafe „androht“, d.h. zuläßt. Maßgebend find dabei in erfer 
Linie die angedrohten Hauptitrafen. Die Nebenftrafen kommen erft dann in Bes 
trat, wenn eine Vergleichung der Hauptitrafen zu feinem Ergebnis führt. Ye 
denflih € 82 439. Im übrigen ift zu unterjcheiden: 

1. die angedrohten Strafen jind gleichartig. Hier ift das Gejeg mit dem 
höheren Maximum felbft dann das ftrengere, wenn es ein niedrigere8 Minimum 
hat als das fonturrierende. gl. 3. B. 88 156 und 263. Ebenjo die herrſchende 
Lehre und E8 84; 

2. die angedrohten Strafen find ungleihartig. Hier ift dasjenige Geſetz 
das ftrengere, welches die jchwerfte Strafart zuläßt. Abſtufung: Todesſtrafe — 
Zuchthaus — Gefängnis — Feſtung — Haft — Geldftrafe — Verweis. Selbit 
die allerdings haarfträubende Konfequenz, daß ein Tag Gefängnis ſchwerer ijt 
als das Marimum der Feitungäftrafe, wird fich angefichtS des $ 21 kaum ab- 
lehnen laffen. Ebenſo Häljchner 1 685, Olsh.⸗Zweig. 27. 

V. Erflufivität des ftrengiten Geſetzes. — Sit hiernach entjchieden, melde: 
Geſetz das ftrengite ift, jo ift lediglich Diefes anzumenden. Ein Geſetz anwenden heist 
aber die darin feltgejeßten Rechtsfolgen augsfprechen. Aus 8 73 darf daher nicht ge 
folgert werden, daß auch die Schuldigfprechung lediglich auf Grund des ſchwereren 
Gefeges ftattzufinden Habe. Am Gegenteil ift der Richter verpflichtet, im 
Urteilstenor den Angellagten wegen aller fonturrierenden Delikte 
ſchuldig zu erflären. Bon praftiicher Bedeutung ift die ausdrüdliche Verurtei⸗ 
Iung wegen des minder ſchweren Delikts deshalb, weil fie geeignet ift, eine Rüdfalld 
frrafe zu begründen. 3.8. Idealkonkurrenz zwifchen jchwerer Urkundenfälſchung und 
Betrug ($$ 268. 263, vgl. $ 264). So die herrichende Lehre. ©. bei. Beling, 2. v. V. 
807 und E 18 193 (mit der Ausführung, daß in der aus dem firengeren Gefete ent: 
nommenen Bejtrafung Die megen des leichteren Delikts mitenthalten fei) und E 27 $t. 
A. 9. v. Liſzt und Heinemann vom Standpunlte ihrer unter II charatterifierten Auf 
faffung der Idealkonkurrenz aus, während Wachenfeld im Ergebnis wefentlich mit 
der herrſchenden Lehre übereinftimmt. 

Dagegen zeigt fich dic jog. Erklufivität des ftrengeren Geſetzes darin, daß die 
Strafe lediglid) aus ihm zu entnehmen ift. Es wird ſomit das Abforptionsprinzip 
janttioniert (poena maior absorbet minorem). Jede Kombinierung der Gejege it 
unzuläffig.e Wenn daher das in der Hauptitrafe mildere Gefeh eine Nebenftrafe ar 
droht, die dem ftrengeren unbelannt tft, fo darf auf dieſe Nebenftrafe nicht erfannt 
werden. E 4 218. 5 420. 6 180. 10 206, AMG 8 79. (Im praftifchen Ergebnis 
find die angeführten Entjcheidungen des RG deshalb bedenklich, weil fie das Gebiet 
der Nebenitrafen zu weit ausdehnen. ©. Borbem. 3. 1. Abſchn. I. II und unten VI) 

VI. Ausnahmen von der Erflufivität des ftrengften Geſetzes. — Der Grund 
fag ber erflufiven Anwendung des jtrengeren Geſetzes erleidet Ausnahmen. 

1. Wenn zufolge einer mangelnden Prozeßvorausjegung Die Anwendung Des firengeren 
Geſetzes ausgeſchloſſen ift, jo kommt lediglich da8 mildere zur Anwendung. Wird 
bei Idealkonkurrenz von Beleidigung und grobem Unfug megen der erfteren fein 
Strafantrag geftellt, jo ift nicht nur die Echuldigipredhung, fondern aud die 
Beitrafung auf den groben Unfug zu beſchränken. Umgekehrt entfällt Die Schuldig⸗ 
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iprehung wegen bes leichteren Delikts, wenn etwa dieſes, aber nicht das ſchwerere 
verjährt ift. 

. Die ſtrenge Wortauslegung würde die Erflufivität des ftrengeren Geſetzes auch 
infofern verlangen, als das mildere Gejeh neben der Strafe auch andere Delikts⸗ 
iolgen tpolizeilihe Maßregeln oder etwa Buße) zuläßt. Die biftorifche 
Snterpretation führt jedoch zu den Ergebnis, daß der Grundſatz des & 73 fich 
ausſchließlich auf die Strafe bezieht und die alte Streitfrage der Abjorption 
oder Kumulation entjcheiden fol. Daher läßt die berrfchende Lehre die Ans 
wendung des milderen Geſetzes neben dem ftrengeren injoweit zu, als es Neben» 
folgen des Delikts androht, die nicht unter den Begriff ber Strafe fallen. 
E 12 223 (bezüglich der Buße). Vergl. R 8 330 und Borbem. 3. 1. Abſchn. J. 
Ungeredhtfertigt ift Dagegen die von manden, 3. B. Olsh.⸗Zweig. 34, Hälfchner 

1 656 aufgejtellte Behauptung, das mildere Gejeg jei injofern zu berüdfichtigen, als 

aus ihm eine obligatorische Straferhöhung zu entnehmen fei. Vielmehr kann aud 

auf die Minimalftrafe des ftrengeren Gefetes erfannt werden. E 18 19. ©. aud 

Reyer-Alj. 358. Dies muß jelbft dann gelten, wenn die Minimalftrafe des ftrengeren 

Geſetzes niedriger iſt als die des milderen. ©. vo. IV 1. Ga, es muß jogar als 

zuläſſig erachtet werden, daß der Richter aus dem ftrengeren Gejege eine wahlmweije 

angedrohte mildere Strafe entnimmt, die dem fonft milderen nicht befannt ift, 3. ©. 

bei Konkurrenz von faljcher Verfiherung an Eidesitatt ($ 156) mit Betrug ($ 263) 

auf Geldftrafe ertennt. Vgl. & 316. 


VI. Scheinbare oder unechte Idealkonkurrenz („Geſetzeskonkurrenz“). — 
Sn einer Reihe von Fällen iſt Die Idealkonkurrenz nur fcheinbar vorhanden. Wann 
died zutrifft, wird fich faum in einer allgemeingiltigen Regel ausdrüden laffen. Es 
bedarf ftetS einer Auslegung der einzelnen in Betracht kommenden Gejepe. Ziemlich 
erihöpfend aber wird die Hervorhebung zweier Gruppen von Fällen jcheinbarer 
Idealkonkurrenz fein. 

1. Bei ber erften Gruppe fällt die Handlung zwar unter mehrere 
Geſetze, enthält aber nur den Tatbeftand eines Delifts, weil die 
mehreren Gefete jelbft nicht mehrere Deliktätatbejtände, fondern nur Modifika⸗ 
tionen desfelben Tatbeftandes enthalten. Dies gilt: 

a) für das qualifizierte und das privilegierte Delikt im Verhältnis zu 
dem Normalfall. Wer 3.8. mitteld Einfteigens ftiehlt, begeht nur einen 
Diebitahl, mag ſich auch feine Handlung nach zwei Gejegesitellen ($$ 242. 243 
Rr. 2) beurteilen; 

b) wenn in bderfelben Handlung mehrere Strafichärfungss oder mehrere Straf⸗ 
milderungsgrände zuſammentreffen 4. B. $ 223a und $ 224 — $ 157 Nr. 1 
und Nr. 2). Hierfür hat man gelegentlidh den Ausdrud „Konkurrenz von 
Berbrechenselementen“ vorgeichlagen. Beim Zujammentreffen nıehrerer Strafe 
Ihärfungsgründe ift für die Beftimmung der Strafe derjenige maßgebend, 
welcher die fchwerite, beim Zuſammentreffen mehrerer Strafmilderungsgründe 
derjenige, welcher die mildefte Strafe zuläßt. Konkurrieren Etrafichärfungs- 
und Strafmilderungsgründe untereinander (3. B. 88 213 und 215 oder $$ 243 
und 247), jo ilt das Verhältnis der konkurrierenden Gefegesftellen im Wege 
der Auslegung zu ermitteln, ohne daß dieje dur $ 73 gebunden märe. 
Durchaus übereinftimmend Binding, Grundriß 142/3, Meyer-Alf.352, E12 164, 
während Olsh.⸗Zweig. 21 im Gegenjag zur herrichenden Lehre beim Zuſammen⸗ 
treffen mehrerer Etrafihärfungsgründe Idealkonkurrenz annehmen. 

2. Bei der zweiten Gruppe fällt die Handlung nur jheinbar unter 
mehrere Gefege, weil die Anwendbarkeit des einen die Des andern 
ausſchließt. Dies trifft zu: 


mb 


11* 
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a) in den fällen der Spezialität. Stehen zwei Gefege im Verhältnis der lex 
specialis zur lex generalis, jo gilt nit $ 73, fondern ver Sat: lex specialis 
derogat legi generali. Ein Fall der Spezialität ift aber gegeben: 

a. wenn aus dem normalen Deliftötatbeftande ein Krei8 von Fällen aus- 
gefondert und zum del. 8. g. gemacht wird. 3.8. & 242 und 8 370 Rr. 5; 
8 267 und 8 368; 88 211. 212. 226 einerjeitS und & 206 anberjeits; 

ß. wenn durdy Bereinigung mehrerer Deliftstatbeftände ein zujammen- 
gejegtes Delift gebildet wird. 3. B. 88 240. 242 einerjeit3 und $ 249 
anderjeits; 

y. wenn der Tatbeftand des einen Delikts bet dem andern als Strafichärfungs«- 
grund verwendet wird. 3. B. 88 223 und 251. Doc ift bei Anwendung 
dieſes Satzes PVorficht geboten. Wird nämlidy nur der objektive Tatbeftand 
eines Delikts bei dem andern als objektiver Straffchärfungsgrund verwertet, 
fodaß ein durch den Erfolg qualifiziertes Delikt vorliegt, jo ift Ideal⸗ 
fonturrenz möglich, 3. B. zwiſchen 88 211 und 307 Nr. 1. Bergl. darüber 
Borbem. 3. 16. Abſchn. d. 2. TIS.; 

b) in den Fällen der Subjidiarität. (Dieje können auch den Ausſchluß von 
Realkonkurrenz bewirken und haben 3.2. nur für diefe Bedeutung). Stehen 
mehrere Gejete im Verhältnis der Subfidiarität, fo gilt nit $ 73, fondern 
der Sat: lex primaria derogat legi subsidiariae. Das Subjidiaritätsper- 
hältnis wird vielfady ausdrüdlich hervorgehoben. 3. B. 88 49a. 207. 3538, 
aber audy $ 43 („wenn das beabfichtigte Berbreden uſw. nicht zur Musführung 
gefommen iſt)“. Berjuchtes und vollendetes Delitt fönnen daher niemals in 
einer Handlung fonfurrieren. Bedenklich deshalb die vielfady, jo auch von 
E 15 281, vertretene Anjicht, daB, wenn ein Diebitahl mittels Erbrechens von 
Behältnifien verſucht, alsbald aber ohne diefes Mittel vollendet wurde, Ideal⸗ 
konkurrenz zwiſchen verſuchtem ſchweren und vollendetem einfachen Diebftahl 
vorliege ; dagegen auch Köhler, Die Grenzlinien zwiſchen Idealkonkurrenz und 
Geſetzeskonkurrenz (1900) 71; vergl. ferner Binding 1 547; dafür aber Olsh.⸗ 
Zweig. 18. — In andern Fällen ift das Subjidiaritätsverhältnis, ohne aus⸗ 
drüdiich hervorgehoben zu jein, in der logifchen Beziehung der Gefege zu 
einander begründet. Hierher gehören fulgende Fälle: 

a. Wenn ein Gejeg ausnahmsweiſe eine bloße Borbereitungshandlung 
für ftrafbar erklärt, jo findet e3 feine Anwendung, fall3 die Handlung in das 
Stadium des Verſuchs eingetreten, oder wenn es vollendet worden ift. Daher 
ift Konkurrenz zwiſchen den Delikten aus $ 201 und 8 205 ausgejdlofien. 

ß. Wenn im Geſetz ſchon die Gefährdung eines Objekts mit Etrafe bedroht, 
fo iſt e8 fubfidiär gegenüber demjenigen, welches die Verlegung besfelben 
Objekts pönalifiert. Hat die im 8 368 Nr. 5 behandelte Übertretung eine 
Branditiftung zur Folge, jo wird nur wegen diejer leßteren beftraft. In⸗ 
deſſen läßt fich diefer Sag nicht ohne erhebliche Einfchränkungen durchführen. 
Zunächſt ift zu beachten, daß, wenn das Geſetz eine Handlung wegen ihrer 
Gefährlichkeit für unbeftimmte Objelte mit Strafe bedroht, das in ihr 
liegende Gefährdungsdelift mit dem Berlegungsdelifte konkurrieren Tann. 
3.8. 8 366 Nr. 2 mit 8 230. Denn ber gemeingefährlide Charakter 
der Handlung findet in der Beftrafung wegen der Berlegung eines einzelnen 
Objekts feinen Ausdrud. Eodann fann ſich die Möglichkeit einer Konkurrenz 
zwiſchen Gefährdungs» und Berlegungsdelitten aus der genaueren Regelung 
ergeben, die fie im Gejeß erfahren. Wenn 3. B. $ 366 Nr. 6 das Hegen von 
Hunden auf Menfchen ohne Antrag für ftrafbar erklärt, jo muß diefe Stelle 
auch) dann anwendbar fein, wenn der Hund gebiflen, der Hetzende aljo eine 
Körperverlegung begangen hat. Vergl. über die Frage bei. Köhler a. a. O. 83. 
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y. Regelmäßig werden auch die Strafporfchriften gegen Anftiftung unb Beis 
hilfe als ſubſidiär gegenüber den die Täterſchaft betreffenden bezeichnet. 
Doch folgt Hier der Ausichluß der Konkurrenz (tdealer wie realer) jchon 
daraus, daß Anitiftung und Beihilfe nur zu der Tat eines andern in Be 
tradht fommen. E 26 198. Dagegen muß allerdings angenommen werben, 
daß die Strafvorfchriften gegen Beihilfe zurfdtreten gegenüber den gegen 
die Anftiftung gerichteten. Denn ebenfo wie der Täter begeht auch ber Teils 
nehmer nur eine ftrafbare Handlung, wenn er mehrere Bedingungen zu 
demjelben Erfolge jest. Diefer Analogiefhluß ift unabweisbar. Ebenfo 
Die meilten. ©. bei. Frendenthal a. a. O. (vo. II) 76ff. Abweichend jedoch 
DISh.- Zweig. 18, welche Idealkonkurrenz zulaffen. Mit Recht aber ftellt jetzt 
E 33 401 den fchon längſt von v. Liſzt $ 53 vertretenen Sat auf, Daß bei 
mebrfadher Beteiligung einer Berjon an demjelben Delift ftet3 
nur diejenige TZeilnahbmeform in Betradt fommt, welde die 
ihwerjte Strafbarteit ergibt. ©. auch E 27 273. 36 25, ARME 
8 244. — Nur fcheinbar ift die Idealkonkurrenz ferner 

c) in den Fällen der Konſumtion. Diefe ift hauptſächlich in zwei Fallen an⸗ 
zunehmen: 

e. wenn das eine Delikt ein begrifflidh notwendiges Durchgangsſtadium 
für ein anderes bildet. In diefem Berhältniffe ftehen Körperverlegung und 
Tötung (Konfumtion des voraufgehenden Delift$ durch das folgende). 
Übrigens ift die Abgrenzung diefer Fälle von denen der Spezialität fläffig. 
Bejonderd fann man die oben VII 2 a 3 erwähnten zujammengefegten 
Delikte aud) hierher rechnen; 

8. wenn eine fpätere Handlung lediglich ZTeiläußerung einer Schuld ift, 
Die ſchon zum Tatbeftande eines voranfgehenden Delift8 gehört (Kon» 
fumtion des folgenden Delikts durch das voraufgehende). Eignet fich z. B 
der Dieb die geftohlene Sache nachträglich wirklich zu, jo fann er nicht noch 
befonders wegen Unterſchlagung beftraft werden; ebenjowenig wegen Sach—⸗ 
beichädigung, wenn er die geſtohlene Sache zeritört; noch auch wegen Ber- 
legung des Briefgeheimniffes, wenn er den geftohlenen Brief erbricht. Das 
Entiprecyende gilt, wenn der Sachbefchädigung uſw. eine Unterfchlagung 
vorausgegangen if. Aus dem gleidhen Grunde macht ji der Wilderer 
durch Veräußerung des erlegten Wildes feiner Unterfchlagung ichuldig. (Selbſt⸗ 
verftändlicy kann diefe Frage nur auftauchen, wenn man annimmt, daß der 
Wilderer durch die Befigergreifung das Eigentum für den Sagdberechtigten 
erwirbt. Bergl. BGB $ 958). Bei Einlöjung eines durch Unterfchlagung 
gegenüber einem Indoſſatar erlangten Wechſels hat demgemäß E 38 192 
nur deshalb Realkonkurrenz mit Betrug angenommen, weil der Aus fteller 
der Beichädigte fei. Vergl. auch 8 265 und Beling 2. v. V. 247 ff. 

Einen eigenartigen Fall der Konfumtion enthalten 88 205. 206 injofern der Zwei⸗ 

fampf die Tötung und die Körperverlegung aufzehrt. 

-Bei fcheinbarer Idealkonkurrenz gilt die Erflufivität eines Gejeges noch firenger 
als bei der echten. Bergl. Borbem. III. 3. 17. Abfchn. d. 2. Tis. — Über die ganze, 
ihr beſtrittene Lehre ſ. außer dem Bitierten bei. noch Binding 1 349, Bflaum, Über 
Geſetzeskonkurrenz (1898), Rofenfeld, Die Nebenktlage (1900). 


$ 74. 


Segen denjenigen, welcher durch mehrere jelbitändige Handlungen 
mehrere Verbrechen oder Vergehen, oder dasjelbe Verbrechen oder Ver⸗ 
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gehen mehrmals begangen und dadurch mehrere zeitige Freiheitsſtrafen 
verwirft Hat, ift auf eine Geſammtſtrafe zu erfennen, welche in einer Er— 
böhung der verwirkten jchwerjten Strafe beiteht. 

Bei dem Zufanmentreffen ungleichartiger Freiheitsſtrafen tritt dieſe 
Erhöhung bei der ihrer Art nach ſchwerſten Strafe ein. 

Das Maß der Geſammiſtrafe darf den Betrag der verwirkten Einzel 
Itrafen nicht erreichen und funfzehnjähriges Zuchthaus, zehnjähriges Ge— 
fängniß oder funfzehnjährige Feſtungshaft nicht überjteigen. 

L Weſen der Nealkonkurrenz im allgemeinen. — Die Realfonkturrenz teilt 
mit der Idealkonkurrenz die Einheit des Täters und die Mehrheit der Delikte. Während 
aber bei der Idealkonkurrenz die mehreren Delikte durch eine Handlung begangen werden, 
fordert die Realkonkurrenz gerade umgefehrt mehrere und zwar jelbftändige Hand- 
lungen, die entweder einheitlich abgeurteilt werden (& 74) oder doch einheitlich hätten 
abgeurteilt werden können ($ 79). Ebenjo wie die Idealkonkurrenz ift Die Realkon⸗ 
furrenz enimeder eine gleichartige oder eine ungleichartige. Über nur ſchein— 
bare Realkonkurrenz ſ. u. V. 

I. Rechtliche Behandlung der Realkonkurrenz. — Die Fälle der Realkonkur⸗ 
ren; werden in Gegenjage zu denen der Idealkonkurrenz niemal3 nad den Abjorp= 
tionsprinzip, fondern grundjäglic nad) den (wenn aud) gemilderten) Kumulatione- 
prinzip behandelt, d.h. Die verwirkten Einzelitrafen werden einfach addiert. Qnot 
delicta tot poenae. Ausnahmsweije findet jedoch dag Asperationsprinzip Anwen: 
dung, beftehend in der Verjchärfung der ſchwerſten Einzelftrafe, nämlidy dann, wenn 
mehrere gleichartige oder ungleichartige Berbrechen oder Vergehen fonkurrieren 
und dadurch mehrere zeitige yreiheitsitrafen verwirkt find. Bon den Delikten 
ftehen alfo die Übertretungen und von den Strafen Todesftrafe, Geldftrafe und Ber- 
weiß immer unter der Herrihaft des Kumulationsprinzips, und auch bei der Kon 
furrenz mehrerer wegen Verbrechen oder Bergehen erfannter zeitiger Freiheitsſtrafen 
fehrt in den Fällen der 8% 75. 77 die Ausnahme zu der Negel des Kumulatious⸗ 
prinzips zurüd. Können audy die Fumulierten Strafen nicht immer ſämtlich voll: 
ftredt werden, jo hat ihre Berhängung dod) infofern Bedeutung, als in ihr ein Wert- 
urteil über die Delikte zum Ausdrude fommt. 

IL Das Asperationsprinzip insbejondere. — Soweit das Asperationsprinzip 
gilt, wird es in der Art ausgeübt, daß die jämtlichen konkurrierenden Delikte mit 
einer Strafe abgetan werden. Daher Geſamtſtrafe. Der für dieſe zuläffıge 
Rahmen wird in folgender Weife beftimmt. 

1. Minimum. Das Gericht hat fich zunächft darüber jchlüjjig zu machen, wegen 
welches der fonkurrierenden Delikte die ſchwerſte Strafe (nicht angedrobt, fondern) 
verwirkt ift (Perfonen unter achtzehn Jahren haben eine Zuchthausſtrafe nie- 
mals verwirkt. R. 1 187. Handelt es fih um mehrere auf Grund des $ 157 
Abſ. 2 ausgefprochene trafen, fo ift die frage, ob Zuchthausſtrafe unter einem 
Sabre und daher Gefängnis verwirkt ift, nad) der Höhe der Einzelftrafen zu 
beurteilen. E 81 106). Schwerfte Strafe aber iſt die der Art, bei Gleichartig- 
feit die der Dauer nad ſchwerſte. Vergl. $ 73 IV 2. Sie bildet die Einjap- 
ftrafe und muß um eine Bujagftrafe erhöht, d. h. in ihrer Dauer verlängert 
werden. Vergl. Abi. 2. Dabei ift keineswegs erforderlich, daß in der Zuſatz⸗ 
ftrafe die fämtlidyen Einzelitrafen zum Ausdrude kommen. Eind 3. B. wegen 
dreier Bergehen 1 Yahr, 2 Wochen und I Wocde Gefängnis vermwirkt, fo if es 
durchaus zuläflig, auf eine Gejamtitrafe von 1 Jahr und 1 Tag Gefängnis zu 
erfennen. Vergl Reiffel GerS 40 217ff. 
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2. Tas Marimum der Gefamtftrafe ift doppelt beftimmt: als abjolutes und als 
relatives. Als abfolute 8 darf es 15jähriges Zuchthaus, 10 jähriged Gefängnis 
oder 15jährige Feſtungshaft nicht überfteigen, al8 relatives den Betrag der 
verwirtten Einzelftrafen nicht erreihen. Sind diefe ungleichartig, fo ift das 
relative Dayimum durch Umrechnung der leichteren in die ſchwerere Strafart 
gemäß 8 21 zu beftimmen. Bei Feſtſetzung der Gejamtjtrafe kann es notwendig 
werden, die Zuhthbausftrafe unter einem Monate zu bemeſſen (Ausnahme 
von $ 19 Abſ. 2). So die herrichende Lehre. Dagegen läßt e8 diefe inkonſequenter⸗ 
weife niemals zu, daß die Gefamtitrafe nach Bruchteilen von Tagen bemefien 
werde. Bei 1 Tag + 1 Tag Gefängnis iſt Daher nad) (E 30 141 die Berhängung 
einer Gejamtftrafe unmöglich, jo daß es im ganzen bei 1 Tag fein Bewenden 
haben müfje. Das Entipredende müßte aber auch gelten bei 1 Jahr + 1 Tag 
Gefängnis. — Im übrigen dürfte e8 gleichgiltig jein, ob die Gejamtitrafe 
rechneriſch durch Erhöhung der fchwerften oder durch Reduktion der minder 
ichweren Strafen gefunden wird. A. A. Reiffel a. a. ©. 

Die Bollitredung der Geſamtſtrafe liegt nach einem Bundesratsbeichluffe v. 11./6 1885 
(Zentral. f. d. Deutiche Reich ©. 270, abgedrudt bei Binding, Grundriß 297) dem⸗ 
jenigen Staate ob, deſſen Gericht fie, ſei e3 in regelmäßiger Form, fei e8 in Form 
einer Zufaßftrafe ($ 79), verhängt bat. Vergl. dazu Verf. des preuß. Zuftizminifters 
im Zuftizminifterialbl. 1900 ©. 431. 

IV. Verhältnis der Einzelftrafen zur Gefamtftrafe. — Daß fich der Richter 
über jede Einzelftrafe (am ricdhtigften im Tenor, nicht bloß in den Gründen; a. A. 
Olsh.⸗Zweig. 11) auszuſprechen hat, ift jchon deshalb erforderlich, weil ſonſt die 
Möglichkeit einer Nachprüfung ausgeichloffen würde. NR 1 102. Auf der gleichen 
Aufjafjung beruht aud BGB 8 1680. Sehr beftritten aber it die Frage, weldhe 
Bedeutung den Einzelftrafen gegenüber der Gejamtitrafe zukommt. Nach der einen 
Anſicht jind fie nur Nechnungsgrößen. E 3 202, R7 378. Nach der andern haben 
fie jelbftändige rechtliche Bedeutung. So E 4 140. 25 297 (vereinigte Strafienate). 
36 167, Olsh.⸗Zweig. 20, Löwe⸗Hellw. zu StPO $ 372, Kap GerS 36 589. Ermwägt 
man, daß die VBeftimmungen über die Gefamtitrafe den Zweck haben, die ſich beim 
Strafvollzuge ergebenden Härten des Kumulationsprinzipg zu mildern, fo ber» 
dient die leßtere Meinung den Borzug. Vergl. auch hier BGB $ 1680. Daraus 
folgt, daß die Aufhebung des Urteil8 wegen eines ber fonkurrierenden Delikte auf 
die für daS andere beftimmte Strafe ohne Einfluß ift, Hinfichtlich dieſer alfo das 
erftinftanzielle Urteil xechtsfräftig wird. Außerdem aber muß (gegen die herrichende 
Lehre) die Konjequenz gezogen werden, daß die Bolljtredungsverjährung ($ 70) 
nicht nad) der Gejamtitrafe, jondern nach den Einzelitrafen zu berechnen und daß, 
wenn etwa die Einfapitrafe im Gnadenwege erlaflen wird, Die daneben ausgelprochene 
mildere Einzelftrafe unverfürzt zu vollziehen ift. Sind in Diefem Falle der milderen Einzel» 
trafen mehrere, jo wird es einer neuen Enticheidung gemäß StPO 8 490 bedürfen. 

V. Scheinbare oder unechte Realkonkurrenz. — Ebenſo mie die Idealkonkur⸗ 
renz ift auch die Realkonkurrenz in einer Reihe von Fällen nur ſcheinbar vorhanden, 
und zwar Tann man aucd hier zwei, allerdings ineinander übergehende, Gruppen 
unterjcheiden. 

1. Bei der erften Gruppe find mar mehrere Handlungen da, aber es 
fehlt ihnen an der Selbftändigleit. Wenn das Geſetz zur Realkonkurrenz 
mehrere jelbftändige Handlungen fordert, jo bringt e8 damit zum Ausdrud, 
daß Handlungen, zwilchen denen in ftrafrechtlicher Beziehung ein Abhängig» 
feitöäverhältnis befteht, untereinander nicht konkurrieren können. Hierher 
gehören folgende Fälle. 
a)Die eine Handlung entlehnt ihre Strafbarteit von der andern 

(ſ. o. ©. 92). Deshalb kann mit der Täterhandlung eine Teilnahbme- 
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handlung nicht in Realtonkurrenz treten. Über Ausſchluß der Idealkonkurrenz 
ſ. $ 73 VI 2by. 


b)Die mehreren Handlungen entlehbnen ihre Strafbarfeit voneiner 


dritten (ſ. 0. S 92). Deshalb können mehrere Teilnahmehandlungen untere 


einander nicht in Realkonkurrenz treten. Über Ausſchluß der Idealkonkurrenz 
. 873 VO 2by. 


Die eigene Strafbarkeit der einen Handlung wird Durd die Be— 


d) 


gehbung der andern aufgehoben. Deshalb Zonturrieren nicht unter= 
einander: die Handlung, weldye den Zatbeftand des ſubſidiären und die- 
jenige, weldye den Tatbeitand des primären Delikts erfüllt (j. $ 73 VIL2Db). 
Dies gilt namentlich für die Verfuhshandlung im Verhältnis zur Boll- 
endung. Sit diefelbe Tätigkeit Beftandteil der Ausführung mehrerer Delikte, 
fo ftehen dieje im Berhältnis der Idealkonkurrenz. 8. B.: der Dieb ver 
urſacht durch fein Verhalten beim Einfteigen einen Brand, oder der wider: 
rechtlich Feftgenommene wird in Überwindung feines Wiberftandes körperlich 
verlegt. E 25 147. Iſt Dagegen biejelbe Tätigkeit Ausführungshandlung 
nur für das eine Delikt, dagegen Borbereitungshandlung für dag andere, jo 
liegt Realtonkurrenz vor. 8. B. Diebitahl eines NRevolverd, mit welchem 
demnädjft jemand getötet wird. Ebenjo namentlid) Höpfner, Einheit und 
Mehrheit der Verbrechen (1901) 217, R8 762. Erſt recht liegt Realkonkurrenz 
vor, wenn fi) die mehreren Delifte weder in einer Ausführungs⸗ nod in 
einer Borbereitungshandlung berühren, fondern nur bei derjelben Gelegenheit 
begangen werden. Z. B. bei der Widerftandgleiftung wird der Beamte gleich 
zeitig beleidigt. E 10 53. RMG 8 300. Bergl. aud) E 80 67. 396. 31 114. 
82 137. 384. Weitergehend halten Binding 1 362. 375, Höpfner a. a. O. 233 
zur Idealkonkurrenz ſchon zeitlich nahes Zufammentreffen für genügend. ©. 
darüber auch u. d. — Ferner gehört hierher auch das Bufammentreffen von 
Handlungen, deren eine den Tatbeſtand des fonjumierten und deren andere 
den Zatbeftand des konfumierenden Delikts erfüllt. ©. $ 73 VII 2c. 
Endlih fann einer Handlung die Selbjtändigfeit Deshalb fehlen, 
weil fie fih nur als Fortjegung einer früheren darſtellt. Auf 
diefem Gedanten beruht ber Begriff des fortgeſetzten Delikts, auf deſſen 
näbere Feititellung man eine unendliche Fülle von Arbeit und Scharffinn vers 
wendet bat, ohne daß eine Übereinjtimmung der Anfichten erzielt worden wäre. 
In Wahrheit erteilt das Geſetz dem Richter nur die Vollmacht, eng zuſammen⸗ 
Hängende Handlungen nad) freiem Ermejjen als eine Handlung aufzufafien 
und daher die Grundiäge der Realkonkurrenz auf fienicht anzumenden. So ifte 
ganz naturgemäß, daß ein Dieb, ber bei Derjelben Gelegenheit demjelben Gewahr- 
jamsinhaber mehrere Sachen ftiehlt, nur wegen ei nes Diebftahls beftraft wird. 
Ebenjo naturgemäß ift es, die erit nad Buflgung mehrerer Schläge ge 
lingende Tötung als einen Mord und nicht als Konkurrenz von verſchiedenen 
DMordverfuhen und einem. vollendeten Mord aufzufaflen, oder eine Körperver⸗ 
legung durch mehrere aufeinanderfolgende Schläge doch immer nur als eine 
Körperverlegung zu betrachten. Auch bat man niemals Bedenken getragen, 
über nicht allzugroße zeitliche Differenzen zwiſchen den einzelnen Handlungen 
hinwegzuſehen. 3. 8.: ein Dieb plündert eine Billa in verſchiedenen Nächten 
aus. Namentlich pflegt eine Vereinheillihung dann zu erfolgen, wenn bie 
mehreren Handlungen unter Ausnugung desjelben dauernden Verhältniſſes bes 
gangen werden, 3. B. eine Stiefmutter das Kind täglich mißhandelt oder ein 
Diener feinem Herrn täglid) eine Zigarre entwendet. 

Obwohl es fich, wie bemerkt, um eine Frage des Ermeſſens handelt, haben 
ih in der Rechtſprechung des RG's gewiſſe Regeln ausgebildet, die ben 
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Anſpruch erheben, als Rechtsſätze refpektiert zu werden. Diefe Regeln find 
folgende: 

a. Ein fortgejetstes Delikt kann nur angenommen werben, wenn fidh die ver⸗ 
ſchiedenen Handlungen gegen basjelbe Rechtsgut wenden. & 10 58. 17 
103 (bei. 113). ft das der Fall, fo ſteht der Umſtand, daß die einzelnen 
Handlungen verfchiedenartige DeliktStatbeitande erfüllen, nicht entgegen, „ſo⸗ 
fern die frühere Tätigkeit den Durch die Natur der Sache felbft notwendig 
gemachten erften Schritt zur Wealifierung der Abſicht der Gefamthandlung 
bildet“. Deshalb nimmt E 11 955 bei einer in betrügerifcher Abficht vor⸗ 
genommenen Fälſchung von Nahrungsmitteln und fpäterer Ausführung bes 
Betrugs Idealkonkurrenz zwiſchen Nahrungsmittelgef. $ 10 Nr. 1 und 
StSB $ 263 an. Bergl. au) E 8 311. 25 101. 81 150. 88 359 und u. n. 

#- Das durch die verſchiedenen Tätigkeitsakte verlegte oder angegriffene Rechts⸗ 
gut muß eine Berlegung von quantitativ größerem oder ge» 
ringerem Maße zulaffen. E 17 1083. 

y. Der Umitand, daB ein Rechtsgut in der Berfon mehrerer Träger verlegt 
wird, fteht der Annahme eines fortgejegten Delikts nur dann entgegen, wenn 
das Rechtsgut ein höchſt perſönliches ift (Leben, freiheit, Ehre, leibliche 
Unverſehrtheit). E 18 317. 27 19. 

d. Die ſämtlichen Einzelakte müffen auf einheitlidem Vorſatz beruhen. 
E 15 23. 17 103. 23 300. 30 163. Diejes Erfordernis verfteht das zuerſt 
angeführte Urt. in dem Sinne des Entichlufles, „eine Straftat, wenngleich 
in fortgejeßter Ausführung dieſes einen, alle zukünftigen Einzelalte um⸗ 
faffenden Beſchluſſes zu verüben“. Dagegen foll fein fortgejetes Delikt 
vorliegen, wenn der Entſchluß dahin ging, „ſukzeſſiv (zu in voraus ins Auge 
gefaßten Zeiten oder bei fich bietender Gelegenheit) mehrere felbftändige 
Straftaten zu begehen“. Aber wird damit die Enticheidung nicht dem Täter 
zugeichoben? — In ftrenger Anwendung dieſes Grundfages nehmen manche 
an, daß es ein fortgeſetztes fahrläffiges Delift überhaupt nicht gebe. 
So Oppenh.=Del. 8, BayOGStr 5 264 (269). Dagegen mit Recht v. Liſzt 
& 55, Beling, 2. v. 8. 370. 372, Kohler GoltdA 53 160. 

.Wird nad) Beftrafung wegen einer Handlung eine gleichartige andere be» 
sangen, jo darf dieſe nicht mit jener zu einem fortgefegten Delikt vereinigt 
werden. E 20 316. 

. Dagegen jteht der Umſtand, daß die verfhiedenen Handlungen in verjchiedener 
Weiſe vorgenommen werden, der Annahme eines fortgejegten Delikts nicht 
entgegen. E 31 150 (mehrere Körperverlegungen wurden teil® als einfache, 
teils als gefährliche begangen). 

7. Richt aber können mehrere ftrafbare Handlungen Iebiglich deshalb zu einem 
fortgefegten Delikt vereinigt werden, weil die eine nur zum Zwecke ber 
anderen begangen wurde. E 15 23. ©. ob. aa. E. 

Aus der jehr umfangreichen Literatur über das fortgefegte Delikt find 
außer Binding 1 540 ff., v. Liſzt 8 55, Meyer-Allf. 347 Hervorzuheben: 
Merkel, Zur Lehre vom fortgejegten Verbrechen (1862), v. Buri, Einheit und 
Mehrheit der Verbrechen (1879), v. Lilienthal, Beiträge zur Lehre von den 
Kollektivdelikten (1879), Bünger ZStrWe8 520 ff., 661 ff., Wachenfeld, Theorie 
der Berbrechenstonfurrenz (1893), Neuburger, Das fortgejegte Verbrechen 
(1896), Rathenau, Zur Lehre vom fortgefegten Verbrechen (1896), derfelbe 
GerS 56 81 ff, Farnbacher, Der Begriff des fog. fortgeiebten Berbrechens 
(1897), Höpfner, Einheit und Mehrheit der Verbrechen (1901), Beling, 2. v. 
B. 364 ff., Kohler GoltdA 58 153 ff. Eine kritijche Überficht der Rechtiprechung 
des NS bieten v. Bülow GerS 59 177, Yinger 1 380 ff. 


In 
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2. Bei der zweiten Gruppe find die mehreren Handlungen zwar 
felbftändig, aber es werden durch fie nicht mehrere Delikte be- 
gangen, weil jie das Geſetz ſelbſt zu einem einheitlichen Delitt 
zufammenfaßt. Dieje Erfcheinung findet ſich in verfchiedenen Formen. 
a) Bufammenfaffung verfchiedenartiger Delikte zu einem einheitlichen zu: 
fammengefegten Delilt. $ 73 VII 228. ©. auch dal. y. 
b) Bufammenfaffung gleihartiger Delikte zu einem einheitlichen Delikt. Hierher 
gehören zunächſt die Fälle wie 88 174. 176 (unzüchtige Handlungen), $ 205 
Bweilampf), namentlich aber 
a.die Kollektiv- oder Gefamtdelifte Deren Wejen beiteht darin, dag 
verſchiedene Einzelhandlungen, weil fie Ausfluß der gleihen Lebensrichtung 
find, zu einer Einheit verbunden werden. S. Wacenfeld, Theorie der 
Verbrechenskonkurrenz 91. So bei gewerbs⸗, gewohnheit- oder geichäfts- 
mäßiger Begehung. 3.8. 88 144. 260. 302d. Dabei bedeutet Gewerbs⸗ 
mäßigfeit die Abficht, fich durch wiederholte Begehung eine Einnahme 
quelle zu verjchaffen. Abficht aber bezeichnet den erftrebten Erfolg. Gewinn: 
ſucht oder ein andere? Motiv gehört nicht zum Begriffe. ES kommt 
alſo nit darauf an, ob einen bejtimmten realen Bebürfniffe durch die 
Handlung abgeholfen werden fol. E 33 237. Die erwähnte Abficht kann 
der Richter ſchon aus einer Einzelhandlung fchließen. Es ift alfo zur Ser 
urteilung nicht erforderlid, daß mehrere Handlungen der betreffenden Art 
begangen worden find. E 12 388. — Die Geſchäftsmäßigkeit ift nak 
verwandt. Sie bezeichnet die Abficht, eine Handlung wiederholt und zivat 
in der Art zu begehen, daß darauf Zeit und Mühe verwendet wird. Bergl. 
Olsh.⸗Zweig. zu 8 144. Die Abficht, ſich eine Einnahmequelle zu verfchaften, 
gehört nicht zum Begriffe. — Gewohnheitsmäßigkeit dagegen bebeutel 
den aus Öfterer Begehung entftandenen, fortwährenden Hang zu wiederholter 
Begehung. E 32 394. Hier ift alfo der Nachweis wiederholter Begehung 
erforderlich. Darüber, daß auch fortgejegte Delikte gemohnheitsmäßig dr 
gangen werden können, |. € 34 310; 

8.da8 fortbauernde oder Dauerbelitt. Defien Weſen befteht darin, dab 


nicht nur die Herbeiführung des rechtswidrigen Buftandes, fondern auch 
beifen Aufrechterhaltung zum Zatbeftande gehört, das Delikt aljo ſolange 
begangen wird, wie der rechtswidrige Buftand fortdauert. 3.8. Freibeite 
beraubung. Hier bildet die Begründung bed rechtöwidrigen Zuftandes ein 





einheitliche8 Delift mit feiner Aufrechterhaltung. — Einen gewiffen Gegenſaz 
zu dem fortdauernden Delikt bildet das von Liſzt 8 54 als Zuftandd 


verbrechen bezeichnete, 3.8. der Diebftahl. Auch bei diefem wird durch die 
Handlung ein rechtöwidriger Zuſtand begründet. Aber der Tatbeftand er 


erſchöpft ſich in der Herbeiführung dieſes BZuftandes. Seine Aufredt- 


erhaltung gehört nicht miehr zum Delilt. Deshalb beginnt bei bem Dauer 
delift die Verjährung erft mit der Vefeitigung der Nechtswidrigfeit, bei dem 
Zuftand3delift ſchon mit der Begründung. Bei jenem iſt Teilnahme folange 


möglich, als der Zuſtand dauert, bei dem Zuſtandsdelikt nur bis zu feiner 


Herbeiführung. 


Daß bie fämtlihen Handlungen, welche unter eine der erwähnten Gruppen fallen, | 


für das Gebiet der Konfurrenzlehre als Einheit anzufehen find, ift ficher. Olsh⸗ 
Zweig. 6, Oppenh.⸗Del. 2 zu $ 73. Fraglich ift, inwieweit das auch für ander 
Lehren gilt. Bejonders ift diefe Frage für das fortgefegte Delikt aufzuwerfen. 
Fitr ſchlechthin einheitliche Behandlung v. Liſzt 8 55, Olsh.⸗Zweig. 9 zu $ 73. Was 
das Kollektivdelikt betrifft, fo fpricht bei diefem die Faſſung der einfchlagenden Be 
ftimmungen dafür, daß die Einzelafte in jeder Beziehung als eine Einheit anzu⸗ 
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jeben find. Bet der nahen Berwandtichaft zwifchen Kollektivdelikt und fortgejegtem 
Zelitt wird man aber das letztere in derjelben Weije zu behandeln haben. Dies ift 
namentlid) von Bedeutung für die Verjährung ($ 67 1) und den Straf» 
antrag ($ 61 VIII 2). A. 4. Kiginger, Ort und Zeit der Handlung (1902) 233 ff., 
Kohler GolrdA 58 162 ff. Am übrigen madıt ſich die Einheit namentlich Hinjichtlich 
der Rechtskraftswirkung des Urteils geltend. E 7 32. 26 162. 28 283. — 
2er andern Auffaflung ift zuzugeben, daß Teilnahme, Begünftigung und 
Hehlerei nicht notwendig auf das Ganze bezogen zu werden brauchen; dies ſchon 
deshalb nicht, weil der Vorſatz des dritten nicht notwendig die Gejamtheit der Akte 
zu umfaflen braudt. E 17 227. 34 5. 47. Dagegen tritt bei dem fortgefegten Delikt 
wieder die Einheit in den Vordergrund, jobald es ſich um bie Berechnung des 
Wertes (88 247. 370 Nr. 5) handelt. 


8 75. 

Trifft Feltungshaft nur mit Gefängniß zufammen, fo ift auf jede 
diejer Strafarten gefondert zu erfennen. 

Fit Feſtungshaft oder Gefängniß mehrfad) verwirkt, fo ift Hinfichtlich 
der mehreren Strafen gleicher Art jo zu verfahren, als wenn Diejelben 
allein verwirft wären. 

Die Gefammtdauer der Strafen darf in diefen Fällen funfzehn Jahre 
nicht überjteigen. 





I. Die Stelle enthält eine Ausnahme von dem in & 74 für das Zuſammtreffen 
jeitiger SFreiheitsftrafen ausgeſprochenen Asperationsprinzip. Der Charakter der 
Feſtungshaft als einer custodia honesta joll bei der Konfurrenz mit Gefängnis- 
frafe gewahrt werden. Konfurriert dagegen Zuchthaus, fo findet Diefe Rüdficht 
nit ftatt. 

U. In dem im 8 75 vorgejehenen Falle gilt mithin das Kumulationsprinzip, 
iedoh durch folgende Beſtimmungen gemildert. 

1. Mehrfache Syeftungs- oder mehrfache Gefängnisftrafe find beiderjeit3 nach dem 
Asperationsprinzip zu behandeln (Abf. 2). 3-8.: 2 Jahre Feſtung + 1 Jahr 
Feſtung + 3 Jahre Gefängnis + 1 Jahr Gefängnis — 2 Jahre 6 Monate 
Feſtung und 3 Jahre 6 Monate Gefängnis. Hinfichtlic) der Reihenfolge der 
Berbüßung entjcheidet das Ermeſſen der Strafpollitredungsbehörbe. 

21. Die Sefamtdauer der Feftungs- und der Gefängnisftrafe darf 15 Jahre nicht 
überfteigen. Welche Strafe zutreffendenfallS zu verkürzen ift, entjcheidet das 
Gericht nach freiem Ermeſſen. So Olsh.Zweig. 4. Dagegen nehmen Häljchner 
1690, Rüd.-Stengl. 3, Finger 1546 an, daß die Reduktion gleichmäßig bei beiden 
Strafen plaßgreifen mülfle. 


$ 76. 


Die Verurtheilung zu einer Gefammtitrafe ſchließt die Aberfennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht aus, wenn diefe auch nur neben einer der 
verwirkten Einzelitrafen zuläſſig oder geboten iſt. 

Ingleichen kann neben der Gejammtitrafe auf Zuläſſigkeit von Polizei- 
Aufjiht erfannt werden, wenn dieſes auch nur wegen einer Der mehreren 
rafbaren Handlungen ftatthaft ift. 


— — — — — 
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I. Kann Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte oder Zuläffigfeit von Polizeiaufſicht 
neben der Einjagftrafe ausgeiprodhen werden, fo ift das Gleiche ſelbſtverſtändlich 
auch neben der Gefamtitrafe ftatthaft. Zum mindeften zweifelhaft aber wäre es, ob auf 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte und auf PBolizeiaufficht audy dann erfannt werden 
dürfte, 'menn dieſe Maßregeln nur neben einer andern Einzelftrafe zuläfftg 
find. Diefer Zweifel wird durch $ 76 in bejahendem Sinne entſchieden. Vergl. dazu 
MStGB 8 54. Dabei folgt aus dem Wortlaute: 

1. Die Zeitdauer des Berlufte8 der bürgerlichen Ehrenrechte richtet ji nach dem 
Charakter der Gefamtftrafe. Denn fie ift neben diefer erfannt (vgl. $ 32 Abi. 2). 
E 36 88, |. auh RMG 4 248} 

2. Bei Gefängnisftrafe ift Aberfennung der bürgerlihen Ebrenrechte zuläffig, wenn 
eine Einzelftrafe, neben welcher fie ftatthaft ift, Die Dauer von drei Monaten 
überiteigt (vergl. 8 32 Abi. 1), Nicht aber Tann die Zuläfligfeit jener Aber» 
fennung aus dem Umftande abgeleitet werden, daß die Gejamtgefängnisitrafe 
höher ift al8 drei Monate. Ebenſowenig kanu fich die Zulaſſung von Polizeiauf- 
jiht im Yalle des 5 248 darauf ftüben, daß die wegen Diebſtahls ader Unter- 
ſchlagung erfannte Gefängnisftrafe durch die nach $ 74 erforderlide Ummandlung 
Zuchthausſtrafe geworden ſei. E 838 358. 

3. Auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte und Buläfligleit von Bolizeiaufficht 
ift ftet3 nur einmal zu erfennen. 

I. Über die in $ 76 erwähnten Maßregeln mußte fi das Geſetz befonders aus- 
Sprechen, weil deren Buläfligfeit teil8 von der Strafart, teil$ von den Strafmaß 
abhängt und beide im Yalle der Realkonkurrenz wiederum von den Regeln über die 
Gejamtftrafe. ergriffen werden. Bei andern Nebenfolgen des Delifts, wie 3. B. der 
Publikationsbefugnis des $ 200, ift daS nicht der Fall, und es ift Deshalb mit Der 
berrfchenden Lehre als felbitverftändlich anzufehen, daß fie auch im Konkurrenzfalle 
ausgeſprochen werden können. 


$ 77. 
Trifft Haft mit einer anderen ‘Sreiheitsitrafe zuſammen, jo ijt auf 
die erjtere gejondert zu erfennen. 
Auf eine mehrfach verwirkte Haft ijt ihrem Gefammtbetrage nad), je 
Doc nicht über die Dauer von drei Monaten zu erfennen. 


Die Haftitrafe fteht unter dem Kumulationsprinzip, das jedoch Durch Abſ.2 
gemildert ift. 


$ 78. 


Auf Gelditrafen, welche wegen mehrerer jtrafbarer Handlungen allein 
oder neben einer Freiheitsſtrafe verwirkt find, it ihrem vollen Betrage 
nad) zu erfennen. 

Bei Ummandlung mehrerer Geldftrafen ift der Höchitbetrag Der an 
die Stelle derfelben tretenden Freiheitsſtrafe zwei Jahre Gefängniß und, 
wenn Die mehreren Geldftrafen nur'wegen Übertretungen erfannt worden 
find, drei Monate Haft. 


I.” Die Geldftrafe fteht unter dem Kumulationsprinzip, das nur infofern 
gemildert wird, als die Gefamtdauer der hilfsweiſe eintretenden Freiheitsſtrafen bie 
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im zweiten Abſatz angegebenen Grenzen nicht überfteigen darf. Unter Berückſichtigung 
des $ 21 ergibt fich, daß der Marimalbetrag mehrerer jubfidiärer Zuchthausſtrafen 
ı% 25 Abſ. 3) nicht höher fein darf als 16 Donate. Der nad) $ 28 Abf. 2 mögliche 
Aal, daB einer Geldſtrafe auch bei einem Vergeben nur Haft fubftitutert wird, 
findet zufolge eined Redaktionsverſehens feine Ausdrüdlihe Beachtung ($ 28 Abi. 2 
wurde erit im Laufe der Beratungen eingefchoben. Mit Recht erklären aber E 5 
371. 7 368, daß auch in diefem Falle die Kumulationsfähigkeit der fubfidiären Haft- 
ürafe beichräntt fei und der Geſamtbetrag von 3 Monaten nicht Überichritten werden 
dürfe. Auf dem Wege der Analogie folgt aber weiter, daß die Grenze von zwei 
Jahren für die Geſamtdauer der jubfidiären Freiheitsſtrafen auch dann gilt, wenn 
dieſe teild Gefängnis», teils Haftftrafen find. Ebenjo Oppenh.⸗Del. 3, Finger 1 548. 
LUX Olsh.⸗Zweig. 3. 

DO. Eine Bereinigung mehrerer jubjidiärer tyreiheitsftrafen zu einer Geſamt⸗ 
ſtraie findet niemals ftatt. 


8 79. 
Die Vorſchriften der $$ 74 bis 78 finden auch Anwendung, wenn, 
bevor eine erfannte Strafe verbüßt, verjährt oder erlafjen ift, die Ver— 


urtheilung wegen einer ftrafbaren Handlung erfolgt, welche vor der früheren 
erurtheilung begangen war. 


I. Die Tragweite der Stelle im allgemeinen. — Die 88 74— 78 legen der Reals 
!onturrenz eine jtrafmildernde Wirkung bei. Ob aber die mehreren Delikte einheit- 
lid abgeurteilt werben, ift bald von BZufälligfeiten, bald von prozeffualen Zweck⸗ 
mößigfeitSermägungen abhängig. Daher erjcheint es als ein Gebot der Gerechtigkeit, 
Strafmilderung aud dann eintreten zu lafien, wenn die mehreren Delikte zwar nicht 
einheitlich abgeurteilt werden, aber doch einheitlich hätten abgeurteilt werden können. 
Tied aber ift der Fall, wenn jemand ‚wegen einer ftrafbaren Handlung verurteilt 
worden ift und nunmehr megen eines Delikts zur Verantwortung gezogen wird, das 
dor der früheren Verurteilung begangen hat. Für derartige Fälle fchreibt 
$ 79 vor, daß die Beftimmungen über Realfonkurrenz (alfo Asperation oder gemile 
derte Kumulation) Anwendung finden follen. 3. B. U begeht am 1./4 einen Dieb» 
Nabl, am 10.,4 einen Betrug. Wegen des Tiebfiahls wird er am 1./6 zueinem Jahr 
Öefängnis verurteilt und darauf am 1.,8 wegen des Betrugs vor Gericht geftellt. 

I. Boransfegungen der Anwendbarkeit der Etellen. — Die Tispofitive des 
$ 19 hängt von pofitiven und von negativen Vedingungen ab. 

1. Bofitive Bedingung ift, daß gegen denfelben Angeklagten früher ein vers 
urteilendes Erkenntnis ergangen ift, und daß nunmehr ein Delikt in Frage Iteht, 
dad er vor der früheren Verurteilung begangen haben fol. Ob der früheren 
Verurteilungen eine ober mehrere find, ift gleichgiltig; auch findet die Etelle 
dann Anwendung, wenn das frühere Urteil von einem andern Gericht erlaffen 
worden ift. Die beflrittene Frage, ob Verurteilung gleichbedeutend iſt mit „recht3» 
kräftiger Verurteilung“ oder mit „Berfündung des Strafurteil3*, ift mit Nüds 
Üht auf den Zweck der Beſtimmung im Iegteren Sinne zu beantworten. So bie 
herrſchende Lehre, vergl. € 3 213. RMG 3 26. (War das erfte „Urteil” ein Strafe 
beiehl, jo ift die Zeit der Zuftellung maßgebend). 3. B.: A wird megen Dieb- 
Rahls zu 1 Monat Gefängnis verurteilt und ficht das Urteil mit der Berufung 
an; während die Sache in der Berufungsinftanz ſchwebt, macht er fich eines 
neuen Diebſtahls ſchuldig: in Diefem Halle hat er feinen Anſpruch auf Zuerlennung 
einer Geſamtſtrafe. Jedoch will ihm E 38 231 einen ſolchen gewähren, wenn 
das Urteil in der Nechtsmittelinftanz aufgehoben wird. Ebenjo Finger 1 551: 
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dagegen DISh.»Bmeig. 6. Eine ganz andere Frage ift Die, ob zu der Zeit, da 
das zweite Urteil erlaffen werben foll, das erfte fchon rechtskräftig ſein muB. Sie 
ift zu bejahen. Denn fonft beftände die Möglichkeit, daß das neue Urteil rechts⸗ 

fräftig, das ältere aber aufgehoben würde. Es muß deshalb die Rechtskraft des 

erften Urteil abgemwartet oder die Berhängung der Gejamtitrafe nachträglich ge 
mäß StPO $ 492 bewirkt werben. Vergl. unten IV. Ebenjo wohl die meiſten. 

Vergl. Binding Grundriß 294, Olsh.Zweig. 7, Singer 1 551. Abweichend 

jedoch Oppenh.Del. 5, auh das RG (E 5 1, R 9 177) inlofern es Die Feſt⸗ 

feßung einer Gejamtitrafe wenigften® zuläßt, bevor das frühere Urteil Die 

Rechtskraft beichritten Hat. 

. Negative Bedingung ilt, daß zur Beit des neuen Urteils die in dem früheren 
ausgefprochene Strafe noch nicht (völlig) verbüßt, verjährt, oder (völlig) erlafien. 
fein darf. Bergl. dazu E 32 7 (bedentlidh!). 

DI. Die Dispofitive der Stelle. — Liegt ein Anmendungsfall des 8 79 vor, jo 
bat da8 Gericht zunähft für Die neu zur Aburteilung ftehende Tat eine Strafe zu 
beftimmen und dieſe dann mit der früheren zu vergleichen, um jo zu ermeſſen, ob das 
Asperationsprinzip oder das Kumulationsprinzip plabgreift. Trifft das erſtere zu, 
fo ift in folgender Weife zu verfahren. Die fchwerfte Einzelitrafe gilt als Einſatz⸗ 
ftrafe und ift durch Hinzufigung einer Zuſatzſtrafe innerhalb der Grenzen des 8 74 
Abſ. 3 zu ſchärfen. Befindet fi) ſchon unter den früheren Strafen eine Gefamt- 
ftrafe welche ſchwerer ift als die neierfannte Einzelftrafe, fo darf die Gefamtftrafe 
natürlich nicht gemildert werden, anderjeit3 aber ift auch ihre Erhöhung nicht um 
bedingt notwendig. E 6 283. Bergl. 8 74 III. In den Zenor des neuen Urteil? 
muß fi das Gericht über deſſen Verhältnis zu dem früheren ausiprechen, ohne es 
aber aufheben oder ändern zu dürfen. Seine Aufgabe beichränkt fi vielmehr auf 
eine Erklärung darüber, wie die erkannte Strafe mit der früheren zu vereinigen 
lei. Z. B.: „Der Angellagte wird wegen Einbruchsdiebftahls zu einer Zuchthausſtrafe 
von 2 Jahren verurteilt und dieſe Strafe mit der in den Urteil des Landgerichts & 
dom... . gegen denfelben Angellagten wegen Betrugs verhängten Gefängnisftrafe 
von 6 Monaten zu einer Gejamtitrafe von 2 Jahren und 1 Monat Zuchthaus ver: 
einigt.” | 

Hat der Angeklagte zu der Zeit, da das fpätere Urteil gefällt mird, die ihm 

Durch das erfte auferlegte Strafe jchon ganz vder teilmeije verbüßt, jo muß eine 
Strafanrehnung ftattfinden. Ob dies aber im Tenor des fpäteren Urteil® geichehen 
muß (jo Rid.-Stengl. 9) oder wenigftens gejchehen darf (fo Finger 1 553, E 8 62. 355), 
ift eine andere Frage. Olsh.⸗Zweig. 18 verneinen. Überwiegende Gründe jprechen für 
die Anficht des RE's. Nachträglich entftehende Zweifel find auf dem durd StPO $ 4% 
vorgefehenen Wege zum Wustrag zu bringen. Über die Echwierigkeiten, die ſich 
durch die verfchiedene Länge der Kalendermonate ergeben können, |. Köhler Gerẽ 
65 33 ff. 

1V. Die Anmwendbarteit des 8 79 ſetzt voraus, daß der Richter von der früheren 

Beitrafung Kenntnis bat. Da dieſe Borausjegung nicht immer zutrifit, fo eröffnen 
StPO $ 492, MEt6(O $ 461 die Möglichkeit einer nachträglichen Zuerfenmung 
der Gefamtftrafe. Bergl. darüber außer der ftrafprozefjualen Literatur beſ. Reiffel 
GerS 40 217ff. und E 84 267. 


D 





Zweiter Cheil. 


Bon den einzelnen Verbrechen, Vergehen und libertretungen und 
deren Beitrafung. 





Erſter Abſchnitt. 
Hochverrath und Landesverrath. 


L Der Hochverrat (88 80—86) läßt ſich im Anſchluß an Binding, Lehrb. 2 419 
beftimmen als Angriff auf das Dafein, die verfafiungsmäßige ober territoriale 
Integrität des Staates. Er richtet fi) gegen den Staat als Einzelweſen im 
Gegenfag zu dem Landesverrat (88 87—92) als dem Angriff auf die Macht⸗ 
telung des Staates in feinen Beziehungen zu andern Staaten. v. Lifzt 
8 165166, van Kalter, Bergl. Darftellung 1 10. Innerhalb des Landesverrats 
unterjcheidet man den militärifchen (88 87—91) und den Diplomatifchen (8 92), 
je nahdem der Staat durch friegeriiche oder durch eine andersgeartete Unter 
Hügung einer fremden Macht angegriffen wird. Doc führt das StGB die Unter- 
ſcheidung nicht Scharf durch. Den im Felde begangenen militärifchen Randesverrat 
nennt dag MStSEB Kriegdverrat und regelt ihn bejonderd. MStGBgg 9. 56 ff. 
133. 155—157. Bergl. darüber außer der militärredhtlichen Literatur befonders 
Schwarge, Landesverrat und Sriegeverrat (1897) 44 ff. 

Hochverrat und Landesverrat können ſowohl gegen das Reich al® auch gegen 
deutſche Einzelftaaten begangen werben. Feindliche Handlungen gegen aus⸗ 
ländifche Staaten beurteilen ſich nach 8 102 ff. 

Zur Ergänzung ber Beftimmungen über den Landesverrat greift das Geſetz 
gegen Den Berrat militärifher Geheimnifle v. 3./7. 1893 ein. Es bezieht 
ſich nur auf „Schriften, Beichnungen oder andere Gegenftände, deren Geheim- 
baltung im Intereſſe der Landesverteidigung erforderlich ift“. Soweit fein Ans 
wendungsgebiet reicht, geht es als das fpeziellere Gejeh dem StGB vor. ©. bes 
fonderd Stenglein, Nebengef. 489, außerdem Seuffert ZStW 14 578, Hanke, Arch. 
f. öffentl. Recht 10, 497, Züblin, Die moderne Spionagegejeggebung (1895), Binding, 
dehrb. 2 481, van Calker a. a. D.1 58. 

I. Sowohl beim Hoc» al3 audy beim Landesverrat ift der Staat Angriffsobjekt, 
wenn auch nicht Überall ganz unmittelbar, fo doch immer unmittelbarer als bei 
andern Delikten. Der Umftand, daß gleichzeitig ein anderes Rechtsſubjekt verlegt 
oder gefährdet wird, ift für den Deliktsbegriff des Hoch- ober Landesverrats im 
ganzen eine rechtlich zufällige Erſcheinung. Daher ift Idealkonkurrenz mit 
den gemeinen Delikten, namentlich mit Mord, Totſchlag, Yreiheitsberaubung und 
Nötigung, möglich. Sehr beftritten. ©. dazu $ 80 L 
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$ 80. 

Der Mord und der Verfuch des Mordes, welche an dem Kaiſer, an 

dem eigenen Landesherrn, oder während des Aufenthalts in einem Bundes⸗ 

jtaate an dem Landesherrn dieſes Staates verübt worden find, werden 
als Hochverrath mit dem Tode beitraft. [RG bez. SchwG]. 


I. Der Begriff des Mordes ift dem 8 211 zu entnehmen. Nach der Borbem. 
zu biefem Abſchn. II vertretenen Anficht ift Idealkonkurrenz mit gemeinem Mord 
möglich. Übereinftimmend Seuffert, Anarhismus und Strafredht (1899) 93, Olsh.⸗ 
Zweig 8. A. A. Binding 1 331, derj. Lehrb. 2483, v. Marti, Intern. Rechtshilfe 
2 207, Köhler GoldtA 51 136, Rud.⸗Stengl. 7. Die Tötung auf Verlangen iſt. 
auch wenn ſie mit Überlegung ausgeführt wird, kein Mord, ſondern ein beſonderes 
Delikt ($ 216). Wer feinen Landesherrn auf deſſen Verlangen tötet, fällt alſo nicht 
unter $ 80. A. A. (wie die früheren Aufl. diejes Kommentars) v. Liſzt $ 165, Dlsh.» 
Zweig 5.8. Übereinftimmend Binding, Lehrb. 2 432, infofern er bei Einwilligung 
8 80 nicht für zutreffend anfieht; abzulehnen ift aber die von ihm vertretene Auffafjung, 
daß in dieſem Falle auch $ 81 nicht anwendbar ſei und überhaupt fein Hochverrat 
vorliege. Dagegen auch Bifoufides, Der Hochverrat (1903) 84. 

II. Objekt des Königsmordes Tann fein: 

1. der Kaifer. Dabei wird nicht unterfchteden, ob der Täter ein In⸗ oder Aus⸗ 
länder ift; 

2. der eigene Landesherr, scil. des Täters. Gemeint ift aber nur ein Deutjcer 
Zandesherr, wie fich namentlich aus $ 102 ergibt. Der Ruſſe, der in in Deutid- 
land einen Mordanfall auf den Baren macht, wird nad) 88 211. 44 beurteilt. 
Für Teilnehmer ift $ 50 zu beachten; 

3. der Qandesherr des Aufenthaltsftaates, genauer: der Landesherr des⸗ 
jenigen Bundesftaates, in dem fich der Täter (In⸗ oder Ausländer) zu der Zeit 
aufhält, da er die Ausführungshandlung vornimmt. Auch hier gilt für Zeil 
nehmer 8 50. 

II. Zum Dolus gehört nicht nur der allgemeine des Mordes, fondern auf 
das Bemwußtjein, daß fidy die Handlung gerade gegen den Kaiſer uſw. richtet. 
Er wird nicht nur dadurch ausgefchloffen, daß dem Täter die Berfon des Kaiſers 
unbefannt if, fondern auch durch ftaatsrechtlichen SJrrtun über die Monarchen 
qualität. Wer alfo nad) dem Tode feines Landesheren einen Mordanfall auf den 
feitherigen Kronprinzen begeht in der Meinung, daß diefer erft Durch Krönung Landes 
herr werde, kann nicht auf Grund des 8 80 beitraft werden. Vergl. $ 59 V. 

IV. Der Verſuch wird entgegen der Regel des S 44 hinſichtlich der Etrafhöhe 
dem vollendeten Delikte gleichgeftellt. Hieraus folgern v. Lißt $ 165, Merkel 376, 
Singer 1 316, Köhler a. a.O. 135 und neuerdings auch Olsh.⸗Zweig. 6 die Unmög 
lichfeit eines von der Strafe befreienden Rücktritts. Jedoch ift diejer Schluß nicht 
gerechtfertigt; denn aus $ 80 ergibt fi nur, daß die Verfuchsftrafe, wenn jie ein« 
tritt, der des vollendeten Delikts gleichſteht. Über die Frage aber, ob der Verſuch 
beftraft wird, entfcheiden die allgemeinen Regeln. Übereinftimmend Häljchner 3 734, 
Meyer-Allf. 538, Oppenh.⸗Del. 2. Allerdings wird das Verhältnis der $$ 80. 81 
fo aufzufafien fein, daß der Zurüdtretende nach der leßteren Stelle ftrafbar bleibt. 
©. 88 81. 82 I. — Abzulehnen ift ferner die von Hälfchner 2 735, Liſzt $ 165 ge 
zogene Folgerung, daß der Gehilfe gleich dem Täter zu bejtrafen fei. Dagegen aud 
Merkel 376, Olsh.⸗Zweig 7, Köhler a. a. DO. 136, Biſoukides a. a. D. 122, E 12 64. 
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881. 


Wer außer den Fällen des $ 80 es unternimmt, 

1. einen Bundesfürften zu tödten, gefangen zu nehmen, in Feindes Ge- 
walt zu liefern oder zur Regierung unfähig zu machen, 

2. die Verſaſſung des Deutſchen Reichs oder eines Bundesſtaats oder 
die in demſelben beſtehende Thronfolge gewaltſam zu ändern, 

3. das Bundesgebiet ganz oder theilweiſe einem fremden Staate gewalt- 
jam einzuverleiben oder einen Theil deilelben vom Ganzen loszu⸗ 
reißen, oder 

4. da3 Gebiet eines Bundesſtaats ganz oder theilweile einem anderen 
Bundesitaate gewaltjam einzuverleiben oder einen Theil desſelben 
vom Ganzen loszureißen, 

wird wegen Hochverrath3 mit lebenslänglichem Zuchthaus oder lebens⸗ 
länglicher Feſtungshaft beitraft. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft nicht 
unter fünf Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der bekleideten öffentlichen 
Amter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er- 
tannt werden. [RG bez. SchwG.] 

$ 82. 


Als ein Unternehmen, durch welches das Verbrechen des Hochverraths 
vollendet wird, ilt jede Handlung anzufehen, durch welche das Vorhaben 
unmittelbar zur Ausführung gebracht werden joll. 


L Daß die einleitenden Worte des $ 81 „wer außer ben Yällen des $ 80 
e3 unternimmt“ inkorrekt find, wird allgemein anerkannt; fie paſſen nur auf die in 
”r eriten Nummer erwähnten Tötungsfälle. 

1. Zu 881 Nr. 1. Die Tötung eines Bundesfürften ijt nad) diefer Stelle nur dann 
zu beftrafen, wenn nicht 8 80 darauf Anwendung findet. Der Grund hierfür 
fann fowohl in der Berjon des Bundesfürften als in der Art der Tötungshand⸗ 
lung liegen: während fi $ 80 nur auf den Kaifer, den eigenen Landesherrn 
und den Landesheren des AufenthaltSorts bezieht, gilt $ 81 für alle deutjche 
Landesherren; während ferner zur Anwendung des $ 80 nur Mord oder Morde 
verfuch ausreichen, genligt zur Anwendung des $ 81 jede vorjägliche Tötungs- 
handlung und zwar auch bie auf Verlangen vorgenommene. In legterer Be- 
ziehung a. A. Binding, Lehrb. 2 432. Faßt man $ 81 ijoliert ind Auge, jo 
icheint es, als ob die Ermordung eines deutfchen Bundesfürjten minder ftrafbar 
ſei alS die einer andern Perſon. Diefes allgemein abgelehnte Ergebnis läßt 
fich logifch nur dann zurüdweijen, wenn man die ob. ©. 175 a. E. vertretene 
Annahme einer Idealkonkurrenz zwiſchen hocdjverräterifcher und gemeiner Tötung 
teilt. Näheres bei Biſoukides, Der Hochverrat (1903) 84, Köhler GoltdA 51 137. — 
Das Gemeinfame der bier erwähnten Angriffe gegen Bundesfürften (Tötung, 
Lieferung in Feindes Gewalt, Unfähigmahung zur Regierung) liegt darin, 
daß fie dadurch aus ihrer Herricherftellung beieitigt werden. Co Binding, 
Rehrb. 2 431. " 

Frank, Etrafgefeßbud, 5.—7. Aufl. 12 
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2. Zu $ 81 Ar. 2% Unter Verfafjung find nicht nur die durch die Berfaffunge- 
urfunde garantierten, fondern überhaupt die fundamentalen Staatseinrihtungen 
zu verfiehen, oder mit van Calker, Vergl. Darftellung 1 19: die Grundlagen bes 
politifchen Lebens, d. 5. die Grundjäge über die Nechte ber Gewalten, Deren 
Willensäußerung das Staatsleben beflimmt, nämlich des Herricher und des 
Volkes. Eingehend darüber Binding, Lehrb. 2 485 ff. Die Änderung der Ber- 
faffung oder der Thronfolge muß eine gewaltjame fein. Das ift fie aber 
ihon dann, wenn zu ihrer Durdführung phyfiiche Gewalt wenigftens in Aus» 
ficht geftellt wird, ſei e8 auch nur ſtillſchweigend. Ähnlich Goltdammer, 
Materialien 3. StGB f. d. preußiichen Staaten (1852) 2 10, Knitſchky, Das 
Berbr. d. Hochverrat3 (1874) 152, Dieh.- Zweig. 6, Köhler GoltdA 51 142. Da—⸗ 
gegen laffen andere, 3. B. Liſzt $ 165, Drohungen mit Gewalt nicht genügen. 
©. über die Frage auch Biſoukides a. a. O. 99. 100, Binding, Lehrb. 2 440. 
Nach dem legtern ift gewaltſam gleichbedeutend mit rechtswidrig. 

- Bu 8 81 Nr. 3 u. 4. Das hier erwähnte „Losreißen“ unterfcheidet fich von 
dem „Einverleiben” dadurch, Daß es auf die Begründung eines Sonderftaates 
gerichtet ift. Über „gewaltſam“ ſ. o. 2. Nach Binding, Lehrb. 2 441, Köhler 
GoltdA 51148, van Calfer a. a. D. 21 gehören zu dem Bundesgebiet in biejem 
Sinne au die Kolonieen. | 

I. Die Bedeutung des 8 82 iſt außerordentlich beftritten. ES fragt fich zu- 
nächſt, ob er den Begriff des Nuternehmens im Sinne des $ 81 befinieren oder 
ob er beitimmen will, wann ganz im allgemeinen ein bochverräterifches Unternehmen 
pollendeter Hochverrat iſt. Erfterer Anficht find bie meiften, leßterer Binding, 

Lehrb. 2 446. Beachtet man, daß der Ausdrud „Unternehmen“ in dieſem Zuſammen⸗ 

hang nur im $ 81 und nit im $ 80 auftritt, fo wird man fich der erftern Anſicht 

anzufchließen haben. Bon diefem Standpunkte aus rechtfertigt ſich die zu $ SO IV hin» 
fichtlich des Rücktritts dargelegte Auffafiung, welche Binding natürlich ablehnen muß. 
Uber au wenn man den $ 82 im Sinne einer Definition verfjteht, ift feine 

Bedeutung zweifelhaft. Es fragt fi), ob das Unternehmen das gefamte Gebiet 

des Verſuchs umfaßt (fo Berner 361, Rüd.-Stengl. 1, Oppenh.-Del. 2, au Binding 

a. a. D.) oder nur die unmittelbar auf die Vollendung gerichteten Handlungen 

(ſo Meyer⸗Allf. 168, Olsh.⸗Zweig. 1, E 16 165) oder ob umgelehrt auch Die legten 

Borbereitungshandlungen, nämlich diejenigen, an melde fich die Ausführung 

unmittelbar anjchließen ſoll (jo v. Lifzt 165, Paczkowski, D. Unternehmen des Hoch⸗ 

verrat3 [1901) 77, Köhler GoltdA 51 140). Die lettere Anjicht entjpricht dem 

Wortlaute des Geſetzes. Sicher ift, daß mit dem Vorliegen eines Unternehmens der 

Hochverrat vollendet tft und daher ein Rüdtritt nicht mehr von Strafe befreit. 


80 


$ 83. 


Haben Mehrere die Ausführung eines hochverrätherifchen Unternehmens 
verabredet, ohne daß es zum Beginn einer nach 8 82 ftrafbaren Handlung 
gefommen ift, jo werden diejelben mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feitungshaft nicht 
unter zwei Jahren ein. 

Neben der Feltungshaft kann auf Verlujt der befleideten öffentlichen 
Amter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er: 
fannt werden. [RG bez. SchwG|. 
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I. Das bochverräterifhe Komplott ftellt ſich als eine ausnahmsweiſe ftrafbare 
Sorbereitung3handlung dar und zwar nicht nur zu dem Delikte des & 81, ſondern 
ach zu dem des 8 80. Beral. $ 86. Hieraus folgt: 

1.eine Konturrenz der Delikte der 88 80. 81 einerjeits und des & 83 
anderjeits iſt ausgeſchloſſen; 

2es giebt keinen ſtrafbaren Verſuch des Komplottierens als ſolchen, 
vielmehr greift bier $ 86 ein. Ebenſo beſ. Binding, Lehrb. 2 449/50. Ab⸗ 
weichend u. a. Köhler GoltdA 51 270; 

3.dernah geſchloſſenem Komplott erfolgende freiwillige Rüdtritt 
befreit von der Strafe. Diejes legtere leiten Olsh.-Zweig. 2 mit Recht aus 
$46 vermöge eineö argumentum a maiori ad minus ab. Übereinftimmend auch 
Binding a. a. O. Köhler a. a. DO. A. N. Rüd.-Stengl. 2, Oppenh.Del. 7. 

H. Die Zahl der bei dem Komplott beteiligten Perfonen ift gleichgiltig. Stets 
aber mũſſen die Beteiligten evtl. zur Täterfchaft bereit fein. Vergl. Binding a. a. O. 
42, E 5 60 (67). 


$ 84. 


Die Strafvorjchriften des 8 83 finden auch gegen denjenigen An⸗ 
wendung, welcher zur Vorbereitung eines Hochverraths entweder jich mit 
einer auswärtigen Regierung einläßt oder die ihm von dem Reich oder 
einem Bundesſtaate anvertraute Macht mißbraudht oder Mannichaften 
anwirbt oder in den Waffen einübt. [RG bez. SchwG]. 


I. Die hochverräteriſche Konſpiration (Köhler GoltdA 51 270) fteht im wejent- 
lichen unter denfelben Regeln wie das hochverräterifche Komplott des 8 83. Beim 
Rüdtritt von der Ausführung kann der Tatbeftandb der 88 112. 127 übrigbleiben, ba 
Idealkonkurrenz möglich ift. Vergl. Vorbem. II zu diefem Abſchnitt. 

IL Der Begriff des „Sich⸗-Einlaſſens“ mit einer auswärtigen Regierung fordert, 
dad don beiden Seiten Erklärungen abgegeben werden. Einfeitige Bemühungen, eine 
Verbindung anzutnüpfen, genügen nit. So die herrichende Lehre. Dean wird aber 
veitergehend jagen müflen, daß auch dann der Begriff des Sich⸗Einlaſſens nicht erfüllt 
it, wenn die auswärtige Regierung nur feheinbar auf die Sadje eingeht, etwa um 
demnächt eine Verfolgung zu veranlaflen. A. U. Olsh.⸗Zweig. 2. — Bon melder 
Seite die Initiative ausgeht, ift gleichgiltig. — Unter auswärtiger Regierung Tann 
nr eine nicht zum Deutſchen Reiche gehörige verftanden werden. Abweichend 
Cppenh.-Del. 3. 

II. Unter anvertrauter „Macht“ ift eine Herrichaft über Perjonen zu verjtehen, 
dte aber feine militärifche zu fein braucht. Ebenſo Oppenb.-Del. 4. Dagegen 
reinen Olsh.⸗Zweig. 4 und Biſoukides, Der Hochverrat (1903) 114 auch Macht über 
Sachen hierher. 


$ 85. 


Ver Öffentlich vor einer Dienjchenmenge, oder wer durd) Verbreitung 
oder öffentlichen Anjchlag oder öffentliche Ausitellung von Schriften oder 
anderen Darftellungen zur Ausführung einer nach $ 82 jtrafbaren Hand» 
lung auffordert, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Feitungs- 
haft von gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft von Einem 
bis zu fünf Jahren ein. [RG bez. SchwG). 

— — 12* 
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I. Auch die Aufforderung zum Hochverrat gehört, wie $ 86 mit voller Be- 
ftimmtbeit ergibt, zu den Borbereitungshbandlungen. Deshalb gelten die Be— 
merfungen zu $ 83 bez. der Konkurrenz und des Verſuchs auch für die vorliegende 
Stelle. Sie enthält einen qualifizierten Fall des $ 111, der nebft $ 110 im einzelnen 
zu vergleichen if. Schon aus dem Berbältnis zu 8 111 folgt, daß es fih um Die 
Begehung eines beftimmten Hochverrats handeln muß. E 5 215. Andernfalls 
würde $ 110 anwendbar jein. 

DI. Die Aufforderung muß fi richten auf Begehung einer „nach 8 82” firuf- 
baren Handlung. 8 82 weift auf $ 81 und dieſer auf & 80 zurüd. Daher gebört 
auch die Aufforderung zur Begehung eines unter diefe lettere Stelle fallenden 
Delittes hierher. E 5 215. A. A. v. Liſzt 8 165. — Wegen Beichlagnahme j. Breßgei. 
8 23 Nr. 3. 


$ 86. 


Jede andere, ein hochverräthifches Unternehmen vorbereitende Hand: 
lung wird mit Zuchthaus bis zu drei Jahren oder Feitungshaft von 
gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feitungshaft von ſechs 
Monaten bis zu drei Jahren ein. [RG bez. SchwG|]. 


L Vergl. die Bem. zu $ 83. 

IL Auch die entferntefte Borbereitungshandlung gehört hierher. Doch muß es 
fi ftet8 um ein beftimmtes hochverräterifches Unternehmen handeln, wenn aud 
die näheren Modalitäten der Ausführung noch ungemwiß bleiben. E 5 60. 16 165. 


$ 87. 

Ein Deutjcher, welcher ſich mit einer ausländifchen Regierung ein: 
läßt, um Diefelbe zu einem Kriege gegen das Deutfche Reich zu veran- 
lafjen, wird wegen Landesverraths mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
und, wenn der Krieg ausgebrochen ift, mit lebenzlänglichem Zuchthaus 
beitraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Feitungshaft von ſechs 
Monaten bis zu fünf Jahren und, wenn der Krieg ausgebrochen ift, 
Feſtungshaft nicht unter fünf Jahren ein. 

Keben der Feſtungshaft kann auf Verluit der befleideten öffentlichen 
Ämter, jowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er: 
fannt werden. [RG]. 


— — — — — 


J. über den Begriff des Landesverrats und die Unterſcheidung zwiſchen 
militäriſchem und diplomatiſchem ſ. o. S. 175. Gegen dieſe Einteilung van 
Calker, Vergl. Darſtellung 1 55. Jedenfalls aber hat fie die Bedeutung, daß gerade 
beim militärifchen Landesverrat der eigentlihe Verratscharafter, d. h. der 
Treubruch hervortritt. Denn Täter fann bier nur ein Deutſcher ober ein jolder 
Ausländer fein, der ſich in einem bejonderen Zreuverhältniffe zum Deutſchen Reiche 
befindet; j. & 91. Beim biplomatijchen Landesverrat tritt dagegen der Gefichtd 
punkt des Treubruches nicht mehr Hervor. ©. dazu bei. Binding, Lehrb. 2 455 fl. 
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II. Die vorliegende Stelle behandelt als erften Fall des militäriſchen Landes⸗ 
verrats die Iandesverräteriiche Konfpiration, Diejer Bezeichnung entipricht der bei 
854 gewählten; van Calker a. a. O. S.55 fchlägt den Ausdrud „Iandesverräteriiche 
sriedenägefährdung“ vor. 

Uber den Begriff des Sidh-Einlajjens mit der ausländtichen Regierung ]. 
$%4 I. Eine völkerrechtliche Befugnis zur Erregung von Krieg, wie fie ſich aus der 
Kaatsrechtlichen Stellung einer Perſon ergeben fann, fällt nidht unter 8 87. E 16 165. 

Als Straffchärfungsgrund ericheint der Ausbruch des Krieges. Daß ur⸗ 
ſachlicher Zuſammenhang zwiichen den lmtrieben des Täterd und dem Ausbruche 
des Krieges beftehen müſſe, fagt das Geje nicht ausdrädlich und wird auch von ber 
berrihenben Lehre nicht gefordert. So 3. B. Olsh.⸗Zweig. 5 (die jeboch zeitlihen 
SZujammenbang verlangen), v. Liſzt $ 166, bejonders aber Schwarte, Landesverrat 
und Kriegsverrat (1897) 21 ff. Nah Binding 1 590 wird der Zujammenhang 
präſumiert. Dagegen fordern Rubo 7 und Zohn in Holgend. Handb. 8 50 einen, 
wenn auch nur ganz indirekten, Kaufalzufammenhang. ühnlich Epftein, Der Landes» 
verrat (1898) 66. Jedenfalls ift e8 von Bedeutung, daß das Geſetz nicht jagt: 
„wenn Krieg* oder: „wenn ein Srieg ausgebrochen ift“, fonbern den beftimmten 
Artikel gebraudt. Es muß aljo der Krieg ausgebrocden fein, den der Täter im 
Ange Hatte. D. h.: e8 muß für den Ausbruch des Krieges (dom Standpunkte ber 
ausländiichen Regierung aus betrachtet) die Urfache oder der Anlaß maßgebend ge- 
meien jein, auf die der Täter hingewieſen hat. Steht dies feft, jo ſpricht bafür, 
daß zwiichen dem Gebahren des Täters und dem Ausbruch bed Kriege Kauſal⸗ 
zuſammenhang befteht, eine Bermutung. Man wird dieje aber nicht als un- 
widerlegbare, jondern mit Blume, Tatbeftandsfomplemente (1906) 40 ff. Köhler 
Goltda 51 286 als eine wiberlegbare anzufehen haben. 

OL Verſuch ift möglich, 3. B. dann, wenn ein Anerbieten an die auslänbifche 
Regierung unbeantwortet bleibt. Freiwilliger Rüdtritt befreit von ber Strafe. 
3. 8. der Täter veranlaßt bie fremde Regierung jelbft, nicht auf Die Sache einzu- 
gehen. A. A. Epftein a. a.D. 64. Über Verſuch des qualifizierten Delikts ſ. $4$ VIS. 

IV. Soll der Krieg hocdhverräteriichen Zweden dienen, jo liegt Idealkonkurrenz 
mit Hochverrat vor. E 16 165. 


$ 88. 


Ein Deutjcher, welcher während eines gegen das Deutiche Reich aus— 
gebrochenen Krieges in der feindlichen Kriegsmacht Dienfte nimmt oder 
die Waffen gegen das Deutfche Reich oder deſſen Bundesgenofjen trägt, 
wird wegen Landesverraths mit lebenslänglichem Zuchthaus oder lebenz- 
länglicher Feſtungshaft beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Feſtungshaft nicht 
unter fünf Jahren ein. 

Ein Deutjcher, welcher jchon früher in fremden Kriegsdienſten jtand, 
wird, wern er nad) Ausbruch des Krieges in der feindlichen Kriegsmacht 
verbleibt oder die Waffen gegen das Deutjche Reich oder deſſen Bundes⸗ 
genoffen trägt, wegen Landesverrath3 mit Zuchthaus von zwei bis zu 
sehn Fahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Feſtungshaft bis zu zehn 
Jahren ein. 
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Reben ber Feſtungshaft kann auf Verluſt Der befleideten öffentlichen 
Ämter, forwie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er: 
fannt werden. [RG]. 


I. Die Stelle behandelt die von Calker, Bergl. Daritellung 1 56 ſog. Tandes- 
verräteriihe Waffenhilfe. Sie ift durch das Gef. dv. 26./2 1876 geändert worben. 
Der mwejentliche Unterjchied gegenüber der älteren Faſſung beiteht darin, daß nun 
mebr ſchon jeder ftrafbar ift, der während eines gegen das Deutfhe Reich aud- 
gebrochenen Krieges in der feindlichen Kriegsmacht Dienfte nimmt oder Darin ver 
bleibt, auch wenn er tatjächlich die Waffen gegen das Deutiche Reich oder defien 
Bundesgenofjen nicht getragen bat. Demgemäß find unter Umftänden auch Aızte, 
Serantenpfleger und Marfetender ftrafbar. — Der Begriff des Waffen, tragens“ be 
ſchränkt jich nicht auf ein wirkliches Gebrauchen der Waffen. Wohl aber ift zu 
fordern, daß der Täter auf dem Kriegsfhauplage, ſei es auf eigene Fauſt, iei 
es als Freiſchärler, ſei es als Glied eines ordentlihen Truppenkörpers, tätig mar. 

U. Der Eintritt in fremden Kriegsdienft und das Berbleiben darin kann 
nach $ 52 ftraflog jein. Die Dort geforderte unmwiderftehliche Gewalt oder Bedrohung it, 
was das Berbleiben betrifft, ſchon in den militärifchen Verhältniſſen jelbft gegeben. 
Wohl aber muß verlangt werden, Daß der Deutiche in ordnungsgemäßer Form feine 
Entlaffung begehrt. Ahnlich Riüd.-Stengl. 4. 

II. Täter kann nur der Deutfche fein. Vergl. $ 91. — Steht der Täter in 
militärpflichtigem Alter, jo ift Idealkonkurrenz mit $ 140 möglid). 


8 89. 


Ein Deutjcher, welcher vorjäglich während eines gegen das Deutſche 
eich ausgebrochenen Krieges einer feindlichen Macht Vorſchub Ietitet oder 
der Kriegsmacht des Deutjchen Reichs oder der Bundesgenofjen desſelben 
Kachtheil zufügt, wird wegen Landesverraths mit Zuchthaus bis zu zehn 
Fahren oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer beitraft. Sind mildernde 
Umftände vorhanden, fo tritt Feitungshaft bis zu zehn Jahren ein. 

Heben der Feſtungshaft kann auf Verluft der befleideten öffentlichen 
Ämter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er: 
fannt werden. [RG]. 


I. Die Stelle betrifft die landesverräterifche Begänftigung (dan Calker, Bergl. 
Darftellung 1 57). Sie ift in untergeordneten Beziehungen neu redigiert durch Gei. 
v. 3./7 1898 betr. den Verrat militärifcher Geheimniffe. 

1I. Der Vorſatz befteht in dem Bemußtfein, daß der feindlichen Macht Vor 
ſchub geleiftet, bezw. der deutjchen oder verbündeten Kriegsmacht Nachteil zugefügt 
werbe. Entipredyende Abficht ift nicht erforderlih. Vergl. GoltdX 19 396, be 
fonders aber Schwarte, Landesverrat und Kriegsverrat (1897) 39. A. U. John, 
Holgend. Handb. 3 52. 

DI. Bollendung tritt ein, fobald infolge der Handlung die Lage der feindlichen 
Macht günftiger oder die der deutfchen oder verbündeten Kriegsmacht ungünftiger if. 
Verſuch möglid). 

IV. Die Strafbarkeit wird aud) Hier häufig durch $ 52 bejeitigt werden. 

V. Über die Möglichkeit der Täterſchaft ſ. $ 91. 
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5 9. 


Lebenslängliche Zuchthaugftrafe tritt im Falle des $ 89 ein, wenn 
der Thäter 

1. Feſtungen, Bälle, bejegte Plätze oder andere Vertheidigungspoiten, 
imgleichen Theile oder Angehörige der deutſchen oder einer verbün- 
deten Kriegsmacht in feindliche Gewalt bringt; 

2. Feſtungswerke, Schiffe oder Fahrzeuge der Kriegsmarine, Öffentliche 
Gelder, Borräthe von Waffen, Schießbedarf oder anderen Kriegs 
bedürfnijjen, jowie Brüden, Eifenbahnen, Telegraphen und Trans— 
portmittel in feindliche Gewalt bringt oder zum Bortheile des Feindes 
zeritört oder unbraudybar macht; 

3. dem Feinde Mannfchaften zuführt oder Angehörige der deutſchen oder 
einer verbündeten Kriegsmacht verleitet, zum Feinde überzugehen ; 

4. Operationspläne oder Pläne von Feſtungen oder feiten Stellungen 
dem Feinde mittheilt; 

5. dem Feinde als Spion dient oder feindliche Spione aufnimmt, ver: 
birgt oder ihnen Beiltand leijtet, oder 

6. einen Aufitand unter Angehörigen der deutjchen oder einer verbündeten 
Kriegsmacht erregt. 

In minder fchweren Fällen fann auf Zuchthaus nicht unter zehn 

Jahren erfannt werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft nicht 
unter fünf Jahren ein. 
Neben der Feſtungshaft kann auf Verlujt der befleideten öffentlichen 

Ämter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er: 

fannt werden. [RG]. 


L Auch dieje Stelle hat durch das Gef. v. 3./7 1893 eine Neuredaltion erfahren, 
der aber eine größere fachliche Bedeutung zufommt als bei $ 89. Bor allem ift 
unzweideutig feftgeltellt, daß $ 90 nur qualifizierte Fülle des $ 89 enthält, fich alſo 
ebenfalls auf die Iandesverräterifhe Begünſtigung bezieht. Daher müffen 
die näher bezeichneten Handlungen während eines gegen dad Deutſche Reich aus» 
gebrochenen Krieges vorgenommen fein, daher ift ferner Idealkonkurrenz mit 8 89 
ausgeichloffen. Zum Dolus gehört auch bier nicht die Abficht der Schädigung der 
diesjeitigen oder der Yörderung ber feindlichen Macht (vergl. $ 89 II), ja in den 
Fällen der Nr. 4 und 6 braucht nicht einmal objektiv eine Förderung bezw. Schä- 
digung eingetreten zu fein. Zu Nr. 3 fpeziell ift zu bemerken, daß das Delitt erft 
dann vollendet ift, wenn tatjächlich Angehörige der beutfchen oder einer verbündeten 
Kriegsmacht zum Feinde übergegangen find. So die herrſchende Lehre. Vergl. auch 
E.5 125. — Wegen der Täterſchaft f. $ 91. 

D. Zur Ergänzung vergl. den im MStGB. bei. $ 47 behandelten Kriegs» 
berrat. 0 
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$ 91. 


Gegen Ausländer ift wegen der in den $$ 87, 89, 90 bezeichneten 
Handlungen nad) dem Kriegögebrauche zu verfahren. 
Begehen fie aber jolche Handlungen, während fie unter Dem Schutze 
des Deutjchen Reichs oder eines Bundesſtaats fi) innerhalb des Bundes 
gebietes aufhalten, jo fommen .die in den $$ 87, 89 und 90 beftimmten 
Strafen zur Anwendung. [RG]. 


Wegen der im $ 88 normierten Handlungen kann der Ausländer niemals ftrais 
rechtlich verantwortlich gemacht werden. Begeht er eine Handlung, welche unter die 
88 87. 89. 90 fällt, fo ift zu unterfcheiden: 

1. Hält er fich zur Zeit der Begehung unter den Echuge des Deutichen Reichs oder 
eines Bundesftantes innerhalb des ReichSgebietes auf, jo treffen ihn die ge 
jeglich angedrohten Strafen. Unter den Schutze des Deutfchen Reich ufm. aber 
ftebt der im Inlande ſich aufbaltende Ausländer ftetS, e3 fei denn, Daß er zur feind: 
liden Kriegsmacht gehört. Aber auch dem Angehörigen der feindlichen Krieg 
madıt Tann dieſer Schuß zuftehen, 3. B. den Kriegsgefangenen oder den Parla 
mentären. Eo inı Ergebnis die berrichende Lehre. 

2. Hält fih der Ausländer zur Zeit der Begehung auf dem (inländifchen oder au? 
ländifchen) Kriegsfhauplage auf, jo ift er nah MSIGB 88 57. 160 mit 
lebenslänglichem Zuchthaus zu beftrafen. Diefe Beftimmung gilt auch jür 
Deutſche ſchlechthin. 

3. Der Kriegsgebrauch könnte nur dann Anwendung finden, wenn die Hand- 
lung während bes Krieges, aber nicht auf dem Kriegsichauplage, auch nicht von 
einer der unter 1 erwähnten Perſonen begangen wird, alfo entweder in dem 
nicht zum Kriegsichauplage gehörenden Ausland oder in dem ebenfalls nicht zum 
Kriegsichauplag gehörenden Inland, letzternfalls vorausgefegt. daß der Zäter 
nicht unter dem Schutze des Inlands fteht. Ob er aber in diefen Fällen über 
haupt einen Kriegsbrauch gibt, ift jehr zweifelhaft und wohl zu verneinen. De% 
halb wird $ 91 Abſ. 1 nunmehr als gegenftandslos anzufehen fein. Im Er 
gebnis übereinſtimmend v. Kries ZEir® 7 616, Schwarke, Landesverrat und 
Kriegöverrat (1897) 10 ff., Binding, Lehrb. 2 464. Daß ſolche Ausländer, denen 
völferrechtlich eine Befugnis zur Vornahme der betr. Handlung zufteht, nidt 
beftraft werden können, ift jelbitverjtändlich. 


$ 92. 
Mer vorfäglich | 

1. Staatögeheimniffe oder Feitungspläne, oder ſolche Urkunden, Alter 
ſtücke oder Nachrichten, von denen er weiß, daß ihre Geheimhaltung 
einer anderen Regierung gegenüber für das Wohl des Teutjchen 
Reichs oder eines Bundesſtaats erforderlich ift, diefer Regierung 
mittheilt oder öffentlich befannt macht; 

2. zur Gefährdung der Rechte des Deutjchen Reichs oder eines Bundes 
ftaats im Verhältniß zu einer anderen Regierung die über jolde 
echte fprechenden Urkunden oder Beweismittel vernichtet, verfälidt 
oder unterdrüdt, oder 
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3. ein ihm von Zeiten des Deutſchen Reichs oder von einem Bundes⸗ 
ftaate aufgetragenes Staatsgejchäft mit einer anderen Negierung 
zum NRachtheil bejjen führt, der ihm den Auftrag erteilt hat, 

wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beitraft. 
Sınd mildernde Umjtände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft nicht 
unter ſechs Monaten ein. [RG bez. SchwGl. 


I. Die Stelle betrifft den jog. diplomatiihen Landesverrat (j. o. S. 175 u. 
857 D. Bei dDiejem fällt die für den militäriihen Landesverrat wichtige Unter⸗ 
ideidung Hinjichtlich der Täterſchaft im allgemeinen weg und wird nur infofern auf« 
recht erhalten, als gemäß $ 4 Nr. 2 bei Begehung im Auslande lediglich ber Deutiche 
berfolgt werden kann. 

Hd. 

1. zu Nr. 1 (landesverräterifhe Geheimnisverlegung ; jo van Calker, Vergl. Tar- 
tellung 1 58). Unter den Begriff der Staats geheimniſſe können auch mili- 
täriiche fallen. Soweit das Gef. gegen den Berrat militärifcher Geheimniſſe 
reicht (Vorbem. II. 3. dieſem Abjchnitte), findet es als das fpeziellere allein An⸗ 
wendung. E3545. Demnad) ift in der vorliegenden Stelle das Wort Feſtungs⸗ 
pläne zu ftreihen. Geheimgehalten kann nur werden, was noch geheim ift. Es 
liegt aber im Weſen der Sade, daß eine gewiſſe Anzahl von Perjonen ſtets ein⸗ 
geweiht ift. Eingehender darüber Köhler Goltd I 523 16. 17. Bei einer Mit- 
teilung an eine andere Regierung gehört daher zum Dolus das Bewußtſein, daß 
deren Mitglieder nicht zu den Eingeweihten gehören. Vergl. E 10 430. 25 45. 
Dies ift von Wichtigkeit, weil die andere Regierung nicht notwendig eine 
außerdeutfche zu fein braucht. 

2. Ar. 2 ([andesverräterifhe Beweisvernichtung; jo van Calker a. a.D. ©. 61) ent- 
ſpricht auf öffentlichrechtlichern Gebiete dem 8 274. Idealkonkurrenz ift bejon- 
ders möglid mit 88 267. 268, „Zur Gefährdung‘ bezeichnet den Erfolg, nicht 
die Willensrihtung. Olsh.⸗Zweig. 4. 4. A. Hälfchner 2 761. — Über den Ber 
griff der Urfunde |. & 267. 

3. Nr. 3 (landesverräterifche Untreue; fo van Calker a. a. O. ©. 61) entipricht auf 
öffentlichrechtlichem Gebiete den & 266. „Zum Nachteil” ift objektiv zu inter« 
pretieren. S. o. 2. 


$ 93. 


Wenn in den Fällen der $$ 80, 81, 83, 84, 87 big 92 Die Unterfuchung 
eröffnet wird, jo kann bis zu deren rechtsfräftigen Beendigung das Ber: 
mögen, welches der Angejchuldigte beiigt, oder welches ihm jpäter an= 
tällt, mit Beichlag belegt werben. 


Tur die Stelle wirb nicht etwa die Etrafe der Vermögenskonfiskation auf⸗ 
gefrifcht, fie enthält vielmehr nur eine durch EG 3. StPO $ 5 aufrecht erhaltene 
prozefjuale Beftimmung. Das beihlagnahmte Vermögen bleibt im Eigentum des 
Veſchuldigten. Es wird ihm nur für Die Dauer ber Unterfudhung fowohl ber 
Eubftanz wie den Erträgniſſen nach entzogen, damit e3 nicht in einer den Zwecken 
der Strafverfolgung widerfprechenden Weiſe verwendet werden kann. Tas Nähere 


. EBD 88 333 ff. 480. 
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weiter Abſchnitt. 
Beleidigung des Landesherrn. 


I. Die Überfchrift des Abſchnittes dedt die darin behandelten Delikte in Doppelter 
Beziehung nicht. Zunächft bedroht das Gefeg nicht nur Beleidigungen (ſ. Über den 
Begriff den 14. Abjchnitt), fondern auch Tätlichkeiten (88 94. 96); ſodann ſchüßt 
es außer dem Landesheren auch noch andere hochgeftellte Perſonen. Geſchützt iind 
nämlich: der Kaifer (88 94. 95) — der eigene Landesherr des Täterd (85 94. 95) — 
der Zandesherr des (deutichen) AufentHaltsftantes (88 94. 95) — der Regent und bir 
Mitglieder des Iandesherrliden Haufes ſowohl des eigenen Staates als aud de: 
deutfchen Aufenthaltsftantes (88 96. 97). Zu bemerken ift, daß auch die in dieſem 
Abſchnitt nicht erwähnten deutfchen Landesherren einen bejonderen Schuß gegen X: 
leidigungen genießen ($ 99). Wegen des Borfages finden die Bemerkungen zu 
$ 80 III entjprechende Anwendung. 

II. Zur Zeit liegt dem Reich$tage ein Gejegentwurf vor, der den Begriff der 
Majeftätsbeleidigung einfchränfen und ihre Verfolgung erſchweren will. In ſubjel⸗ 
tiver Beziehung ſoll in Zukunft nicht mehr der Borjat genügen, fondern Borbebadt 
und böſe Abficht erforderlich fein. Sodann joll die Verfolgung von einer Erflärung 
der oberften Zuftizbehörde abhängig gemacht und die Verjährungsfrift verfürzt werben. 
©. darüber van Calker DXZ 12 553 ff., Kohler in der Ztg. „Der Tag” v. 15./5 1W:. 
— Erlangt der Entwurf Gefegestraft, fo werden die Beftimmungen über die rüd- 
wirkende Kraft des Strafgejeges ($ 2) von befonderer Bedeutung fein. Yon Stand: 
puntte der ob. ©. 25. 26 vertretenen Auffaflung aus, mit welcher Olsh.⸗gZweig. 20 
zu 8 2 übereinftimmen, folgt, daß alle ſchwebenden Prozeffe einzuitellen find, joferz 
nicht die oberfte Zandesjuftizbehörde wenigſtens nachträglich die Berfolgung ge— 
nehmigt. Sofern man dagegen annimmt, daß $ 2 auf Rechtsſätze prozefjualen 
Charafter3 feine Anwendung finde, wird zu unterjcheiden jein, ob der Eröffnung‘ 
beichluß ſchon erlaſſen ift oder nit. Im erfteren Falle fände dann StPO $ 259 
feine entjprechende Anwendung. Im zweiten dürfte der Eröffnungsbeichluß nicht 
ohne die erwähnte Genehmigung ergehen. 


8 94. 


Wer einer Thätlichkeit gegen den Kaifer, gegen feinen Landesherrn 
oder während feines Aufenthalts in einem Bundesſtaate einer Thätlichfeit 
gegen den Landesherrn diefes Staats ſich jchuldig macht, wird mit leben 
länglihem Zuchthaus oder lebenslänglicher Syeftungshaft, in minder 
ſchweren Fällen mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer beftraft. Neben der SFeitungshaft Kann auf 
Berluft der befleideten öffentlichen Ämter, fowie der aus öffentlichen 
Wahlen hervorgegangenen Rechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Feitungshaft nidt 
unter fünf Jahren ein. [SchwG]. 


I. Tätlichkeit ift jede vorfägliche Einwirfung auf den Körper einer ande 
Perſon, ohne daß dadurch ein Schmerz hervorgerufen zu werben braucht. Auch in 
nicht erforderlich, daß fie einen beleidigenden Charakter hat. ©. Olsh.⸗Zweig. 2. Ent 
fällt die Rechtswidrigkeit, wie bei Einwilligung ober Notwehr, fo trifft die tele 
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jelbſtverftändlich nicht zu. Die Zuläffigkeit der Notwehr tft aber mit Entſchiedenheit 
zu behaupten. Die ftaatsrechtliche Unverleglichfeit des Landesherrn fteht nicht ent- 
gegen, weil fie nur linverantwortlichleit bedeutet. S. darüber Binding, Lehrb. 1 
171. — Ein fehlgehender Angriff ftellt nur Berfuh dar. A. A. Schwarze 1, Baum⸗ 
garten, Lehre v. Verſuch (1859) 411. Im übrigen |. wegen der Tatbeſtandsmerk⸗ 
male $ 80. 

U. Die minder ſchweren Fälle find nicht identiſch mit den im zweiten Abi. 
erwähnten mildbernde Umftände zulafienden. Sie umfaflen nur ſolche Milderungs- 
gründe, die in der Tat felbft liegen, während als mildernde Umſtände aud) nachträg⸗ 
Iih auftretende oder rein fubjeltive Momente angejehen werden können. S. Olsh.⸗ 
Zweig. 7. Rad) E 6 25 gebührt die Enticheidung über das Vorliegen eines minder 
ihweren Falles dem Gerichtshof, nicht den Geichworenen. 

HI. Idealkonkurrenz mit gemeinen Verbrechen, 3.8. mit Raub, ift mög» 
ih, aber nicht mit $ 80. Möglih auch mit $ 81 Nr. 1 und mit $ 95. So in 
Iesterer Beziehung gegen die herrichende Lehre Oppenh.⸗Del. 9 zu $ 95. 


$ 95. 

Wer den Kaiter, feinen Landesherrn oder während feines Aufent- 
halts in einem Bundesſtaate deſſen Landesherrn beleidigt, wird mit 
Gefängniß nicht unter zwei Monaten oder mit Feitungshaft von zwei 
Monaten bis zu fünf Jahren beitraft. 

Neben der Gefängnißitrafe kann auf Verluſt der befleideten öffent- 


lihen Amter, ſowie der außföffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte 
erfannt werden. [StrK]. 

1. Die Majeftätsbeleidigung iſt qualitativ von der gemeinen Beleidigung im 
Einne des 14. Abfchnittes nicht verfchieden. Der Unterjchied ift vielmehr nur quantitativ, 
iniofern die Ehre des monarchiſchen StaatSoberhauptes eine andere ift als die der 
Untertanen. Die Majeftätöbeleidigung ift daher fein del. sui generis, fondern nur ein 
aualifizierter Fall der Beleidigung. So die herrichende Lehre. Bergl. bei. 
Binding, Lehrb. 1 169 ff., Olsh.⸗Zweig. 2, van alter, Bergl. Darftellung 1 98 ff., 
Meents, Die Majeftätöbeleidigung (1894) 65. 66, Frederichs, Die Anwendung der 
allgem. Grundfäge über Beleidigung uſw. (1897) 17. 18, E 8 434. U. A. Doehn ZStrW 
2148 ff. Die Majeftätsbeleidigung Tann in denſelben formen auftreten wie die 
gemeine: als formelle Beleidigung ($ 185), als üble Nachrede ($ 186) und als Ver⸗ 
leumdung ($ 187). Nur wenn die fämtlihen Tatbeftandsmertmale der einen ober 
der andern dieſer Formen gegeben find, Tann von Majeftätsbeleidigung die Mebe fein. 
Demnach gehört zur formellen Majeftätsbeleidigung Kundgebung der Mitachtung. 
Tie bloße Ehrfurdhtsverlegung, die bloße Taktloſigkeit ift feine Majeftätsbeleidigung. 
E3 434, RG GoltdA 46 335. Auch braucht fi) die Kritik einer einzelnen Re⸗ 
gterungshandlung durchaus nicht notwendigermweife auch gegen Die Perſon zu richten. 
G 32 236. Anderfeits iſt e8 nicht nötig, daß Die Veziehung einer Äußerung auf 
den Kaifer u. f. m. wörtlich zum Ausdruck gelange. Es genügt eine verftändliche Bezug⸗ 
nahme und das Bewußtſein, daß die Außerung in diefem Sinne aufgefaßt werde. 
€ 270. Gleichgiltig ift ed, ob fi die Äußerung auf das Privatleben des Mo— 
narchen oder auf feine !öffentliche Stellung bezieht, ebenfo ob auf eine vor 
oder nah Erlangung der Krone vorgenommene Handlung. Auch der Umftand, daß 
die Serantwortlichkeit des Minifterd eine Regierungshandlung ftaatsrechtlicy deckt, 
Nebt der Möglichkeit einer Beleidigung des Monarchen durch beleidigende Kritik diefer 
dandlung nicht entgegen. & 2 213. 3 434. 8 338. 
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H. Die vielbeiprochene Frage, ob in dem Nihteinftimmen in ein dem Landes— 
herrn ausgebrachtes Hoc, Beleidigung zu finden jei, ift zu verneinen, ſofern nicht 
eine entiprechende Rechtspflicht vorliegt. Allerhöchftens kann aber eine ſolche ba 
Militärperfonen und bei Hofbeamten angenommen werden. Etwas mweitergehend er- 
Härt NS GoltdA 46 335 ſchon eine dur Sitte oder Herfommen begründete Pflicht 
für ausreichend. Doehn a. a. D. 505 ift der Anjicht, daß das Nichteinſtimmen ftrafbar 
jei, wenn ſich jemand in eine Situation hereingebradht Hat, in der es, wie er weiß, 
zu Ebrenbezeigungen fommt. 

DI. Die Heraushebung der Majeftätsbeleidigung aus dem 14. Abjchn. ift nur 
aus ſyſtematiſchen Gründen erfolgt. Demgemäß müflen die dort gegebenen Spezial: 
beftimmungen aud) bier gelten, jofern ich nicht pofitiv daS Gegenteil beweijen läßt. 
Dies trifft aber nur für das Antragserforbernis zu. Die Parentheſe in $ 194 zeigt 
deutli, daß die Verfolgung der außerhalb des 14. Abſchn. ftehenden Beleidigungs⸗ 
fälle nicht von einem Strafantrage abhängt. Iſt hiernady, wie einftimmig zugegeben 
wird, die Majeftätsbeleidigung fein Antragsdelilt, fo muß doch ber 
Wahrheitsbeweis zugelaffen werden, zumal er in dem 14. Abſchn. nicht etwa 
befonders eingeführt wird, fondern als Gegenbeweis gegen den Tatbeftand Der üblen 
Nachrede und ber Berleumdung eine prozeſſuale Erſcheinung ift. So im Ergebnis 
v. Bar 246, Binding, Lehrb. 1 171, Hälfchner 2 768, John in Holgend. Hanbb. 3 69, 
v. Liſzt 8 168, Frederichs a. a. O. 26 ff., Meentz a. a. O. 84ff., van Galler, Vergl. Dar⸗ 
ftelung 1 98, Gerland daſ. 232/83, Meyer Alf. 544. 4. X. Olsh.⸗Zweig. 7, Oppenb. 
Del. 11, Rid.-Stengl. 4, Doehn a. a. D. 521, E2 213. Daß gegen die Zuläfjigfeit des 
Wahrheitäbeweijes die jtantSrechtliche Unverleglichleit bed Monarchen nicht ins Gefedt 
geführt werden Tann, legt Binding a. a. DO. mit Recht dar. ©. 0b. $ 941 Desgleicen 
kann auch $ 193 Anwendung finden. So bei. Binding, Lehrb. 1 170. Ähnlich v. Liizt 
$ 168, Ohlsh.⸗Zweig. 7, E 8 338, NR 10 724. Mit Necht heben endlich Binding, 
Lehrb. 1 171 und Rofenfeld, Die Nebenklage (1900) 111 bervor, daß auch die Be 
ftimmungen über Bubliltationsbefugnis und Buße für die Majejtätsbeleit- 
gungen gelten. 

IV. Schmähung eines verftorbenen Monarchen beurteilt fich nach $ 159, 
jedoch kann fi) darunter eine wirkliche MajeftätSbeleidigung verbergen. E 28 111. 

V. Idealkonkurrenz mit gemeiner Beleidigung ift nur dann denkbar, 
wenn fich die Äußerung gleichzeitig gegen eine andere Berfon wendet. Mit Unrecht 
halten Olsh.⸗Zweig. 8 Idealkonkurrenz mit übler Nachrede und Verleumdung ſchlecht⸗ 
hin für möglid. Bergl. noch $ 94 III. — Wegen Beihlagnahme f. Preägei. 
8 23 Nr. 3. 


$ 96. 


Wer einer Thätlichleit gegen ein Mitglied des landesherrlichen 
Haujes jeined® Staat3 oder gegen den Negenten feines Staats oder 
während feines Aufenthalts in einem Bundesitaate einer Thätlichkeit gegen 
ein Mitglied des landeöherrlichen Hauſes diefes Staat oder gegen den 
Regenten dieſes Staats ſich ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus nidt 
unter fünf Jahren oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer, in minder 
jchweren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft von 
Einem bis zu fünf Jahren ein. [SchwG]. 
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$ 97. 

Wer ein Mitglied des landesherrlichen Hauſes feines Staats oder 
den Regenten ſeines Staat3 oder während feines Aufenthalts in einem 
Bundesjtaate ein Mitglied des landesherrlichen Hauſes diejeg Staat? oder 
den Regenten dieje3 Staats beleidigt, wird mit Gefängniß von Einem 
Monat bis zu Drei Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer 
beitraft. [StrK]. 


IL. Wer zum landesbherrlien Haufe gehört, beitimmt fi nad} dem konkreten 
Etaciärechte und den Hausgeſetzen. Bergl. dazı Binding, Lehrb. 1 173, Oppenh.- 
Tel. 2 zn $ 96, & 2 141. 33 239. 

IL Der Raifer ift außerhalb Preußens nit LZandesherr, auch nicht in den 
Reich3landen, daher find die Angehörigen des preußifchen Königshaufes dort nicht 
Mitglieder des „landesherrlichen Hauſes“. E 17 334. 


III. Fuür die Begriffe der Tätlichleit und der Beleidigung gelten die Ausfüh- 
rungen zu 8$ 94. 95. 


Dritter Abſchnitt. 


Beleidigung von Bundezfüriten. 


Die Üüberſchrift dedt Hier den Inhalt des Abfchnittes ebenfomenig, wie es bei 
dem voraufgehenden der Fall ift. Bergl. die Vorbem. zu diefem. In negativer 
Beziehung ift zu bemerfen, daß, jofern nicht die 88 95. 97. 101 eingreifen, jich Die 
Beleidigung gegen Mitglieder Iandesherrlicher Häufer nach dem 14. Abſchn. beurteilt. 


$ 98. 


Wer außer dem Falle des $ 94 ſich einer Thätlichkeit gegen einen 
Bundesfürften ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus von zwei bis zu zehn 
Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt Feſtungshaft von ſechs 
Monaten bi8 zu zehn Jahren ein. [SchwG]. 


Bergl. 8 94. 
$ 99. 


Wer außer dem Falle des $ 95 einen Bundesfürften beleidigt, wird 
mit Gefängniß von Einem Monat bis zu drei Jahren oder mit Feitungs- 
haft von gleicher Dauer 'beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermächtigung des Beleidigten ein. 
[StrK]. 

L Vergl. $ 95. 

I. Die Ermädtigung iſt dem Strafantrage nahe verwandt und ebenjo mie 


diejer eine Prozeßvorausſetzung. ©. oben S. 107. Der Unterfchied liegt in fol- 
gendem: 
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1. Die Ermächtigung braucht nicht pofitin zum Ausdrude zu bringen, Daß der Wille 
auf Berfolgung gerichtet fei, fondern nur negativ, daß er der Verfolgung nict 
entgegenftebe. 

2. Die für den Strafantrag aufgeftellten Formvorſchriften finden auf die Er- 
mädtigung eine Anwendung. Dies gilt namentlich Hinfichtli” der Friſt und 
der StPO $ 156 gegebenen Beftimmungen. & 7 382. 18 382. Auch die Uns 
teilbarfeit de8 Strafantrags wird man auf die Ermächtigung nicht übertragen 
dürfen. A. A. Binding 1 696, Finger 1191. Zurücknehmbar ift die Er— 
mädjtigung niemald. Benn.-Bel. 225, € 88 66. 

©. des näheren Hausmann, Die Beleidigung gefeßgebender Verſammlungen 
ufw. (1892) 13 ff, der mit Recht Hervorhebt, daB — im Gegenjag zum Antrage — 
ber Staatsanwalt von Amts wegen die zur Erlangung der Ermädtigung erforder- 
lichen Schritte tun müſſe. Bergl. aud) Köhler, Die Lehre vom Strafantrag (1%) 
169 ff. 


$ 100. 


Wer außer dem alle des $ 96 fich einer Thätlichkeit gegen ein 
Mitglied eines bundesfürftlichen Haufes oder den Regenten eines Bunde: 
ſtaats jchuldig madht, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Feſtungshaft von gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, fo tritt Feſtungshaft von Einem 
Monat bi8 zu drei Jahren ein. [SchwG]. 


Bergl. 88 94. 9. 
$ 101. 


Wer außer dem Falle des $ 97 den Negenten eines Bundesitaai 
beleidigt, wird mit Gefängniß von Einer Woche bi zu zwei Jahren oder 
mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermächtigung des PBeleidigten ein. 
[StrK]. Ä 


Bergl. 88 95. 99. 


Dierier Abſchnitt. 
Feindlihe Handlungen gegen befreundete Staaten. 


Befreundet find zunächſt alle Staaten, die zur völkerrechtlichen Gemeinjhait 
gehören, außerdem aber auch andere, unzivilifierte Staaten, fofern fie mit dem 
Deutfchen Reiche Freundichaftsverträge abgeichloffen haben oder in biplomatide 
(wenn auch nicht dauernde) Beziehungen zu ihm getreten find. Daß auch biplomr 
tifche Beziehungen genügen Lönnen, geben Olsh.⸗Zweig. 4 zu $ 102 nicht zu. Wenn 
Gerland, Bergl. Darftellung 1 212 die Anerfennung des fremden Staates für au% 
reichend, aber auch für notwendig erflärt, jo wird das mit der jet hier vertretenen 
Anficht zufammentreffen; denn eine förmliche Anerkennung fordert Gerland nidt. 
Sachlich übereinftimmend wohl aud) Binding, Lehrb. 2 500. Staaten der völfer 
rechtlichen Gemeinfchaft find auch ohne diplomatische Vertretung befreundet. A. X. 
Rüd.⸗Stengl. u. Oppend.-Del. zu diefem Abjchnitt. Dur Krieg mit dem Staatt 
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hört aber das Freundſchaftsverhältnis auf. In dieſem Falle finden daher die 88 102 
62 104 feine Anwendung und die in ihnen normierten Handlungen find nur infoweit 
ajbar, al3 fie gemeine Delikte enthalten. 

Ter innere Grund für die Strafbarfeit der in dieſem Abfchnitt erwähnten 
banblungen ift in dem inlänbiichen Intereſſe an der Erhaltung guter Beziehungen 
zum Auslande zu fuchen. ©. darüber bei. Gerlanb a. a. D. 124. 207. Dagegen 
ammt Segler, Prinzipien d. internat. Strafrechts (1906) 90. 91 an, baß das deutſche 
Strafrecht lediglich den Schu ausländifcher Intereſſen im Auge habe. 


$ 102. 


Ein Deutjcher, welcher im Inlande oder Auslande, oder ein Aus- 
länder, welcher während jeines Aufenthalts im Inlande gegen einen nicht 
zum Deutſchen Reich gehörenden Staat oder deſſen Landesherrn eine Hand- 
Img vornimmt, die, wenn er fie gegen einen Bundesftaat oder einen 
Bundesfürjten begangen hätte, nad) Vorjchrift der $$ 81 big 86 zu beftrafen 
rin würde, wird in den Fällen der 88 81 bis 84 mit Feſtungshaft von 
Emem bis zu zehn Jahren oder, wenn mildernde Umftände vorhanden 
ind, mit Feſtungshaft von fechs Monaten bis zu zehn Jahren [SchwG], 
in den Fällen der 88 85 und 86 mit Feſtungshaft von Einem Monat 
bi3 zu drei Fahren beitraft [StrK], ſofern in dem anderen Staate dem 
Tentichen Neich die Gegenfeitigfeit verbürgt ift. 

Die Verfolgung tritt auf Antrag der ausmärtigen Regierung ein. 
Tie Zurücknahme des Antrages ijt zuläffig. 


I. Hinfigtli der Täterfchaft ift zu unterfcheiden: 

1. Zft der Täter ein Deutjcher, fo ift die Handlung ftrafbar, ohne Rückſicht auf 
den Ort der Begehung und auch ohne die Einichränkung des $ 4 Nr. 3, daß 
die Handlung am Orte der Tat mit Strafe bedroht jein müſſe. In leßterer Be⸗ 
ziehung a. A. Hegler, Prinzipien d. internat. Strafrechts (1906) 91. 92. Wenn 
ic, freilich die im Auslande vorgenommene Handlung gegen den Aufenthalts- 
ftaat richtet, fo ift ihre inländilche Strafbarkeit von der am Ort der Tat vor⸗ 
bandenen deshalb abhängig, weil die Gegenfeitigfeit verbürgt fein muß (j. u. II). 
Ander8 aber, wenn fih die Handlung gegen einen dritten Staat richtet, und 
diejer Fall follte wohl gerade getroffen werden. S. Gerland, Bergl. Daritellung 
1 218. 

2. Sit der Täter ein Ausländer, fo ift die Handlung ftrafbar nur unter der 
Borausfegung, Daß er ſich zur Zeit der Begehung im Inlande aufhält. - 

U. In beiden Yällen aber iſt die Strafbarteit bedingt Dur) Berbürgung der 
Gegenfeitigleit, d. b.: e8 muß entweber zufolge eines befonderen Bertrags 
oder nach dem ſonſt in dem betreffenden Staate giltigen Rechte und nad) der 
von ihm geübten Praxis feitftehen, daß dieſe fonfrete Handlung, wenn fie jich 
gegen das Deutiche Reich oder einen deutſchen Cinzelftaat oder einen deutſchen 
Landesherrn richtete, auch von dem ausländischen Staate mit einer Strafe belegt 
würde, die ben Strafandrohungen des 8 102 entipriht und namentlich höher it, 
als bei gemeinen Delikten. Ähnlich Olsh.⸗Zweig. 2, Rüd.-Stengl. 6, Gerland a. a. O. 
23, Oppenh.⸗Del. 9. Dagegen fordert Binding, Lehrb. 2 499 zur Verbürgung 
der Gegenjeitigfeit feine firengere Strafe als bei gemeinen Delitten. Darüber, daß 
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die Gegenjeitigkeit fon zur Beit der Handlung verbürgt fein muß, f. o. S. 106 VI. 
Übereinftimmend auch Binding a. a. O. 500, Gerland a. a. ©. 222. 

Endlich fordert das Geſetz zur Verfolgung einen Strafantrag der ausmär- 
tigen Regierung. Burüdnahme ift der Regel entgegen zuläffig. 





8 103. 


Wer fich gegen den Landesherrn oder den Negenten eines nicht zum 
Deutichen Reich gehörenden Staats einer Beleidigung ſchuldig macht, 
wird mit Gefängniß von Einer Woche bis zu zwei Jahren oder mit 
Feſtungshaft von gleicher Dauer beſtraft, ſofern in dieſem Staate bem 
Deutichen Reich die Gegenjeitigfeit verbürgt ift. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen Dein 
ein. Die Zurüdnahme des Antrages ilt zulaſſig [StrK]. 


| 

Über Berbürgung der Gegenfeitigfeit ſ. $ 102 II. Fehlt es an diefer Berbürgung.: 

jo greifen die Borfchriften über gemeine Beleidigung plat. Dieje find auch dann 
anzuwenden, wenn der Strafantrag nicht von der ausländifchen Regierung, fondern 
von der Perſon des Landesherrn geftellt wird. Die Regierung aber kann den Straf 
antrag auch noch nach dem Tode des beleidigten Landesherrn ftellen. Die Gemahlin 
des legteren, enithronte oder abgedantte Landesherrn, Präfidenten fremder Repu⸗ 
blifen genießen den Schuß des 8 103 nidjt. | 


$ 103a. 


Wer ein Öffentliches Zeichen der Autorität eines nicht zum Deutiäen | 
Neic gehörenden Staats oder ein Hoheitszeichen eines jolchen Staats 
böswillig wegnimmt, zerftört oder bejchädigt oder bejchimpfenden Unfug 
daran verübt, wird mit Gelditrafe bis zu fechshundert Mark oder mit 
Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. |[StrK]. 


I. Der durch Novelle v. 6./2 1876 eingefchaltete Paragraph ftellt zu & 135 ein 
ähnliches Verhältnis ber, wie $ 102 zu 88 81—56. Zu beachten iſt aber, daß weder 
Verbürgung der Gegenjeitigfeit noch ein Strafantrag gefordert wird. Wohl aber 
muß fi die Handlung gegen Zeichen eines befreundeten Staates richten. 
©. die Borbem. zu dieſem Abfchnitt. 

IL Aus der fgitematifchen Stellung des 8 135 ergibt fih, daß er zum Schutze 
obrigfeitliher Alte beftimmt ift. Daher ift unter dem öffentlichen Zeichen 
der Autorität ufw. ein auf obrigfeitliche Anordnung, und zwar des auslän 
bifchen Staates, angebrachtes zu verftehen. Im übrigen ift nicht erforderlich, def 
das Zeichen öffentlich fihtbar wäre. ©. darüber bef. Kleinfeller, Bergl. Tar- 
ftellung 2 906. 

Einen fcharfen Unterfchied zwiſchen Zeichen der Autorität und Hoheit 
zeichen zu machen, ift weder notwendig, no auch möglich. Ebenfo Binding, 
Lehrb. 2 503, Kleinfeller a. a.D., v. Lilzt $ 176. Zweifellos fallen unter ben einen 
oder ben andern Begriff alle diejenigen Zeichen, durch welche zum Ausdrude gebradt 
werden fol, daß diefer Ort oder diefe Sache diefer Staatsgewalt untermorfen if. 
3. B.: Fahnen, Wappen, Grenzpfähle. Gleichgiltig ift, ob ſich die Beichen im Inlande 
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oder im Auslande befinden. U. A. Olsh.⸗Zweig. 1, Rüd.⸗Stengl. 2, Meyer-Allf. 556. 
St aber das Zeichen im Auslande aufgeltellt, jo ift $ 4 Nr. 3 anwendbar. 

1I. BergL wegen des Wegnehmens $ 242, wegen bes Zerſtörens oder 
Bejhädigens 8 303, wegen des bejhimpfenden Unfugs $ 166. — Bös— 
willig fann nur ein vorjägliches Handeln fein, außerdem aber gehört zum Begriff, 
dag durch die Tat Migachtung gegenüber dem fremden Staate zum Ausbrude ge> 
bracht werden fol. Bergl. Kleinfeller a. a. O. 295. 

IV. Spdealtonturrenz ift bei Wegnahme mit Diebftahl möglich, nicht aber bei 
Zerſtörung oder VBeihädigung mit Sachbeſchädigung; wohl aber wiederum bei be» 
himpfendem Unfug mit grobem Unfug aus 8 360 Nr. 11. 


$ 104. 


Wer ſich gegen einen bei dem Neich, einem bundesfürftlichen Hofe 
oder bei dem Senate einer der freien Hanjeltädte beglaubigten Gejandten 
oder Gejchäftsträger einer Beleidigung jchuldig macht, wird mit Gefängniß 
bis zu Einem Fahre oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag de3 Beleidigten ein. Die Zu- 
rücknahme des Antrages iſt zuläſſig. [StrK]. 


Bührend fi die voraufgehenden Paragraphen ihrem Wortlaute nah nur auf 
niht zum Deutſchen Reiche gehörige Staaten beziehen, fehlt e8 hier an einer ents 
iprechenden Beltimmung. Deshalb nehmen Olsh.⸗Zweig. 2 an, dad die Stelle auch 
Anwendung finde auf die Gefandten eines deutichen Einzelftaates bei dem andern. 
Tagegen jpricht aber der ſyſtematiſche Zufammenhang. Denn „befreundet“ im Sinne 
des 6. Abſchn. find nur auswärtige Staaten. Ebenio bie 1. Aufl. dieſes Kommentars, 
Hegler, Prinzipien d. internat. Strafrechts (1906) 90, Gerland, Bergl. Darjtellung 1 
236/77. 


Sünfter Abfdnitt 


Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die Ausübung 
ſtaatsbürgerlicher Nedte. 


Der Abjchnitt findet nur Anwendung auf Angelegenheiten des Deutichen Reich 
oder eines Bundesftaats. Übereinftimmend die meiften. A. A. Schneidler Ger© 40 3. 


$ 109. 


Wer e3 unternimmt, den Cenat oder die Bürgerjchaft einer der freien 
Hanjeftädte, eine gejeßgebende Verjammlung des Reichs oder eines Bundes: 
taat3 auseinander zu ſprengen, zur Sajlung oder Unterlaſſung von Be- 
\hlüjfen zu nöthigen ober Mitglieder aus ihnen gewaltſam zu entfernen, 
wird mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von 
gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft nicht 
unter Einem Jahre ein. [SchwG]. 


Frank, Strafgeiehbud, 5.—7. Aufl. 13 
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I. Das Delikt der Parlamentsiprengung fordert als Objekt eine gejeg- 
gebende Berfammlung. Hierunter wird eine folde Berfammlung zu verftehen fein. 
bie bei der Gejeßgebung in maßgebender Weiſe mitwirft. Dazu gehören zweifellot 
ber Neichötag und die Kammern der Einzelftanten,, desgl. der Landesausſchuß fir 
Elfaß-Lothringen. Ob aud der Bundesrat, ift beitritten, aber wohl zu bejahen. 
Ebenjo DISh.- Zweig. 1, Meyer-AUf. 545, M. E. Mayer, Bergl. Darftellung 1 246 
und überhaupt die meiften. A. A. Binding, Lehrb. 2 817 ff., v. Liſzt $ 169. Ander- 
jeit8 rechnen die beiden leßteren auch folche Berfammlungen hierher, Die bei dem 
BZuftandefommen von Lolalftatuten und PBolizeiverorbnungen mitzumirten haben. In 
Wahrheit aber find das „politifche Körperfchaften“, die wohl in $ 197, aber nicht in 
der vorliegenden Stelle erwähnt werben. Abteilungen der gejeggebenden Berfamm- 
lungen (Ausſchüſſe, Kommiffionen) werden von dem Wortlaut der Stelle nicht ge 
teoffen. Ebenjo Binding a. a. D. 4. A. v. Liſzt a.a. 9. Immerhin ift e: 
möglich, daß fich eine direft gegen eine ſolche Abteilung gerichtete Handlung indirekt 
aud) gegen das Plenum richtet, injofern diefes dadurch zur Unterlafjung einer Beſchluß⸗ 
fafjung genötigt werden fol. 

Hd. Die Handlung Tann beftehen in der Auseinanberjprengung im engeren 
Sinne, der Nötigung zur Beichlußfaffung oder zur Unterlafjung einer ſolchen und ta 
der gewaltjamen Entfernung einzelner Mitglieder. Es werden alſo ſehr verjchiedene 
Handlungen verbunden. ©. darüber M. E. Mayer a. a. D. 270. As Nötigungs⸗ 
mittel genügt außer Gewalt audy die Drohung und zwar wird diefe aus dem Genus 
belift des $ 240 näher zu beftimmen jein als Drohung mit einem Verbrechen oder 
Bergehen. Weitergehend Binding und M. E. Mayer a. a. D. In jedem Fall genügt 
ihon das Unternehmen. Der Begriff des Unternehmens wirb im $ 82 für da: 
Gebiet des Hochverrat3, aber nur für diejes, beftimmt. Wo fich der Begriff jontt 
findet, verfteht ihn die herrfchende Lehre, befonders das RG (E 3 26. 8 354), Olsh⸗ 
Zweig. 2, v. Liſzt $ 46, M. E. Mayer a. a. DO. 268, im weitelten, auch die ent 
ferntefte Vorbereitungshandlung umfaffenden Sinne. Wenn fi die Vertreter biejer 
Meinung auf den Sprachgebraudy berufen, fo befinden fie fich entichieden im Irrtum 
Im gewöhnlichen Leben wird der Begriff des Unternehmens gerade umgekehrt in 
einem engeren Sinne gebraudt als der des Verſuchs, infofern man babei ftet3 an 
ein planmäßig borbereitetes, überlegte Vorgehen denkt. Es ift aber fein 
Grund zu der Annahme vorhanden, daß der Rechtsbegriff von dem des gewöhnlichen 
Lebens abweiche, im Gegenteil beftätigt das Kommifjionsmitglied v. Schwarze 
(vergl. deſſen Kommentar 4. Aufl. S. 100. 101), daß man im $ 159 den Ausdrud 
„unternehmen“ gerade deshalb gebraucht habe, um nicht jede unfberlegte oder in 
raſcher Aufwallung erfolgte Aufforderung zu beftrafen. Während aljo nachweisbar 
die Nedaktoren dem Begriffe des Unternehmens einen engeren Sinn beilegten, als 
dem des Verſuchs, verfteht ihn die zur Herrſchaft gelangte Anficht umgekehrt im 
weiteren Sinne. Im direkten Gegenjage dazu ift zu behaupten, daß Unter’ 
nehmen nur den planmäßig vorbereiteten und mit Überlegung au® 
geführten Verſuch bedeutet. Zuftimmend 9. Hofmann, Die Gefangenenbefreing 
(1903) 80. 81. Andere halten die im 8 82 gegebene Definition auch Hier für an 
wendbar. Und zwar nehmen u. a. Oppenh.=-Del. 1 an, daß „Unternehmen“ nicht? 
bedeute als den Verſuch und die Gleichftelung des legteren mit dem vollendeten 
Delikt Hinfichtlic) der Strafbarkeit zum Ausdrude bringe. Ebenſo Binding, Lehrb. ? 
163/4. 819. Vergl. auch die bei Rüd.-Stengl. zu $ 114 zitierten Ausführungen 
des Abgeordneten Bürgers, fowie Huther ZStrW 18 777 ff. 

III. Verſuch. — Die im $ 105 angedrohte Strafe tritt auch dann ein, mei 
das Unternehmen nicht gelungen iſt. Es liegt alſo eine Ausnahme von dem Grund: 
ſatze des 88 44 vor, daß der Verſuch milder zu bejtrafen iſt, als das vwollendett 
Delitt. Aber diefe Ausnahme greift nur dann plag, wenn der Berjud ein Inter 
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schmen, alfo überlegt, planmäßig vorbereitet ift. Iſt er das nicht, jo gilt die Regel 
3 844. — Ein Berſuch bes Delikts ift demnach denkbar, aber nicht als Verſuch 
ded Unternehmens, jondern ald Berjud, des Auseinander|prengens ufw. jelbit. 
Taher liegt auch fein Grund vor, die Anwendbarleit des 8 46 auszufchließen, und 
war befreit Der Rüdtritt vom Verſuche auch dann, wenn ein Unternehmen in dem 
erwähnten Sinne vorliegt. Dies jolgt aus dem Satze, daß Ausnahmen ftreng zu 
interpretieren find. Übereinfimmend außer Schwarze a. a. ©. namentlich Binding, 
Lehrb. 1 14. 3 819, infofern er dem Rücktritt ftrafaufhebende Wirkung zugeftebt. — 
Die unter II befämpfte herrichende Lehre leugnet natürlich nicht nur die Möglichkeit 
eines Berjuchs, fondern auch die eines ftrafaufhebenden Nüdtritts. 

IV. Idealkonkurrenz mit Nötigung ($ 240) ift ausgeſchloſſen, dagegen 
namentlich dentbar mit & 81 Nr. 2. 


$ 106. 


Ver ein Mitglied einer der vorbezeichneten Verfammlungen durd) 
Gewalt oder durch Bedrohung mit einer ftrafbaren Handlung verhindert, 
th an den Ort der Berfammlung zu begeben oder zu ftimmen, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleiher Dauer 
beitraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft bis zu 
zwei Jahren ein. SchwGl. 


L Das bier behandelte Delift der Stimmwerbinderung unterjcheidet jich von 
dem vorigen prinzipiell dadurch, daß es ſich gegen einzelne Mitglieder ber gejeß- 
gedenden Verſammlung richtet. Doch ift Die Scheidung nicht ſcharf Durchgeführt, auch 
Idealkonkurrenz denkbar. Die Handlung kann in der Verhinderung an der Zeil- 
nehme oder an der Abftimmung beftehen. Es liegt alfo ein Spezialfall der Nötigung 
'$ 240) vor mit etwas weiterer Yaflung der Zwangsmitte. Androhung mit einer 
trafbaren Handlung genügt jedoch nur dann, wenn ſich diefe gegen das Mitglied der 
VLerſammlung felbft richten jol. Ebenſo Oppenh.Del. 2. U. U. Schneidler GerS 
#10, Binding, Lehrb. 2 825,6, M. E. Mayer, Bergl. Darftellung 1 271. 

DI. Wegen des entiprehenden Beamtendelikts |. $ 339 Abi. 8. 


$ 107. 


Ver einen Deutichen durd) Gewalt oder durd) Bedrohung mit einer 
rafbaren Handlung verhindert, in Ausübung feiner ftaatsbürgerlichen 
Rechte zu wählen ober zu ftimmen, wird mit Gefängniß nicht unter ſechs 
Monaten oder mit Feitungshaft bis zu fünf Sahren beftraft. 

Der Verſuch iſt ftrafbar. [StrK]. 


1 Die Stelle betrifft die Wahlverhinderung, ein dem $ 106 entjprechendes 
Delilt. Die Sprengung des Wahlaftes als foldhen (entiprehend dem 8 105) ift als 
del. a. g. nicht ſtrafbar. Stets muß es fi um bie Verhinderung an ſolchen Wahlen 
handeln, bie in Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte vorgenommen werden können. 
Vergl. dagegen die Faſſung der 88 108. 109: öffentliche Angelegenheiten). Den 
Gegenſatz bilden namentlich: 

l.firdlihe Wahlen. Dieje gehören nur da hierher, wo das Territorialiyftemn giit. 
AR. Oppenh.⸗Del. 2, Schneidler Ger& 40 5, welche firhliche Wahlen allgemein 
13 * 
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hierher rechnen, und die herrſchende Lehre (Binding, Lehrb. 2 822, Di. E. Mayer. 
Bergl. Daritellung 1 273), die fie durchweg ausſchließt; 

2. Wahlen in Gemeindes oder jonftigen fommunalen Angelegenheiten. benio 
DISh.- Zweig. 2, Rubo 5, Luß, Der Begriff der Öffentlichfeit (1901) 15. Dagegen 
die berricdhende Lehre, E 7 223. Vergl. befonders Freudenthal, Die Wahl: 
befteyung (1896) 63 ff. 

3. Wahlen in beruflihen Angelegenheiten, 3. B. zu einer Handelskammer. 
Bergl. M. E. Mayer a. a. O. 

Die Handlung ilt entiprechend dem $ 106 beitimmt. 

II. Auf die Nötigung zur Ausübung des Wahlrechts findet die Etelle keine 
Anwendung. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 3, v. Liſzt 8 169, M. E. Mayer a. a. TC. AA 
Schneibler a. a.D. 13, Binding, Lehrb. 2 826. Mit Unrecht rechnet die herrſchende 
Lehre (R 4 266) den Fall hierher, daß jemand genötigt wird, anders zu wählen al: 
er wollte. Dagegen auch M. E. Mayer a. a. O. 

111. Wegen des entiprechenden Beanıtendeliftes |. $ 339 Abi. 3 


$ 108. 


Wer in einer öffentlichen Angelegenheit mit der Sammlung von Wahl— 
oder Stimm=Betteln oder «Zeichen oder mit der Führung der Beurfundungs: 
verhandlung beauftragt, ein unrichtiges Ergebniß der Wahlhandlung vor: 


jäglich herbeiführt oder das Ergebniß verjäljcht, wird mit Gefängnis 


von Einer Woche bis zu drei Jahren beitraft. 

Wird die Handlung von Jemand begangen, welcher nicht mit der 
Sammlung der Zettel oder Zeichen oder einer anderen Verrichtung bei 
dem Wahlgejchäfte beauftragt iſt, jo tritt Gefängnißitrafe bis zu zwei 
Jahren ein. 

Auch kann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 
[StrK]. 


I. Die hier behandelte Wahlfälichung hat ein weitere8 Anwendungsgebier al: 
die Wahlverhinderung des $ 107. Denn fie bat alle Wahlen im Auge, die in einer 
öffentlihen Angelegenheit erfolgen. Wie fit aus dem jyitematifchen Ju: 
ſammenhang ergibt, ift Darunter zwar nicht jede einen größeren Perjonenfreis an⸗ 
gehende Angelegenheit zu verftehen (Eifenbahnbau), immerhin aber jede Angelegenheit 
des Staates oder einer Öffentlichen Korporation oder einer öffentlichen Stiftung, aliv 
Angelegenheiten der Gemeinden, Kreije, Provinzen, Kirchen, Univerfitäten, Afademieen. 
Öffentlichen Krankenhäuſer u. dgl. Äühnlich Lug, Der Begriff der Offentlichkeit 
(1900) 14, Olsh.⸗Zweig. 1. Dagegen treten Binding, Lehrb. 2 823, Freubenthal, Tie 
Wahlbeftehung (1896), v. Liſzt $ 169, M. E. Mayer, Vergl. Darftellung 1 274 dafür 
ein, daß hinſichtlich der Wahlen fein Gegenjag zwiichen den 88 107 und 109 be 
ſtehe. — Als jelbftverftändlih wird man es anzujehen haben, daß die Wall 
offiziell, d. . von dem maßgebenden Willen des Staates oder ber öffentlichen 
Korporation uſw. angejegt jein muß. Gleichgiltig ift e8 Dagegen, ob die Wahl öffent 
lich oder geheim, die Zahl der Wahlberechtigten größer oder Fleiner ift. 

II. Zäterfhaft. — Der erfte Abjat des Paragraphen wendet ſich gegen jold 
Perjonen, die „mit der Sammlung von Wahl» oder Stimmzetteln oder »Beichen, oder 
mit der Führung der Beurkundungshandlung beauftragt“ find, der zmeite gegen 
Perfonen, „weldde nicht mit der Sammlung ber Zettel oder einer anderen Berrichtung 
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bei einem Wahlgeichäfte beauftragt ſind“. Hinfichtlich der erfteren Perſonenkategorie 

im die Strafe Höher, mithin der qualifizierte Fall vorgeftelli. Dabei ergibt fidh der 

Imeifel, ob jolche Berfonen, die zwar mit einer Wahlverrichtung, aber weder mit 

dem Sammeln von Zetteln, noch auch mit der Beurkundung beauftragt find, unter 

den einfachen oder unter den qualifizierten Fall zu jubjumieren find. 3. B. Bei⸗ 
ser. Gemäß dem Sate in dubio mitius hat man fid für das erftere zu ent- 
keiten. So aud Rüd.-Stengl. 3, Dlsh.- Zweig. 5. A. A. Berner 384, Binding, 

veßrb. 2 831. 

II. Ergebnis der Wahlhandlung ift der Wille der Wähler, wie er auf Grund 
der Wahlmaterialien, d. 5. bei geheimen Wahlen auf Grund ber abgegebenen Stimm⸗ 
jertel, bei öffentlichen Wahlen auf Grund der von bem Urfundsbeamten auf- 
senommenen Erklärungen der einzelnen Wähler konſtatiert wird. 

1. Die Herbeiführung eines unrichtigen Wahlergebnifies befteht darin, daß geſetz⸗ 

lid unzuläffige Bahlmaterialien unter dem Scheine gejeglich zuläffiger eingeführt 
werden. 3. 8. Sinwerfen mehrerer Stimmzettel; mehrfache Stimmabgabe der- 
jelben Perſon, die ſich verichiedene Namen beilegt, R 7 168; Stimmabgabe von 
jeiten eines nicht zur Wahl Berechtigten, E 10 60. (E21 414 nahm an, daß bei 
Reihstagswahlen das formale Recht zur Teilnahme an ber Wahl durch die Auf- 
nahme in die Wählerlifte begründet werde, jelbft wenn diefe Aufnahme, wie der 
Aufgenommene wußte, irrtümlich war; diefe Praxis ift aber jegt aufgegeben. 
€. E 87 233. 297. 380); Aufftellen einer falichen Wählerliſte; Zulafiung eines 
nicht Wahlberechtigten zur Wahl; Aufnahme in ungefeglicher Form abgegebener 
Stimmen als giltig in das Wahlprotofoll, E 5 49; auch das Unterfchieben eines 
Bahlzetteld mit der Wirkung, daß der Wähler einen andern Zettel einzumerfen 
glaubt, als er wirklich einwirft, wirb hierher zu rechnen jein. 

. Tie Verfälſchung des Wahlergebnifles befteht darin, daß die Wahlmaterialien 
falſch benutzt werden und fo (3. B. durch faliche Zählung der Etimmzettel) der 
Majoritätswille der Wähler in falicher Form fonftatiert wird. Die Art und 
Weiſe der Konftatierung ift bei ben verjchiedenen Wahlen verjchieden. Sie kann 
5 3. in Beröffentlihung in einem Blatt oder durch Anfchlag oder durd bie 
Schelle oder auch in Berfündung beftehen. ebenfalls wird der Tatbeitand des 
Delikts nur durch die falfche Konftatierung in amtlicher Form vollendet. Iſt 
diefe fchriftlih, jo bat eine voraufgehende faliche mündliche Verkündung des 
Rahlergebnifjes rechtlich feine Bedeutung. Ebenſo Binding, Lehrb. 2 831. 
4. U. die herrfchende Lehre, bei. M. E. Mayer a.a.D. 280. 281 und E %0 420. 

In beiden Fällen (1 und 2) legt das Gefeg fein Gewicht Darauf, ob das Wahl» 

ergebnis im ganzen oder ob nur das Stimmperhältnis beeinflußt wird. Eb 49. 

114.20 420. 

IV. In dem alle unter III2 ift Idealkonkurrenz mit falfcher Beurkundung ($ 348) 
enkbar. 


n. 


S 109. 


Ver in einer öffentlichen Angelegenheit eine Wahlitimme fauft oder 
berfauft, wird mit Gefängniß von Einem Monat bis zu zwei Jahren 
beitraft; auch Tann auf Verluſt der bürgerlichen Chrenrechte erfannt 
werden. [StrK]. 


I. Indem das Geje zum Tatbeitande der Wahlbeftechung einen „Kauf“ fordert 
Daher auch Stimmkauf), bringt es verjchiedenes zum Ausdrud, zunächſt, daß ein 
einſeitiges Berjprechen von Vorteilen (wie bei der Beamtenbeftechung und verwandten 
Teliften 88 332 ff.) micht genügt, fondern eine — wenn auch nur ftillfchweigende — 
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Willengeinigung erforderlich if. E 17 296. Im übrigen aber können die Bor- 
chriften des bürgerlichen Rechts über den Kauf um fo weniger angewendet werben, 
als fie früher vielfach voneinander abwichen und bie Kategorie des zivilrechtlichen 
Kaufs im ftrengen Sinne des Wort überhaupt nicht vorliegt. E 6 194. Daher 
braucht die für die Wahlſtimme gewährte Leiftung nicht in Geld zu beftehen, jonden: 
kann ein Vorteil irgendmelcher materieller Art fein. € 11 218. 12 296. Gleichgiltig 
ift auch, ob der Vorteil jofort gewährt oder nur zugefagt wird, weſentlich Dagegen, 
daB er in erfter Linie dem Berfäufer, nicht etwa der Allgemeinheit, zu gute kommen 
fol. ©. über die verfchiedenen Anjichten Schneidler GerS 40 21 ff., Freudenthal, 
Wahlbeſtechung (1896) 54 ff. Sodann folgt aus den Ausdrüden „kauft oder verlanit“ 
zweifellos, daß die Bollendung mit der Willenseinigung eingetreten iſt und nicht 
wie Binding, Lehrb. 2 833. 844 behauptet, erft mit dem Wahlakt. Dagegen jebr 
entſchieden auch M. E. Mayer, Vergl. Darftellung 1 285. 

H. Der Inhalt der Willenseinigung ift näher dahin zu präzifieren, daß der 
Berfäufer der Wahljtimme ſich gegenüber dem Käufer verpflichtet, jeine Stimme ın 
einem gewillen Sinne abzugeben. Wie geftimmt werden joll, kann gleich von vorn: 
herein feftgejegt oder von einer fpäter auszugebenden Direltive, fei es des Käufers, 
jet e8 eines dritten, abhängig gemadyt werden. Der Umftand, daß ber Berkäufer 
auch ohnehin die Abficht hatte, fo zu flimmen, wie er mit dem Käufer vereinbart 
bat, fteht der Annahme der Wahlbeitehung nicht entgegen, weil immerhin eme 
Willenseinigung vorliegt. & 9 197. 17 296. Ebenfo genügt eine bedingte Einigung 
(„ih ſtimme für X, wenn mir Y nicht mehr zahlt”). Auch wird der Tatbeftand nidı 
dadurch befeitigt, daß fich der Käufer den Rüdtritt im Wege der reservatio mentalis 
vorbehält. Hierdon ift der Fall zu unterfcheiden, daß eine ber Barteien nur ſcheinbat 
auf die Intentionen der andern eingeht. Alsdann liegt eine ftrafbare Handlung 
überhaupt nicht vor. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 3. 

Beranlaflung zur Stimmenthaltung fällt nicht unter den Begriff der Wahl⸗ 
beitehung. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 3. A. A. Freudenthal a. a.D. 53, Binding, Lehrb. 
2 335, E. M. Mayer a. a. O. 283, Meyer-Wllf. 552. 

IH. Der Begriff der Öffentlichen Angelegenheit ift ebenjo zu beitimmen wie 
im 8 108. 

IV. Känfer kann jeder, nicht nur der Wahllandidat fein, Verkäufer dagegen 
nur der Stimmberechtigte. Oppenh.⸗Del. 3, M. E. Mayer a. a. DO. 287, Binding, 
Lehrb. 2 835. 

V. Verwandte Delikte ſ. KO 8 243, HGB $ 317. 

VI. Über Teilnahme f. ©. 84. 


Sechſter Abſchnitt. 


Widerſtand gegen die Staatsgewalt. 


Es iſt fraglich, ob Widerſtand gegen die Staatsgewalt im Sinne dieſes Ab⸗ 
ſchnittes nur gegen die inländiſche oder auch gegen die ausländiſche Staatsgewalt 
geleiſtet werden kann. Soweit die Handlung ſich äußerlich gegen Beamte wendet 
(88 113—119), folgt die Richtigkeit der erſteren Anſicht ohne weiteres aus $ 359. 
Aber auch fonft muß fie für zutreffend angefehen werben, namentlich deshalb, weil 
dag StGB die Handlungen gegen fremde Staaten im vierten Abjchnitte befonder? 
behandelt und nicht angenommen werden kann, daß dieſer Abſchnitt aus ſonſtigen 
Borfchriften ergänzt werden dürfte. Ebenfo Rüd.-Stengl. Borbem. 1, Olsh.⸗Zweig 
Borbem. 1, v. Liſzt $ 171, beionders aber Binding, Lehrb. 2 373 ff. (der dem Organen 
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einer fremden Staatsgewalt den Strafſchutz dieſes Abjchnittes jedoch dann gewähren 
will, wenn ihnen der inländifche Staat geftattet, auf deutichem Gebiete Anıtshand- 
lungen vorzunehmen). ©. auh M. E. Mayer, Vergl. Darftellung 1439. 440. A. A. 
Copend.»Del. Borbem. 1, Berner 385 u. E 8 58. 


$ 110. 


Wer öffentlich vor einer Menfchenmenge, oder wer durch Verbreitung 
oder öftentlichen Anjchlag oder öffentliche Ausſtellung von Schriften oder 
anderen Tarjtellungen zum Ungehorfam gegen Geſetze oder rechtögültige 
Verordnungen oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zu: 
kändigfeit getroffenen Anordnungen auffordert, wird mit ©elditrafe 
bit zu jechshundert Marf oder mit Gefängniß big zu zwei Jahren be- 
ſtraft. [StrK]. 


L Die öffentliche Aufforderung zum Ungehorſam gegen Gejege, Berordnungen 
der Anordnungen wird deshalb beftraft, weil die Autorität der Staatsgewalt ge⸗ 
ihügt werden fol. An ſich liegt in jedem Angriff auf ein Gefeg ufw. ein Angriff 
auf die Autorität der Staatsgewalt, z. 8. in der rein theoretiihen abfälligen Kritik 
des Geſetzes. Strafbar aber foll ein folder Angriff nur dann jein, wenn er in der 
Aufforderung zum Ungehorfam gegen das Geſetz ufw. befteht. Es fragt ſich daher 
zunächſt: welden Geſetzen fann Ungehorſam geleiftet werden? Offenbar 
nur foldden, die Gehorfam fordern. Die Auffaffung, daß jedes Geſetz au) von dem 
Privatmann Gehorſam fordere, ift, wie R. Loening im Handwörterbuch der Staats» 
wiſſenſchaften Artifel „Arbeitsvertragsbruch“ hervorhebt, ganz unhiſtoriſch. Vergl. 
Frank ZStW 14 375. Auch kann bie Antwort nicht aus ſolchen Äußerlichkeiten 
entnommen werden, ob da3 Geſetz von einem „Müflen*, einer „Berpflichtung” ſpricht 
oder nicht. Maßgebend kann vielmehr nur der gefamte Anhalt der ein» 
'hlagenden Redtsinfitutionen fein. Diefe Erwägung führt zu dem Refultat, 
dad der Staat im Geſetze nur dann Gehorfam fordert, wenn er aus eiguer 
‚Snittative gegen den widerftrebenden Willen reagiert. Überläßt er dagegen bie 
Reaktion gegen gefegwidriges Berhalten ber Brivatinitiotive, fo fordert er auch keinen 
Gehorſam. Es wäre in der Tat ein Widerſpruch, wenn der Staat ſagen wollte: 
ich verlange zwar, daß ihr meinen Geſetzen gehorcht, tut ihr es aber nicht, ſo laſſe 
ich euch ruhig gewähren. Die entgegenſtehende Auffaſſung müßte konſequenterweiſe 
den Hngenden Privatmann als Mandatar des Staates anſehen. Gegen dieſe Sätze 
Yinding, Lehrb. 2 849. Zuzugeben ift, daß auch eine lex imperfecta (mie EBG 
$ 200 Gehorfam fordern kann, aber dieſer Anſpruch muß dann doch irgendwie 
ertennbar hervortreten. Das aber ift bei bürgerlichen Geſetzen gerade nicht der Fall. 
Lielmehr folgt aus dem Gefagten, daß die an Brivatperfonen gerichtete Aufforderung 
zu einem den Zivilgeſetzen widerfprechenden Verhalten, befonders die Aufforderung 
zum Kontraktbruch, zur Arbeitseinftellung, zur Nichtzahlung des 
Vachtzin ſes, ftraflos if. Ebenſo Meyer-Allf. 554, v. Lifzt $ 175, beſonders aber 
f. Loening a. a. D., Klöppel, Geſetz und Obrigkeit (1891) 74 ff., Frey, Strike und 
Strafrecht (1906) 65 ff., Hinfichtlich der Arbeitseinftellung auch Seuffert, Anarchismus 
und Strafrecht (11999) 128 ff. (unter Berufung auf ZPO 8 888). A. X. Olsh.⸗gweig. 
IT, Oppenh.⸗Del. 1, Rüd.-Stengl. 11, Berner 386, Roßmann, ft die öffentliche 
Aufforderung zum Streit ftrafbar? (1892), Binding, Lehrb. 2 846 ff., M. E. Mayer, 
Bergl. Darftellung 1 364 ff. und & 20 63, 150. 21 192. 299. 304. 355. 2 185. Bon 
den angeführten Schriftftellern geben Binding und Mayer zu, daß ein bürgerliches 








200 Zweit. Teil. Bond. einz. Berbr., Vergehen u. ‚Übertretungen u. beren Beſtrafung. 


Geſetz an ſich keinen Gehorſam verlangt. Der erſtere nimmt aber hinter jeder 
ziviliſtiſchen Pflicht eine Norm des öffentlichen Rechts an, die ihre Erfüllung vor: 
ichreibt, und legterer ift der Meinung, „Ungehorfam gegen Geſetze“ bedeute nur 
„Nichterfüllung von Rechtspflichten“ Das RG ftellt die Frage, ob ein Geier 
Gehorfam fordert, nicht in den Vordergrund der Betrachtung, verlangt aber zur An- 
wendung der vorliegenden Stelle, daß zu einem lingehorjam gegen das Geier 
ſchlechthin, gegen das Geſetz als foldhes, gegen feine Autorität und bindende Krait 
aufgefordert jein müſſe. Die Aufforderung zu einen konkreten Vertragsbruch genüge 
nicht. Demnach wäre es ftraflos, wenn in einer Arbeiterverfammlung gejagt würde: 
Stellt morgen eure Arbeit ein — dagegen ftrafbar, wenn gejagt würde: Haltet euch 
überhaupt an feine Künbigungsfriften mehr. Gegen diefe Unterjcheidung Binding 
a. a. D., nad) weldhem jeder Ungehorjam ein konkreter if. M. E. Mayer verleg: 
den Unterfchied in den Borfag: es müfle dem Auffordernden darum zu tum fein, ein: 
Mißachtung der Staatsgewalt herbeizuführen. | 

Nach der richtigen Anjiht fallen unter den $ 110 Gejege nur, je: 
weit fte öffentliherechtliche find, namentlich aljo Strafgejege, Steuer: 
gejege und Gejege polizeilihen Charakters (3.8. GewO 827). Im übrigen 
iſt zwifchen Reichs- und Landesgefegen nicht zu untericheiden. Nur wird ki 
den leßteren jelbftverftändlih Giltigkeit vorausgefegt. Indem das RG E 34 131 
das landesrechtliche Verbot des Streifpojtenftehens für ungiltig erklärt, Ipricht es auch 
die Straflofigkeit der Aufforderung zum Ungehorfam dagegen aus. Die Frage, ob 
die Aufforderung zum Ungehorjan gegen ein verfafjungswidrig erlaſſenes Gefeg unter 
$ 110 fällt, wird von E 36 417 für den Fall bejaht, daß landesrechtlich (preuß. 
Verfaſſungsurk. Art. 106) dem Richter fein Prüfungsrecht zufteht. 

Diejen Geſetzen ſtehen nad) ausdrücklicher Beſtimmung des $ 110 (aber wiederum 
nur, injofern jie Gehorfam fordern) gleich: 

1. vehtsgiltige Verordnungen, d. h. solche, welche ftaatsrechtlich giltig find. 
nicht auch jolche, die ohne ftaatsrechtlich giltig zu fein, gleihmwohl vom Richter 
bi3 zu ihrer formellen Aufhebung als verbindlich behandelt werden müſſen. 
Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 17, Hälfchner 2 797. U. U. Oppenh.⸗Del. 3 und wohl aut 
das oben angeführte Urteil des Rö's (E 36 417). Unerheblich ift es, von welcher 
Stelle die Verordnung ausgeht (königliche Verordnung, Minifterialverordnung 
Negierungsverordnung ujm.); | 

2. die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit getroffenen (aljo auch rechts⸗ 
giltigen) Anordnungen. Diefe unterjcheiden fi) von den Verordnungen durd 
ihren fontreten Inhalt. 3.8. Sperrung einer beftimnten Straße für den der: 
kehr. Ebenfo bei. Binding, Lehrb. 2 650. Gerade umgekehrt wollen Olsh.⸗ 
Zweig. 19, Rüd.-Stengl. 6 und E 21 192 die fonkreten Anordnungen ausnehmen, 
während € 8 321 R 6 605 generelle und konkrete Anordnungen einander gleich⸗ 
ftelen. Daß danach fein Unterfchied zwifchen Verordnung und Anordnung übrig 
bleibt, liegt auf der Hand. Allerdings ift nicht jede von einem Beamten, 5. ?. 
einem Schugmann oder einem Gendarm, ausgehende Anweiſung eine von der 
Obrigkeit getroffene Anordnung. Denn zum Begriffe der Obrigkeit gehört die 
Befugnis, die Staatögewalt in gewiſſem Umfange jelbftändig auszuüben um 
generelle Borfchriften zu erlaflen. Zn diefer Beziehung übereinftimmend R 6 
605. Bergl. auch E 10 296, ein Urteil das im mejentlichen auf dem Boden det 
hier vertretenen Anficht fteht. 

Zukünftige Gefege, Verordnungen und Anordnungen fallen, wie fich unmitiel⸗ 
bar aus dem Wortlaute ergibt, nicht unter $ 110. Zuftimmend Olsh.⸗gweig. 11. 
a. U. Binding, Lehrb. 2 850. Wohl aber wird die öffentliche uſw. Aufforderung 
zum Ungehorfam gegen ein bereitö publiziertes Gefeg von dem Tatbeſtande umfaßt, 
jelbft wenn das Gejeß erft fpäter in Wirkjamkeit treten follte. Mit der herrſchenden 
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Lehre wird man ferner annehmen müſſen, daß nur die Aufforderung zum Ungehor- 
um gegen beſtimmte Geſetze uſw. hierher gehört. ©. Olsh.⸗Zweig. 21. 

D. Die Handlung beiteht in der Aufforderung zun Ungehorjam. Aufforderung 
it eine Erklärung des Inhalts, daB ihr Adreſſat ein beftimmtes Verhalten einjchlagen 
iolle. Subjeftiv iſt das Bewußtſein erforderlich, daß die Erflärung in diefem Sinne 
und als Ausdrud einer Willensmeinung ded Erklärenden verftanden werde. Die Au⸗ 
nahme, die Außerung werde ald Scherz aufgejaßt werden, ſchließt den Dolus aus. 
Zagegen ijt nicht erforderlich, Daß der Auffordernde die Betätigung des Ungehor- 
iams beabjichtige. In legterer Beziehung übereinflimmend E 7 113, Rüd.»Etengl. 12. 
A. A. M. E. Mayer a. a. D. 374, Oppenh.⸗Del. 20 zu $ 85. Die vertretene Auf- 
fenung kann man aud) jo formulieren: der Auffordernde muß zwar die Erzeugung 
des Willens zum Ungehorſam beabjichtigen, aber nicht die Betätigung diejes Willens. 

Strafbar ijt die Aufforderung 

1. wenn ſie Öffentlich vor einer Menjhenmenge ergeht. 

a) Offentlich bezeichnet entweder eine Beziehung auf ein politiiches Gemein» 
weſen, oder auf einen größeren nicht ſcharf begrenzten, jedermann zugänglichen 
Berjonenfreis. Hier trifft das legtere zu und zwar lönnte die Beziehung ge- 
funden werden in der allgemeinen Zugänglichkeit des Orts oder darin, daß 
die Aufforderung von einem individuell nicht beftimmten Perſonenkreis wahr⸗ 
genommen wurde, oder darin, DaB fie wenigftens von einem ſolchen hätte 
wahrgenommen werden können. Die legtere Auffaflung ift die durch den 
Sprachgebraud) des Lebens gebotene, überdies durch die Motive beftätigte 
(ſ. Rüd.⸗Stengl. Borbem. 3 zum jechften Abjchnitt), auch faft allgemein an⸗ 
genommene. Man wird der Rechtſprechung des RGE's auch darin beizutreten 
haben, daß den Gegenjag zu einem größeren nicht ſcharf abgegrenzten Perſonen⸗ 
freije ein folcher bildet, der durch perfönliche Beziehungen zufammengehalten 
wird. E 21 254. 2 241. Demgemöß ift die Aufforderung eine 
öffentliche, wenn fie von einem größeren, durch perſönliche Be» 
3tehungen nidht zujammengehaltenen Kreifevon Perſonen wahr- 
genommen werden konnte. Der Öffentlichkeit fteht es daher nicht ent⸗ 
gegen, wenn der Berjonenfreis zufällig individuell befannt ift (3. ®. die An 
wejenden haben ihre Namen in eine Liſte eingetragen). Bergl. Lug, Der 
Begriff der Öffentlichkeit (1901), bef. 40 ff. 

b) Was den Begriff der Menſchenmenge anlangt, jo wird fich eine bejtimmte 
Minimalzahl nicht angeben lafien, wohl aber kann man jagen, daß eine 
Menjchenmenge dann vorhanden ift, wenn es zur Beftimmung der Zahl einer 
längeren Zeit bedarf. Zu weitgehend Olsh.⸗Zweig. 7, Hälfchner 2 492, Merkel 

375, bie eine Menſchenmenge ſchon dann annehmen, wenn fich Die Zahl nicht auf 
den. erften Blick feftftellen läßt. Ähnlich wie hier Meyer-Alf. 549, M. E. Mayer 
a. a. D. 376 (eine Menſchenmenge liege vor, wenn e3 auf den Zur und Ab» 
gang einzelner nicht mehr anfomme). Bergl. E 9 143 und Heilborn ZStrW 
18 183 ff. Die von DISH.-Zweig., M. E. Mayer a. a. DO. und früher auch 
hier vertretene Anficht, nach welcher zum Begriff der Menjchenmenge etwas 
Ungeordnetes gehören fol, ſodaß aufgeitellte Truppen feine Menjchenmenge 
bilden, fann nicht aufrecht gehalten werden. Gegen fie auch Binding a. a. O. 
544. Daß die Aufforderung jich an die Menjchenmenge richte, iſt nicht er» 
forderlih. Es genügt, wenn fie für die Menjdyenmenge wahrnehmbar ift. 
E 5 60. Dagegen Binding a. a. D. 844. Entiprechendes Bewußtſein gehört 
jeloftverftändlih zum Borat. Die Aufforderung ift ferner ftrafbar, wenn 
jie ergeht 

2. dur Berbreitung oder öffentlihen Anfchlag oder öffentlihe Ausftellung von 
Schriften oder andern Tarftellungen. 
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a) Der Begriff des Werbreitens gehört dem Preßredhte an. Man wird darunter 
eine Tätigkeit zu verftehen haben, durch die eine Schrift ihrem Inhalte und 
ihrer Subjtanz nach (aljo nicht Borlejen! ſ. Sage, D. ftrafrechtl Haftung i. 
Preßdelikte [1906] 13) einem größeren Perjonenfreife zugänglich gemadt 
wird. E 30 224 Inſofern wird aljo von dem Begriffe der Verbreitung der 
der Öffentlichkeit eingeſchloſſen. Individuelle Beftimmbarkeit der Perfonen ſteht 
aber weder dem einen, noch dem andern Begriffe entgegen. Abweichend tor 
dert v. Liſzt $ 109 Zugänglichmachung an das Publitum ſchlechthin. Die 
Aufgabe zur Poft ift an ſich noch nicht Verbreitung; fie wird dazu erft dann, 
wenn durch den Poſtboten die Schrift tatfächlicdy einem größeren Perſonenkreiſe 
zugänglich gemacht wird. Deren Mitteilung an nur eine Perjun, Damit fie dem 
nächft die Schrift weitergebe, kaun noch nicht al8 Verbreitung angejehen werden 
Im mejentlihen übereinftimmend DISh.-Zweig. 10, M. E. Mayer aa. T. 
376/7. U. 9. dagegen Köhler GoltdA 51 274/55, R 6 703. 9 490 (die Ber 
breitung beginne ſchon mit der Aufgabe zur Boft), E 16 245 (Mitteilung ar 
nur eine Berfon zum Zwecke des Umlaufs fei fchon Verbreitung). | 

b) Das Anſchlagen und das Ausſtellen unterjcheiden fid) von der Berbreitung 
dadurch, daß nur der Inhalt, nicht die Subftanz der Schrift zugänglich ge 
madt wird. Das öffentliche „Anfchreiben“, 3.3. an eine Mauer, iſt mit den 
meiften als ein Ausftellen anzufehen. ©. v. Liſzt 8 109, Olsh.⸗Zweig. 12 un 
E 11 282. Das Anfchlagen und das Ausftellen muß öffentlich erfolgen 
Bergl. oben 1a. 

IHN. ®ollendung. — Sn allen Fällen gehört zum Wegriffe der Aufforderung 
und damit zum Tatbeſtande des Delikts, daB von dem Anhalt Kenntnis genommen 
werde. Dies gilt namentlicdy aud) dann, wenn die Mufforderung durch Verbreitung 
oder durch Anfchlag oder Ausftellen von Schriften erfolgt. Verurteilung fann ent 
dann erfolgen, wenn die Kenntnisnahme durch jemanden bewiejen if. So Olsh. 
Zweig. 4, Binding a. a. O. 843,4. 4. A. E 5 60, Rüd.-Stengl. 3. Berftändnis 
der Aufforderung bei der Menfchenmenge (oder an wen fie ſich fonft richtet), wird 
meift nicht gefordert. Olsh.⸗Zweig. 4, Binding a. a. D. 348. U. U. wohl mit 
Necht preuß. Obertribunal bei Oppenhoff, Rechtipredung 19 75. 

IV. Borjag. — Der Vorſatz richtet fich durchaus nach den allgemeinen Regeln. 
Wird zum Ungehorjam gegen obrigfeitliche Anordnungen aufgefordert, fo gehört zu 
ihm das Bewußtſein, daß fie von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaſſen 
ſei. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 23, v. Liſzt $ 175. Abweichend E 12 6, Rüd.-Stengl. 12. 
Bergl. außerdem oben II. 

V. ®er Täter ift, ergibt fih, wenn die Handlung vor einer Menſchenmenge 
begangen wird, von felbft. Bei Begehung durd) Verbreitung ufw. von Schriften 
oder andern Darftellungen ift hervorzuheben, daß nicht der Verfafler als Zäter er: 
fcheint, fondern wer verbreitet, anfchlägt oder ausftellt. Aber auch bei dieſem muß 
hinzukommen, daß er gleichzeitig auffordert. Denn beftraft wird nicht bie Verbrei⸗ 
tung, fondern die Aufforderung Durch Verbreitung. Vergl. darüber Oppenh.Tel 
20 zu $ 85, E 7 118, Oppenhoff, Nechtiprehung des Obertribunals 16 631. 7°%. 
17 815. 18 426. 

VL Wegen der Verjährung ift auf Preßgeſ. $ 22 zu verweilen. 


$ 111. 

Mer auf die vorbezeichnete Weiſe zur Begehung einer ftrafbaren 
Handlung auffordert, ift gleich dem Anftifter zu beftrafen, wenn die Auf: 
forderung die ftrafbare Handlung oder einen ftrafbaren Verſuch derſelben 
zur Folge gehabt hat. [SchwG, bez. StrK, bez. SchG]. 
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Fit Die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, jo tritt Gelditrafe bis 
zu jehshundert Marf oder Gefängnißitrafe bis zu Einem Jahre ein. 
Tie Strafe darf jedoch, der Art oder dem Maße nach, feine ſchwerere 
iein, al3 die auf die Handlung jelbjt angedrohte. [StrK; ſ. u. III]. 


L Die öffentliche Aufforderung zur Begehung einer ftrafbaren Handlung 
fol nad) dem erjten Abſatze der Anftiftung gleichitehen, wenn fie die Bollendung 
oder den Verſuch der ftrafbaren Handlung zur Folge gehabt bat. Die Bedeutung 
dieſes Sates ift beftrittien. Manche Halten ihn im Hinblid auf $ 48 für jelbftver- 
Hindlich, find aljo geneigt, ihn zu ftreihen. So Olsh.Zweig. 6. Andere folgern, 
dab ſich die Anftiftung an beftimmte Berjonen richten müffe. So M. E. Mayer, 
Vergl. Darftell. 1 378 ff., E 3 145. Keiner diefer Anfichten ift beizutreten. Beide 
beruhen auf der Borausjegung, daß man von einer „Aufforderung“ zu einer ftraf- 
baren Handlung nur ſprechen Zönne, wenn der Auffordernde ihre Begehung will. 
Aber diefe Borausfegung trifft nicht zu. ©. dagegen $ 110 II. Zum Borfag des An⸗ 
tifter3 gehört allerdings der Wille der Begehung der Handlung; |. $ 48 III. Die 
Bedeutung des $ 111 liegt fomit darin, daß er jagt: wer öffentlich zur Begehung 
einer ftrafbaren Handlung auffordert, ift unter derjelben Borausfegung wie der An⸗ 
itifter ftrafbar, auch wenn fein Borfag (fein Wille) niht auf Begehung 
der ftrafbaren Handlung gerichtet war. Dahin gehört der Yall des agent 
provocateur, der alle Maßregeln getroffen zu haben glaubt, um den Berfud) der Hand⸗ 
lung zu verhindern. Mehrfache Begehung der angejonnenen Handlung begründet 
feine Realkonkurrenz. E 3 145. 

Rad; dem zweiten Abfjag ift ſchon die erfolgloje Aufforderung ftrafbar. Dies 
gilt jelbftverftändlich au dann, wenn der Auffordernde die Begehung ber Handlung 
will. Ebenfo, wenn fie fi) an einen omnimodo facturus richtet. 

Wie fich aus dem oben Ausgeführten und dem ſyſtematiſchen Zufammenhang 
ergibt, ftellt fich daS Delikt nicht wie das bes & 49a als eine ausnahmsweiſe jtraf- 
bare Borbereitungshandlung, jondern al8 Mißachtung der Staatögewalt dar. Es 
it deshalb mit E 27 406 (gegen bie frühere Auflage des Kommentars) zu behaupten, 
daB zum Worfag das Bewußtjein ber Strafbarkleit der angejonnenen 
Handlung gehört. (Ob die Strafbarfeit auf Reichs⸗ oder auf Landesrecht beruht, 
it gleichgiltig. Stets aber muß fie eine kriminelle fein. Bloß disziplinäre Straf: 
barkeit genügt nit. E 82 22). Bergl. außerdem wegen des Vorſatzes E 89 342 
und wegen ber übrigen Tatbeftandsanerfennung noch $ 110. 

II. Anwendungsgebiet der Stelle. 

1. Wegen des Berbältnifies zu $ 48 f. ob. 1. 

2. Ebenſo beftritten ift das Verhältnis zu 8110. Nach Anficht vieler ift e8 das der 
lex generalis ($ 110) zur lex specialis ($ 111). So E 4 106. 8 321, Merfel 
389, Binding 2 853. Dabei bleibt aber unerflärt, weshalb die Aufforderung 
zu einer ſtrafbaren Handlung minder ftrafbar fein foll als die Aufforderung zu 
einer ftraflofen (vergl. $ 110 namentlich mit $ 111 Abf. 2). Gerade umgelehrt 
M.E. Mayer: $ 111 fei die lex generalis, $ 110 die lex specialis. In Wahrheit 
iR mit der herrſchenden Lehre der Unterjchied darin zu finden, daß $ 110 den 
Ungehorfam gegen das Gejet als folches, $ 111 die Begehung zur Aufforderung 
eines konkreten Delikts betrifft. Olsh.⸗Zweig. 9, Nüd.-Stengl. 14, v. Lijzt$ 175, 
€ 10 296. 21 192. 256. 39 387. 

.849 a tritt gegenüber 8 111 foweit zurüd, als ſich die Aufforderung unter beide 
Tatbeftände ſubſumieren läßt. Vergl. $ 49a I12. Nach dem oben Gejagten iſt 
es aber auch bei öffentlicher WUufforberung fehr wohl denkbar, daß fie nur 


IT 
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unter 8 49a fällt, nämlich dann, wenn der Auffordernde die Etrafbarfeit der an- 
gejonnenen Handlung nicht kennt. ©. $ 49allI geg. Ende. 

4. $ 85 gebt dem 8 111 als lex specialis vor. Tas Gleiche gilt für Eprengitof: 
geſetz $ 10. 

Ill. Die Strafe ift im Falle der nicht zur Begehung der ftrafbaren Handlung 
führenden Aufforderung in ihren Marimum doppelt begrenzt: abfolut, infofern fie 
niemals ein Jahr Gefängnid oder 600 ME. Gelditrafe überfteigen Darf, relatın 
infofern fie niemals höher fein darf ald das Strafmaximum der Handlung, zu deren 
Begehung aufgefordert wurde. Zutreffendenfalls ijt au auf Feſtung oder Haft zu 
erfennen, auf erftere jedoch gemäß 8 21 nicht über 8 Monate. Iſt Die angejonnene 
Handlung mit Haft bedroht, jo kommt E 39 158 zu dem Ergebnis, dag an Stelle der 
Haft auch Geldftrafen in abjolutem Höcitbetrage von 600 Mk. verfügt werden dürfen, 


die Handlung demnad) Vergehen und jtrenger ftrafbar ſei al$ bei Begehung ber Hand- 


lung (Abi. 1). Befriedigend iſt' dieſes Ergebnis nit. 


8 112. 

Mer eine Perfon des Soldatenitandes, es jei des Deutjchen Heeres 
oder der Kaijerlichen Marine, auffordert oder anreizt, dem Befehle de: 
Oberen nicht Gehorjam zu leiften, wer insbejondere eine Perjon, welde 
zum Beurlaubtenjtande gehört, auffordert oder anreizt, der Einberufung 


zum Dienfte nicht zu folgen, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 


beitraft. [StrK]. 

1. Die Aufforderung zum militäriihen Ungehorfam ift Aufforderung zu 
einer ftrafbaren Handlung. MStGB 88 92 ff. Die Strafbarkeit der Aufforderung jol 
aber (im Gegenjag zu $ 49a) unabhängig von Münblichleit oder Schriftlichkeit jein 
und auch eintreten, obgleich der militärijche Ungehorfam im Sinne des StGB's regel- 
mäßig fein Berbreden ift. Ferner iſt die Uufforderung (im Gegenjag zu $ 11lı 
ftrafbar, auch wenn fie nicht öffentlich erfolgt. Iſt Dies jedoch der Fall, fo Liegt 
Idealkonkurrenz (88 111. 112) vor. So wohl auch E39 158. Hat die Nufforderung 
Erfolg, fodaß der Tatbeftand der Anitiftung zutrifft, jo wird man Idealkonkurrenz 
der vorliegenden Stelle mit MEtGB 85 92 ff. in Verbindung mit StGB $ 48 ur 
zunehmen Haben. A. U. müſſen ſelbſtverſtändlich diejenigen fein, melche jtrajbare 
Teilnahme von Nihtmilitärperjonen an militäriichen Deliften verneinen. S. darüber 
ob. ©. 81111, außerdem v. Noftiz-Wallmig, Das militärifche Delift des Ungehorfams 
(1906) 23 ff. (bejahend), M. E. Mayer, Bergl. Darftellung 1 392 (verneinend). — 
Wird die Aufforderung oder Anweiſung ſelbſt von einer Militärperfon begangen. io 
findet nicht 8 112, jondern MStGB $$ 99. 100 Anwendung. 

II. Perſonen des Eoldatenjtandes find alle Angehörigen des Deutfchen Heeres 
und der Raiferlichen Marine, jofern jie nicht Militärbeamte find. ©. das dem MSIE? 
al8 Anlage beigefügte Verzeichnis. Das Heer zerfällt in das ftehende Heer und in 
die Landwehr — die Marine in die Flotte und in die Eeewehr. Gef. v. 9./11. 186 
8 3. Zu den Perfonen des Soldatenftandes gehören jomit auch die Berfonen de? 
Beurlaubtenftandes und zu diejen insbefondere auch die in die Heimat beurlaubten 
Refruten und Freiwilligen. Reichsmilitärgeſ. $ 56. E. 26 314. 27 406. Unhaltbar 
aber ijt die Ausführung diejer Urteile, daß der Irrtum über die Zugehörigkeit einer 
Perjon zum Eoldatenftande unerheblich fei. Bergl. dagegen 859 V 1, OISh.«Zmeig. 9, 
Binding, Lehrb. 2 860. 

Il. Die Begriffe des Aufforderns und des Anreizens find nahe verwandt. 
Der Unterichied liegt darin, daß, wie fi) aus $ 110 Il ergibt, der Aufgeforderte das 
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Verwußtiein Hat, aufgefordert zu werden (a. A. M. E. Mayer a. a. D. 357), während 
bei dem Angereizten das entiprehende Bewußtſein fehlt oder doc; fehlen fann. Ans 
reizen bezeichnet mithin die verftedte, indirefte Einwirkung auf die Leidenjchaft und 
die Sinne (Antonius in Shakeſpeares Julius Cäfar, der Wirt Merkel in Suder⸗ 
manns Katzenſteg). Ähnlich die meiften, 3. B. Hälfchner 2 302, Olsh.⸗Zweig. 1. Zur 
Sollendung des Delikts gehört auch Hier, daß die Aufforderung oder Anreizung zur 
Kenntnis des Adreſſaten, mithin der Militärperion gelangt jei. E 5 60. Sie muß 
ih an eine erfennbar beitimmte Berjon richten. R 1 201. 

IV. Wie aus dem Singular und dem beitimmten Artilel „dem Befehle“ zu 
entnehmen ift, handelt es jich ftet8 um einen fonfreten Befehl oder eine fonfrete 
Einberufung zum Dienjt. Vergl. E 27 406 (ipeziell den Fall behandelnd, daß 
Retruten zur Berbreitung fozialdemofratifcher Lehren unter ihren Kameraden auf⸗ 
geiordert werben). Wer aljo eine Berfon des Soldatenitandes anreizt, fih im all- 
gemeinen der militärifchen Disziplin nicht zu fügen, fällt nicht unter die vorliegende 
Erelle. Auch die militärifche Inſtruktion ift jedenfalls Tein fontreter Befehl (im 
übrigen hat die Auffaffung, daß fie ein Befehl fei, im Militärftrafrecht die Herrichaft 
erlangt; |. RMG 5 1). Daher fällt nicht unter $ 112, wer einen militärifchen Bolten 
zum Rauchen auffordert, es jei denn, daß diefem das Rauden ausdrüdlid) von einem 
Vorgeſetzten verboten worden wäre. NR 4 616. Dagegen würde die Aufforderung. 
emem demnädft zu erwartenden Befehle nicht zu gehorchen, unter das Geje fallen, 
iofern in der Tat der Befehl fpäter erteilt wird. Ebenſo Binding, Lehrb. 2 859, 
Clsh.Zweig 4. A. A. M. E. Mayer a. a. ©. 390. 

V. Zum Vorſatz gehört das Bewußtfein, daß das angejonnene Verhalten gegen 
einen Befehl oder eine Einberufung in dem unter IV ausgeführten Sinne verjtößt 
und daß der Befehl für den Soldaten verbindlih if. Dol. event. ift in der Art 
denkbar, dag der Täter zur Nichtbefolgung eines Befehls uſw. auffordert für den 
sel, daß ein folder erlaflen jei oder erlaflen werben ſollte E 7 113. 27 406. 
Vergl. audy 06.1. 


$ 113. 


Ver einem Beamten, welcher zur Bollitredung von Gejeben, von 
Betehlen und Anordnungen der Verwaltungsbehörden oder von Urtheilen 
und Berfügungen der Gerichte berufen it, in der rechtmäßigen Ausübung 
jenes Amtes durch; Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Wider: 
itand leijtet, oder wer einen ſolchen Beamten während der redytmäßigen 
Ausübung jeined Amtes thätlich angreift, wird mit Gefängniß von 
vierzehn Tagen bis zu zwei Jahren beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gerängnißitrafe bis 
ju Einem Jahre oder Gelditrafe bis zu eintaufend Mark ein. 

Diejelben Strafvorjchriften treten ein, wenn die Handlung gegen 
Perſonen, welche zur Unterjtügung des Beamten zugezogen waren, oder 
gegen Mannichaften der bewaffneten Macht, oder gegen Mannjchaften 
einer Gemeinde:, Zchuß= oder Bürgerwehr in Musübung des Tienftes 
Degangen wird. [StrK bez. SchG). 


L Begriff der Vollftredung. — Die Stelle betrifft die jog. Widerjegung 
oder den Widerftand gegen Bollitredungsbeamte als den bei weitem mwichtigften und 
häufigften Fall des Widerftandes gegen die Staatsgewalt. Der Begriff des Beamten 
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ift aus 8 359 zu entnehmen. Unrichtig zählt E 8 53 auch ausländiihe Beamte 
bierber. 

Unter Bollftredung hat man zu verftehen: die gegen eine Perſon oder Sache 
nötigenfall8 zwangsweiſe auszuführende Verwirklichung eines Willend. Hier bar 
delt e8 fih nur um den ſtaatlichen Willen, wie er durch das Gejeg (oder Die dem 
Geſetze gleichftehende Verordnung), durch Bermaltungsbehörden oder durch Geridie 
ausgefprodhen wird. Man kann daher die Vollſtreckung kurz bezeichnen als die Um⸗ 
fegung des ftantlihen Willens in die Wirklichkeit. Die Beamten, denen bie Ber 
wirklichung dieſes Willens obliegt (3. B. Gerichtsvollzieher, Steuereretutoren), ind 
regelmäßig andere als die, welche ihn ausfprechen. Jedoch fteht die Identität des 
ben Willen ausiprechenden und des ihn erzwingenden Beamten dem Begriffe der 
Bollftredung nicht entgegen. Diefe Erwägung wirb als der Grund angejehen werden 
müffen, weshalb $ 113 von der Vollftredung „des Geſetzes“ ſpricht. S. Oppend.-Tel 5, 
Binding, Lehrb. 2 760. 763. Dean denke z. B. an einen mit der Beauflichtigung des 
Verkehrs betrauten Schubmann, ber jeine eigenen Anorbnungen, oder an einen 
Richter, der die von ihm in Ausübung der Sigungspolizei erlaflenen Berfügungen 
jelhft zur Ausführung bringen muß. & 15 227 (mit der zutreffenden Ausführung, 
daß 8 113 fih nicht bloß auf die eigentlichen Erefutivbeamten beziehe). Vergl. auch 
Rahrungsmittelgei. $ 2. Die Ausdrudsweife des 8 113 darf aber nicht dazu ver 
leiten, jede dem Gejege entſprechende Amtstätigkeit als eine Vollſtreckung anzufehen. 
Die eine Willenserklärung erft vorbereitende Tätigkeit fällt jedenfalls nicht unter 
dieſen Begriff. Der unterfuchende Richter handelt zwar gemäß dem Gejege, aber er 
vollftredt es nicht. E 14 259. Man kann diefe Beſchränkung auch dadurch aus 
drüden, daß man mit M. E. Mayer, Bergl. Darftellung 1 435/6 zur Bolitredung die 
Berwirklihung eines fonfretifierten, d. h. auf einen beftimmten Fall angewen- 
deten Willens fordert. 

I. Ausübung des Amtes. — Den Schug des 8 113 genießen Beamte nur 
bei der Ausübung ihres Amtes. Dies kann nur fo verftanden werden, daß fie jıh 
gerade auf Grund der Berufung zu Bollftredungshandlungen im Amtötätig 
feit befinden müffen. Dem Staatsanwalt liegt zwar nad der StPO die Bol: 
ftredung richterlicher Urteile ob; plädiert er aber in der Sigung, fo amtiert er nid! 
als Bollitredungsbeamter, und ein während des Plaidoyers gegen ihn gerichteter 
tätlicher Angriff fällt nicht unter 8 113. Nicht erforderlich ift berufsmäßige 
Ausübung der Vollftredungstätigfeit. Vielmehr kann auch andern Beamten trat 
barer Widerftand geleiftet werden, fofern fie nur zur Vollftredung befugt und darin 
begriffen find. Begonnen muß alfo die Bollftredungshandlung ſchon haben. Per 
ben zum Zwecke der Pfändung auf einer Dienftreife befindlichen Gerichtsvollziehet 
tätlich angreift, ift nicht des Widerftandes gegen die Staatögewalt ſchuldig. E83 3. 
4 143. 20 35. 22 227 (mit der Ausführung, daß die Vollftredung bereits mit dem 
Betreten der Wohnung des auszupfändenden Schuldners beginne). R9 525. 101. 
Seibftverftändlich gehört der Widerftand gegen einen in privaten Angelegenheiten 
tätigen Beamten nicht hierher. E26 291. ol 

IN. Rechtmäßigkeit der Amtsausübung. — Der Tatbeftand fordert weile 
daß die Amtsausübung eine rechtmäßige jet, d. b- von dem zuftändigen Beamten 
unter den rechtlichen Borausfegungen, in der rechtlich vorgefchriebenen Form und 
in dem rechtlich vorgefchriebenen oder zugelafjenen Umfange erfolge. Mafgebend ıt 
teild Reichs», teild Landesrecht. Vergl. 3. B. GVG 88 153. 168, StPO SFT. 
112 ff. 481 ff, preußifches Allgemeines Landrecht 8 10 II 17, preußifches Ger. v. 12? 
1850 betreffend den Schuß der perfönlichen Freiheit. Dabei ift hervorzuheben, daB 
VBerhaftungen, Zwangsgeſtellungen, Beichlagnahmen zum Zwecke der Strafver 
folgung ſich lediglid nad) Reichsrecht beurteilen, während das Landesrecht ein⸗ 
greift, jofern diefe Mafregeln zum Zwede der Verhütung einer ftrafbaren Hand 
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Img oder zu SicherungSzweden vorgenommen werben. E 15 356. 82 271. 
39189. Wenn EB 199 die polizeiliche Anwendung der Bertillonage gegen einen 
Feſtgenommenen deshalb für eine rechtmäßige Amtsausübung erflärt, weil landes⸗ 
rechtlich Die Bolizei die nötigen Anftalten zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
zu treffen babe, jo ift dieſer Begründung nicht beizutreten. Bedenken dagegen macht 
cuh Binding, Lehrb. 2 768 geltend. Im einzelnen gehört zur Rechtmäßigkeit der 
Amtsausübung folgendes: 
1. ter Beamte muß zuftändig fein, und zwar ſowohl ſachlich wie örtlid. 
Tas heißt: er muß im allgemeinen befugt jein, Handlungen der fraglichen 
Art an bem fraglidhen Orte vorzunehmen (ſog. abſtrakte Zuftändigteit). 
Sachlich unzuftändig ilt der Beamte, wenn er Handlungen ber fraglichen Art 
entweder überhaupt nicht oder Doch nicht zu dem in Rede ftehenden Zwecke vor⸗ 
nehmen darf. So ift der Steuererefutor nicht befugt, eine Pfändung zum Zwecke 
der Bollftredung eines Zivilurteild vorzunehmen. Polizeibeamte dürfen (im Ge⸗ 
biete Des Allgemeinen Landrechts) zum Zwecke der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit oder zum Zwecke der Verhütung eines VBerbredyend, aber nicht zur 
Schlichtung von Privatftreitigleiten eingreifen. & 8 186. 11 101. NR 6 806. 
10 585. &29 199 (beagl. Herausgabe eines Kindes). Der Verdacht, eine ftraf- 
bare Handlung werde begangen werben, berechtigt noch nicht zur Durchſuchung 
der Berfon. RA 415. Gemäß StPO $ 161 find die Beamten des Polizei⸗ und 
Sicherbeitsdienfted befugt, Zeugen eines Delifts zur Feſtſtellung ihrer Per⸗ 
iönlichkeit zwangsweiſe zu geſtellen. EB 426. — Ortlich unzuftändig iſt der 
Beamte, wenn er die Grenzen ſeines Amtsbezirks überſchreitet; es ſei denn, daß 
ein Fall vorläge, in dem ihm ein ſolches Überſchreiten geftattet ift, z. B. GVBG 
8 165 (Nacheile). Die örtliche Zuftändigfeit der HilfSbeamten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bemißt fi nicht nady ihrem jonfligen Amte, jondern nad der örtlichen 
Zuftändigfeit der ihnen vorgefegten Staatsanwaltſchaft. E37 32. 39 218. 

. Der Beamte muß aber weiter aud) in concreto zur Bornahme der Handlung 
befugt fein, das Heißt: es müflen die rechtlichen VBorausjegungen zum amtlichen 
Eingreifen vorliegen, und er muß fich innerhalb der rechtlichen Schranten Halten 
(ſog. konkrete Zuftändigfeit) Die Frage, inwiefern ein dabei unterlau- 
fender Irrtum Einfluß auf die Rechtmäßigkeit der Handlung hat, iſt jehr be- 
itritten. Vergl. darüber Hiller, Die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung (1873), 
v. Firchenheim GerS 30 172 ff., Binding 1 740 ff., v. Streit, Die Widerjegung 
gegen Die Staatsgewalt (1892), dv. Kallina, Notwehr gegenüber Amtshandlungen 
(1898), Fleſch, Zur Lehre v. d. Rechtmäßigkeit der Amtsausübung (1906). 

Auf der einen Seite hebt man hervor, daß der Irrtum des Beamten ein ob» 
jettiv widerrechtliche8 Verhalten nicht zu einem rechtmäßigen machen könne. 
Tem tritt man von der andern Seite mit folgenden Erwägungen entgegen. 
Häufig fordere das Geſetz oder die Verordnung von dem Bollftredungsbeamten 
ein Vorgehen nad) „pflichtmäßigem Ermeſſen“; Handle der Beamte dement⸗ 
ſprechend, ſo könne feine Amtsausübung nicht deshalb als eine rechtswidrige 
ericheinen, weil ſich bei objeltiver Prüfung ergibt, daß die Borausjegungen zu 
ihrem Bollzuge nicht vorlagen. Handle aber der Beamte fraft eines ihm von 
feiner vorgeſetzten Behörde erteilten Auftrags, jo jei er regelmäßig verpflichtet, 
diefem nachzukommen, und jomit fönne feine Amtsausübung jelbjit dann nicht 
rehtswidrig jein, wenn der Auftrag zu Unrecht erteilt wurde. 

Bon biejen beiden Einwendungen erjicheint die erfte als bereditigt. Die ent- 
gegengejegte Auffaſſung würde zu der Folgerung führen, daß das Recht wenig. 
ſtens eventuell etwas Rechtswidriges fordern fünne. Aber die Einwendung ift 
nur injofern ftihhaltig, ald daS Vorgehen des Beamten auf einem entjhuld- 
baren Irrtum über die tatjädhlichen Borausjegungen der Amts— 


Nw 
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handlung beruht. Ein unentichuldbarer Tatirrtum oder ein Rechtöirrtum bei 
Beamten find alſo niemal$ geeignet, die Amtsausübung zu einer rechtmäßigen 
zu machen. Ebenſo die herrſchende Lehre; vergl. Oldh.- Zweig. 15. 16, Grai 
Dohna, Die Rechtswibrigfeit (1905), 195,6, E65 296. 19 69. 30 348. 32 269, 
RIO 40. 

Auch der zweiten Einwendung kann man einen gewiſſen Grad innerer Be 
rechtigung nicht abipredhen: ift der Beamte fo zu handeln verpflichtet, wie er 
handelt, ſo kann man fein Handeln nur in beftimmtem Einne als ein rechtswidriges 
bezeichnen, denn ed wird ja vorausgejegt, daß der Rechtsſatz, welcher ihm Gehor⸗ 
fam gegenüber dem Amtsbejehl vorjchreibt, den Vorrang Hat vor Dem andern, 
der Gehorfam gegenüber dem Gefege und Achtung vor der Rechtsſphäre dritter 
Perſonen fordert. Aber ſelbſt wenn man noch einen Schritt weitergeht und dir 
Amtsausübung des Beamten eine rehtmäßige nennt, jo folgt daraus nicht, dag 
fie fich der Dritte gefallen laſſen müſſe. Der Annahme einer jolhen Pflicht itedt 
die Erwägung entgegen, daß doch immerhin die vorgeſetzte Behörde durd 
den Beamten rechtäwidrig handelt. Es ift alfo nach den Ausführungen au' 
S. 117 dritten Perjonen das Recht der Notwehr nicht zu verfagen. Cheniv 
wenig wie man in dem dort 3.8 v. u. erwähnten Beifpiel die Zuläſſigkeit der 
Notwehr verneinen darf, darf man es hier tun. Die entgegengejegte Meinung 
mürde die Untertanen jogar der bewußten Rechtsbeugung preiggeben. Überein: 
ftimmend Oppenh.⸗Del. 13, Binding 1 748, derf., Lehrb. 2 771 ff., v. Streit a.a.L. 
105, v. Kirchenheim a. a.D. 195, M. E. Mayer, Bergl. Darftellung 1 443 fi. (er 
ebenfall8 auf die Notwehr abftellt; Hiergegen aber Beling, 2. v. 2. 157. 
Meyers Alf. 547. A. A. Olsh.⸗Zweig. 15, v. Liſzt $ 171, Fleſch a. a. D. 73 ff. umd 
das RS. E2 411, R 2 559. 4 418. 7 280. 


. Die Amtsausübung muß endlich in der richtigen Form erfolgen, d. 5. unter. 


den Formalitäten, von deren Beobachtung das Recht die Giltigfeit der Amts 
handlung abhängig macht. 3. B. Buziehung von Zeugen zur Zwangsvol— 
ftredung nah ZPO $ 759, E 7 370. Die Nihtbeahtung nur „inftruftion 
weiſe“ vorgejchriebener Formalitäten (3. B. Herunterlaffen der Cchuppentetten 
am Helm) tut dagegen der NRedytsgiltigfeit der Amtshandlung feinen Eintrag. 
Bergl. & 25 112. 

Fehlt e8 der Amtsausübung an der Nechtmäßigfeit in dem dargelegten inne, 


fo ift der Widerftand ftraflos und Notwehr zuläflig. Vergl. u. VI. 


IV. Den Beamten gleichgeitellte Perfonen. — Den Beamten binjichtlic de 


Schutzes gleichgeftellt jind: 
1. Berfonen, mweldye zu ihrer Unterftügung zugezogen maren, nicht jolce, die 


freiwillig den Beamten beigefprungen find; aud) nicht die Solennitätszeugen der 
Zwangsvollſtreckung; ebenjowenig jolhe Perfonen, denen ber Beamte die Bor- 
nahme einer Amtshandlung übertragen hat. E 8% 246. Vorausgefſetzt ilt, 1 
weit das Gefeß Anwendung findet, nidht nur, daß die Amtsausübung rechtmäßig 
ift, jondern auch weiter, daß die zugezogenen Perſonen innerhalb der ihnen gr 
botenen Grenzen bleiben; 


. Mannichaften der bewaffneten Macht oder Mannichaften einer Gemeinde⸗, Shut 


ober Bürgerwehr, beide, wenn ſie fi in Ausübung des Dienftes befinden. 
Gemeint find organifierte Vereinigungen mit einer der militärifchen fich nähern 
den Disziplin zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit. Tie 
Feuerwehr wird man nicht hierher zählen dürfen, Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 10 Bin 
ding, Lehrb.2 783. Wohl aber kann fie „zugezogen“ fein. Im übrigen wird nicht 
vorausgejegt, dat die Mannichaften zur Beit der Tat in Ausübung einer Bol. 
ſtreckungshandlung begriffen find. E13 105. ©. dazu M. E. Mayer a. a. O. #3. 
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V. Die Handlung Tann jein: 

1. Leitung von Widerfiand in der rechtmäßigen Ausübung des Amtes, d. h. 
Bereitung eines Hindernifles für den Vollzug der Bollitredungshandlung. Daß 
der Beamte vor dem Hindernis zurüdgemwichen jei, gehört nicht zum Begriffe. 
Es genügt, wenn ihm objeltiv ein ſolches bereitet wird, und wenn fubjektiv der 
Täter darum weiß. Aber nicht jede Art des Widerftandes reicht aus. Vielmehr 
fönnen Mittel der Widerftandsleiftung nur fein: 

a) Gewalt. ©.$ 52 II 1. Man wird der durchaus herrichenden Lehre darin bei« 
zutreten haben, daß die vorliegende Stelle aktive Gewalt gegen die Per— 
fon fordert. Es genügt aljo auch die direkt gegen Sachen entfaltete, fofern 
jie dem Beamten phyſiſch fühlbar ift. Dahin gehört aud) die Einfperrung des 
Beamten. E 27 405. Eine lediglid) gegen Sachen gerichtete Gewalt, 3. B. Ber» 
ſchließen eine Raumes, in den der Beamte eintreten will, oder Bernichtung 
des zu pfändenden Gegenftandes, reicht nicht aus. AR 3 11. (Für den Fall 
des Verſchließens a. A. Binding, Lehrb. 2 775.) Ebenſowenig eine Gewalt, 
die fich gegen dritte Berjonen, 3. B. gegen den den Beamten begleitenden Sohn, 
richtet. Eine indireft gegen die Perſon ausgeübte Gewalt liegt 3. B. dann 
vor, wenn dem Beamten eine Sache, die er bereits ergriffen bat, mit Kraft» 
aufwendung wieder entriffen wird. R 785. Das Gleiche ift ſchon beim Ver⸗ 
juh des Entreißens anzunehmen. Paſſiver Widerftand reicht niemals 
aus (3. B. die zu verhaftende Berfon wirft ſich auf die Erde). Sehr bedenk⸗ 
ih R 7 280, welche Entſcheidung es nicht al8 pafliven Widerftand, fondern 
als Gewaltanwendung anfieht, wenn fich die zu verhaftende Perſon mit den 
Händen an einen feften Gegenjtand anflammert und mit den Füßen dagegen 
itemmt. S. über den paſſiven Widerftand bei. M. E. Mayer a. a. O. 457; 

b) Bedrohung mit Gewalt. Über den Begriff der Drohung f. $ 48 II 1a. 
Hier muß eine Bedrohung vorliegen, d. h. das Übel als ein gegen den Be- 
amten jelbft zu verübendes angefündigt werden. Objektiv muß die Ans 
fündigung jo beichaffen jein, daß fie in dem Beamten eine Die Amtshandlung 
hemmende Furcht vor Gewalt erweden kann. So M. €. Mayer a. a. O. 
457/8. Subjeltiv braucht die Bedrohung feine ernitgemeinte zu fein. Es ge» 
nügt in fubjeltiver Beziehung die Vorftellung, daß der Beamte fie für ernftlich 
Halte. Dahin gehört 3. B. die Bedrohung mit einem ungeladenen Schießgemwehr. 
Ebenjowenig ift erforderlich, Daß mit einer während der Bollftredungshandlung 
auszuübenden Gewalt gedroht werde (hiergegen Binding a. a. D. 775); 

2. tätliher Angriff, d. H. eine Handlung, die vorgenommen wird, um einen andern 
(den Beamten) zu verlegen, und zwar in der Art, daß die Verlegung in zeitlich 
unmittelbarer Folge eintreten fol. Wirklicher Eintritt der Verlegung gehört 
niht zum Begriff. Zätlicher Angriff liegt mithin auch dann vor, wenn der 
Schlag abgewehrt wird oder fehlgeht. E 7 301. Der tätlihe Angriff braucht 
nit gegen die Amtsausübung gerichtet zu fein, ed genügt, wenn er „während“ 
derfelben vorgenommen wird. Es bedarf daher bei tätlichem Angriff weder 
jubjeftiv der Abficht oder des Bewußtſeins, ein Hindernis zu bereiten, noch aud) 
objeltin des Eintritts eines ſolchen. Ebenſo M. E. Mayer a.a.0.459. A. A. 
E 13 105, welches Urteil ein objeftives Hindernis verlangt. 

VL Zum Borfag gehört nit nur das Bewußtfein, einem Beamten gegenüber» 
sufteben, jondern auch das Bewußtfein, daß fich diefer in rechtmäßiger Amtsausübung 
befinde. Ein Irrtum hierüber (Butativnotmwehr) würde mithin den Dolus aus» 
ſchließen. Ebenfo Binding a. a. ©. 778, Olsh.⸗Zweig. 28, Oppenb.-Del. 24, v. Rifzt 
g 111, Meyer-Allf. 549, Guggenheimer, Irrtum des Täters ujw. (1883) 38 ff., 
Bleiffer, Beiträge z. Interpretation des 8 113 (1895) 45 ff, Fleſch a. a. O. 112. 
Dagegen wird das Bewußtſein der Rechtmäßigfeit der Amtsausübung nicht gefordert 

Frank, Strafgefegbug, 5.—7. Aufl. 14 
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von Lucas 125/6. 251, Rüd.⸗Stengl. 10 u. E 2 423. 3 14. 22 300. R 4 132, jedoch 
nur aus Triminalpolitiijhen und aus der Entſtehungsgeſchichte entlehnten Gründen. 


VU. Täter kann jeder fein, nicht nur derjenige, gegen welchen fich die Boll 


jtredungshandlung richtet. 


VIII. Spezialfälle |. 88 115 ff, ferner häufig in Nebengefegen, 3. B. Vereinszoll⸗ 


geſetz 88 148. 161. Ein nacdhgebildetes Delikt |. Seemannsordnung 8 104. 


IX. Sdealtonfurrenz ift möglid) mit Rörperverlegung (f. jebod; & 118), bagegen 
mit Nötigung ($ 240) infofern ausgeſchloſſen, als zum Zatbeitand des $ 113 eine 
Nötigung oder ein Nötigungsverfudh gehört. So fahlih auch E 31 3. Uber da 


Berbältnis zu $ 114 ſ. daſ. L 
8 114. 


Wer es unternimmt, durch) Gewalt oder Drohung eine Behörde oder 
einen Beamten zur Vornahme oder Unterlafjung einer Amtshandlung zu 


nöthigen, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beitraft. 


Sind milbernde Umftände vorhanden, fo, tritt Gefängnißftrafe bis 


zu zwei Jahren ein. [StrK bez. Schw@G|. 


I. Das Berhältnis der bier behandelten Beamtennötigung zur Wiberfegung 
des 8 118 ift ſehr beitritten. Während $ 113 im wefentlichen nur den Bollitredung 
beamten Schub gewährt, ſchützt $ 114 alle ftaatlihen Beamten und Behörden. 
Während ferner $ 113 nur die Verhinderung einer Amishandlung im Auge bat, 
bezieht fi) $ 114 au auf die Nötigung zur Vornahme einer ſolchen. Hierauf 
ergibt fih, daß $ 113 einen Spezialfall des $ 114 enthält und daß Idealkonkurrenz 
zwiichen ben beiden Stellen ausgejchlojien iſt. Ebenjo Binding, Lehrb. 2 783, M. €. 
Mayer, Bergl. Darftellung 1 463, Meyer-Alf. 549, DI8h.-Biweig. 7, E 3 334. 4 183. 
Bergl. E 22 227. 81 3. 34 113. A. A. v. Liſzt $ 171. ©. auch v. Streit, Die 
Widerſetzung gegen die Staatsgewalt (1892) 54 ff. — Aus der vertretenen Anficht folgt, 


daß bei einer unter $ 113 fallenden Handlung niemals das ftrengere Strafmaß de 


& 114 in Anwendung gebracht werden kann, und daß in dem gleichen Falle der 


Verſuch ftraflos ift. Selbitverjtändlich aber können auch Vollitredungsbeamte den 
höheren Strafſchutz des $ 114 genießen, bejonders dann, wenn bie Gewaltanwendung | 











oder Bedrohung außerhalb der Zeit der Amtshandlung vorgenommen wurde. E2035 


(mit der Ausführung, daß $ 113 die Tätigkeit, $ 114 die Willensfreiheit 
bes Beamten ſchütze). Das Ergebnis iſt allerdings ſehr unbefriedigend, kann aber 


durch Snterpretation nicht befeitigt werden. — Wie E 34 114 mit Recht ausführt, 


ftellt auch $ 117 einen Epezialfall des hier behandelten Delikts dar. 
II. Über den Begriff des Beamten |. $ 359. Die Behörde wird in der reichs⸗ 


gerichtlichen Judikatur definiert als ein ftändiges, von dem Wechjel der Berfonen un 


abhängiges Organ der Staatögewalt, das dazu berufen ift, unter Öffentlicher Autorität 
nach eigenem Ermeſſen für die Herbeiführung der Zwecke des Staates tätig zu fein. 
E 8 5. 18 246. Die Nusübung von Herrfchaftsbefugnifien gehört nicht zum Be 
griffe. Laband, Staatsreht (4. Aufl.) 1 338 ff, Meyer⸗Anſchütz, Staatsrecht $ 106. 
Daher fommt 3. B. auc der Reichsdruckerei Behördenqualität zu. E 19 264. AU. 
Born, Staatsrecht (2. Aufl.) 1 287 ff. Auch Lollegiale Bejegung gehört nicht zum 
Begriff. Deshalb ift aud) das Amtsgericht eine Behörde. 

Im übrigen hat das R® u. a. für Behörden erklärt: die philofophifchen Fakul⸗ 
täten der preußiichen Univerfitäten und der Univerfität Roftod, E 17 208, die ſtädtiſchen 
Magiſtrate nach der preußiſchen Städteordnung v. 30./5 1853, R4 135, das Ehren⸗ 
gericht einer Anwaltskammer, AR 10 168; ſelbſt: eine ſtädtiſche Sparkaſſe, weil Ne 
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anter ftaatlicher Aufjicht ſtaatliche Zwede verfolge, E 6 247 (bedenklich). Dagegen 
wurde der Behördencharatter den reinen Erefutivorganen des Bolizeidienftes (Gen⸗ 
darmen, Bolizeidienern, Schubleuten) abgeſprochen, & 8 5. 

IH. Die Handlung beiteht in der unternommenen (f. $ 105 I) Nötigung zum 
Vollzug oder zur Unterlaffung einer Amtshandlung d. i. einer foldhen, „melde 
mnerbalb der örtlichen und jachlichen Zuftändigleit des Beamten gelegen und vermöge 
derjelben vorzunehmen iſt.“ E 18 350. Nötigung zur Vornahme einer allgemeinen 
Bürgerpflicht (3. B. zur Zeugnisablegung) gehört demnach nicht Hierher. Darauf ob 
der Bollzug oder die Unterlafjung der Amtshandlung rechtlich geboten find, fommt 
nichts an. Wohl aber muß die Amtshandlung als eine konkrete gedacht fein. 
E 34 206. Im übrigen jind zu vergleichen: 

1 über den Begriff ber Gewalt 88 52 I 1, 113 V 1a, 

2. über den ber Drohung $ 48 II 1a. Die Drohung braudıt hier im Gegenfage 

zu $ 118 feine Drohung mit Gewalt zu fein, ed genügt vielmehr an ſich die 
Drohung mit irgend einem Übel, fogar mit einem jolchen, deſſen Zufügung erlaubt 
ft, E 20 35. Anderſeits ift zu beachten, daß es fih um ein Delikt gegen die 
Freiheit handelt. Die Androhung von Übeln, deren Zufügung für Behörben 
oder Beamte ohnehin in dem Bereich ihrer normalen Erwägungen liegt, gehört 
deshalb nicht Hierher. Vergl. darüber $ 253. E 89 266 fordert „ein wirkliches 
übel, durch deſſen Androhung nad) der Auffafſung des Ankündigenden der Be- 
drohte in eine feine Willensfreiheit befchräntende Beforgnis, das Übel erdulden 
zu müſſen, verjegt wird.” Das jei bei Ankündigung einer Beſchwerde dann der 

Fall, wenn aus ihrer Einlegung perjönlide Nachteile für den Beamten er- 

wachen können, die dieſer derart fürchtet, daß dadurch jeine Willensfreiheit 

beihräntt wird. 

IV. Idealkonkurrenz mit Nötigung (8 240) ift ausgeichlofien. E 81 3. 
£. auch o. I. — Spezialfäle MStGB 8 9%, Seemannsordnung $ 103. 


$ 115. 


Ber an einer Öffentlichen Zufammenrottung, bei welcher eine der in 
den 8 113 und 114 bezeichneten Handlungen mit vereinten Kräften be- 
gangen wird, Theil nimmt, wird wegen Aufruhrs mit Gefängniß nicht unter 
ſechs Monaten beftraft. [StrK]. 

Die Rädelsführer, ſowie diejenigen Aufrührer, welche eine der in den 
$$ 113 und 114 bezeichneten Handlungen begehen, werden mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren beftraft; auch fann auf Zuläffigfeit von Polizei⸗ 
Aufficht erfannt werden. Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt 
Sefängnißftrafe nicht unter jechs Monaten ein. [SchwG]. 

L Der Aufruhr ftellt fich begriffli al3 ein qualifizierter Fall des Widerftands 
gegen die Staatsgewalt in ben Formen der $$ 113. 114 dar. Und zwar liegt das 
qualifizierende Moment darin, daß die Widerftandshandlungen durd) die Zahl der 
Beteiligten einen höheren Grad von Gefährlichkeit annehmen. Das Geſetz geht aber 
einen Schritt weiter, indem e3 nit nur die Berfonen wegen Aufruhrs beftraft, 
denen ſelbſt ein At der Widerſetzlichkeit zur Laft fällt, ſondern auch jolche, die durch 
ihre, wenn auch nur pajfive, Aififtenz die Widerftandshandlung unterftügt haben. 
Vergl. u. I 4. 

U. Zu den einzelnen Begriffsmertmalen: 
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1. Zuſammenrottung ijt ein zu gemeinjchaftlichen rechtswidrigen Handeln er- 
folgendes räumliche Bufammentreten oder Zufammenhalten mehrerer Berionen 
derart, daß fie nach außen bin als eine vereinte Macht erfennbar find. Ähnlich 
AMG 5 57, dem ſich Olsh.⸗Zweig. 1 anſchließen. Jedoch ſetzt das RRG 
an Gtelle der Außerlihen Erfennbarfeit der Vereinigung die äußerliche | 
Erfennbarfeit der NechtSwibrigfeit des beabfichtigten Handelns. So ud 
9. Hofmann, Die Gefangenenbefreiung (1903) 75 und Heß, Beiträge 3. Lehre 
v. d. Gefangenenbefreiung (1904) 57. Wenn M. E. Mayer, Bergl. Dar⸗ 
ftellung 1 470 Gewicht darauf legt, daß die Teilnehmer den Willen Haben 
müfjen, als „geichlofiene Macht“ aufzutreten, jo gibt das zu dem Mißver⸗ 
jtändnis Anlaß, als gehöre zu dem Begriff der Rotte eine beftimmte Organi—⸗ | 
fation und als laffe fie die freie Anſchlußmöglichkeit nicht offen. Vergl. üba 
den Begriff auch Binding, Lehrb. 2 805, Heilborn ZStr® 18 161 ff., bei. 1:6. 
v. Hippel, Bergl. Darftellung 2 7. — Welcher Art die beabfichtigten recht⸗ 
widrigen Handlungen find, iſt begrifflich gleichgiltig. Insbeſondere genügt es, 
wenn Gewalttätigfeiten gegen Sachen beabjichtigt werden. A. 9. Heilborn a. | 
D. 172, gegen den aber $ 122 Ab. 2 fpricht. Die Zahl der Teilnehmer 
ift im Sinne des Geſetzes dahin zu beitimmen, daß durch fie eine Gefahr für 
die öffentliche Ordnung erwachſen muß. Bergl. Oppenh.-Del. 2, Hälfchner ? 
964, Goehrs, Der NRechtöfrieden (1900) 159, Schlefinger, Der Aufruhr (1904) 51, 
Olsh.⸗Zweig. 2. Im konkreten Fall follen nad Anſicht der leßteren ſchon zwei 
Teilnehmer ausreichen können, während Rüd.»Stengl. 2, Binding, Lehrb. 2 305, 
M. E. Mayer a. D. eine Menjchenmenge (8 110) verlangen. Diefe Frage ft 
für den militärifhen Aufruhr (MNStGB 8 106) praktiſch geworden. ©. M. E. 
Mayer, Die allgem. Strafihärfungsgründe des deutfchen MStGB's (1903) 43 ft. 
deri. DYB 10 56, Beder ebenda 1157, GSteidler ZSHW 35 745 ff. 

. Öffentlich ift die Zufammenrottung nicht ſchon dann, wenn fie von einer unbe 
ftimmten Anzahl Berfonen wahrgenommen werden fann, aucdy nicht fchlechtbin 
dann, wenn fie auf einem öffentlichen Plate ftattfindet, fondern nur dann, wenn 
für eine unbeſtimmte Mehrheit von Perfonen die Möglichkeit des Anſchluſſes be- 
ſteht. E 30 298. Der Umftand, daß die Zufanımenrotiung auf einem privaten 
Platze ftaltfindet, fteht nicht entgegen. E 21 370. Vergl. Lutz, Begriff d. Cffent- 
lichfeit (1900) 46. 

. Der Teilnahme an der Zufammenrottung madt ſich nicht ſchon fchuldig, wer 
fich Förperlich innerhalb der Vereinigung befindet, jondern nur, wer bon bem 
verfolgten Zwecke Kenntnis bat und ſich gleichwohl anſchließt. Der einzelne 
aber braucht feineswegs einen rechtSwidrigen Zwed zu verfolgen. Es gemügt, 
wenn er weiß, Daß es andere tun, und daß er durd feinen Anfchluß die 
Erreihung des rechtswidrigen Zwecks fürdert. Auch gehört eine ſpezielle 
Kenntnis des verfolgten Zwecks nicht zum ZTatbeftande. Vergl. R2 150. ER 
403. 405. 

. Die Strafbarteit der Teilnahme an der Bujammenrottung ift dadurch bedingt, 
daß von Teilnehmern an der Zufammenrottung eine der in den $$ 113. 114 ber 
zeichneten Handlungen mit vereinten Kräften begangen wird. Dabei ift ber Gr 
danke ber, daß die Begehung einer diefer Handlungen die Gefährlichkeit der Zur 
fammenrottung bemweift. Der einzelne Zeilnehmer braucht fich nicht an den 
Handlungen beteiligt zu haben. Begehung mit vereinten Sträften bedeutet aber 
Mittäterfchaft mindeftend zweier Perjonen. Ebenjo John, Holgend. Handb. 3 
130, wohl aud Binding a. a. O. 808. Freudenthal, Tie notwendige Teilnahme 
(1901) 136 und M. E. Mayer, Bergl. Darftellung 1 471/2 471/2 weichen mur 
infofern ab, als fie bas zur Mittäterfchaft erforderliche Cinverftändnig Hier 
ablehnen; im übrigen aber verlangen fie mehrere Täterhandblungen. Dagegen 
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ſoll nach DIS.» Zweig. 3, Oppenh.»Del. 8, Meyer- Alf. 549, Heß a. a. O. 59, 
E30 303. 30 391 paflive Ajliftenz der Rottierer genügen, jo daß die Widerſetz⸗ 
lichfeit als ſolche auch von einer einzelnen Perſon begangen werden könnte. 
UI. Eine erhöhte Strafe trifft: 

. die Hädelsführer, d. h. diejenigen bei dem Aufruhr beteiligten Perfonen, welche 
bei dem ganzen Borgange, ſei es perjönlich, ſei e8 Durch Zwiſchenperſonen, fei 
e3 für die ganze Menjchenmenge, fei es für einen Zeil, ſei es phyſiſch oder piy- 
chiſch, eine führende Rolle fpielen; 

2. diejenigen, welche eine einzelne Handlung gegen 8 113 oder 8 114 begehen. Dies 
bezieht ſich nach dem Sprachgebrauche des Geſetzes (85 48. 49) nur auf Die 
Täter, nicht auf die Anftifter und Gehilfen. Ebenfo M. E. Mayer a. a. O. 473. 

Sn den erwähnten Fällen liegt zwar ein Verbrechen vor, doch ift ein Verſuch 

nit dentbar. So Binding a. a. O. 810, Oppenh.»Del. 16, Meyer-AUf. 550, Hälfchner 2 

7, M. E. Mayer a. a. O. 474, Schlelinger a. a.D. 64. A. A. Olsh.⸗Zweig. 7, Rüd.- 

Stengl. 8. 


$ 116. 


Wird eine auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen verjammelte 
Menjchenmenge von dem zuitändigen Beamten oder Befehlöhaber der be 
waffneten Macht aufgefordert, fich zu entfernen, jo wird jeder der Ver: 
jammelten, welcher nach der dritten Aufforderung ſich nicht entfernt, wegen 
Auflaufs mit Gefängnig big zu drei Monaten oder mit Gelditrafe bis 
zu eintaufendfünfhundert Mark beitraft. [StrK bez. SchG). 

Iſt bei einem Auflaufe gegen die Beamten oder die bewaffnete Macht 
mit vereinten Kräften thätlicher Widerftand geleiitet oder Gewalt verübt 
worden, jo treten gegen diejenigen, welche an diefen Handlungen Teil ges 
nommen haben, die Strafen des Aufruhrs ein. [StrK bez. SchwG). 


L Das wenig zutreffend als Auflanf bezeichnete Delikt ftellt fich als reines 
Unterlaffungsdelitt dar. Zu den einzelnen Tatbeftandsmomenten ift folgendes zu 
bemerken: 

1. Offentliche Wege, Straßen und Plätze find ſolche, die dem allgemeinen Ber- 
febre freigegeben und dem Publikum zugänglid find. Darauf, ob fie im Sinne 
des Privat⸗ oder Verwoltungsrechts öffentlich find, kommt es nit an. 3.8. 
eine im Privateigentum ftehende Wiefe, auf welcher zur Zeit ein Volksfeſt ftatt- 
findet. E21 13, 370. Dagegen verlangen Oppenh.-Del. 4, dab der Weg uſw. 
zum öffentlichen Gebrauche (dauernd?) „beftimmt“ jei. 

. Über den Begriff der Menſchenmenge j. 8 110 II. Der Zwed, zu dem fie ver» 
jammelt ift, kommt nicht in Betradht. 

. Tie Suftändigfeit des Beamten oder Befehlshabers der bewaffneten Macht 
bemißt ſich nach Landesrecht. Fehlt e8 an einfchlagenden Beftimmungen, jo wird 
man jeben Polizeibeamten, welcher befugt ift, jelbftändig die öffentliche Ruhe und 
Ordnung zu wahren, aud für zuftändig halten müſſen. E6 91. 12426. 8.8. 
Genbarmen und Schugleute. Dagegen halten Oppend.-Del. 5 nur Polizeibeamte 
in leitender Stellung für zufländig. Die Zuftändigfeit eines Befehlshabers ber 
bewaffneten Macht wird durch polizeiliche NRequifition oder durch den Umſtand 
begründet, daB die ihm unterftellte Truppe zur Zeit gerade im Sicherheitsdienfte 
verwendet wird. 
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4. Die Aufforderung muß fi an die Menfchenmenge als folche richten. Auf die 
Beobachtung einer etwa landesgefeglich vorgejchriebenen Form kommt es reichs- 
rechtlich nicht an. U. A. Oppenh.⸗Del. 7, Rüd.»Stengl. 4. Die drei Aufforde- 
rungen müſſen in angemefjenen Paujen ergehen, widrigenfalld fie nur als eime 

einzige angejehen werden können. Zum Borjag gehört das Bewußtſein, Da 
dreimal aufgefordert worden if. Ob der einzelne die Aufforderumngen direft ge- 
Hört oder von anderer Seite davon erfahren hat, ift gleichgiltig.. E21 154. 

5. „Sich entfernen‘ wird man mit der herrichenden Lehre in dem Sinne des 
Sih-aus der Menge-ÜEntfernens, aljo des Auseinandergehens zu verfteben 
haben. Bergl. Binding, Lehrb. 2 801, Olsh.⸗Zweig. 5, M. E. Mayer, Berg: 
Tarftellung 1478. A. A. John in Holgend. Handb. 3 135. Allerdings wirb mar: 
im fonfreten Fall einen Befehl gerade zum Auseinandergehen verlangen müjlen. 
Ber fi) nicht in dem bezeichneten Sinne entfernen fann, iſt ftraflos. 

I. Der zweite Abſatz des Geſetzes enthält einen qualifizierten Fall. Er feg: 
daher dreimalige Aufforderung voraus und kann nur bezogen werben auf tätlicdhen 
Widerftand oder Gewaltausübung (f. $ 113) gegen diejenigen Beamten oder diejenige 
bewaffnete Macht, welche eingefchritten find, um die Menge zu entfernen. Die Strafe 
des Aufruhrs trifft hier nur diejenigen, welche an einer diefer Handlungen teilge 
nommen haben, wobei es gleichgiltig ift, ob als Mittäter oder als Gehilfen oder 
als Anftifter. Die Strafe des Aufruhrs ift aber für diefe Perjonen die in $ 115 
Abi. 2 beftimmte. Ebenſo Hälfchner 2 830. Dagegen will M. €. Mayer a. a. O. 479 
gegen Anftifter und Gehilfen die Strafe des $ 115 Abi. 1 eintreten lafien. So mohl 
auch DISh.- Zweig. 10. 


$ 117. 


Wer einem Forſt- oder FJagdbeamten, einem MWaldeigenthümer, For: 
oder Sagdberechtigten, oder einem von diejen beitellten Aufjeher in der 
rechtmäßigen Ausübung feines Amtes oder Nechtes durch Gemalt oder 
durch Bedrohung mit Gewalt Widerftand leitet, oder wer eine dieler 
Perſonen während der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes thätlich an: 
greift, wird mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu drei Jahren be 
itraft. [StrK bez. SchG]. 

Iſt der Wideritand oder der Angriff unter Drohung mit Schiepge 
wehr, Arten oder anderen gefährlichen Werkzeugen erfolgt, oder mit Ge 
walt an der Perfon begangen worden, jo tritt Gefängnißftrafe nıdt 
unter drei Monaten ein. [StrK]. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt in den Fällen des 
Abſatz 1 Sefängnißitrafe bis zu Einem Jahre, in den Fällen des Abſatz? 
Gefängnißftrafe nicht unter Einem Monat ein. 


— 


I. Allgemeine Bedeutung der Stelle. — Die einem preußiſchen Geſetze vom 
31./3 1837 nachgebilbete, den Forftwiderftand behandelnde Stelle gewährt den Forit: 
und Jagdbeamten einen höheren Schug als anbern Beamten und ftellt ihnen Wald- 
eigentümer, Forit- und Jagdberechtigte nebft deren Aufjehern ſelbſt dann glei, 
wenn biefe Berfonen überhaupt feine Beamten find. Der Grundjag aber, nad) dem 
fich der 6. Abfchn. nur auf inländifche Beamte bezieht (vergl. die Borbem.), gilt aud 
hier. Auf die übrigen Perfonen muß er in dem Sinne angewendet werben, daß nur 
die Eigentümer in deutichen Gebieten gelegener Wälder, in Deutichland York 
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und Jagdberechtigte geichägt find. So Binding, Lehrb. 2 788, v. Liſzt 8 172. Bes 
gebt aljo ein Deutſcher im Ausland gegen eine dieſer Perjonen eine Widerftands- 
handlung, fo ift er nach der vorliegenden Stelle nicht ftrafbar. A. A. Olsh.⸗Zweig. 1. 

II. Die geichügten Perfonen find: 

1. Forſt- oder Jagdbeamte. S. 8 359. Dazu gehören aud die preuß. Forſt⸗ 
ajjefjoren und ⸗Referendare (j. Olsh.⸗Zweig. 2), dagegen nah RS in GoltdA 
50 145 nicht Die preuß. Forftlehrlinge und nach E 30 343 nicht die bayrifchen 
sorftpraftifanten. Vergl. auh E36 393. Darauf, dag unter Umijtänden aud) 
Brivatbedienjtete Beamte fein können (preuß. Forſtdiebſtahlsgeſ. 88 23 ff.), ift zu 
8359 Hingewiefen. 

2. Baldeigentümer, aber nicht die Käufer der ftehenden, auch nicht die Eigen- 
tümer der gefällten Bäume. 

3. Forfte oder Jagdberehtigte. Zu dieſen gehören auch Nutznießer und 
Bäder. 

4. Aufjeber, aud wenn fie als folche nicht beeibigt find. S. preuß Forſtdieb⸗ 
ſtahlsgeſ. 58 23. 24. Waldeigentümer, Forſt⸗ oder Jagdberechtigte können ſtets 
Aufſeher beſtellen, Forſt- und Jagdbeamte dagegen nur, wenn ſie ſtaatsrechtlich 
dazu befugt find. E29 310. 34 10. Dieſe Urteile laſſen übrigens die Frage 
offen, ob fih $ 117 überhaupt auf ſolche Auffeher bezieht, die von einem Forſt⸗ 
oder Jagdbeamten beitellt find. 

ll. Rechtmäßige Ausübung des Amtes oder des Rechtes. — Der Rider» 
tand muß geleiftet jein „in der rechtmäßigen Ausübung des Amtes oder echtes“, 
der tätlihe Angriff vorgenommen fein „während ber Ausübung des Amtes oder 
Rechtes“. Tas zweite Mal fehlt alfo eine ausdrüdliche Hinweifung auf das Er- 
tordernis der rehtmäßigen Amts» oder Rechtsausübung. Ein fachlicher Unter- 
ihied liegt aber um jo weniger vor, als flreng genommen jede Amts» oder Rechts⸗ 
ausübung ſchon begriffli rechtmäßig ill. So im Ergebnis die herrſchende Lehre. 
Einzelnes: 

1. Die Amtsausübung kommt hier nur ſoweit in Betracht, als es ſich um Aus» 
übung des Forſt- oder Jagdſchutzes handelt. Die vorliegende Stelle findet 
daher feine Anwendung, wenn ber Widerfiand der Jagdausübung entgegen- 
gejegt wird. S. bei. Olsh.⸗Zweig. und E 2 170. Noch viel weniger trifft Die 
Stelle zu bei Widerftand gegen eine Handlung, Die der Beamte auf Grund eines 
andern Amtes vornimmt. Was die Hechtmäßigfeit der Amtsausübung be= 
trifft, fo gelten hier diejelben Grundfäge wie im Falle des 8 113. RS 582. 
624. Wejentlich aber ift, daB Forſtbeamte in verjchiedenen Eigenfchaften fun⸗ 
gieren können, nämlich 
a) als Bolizeibeamte. ALS ſolche haben fie reichsrechtlih bie Pflicht, den 

Tatbeftand begangener Delikte aufzuflären und die Maßregeln zu treffen, 

weiche einer Verdunkelung des Sachverhalts entgegenjtehen. StPO 8 161. 

Bergl. außerdem StPO $ 127. Eine vorläufige Yeltnahme, die ein Forftbeamter 

auf Grund diejer Etelle vornimmt, genießt ebenfalls den Schuß de8 8 117.€19101. 

Am übrigen bemefjen fich die präventiven Befugnifje nach Landesrecht. Für 

das Geltungsgebiet des preußiichen Landredts nehmen R 1 670. 9 556 an, 

daß Jagdpolizeibeamte befugt jeien, innerhalb des Forſtreviers auch eine der 
zutünftigen Begehung bes Jagdfrevels verdädtige Perſon anzubalten, 
die Herausgabe des Gewehr von ihr zu fordern und zu erzwingen. Anders 
für das Gebiet des mürttemdergifchen Rechts E 30 155. Repreſſive Be 

fugniffe tönnen den Forſtbeamten durch die Landeögejepgebung nicht im 

weiteren Umfange beigelegt werden als es das Reichsrecht tut. Vergl. EG 

z. StPO 86 und Binding, Lehrb. 2 790/1, Der gegen E 11 321. 17 69 die 

Ungiltigfeit des preuß. Forftdiebitahlsgei. $ 16 und des württemberg. Forft« 
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diebſtahlsgeſetzes Art. 14 behauptet. — Die Trage, ob die Forjtbeamten ihr Amt 

nur innerhalb des ihrer Aufſicht unterftellten Forſſes ober auch außerhalb 

besjelben vorzunehmen befugt find, hängt zunädjft von der Natur der Amts 
handlung ab. Bei Verfolgung auf frifcher Tat gemäß StPO $ 127 ift Die Be 
jahung zweifellos. E19 101. Im übrigen will Binding, Lehrb. 2 793 die 

Befugniffe ftreng auf das Revier und deſſen nächften Umkreis beichräufen, 

während das RG zutreffend das Landesrecht für maßgebend erklärt unb dem 

gemäß 3. B. außerhalb des Reviers vorgenommene Hausſuchungen württem: 
bergifcher und preußijcher Forftbeamten (E 24 344. 87 32) als rechtgemaße 

Ausübung des Forſtund Jagdſchutzes anjieht, fofern nur (R 6478) die Hand 

lung zum Schuge des von dem Beamten jpeziell zu beaufjichtigenden Reviers 

erfolgt. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 9. S. auch u. b. Pie Forftbeamten können 
ferner fungieren | 
b. ald Hilfsbeamte der StaatSanwaltichaft. fofern fie als jolche beitellt 
find. GVGe8 153. In diefer Eigenjchaft haben fie weitergehende Befugnifie 
©. bei. SIPO 88 98. 105. Die von E 11 321. 13 270 aufgeftellte Behaum 
tung, daß gemäß E z. StPO 8 3 diefe Befugniffe auch landes rechtlich 
erweitert werden können, ift zweifellos unrichtig. Gegen fie bei. Binding, 

Lehrb. 2 791. (Die Entiheidungen geftehen in Preußen. felbft Privat 

forftaufjehern das Recht der Beichlagnahme, aber nicht der Durchjuchung zu. 

Bergl. Forſtdiebſtahlsgeſ. $ 16). Mit Hecht nehmen aber E 37 32. 39 218 

an, daß durch Beltellung zum Hilfsbeamten der Gtaatsanwaltfchaft m 

Zweifel die Zuftändigfeit der Forftbeamten auf das AmtSgebiet diefer Behörde 

erftredt werde und demnach Amtshandlungen auch außerhalb des Revier 

zuläflig jein können. | 

2. Der BWiderftand gegen die Rechtsausübung gehört wie der der Amts 

ausübung geleiftete nur dann hierher, wenn es fi um Ausübung des Forſt⸗ 
ober Jagdſchutzes Handelt. E 2 170. 3 14. 20 156. A. A. v. Liſzt $ 1%. 
Meyer-Allf. 532. — Bei der Rechtsausübung tritt der Privatmann dem Privaten 
gegenüber, und es liegt deshalb fein Grund vor, das Erfordernis der Recht⸗ 
mäßigteit anders als rein objektiv aufzufaffen. Befand jich derjenige, gegen 
welchen ſich die Widerfeglichfeit richtete, nicht in rechtmäßiger Ausübung feine 
Rechts, jo ift der Tatbeitand ſelbſt dann nicht erfüllt, wenn er in entfchuldbarem 
Irrtum handelte. E 6 400. R 5 377. Ein Pfändungsredht zum Schuge de} 

Jagdrechts auf fremden Grundftüden befteht nicht mehr. E 34 154. Bergl. 

ES 3. BGB Art. 89. Dagegen geftattet E 35 403 unter dem Gefihtspunlte 

der Notwehr die Wegnahme des Gewehrs gegen eine Perſon, die fich unbefugt 

anf fremdem Zagdgebiete aufhält. ($ 368 Nr. 10). 

IV. Die Handlung ift diejelbe wie in Falle des $ 113, jedoch ift im zweiten 
Adfage eine Reihe qualifizierender Momente hervorgehoben. Über den Begriff deö 
gefährlihen Werkzeugs |. $ 223 a, Über den der Gewalt $ 52 11. Hier 
handelt es ſich um Gewalt an der PBerjon. Man wird dieſe nicht mit der 
Gewalt „gegen“ die Perjon (88 249. 252. 255) identifizieren dürfen, vielmehr 
anzunehmen haben, daß ſich die Gewalt unmittelbar gegen die Perjon äußern, 
diefe unmittelbar treffen müſſe. v. Liſzt $ 98, Olsh.⸗Zweig. 14, Binding, Lehrb. 
2 794, Meyer-Wlf. 132, E 16 172. Ein fehlgegangener Schuß ift deshalb feine 
Gewalt „an“ der Perſon. Dagegen leugnen manche, wie Häljchner 2 818, einen 
Unterfchied zwiſchen Gewalt an der Perjon und gegen die Perfon. — Bedrohung 
mit einem Schießgewehr liegt auch dann vor, wenn es nicht geladen if. E 9 176, 
A. AR. DIS. Zweig. 13. — Daß die Widerjegung nicht unbedingt im Walde gefchehen 
fein muß, folgt aus den Ausführungen III 1 a und b. 

V. Über da8 Berhältnis der Stelle zu $ 118 ſ. daſ. VIII, zu $ 114 dal. 1. 
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VI. Ter Vorſatz umfaßt auch bier das Bewußtjein von ber Rechtmäßigkeit 
der Amts⸗ bezw. Rechtsausübung. Dies erfennt bezüglich der letzteren aud) E 20 
156 an. 


$ 118. 

Jit Durch den Widerſtand oder den Angriff eine Körperverlegung 
deien, gegen welchen die Handlung begangen ilt, verurjacht worden, fo 
nt auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erfennen. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter Drei Monaten ein. [SchwG]. 


— — —  — 


I. Die Stelle bezieht ſich lediglich auf & 117. E 28 69. Die erhöhte Strafe 
mi ein, ohne daß es eines bejonderen Verſchuldens bezüglich der Körperverlegung 
dürfte. S. o. ©. 130. Der Begriff der Körperverlegung beftimmt fich ebenjo wie 
m 17. Abſchn. E 11'24. Eine engere Auslegung vertritt Meves ZStr® 12 280. 

U. Tie Frage, ob e3 einen ftrafbaren Verjuch gibt, ift nah & 43 VI 3 zu 
deantworten. 


$ 119. 

Wenn eine der in den 88 117 und 118 bezeichneten Handlungen von 
Mehreren gemeinfchaftlich begangen worden ijt, jo fann die Strafe bis 
um die Hälfte des angedrohten Höchitbetrages, die Gefängnißitrafe jedoch 
nicht über fünf Jahre erhöht werden. [$ 117: StrK. — $ 118: Schw@). 


Betrifft nur den Fall der Mittäterichaft, nicht den der Beihilfe. S. dazu o. 
2. 55 (Abweichungen im Berichulben). 


$ 120. 


Wer einen Gefangenen aus der Gefangenanitalt oder aus der Gewalt 
der bewaffneten Macht, des Beamten oder desjenigen, unter dejjen Beauf- 
hrigung, Begleitung oder Bewachung er ſich befindet, vorfäßlich befreit 
oder ihm zur Selbſtbefreiung vorjäglich behülflich ift, wird mit Gefäng- 
niß bis zu drei Jahren beftraft. 

Ter Verſuch ijt ftrafbar. [StrK bez. SchG). 


I. Zäter der Gefangenenbefreiung im Sinne diejer Stelle Tann jeder jein. 
Jedoch find ausgenommen: 

I. der Gefangene ſelbſt. Die Selbitbefreiung eines Gefangenen if, abgejehen von 
MEISB 88 79. 159, nur dann friminell ftrafbar, wenn fie in ber Form ber 
Meuterei auftritt ($ 122). Ciner disziplinarifchen Beftrafung der Selbſtbefrei⸗ 
ung fteht das Geſetz nicht entgegen. Höchſt bedauerlich aber ift es, daß zuweilen 
bei Befreiungsverſuchen Prügelftrafe verhängt wird, der Gefangene fi aljo 
weientlich fchlechter fteht, als bei krimineller Ahndung; 

2. jolde Berfonen, die jelbft mit der Ausübung der Gewalt über ben Gefangenen 
betraut find. Sie werden in den 88 121. 347 bejonders behandelt. Die 
Abweichung beiteht zunähft darin, daß fie jchon bei Fahrläſſigkeit 
beitraft werden (88 121 Abi. 2. 347 Abi. 2). Anderſeits zeigt fi ein auf- 
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fallender Unterfchied darin, daß der Berfuh nur im Falle des $ 331 

ſtrafbar ift. 

U. Aus der Überfchrift des Abjchnitte ergibt fih, daß unter Gefangene 
jolde Perfonen zu verftehen find, die Durch ein Organ der Staat8gemwalt ali 
jolche8 ihrer perjünlichen Freiheit beraubt find und ſich infolgedeflen in Der Gemaii 
der zuftändigen Behörde befinden. E 12 162. Dahin gehören zweifellos Straf: 
gefangene, Unterjuchungsgefangene, jowie die auf Grund des 5 127 StPOD von 
Beamten als foldyen (nicht. aber die von einer Privatperfon, E 13 254) vorläuf; 
Feſtgenommenen; ferner: Perfonen, die im Arbeitshauje gemäß $ 362 interniert 
find (& 15 217), oder eine unter ftaatlicher Autorität verhängte DOrdnungäftraie 
verbüßen (3. B. ZPO 8 330. StPO $ 50. GBG 8% 178. 179) oder fidy in Zwange⸗ 
baft befinden (3. 8. ZPO $$ 390. 858. 901. 918), desgl. Die polizeilicy (vergl. 
preußiiche8 Geſ. v. 12./2 1850 $ 6) in Gewahrſam Genommenen und Krieger 
gefangene. Beitritten iſt die Frage, ob dieſe letzteren auch dann nod) Gefangene im 
ftrafrechtlihen Sinne find, wenn fie lediglich dur ihre Ehrenwort an einen 
beitimmten Orte fejtzehalten werden. Bejahend Mayer⸗Allf. 565, M. E. Mayer, Tie 
Befreiung von Gefangenen (1906) 5, v. Liſzt $ 173; verneinend Olsh.⸗Zweig. 2. 
Endlich find Gefangene: die infolge eines gerichtlichen Vorführungsbefehles Fen— 
genommenen (E 12 162) und die eine ftaatlihe oder unter ſtaatlicher Autorität 
verhängte Disziplinarfreiheitsitrafe Verbüßenden (etma: Studenten im Karzer: 
gerade bier jedoch a. A. He, Beitr. 3. d. Lehre v. d. Gefangenenbefreiung [14 
52 und M. E. Mayer a. a. O. 4) Umgekehrt ijt nicht Gefangener eine jolde 
Perjon, die polizeilich gewaltfam aus einem Lokale entfernt wird. Entſcheidung dei 
hanſeat. OLG's 20. HBmweifelhaft aber ift, ob zu den Gefangenen zählen: 

1. die gemäß 88 55. 56 einer Erziehungs- oder Befferungsanftalt über 
wiejenen Perfonen. Nah E 15 39 und Olsh.-Zweig. 2 find fie Gefangene, wein 
die Freiheitsbeſchränkung über das gewöhnliche Maß der Schulzucht hinausgeht, 
nah v. Liſzt $ 173, Binding, Lehrb. 2 535, M. E. Mayer a. a. O. 5. 
niemald. Am richtigften wird e3 fein, wenn man die Enticheidung davon 
abhängig macht, ob die Organijation und Disziplin der Anftalt einen freien 
Verkehr mit der Außenwelt gejtattet oder nicht. Vergl. auh E. Loening id. 
Jahrb. f. Nationalökonomie u. Statiltit Jahrg. 1901 ©. 82 (zit. nad dem 
©. 4.) und ©. Hofmann, Die Gefangenenbefreiung (1903) 31. Der auf dem 
Transport in eine foldhe Anftalt Befindliche Tann jedenfalls Gefangener fen 
E 37 366. Übrigens wird das Reichsrecht auf diefem Gebiet durch zahlreide 
Landesgeſetze ergänzt. ©. 3. B. preußifches Fürforgegejeg v. 2./7 1900 $ 21 
württembergijches Geſ. v. 6./12 1899 Art. 23; | 

2. die auf Anordnung einer Behörde zur Beobachtung ihres Geifteszuftande 
(EBD 8 81) oder wegen Gemeingefährlichkeit in einer Irrenanftalt unter— 
gebradhten Perjonen. Bu bejahen. Ebenjo DISh.-Zweig. 2, Oppenh.⸗Del. 1. 
NRüd.-Stengl. 1. A. A. v. Liſzt $ 173, Meyer-Allf. 366, Binding, Lehrb. 2 5%, 
M. E. Mayer a. ©. 7. Wird dagegen ein Strafgefangener, weil er fid al 
krank beraugftellt, in ein außerhalb der Strafanftalt befindliches Kranktenhauf 
verbracht, jo ift er, jo lange er fi) dort befindet, nit als Gefangener al 
zuiehen. Wäre er es, jo wäre StPO 8 "493 überflüſſig. Die Stelle beweilt 
deutlich, daß ber Aufenthalt in der Krankenanftalt keine Strafvollftvedung it 
und nur binfichtlich der Berechnung der Strafzeit dieſer gleichgeftelit wird 
A. U die meiften, 3. B. Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 2 584,5. Das Geſagte 
muß erjt recht für die Unterfuchungsgefangenen gelten. 4. A. & 19 350. dom 
Standpunkt der hier vertretenen Anficht aus ergibt fi) namentlich, daß das 
Klinitöperfonal nicht unter $ 121 fällt, mag es auch von der Strafvolljtredung® 
bebörde mit der Bewachung des „Sträflings“ beauftragt fein; 
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3. Kinder im Schularreit. Wird der Arreft unter ftaatlicher Autorität verhängt, 
fo wird man fich leider der Bejahung der Frage nicht entziehen dürfen. Ebenfo 
Rüd.-Stengl. 1. Hofmann a. a. ©. 28 und die bayerifche Praxis. ©. Bay. 
OLGStr 2 98. U. A. Die meilten, z. B. M. E. Mayer a.a.D.5, Heß a. a. 
DO. 52 und neuerdings auch E39 7 (in einen bayrijchen Fall) weil zum Begriff 
des Gefangenen im Sinne dieſes Abſchnitts gehöre, daß er aus Gründen 
des öffentlihen Intereſſes in feiner Freiheit bejchräntt fei. 

II. Die Handlung kann in vorjäglicher Befreiung ober in Beihilfe zur 
Gelbitbefreiung beftehen (aljo in ftrafbarer Beihilfe zu einer ftraflofen Haupttat), 
die Beihilfe ſowohl phyſiſche wie intellektuelle fein. E 25 65. Bergl. 8 49 I. Die 
bloße Anftiftung zur Selbftbefreiung tft ftraflos. Befreiungsbandlungen find folche, 
die einen Angriff gegen die in der Gefangenbaltung zur Ericheinung kommende 
Ausübung der obrigfeitlichen Gewalt in fich fchließen. Das Berlangen eines dritten, 
den Gefangenen freizulajfen, genügt daher nicht. Dagegen würde Bedrohung oder 
Täuſchung des Beanıten ausreihen. So E 34 8, bezgl. der Täufchung aber wohl 
zu generell. 

Strafbar ijt die Befreiung nicht nur aus der Gefangenanftalt oder der Gewalt 
der Beamten, jondern auch aus der Gewalt irgend jemandes, dem zur Zeit bie 
Beauffichtigung, Begleitung oder Bewachung obliegt; 3. B. des privaten Auffehers 
bei der Außenarbeit. Während der Zeit des Urlaub$ befindet fich der Sträfling in 
niemandes Gewalt, ift aljo fein Gefangener. 

IV. Der Augenblid der Vollendung ift verichieden zu beftimmen, je nach dem 
der Gefangene in einer Gefangenanjtalt (oder einer nach 1 gleicäftehenden Anftalt) 
interniert war oder nicht. Für den erjten Fall ergibt der Wortlaut des Geſetzes, 
dag die Vollendung erit dann eintritt, wenn ſich der Gefangene außerhalb des 
Bereich der Gefangenanftalt einfchliegli” der jie etwa umgebenden Mauern 
befindet. Vollendung liegt daher nicht vor, wenn der Gefangene innerhalb der 
Anftalt verftedt gehalten wird. Am zweiten Falle tritt die Vollendung ein, 
jobalb die Gewalt der beauffihtigenden und bewachenden Perfonen gebrochen: ift. 
Die Dauer des Entweichens oder des Bruches der Gemalt ift in feinem alle von 
Bedeutung. 

V. Der Verſuch iſt auch dann ftrafbar, wenn es ſich um Beihilfe zur Selbſt⸗ 
befreiung handelt. R 9 724. 3. B.: es Händigt jemand einem Gefangenen die 
Ausbruchswerkzeuge ein: Verſuch; bei wirklichem Ausbruch: Bollendung. Ebenſo 
wohl v. Liſzt $ 173, Olsh.⸗Zweig. 6. Gegen die Strafbarfeit des Verſuchs in 
diejen Fällen, Binding, Lehrb. 2 590, M. E. Mayer a. a. D. 26. 

VI. Über die Frage, ob ber Gefangene felbft wegen Teilnahme beftraft 
werden Tann, |. o. ©. 84 VI2. Wie dort verneinend auch M. E. Mayer a. a. O. 15, 
Dagegen bejahend Olsh.⸗Zweig. 7. 

VD. Notwehr befeitigt bier wie fonft die Rechtswidrigkeit. Es ift aber zu 
beadhten, daß auch eine materiell ungerechtfertigte Verhaftung formell gerechtfertigt 
fein kann. In diefem Falle jchließt fie bie Notwehr aus. Mafßgebend werben bier 
die zu 8 113 III gegebenen Ausführungen fein. Eingehender darüber M. E. Mayer 
a. a. D. 21 (2. T. bedenklich) und Binding, Lehrb. 2 586. Bergl. aud) E 39 189. 

VII. Idealkonkurrenz mit Begünftigung ($ 257) ift möglich, weil $ 120 feinen 
Strafgefangenen vorausjegt. So die herrichende Lehre und E 7 244. Abweichend 
2. a. E. M. Mayer a. a. ©. 38. 

8 121. 


Wer vorfäglich einen Gefangenen, mit deſſen Beauffichtigung oder 
Begleitung er beauftragt ijt, entweichen läßt oder defjen Befreiung be- 
fördert, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beftraft. [StrK]. 
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Iſt die Entweichung durch Fahrläſſigkeit befördert worden, ſo trit 
Gefängnißſtrafe bis zu drei Monaten oder Geldſtrafe bis zu dreihunder 
Mark ein. [SchG). 


I. Über das Verhältnis dieſes Falles der Gefangenenbefreinng zu dem in 
$ 120 behandelten j. daf. I 2. Täter ann hiernach nur ein „Hafthalter“ sein 
(jo Binding, Lehrb. 2 584), aber nicht jeder Hafthalter, jondern nur ein jolcer, 
der mit der Beaufjihtigung oder Begleitung des Gefangenen beauftragt iſt. u 
Beauftragung muß von einem zuitändigen Beamten ausgehen. Tauber liegt de 
Tatbeftand nicht vor, wenn eine Privatperfon den von ihr gemäß StPO $ 137 
Feſtgenommenen einem dritten übergibt und dieſer den Gefangenen wieder laufen 
läßt. Ebenjomwenig trifft die Stelle dann zu, wenn derjenige, ber entweichen läßt 
oder die Selbftbefreiung befördert, aus eigener Initiative verhaftet Hat. Tagegen 
braucht der Täter fein Beamter zu jein. E 19 330. Ob ein Beamter Täter jein 
fann ober ftet3 unter 8 347 fällt, hängt von der Auslegung Diefer Stelle ab. 
Im legteren Sinne Dl&h.» Zweig. 1, M. E. Mayer, Tie Befreiung von Gefangenen 
(1906) 10. 

Beionders können zu den beauftragten Perjonen auch Pächter der Arbeit: 
träfte der Gefangenen gehören. 

Il. Die Handlung fann beitehen: 

1. darin, daß der Täter den Gefangenen entweichen läßt, d. 5. die Selki« 
befreiung nicht verhindert. Wie bei jedem anderen echten Unterlafiungsbelit 
wird eine Nechtspflicht zur Berhütung des Erfolgs vorausgeſetzt. Dieſe liegt 
hier in dem Auftrag oder genauer in deflen Annahme Auch aus diem 
Grunde jehr bedenklich E 19 330 (j. o. $ 220 II 2). Die Handlung kann ferner 
beftehen 

2. darin, daß der Täter die Befreiung des Gefangenen befördert, d. |. 
ihr durch pofitive Tätigkeit Vorſchub leiftet. Ob die Befreiung eine Selbtt. 
befreiung des Gefangenen if, oder von einem dritten ausgeht, ift gleichgiltig. 

Eine ſcharfe Unterfcheidbarfeit der beiden Fälle beftreitet E 5 324. Mit der 
hier vertretenen Auffafjung übereinftinnmend H. Hofmann, Die Gefangenenbefreiung 
(1903) 44 und wohl aud Binding, Lehrb. 2 596. Dagegen M. E. Mayer, a. ı. 
D. 29. Anders auch Dlsh.- Zweig. 2. 3 und E 36 402. Die Frage ift aber deshalb 
von Bedeutung, weil Fahrläffigfeit nur in dem zweiten Falle genügt. Ebenio 
v. Liſzt $ 173... M. E. Mayer a. a. O. 31 und ſachlich auch Binding 
Lehrb. 2 597, infofern er jchuldhaftes Nichtentdeden des Befreiungsplans 
genügen läßt. 

Ill. Der Augenblid der Vollendung ift ebenfo zu beftimmen wie im Falle des 
8 120. Demgemäß nimmt das RG in GoltdA 37 172 Strafbarfeit eines Transporteur? 
an, der einen Gefangenen geftattet hatte, fi) ohne Begleitung an den Beſtimmungs⸗ 
ort zu begeben, obwohl der Gefangenene ſich feinem Verſprechen gemäß ftellte. - 
Der Verſuch ift nicht ftrafbar. ©. Dagegen $ 347. 

IV. Der Gefangenene kann wegen Anftiftung ebenfowenig beftraft werden, wit 
im Falle des $ 120. Abweichend R 4 812. 

V. Konkurrenz mit $ 257 ift möglich. Abweichend u. a. M. €. Mayer a. 0.2.35. 

VI. Einen qualifizierten Fall enthält 8 347. Vergl. auch MSIGB 8 14. 


8 122. 


Gefangene, welche fich zufammenrotten und mit vereinten Kräften die 
Anftaltsbeamten oder die mit der Beauffichtigung Beauftragten angreifen, 
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denjelben Widerftand leiiten oder es unternehmen, jie zu Handlungen oder 
Unterlafjungen zu nöthigen, werden wegen Meuterei mit Gefängniß nicht 
unter ſechs Monaten beitraft. 

Gleiche Strafe tritt ein, wenn Gefangene ſich zujammıenrotten und mit 
vereinten Kräften einen gewaltjamen Ausbruch unternehmen. [StrK\. 

Diejenigen Meuterer, welche Gemaltthätigfeiten gegen die Anjtaltz- 
beamten oder die mit der Beauflichtigung Beauftragten verüben, werden 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft; auch kann auf Zuläfligfeit von 
Rolizei-Aufficht erfannt werden. [SchwG|. 


I. Die Stelle betrifft die Gefangenenmeuterei. Ihre Strafbarkeit fordert in 
jedem Falle ein Zufammenrotten. Über den Begriff |. $ 115 II. Die Braris 
bat gerade bier wiederholt anerkannt, daß zwei Perjonen genügen. E 2 80. 18 17. 
Ebenfo H. Hofmann, Die Gefangenenbefreiung (1903) 76 ff. Dagegen fordert Binding, 
Lehrb. 2 508 eine für das Haftperfonal gefährlihde Macht. Daß fih die Gefangenen 
ſchon vorher zufammen befanden, fteht dem Begriffe des BZufammenrottens nicht 
entgegen. Hofmann a. a. D. (1903) 74, E 2 80. 3. T. a. A. Binding, Lehrb. 2 592. 
Anderfeitd kann eine Zufammenrottung nicht angenommen werden, fo lange die 
Gefangenen räumlidy von einander getrennt find. E8 1. 

U. Die bloße Zujammenrottung begründet nody feine Ctrafbarkeit. Vielmehr 
muß eine der nadftehenden Handlungen hinzukommen: 

1. Angriff gegen die NAnjtaltSbeamten oder die mit der Beauffichtigung 
Beauftragten. Dabei ift der Angriff in demjelben Sinne zu nehmen wie im 
8 113; 

2. Widerftandsleiftung gegen Diefelben PBerfonen. Der Widerftand muß ein aktiver 
jein, weil er ſonſt nit wohl mit vereinten Kräften geleiftet werden kann 
(ſ. u). Ebenſo Binding, Lehrb. 2 594, Olsh.⸗Zweig. 5. U. A. Oppenb.- 
Del. 8.; 

3. Unternehmen, diejelben Berfonen zu Handlungen oder Unterlaffungen zu nötigen. 
Bergl. $$ 105. 114; 

4. Unternefmen ($ 105) eines gemwaltjamen Ausbruchs. Nichtet ſich der Ausbruch 
gegen Berjonen (eine Stette von Wadtpoften), jo ericheint er als ein Angriff 
im Sinne des Abf. 1 (a. A. Binding, Lehrb. 2 595). Hier handelt es fich 
Daber nur um einen Ausbruch gegen ſachliche Abſchlußvorrichtungen. Ebenſo 
die meiften, vergl. bei. DISh.-Zmeig. 7. Dagegen Heilborn Str 18 170 ff. 
Im übrigen genügt es, wenn auch nur ein bei der Bufammenrottung beteiligter 
Gefangener befreit werden fol. RG in GoltdA 39 326. A. A. Binding a. a. D. 

In allen Fällen muß mit vereinten Kräften gehandelt fein. ©. hierüber 
115 II 4. Sft dies der Fall, jo genügt es zur Strafbarkeit des Einzelnen, wenn 
er fi der Bufammenrottung in dem Bewußtſein angeichloffen hat, daß es zu 
Handlungen ber bezeichneten Art fommen werde. 

Bu bemerfen ift, daß das Gejeß feinen Wert darauf legt, ob die Handlung in 
einer Strafanftalt oder außerhalb derfelben vorgenommen worden ift. 

IL In dem Falle des dritten Abfages ift Verſuch auf jeiten der Meuterer 
infofern möglich, als fie verſuchen, Gemwalttätigfeiten ($ 124) zu verüben. 
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Siebenter Abfdnitt. 
VBerbrehen und Bergehen wider die Öffentlihe Ordnung. 


$ 123. 


Wer in die Wohnung, in die Gejchäftsräume oder in Das befriedere 
Beſitzthum eines Anderen oder in abgejchlofjene Räume, welche zum öffen- 
lihen Dienft bejtimmt find, widerrechtlich eindringt, oder wer, wenn er 
ohne Befugniß darin verweilt, auf die Aufforderung des Berechtigten ſich 
nicht entfernt, wird wegen Hausfriedensbruches mit Gefängniß bis zu drei 
Monaten oder mit Gelditrafe bis zu dreihundert Mark beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Ft die Handlung von einer mit Waffen verjehenen Perſon oder von 
Mehreren gemeinfchaftli begangen worden, jo tritt Gefängnißjtrafe ven 
Einer Woche bis zu Einem Jahre ein. [SchG]. 


1. Wo kann SHausfriedensbrud begangen werden? — Allgemein gefart 
befteht der Hausfriedensbrucd darin, daß jemand in beftimmte Ortlichkeiten 


widerrechtlich eindringt oder daß er widerrechtlich darin vermweilt. Dieſe Otrtlich 


feiten find: 

1. die Wohnung eined andern. Unter Wohnung ift zu verftehen der Inbegrif 
berjenigen zufammengehörigen Räumlichkeiten, welche zum längeren Aufenthalt: 
einer einzelnen Perfon oder einer Mehrheit zufammengeböriger Perjonen derat 
dienen, daß in ihnen ordnungsgemäß auch genächtigt wird. Einzelnes: 


a) Auf dag Nächtigen ift im Anſchluſſe an den Sprachgebrauch mit v. Liizt 


8 119 Gewicht zu legen. Dagegen Meyer-Allf. 516, Olsh.⸗Zweig. 3. Sekt 
nahe fteht der vertretenen Anficht E 18 312. Anderfeit3 ift Das NRächtigen für 
ſich allein nicht entjcheidend, und man wird, infofern von Liſzt abweichen‘. 
einen Schäferfarren deshalb nicht als Wohnung anzufehen haben, weil er 
normalermeije eben nur zum Nächtigen dient. 


b) Daß die Räumlichkeiten zum dauernden Aufenthalte dienen (fo & 12 132. 


ift nicht zu verlangen. Eine Sommerwohnung ift auch mährend de 
Winterd eine Wohnung. Wohl aber wird man einen längeren Aufenthalt 
fordern müffen und deshalb das Hotelzimmer nicht als die Wohnung de 


Gaſtes, der ſich nur einige Tage oder Nächte darin aufhält, anfehen dürten, 


© u.1I2. 


c) Die bloße Beftimmung eines Raumes, ald Wohnung zu dienen, macht ihn 


noch nicht zur Wohnung. Olsh.⸗Zweig. 3. 

d) Auch eine bewegliche Sadye, 3. B. ein Schiff oder ein Künftlerwagen, fanı 
Wohnung fein, € 13 312. 

e) Auf die Eigentumsverhältniffe kommt es nicht an. Die von mir (zu längerem 
Aufenthalte) gemietete Wohnung ift meine Wohnung auch gegenüber dem 
Hausherren. Auch wenn der Mieter nicht rechtzeitig auszieht, befindet er ſich 
noch in feiner Wohnung 236 4 322. 

f) Zu der Wohnung find alle diejenigen Räumlichkeiten zu zählen, meld 
häuslichen Zwecken dienen, auch wenn biefe nur eine intermittierende 

Benubung bedingen oder der Raum fi) außerhalb bes Wohn, hauſes 

befindet. 8. B. eine unter bejonderem Dache befindliche Waſchküche. ©. u. °: 
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2, Geihäft3räume eined andern. Hierunter ſind ſolche — zwar baulid 
abgeichloffene, aber nicht notwendig verjchlofiene — Räume zu verflehen, in 
denen jemand jeine Erwerbstätigkeit, jei es jelbft, jei e8 durch andere Berjonen 
aneübt. 3. B. Wirtdlofale, Fabriken, Bergwerfe, Marktbuden, Werkſtätten 
ieder Art. Auch beweglihe Sachen, 3 3. Schiffe, können Gefchäftsräume 
entbalten. E 13 113. Dagegen verfagt E 82 371 den Straßenbahnmwagen die 

Eigenſchaft eines Gefchäftsraumes; 

3. da3 bejriedete Befigtum eined andern. Daß „Belittum* nur eine un- 
bewegliche Sache bezeichnet, fteht jeit. E 13 312. 32 371. Im übrigen aber ift 
der Begriff ſehr beftritten. Nach der einen Anficht bedeutet befriedetes Befigtum 
ein jolches, das durch feine enge räumliche Verbindung mit einem bewohnten 
Hauſe deſſen Frieden teilt (Hof, Obſtgarten). So Berner 398, Hälfchner 2 146, 
Sppenh.s Del. 4, Rüd.Etengl. 4, R 1 547. 3 143. Rad) der andern Anjicht 
bedeutet es ein „eingehegtes”, gleichgiltig wo belegenes Grundftüd. So Binding, 
Lehrb. 1 122, v. Liſzt 8 119, Meyer-Allf. 516, beſ. aber Olsh.⸗Zweig. 5, E 11 293 
20 150. 36 395. Die Vertreter der eriten Meinung berufen fidy hauptfächlich 
auf den Ausdrud Hausfriedensbruch. Größeres Gewicht aber verdienen Die 
von Olsh. aus der Etymologie des Wortes „befrieden* und aus der Entſtehungs⸗ 
geichichte des Geſetzes beigebrachten Gegengründe. In letzterer Beziehung Fällt 
namentlich die bis auf das preußiſche Landrecht zurückgehende kontinuierliche 
Entwicklungsreihe ins Gewicht. Demnach gehört ein umhegtes, ein— 
gefriedigtes Grundſtück auch dann unter den Begriff des „be— 
iriedeten“, wenn es ſich außerhalb eines erkennbaren Zufammen» 
banges mit der Wohnung oder den Geihäftsräumen befindet. 
Allerdings fcheiden eingefriedigte Äcker, Wiejen, Weiden oder Schonungen zu⸗ 
folge der Epezialvorjchrift des 8 368 Nr. 9 aus. (Stellt man ſich aber auf den 
dertretenen Standpuntt, fo folgt, daß fi der Hausfriedensbruch nicht als 
Telift gegen den Rechtöfrieden, jondern gegen den Beſitz darftellt. Ebenio 
Beling 83. Bergl. über die verjchiedenen Auffafiungen Goehrs, Der Recht» 
frieden (1900) 70 ff, Rofenfeld, Vergl. Darftellung 5 405. 469. 

Unter Einfriedigung aber bat man mit E 11 293 eine Borridtung zu 
verfteben, durch welche der berechtigte Inhaber das Beligtum in äußerlich 
ertennbarer Weiſe mitteld zufammenhängender Schutzwehren gegen das beliebige 
Betreten durch andere „abgeiperrt* Hat. Binding. Lehrb. 1122. 3.8. Heden, 
Zäune, Drähte, Ballifaden. Sa, es erfcheint jedes Gebäude, namentlich auch 
ein Neubau, als befriedeted Beligtum, E 11 239. Immer aber wird man 
verlangen müſſen, daß die Schuzwehren in den Luftraum ragen, und deshalb 
eine Abgrenzung durch Gräben oder Furchen nicht für ausreichend eradıten 
dürfen. Bweifellos find Warnungstafeln für fi) allein nicht genügend. Ebenſo 

. Binding a. a. O. A. 9. Dlsh.- Zweig. 5. 

Mit der oben vertretenen Auffaffung ift aber die Frage, ob durch unbeftgtes 
Eindringen in einen fremden, nicht eingehegten, aber neben dem Wohnhauſe 
beindlihen Hofraum oder Garten Hausfriedensbruc begangen werden fönne, 
nod nicht verneint. Denn in der Tat bilden dieje Orte nebit allen darauf 
defindlihen Gebäuden für die natürliche Auffafiung ein Zubehör der Wohnung, 
ebenjo wie Borpläge eines Fabrikgebäudes zu den Gejchäftsräumen zu zählen 
ind. E 20 150 fieht fie, im praftifchen Ergebnifie übereinftimmend, als befriedetes 
Befigtum an. Dagegen vd. Liſzt 8 119; 

4. abgejchlojjene Räume, welche zum öffentlichen Dienfte beftimmt 
find. Abgeſchloſſen bedeutet: baulich begrenzt. Der Umfland, daß im all- 
gemeinen das Publitum Zugang bat, fteht nicht entgegen. Daher ift zwar der 
Flag des Schaffners oder Poſtillons im Roftwagen fein abgeichlofiener Raum, 
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wohl aber der mit dem Eifenbahnzuge Iaufende Poſtwagen. — Zum öffentlichen 
Dienfte ift ein Raum dann beftimmt, wenn er zur Vornahme einer amtlichen 
oder unter amtlicher Aufficht ftehenden Tätigkeit beftimmt ift. 

U. Die Handlung Tann beitehen: 

1. in einem widerrechtlichen Eindringen in die bezeichneten Räume. Ser 
Begriff des „Eindringens“ fordert Die Überwindung eines Widerjtandes. Doch 
genügt ein pfychifcher Widerftand, beitehend in dem entgegengefegten Willen des 
Berechtigten. So die weitaus herrichende Lehre, auch E 5 110. 18 132. A. A. 
Rubo 5. Zum Vorſatze gehört das Bemwußtfein, gegen den Willen 
des Berechtigten zu handeln. Diefer Wille tann ein allgemein („Haufierern 
ift der Eintritt verboten”) oder fpeziell gegenüber dem Täter ausgejprochener 
fein. Nicht genügend beadıtet wird, daß ſich vielfah aud Das 
Betreten gemwifjer Räume ohne die erforderlidhe Eintritt3farte 
als Hausfriedensbruch darftellt. Es reicht aber auch aus, wenn der 
Täter aus den Umftänden, 3. B. aus dem Verſchluß oder auch aus feinen 
perjönlichen Beziehungen zu dem Berechtigten entnimmt, daß dieſer mit feinem 
Vorgehen nicht einverftanden ift, bezw. bei vorhandener Kenntnis nicht ein⸗ 
verftanden wäre. Iſt das Bewußtſein des Täters, in diefem Sinne gegen den 
Willen des Berechtigten zu handeln, nicht vorhanden, jo fehlt e8 an dem 
erforderliden Vorſatz. Es genügt alfo nicht, wenn der Täter jenes Bewußtſein 
nur hätte haben fönnen oder haben müfjen. Häufig wird dies fo ausgedrüdt. 
daß man fagt: es genügt das Handeln gegen den vermuteten, aber nicht 
gegen den zu vermutenden Willen des Berechtigten. Anders jedoch E 13 132. 
In welcher Reife das Eindringen erfolgt, iſt Durchaus gleichgiltig, und es Iarın 
feinem Zweifel unterliegen, Daß auch ein Einfchleidhen genügt. Nah E 39 440 
ift ein Eindringen des ganzen Körpers nicht erforderlich — Widerrechtlid 
tjt das Eindringen, injofern es im Widerjpruch mit einem fremden Beligwillen 
erfolgt (BGB $ 868), es ſei denn, daß bem Täter eine befondere Befugnis zur 
Seite ftünde, fraft deren er den entgegenftehenben Beſitz nicht zu beachten 
braucht. Eine ſolche Befugnis ift keineswegs jchon dann gegeben, wenn ein 
erlaubter Zweck, 3. 3. die Einmahnung einer Schuld, verfolgt wird. Bielmehr 
muß der Inhalt der Befugnis gerade der fein, eine fremde Wohnung uſw. felbiı 
unter Verlegung des Hausrechts zu betreten, e8 muß dem Hausredht ein 
ftärferes ſubjektives Recht entgegenftehen. E 12 132. Ein foldye8 wird 
namentlih durch das öffentliche Recht begründet. 3. B. Befugnis zur Ber 
haftung, Beſchlagnahme, Durchſuchung, polizeilichen Reviſion (and) Befugnis 
der Fabrikinſpektoren nad) GewO 8 139b oder der techniſchen Aufſichtsbeamten 
nach Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz $ 119). Vergl. auch NR 10 384. Doch kann 
eine Befugnis zur Berlegung des Hausredhts auch im Privatrecht begründet fein. 
Co ift der Bater zweifellos berechtigt, Die Wohnung des feiner Gewalt unterworfenen 
Sohnes zu betreten; vergl. auh BGB $8 227 ff. 904 und (für das ältere 
Net) E 6 14. 15 391. Aus dem Gefagten ergibt fich und ſelbſtverſtändlich 
ift, daß die Widerredtlichfeit Durch Erlaubnis des Berechtigten befeitigt wirb. 
Wer die Erlaubnis zu widerrechtlichen Zweden mißbraucht, dringt darum doch 
nicht widerrechtlic ein. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 123. Anderſeits Tann ein 
Betreten der Räume den Begriff des Eindringens erfüllen, wenn die Erlaubnis 
durch Täufhung erfchliden if. Bayr&öt®Str 6 52. Auh das Moment 
der Widerrechtlichleit muß von dem Worjage umfaßt werden, injofern der 
Täter wiffen muß, daß er gegen einen fremden Beſitz Handelt und ihm fein 
Recht zur Seite fteht, vor welchem diejer (da8 Hausrecht) zurüdzutreten Hat. 
Ähnlich E 1 21. Beſonders aber übereinftimmend dag Urteil bei Oppenhoff, 
Rechtſprechung des Obertribunald 27 332 und das des Hanfeatifhen OLG's 
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S. 24. Die herrſchende Lehre fordert Bewußtſein der Normwidrigkeit in dem 
Sinne, daß der Täter wiſſen muß, die von ihm begangene Handlung ſei ver⸗ 
boten. — Die Handlung kann ferner darin beſtehen, daß 


. derjenige, welcher in einem der bezeichneten Räume ohne Befugnis verweilt. 
jih troß Aufforderung des Berechtigten nicht entfernt. — Die 
Befugnis zum Berweilen geht rechtlidh der Befugnis zum Eindringen parallel, 
und wo dieſe leßtere gegeben ift, iſt auch Die eritere vorhanden. Aber der 
umgekehrte Caß gilt nidt. 3.8. ift der Mieter einer Wohnung, wenn er fich 
darin befindet, auch befugt, in ihr zu verweilen, nidyt aber, falls ihm der 
Bermieter das Einziehen verwehrt, auch befugt, in fie einzubringen. Überhaupt 
wird eine Befugnis zun Verweilen häufiger durch ein Privatrecht begründet, 
al ein Recht zum Eindringen. 8. B. durch ein Gefinde» oder Lehrlings⸗ oder 
Gehilfenverhältnis. Mit dem Ablaufe eines derartigen Vertrags ift das 
Berweilen ein unbefugtes, ebenfo bei gerechtferiigter vorzeitiger Auflöfung. 
R. 1 33. Tagegen ift ungeredhtfertigte Auflöfung des Tienftverhältniffes nicht 
imftande, das Recht zum Verweilen zu bejeitigen. Ebenfo Binding, Lehrb. 1 123, 
Dppenb.»Del. 13, &1 398 und im wefentlichen aud) Olsh.⸗Zweig. 15. A.U.E 5 234. 
Bergl. noch E 13 189. Das Bermeilen des Gaftes in der Wirtſchaft ift jeden» 
fall ein befugtes während der Zeit, die angemefjen erjcheint, um die gekauften 
Speijen und Getränte zu fi zu nehmen. Denn in dieſem alle ift das Necht 
des Verweilens vertragsmäßig gewährt, freilich ftet3 unter der ſtillſchweigenden 
Bedingung, dat der Salt ſich anftändig betrage.. E 4 322, BayObLGStr 5 
192. Ein befugte3 Verweilen wird aber durch unangemejjenes Betragen noch nicht 
ohne weiteres zu einem unbefugten. Ebenſo Binding, Xehrb. 1 123. 


Das unbefugte Verweilen in der Wohnung uſw. ift ftrafbar, wenn eine Auf: 
jorderung zum Weggehen ftattgefunden Hat. Wiederholte oder in Worten aus 
gedrüdte Aufforderung verlangt das Gejeh nicht. Die Aufforderung muß vom 
Verehtigten ausgehen. Berechtigt if zunächſt derjenige, defjen Hausrecht (Befih) 
verlegt wird. Es ſteht dem Mieter auch gegenüber dem Vermieter und zwar felbit 
dann noch zu, wenn der Mieter über die Mietszeit hinaus in der Wohnung 
verweilt. E 4 124. Bergl. E19 298. 26 322. (Nicht aber dem Gefinde gegenüber ber 
derrichaft, vergl. BGB $ 855). An der Vermietung einer Wohnung liegt fomit 
eine Beichräntung des an fi dem. Vermieter zuftehenden Hausrechts, und dies 
niht nur gegenüber dem Dlieter und beffen Yamilienangehörigen, fondern auch 
gegenüber defien Beſuchern. So Olsh.⸗Zweig. 17. GSelbfiverftändlich erftredt ſich 
die in der Bermietung liegende Befchräntung aud auf die Zugänge zu den 
bermieteten Räumen. — Der Pächter einer Bahnhofswirtihaft ift, wie E 36 188 
ausführt, nur dann als Berechtigter anzufehen, wenn ihm die Aufrechterhaltung ber 
Ruhe und Ordnung übertragen ift. 


Außer dem eigentlichen Inhaber des Hausrechts ijt aber zur Aufforderung 
au berechtigt, wer jenen in Ausübung des Hausrecht3 vertritt. An eine fcharf 
juriftiich abgegrenzte Bertretungsbefugni® darf dabei nicht gedacht werden. Biel- 
mehr muß als Bertreter jeder gelten, der nad) dem präfumtiven Willen bes 
Inhaber des Hausrechts berufen ift, es gegen dieſe Perfon zu wahren. So 
die Ehefrau, die erwachſenen Fyamilienmitglieder, die Dienitboten (BGB $ 860), 
wohl auch vorübergehend anmejende Freunde und Verwandte. Bergl. E 12 132 
(Vienftboten). 23 194 (Einberufer und Leiter einer Verſammlung in einem Wirts» 
Iofale als Berechtigter gegenüber dritten). 


In den zum öÖffentlihen Dienft beftimmten Räumen ift der den Dienft leitende 
oder die Räumlichkeiten beauffihtigende Beamte an erſter Stelle berechtigt. Eine 


Vertretung Tann hier ebenfo ftattfinden wie fonft. Vergl. Oppenb.Del. 14. 
Frank, Strafgefetbud, 5.—7. Aufl. 15 


to 
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ID. Der Vorſatz richtet ſich nad den allgemeinen Regeln. S. auch oben 
11 1. Eine Abficht, den Hausfrieden zu brechen, fordert das Gefeh nicht. E 18 312. 


IV. Antragsberechtigung. — Der Hausfriedensbruch ift normalerweife Antrags: 


delilt. Die Antragsberechtigung bemißt fi nad 8 61 III u. IV. Hiernady ift der 
Inhaber des Hausrechts zum Antrage befugt, dritte Berfonen an feiner Stelle nur 


dann, wenn fie zufolge einer gejeglichen Vertretung oder einer Vollmacht zum Schutze 


der Wohnung ufw. berufen find. Die Berechtigung zu der unter II behandelten Auf: 
forderung geht jomit weſentlich weiter als die AntragSbefugnis. So die herrſchende 
Lehre. 
.V. Nicht Antragsdelikt ift der qualifizierte Hausfriedensbruch. Dieſer 
liegt vor: 
1. wenn ber Täter mit Waffen verfjehen ift. Vergl. hierüber die analoge 


Beftimmung des $ 248 Nr. 5 und E 8 44. Speziell gegen die Anficht (Rud⸗ 


Stengl. 20), dat die Waffe fichtbar getragen werden müfje, E 28 269. 30 *. 


Daß es genügt, wenn fich der Täter während der Begehung der Tat in den 


Belig einer Waffe jest, führt zutreffend E 12 183 aus; 

2. wenn die Handlung von mehreren gemeinfchaftli begangen 
worden ifl. Die Gemeinſchaftlichkeit jegt ein einverftändliches Handeln vor- 
aus. Es wird jomit die Mittäterfchaft im Sinne des 8 47 als qualifizierende: 
Moment behandelt. Vergl. Bay ObLGEStr 2 251 a, E, E2258 a. E. Abweichend 
NRid.-Stengl. 21. Bergl. ob. ©. 88 viert. Abi. — Das Berweilen ift em 
gemeinjchaftliches, wenn ſich die Beteiligten ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
entfprechend geeinigt haben. E 4 822; 

3. im Falle des 8 342; 

4. im alle des 8 124. 

VI. Konkurrenz, — Wird während de3 Hausfriedensbruchs ein andere 
Delikt begangen, jo nimmt das RG Realkonkurrenz an. E 4 187. 32 197. yür 
Idealkonkurrenz dagegen Binding, Lehrb. 1 124 unter Berufung auf die Natur des 
Hausfriedensbruchs als eines Dauerbelifts. Im übrigen ift Idealkonkurrenz nament: 
lich möglich mit & 365, jofern die Aufforderung zum Weggehen ben Bwed hatte, 
das Hausrecht zu wahren, und dem Gafte dies zum Bewußtſein kommt. Eo 
Olsh.⸗Zweig. 8 zu $ 365. Dagegen ift Idealkonkurrenz mit $ 368 Nr. 9 ausgeſchloſſen 
©. o. 1 3. Degen Konkurrenz mit Diebitahl (Mundraub) vergl. $ 243. 


$ 124. 


Wenn fich eine Menjchenmenge öffentlich zujfammenrottet und in der 
Abfiht, Gewaltthätigkeiten gegen Perfonen oder Sachen mit vereinten 
Kräften zu begehen, in die Wohnung, in die Gejchäftsräume oder in das 
befriedete Befigthum eines Anderen oder in abgejchloffene Räume, welche 
zum öffentlichen Dienft beftimmt find, widerrechtlich eindringt, fo wird 
Seder, welcher an diefen Handlungen Theil nimmt, mit Gefängniß von 
Einem Monat bis zu zwei Jahren beitraft. [StrK]. 


Der hier behandelte ſchwere Hausfriedensbruch, auch Heimſuchung, fteht zu 
dem einfachen in einem ähnlichen Verhältniſſe wie der Aufruhr (F 115) zur der ein⸗ 
fachen Widerfeglichfeit ($ 113). Hier wie dort liegt das qualifizierende Moment 
darin, daß an der Handlung eine öffentlich zufammengejcharte Rotte im gewiſſer 
Form beteiligt ift. Eine nicht fehr erhebliche Abweichung befteht darin, daß der 
ichwere Hausfriedensbruch die Zufammenrottung einer Menjchenmenge (f. $ 110 D) 
fordert. Exheblicher dagegen find folgende Abweichungen: 
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1. Wegen Aufruhrs wird fchon beitraft, wer an der Zujammenrottung teilnimmt, 
wegen jchweren Hausfriedensbruchs nur, wer außer an der Zujammenrotiung 
fi auch beim Eindringen in die fremde Wohnung uſw. beteiligt. 

2. Der ſchwere Hausfriedensbruch erfordert eine über den ZTatbeitand des ein- 
fachen Delikts hinausgehende Abficht, und zwar bie Abfiht, Gewalt- 
tätigfeiten gegen Perſonen oder Eachen mit vereinten Kräften ($& 115 
II 4) zu verüben. Gewalttätigfeit iſt nicht gleichbedeutend mit Gewalt (8 52 I 1). 
Der Unterſchied liegt darin, daß nur die Gewalt, nicht aber die Gewalt⸗ 
tätigfeit, einen zu breddenden Widerſtand vorausfegt. Ebenfo Heilborn 3StrW 
18 188. 4. 4. Binding, Lehrb. 3 837. Zum Begriffe der Gemalttätigkeit 
gehört nicht ein verlegender Erfolg, wohl aber if die Entfaltung phyſiſcher 
Kraft erforderlich, die beitimmt ift, fi mechaniſch auf das Objekt zu über⸗ 
tragen. Eine Berührung des Objekts gehört nicht zum Begriff. So Binding, 
Lehrb. 2 898 umd dv. Hippel, Vergl. Darftellung 2 8 gegen Heilborn a. a. OD. 
und die vorige Auflage diejed Kommentars. Die Abſicht, Gemwalttätigfeiten zu 
begehen, braucht nicht der Anlaß der Zufammenrottung gemweien zu fein. Dem 
Wortlaute des Gelege: nad) muß ſie bei der Menichenmenge als jolcher 
vorhanden fein. Tatſächlich hat aber nur der einzelne eine Abjiht. Deshalb 
fann wegen fchweren Hausfriedensbruch® nur beftraft werben, wer jelbft Die 
bezeichnete Abjicht gehabt Hat. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 125. Die herrfchende 
Lehre dagegen begnügt fich bei den einzelnen mit dem Bewußtſein bavon, daß 
ih andere eindringende Berjonen von der Abfiht der Gewalttätigfeit leiten 
lafien. Bergl. Sohn in Holgend. Handb. 3 161, Hälfchner 2 156, Olsh.⸗gZweig. 2. 
S. auch Oetker GerS 64 64, 


$ 125. 


Wenn fich eine Menjchenmenge öffentlich zufammenrottet und mit ver: 
einten Kräften gegen Perjonen oder Sachen Gemaltthätigfeiten begeht, jo 
wird Jeder, welcher an diefer Zufammenrottung Theil nimmt, wegen Land⸗ 
friedensbruches mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beitraft. [StrK]. 

Die Rädelsführer, ſowie diejenigen, welche Gemaltthätigfeiten gegen 
Berfonen begangen oder Sachen geplündert, vernichtet oder zerjtört haben, 
werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft; auch kann auf Zuläflig- 
keit von Bolizei-Aufficht erfannt werden. Sind mildernde Umſtände vor: 
handen, jo tritt Gefängnißitrafe nicht unter jech® Monaten ein. [SchwG.] 


I. Der Landfriedensbruch im Verhältnis zum Hausfriedensbruch und zum 
Anfruhr. — Zum Tatbeitande des ſchweren Hausfriedensbruchs gehört das Eindringen 
in eine Wohnung ufw., nicht aber gehört Dies zum Tatbeftande des Landfriedens⸗ 
bruchs. Anderfeit3 aber fordert der letztere, daß die Gemwalttätigfeiten wirklich 
begangen werden. Man muß daher mit Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 2 889, 
v. Hippel, Vergl. Tarftellung 2 11, Meyer- Alf. 577, E 87 28 Idealkonkurrenz für 
möglih Halten. U. U. (wie die früheren Aufl.) Hälfchner 2 156, Nofenfeld, 
Vergl. Darſtellung 5 469. Ebenſo ift Sdealfonfurrenz mit Aufruhr möglich. 
E23 11. 

II. Bezüglich der einzelnen Tatbeſtandsmerkmale find zu vergleichen: 

1. wegen der Menjchenmenge $ 110 II; 
2. wegen ber Öffentlihen Bujammenrottung und der Teilnahme an einer 
ſolchen $ 115 IL. Der Borjag beiteht in dem Bemußtiein, daß einzelne 
15* 
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Perfonen widerrechtliche Zivede verfolgen, daß die Menge die Erreihung dieſer 
Bmwede zum mindeften paſſiv unterftügen wird, und daß der eigene Anſchluß 
die Menge, wenn auch nur um ein geringes, verftärkt. Ähnlid E 37 28. 
Außerdem verlangen DISH.- Zweig. 2 das gemeinfichaftlihe Bewußtfein der 
Menſchenmenge (?), daß es zu Gemalttätigleiten fommen werde ober fönne. 
Neugierde ald Motiv des Anfchluffes fteht dem Borfage nicht entgen. E 9 
303. 405. Bergl. Frank ZEtr® 12 296. Teilnahme wird man mit Binding 
a. a. DO. 887, vd. Hippel a. a. D. 10 gegen Olsh.-Zweig. 2 und E 36 174 im 
dem Uugenblid fordern müjlen, in dem e8 zu Gemwalttätigfeiten kommt; 

3. wegen Gewalttätigfeiten j. $ 124 2, wegen vereinter Kräfte $ 115 
II 4. Die wirkliche Begehung von Gemalttätigfeiten ift objeftive Bedingung 
der Strafbarkeit. Ebenjo Merkel 392, Freudenthal, Die notwendige Teilnahme 
am Berbrechen (1901) 139. 140. Dabei ift der geſetzgeberiſche Gedanke berjelbe 
wie für den Aufruhr unter $ 115 II 4 dargelegt und nicht, wie Heilborm 
ZStrW 18 206 meint, der einer fingierten Täterjchaft des einzelnen Rottierers. 
Zuftimmend dv. Hippel a. a. O. 8. Gegen Heilborn auch Freudenthal a. a. O. 
Mit Recht aber führt Heilborn a. a. O. 197 ff. gegen E 0 403. 405 aus, daß 
die Gemalttätigfeiten von der Menge verübt jein müflen. Ebenjo Merkel 392, 
wohl auch v. Hippel a. a. ©. 9. | 

Il. Eine erhöhte Strafe tritt ein: 

. gegen den NRädelsführer. ©. 8 115 III; 

2. gegen diejenigen, welche Gewalttätigkeiten begangen oder Sachen geplündert, 

vernichtet oder zerftört haben. Über den Begriff des Plünderns ſ. MStGB 

8 129. Nur teilweife Berftörung genügt nicht (vergl. Dagegen 88 305. 911). 

Ebenfo Binding, Lehrb. 2 890, E39 223. A. A. Olsh.⸗Zweig. 3. DaB eine bloße 
Beſchädigung nicht ausreicht, ift ficher. 

Idealkonkurrenz mit Diebftahl, Raub, räuberifcher Erprefiung und Sad» 

beichädigung ift ausgefchloffen, weil Hier ein Spezialfall vorliegt. U. U. Heilborn, 

a. a. ©. 214, Binding, Lehrb. 2 891. 


$ 126. 


Wer durch Androhung eines gemeingefährlichen Verbrechens den öffent: 
lichen Frieden jtört, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beitraft. [StrK). 


ars 





Das wenig paflend als Xandzwang bezeichnete Delikt richtet ſich gegen den 
Rechtsfrieden. Diefer Begriff wird in einem doppelten Sinne gebraudt: im 
objeftiven Sinne bezeichnet er den Zultand bes befriedeten Zuſammenlebens, im 
fubjeltiven das Gefühl, das Bewußtſein davon oder beſſer: dad Gefühl der 
Nechtöficherheit. Vergl. Goehrs, Der Rechtsfrieden (1900) 7 ff, der. ZStr® 19 
479 ff. Daß bier unter dem öffentlichen Frieden ber Rechtöfrieden im 
fubjettiven Sinne zu verftehen fei, wird allgemein zugegeben. Bergl. v. Buri 
BerS 27 228, Olsh.⸗Zweig. 1, Oppenh.-Del. 4, Goehrs, Nechtsfrieden 40 und 
HESrW a. a. O. 482, v. Hippel, Vergl. Darftellung 2 32, & 7394. A. A. Oppenheim, 
Die Objekte des Verbrechens (1894) 321 ff, der überhaupt nur einen Rechtsfrieden 
im objeltiven Sinne anerfennt. Geſtört ilt der öffentliche Yyriede, wenn das 
Bewußtjein der Rechtsficherheit in weiteren reifen erjchüttert ift. Hierin befteht der 
Erfolg der Handlung. (Das bloße Belanntwerden in weiteren Kreiſen genügt 
nicht; a. 9. v. Liſzt $ 174), Der Täter muß Die bezeichnete Wirkung erlannt, 
vorausgejehen haben. Mechnete er darauf, daß die Drohung nur einer bejchränften 
Berionenzahl befannt, oder nahm er an, daß fie nicht als ernft gemeint aufgefabt 
werben würde, jo fehlt e8 an dem erforderlihen Dolus. — Androhung ift 
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sieihbebeutend mit Drohung. Bergl. 8 48 II 1a. Unter gemeingefährliden 
Verbrechen (nicht Vergehen) find bie bes 27. Abſchnitts zu verftehen. Dielen 
Verbrechen ftehen aber die des Sprengftofigejeges gleih. So mit Recht Goehrs, 
IS 19 490, der gleichzeitig bemerkt, daß die Verbrechen des Nahrungsmittel- 
gejeges nicht Hierher gehören. — Daß die Handlung, mit welcher der Täter droht, 
ih al3 gemeingefährliches Verbrechen qualifiziert, braucht er nicht zu wiflen. Ebenſo 
Tinding, Lehrb. 2 885, DOlsh.- Zweig. 3. 


$ 127. 


er unbefugterweife einen bewaffneten Haufen bilbet oder befehligt 
oder eine Mannichaft, von der er weiß, daß fie ohne gejegliche Befugniß 
geiammelt ift, mit Waffen oder Kriegsbedürfnifjen verfieht, wird mit ©e- 
tängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 

Wer fi) einem jolchen bewaffneten Haufen anjchließt, wird mit Ge 
jängniß bis zu Einem Jahre beitraft. [StrK]. 


I. Die Begriffe bewaffneter Haufen und Mannſchaft weifen auf eine 
der militärifchen entiprechende Organijation und Zucht hin. Deshalb gehören Jagd⸗ 
gejellichaften nicht hierher. — Die Bildung oder Befehligung eines bewaffneten 
Haufen gejchieht dann unbefugtermweife und eine Mannſchaft ift dann ohne 
gejeglihe Befugnis gefammelt, wenn ed an ausdrüdlicher Erlaubnis, jei e3 Des 
Geſetzes, ſei es der zuftänbigen Behörde, fehlt. A. A. die meiiten, 3. B. Olsh.⸗ 
Zweig. 2, Rüd.» Stengl. 1, welche unbejugterweife ujw. auslegen als: einem 
gejeglichen oder obrigfeitlichen Berbot widerftreitend. Das wäre richtig, wenn die 
Stelle „Widerrechtlichkeit” forderte. Bergl. Binding, Normen 2. Aufl. 70. Außerdem 
ipriht gegen die berrichende Lehre code pen. art. 92 („sans ordre ou autorisation‘), 
mit welcher Stelle wie ſchon Goltdammer, Materialien 3. preuß. St®B 2 151 annahm 
vermutlich ein Bufammenhang befteht if. Übereinftimmend Binding, Lehrb. 2 901. 

H. Gegenüber Borbereitung zum Hodverrat ($ 86) nimmt Binding, a. a. D. 
1 Subfidiarität an. MWeitergehend in dieſer Auffafjung des Delikts v. Hippel, 
Bergl Darftellung 2 42/3. 


$ 128. 


Die Theilnahme an einer Verbindung, deren Dafein, Berfaflung oder 
Zweck vor der Staatöregierung geheimgehalten werden fol, oder in welcher 
gegen unbefannte Obere Gehorfam oder gegen befannte Obere umbedingter 
Gehorſam verjprochen wird, ift an den Mitgliedern mit Gefängniß bis 
zu ſechs Monaten, an den Stiftern und Vorſtehern der Verbindung mit 
Gefängniß von Einem Monat bis zu Einem Jahre zu betrafen. 

Gegen Beamte fann auf Berlujt der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter auf die Dauer von Einem bis zu fünf Jahren erkannt 
werden. StrK]. 


I. Die gegen die Geheimbündelei gerichtete Strafbrohung darf nicht zur 
Beſtrafung des bloßen Komplotts führen. Deshalb ift Verbindung nicht gleich 
bedeutend mit Bereinigung mehrerer Berfonen zu einer beftimmten Einzelhandlung, 
vielmehr darunter zu verftehen: eine organifierte, auf längere Dauer, und zwar fiber 
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die Beteiligung der gegenwärtigen Mitglieder hinaus, berechnete Vereinigung mehrerer 
Berjonen zur Verfolgung eines beftimmten Zwecks. Die Organijation bewirkt nidt 
nur, daß die Mitglieder ſich in gewillen Beziehungen bem Willen der Gefamtheit zu 
unterwerfen haben, jondern meiter, daß, mwenigftens tatſächlich und filr Die inneren 
Berhältniffe, die Verbindung als ein befonderes Rechtsſubjekt angejehen wird. Eine 
Bereinigung, die fi von vornherein auf individuell beftinmte Mitglieder befchräntt, 
ift feine Verbindung. Dagegen Binding, Lehrb. 2 904, der aber den Sprachgebrauch 
nicht genügend beachtet. Ebenfomwenig trifft der Begriff da zu, mo das Ganze nidt 


als ein bejondere8 Subjekt erjcheint. Eine Partei kann Verbindung fein, ift e 
aber jedenfall dann nicht, wenn ihr eine Organifation in dem angedeuteten Sinne 
fehlt. — Die berrichende Lehre fordert zwar auch Organijation und Bereinigung auf 
längere Dauer, legt aber auf den Beftand über die gegenwärtigen Mitglieder hinaus 
und auf die felbftändige Verfönlichleit der Verbindung feinen Wert. E 13 273. 17 


193. 24 328. Sie fann daher auch unrichtigerweife Wahlvereine zu den Verbindungen 


rechnen. E 16 294. 


Auf den Zwed der Berbindung fommt es nicht an. Namentlich braudt er | 
fein politifher zu fein. Daher ift auch die Teilnahme an den befannten Schüler 
verbindungen ftrafbar. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 2 904. A. U. Klein 


feller, Bergl. Darftellung 2 277, E 138 273. 35 96. Ob ber Sejuitenorben und die 


Freimaurerlogen unter das Gejeg fallen, läßt fi nur auf Grund ihrer eigentümlichen | 


Verhältniſſe beurteilen. Die Praris verneint ftillfchweigend. 


Der wiederholt behauptete Unterfchied zwiſchen Berein und Berbindung 
(E. Loening i. d. Schriften d. Vereins f. Sozialpolitit 76 284, Krüdmeann n 


Gr Beitr. 37 233) kann für die vorliegende Stelle nicht zugegeben werden. 
DI. Beftritten ift die Frage, ob Teilnahme gleichbedeutend ift mit Mitglied- 


ihaft. € 6 215, R 8 363. 9 464 verneinen und gelangen fo zu einer Beitrafung | 


der Stifter, auch wenn dieje nicht Dlitglieder find. So aud Oppend.-Del. 1, Aid. 
Stengl. 6, Berner 405, Binding, Lehrb. 2 906. Die erfte und die legte der zitierten 
Entſcheidungen gehen ſogar noc weiter, indem fie (menigftend indirekt) auch eine 
Beftrafung dritter Perfonen zulaflen, die ohne Mitglieder oder Anftifter zu jein, 
durch Gelbbeiträge oder in ähnlicher Weife die Berbindung unterftügt haben. Ta 
gegen bezeichnen E 17 193. 24 328, die frage al3 zweifelhaft. Der Sprachgebraud 
fordert ficherlih eine Spdentifizierung von Teilnahme und Mitgliedfchaft, ſodaß 
die Stifter, die nicht Mitglieder find, vielleicht als Anftifter, aber nicht als Täter 
haften. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 1, v. Liſzt $ 188, Meyer-Allf. 573, Stleinfeller a. a. O. 
280. Die Eigenihaft als Stifter oder Borfteher erſcheint ſomit lediglich als 
erſchwerender Umſtand der Mitgliedſchaft. 


$ 129. 


Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken oder Be 
ichäftigungen gehört, Maßregeln der Verwaltung oder die Vollziehung 
von Gejegen durch ungejegliche Mittel zu verhindern oder zu entfräften, 
ift an den Mitgliedern mit Gefängniß bis zu Einem Jahre, an ben 
Stiftern und Vorftehern der Verbindung mit Gefängniß von drei Monaten 
bis zu zwei Jahren zu beitrafen. 

Gegen Beamte Tann auf Verluſt der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter auf die Dauer von Einem bis zu fünf Jahren erkannt 
werden. [StrK]. 
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Die Teilnahme an ftaatöfeindlihen Verbindungen unterjcheibet fi) von der 
Geheimbündelei des 8 128 dadurch, daß bei der legteren Zwede und Beſchäfti— 
gung Der Berbindung gleichgiltig find, bei der erfteren gerade die Etrafbarfeit 
begründen. Zwed und Beihäftigung können in den Statuten vorgefehen jein oder 
auf der Praxis ber Berbindung oder aud) auf dem Einverftändnis der Mitglieder 
beruhen. Zweck ift, was die Verbindung erftrebt. Vergl. E 16 294. Ob der Zweck 
jemals erreicht oder auch nur ernftlich zu erreichen verſucht wurde, ift unerheblich. 
E 13 273. Im übrigen |. wegen der Begriffe Verbindung und Teilnahme 
$ 128 L IL 


$ 130. 


Wer in einer den Öffentlichen Frieden gefährdenden Weije verjchiedene 
Klajjen der Bevölferung zu Gemwaltthätigfeiten gegen einander öffentlich 
anreizt, wird mit Gelditrafe bis zu ſechshundert Markt oder mit Gefängniß 
bis zu zwei Jahren beitraft. [StrK]. 


L Die Slafienverhetung oder die Anreizung zum Klaffenfampf ift zuerft 
im franzöſiſchen Recht ausgebildet worden und hat durch Bermittelung des preuß. 
StGB's Aufnahme im RStGB gefunden. ©. darüber E 26 63. 35 96, v. Hippel, 
Vergl. Darjtelung 2 47. Die einzelnen Zoatbeftandsmerlmale find ſehr ſchwer 
begrifflich zu beftimmen. Das gilt zunädft von dem der Bevölkerungsklaſſen. 
Tie Motive verftehen darunter „eine Mehrheit von PBerjonen, welche wegen gleicher 
Lebensſtellung oder wegen einer Übereinftimmung der Anfichten, Zwece ober Inlereſſen 
als verbunden betradhtet ... . . werden“. Es wird dann betont, daß die unter der 
Mehrheit begriffienen einzelnen Perſonen beſtimmt erfennbar und äußerlich unter» 
ſcheidbar fein müflen, und daß vage Abftraftionen ohne entiprechende faßbarg äußere 
Geftaltung nicht genügen. — Diefe Bemerkungen find nicht ohne inneren Wider⸗ 
ſpruch. Denn bie durch Übereinfiimmung der Anfichten verbundenen Berfonen- 
fretie unterfcheiden ſich Außerli nicht von andern; und wenn man fie innerlich 
unterjcheiden kann, jo machen fie lediglich um der Cinbeitlichkeit der Anfichten 
willen noch feine Bevölkerungsklaſſen aus. Die Sozialdemokraten bilden ebenjomwenig eine 
Berölferungsflafle, wie die Determinijten oder die Anhänger der Buriſchen Kauſali— 
tütstheorie. Eine Abgrenzungsmöglichkeit ergibt fi vielmehr nur dur das Recht 
und durch die Intereſſen. 

1. Tas Recht ertennt Klaffengegenfäge zunächſt dadurch an, daß es für verſchiedene 
Stände verichiedene Sätze aufftellt. Der Klaffengegenfag ift alfo zunächſt ein 
Segenfag der Stände So bilden die Mitglieder des Hohen Adels eine 
Bevölkerungsklafſe; ebenfo die Soldaten und die Geiftlichen. 

2. Die Berfchiedenheit der Interejjen kann einen Unterſchied von Bevölkerungs⸗ 
Hafen begründen, wenn fie dauernd und in nationaler, wirtfchaftlicher oder 
religiöfer Beziehung derart von Bedeutung ift, daß eine einheitliche Organifation 
der einen oder der andern ntereflentengruppen nach den fonfreten Berhältniffen 
al8 möglich erfcheint. In diefem Sinne find Bevöllerungsklafien: Chriften und 
Juden (E 32 352), Deutſche und Polen in den polniſchen Landesteilen (E 17 
309. 31 185), Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Nicht aber: Gebildete und 
Ungebildete, Brotverteurer und Brotverzehrer (E 22 299), NRegierende und 
Regierte (E 36 63), Freimaurer und Nichtfreimaurer, ftreifende und arbeits- 
willige Arbeiter (E 35 96). 

Das NG legte E 2 293 den Ton darauf, daß man Klaffen nur bei ge» 
jellfhaftlicher Abgrenzung annehmen könne. E 26 63 bezeichnet die Benölferungs- 

Hafen ala die Hiftorifh gewordenen Zeile ber Bevölferung Nach E 35 
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96 ift an eine auf dDauernder Gleichheit beruhende Übereinftimmung 
der Lebens» und fozialen Berhältniffe zu denken, daS wird mit ver 
oben vertretenen Anſchauung übereinftimmen. &. über die verſchiedenen Formulie⸗ 
rımgen v. Hippel, Vergl. Darftellung 2 51. Vergl. auch die Urteile bei DOppenbofl, 
Nechtiprechung des Obertribunal 14 385. 17 358. 22 422. 

II. Die Handlung befteht im öffentlihen Anreizen ($ 112 II) verfchiedener 
Bevölkerungsklaſſen zu Gemalttätigfeiten ($ 124) gegen einander. Dies iſt nict 
fo zu veritehen, als ob jede der in Betracht fommenden Bevölkerungsklaſſen angereist 
werben müßte, vielmehr genügt die Anreizung einer gegen die andere. So Oppenh.- 
Del. 6, Goehrs, Der Nechtsfriebe (1900) 136. Öffentlich ift die Anreizung, wenn 
unbeitimmt welche Perjonen Kenntnis nehmen können. Bergl. $ 110 II 1a. ad 
E 28 387 ſoll die Überfendung eines Eremplars eines Heftes an einen Sortimenter 
genügen. 

Die Anreizung muß in einer den Öffentliden Frieden gejährdenden 
Weiſe erfolgen. Die Gefährdung darf hier nicht als Erfolg gedacht werden, jondern 
als Modalität der Begehung, als „Geeignetheit* des Mittels. Vergl. Die abweichende 
Yallung 3. B. des & 323. Ebenfo 2 431. 12 309. Es ijt daher nicht erforberlid, 
daß die Stimmung der Bevöllerung in einer abnormen Weife (vergl. $ 1 I) erregt 
worden ift, fondern ausreichend, wenn ein mit den Berhältniffen vertrauter objektiver 
Beobachter zu der Anficht gelangt, daß es zu einer Erregung (und damit auch zur 
Verübung von Gewalttätigfeiten) leicht Hätte fommen können. Ähnlich v. Buri, 
GerS 237 232. In der Literatur wird dagegen meift die Gefährdung des öffentliden 
Friedens al® Erfolg der Anreizung angejehen in dem Sinne, daß die zu Gewalt 
tätigfeiten neigende Stimmung wirklich erzeugt fein müſſe. So befonders ſcharf Binding, 
Lehrb. 2 894, auch dv. Hippel a. a. DO. 53. 54. Freilich darf nicht überfehen werden, 
dag fi) das Delikt gegen den Rechtsfrieden im objektiven Sinne richtet. So 
Goehrs a. a. D. 42, v. Liſzt $ 174, Binding a. a. O. 895, v. Hippel a. a. D. 53, 
Oppenh.⸗Del. 1. Deshalb genügt es nicht, wenn zu bejorgen iſt, Daß die eine 
Klaffe Furcht befonme, vielmehr ift die Beforgnis vor Erregung gemwalttätiger 
Gefinnung erforderlih. U. A. OISh.- Zweig. 3 und das RG: E 18 314. 26 399, 
namentlih aber E 34 268. Diefes letztere Urteil ift für den Unterjchied zwiſchen 
objeltivem und ſubjektivem Nechtsfrieden belehrend. Ein Agitator hatte in einer 
Berfammlung zu Gemalttätigfeiten gegen die Juden aufgefordert. Die Straf 
fammer jprad frei, weil derartige Aufforderungen nicht geeignet feien, jemanden zu 
Gewalttätigkeiten zu veranlafien. Das RG dagegen erklärte ed für ausreichend, 
wenn in den Juden die entgegenftehende Befürchtung wachgerufen werde. Die Straf 
fammer nahm alſo an, das Delikt richte fich gegen den Nechtsfrieden im objektiven 
Sinne, während da3 RG die Gefährung des Nechtöfriedens im jubjeftiven Sinne 
genügen ließ. 

III. Zum ®orjage gehört das Bemußtjein anzureizen, d. 5. auf die Leidenfchaften 
derart einzuwirken, daß e8 leicht zu Gewalttätigfeiten tommen kann. Ähnlich Oppenh. 
Del. 9. Ganz anders muß den Dolus beftinnmen, wer annimmt, daß fich die Handlung 
gegen ben Rechtsfrieden im jubjeltiven Sinne rihte. ©. o. Ha. E. Denn vom 
Standpunkte diefer Auffaffung aus kann e8 auf den Ausbruch von Gemwalttätigkeiten 
weder objektiv noch jubjeltiv anfommen. Deshalb ift es inkonſequent, wenn Olsh⸗ 
Zweig. 4 verlangen, daß der Borfaß die Begehung von Gewalttätigfeiten mitumfait. 
Daß der Ausbruch von Gemalttätigfeiten beabfichtigt werde, gehört zmeifellod 
nicht zum Dolus. E 9 417. 21 185. 

IV. Idealkonkurrenz mit $ 111 ift möglid. Wegen Verjährung |. 
Preßgeſ. $ 22, wegen Beihhlagnahme dal. $ 23 Nr. 3. 
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& 1308. 


Ein Geiftlicher oder anderer Neligionsdiener, welcher in Ausübung 
oder in Veranlafjung der Ausübung jeines Berufes öffentlich vor einer 
Menichenmenge, oder welcher in einer Kirche oder an einem anderen zu 
religiöfen Verfammlungen beitimmten Orte vor Mehreren Angelegenheiten 
des Staats in einer den öffentlichen ?srieden gefährdenden Weije zum 
Gegenitande einer Berfündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniß 
oder Feſtungshaft bi3 zu zwei Jahren beitraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Geijtlichen oder anderen Religions— 
diener, welcher in Ausübung oder in Beranlafjung der Ausübung jeines 
Berufes Schriftjtüde ausgibt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten 
des Staats in einer den Öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum 
Gegenitande einer Verkündigung oder Erörterung gemacht find. [StrK). 


I. Ter den Kanzelmißbrauch behandelnde „Kanzelparagraph* ift in jeinem 
eriten Abſatz eingeführt durch Geſ. v. 10./12 1871, in feinem zweiten durch Die 
Novelle v. 26./2. 1876. 

II. Täter (oder Mittäter) kann nur ein @eiftlicher oder anderer Neligions- 
diener fein. Der Zweck des Geſetzes beiteht in der Verhütung des Mißbrauchs 
geiftlider Autorität in weltlichen Angelegenheiten. Man wird daher hier unter 
Religionsdienern nur joldye mit religiöfen Funktionen betraute Perſonen zu verfieben 
haben, denen kraft ihrer Stellung eine gewifje geiftliche Autorität zufommt, aljo 
nicht: Kirdhendiener, Küfter, Organiften, Glödner; wohl aber: Mennonitenprediger, 
Negulare eines geiftlichen Ordens. So im mwejentlichen die herrichende Lehre. Welche 
Stellung die Religionsgemeinſchaft in ftantsrechtliher Beziehung einnimmt, ift 
gleichgiltig. 

II. ®ie Handlung des erften Abjages befleht in der unter gewiſſen 
Modalitäten vorgenommenen Berfündigung oder Erörterung von Angelegenheiten 
des Staated. Hierunter find nidyt ſolche zu verftehen, um die ſich der Staat 
mögliderweife kümmert, fondern nur joldhe, die er tatſächlich nad dem 
gegenwärtigen Rechtszuſtande in den Bereich jeiner orbnenden, beauflichtigenden, 
fördernden Tätigleit zieht. Hierzu fönnen auch Firchliche Angelegenheiten gehören, 
jelbft wenn fie nad) der Auffafjung der betreffenden Kirche don jeder ftaatlichen 
Beeinfluffung frei bleiben follen. Das gleiche gilt von Privatangelegenheiten. 
Beijpiele: Wahlen zum Neicdhdtag oder zu einem Landtag, und zwar auch dann, 
wenn fie ſchon jtattgefunden haben (E 18 169. 27 429), Anordnungen einzelner 
Behörden und Beamten (E 18 406), Eidesleiftungen vor jüdifchen Richtern. Geſetz⸗ 
entwürfe gehören nur dann hierher, wenn bie darin behandelte Materie bereits 
nach dem jegigen Rechtszuſtande der ftaatlihen Regelung unterftcht. Solange der 
Eingriff in ein jeither ausſchließlich der Kirche überlaflenes Gebiet nur geplant wirb, 
ift Diejes noch feine Angelegenheit des Staates. A. A. Oppenh.-Del. 10 und z. T. 
die Dort angeführte Rechtſprechung des preuß. Obertribunald. Binding, Lehrb. 2 
s97 will unterjcheiden, ob die Snitiative zu dem Geſetzentwurf von der 
Regierung oder vom Landtag ausgegangen ift. Im erfteren Fall fei fie Staats» 
angelegenbeit. 

Die Verfündigung oder Erörterung muß erfolgen: 

1. in Ausübung oder in Beranlafjung der Ausübung des (geiftlichen) 

Berufs, und zwar Öffentlih vor einer Menfhenmenge In Ber 


234 Zweit. Teil. Bon d. einz. Berbr., Bergeben ı. Übertretungen u. deren Beitrafung 


anlafjung ufw. bedeutet: bei Gelegenheit einer Berufstätigfeit, jodaß Die de 
Geiftlihen ufw. in feinem Berufe zufommende Autorität auf feine nicht ım 
Berufe (nicht amtlich) erfolgenden Äußerungen übertragen wird. llber bi 
Begriffe der Öffentlichleit und der Menfchenmenge f. $ 110 II. 3. B.: m 
mittelbar vor der Grundfteinlegung einer Kirche hält der Geiſtliche vor der ji 
der Feierlichkeit verſammelten Menge eine politifde Nede. Einer derartiger 
Berfündigung oder Erörterung fteht gleich die, wenn aud) nicht in Ausũbung 
oder in Beranlafjung de3 Berufs und auch nicht vor einer Menſchenmenge, 
wohl aber in einer Kirche oder an einem andern zu religiöjen Berfammlungen 
beitinmten Orte (3. B. Friedhof) und vor mehreren erfolgende. In jedem al 
aber ift erforderlich, daß die Verkündigung uſw. geſchieht 

2. in einer den Öffentlihen Frieden gefährdenden Weile. Das Delikt richıcı 
fi wie das des vorhergehenden 8 gegen den Nechtsfrieden im objeltiven inne, 
Goehrs, Der Rechtsfrieden (1900) 44, Binding a. a. O. 898, v. Liſzt S 174. 
S. auch v. Hippel, Vergl. Darftellung 2 95. U. A. wiederholt dag RG, bei. 
E 18 406. Bergl. darüber 8 130 U. Eine Abweichung von diejer Stelle ii 
allerdings infofern vorhanden, als es jich nicht gerade um die Erregung einer 
zu Sewalttätigfeiten geneigten Stimmung zu handeln Braudt. Snjo’em 
a. U. Binding a. a. DO. 897. 

Der zweite Abſatz ftellt der eigenen Verkündigung ober Erörterung bie | 
Ausgabe oder Berbreitung von Schriftſtücken gleich. In dieſem Falle braudt 
die Handlung weder öffentlich nody dor einer Menjchenmenge, noch in einer Kirche 
oder einem jonftigen zu religiöfen Verjammlungen beftimmten Orte zu erfolgen. Es 
genügt, wenn fie in Ausübung des Berufs oder in Veranlafjung diefer Ausübung 
geichieht (3. B. an Kinder in der Konfirmandenftunde). Der Dolus fordert bier di 
Kenntnis des Inhalts. 


$ 131. 


Wer erdichtete oder entftellte Thatjachen, wiljend, daß fie erdicta 
oder entftellt find, öffentlich behauptet oder verbreitet, um Dadurch Staat: 
einrichtungen oder Anordnungen der Obrigkeit verächtlich zu machen, wird 
mit Geldftrafe bis zu jechshundert Mark oder mit Gefängnig bis zu 
zwei Jahren beitraft. [StrK]. 


I. Der berüchtigte „Haß⸗ und Verachtungsparagraph“ des preußifchen StGB's 
($ 110) hatte die Kritik ftaatlidyer Einrichtungen erheblich bejchränft. Mit diejem 
Syftem will die vorliegende Stelle brechen: die Kritik fol frei fein und der Staat 
nur dagegen gefchügt werden, daß jemand in der Abficht, ihn verächtlich zu macher. 
bewußtermaßen falfhe tatfählihe Behauptungen aufjtellt oder 
verbreitet. Daher die Bezeihnung Staatsverlenmdung (vergl. $ 187). 

II. Über den Begriff der Tatfache ſ. $$ 186. 263. Seinen Gegenſatz bildet aud 
hier namentlicd) daS Urteil, d. 5. alles was als Ergebnis der Tentktätigfeit, in: 
befondere ber ethifchen oder fozialen Wertihägung erſcheint. Daher ift die Behauptung 
es finde im heutigen Staate NRechtäungleichheit zu Ungunften des Befiglofen ftatt. 
nicht die Behauptung einer Tatſache. E 22 158. Bergl. au E 24 387. Innere 
Tatfachen (3. B. Anfichten, Motive), ftehen ben finnfälligen in demjelben Umfang 
gleih wie in $ 186. MR 4 232. 8 109, E 16 368. 22 158. U. U. Oppenh.⸗Del. 2. 

Erdichtet ift etwas (eine Tatfache) dann, wenn es fiberhaupt nicht ift ober 
war. Entftellt ift etwas, wenn es jo wie es fundgegeben wird in mefentlichen 
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Beziehungen von der Wahrheit abweicht. ©. dazu bei. v. Hippel, Vergl. Dar⸗ 

kllıng 2 73 und NRiedinger, Die Staatöverleumdung (1901) 10 ff. 

IH. Die Handlung befteht in der öffentlihen Behauptung oder Berbreitung 
iner erdichteten oder entjtellten Tatfache. Über Behnuptung und Verbreitung ſ. 8 186. 
das Erfordernis der Öffentlichkeit bezieht fi) nur auf „behaupten“. Olsh.⸗Zweig. 4. 
{m übrigen ſ. über den Begriff der „Öffentlichkeit“ $ 110 II. 

IV. Zum Borfage gehört: 

1. das Bemwußtjein, daß die behauptete oder verbreitete Tatſache erdichtet oder 
entitellt if. Dolus eventualis fann hier, wo das Willen ausdrüdlich gefordert 
wird, nicht als genügend angefjehen werden. Ebenjo Oppenh.⸗Del. 11, Olsh.⸗ 
Zweig. 13, Binding, Lehrb. 2 877, wohl au E 28 151; 

2. die Abſicht, durch die Behauptung oder Zerbreitung Staatseinrichtungen oder 
Anordnungen der Obrigkeit verächtlich zu machen. Die bloße Vorausjicht diefes 
Erfolges reicht jomit nicht aus. Vergl. $ 59 IV. Erforderlich ift ferner, daß 
die Staatseinrihhtungen ufw. als ſolche verächtlich gemacht werden follen. 
Andernfalls kann vielleiht Beleidigung, aber fein unter die vorliegende Gtelle 
fallende3 Delikt vorliegen. E 29 318. Ob die behauptete oder verbreitete 
Tatſache objektiv geeignet fein muß, Staatseinrichtungen uſw. verächtlich zu 
machen, ift zweifelhaft und beftritten. Bejahend wohl mit Recht Hälſchner 1 
536, v. Hippel a. a. DO. 74, E 1 161, R 3 148. Berneinend Binding, Lehrb 2 
877, v. Lilzt $ 176, Dlsh.-Zweig. 7, R 4 232. 

Einzeines: 

a) Unter Staatseinrichtungen hat man mit Olsh.⸗Zweig 9, v. Liſzt $ 176 die 
dauernden Beftandteile der Staatsverfafiung oder Staatsverwaltung zu 
verjtehen oder mit Binding, Lehrb. 2 875 die „Selbitorganijation der Staats⸗ 
gewalt in dauernden Anjtalten*. Dadurch fommt zum Ausdrude, Daß die Rechts⸗ 
läge, auf denen die Staat3einrichtungen beruhen, ſämtlich dem öffentlichen 
Recht angehören. So Meyer-Alf. 555, VBeling ZStrW 18 280. 3. B.: 
Königtum, Wahliyften, allgemeine Wehrpflicht. Dagegen gehören Ehre und 
PBrivateigentum nicht Hierher. So auch E 22 253 (fie feien allgemein menfch- 
liche Rulturzuftände). A. A. Riedinger a. a. O. 39. Nicht zu billigen aber ift 
es, wenn E 30 263 mit der herrſchenden Lehre den Staat ſelbſt zu den Staats⸗ 
einrichtungen zählt. Dagegen auch Oppenh.⸗Del. 14 und Binding a. a. D. 875. 

b) Zu den obrigleitlihen Anorbnungen gehören auch die der Geſetz⸗ 

‚ gebung. A. N. Binding a. a. D. 873. Eine Unterjcheidung in der Richtung 
ob fie Gehorfam fordern oder nicht, ob fie genereller oder fpezieller Natur 
find, kann an biefer Stelle nicht gemacht werden. E 2 297. Nah E 28 151 
follen indefien ſolche Anordnungen, die lediglich den inneramtlichen Dienft 
betreffen, nicht Hierher gehören. Das ift in dieſer Allgemeinheit bedenklich. 
Dagegen auch Binding a. a. O. 874. 

ec) Rur inländifche, d. H. dem Reiche oder einem jeiner Gliedſtaaten angehörige 
Einrichtungen und Anordnungen fallen unter die Stelle. Bergl. E 21 394. 

d) Die Abſicht des Täters muß darauf gerichtet jein, Staatseinrichtungen uſw. 
verächtlich zu machen, d. h. fie al® im Gegenjage zu den Anforderungen 
der Sittlichfeit befindlid) ericheinen zu laſſen. Dabei ift nicht zu überfehen, 
daß ber Obrigkeit aus ihrer Stellung befondere Pflichten erwachſen, deren 
Bernadhläfligung gerade bei ihr als unfittlich anzufehen wäre. Grundjäglic 
abweichend, verwirft Binding a. a.D. 872/83 jede Bezugnahme auf die Sittlichkeit 
und hält es für ausreichend, wenn die Staatseinrichtungen oder Anordnungen 
als unvernünftig oder zweckwidrig hingeftellt werden jollen. (Selbitverftändlich 
befchränft ſich der Begriff des Sittlichen Hier nicht auf das jeruelle Gebiet.) 
V. Idealkonkurrenz ift namentlich mit Berleumdung möglid). 
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$ 132. 

Mer unbefugt jich mit Ausübung eines öffentlichen Amtes befaßt od 
eine Handlung vornimmt, welche nur kraft eines öffentlihen Amtes vo 
genommen werden darf, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre ode 
mit Gelditrafe bis zu dreihundert Mark beitraft. [StrK]. 


I. Die Amtsanmaßung tft nur dann ftrafbar, wenn jie ſich auf ein öffenılide 
Amt bezieht. ©. darüber $ 31 II 2 und & 36 434 (die Ämter einer gemerblicki 
Korporation, fpez. die gemäß GewO $ 131 gebildeten Prüfungsausſchüſſe, jeien m 
hierher zu rechnen). Gegen die Anficht, daß für den Begriff des öffentlichen Amt 
dad Landesrecht maßgebend jei, Binding, Lehrb. 2 379/80. Die unbefugte Gewer 
ausübung oder die Vornahme joldher Handlungen, die eine Konzejjionierung ob 
Approbation verlangen, gehört nicht hierher. ©. darüber bei. die Gent, ;? 
88 147. 148. 

II. Die Amtsanmaßung kann in verjchiedenen Formen begangen werden. 

1. Erfter Fall: jemand geberdet ſich fälfchlih als Inhaber eines Amtes (,L 
magistratu gestio*). Durch ein ſolches Gebahren wird der Begriff der Am: 
anmaßung jedody nur dann erfüllt, wenn fich der Täter mit der Ausübung 
Des Amtes befaßt. (Die bloße ZTitelführung kann nach $ 360 Nr. 8 itrafbar 
jein.) Dazu ift zu bemerfen: 

a) da das Amt ein Kreis von Geſchäften ift, To befteht die Ausübung d3 
Amtes darin, daß eine zu Diejem Kreis gehörende Handlung vorgenommen 
wird. Aber das Geſetz bedroht nicht nur die wirkliche Ausübung der Amis 
handlung mit Strafe, fondern ſchon die Befafjung mit der Ausübung, clio 
eine Berfuhshandlung. So bei. May, Die Amtsanmaßung (1905) 36. 5, 
der zutreffend auf bie Parallele mit der Jagdausübung binweift. Demnak 
brauchen nicht alle Sormalitäten der Amtshandlung erfüllt zu jein. €3 
205. (Der Gläubiger hatte ein nicht unterjchriebenes Formular eins 
Zahlungsbefehld dem Schuldner in einer Weiſe zugehen laflen, als ob & 
vom Amtögeridt fomme.) 

b) Sdentität des angemaßten und des ausgeübten Amtes it nid! 
erforderlid. So May a. a. DO. 42. Genauer: mit der Ausübung eine 
Amtes befaßt ſich auch, wer als angeblider Inhaber eines beſtimmten 
Amtes eine Amtshandlung vornimmt, die zu dem Geſchäftsbereiche eines 
andern Amtes gehört. Sachlich Üübereinftimmend Olsh.⸗Zweig. 3, P. Merle, 
Bergl. Darftellung 2 316, E 2 292, R 2 716. Wenn diejes Iegtere Urteil 
aber etwa bejagen will, daß es garnidht darauf antomme, ob die vollzogen 
Handlung überhaupt zu dem Geſchäftskreiſe irgend eines Amtes gebit, 
io ift dem nicht beizutreten. So mit Recht May a. a. DO. 41ff., P. Mettel 
a. a. O. 

c) Hat ſich jemand unbefugt mit der Ausübung einer Amtshandlung befaßt, 10 
ift es unerheblid), ob das Amt, als defien Inhaber er fich bezeichnet, wirllich 








beſteht. 

d) —— iſt die Frage, ob ſich mit der Ausübung eines öffentlichen Amtes 
auch befaßt, mer einer Privathandlung, die er als ſolche vornehmen dar, 
den Charakter einer Amtshandlung gibt, ohne daß er hierzu befugt wär. 
3.8. ein Privatmann nimmt jemanden gemäß StPO $ 127 feft, erklärt aber 
dabei, er jei ein Schugmann. Überwiegende Gründe ſprechen für Strafbarkeit 
So auch DlSh.- Zweig. 3, May a. a. D. 43, P. Merkel a. a. O. 317. 4 
Binding, Lehrb. 2 511. 
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e) Zum Vorſatz gehört das Bewußtſein des unbefugten Vorgehens. Der Täter 
muß demnad; willen, daß er nicht befugt ift, fich in concreto mit der Ausübung 
eines Amtes zu befaflen. 

2. Der zweite Fall liegt nach dem Wortlaute des Geſetzes dann vor, wenn jemand 
eine Handlung vornimmt, Die er nur fraft eines öffentlichen Amtes vornehmen 
darf, das er nicht bekleidet. Das trifft meift auch für den erften Fall zu. Der 
wejentlihe Unterjhied liegt aber darin, daß ji der Täter in 
dem zweiten Falle niht als Inhaber eines Öffentlihen Amtes 
zu geberden braudt. 8. 3. eine Privatperfon nimmt ale ſolche gegen den 
Willen des Betroffenen eine Hausjuhung vor. E 34 289. Auch die Über- 
fchreitung der Amtsgrenzen nad ber ſachlichen Seite Hin gehört Hierher; es 
fann mithin, wie im erften alle, auch ein Beamter Täter fein. E 18 430. 
Dagegen ift eine örtliche Überfcpreitung der Amtsgrenzen feine ftrafbare 
Amtsanmaßung im Sinne des zweiten Falles. Binding, Lehrb. 2 509. über⸗ 
Haupt nicht als Amtsanmaßung iſt die Vornahme einer Amtshandlung ohne 
die erforderlichen tatfächlihen Borausjegungen anzufehen. Vergl. bierliber den 
28. Abihn. Die unbefugte Ausftellung eines öffentlichen Yeugniffes unter 
eigenem Namen ijt nicht, wie R 5 755 annimmt, unter den zweiten, jondern 
unter den erfteren Fall zu rechnen. Buftimmend May a. a. D. 40. Die Ab» 
nahme eines außerhalb eines amtlichen Berfahrens geleifteteten Eides ift über- 
baupt ftraflos. E 34 289. 

III. Idealkonkurrenz mit Fälſchung einer öffentlihen Urkunde ift möglich. 
Desgleichen mit Erprefjung und Betrug. Aber auch untereinander fönnen die beiden 
Fülle in Konkurrenz treten, und zwar ſowohl in reale wie in ideale. Cbenfo 
Olsh.⸗Zweig. 3, P. Merkel a. a. O. 317. A. 4. Binding, Lehrb 2 511, der den 
zweiten Yal nur für eine Qualifizierung des eriten hält. 


$ 133. 

Wer eine Urkunde, ein Regijter, Akten oder einen jonjtigen Gegenſtand, 
welche fich zur amtlichen Aufbewahrung an einem dazu bejtimmten Drte 
befinden, oder welche einem Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben 
worden find, vorfäglich vernichtet, bei Seite jchafft oder beichädigt, wird 
mit Gefängniß beitraft. 

Iſt die Handlung in gewinnfüchtiger Abjicht begangen, fo tritt Ge— 
fängntßitrafe nicht unter drei Monaten ein; auch Tann auf Berluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. [StrK]. 


J. Die Stelle behandelt den Bruch der amtlichen Verfügungsgewalt (auch 
Gewahrjamebrud genannt). — Objekt des Delifts können alle in diefer Verfügungs- 
gewalt befindlichen Gegenftände jein. Es bedarf deshalb hier feiner Ausführungen 
über die Begriffe der Urkunden, Regifter und Alten. Bergl. E 38 413. Die amtlidje 
Verfuͤgungsgewalt beſteht: 

1. wenn ſich der Gegenſtand zur amtlichen Aufbewahrung an einem 
dazu beſtimmten Orte befindet. Amtliche Aufbewahrung iſt eine ſolche, 
die kraft des durch das Amt verliehenen Hoheitsrechtes angeordnet iſt. Vergl. 
Seeliger, Der Bruch des amtlichen Gewahrſams (1901) 27, E 12 67. 8. B. 
gemäß StPO 8 94 aufgegriffene Sachen, hinterlegte Teſtamente. E 29 321 
nimmt ein ſolches Hoheitsrecht im Sinne der vorliegenden Gtelle bei allen 
AÄmtern an, weldhe das öffentliche Intereſſe angehende Gefchäfte unter der 
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Autorität des Staates oder diefem untergeorbneter öffentlicher Korporationen 
erledigen, jodaß fi) namentlich auch mit einem Kirdyenamte eine amtliche 
Aufbewahrung verbinden kann. Auf Dauer braudt die Verwahrung nidıt 
berechnet zu fein. Indeſſen gehören nventarftüde eines Amtes (Tiſche, 
Stühle, Brennholz, Formulare ufw.) aus dem Grunde nicht hierher, weil 
ihre Aufbewahrung eine privatrechtliche ift und außerdem dieſe Gegenftände 
nicht aufbewahrt, fondern gebraucht und verbraudyt werden ſollen. E 24 385. 
Doh nimmt E 28 283 an, daß zum Verkauf beftimmte Akten, folange fie nod 
nit ausgeichieden find, ſich noch in amtlicher Verwahrung befinden. Bergl. 
Bierüber bei. Binding, Lehrb. 2 601 (der für die vorliegende Stelle „Aui« 
bewahrungsbefig* verlangt) und B. Merkel, Vergl. Darftelung 2 350. Ter 
Schuß des 8 133 wird daher auch den Objekten öffentlicher Sammlungen 
(Bibliothelen) zu verfagen fein. Befindet fich der Gegenftand nicht mehr an 
dem zur Aufbewahrung beftimmten Drte, fo ift er nit mehr Objekt 
des Delikts. A. U. E 19 319. 28 107. 33 413 (die amtlihe Aufbewahrung 
verleihe der Sache eine Eigenfchaft, welche bis zur Erfüllung des Zweckes ober 
bis zu anderweiter Verfügung fortdauere). Dagegen mit Recht Meyer⸗Allf. 555, 
Olsh.⸗Zweig. 3, Oppenh.-Del. 6, Seeliger a. a. O. 30ff., Binding, Lehrb. 2 602. 
BZutreffend bemerkt aber E 223 204, daB der Aufbewahrungsort aud) ein beweg⸗ 
licher, 3. B. die Sammeltafche des Briefboten, fein könne Über diefes Urteil 
f. Beling, ZStr® 18 282; dagegen Binding, Lehrb. 2 602; 

2. wenn der Segenftand einem Beamten oder einem dritten amtlid 
übergeben ift. Über ben Begriff des „Beamten“ f. $ 359. Das Erfordemi?, 
daß die Übergabe zum Bwede der Aufbewahrung erfolgt fein müſſe, ift bier 
nicht aufzuftellen.. Erfolgt die Übergabe an einen Nichtbeamten (einen 
„dritten*), fo findet die Stelle nur dann Anwendung, wenn die amtlidk 
Berfügungsgemwalt troß der Übergabe fortdauert. (Diefe durch den fyitematijchen 
Bufammenhang gebotene rejtriftive Interpretation wird allgemein anerkannt. 
8. B.: der Schuldner zerreißt das Pfändungsprotofoll, das ihm zur Unterjchriit 
vorgelegt war. Bergl. dazu E 33 413. Ob die amtliche VBerfügungsgemelt 
trog Übergabe an einen Nichtbeamten fortbefteht, Tann nur nach den konkreten 
Umftänden unter Berüdfihtigung des Willens der Beteiligten entſchieden 
werden. Sedenfall3 aber befteht fie noch jo lange, als eine von der Behörde 
beauftragte MittelSperfon den Gegenftand im Gemahrfam hat. Eine jolde 
Mittelsperfon ift 3. B. der Bote, der ein amtliche Schreiben zur Poſt bringen 
fol. Vergl. & 12 67. 19 819. 35 28. R 2 531. 

In beiden Fällen ift es unerheblih, ob die amtlidye Verwahrung bzw. 
Übergabe materiell gerechtfertigt und ob ber betr. Beamte zuftändig if. E 238 371. 
I. Die Handlung kaun beftehen: 

1. in einem vorjäglien Vernichten; 

2. in dem vorſätzlichen Beiſeiteſchaffen, d. H. darin, daß die Sache durch 
örtliche Entfernung ber tatſächlichen Ausübung der amtlichen Verfügungsgewalt 
entzogen wird. Ahnlid) E 10 189. (Erfolgt das Beifeitefhaffen in Zueignungs⸗ 
abfiht, jo Liegt Idealkonkurrenz mit Diebftahl vor; a. U. Binding a. a. C. 
605.) Für dag Erfordernis der räumlichen Entfernung u. a. Olsh.gZweig. 5 
(mit der zutreffenden Bemerkung, daß die Entfernung nicht gerade eine ſolche 
aus den amtliden Gejchäftsräumen zu jein brauche), Oppenh.⸗Del. 8, E 10 189. 
Dagegen v. Lijzt $ 137 und Geeliger a. a. ©. 70, der dagegen ©. 65 mit Unrecht 
Heimlichkeit des Tuns für weſentlich Hält. Auch in der vorſätzlichen Einfügun; 
eines Schriftftüds in falfche Akten kann Beifeitejchaffen liegen. Dauernd braucht 
die Entziehung nicht zu fein; E 2425 (nähere Nachweiſungen bei Seeliger 56 fr... 
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Beifeitefchaffung durch Unterlafjung, d. H. durch pflichtwidriges Nichtherbeifchaffen 
. E 12 247; 

3. in einem vorfäglichen Beſchädigen. Hierüber vergl. $ 308. Auch in dem 
Berfälihen einer Urkunde kann eine Bejchädigung liegen. E 19 319. Im 
legteren Falle Idealkonkurrenz mit $ 267. 

II. Täter des Delikts kann jeder fein, namentlich auch der Eigentlimer bes 
betreffenden Gegenſtandes. Daher iſt Idealkonkurrenz mit $ 305 möglich. Dasjelbe 
gilt von dem Beamten, weldyem die betreffende Sache amtlich anvertraut oder über» 
geben it. E 12 247. ©. aud) oben I 2. Bei Urkunden Spezialfall & 348 Abf. 2, 
jodaß Idealkonkurrenz ausgeſchloſſen if. E 2 425. 

IV. Zum Vorſatze gehört namentlih das Bemußtjein, da die Sache unter 
amtlicher Berfügungsgemwalt fteht. Strafverfchärfend wirft gewinnſüchtige Abjicht, 
d, 5. die Abſicht, fich oder einem dritten einen Bermögensporteil zu verichaffen. 
Ebenſo v. Liſzt $ 176, Hälfchner 2 841, Binding a. a. D. 605. v. Lifzt und Binding 
fordern außerdem Rechtswidrigkeit des Vermögensporteild. Dagegen genügt 
nad Olsh.⸗Zweig. 8, Oppenh.⸗Del. 11, Rud.⸗Stengl. 11, ARNE 6 9 Abit zur 
Erreichung eines jeden materiellen Vorteils (3. B. Abficht einer Beſtrafung zu 
entgehen). Bergl. auch Seeliger a. a. O. 89. In welcher Weife die Abficht erreicht 
werden joll, ob durch Verkauf oder ſchon dadurch, daß der Gegenftand der Behörde 
entzogen wird, ift gleichgiltig. E 12 347. 

V. Idealkonkurrenz mit 88 136. 137 ift möglid. S. 8 137 VI. Vergl. auch 
oben II 2 8. 


$ 134. 


Wer öffentlich angefchlagene Bekanntmachungen, Verordnungen, Befehle 
oder Anzeigen von Behörden oder Beamten böswillig abreißt, bejchädigt 
oder verunjtaltet, wird mit Gelditrafe bis zu Dreihundert Marf oder mit 
Öefängniß bis zu ſechs Monaten beitraft. [StrK bez. SchG]. 


I. Die Verlegung amtlicher Kundgebungen ift nad) diejer Stelle nur ftrafbar, 
wenn fie bösmwillig erfolgt. S. darüber $ 103 III und eingehender Binding, 
Lehrb. 3 740, Kleinfeller, Vergl. Darftellung 2 295. Die bloß mutwillige Handlung 
kann ſich als Sachbeſchädigung darftellen. 

IL Über öffentlichen Anſchlag ſ. $ 110 H 1a. 2b. Kleinfeller a. a. O. 294. 
— Die Handlung fordert in feinem Falle Gewaltanwendung. E 36 183. Diejes 
Urteil ſtellt auch das bloße Entfernen dem Abreißen gleich. 

II. Konturrenzfälle vergl. $ 103a IV. 


$ 135. 


Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität des Reichs oder eines 
Bundesfürften oder ein Hoheitszeichen eines Bundesſtaats böswillig weg⸗ 
nimmt, zerftört oder befchädigt oder beſchimpfenden Unfug daran verübt, 
wird mit Gelditrafe bi zu fechshundert Mark oder mit Gefängniß bis 
zu zwei Sahren bejtraft. [StrK]. 


©. die Bemerkungen zu $ 1032 und $ 134. Aus den Ausführungen zu $ 1088 
DI folgt, daß bloße Merkzeichen (3. B. für den Waflerftand) auch dann nicht hierher 
gehören, wenn fie unter ftaatlicher Autorität angebracht und mit ftaatlihem Wappen 
u. dergl. verjehen find. E 31 148. 
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$ 136. 


Mer unbefugt ein amtliches Siegel, welches von einer Behörde oder 
einem Beamten angelegt ift, um Sachen zu verjchließen, zu bezeichnen oder 
in Beichlag zu nehmen, vorjählich erbricht, ablöjt oder bejchädigt oder 
den durch ein folches Siegel bewirkten amtlichen Verſchluß aufhebt, wird 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beitraft. [StrK bez. SchG.. 


I. Der Siegelbrud fordert als Objekt ein amtlidhes Siegel, das von einer 
Behörde oder von einem Beamten angelegt if. Sollte eine PBrivatperfon em 
amtliches Siegel anlegen, jo fände die Stelle feine Anwendung. Damit ift zugleich 
gejagt, daß die Behörde oder der Beamte zur Anlegung des Siegels örtlich und 
fahlih zuftändig fein müflen. Denn wäre das nicht der Fall, fo ftände die 
Anlegung des Siegel$ der von einer Privatperfon ausgehenden gleich, Im Ergehm? 
übereinftimmend E 8 85. 34 398. 86 155, Olsh.⸗Zweig. 4. Die Siegelung mui 
endlich erfolgt fein, um Saden zu verjhließen, zu bezeichnen oder ın 
Beihlag zu nehmen. Der Zmed der Bezeihnung würde auch vorliegen, wenn 
gemäß dem Fleifchbeichaugel. v. 8./6 1900 8 19 unterfuchtes Fleiſch durch Siegel 
fenntlih gemadjt würde. E 89 367. Siegelung zum Zwecke des Anbeftens oder 
Beglaubigens genügt nicht. Ebenfo Oppenh.⸗Del. 6, Yinding, Lehrb. 2 627. AN 
Olsh.⸗Zweig. 1, E 18 388 (bzgl. einer mit dem Dienftfiegel des Gerichtsvollziehers 
verjehenen Pfändungsanzeige), 84 398. 

Dagegen fordert das Geſetz nicht die rechtmäßige Anlegung des Eiegeli. 
S. jedoch u. U a. € 

IL Hinſichtlich der Handlung unterſcheidet das Geſetz: 

1. das Erbrechen, Ablöſen oder Beſchadigen des Siegels; 

2. die Aufhebung des durch das Siegel bewirkten amtlichen Vei— 
ſchluſſes. Dieſer Fall unterſcheidet ſich von dem erſten dadurch, daß da 
Siegel als ſolches unverletzt und auch an feiner Stelle bleiben Tann, gleicwol. 
aber der durch das Siegel bewirkte Verſchluß aufgehoben wird, z. B. vermitte: 
Durchſchneidens der Papierftreifen, burch welche Das Siegel an der Tür jelbit mit dem 
an dem Türpfoften angebrachten Siegel verbunden wird, oder Zugänglichmacen 
des abgeſchloſſenen Raumes durch DOffnen eines Fenſters. Immer aber üt zr 
verlangen, daß der Abichluß vor der Tat ficherer war, als nachher. Wer ſid | 
darauf bejchräntt, einen offen gelaffenen Eingang, 3. B. eine geheime Zür, zu 
benugen, fällt nicht unter das Geſetz. A. U. Olsh.⸗Zweig. 2, Oppenh.-Tel 5. 
Binding, Lehrb. 2 627. 

In jedem Falle muß die Handlung eine unbefugte fein. Daraus daß ein 
Giegel ohne bie rechtlihen Vorausſetzungen angelegt if, Tann eine Befugnis zum 


Siegelbruch entftehen, bef. unter dem Gefihtspunfte der Notwehr. Das überlieht 


namentlich) E 86 155. Gegen dieſes Urteil Binding, Lehrb. 2 625, der, ebenjo mie 
Meyers Alf. 556, allgemein Rechtmäßigkeit der Siegelung fordert. P. Wert, 
Vergl. Darftellung 2 363 nimmt an, daß nichtige Eiegelung nicht geſchützt werde. 
wohl aber anfedhtbare. 


III. Zum Borfag gehört das Bewußtſein, bag das Siegel amtlich zu einen 


ber im Gejege bezeichneten Zwecke angelegt ift, ſowie das Bewußtſein der mangelnden 
Befugnis in dem Sinne, daß bie irrige Annahme einer Befugnis den Borjag aut 
ſchließt. E 26 308. Dies darf aber nicht ſchlechthin fo verftanden werden, al? 
verlange der Borfag das Bemwußtfein rehtmäßiger Siegelung. ©. ob. I. Il und 
RG in GoltdA 51 181. 
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$ 137. 


Wer Sachen, welche durch die zuftändigen Behörden oder Beamten 
gepfändet oder in Beichlag genommen worden find, vorjäßlich bei Seite 
ihafft, zerjtört oder in anderer Weiſe der Verftridung ganz oder theilmweife 
entzieht, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beitraft. [StrK bez. Sch@]. 


L Der Wrreitbrud oder Vollſtreckungsbruch iſt deshalb ftrafbar, weil durch 
ihn eine jtaatlihe Herrſchaftsgewalt über die Sache aufgehoben wird. Er 
enterſcheidet ſich dadurch jcharf von den Pfandbruch des $ 289. Objekt ann nur 
eine bewegliche oder unbewegliche Sache fein, fein Recht, feine Forderung. So nad 
längerem Schwanken da8 RG, vereinigte Strafjenate, E 24 40 und jebt die herrfchende 
Lehre. Die ſtaatliche Herrichaftsgewalt über die Sache muß beruhen auf Pfändung 
oder Beihlagnahme. Die Frage, wie dieſe Maßregeln vollzogen werden, beurteilt 
jih teils nach Reichs⸗ teild nad) Landesrecht. Bon reichsrechtlichen Beſtimmungen 
fommen Hauptjächlich in Betracht StEB 8 93, 3PO 88 508 ff., Zwangsverſteigerungs⸗ 
geieg SS 20 ff, 148, StPO 88 94 ff., 88 325 ff, MEtGO 88 229 ff., 88 360 ff., 
Preßgeſ. 88 23 ff., Fleiſchbeſchaugeſetz 9 (E 39 367). ©. dazu bei. Mothes, Die 
Beihlagnahme (1903). 

Zur Bfündung genügt, ſoweit fie ji nach der ZRO richtet, die bloße 
Erflärung nicht, fondern ift Befigergreifung durch den GerichtSpollzieher erforderlich. 
Vergl. damit die fehr bedenklichen Entjcheidungen in R 7 264. 572. Bleiben die 
Sachen im Gemahrjam des Schuldners, fo hängt die Wirkjamkeit der Pfändung 
davon ab, daß fie Außerlich kenntlich gemacht wird (vergl. dazu E 36 115). Dies 
bezieht fich auch auf Früchte auf dem Halm. R 5557. Dur nachträglichen 
Veriall der Pfandzeichen wird dagegen das Pfandrecht nicht berührt. Ebenſo Olsh.⸗ 
Zweig. 7, Binding, Lehrb. 2 611, R 10 592. Die Zuftellung einer Abfchrift des 
Viändungsprotofollg an den Schuldner (3PO 8 763) ift feine weſentliche Form⸗ 
vorſchrift. NR 10 648. Die Pfändung dauert fort, bis die durch den Gerichtsvoll⸗ 
jieher fortgenommene Sache dem Schuldner zurüdgegeben oder bis von der in feinem 
Gewahrſam belafjenen Sache durch den Gerichtsvollzieher oder Gläubiger die Pfand- 
zeihen entfernt werden. Der Bollzug des Arreftes erfolgt durch Pfändung, unter 
liegt alfo den gleichen Regeln wie dieſe. ZPO 8 930. Über die Frage, inwiefern 
die Zwangsvollſtreckung in das unbemegliche Bermögen andere Gegenftände ergreift, 
\. namentlich ZPO 8 865. 

Für die nach den Vorjchriften der StPO erfolgenden Beihlagnahmen ift 
zu bemerfen, daß fie nicht ſchon mit der Anordnung, jondern erjt mit dem 
Vollzuge bewirkt find. R 5 244. Der ohne förmliche Beichlagnahme erlangte 
amtlihe Gewahrfam (StPO $ 94 Abſ. 1) wird durch 8 133 geſchützt. Überhaupt wird 
man als Grundjag aufftellen können, daß im Zweifel die Beichlagnahme eine 
Beiipergreifung fordert. ©. bei. Binding a. a. O. 609 ff. 

In der Eröffnung des Konkurſes findet E 14 256 eine Beichlagnahme 
des zur Konkursmaſſe gehörigen Vermögens. Einer Befigergreifung fol es in diefem 
dolle nicht bedürfen. Ebenfo Mothes a. a. D. 46 ff. Dagegen mit Recht Binding 
0.0.0.614. Daß ein vor der Konkurseröffnung erlafienes allgemeines VBeräußerungs- 
verbot den Charakter einer Beichlagnahme Hat, verneint auch E 0 244. 

Pändung oder Beichlagnahme müffen von zuftändigen Behörden oder Beamten 
ausgehen. Hierdurch wird zunächſt abftrafte Zuftändigkeit in Dem zu $ 113 III 1 
erläuterten Sinne gefordert. Dagegen ftellt das Geſetz das Erfordernis der fontreten 
Zuftändigkeit, d. b. der Rechtmäßigkeit des Pfändungsaktes (mie in $ 118) nicht 
auf. Ebenſo DISH.- Zweig. 5, Lenz, Der ftrafrechtliche Schu des Pfandrechts (1893) 

Franl, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 16 
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207. A. N. die meilten, 3. 3. Binding a. a. O. 618, Hälſchner 2 847, Oppen). 
Del. 15. Das RS fchwankt. Am Prinzip fteht es auf dem bier vertretenen Stand» 
punfte und legt deshalb fein Gewicht barauf, ob die dem Schuldner abgepfändeten 
Sachen in jeinem Eigentume ftehen, ob fie wegen Unentbehrlichkeit der Pfändung entzogen 
find. E 9 408. 10 425. 19 164; vergl. auch E 26 287. Anberfeits aber betont das 
RS, dag, wenn die Pfändung oder die Beichlagnahme unter feinen Umftänden und 
von feinem Beamten vorgenommen werden darf, die vorliegende Stelle feine 
Anwendung finde, 3. B. bei zivilprozefjualer Pfändung ohne vollſtreckbaren Titel 
E 9 403. 10 425. 28 379. Allerdings kann diefem Gefihtspunfte Bedeutung zu 
fommen, aber nicht nach der Seite der BZuftändigfeit Hin, fondern infofern, ala es 
ih fragt, ob das gejegliche Erfordernis einer rehtsgiltigen Pfändung 
oder Befhlagnahme vorliegt. Ähnlich P. Merkel, Vergl. Darftellung 2 36). 
Hinfichtlich der Rechtswirkſamkeit der Pfändung fommt aud die Wahrung ber 
Formvorſchriften in Betracht. Vergl. dazu E 832 316. 86 135. Endlich darf nicht 
überjehen werden, daß unter Umftänden einer mwiderrechtlichen Pfändung das Redı 
der Notwehr entgegeniteht. 
D. Die Handlung (der Berftridungsbruch) kann befteben: 

1. darin, daß die Sache vorfäglich beifeite gejchafft wird. Bergl.& 135 IL Auch 
in dem Mitnehmen einer gepfändeten, aber im Gewahrjam des Schuldners belafienen 
Cade in eine andere Wohnung kann Beifeitefchaffen Tiegen. E 18 410. 19 2%; 

2. darin, daß die Sache vorfäglih zeritört wird. Bloßes Beſchädigen genüg: 
nicht. R 7 572. ©. dazu 8 308; 

3. darin, daß die Sache in irgend welcher andern Weife der Berftridung ganz ode: 
teilweife entzogen, d. h. die Berfügungsgemwalt der Behörde über die Sade 


dauernd oder nur teilmweife bejeitigt wird. Das Mittel der Entziehung ift gleich⸗ 


giltig; namentlid) gehört auch Täufchung hierher. E 15 205. 

Sit die Sache bereit3 auf die eine oder die andere Weile der Verſtrickung 
entzogen worden, jo Tann fie nur dann wieder zu einem geeigneten Objekt des 
Deliftö werden, wenn die Verfügungsgewalt der Behörde aufs neue begrünte 
worden ift. Dazu bedarf e8 aber nidyt immer, wie E 19 287 annimmt, eine 
wiederholten Pfändung. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 12. 

IV. Zum Borfa gehört das Bewußtſein, daß die Sache von einer zuftändigen 
Behörde oder einem zuftändigen Beamten rechtswirkſam bejchlagnahmt oder gepfändet 
ift, und daß fie durch die Handlung des Täters der tatjächlichen Verfügungsgemalt 
der Behörde entzogen wird. Der Vorſatz umfaßt jomit das Bewußtſein der Zur 
ftändigfeit. Dagegen fchließt die Annahme, daß die von dem örtlich und ſachlich 
zuftändigen Gerichtsvollzieher formgerecht vollzogene Pfändung rechtlich unzulällig 
fei, den Dolus nicht aus. E 1 272. 19 287 (hiermit ift nicht vereinbar E 10 425: 
vergl. Frank ZStrWe 12 298, Kohlraufh, Irrtum [1903] 123). Weiß dagegen der 
Täter nit, daB die Pfändung der Hauptſache auch deren Zubehösrſtücke ergreüt. 
fo ift bei Entziehung der legteren aus der Berftridung Borjag nicht vorhanden. 

V. Zäter des Delikts Tann jeder fein, namentlich auch ein dritter, gegen den 
ih die Pfändung oder Beſchlagnahme nidyt richtete, oder ein dritter Gerichts⸗ 
vollzieher. E 8 256, BayObL&Ctr 5 175. Desgleicdhen der Gläubiger, für den 
bie Pfändung bewirkt wurde. Wegen mittelbarer Täterſchaft ſ. E 81 80. 


VI. Idealkonkurrenz ift namentlid möglich mit Betrug S. o. HT3a.& 


Desgl. mit 85 133. 136. R 6 126. A.N. bezgl. $ 136 die meiften. Übereinftimment 
dagegen P. Merkel a. a. DO. 871. E 28 379 führt aus, daß wenn die Pfändung 
oder Beichlagnahme ungiltig (wegen mangelnder Zuftändigkeit unftatthaft) war, 
8 133 nicht fubfidiär angewendet werden könne. Ferner ift Idealkonkurrenz möglid 
mit Sachbeſchädigung (Binding a. a. O. 622), Tiebftahl und Unterfchlagung (Bar 
ObGS&tr 5 175. 184). 
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g 138. 


Wer als Zeuge, Gejchworener oder Schöffe berufen, eine unmahre 
Thatjache als Entjchuldigung vorfchügt, wird mit Gefängniß bis zu zwei 
Monaten beitraft. 

Daſſelbe gilt von einem Sachverſtändigen, welcher zum Erjcheinen 
geieglich verpflichtet ift. 

Die auf das Nichterjcheinen gejegten Ordnungsitrafen werden durch 
voritehende Strafbeitimmung nicht ausgeſchloſſen. [Sch@]. 


I. Die Hinterziehung der Dingpflicht (j. Binding, Vehrb. 2 549) wird nur 
an den hier genannten Perſonen, nicht z.B. an dem BerufSrichter oder dem Beiliger 
im Gewerbegeridht, friminell beftraft. In jedem Falle wird eine Berufung voraus« 
gejegt. Wer durch unmwahre Erklärung die Aufnahme in die Jahresliſte der Schöffen 
oder Beichworenen oder die Ladung als Sadverftändiger zu verhindern jucht oder 
verhindert, Fällt nicht unter das Geſetz. Vergl. Binding a. a. O. 550, Olsh.⸗Zweig. 4. 
Tas Vorſchützen der unwahren Tatjache muß gegenüber der Stelle erfolgen, die von 
der Dingpfliht entbinden kann. So Binding a. a.D. Gleichgitig ift, ob der Zweck 
verjolgt wird, einen Dispens zu erwirken oder eine direfte Weigerung zu begründen 
im diefer Beziehung a. A. Olsh.⸗Zweig. 1 und die früheren Aufl. diefes Kommentars). 
Gleihgiltig ift ferner, ob die Entihuldigung vor oder nach dem Ausbleiben erfolgt. 
E15 442. 29 315. Auch kann darauf nicht? ankommen, ob es fich um eine 
Entihuldigung des Ausbleibens oder etwa der Ausfageverweigerung hanbelt. 

U. Über Idealkonkurrenz mit Betrug |. E 18 442 (derneinend). 


8 139. 


Ber von dem Vorhaben eines Hochverraths, Landesverraths, Münzver⸗ 
brechens, Mordes, Raubes, Menjchenraubes oder eines gemeingefährlichen 
Verbrechens zu einer Zeit, in welcher die Verhütung des Verbrechens mög- 
ih iit, glaubhafte Kenntniß erhält und es unterläßt, hiervon der Be 
hörde oder der durch das Verbrechen bedrohten Perſon zur rechten Zeit 
Anzeige zu machen, ift, wenn dag Verbrechen oder ein ftrafbarer Verjuch 
detielben begangen worden ift, mit Gefängniß zu beitrafen. [StrK]. 


L Umfang der Anzeigepflit. — Die unterlafjene Werbrechensanzeige ift 
aur dann ftrafbar, wenn gewifle geplante (j. u. VIII) Delikte nicht angezeigt werden. 
Welche Delikte das find, ergibt fich teild aus dieſer Stelle, teild aus MStGB 88 60. 
61. 77. 104, Sprengftoffgei. $ 13 und Gef. betr. den Verrat militärifcher Geheim- 
niſſe 9. Was den Hochverrat betrifft, jo gehören hierher nur die Delikte aus 
8 80-82, nicht die aus 88 83—86; denn die in ben lebteren Baragraphen bes 
zeichneten Handlungen werden ſchon durch den Wortlaut der Gejege von dem Hoch» 
verrate ſcharf gejchieden. A. U. Rüd.»Stengl. 1 Oppenh.-Del. 5. Für den Begriff 
der Münzverbrechen (nicht »Vergehen) ift der 8., für den der gemeingefähr- 
lien Berbrechen (nicht Vergehen) der 27. Abſchn. maßgebend. — Eine Ber- 
pflichung begangene Delikte anzuzeigen, befteht für Privatperjonen niemals. 

IL Borausfegung der Anzeigepfliht. — Die Anzeigepflicht entfteht, jobald 
von em Borhaben eines der erwähnten Delikte (nicht von der Anftiftung dazu; 

16* 


244 Zweit. Teil. Bon d. einz. Berbr., Bergehen u. Übertretungen u. Deren Beitrafun;. 











abweichend Heß, Die Anzeigepfliht im Strafreht [1893] 21) glaubhafte Kennmis 
(f. u. VII 1) erlangt wird, vorausgejegt, daß zu dieſer Zeit die Verhüturg 
bes Verbrechens noch möglich ift. Hieraus ergibt ſich als Zweck der Anzeisi: 
pfliht die Verhinderung des Verbrechens, und hieraus folgt wiederum, daß fi ein 
Berbredien jo lange im Stadium des Vorhabens befindet, al3 feine Verhinderung 
wenigſtens denkbar if. Ob das Stadium der Strafbarkeit bereit erreicht ift ober 
nicht, ift unerheblich. Daher befteht die Anzeigepflicht audy dann, wenn zur Zeit der 
Kenntnisnahme ſchon eine ausnahmsmeife ftrafbare Borbereitungshandlung oder eir 
ftrafbarer Verſuch mit ausftehendem Erfolge begangen ift, bei fortdauernden Delilten 
fogar dann, wenn zur Zeit der Kenntnisnahme das Delikt vollendet ift. A. A. Binding, 
Lehrb. 2 673. Zu den fortdauernden Delikten rechnet E 14 244 auch die gemein: 
gefährlichen Verbrechen bis zur Bejeitigung der Gefahr. Prinzipiell abweichend He 
a. a. O. 15 ff. 
III. Adreſſe der Anzeige. — Die Anzeige kann gerichtet werben: 

1. an die Behörde; an welche, jagt das Geſetz nicht ausbrüdlih. Gemeint it 
aber offenbar die Behörde, von welcher nad) Tage der Berhältniffe am eriter 
ein zur Verbrechensverhinderung führendes Einjchreiten zu erwarten ift. Tas wird 
regelmäßig die Polizeibehörde fein, u. U. aber auch andere, 3. B. das Tele 
graphenamt. Die Beamten derjenigen Behörde, bei welcher Die Anzeige eritatte 
wird, find, wenn ihnen nicht jelbft die Ergreifung von Sicherheitsmaßregeln 
obliegt, bei Meidung eigner Strafbarkeit auf Grund diefer Stelle verpflidte 
die Anzeige weiter zu geben. So fchon die 2. Aufl. dieſes Kommentars und Bindin: 
a. a. O. 680; 

2. an die Dur das Verbrechen bedrohte Perſon. 

Richtet fich daS Delift gegen eine bejtimmte Berfon (3. B. Münzperbreden‘. 
fo kann die Anzeige nur bei der Behörde angebracht werden. Dasjelbe muß für 
den "all gelten, daß die bedrohte Perſon nicht im ftande ift, bie Anzeige zu ver 
ftehen, oder ſich gegen das Verbrechen zu fihern. Ebenſo Binding a. a. O. 681. 


Ähnlich die Herrfchende Lehre, deren Vertreter aber zuweilen ein zu große? Ge 


wicht auf die Handlungsfähigkeit des Bedrohten legen (3. B. Oppenh.⸗Del. 7). 

Die Wahl zwiſchen den Adreſſaten der Anzeige fällt ferner dann fort, wem 
nad) Lage der Umftände nur entweder die Behörde oder der Bedrohte die Möglihfe: 
ber BVerbrechensverhinderung bat. So mit Recht Binding a. a. D. 681. 


| 
| 


IV. Zeitpunft der Anzeige. — Die Anzeige muß zur rechten Zeit erlatt 


werden, d. 5. zu einer Beit, da die Verhinderung des Verbrechens noch möglid it 
V. Deber den Anhalt der zu erftattenden Anzeige fagt das Gefeg nidt 
näheres. Es verlangt nur, daß „hiervon“, d. h. von der erlangten Kenntnisnahme, 
Anzeige erftatter werde. Celbftverftändlich aber ift, daß foviel angezeigt werden 
muß, als erforderlich ift, um die nötigen Anhaltspunkte für die Berhinderung de 
Verbrechens zu bieten. Derjenige, welcher ein Verbrechen plant, muß hiernad bald 
genannt werden, bald ift eine Nennung nicht erforderlich. Übereinftimmend Binding 
a. a. O. 679, Heimberger, Vergl. Darftellung 2 414/5. 
VI. Subjeltive Ausnahmen von der Anzeigepflicht ergeben fich teils aus der 
Geſetzesftelle felbit, teild aus anderen Gefichtspunften. 
1. Nicht anzeigepflichtig ift die durch das Verbrechen bedrohte Berfon, weil lie ber 
Anzeigepflicht Schon durch „Anzeige“ an fich jelbft genügen würde. 


2. Nicht anzeigepflichtig find die an bem Verbrechen ald Täter, Anftifter oder Gr 


bilfen beteiligten Berfonen. Ebenfo € 3 1 und die herrfchende Lehre, die mi! 
Binding 1 359 den Grund darin findet, daß die Anzeige gebietende Norm der 
die Tat verbietenden jubfidiär ſei. Für dieſes Verhältnis fpricht die Erwägung, 
daß andernfalls z. B. jeder Gehilfe eines Mörders doppelt beftraft werben 
müßte. Die Frage, ob jemand als Teilnehmer an dem Berbrechen in Petradt 
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tommt, iſt zur Zeit, da die Anzeigepflicht entſteht, noch unbeftimmt. Deshalb 
it man zu der Folgerung bereditigt, daß auch folde Perjonen nicht wegen 
unterlaffener Anzeige beftraft werden können, die teilzunehmen nur beabfichtigt 
haben, daß aljo das Verbrechen für den Angepflichtigen ein völlig fremdes fein 
muß. So im Ergebnis aud Binding a. a. D. 676/77, E 8 1. A. N. bei. 
däljchner 2 856, Olsh.Zweig. 6. — linbeftritten ift, daß der Begünſtiger und 
Hehler nach $ 139 zu beurteilen find. Auch darin tft der herrfchenden Lehre bei» 
zutreten, Daß Befreiung von der Zeugenpflidt (StPO $$ 51. 52) keineswegs eine 
Befreiung von der Anzeigepflicht in jich ſchließt. E 3 57; dagegen Oppenh.» 
Tel. 10. 

Vo. Verſchulden. — Mit Recht nehmen die meiften an, daß auch eine fahr- 
säjfige Verlegung der Anzeigepflicht ftrafbar ſei. Denn es handelt fich hier um 
en Rolizeidelitt. Bergl. die Borbem. 3. 29. Abſchn. A. A. Binding a. a. O. 671, 
terjelbe, Normen 2 500, v. Liſzt $ 184, Heimberger a. a. D. 416/7. Genügt aber 
Aahrläfjigkeit, jo ergibt ſich folgendes: 

1. die Unterlaffung der Anzeige ijt auch dann jtrafbar, wenn der von dem Plane 
des Verbrechen! Kenntnisnehmende die Kunde jahrläffigermweije für nicht glaub» 
baft Hielt, obwohl fie e3 war. Ebenſo Meyer-Allf. 565. U. N. die herrichende 
Lehre, auch RS, GoltdA 42 394; 

2. die Unterlafjung der Anzeige ift aud) dann ftrafbar, wenn ber Kenntnis⸗ 
nehmende fahrläffigerweije die Verhinderung des Verbrechens nicht mehr für 
möglich Hielt, obwohl jie e8 war. Nach DISH.- Zweig. 4, Binding a. a. DO. 679 
joll e8 in Diejfer Beziehung auf die jubjeltive Auffaffung gar nicht ankommen. 

VIII. Die Strafbarfeit hängt davon ab, daß das geplante Verbrechen wirklich) 
begangen oder in ftrafbarer Weiſe verfucht worden ift. Welcher Gedanke dieſer Bes 
fimmung zu Grunde liegt, ift beftritten. Sagt man, es handle ſich um eine Be⸗ 
dingung der Strafbarfeit, jo ift das technijch richtig, erklärt aber jachlich nichts. 
Binding 1 590,1 und Lehrb. 2 682 nimmt an, daß der Geſetzgeber einen Kauſal⸗ 
sujammenbang zwiſchen der unterlaffenen Anzeige und ber Berbrechensbegehung 
unwiderlegbar vermutet. Ahnlich Blume, Zatbeitandstomplemente (1906) 30. 40 ff, 
der jedoch die Vermutung für widerlegbar hält. Jede derartige Nuffaflung gerät 
ader in Schwierigkeiten bei der Abgrenzung der unterlaffenen Anzeige von ber 
negativen Beihilfe. Geht man nämlid; von dem Gedanken einer Kaufalität zwifchen 
ser unterlafjenen Anzeige und der Berbrechensbegehung aus, fo gelangt man zu dem 
Ergebnis, & 139 regle die neg. Beihilfe zu einzelnen Delitten als lex specialis. 
Tied führt dann zu der ganz unbraudybaren Folgerung, daß gerade bei dieſen be» 
ſonders ſchweren Delitten die neg. Beihilfe bejonders milde (nur mit Gefängnis) zu 
deſtrafen ſei. In Wahrheit ift der Gedanle des Gejeßgebers dieſer: die Frage, ob 
dad Berbrehen ernftlich geplant wurde, ſoll der Richter nur bei deffen 
wirklicher Begehung bejahen dürfen. Es handelt ſich alſo um die Bezeichnung 
eines exktluſiven Ertenntnismitteld und infofern um eine Einſchränkung ber 
'reien rihterlichen Beweißwürdigung. Zu dem Tatbeftand der unterlaffenen Ans 
zeige gehört Die Begehung des anzuzeigenden Berbrechens durchaus nicht. A. A. Finger 
1 117, der früher GoltdA 50 50 einen dem bier vertretenen ähnlichen Standpunft 
enuahm Iſt aber jemand ſchon ſonſt verpflichtet, das Verbrechen zu verhindern, 
+ B. als Bater des Sohnes, der ermordet werden fol, fo findet $ 189 nach dem 
unter VI 2 Gefagten auf ihn überhaupt feine Anwendung; er wird lediglich 
wegen negativer Beihilfe beftraft. A. A. wohl Rümelin CivA 90 322. 

Bon der vertretenen Auffaſſung aus unterliegt es feinem Bedenken, die unter» 
Iaffene Anzeige auch dann für ftrafbar zu erklären, wenn der Täter des Berbrecheng 
wegen freiwilligen Rüdtritts vom Verſuch ftraflos if. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 11. 
AN. Binding Lehrb. 2 682,3. 





246 Zweit. Teil. Bon d. einz. Verbr., Vergehen u. Übertretungen u. deren Beftrafung. 
Berhindert die anzeigepflichtige Perfon das PVerbrechen jelbft, jo folgt ihre 
Straflofigfeit im Wege der Analogie. ©. hierzu Binding Lehrb. 2 674. 


$ 140. 


Wegen Verlegung der Wehrpflicht wird beitraft: 

1. ein Wehrpflichtiger, welcher in der Abficht, ſich dem Eintritte in den 
Dienſt des jtehenden Heeres oder der Flotte zu entziehen, ohne Er: 
laubniß entweder da3 Bundesgebiet verläßt oder nach erreichten 
militärpflichtigen Alter fich außerhalb des Bundesgebietes aufhält: 
mit Gelditrafe von einhundertfunfzig bis zu dreitaufend Mark oder 
mit Gefängniß von Einem Monat bis zu Einem Jahre; 

2. ein Offizier oder im Dffizierrange ftehender Arzt des Beurlaubten⸗ 
itandes, welcher ohne Erlaubniß auswandert: mit Geldftrafe bi zu 
dreitaufend Mark oder mit Haft oder mit Gefängnik bis zu ſechs 
Monaten; 

3. ein jeder Wehrpflichtige, welcher nad) öffentlicher Bekanntmachung 
einer vom Kaijer für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr 
erlaffenen bejonderen Anordnung in Widerſpruch mit derjelben au 
wandert: mit Gefängniß bis zu zwei Jahren, neben welchem au 
Geldftrafe big zu dreitaufend Mark erfannt werden fann. 

Der Verſuch iſt Itrafbar. 

Das Vermögen des Angejchuldigten kann, infoweit als es nad) dem 
Ermeſſen des Richters zur Dedung der den Angejchuldigten möglicher: 
weiſe treffenden höchiten Gelditrafe und der Koften des Verfahrens er: 
forderlich ift, mit Beichlag belegt werden. [StrK]. 


I. Allgemeines. Wehrpflichtiges und militärpflichtiges Alter. — Das mehr: 
pflichtige Alter umfaßt die Periode, innerhalb deren nach näherer Beftimmung 
ver Geſetze eine Verpflichtung zum Kriegsdienfte obmaltet (vom vollendeten 17. bit 
zum vollendeten 45. Lebensjahre); das militärpflichtige umfaßt Die Periode, innerhalb 
deren eine Perſon der Aushebung zum ftehenden Heere unterworfen ift (vom 1.1 
degjenigen Kalenderjahres, in dem das 20. Lebensjahr vollendet wird, bis zum Ende 
der Wehrpfliht. ©. Geſetze v. 9./11 1876 8 3, 2./5 1874 8 10, 11./2 1888 $ 24). 
Wehrpflichtig ift jeder Deutiche (Reichsverfaſſung Art. 57), ausnahmsweiſe aud ein 
früherer Deutfcher, fofern er feine fremde Staatsangehörigkeit befitt und feinen 
dauernden Aufenthalt in Deutſchland nimmt. Das Gleiche gilt für feine Söhne, 
wiederum unter der Borausfegung, daß fie feine fremde Staatsangehörigfeit ermorden 
haben. Gef. v. 2./5 1874 $ 11. Vergl. dazu E 18 348. 34 408. Leteres Urteil 
führt aus, daß nad) dem Rechte der nordamerifanijchen Union die ehelichen Kinder 
eines nordamerifanifchen Bürgers ohne Rüdjicht auf den Ort ihrer Geburt und auf 
den Urfprung des väterlichen Bürgerrecht3 ſtets Bürger der Vereinigten Staaten find. 
Befreit von der Wehrpflicht find: die Mitglieder regierender Häufer und Die Rt 
glieber der mediatifierten, ehemals reichöftändigen und derjenigen Häufer, melden die 
Befreiung von der Wehrpflicht durch Verträge zugefichert ift oder auf Grund de 
fonderer Rechtstitel zufteht (Gef. v. 9./11 1867 8 1). 
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I. Fortiegung. Staatsangehörigkeit. — Da grundjägli” nur Deutiche 
wehr- und militärpflichtig find, jo ilt zu beachten, daß nad) $ 21 des Gel. 
vd. 1./6 1870 durch zebnjährigen ununterbrochenen Aufenthalt im Auslande, 
eventuell zehn Jahre nah Ablauf der Giltigfeit des etwa gelöften Reiſepapiers, 
die ReichSangehörigkfeit verloren geht. Wegen der Ehefrau und der Kinder 
des Auswanderers ſ. jest Abſ. 2 der angeführten Stelle in der durch EG % 
BGB Art. 41 gegebenen Faſſung. Die Bemweislaft dafür, daß eine Unterbrechung 
des Aufenthalt3 im Auslande ftattgefunden habe oder dur Eintragung in Die 
Stonjularmatritel die deutſche Staatsangehörigkeit erhalten worden fei, wird man der 
Staatsanwaltichaft aufbürden müſſen. Ebenſo Benn.Bel. 380. 4. A. R 9 628. 
E 38 321: wenn auch nur die Möglichkeit Hefteht, daß der Aufenthalt im Aus» 
lande unterbrodyen worden oder die Eintragung in die Matrifel erfolgt ſei, könne 
der Verluft der Staatsangehörigkeit nicht feitgeftellt werden. Dem RO (j. aud 
E 37 308) ift nur infofern beizutreten, als es erklärt, daß auch vorübergehender 
Aufenthalt im Inland die zehnjährige Friſt unterbricht. Der Erwerb einer 
fremden Staatsangehörigfeit bewirkt an fich nicht den Verluft der deutjchen. Nach 
den fog. Bancroftverträgen follen aber Deutjche, welche naturalijierte Staats⸗ 
angehörige der Bereinigten Staaten von Nordamerifa geworden find und fün 
Sahre lang ununterbrochen in ben Pereinigten Staaten zugebracdht haben, in 
Deutſchland als amerifanische Angehörige erachtet und als ſolche behandelt werden. 
Schon Hieraus folgt, daß dieſe Perfonen trog deutſcher Reichsangehörigkeit nicht 
wehrs oder militärpflichtig find. Dazu fommt, daß nach einer weiteren Beftimmung 
Des Vertrags die VBeltrafung nur der vor der Auswanderung, aljo nicht der durch 
fie begangenen Delikte geftattet wird. E 28 127. 29 391. Die erfte diejer Ent» 
ſcheidungen führt mit Recht aus, daß Straflofigfeit auch dann plaßgreift, wenn ber 
Zöäter in der Union naturaliliert worden ift, ſich auch fünf Jahre dort ununterbrochen 
aufgehalten hat, die Hinterziehung der Wehrpflicht aber ſchon vor erfolgter Natura 
Lijation vollendet war. Ebenſo legt die zweite dar, daß ſich die Straflofigkeit nicht 
nur auf das Auswandern, fondern aud) auf den Aufenthalt im Auslande eritredt. Läßt 
ſich aber der naturalijierte Amerikaner wieder in Deutfchland nieder ohne die Abſicht 
nach Amerika zurüczufehren, jo joll er al$ auf feine Naturalijation verzichtend ans 
gejehen werden. Der Mangel diejer Abjicht kann angenommen werden, wenn fich der 
Naturalijierte länger als zwei Sahre im Gebiete feines Heimatslandes „aufhält”. 
E 29 391 verfteht das jo, als gelte die Frijtbeitimmung bei Begründung einer 
Niederlaffung (eines Wohnfiges) in Deutfchland nicht. Dieſe Auslegung ift indeſſen 
jehr bedenklich und entipricht faum dem engliſchen Tert. (Der vorbildliche Bancroft- 
vertrag ift am 22./2 18689 zwifchen dem Norddeutſchen Bund und den Pereinigten 
Staaten, die fpäteren find zwiſchen den leßteren und den füddeutichen Staaten ab» 
geichloffen worden. Nach Benedix, Fahnenflucht (1906) 123ff. find die fpäteren ungiltig.) 

DI. Die vorliegende Stelle behandelt verfchiedene Delikte: 

1. Die Verlegung der Wehrpflicht durch Auswanderung (Nr. 1.) Auswandern 
bedeutet: das Neichsgebiet zu dauerndem Aufenthalte im Auslande verlafjen. 

E 29 391. Bergl. dazu E 36 242. Eine förmliche Erlaubnis zur Auswanderung 

wird nicht erteilt. Gedacht ijt an das Gef. dv. 1./6 1870 8 15, nach welcher Stelle 
Wehrpflichtigen zwiſchen dem 17. und dem 25. Lebensjahre die Entlaffung aus 
dem EtaatSverband nur erteilt werden darf, wenn ein Zeugnis der Kreis-Erjah- 
Kommiſſion darüber vorliegt, daß fie die Entlaffung nicht Bloß in der Abficht 
nachjuchen, ſich der Dienftpflicht zu entziehen; 

2. Verlegung der Wehrpflicht durch Aufenthalt im Auslande (Nr. 1.) Strafbar 

nur, wenn fid) der Aufenthalt in das militärpflichtige Alter hinein fortjeßt (j. o. D. 

Sn beiden Fällen genügt und ift erforderlich die Abſicht fich dem Eintritte 
in den Dienft de3 ftehenden Heeres oder der Flotte zu entziehen. Weber den 
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Begriff der Abficht ſ. $ 59 IV 1. 2. Uebereinftimmend v. Lifzt $ 186, Lelemer, 
Die ftrafbaren Verlegungen der Wehrpflicht (1907) 63, Heimberger, Bergl. Ter- 
ftelung 2 440, E83 437. 29 391. 33 399, im wefentlichen aud) OI&h.- Zweig. 2. 
Dagegen identifizieren einzelne, bei. Binding, Lehrb. 2 689 und Normen 2 59, 
Abficht mit Vorſatz. Für die herrfchende Lehre Spricht aber fon die Faflung 

des oben zitierten Gef. v. 1/6 1870. Allerdings wird gemäß StPO 472. 175 

das Vorhandenſein ber Abſicht vermutet. Der Aufenthalt im Ausland bilde: 

zweifello8 ein Dauerbelift. Da ihm aber das Gefeg das Auswandern gleick⸗ 
ftellt, fo wird man auch in diefem ein Dauerbelift zu jehen haben. So hie 
berrfchende Lehre, |. bei. v. Lilzt $ 186, E 8 437. 29 391. | 
. Nnerlaubte Auswanderung eines Offizier oder im Offizierrange ftebenten 

Arztes des Benrlaubtenitandes (Nr. 2) Es handelt fih nur um einen 

qualifizierten Fall des F 360 Nr. 3, der im einzelnen zu vergleichen tft. Her 

jet nur bemerkt, daß eine Abficht, fich der Dienftpflicht zu entziehen, im dieien 

Falle nicht vorzuliegen braucht ; 

4. Auswanderung im Falle der Sriegsgefahr. Nr. 3. Blanktettftrafgeies: 
denn dieſer Fall der Auswanderung ift nur ftrafbar, wenn ihn eine „beionter: 
Anordnung“ verbietet. Zur Ergänzung vergl. MEtGB 8 68. 

V. Ein Verjud liegt in dem Berlaflen des AufenthaltsSort® zu dem Zred: 
einer Reife, die ohne wejentliche Unterbrehung in dag Ausland führen ſoll. E 3 1%. 
VI. Die Beftimmung des letzteren Abſatzes ift lediglich prozeilualer Katır. 
©. & 98 und StPO $ 480. 
VII Die Berjährung beginnt bei Nr. 1 mit dem Aufhören der Wilitir 
uni: bei Nr. 2 und 3 mit dem der Wehrpflicht, ©. dazu ob. IT und im übrigen 
©. 170. 


60 


s 141. 


Mer einen Deutichen zum Milttärdienite einer ausländischen Mad. | 
anwirbt oder den Werbern der Iebteren zuführt, ingleichen wer einen 
Deutſchen Soldaten vorfäßlich zum Defertiren verleitet oder die Defertion 
defjelben vorjäßlich befördert, wird mit Gefängniß von drei Monaten bis 
zu drei Jahren beitraft. 

Der Verſuch iſt jtrafbar. [StrK] 


I. Auch dieſe Etelle behandelt mehrere Delikte. Zunächſt die Falſchwerbung. 
Sie wird begangen: 

1. durh Anwerben zum Militärdienfte einer augländifchen Macht. Tas Ar 
werben fett zwar nicht, wie manche, 3. B. Olsh.⸗Zweig. 2, annehmen, ein ge 
ichäftsmäßiges Tun voraus, man wird aber verlangen müflen, daß der Täter 
eine offiziel, wenn auch nur indirekt bejtellte Mittelsperjon der austärtigen 
Negierung fei. Denn es ift fogleich von Werbern „der ausländifchen Macht 
die Nede. Zur Vollendung gehört das wirkliche Gewinnen für den fremden 
Militärdienft. Idealkonkurrenz mit 88 84. 90 Nr. 3 möglich; 

2. dadurch, daß der Täter den Deutſchen den Werbern der ausländiſchen Maddt 
zuführt. Die Vollendung tritt in dieſem Falle ein, ſobald die Moglichleit 
der Einwirkung durch Werber gegeben iſt. Vergl. dazu $ 234 (Idealkonkurren; 
ausgeſchloſſen). 

UI. Sodann die Verleitung zur Deſertion, d. h. zur unerlaubten Entfernung 
oder zum vorfäglichen ernbleiben von der Truppe ober der Dienſiſtellung 
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ın der Abficht, ſich der gejeglihen oder übernommenen Berpflidtung zum Dienſte 
dauernd (ſ. Dazu AMEG 9 121) zu entziehen. MetGB 88 64. 65. 68. 69. Auch 
de eigenmächtige Urlaubsüberjchreitung ift unerlaubte Entfernung und kann daher 
zur Defertion werden. Als fortdauerndes Delift ift die Dejertion nicht an« 
wiehen. Ebenſo Benedir, Fahnenfluht (1906) 234 ff, E 6 7 (II. Senat). 
A. A. Heder, Militärftrafreht 135, Binding, Lehrb. 2 700, Olsh.⸗Zweig. 3 und 
nun au E 38 417 (V. Senat; mit zahlreihen Literaturnachweiien). Über die 
Tragweite der Frage |. $ 4 V 2b3. — Der Berleitung zur Dejertion flieht deren 
vorjäglihe Beförderung glei. Beides würde ſchon ohne Die ausdrüdliche 
Beſtimmung Des 8 141 als Anftiftung bezw. Beihilfe zum militärifchen Delikte der 
sehnenflucht (MSiGB 85 69 ff.) ſtrafbar fein. S. ob. S. 81 IH. Dadurd, daß 
$ 141 dieſe Handlungen zum del. s. g. erhebt, wird zweifellos jede Idealkonkurrenz, 
iowie die Anwendung der im MStGB vorgejehenen Strafichärfungsgründe aus⸗ 
geſchlofſen. Iſt die Dejertion, zu der verleitet oder die befördert werden follte, nicht 
gelungen oder nicht einmal verjucht worden, fo ift auch die Berleitung oder Beförderung 
im Verſuchs ſtadium fteden geblieben. E 5 125. Dagegen fieht Binding, Lehrb. 2 700 
auch im der nur verjuchten Dejertion eine „erfolgte“ Dejertion und meint, daß Ver⸗ 
leitung zu der tatſächlich nur verſuchten Dejertion vollendete Berleitung fei. — Vie 
Beförderung fpeziell kann auch intelleftuell begangen werden. So dann, wenn dem 
Soldaten NRatjchläge für bie Zeit nad) der vollendeten Dejertion erteilt werden. 
E 3 250. — Über die zum Borfage gehörige Kenntnis der Soldateneigenſchaft f. 
$ 112 L — Sergl. noch $ 257. 


$ 142. 

Wer ſich vorjäglich durch Selbſtverſtümmelung oder auf andere Weife 
zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht oder durch einen Anderen 
untauglich machen läßt, wird mit Gefängniß nicht unter Einem Jahre be- 
Mraft; auch fann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, welcher einen Anderen auf deſſen 
Lerlangen zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglid) macht. [StrK). 


L Zelbitverftümmelung. — Zur Erfüllung der Wehrpflidt untauglich machen 
fann man ſich nur durch Zufügung einer Verlegung. Es liegt daher ein Fall vor, 
in dem ausnahmsweiſe die Selbftverlegung ftrafbar ift (durch Begehung eines 
Verbrechens kann man fich zwar möglicherweije unfähig, aber niht untauglid 
machen. Vergl. $ 31). Rab E 8 214 fordert der Tatbeftand nicht Eintritt der 
abjoluten Dienftunfähigfeit, fondern es fällt auch eine Minderung der Bienft- 
tähigfeit derart, daß etwa eine Veriegung unter die Erjagrejerviften nötig wird, 
unter das Geſetz. Ebenfo RMG 10 110. Dies ift im Hinblid auf den Wortlaut 
des $ 118 bedenklich. Für das RGOlsh.⸗Zweig. 1, gegen es Binding, Lehrb. 2 
696,7, der unter „Erfüllung der Wehrpflicht” den Dienft mit der Waffe verfteht. 
Mit Recht aber folgert (neben andern Gründen) E 38 280 aus diefem Wortlaute, 
dab Untauglichmachung nur zu einer einzelnen Dienftleiftung nicht genüge. War 
der Täter fchon vorher dienftuntauglich, ſo liegt Höchftens ſtrafloſer Verſuch vor. 
AA Lelewer, Die ftrafbaren Verlegungen d. Wehrpflicht (1907) 100/01. 

IL Täter kann jein: 

1. der Verletzte ſelbſt. Seine Handlung befteht entweder in der Eelbftverlegung oder 
im Dulden einer Verlegung. Im letzteren Falle ift es gleichgiltig, ob ber britte 
Ihuldhaft handelt oder nicht. Ebenjowenig fommt es darauf an, ob er auf 
Seranlafiung bes Nerlegten tätig wurde; 


⁊ 
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2. ein dritter, aber nur dann, wenn er auf Verlangen des Verletzten handelt. 
Fehlt es hieran, ſo ſtellt ſich die Handlung des dritten als eine Körper⸗ 
verletzung dar. 

Mit Recht führt Heimberger, Vergl. Darſtellung 2 446 aus, daß der 
Verletzte zur Zeit der Tat das wehrpflichtige Alter noch nicht erreicht zu haben 
braucht. 

III. In jedem Falle erfordert das Delikt Vorſatz, aber nicht Abſicht. Der 
Vorſatz fehlt zwar bei Selbſtmordverſuch, nicht aber, wenn jemand ſich einen 
Finger abhackt, um erfolgreicher betteln zu können, ſofern er nur das Bewußtſein 
hat, ſich durch ſeine Handlung dienſtuntauglich zu machen. So jetzt auch Koppmann⸗ 
Weig. zu MẽtGB 8 81. 

IV. Vergl. MStGB $ 81, welche Stelle nach Reichsmilitärgeſ. 8 60 Nr. 2 auch 
auf bie Reichsmilitärgeſ. $ 56 Nr. 2—4 genannten Perfonen des Beurlaubten- 
ſtandes Anwendung findet. 


$ 143. 


Wer in der Abficht, ich der Erfüllung der Wehrpflicht ganz oder 
theilweife zu entziehen, auf Täufchung berechnete Mittel anwendet, wird 
mit Gefängniß beftraft; auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Chren 
rechte erfannt werden. 

Diefelbe Strafvorfchrift findet auf den Theilnehmer Anwen: 
dung. [StrK]. 


I. Der Zatbeftand fordert nur die Anwendung auf Taäuſchung berechneter 
Mittel, alfo nit die Täuſchung ſelbſt. Immerhin aber muß das Mittel angemendet, 
d. h. gegenüber der maßgebenden Stelle, fei es direkt, fei es indireft vorgebracht 
worden fein. E U 83. A. N. Binding, Lehrb. 2 695. Bloßer Berjuch der An 
wenbung genügt nit. — Die Natur des Ingewendeten Mittels ift unerheblid. C: 
fann 3. B. in der Borlegung objektiv falfcher Atteſte, oder in der Beeinfluffung von 
Austunftsperfonen oder in einer Einwirkung auf den Körper beftehen, durch welche 
das Urteil über die Leiftungsfähigfeit beeinträchtigt wird. NR 6 652 rechnet audı 
den all hierher, daß der Geftellungspflichtige fein Schvermögen durch längeren 
Gebrauch einer zu jcharfen Brille beeinträchtigt Hatte. ES ift nicht erforderlich, das 
das Urteil der maßgebenden Perſon gerade über die Förperliche Tauglichkeit, fondern 
es genligt, wenn es in einer fonjt erheblichen Beziehung, 3. B. fiber häusliche Ber 
bältniffe beeinflußt werden fol. € 9 88. 

Mit Rückſicht auf die fomplizierte Ausdrucksweiſe des Geſetzes wird man bloßes 
Zügen nicht hierher rechnen dürfen. Cbenjo Koppmann-Weig. 6 zu MSISB $ 83, 
E 9 88.29 218, RMG 1 142. 2 74. A. A. Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 2 69, 
Lelewer, Die ftrafb. Verlegungen der Wehrpflicht (1907) 146. Steigert ſich aber dat 
Zügen zum Borjpiegeln falſcher Symptome eines angeblichen oder übertriebenen 
Reidens, fo reicht e8 aus. E 29 218, ARMS a. a. DO. und 7 251. 

II. Da die Abſicht (vergl. $ 140 III), ſich der Wehrpflicht (ſ. $ 142 I) teil- 
weiſe zu entziehen, genügt, jo macht fich auch ftrafbar, wer fich nur einer einzelnen 
Übung entziehen will. Koppmann-Weigel 2 a. a. D., E 33 280 (a. ©). A. A. 
Binding a. a. O. 693, Xelewer a. a. ©. 79. Unerheblich ift, ob der Täter con 
ohnehin ganz oder teilweife untauglich üft. 

JII. Der zweite Abſatz enthält eine Ausnahme von $ 49. — Berg. mit dieſer 
Stelle MEtGB 8 S3, über deſſen Anmendbarkeit das zu $ 142 IV Gefagte eben 
falls gilt. 
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$ 144. 


Wer e3 fich zum Gejchäfte macht, Deutjche unter Vorjpiegelung faljcher 
Thatſachen oder wilfentlich mit unbegründeten Angaben oder durch andere 
auj TZäufchung berechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird mit 
Gefängniß von Einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft. [StrK]. 


— — 





Die trũgeriſche Verleitung zr zur Auswanderung iſt nur dann ſtrafbar, wenn 
re geſchäftsmäßig betrieben wird. S. darüber S. 170. Die Geſchäfts⸗ 
mäßigkeit muß ſich nicht nur auf das Verleiten zur Auswanderung, ſondern auch 
auch auf Die Vorſpiegelung falſcher Tatſachen (vergl. $ 263) uſw. beziehen, ſodaß 
en gewerb3mäßiger Auswanderungsagent, der ſich nur im Einzelfalle täuſchender 
Roripiegelungen ufw. bedient, nicht unter das Gefeg fällt. So Olsh.Zweig. 3. 
Tarauf, ob die Berleitung Erfolg hatte, fommt es nicht an. Binding, Lehrb. 2 911. 
Ein ſchon zur Auswanderung Entfchloffener kann nicht mehr verleitet werden. — 
Vergl. zu diefer Stelle Gel. v. 9./6 1897 88 13 ff. 


$ 145. 
Ver die vom Kaifer 
zur Verhütung des Zujammenjtoßens der Schiffe auf See, 
über daS Verhalten der Schiffer nach einem Zuſammenſtoße von 
Schiffen auf See, oder 
in Betreff der Noth- und Rootjeniignale für Schiffe auf See und 
auf den Küſtengewäſſern 
erlaſſenen Verordnungen übertritt, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſend⸗ 
fünfhundert Mark beſtraft. [StrK bez. SchG]. 


Vergl. Verordnungen v. 14./8 u. 15./8 1876, 9./5 u. 10./5 1897, 16./10 1900, 
15.10 1908. Soweit fi aus den Berordnungen nicht etwas anderes ergibt, genügt 
als Berfchulden Fahrläſſigkeit. So Vorbem. z. 29. Abfchn. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 3, 
Binding, Lehrb. 2 59. Iſt die Zumiderhandlung im Auslande begangen worden, 
jo gelten die allgemeinen Regeln. Ebenfo u. a. Olsh. 4. A. A. Binding 1 434 und 
Lehrb. 2 59. 


$ 145a. 


Wer im Ynlande Schuldverjchreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer beitimmten Geldfumme verfprochen wird, ohne die er= 
torderliche ftaatliche Genehmigung auzftelli und in den Verkehr bringt, 
wird mit einer Geldftrafe beftraft, die dem fünften Theile des Nennwerths 
der ausgegebenen Schuldverfchreibungen gleichfommen fann, mindefteng 
aber dreifundert Mark beträgt. [StrK]. 


J. Die Stelle iſt durch EGz.BGB Art. 34 IV eingejchaltet worden mit 
Rüdicht darauf, daß nah BGB 8 795 im Inland ausgeftellte Schuldverfchreibungen 
auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer bejtimmten Geldfumme veriprochen 
wird, nur mit ftaatlicher Genehmigung in den Verkehr gebracht werden dürfen. 
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Deshalb fordert auch $ 1453 auf eine beftimmte Geldjumme lautende Schuld» 
verfchreibungen, jodaß 3. B. Dividendenfcheine nicht hierher gehören. Im übrigen 
wird eine verzindliche Schuldverfchreibung vorausgejegt; unverzinslide fallen unter 
die ftrengere Strafbeftimmung des Bankgeſ. $ 56 (Lex posterior generalis non 
derogat legi priori speciali). Olsh.-Zweig. 6. Die Blanfoindofjierung eines Order 
papiers und die darauf folgende Begebung ift erlaubt. 

11. BGB $ 795 fordert die ftaatliche Genehmigung für das Inverfehrbringen 
der Schulverfchreibungen. In Verkehr bringt Die Schuldverjchreibung, wer fie veräußert. 
E 38 329. Strafbar aber iſt daS Inverkehrbringen für jich allein nicht, jondern 
nur in Verbindung mit dem Ausftellen. Wer aljo eine von einem andern ause 
geftellte Schuldverfchreibung ohne deſſen Wiflen in den Verkehr bringt, kann nidt 
beftraft werden. Bei einverftändlihem Zujammenmwirken liegt Dagegen Mittäterſchait 
vor. Bergl. das zit. Urteil. | 

IH. Sm Snlande ausgejtellt ift die Echuldverjchreibung uur Dann, wenn 
der in ihr angegebene Augftellungsort innerhalb des Deutjchen Reiches liegt. Auf 
den Wohnort des Schuldners fommt ed nit an. Zur Ergänzung dienen Bantgi. 
88 55. 57. | 

IV. Wegen be2 polizeilichen Charakter des Delift3 genügt als Verſchulden 
Fahrläjfigfeit. Denkbar ift dieje bezüglich des Vorhandenſeins der ftaatliden 
Genehmigung. So Olsh.⸗Zweig. 5. 


Achter Abſchniti. 


Münzverbrechen und Münzvergehen. 


I. Der Begriff des Geldes im ſtrafrechtlichen Sinne läßt ſich beſtimmen als 
der von einer anerkannten Autorität erfichtlich beglaubigte Wertmefler. Als folde 
Autorität erfcheinen in Europa die Staaten, anderwärts zuweilen auch Gejellfchaften. 
Die Beglaubigung ald Wertmefler muß „erfichtlich“ fein, d. 5. der betreffende Gegen 
ftand muß fie an fi) tragen, wenn auch in verwiſchter Form. Elfenbein, Muſcheln um. 
jind nicht Geld im Sinne des europäifhen Rechts. Übereinftimmend Kohler, Bergl. 
Darftellung 3 211/2, der Beurkundung des Wertes verlangt und herborhebt, dab 
nur Geld eines völkerrechtlich anerfannten Staates geſchützt fei; man wird indefien 
dag Geld einer jtaatlich anerlannten Gejellichaft nicht ausfchließen dürfen. Zwang 
kurs und Uneinlögbarkeit find nationalökonomiſche, aber nicht juriftifche Erforderniſſe 
Vergl. noch einerſeits $ 149 und anderſeits 88 275. 276. Eingehender über den Begriff 
Gerland, Die Geldfälfchungsdelifte (1901) 50ff. mit zahlreichen Kiteraturangaben (auf 
in GerS 59 81 ff. 241 ff.). 

Der Umftand, daß Geld tatſächlich feinen Kurs hat, fteht feiner Eigenſchait 
als Geld jolange nicht entgegen, als e8 noch irgendwo autoritativ ald Wertmeſſer an 
erfannt ift. Dagegen ift verrufenes oder außer Kurs geſetztes Geld, d. h. Geld, 
das Wertmeffer war, als foldher aber von der f. 3. beglaubigenden Stelle nicht mehr 
anerfannt wird, in ber Tat fein Geld. ©. DISh.-Bmeig. 2 zu 8 146, Meyer-Allf. 614. 
Einichräntend Kohler a. a. DO. 213. 

ll. Bei den Münzdelikten kommt es auf den Wert des unechten Geldes nicht 
an. Ein Münzbelilt fann daher auch bei Gleichwertigfeit des unechten mit dem 
echten Gelde vorliegen. Ausnahmen fteden jedoch in den 88 146. 150. 

III. Idealkonkurrenz der Münzdelikte mit Urtundenfälſchung ift ausgeſchloſſen. 
Denn die erſten ſtellen Spezialfälle der letzteren dar. Ebenſo im Ergebnis Binding, 
Lehrb. 2 334, Olsh.⸗Zweig. 51 zu 8 267. A. U. Gerland a. a. O. 172ff. Tie 
Behandlung der Münzdelitte weiſt denn auch einen durchgehenden Parallelismus 
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mit der der Urkundenfälſchung auf. Über die Frage, ob Idealkonkurrenz mit Betrug 
möglich ift, ſ. 8 268. 

IV. Wegen des bei Münzdelikten geltenden WeltrechtSprinzips j. $ 4 Nr. 1. 

V. Über Münzdelifte außerhalb diefes Abfchnittes ſ. $ 360 Nr. 4 u. 5 u. Gei. 
v. 26./5 1883. 


$ 146. 

Wer inländijches oder ausländifches Metallgeld oder Papiergeld nach⸗ 
macht, um das nachgemachte Geld als echtes zu gebrauchen oder jonft in 
Verkehr zu bringen, oder wer in gleicher Abficht echtem Gelde Durch Ver⸗ 
änderung an demfelben den Schein eines höheren Werth3 oder verrufenem 
Gelde durch Veränderung an demjelben das Anfehen eines noch geltenden 
gibt, wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beitraft; auch ift 
Polizei-Aufficht zuläſſig. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe 
ein. [SchwG]. 





L Die Stelle unterfcheidet zwifhen Falſchmünzerei und Münzfälichung. 
Beide Delikte entiprechen der Urkundenfälihung des $ 267 und zwar Die Falſch⸗ 
münzerei der fäljchlichen Anfertigung einer faljchen Urkunde, die Münzfälſchung der 
Berfälichung einer Urkunde. Ein wefentlicher Unterfchied liegt aber darin, daß die 
B ollendung nicht erft mit dem Gebrauch des Falſifikats, jondern ſchon mit defien 
Herftellung eintritt. Immerhin aber muß die Herftellung in der Abjicht des 
Gebrauchens erfolgen. 

1. Die Falſchmünzerei befteht in dem Nachmachen von Geld. Nachmachen bebeutet: 
etwas nach einem Vorbilde fo heritellen, daß es den Anfchein des vorbildlichen 
Gegenftandes erlangt. Ob dieſer letztere bei der Herftellung jelbft zur Hand 
war, oder ob die Nachbildung lediglich nach der Erinnerung erfolgt, ift gleich- 
giltig. Fraglich ift, ob von einem Nachmachen auch ohne ganz entſprechendes 
Borbild die Rede fein kann. Beachtet man, daß es fich weſentlich um bie 
Fälſchung der Wertbeglaubigung handelt, jo fommt man zu dem Ergebnis, daß 
diefe allerdings einen Vorbilde entjprechen muß, daß es aber gleichgiltig ift, 
ob im übrigen Geld diejes Wertes ald Vorbild gedient bat. 3. B. es fertigt 
jemand in japanifchem Gepräge eine Münze an, die e8 in Japan nicht gibt, 
ober nad) Art deutſcher Münzen ein Bierzigmarfftüd. Cbenjo im wejentlichen 
DIsh.BZweig. 3, v. Liſzt $ 159, Binding, Lehrb. 2 315. A. A. Oppenh.⸗Del. 3, 
Gerland a. a. O. (Borbem. I) 64. Das nachgemachte Geld muß den echten in 
dem Maße ähnlich jehen, daß die Unterjchiede nur bei Anwendung eines 
höheren Grades von Aufmerkſamkeit, als bei dem Geldverfehr angewendet 
zu werden pflegt, zu erfennen find. Bergl. E 6 142 und Gerland 68, nad) 
weldem die AHnlichkeit durch Die Birtulationsmöglichteit beitimmt wird. 
Binding, Lehrb. 2 315/6 fieht von dem Grade der Ahnlichkeit völlig ab und 
verlangt nur vollftändige Nachahmung des Prägezeicheng. Ähnlich) Meyer- 
Auf. 616. 

2. Die Münzfälihung fann erfolgen: 

a) dadurch, daß echtem Gelde durch Beränderung an demjelben der Schein eines 
höheren Wertes verliehen wird. Wie Die Veränderung erfolgt, ob durch 
Einwirkung auf den Stempel oder durd Polieren oder Berjilbern, it gleid- 
giltig. A. 9. Kohler, Bergl. Darftellung 3 228, der Anderung der Wert⸗ 
beglaubigung fordert; 
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b) dadurch, daß verrufenem Gelde Durch Beränderung an bemielben das Aniche 
eines nod) geltenden gegeben wird. S. Vorbem. I z. 8. Abſchn. Wer au“ 
ländifchen Prämienpapieren den Anjchein gibt, als jeien fie im Inlande je 
gelafjen, gibt nicht verrufenem Gelde den Anfchein von noch geltendem. (Rergt. 
Gef. v. 8./6 1875) E 23 50. 

U. Zum Dolus gehört die Abfiht, das Geld als echtes zu gebranden 
oder fonft in Verkehr zu bringen. Wie fi aus den Worten „oder fonit‘ 
ergibt, faßt das Geſetz die Abficht, daS Geld zu gebrauchen, nur als eine Unterart 
des „Inverkehrbringens“ auf. Die Abficht, mit dem Gelde einen Gebraud ;u 
machen, durch ben e8 nicht in Berfehr gebracht wird, genügt daher nit. 3.8. & 
fertigt jemand faliches Geld an, um durch deſſen VBorzeigen feine Kreditwürdigkeit zu 
bemeijen. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 5, v. Liſzt $ 159, Hälfchner 2 576, Meyer-Alli. 615, 
Kohler a. a. O. 224, Gerland a. a.D. T5ff. A. N. Nüd.-Stengl. 4 E 14 161. 
In Berfehr bringen bedeutet aber: dad Geld — jei e8 Direkt, jei es durd 
Bermittelung von Zwiſchenperſonen — einem andern jo zugänglich maden, da 
Diefer e8 wie echtes Geld, d. h. in der Abficht, es eventuell weiterzugeben, an dh 
nimmt. Ginwerfen in einen Opferjtod genügt alſo. Die Unterftellung, ber ander: 
werde nachträglich die Fälſchung erfennen und da8 Geld daher nicht weitergeben, 
fteht der Abficht des Inverkehrbringens nicht entgegen. Dagegen fehlt es am bieie: 
Abfiht, wenn der Fälicher das Geld nachmacht oder verfälfcht, um es bei einem 
Münzenjammler anzubringen. Denn diefer empfängt es nicht als Geld, jelbft dam. 
nicht, wenn er weiteren Verkauf beabjichtigt. Ebenfo Oppenb.-Del. 9. A. A. Olsh⸗ 
Zweig. 6, Gerland a. a. D. 79. 80, der ſogar (82) annimmt, e8 genüge die Abhıdı, 
das Geld als Geldbrofche oder ähnlichen Geldſchmuck in Verkehr zu bringen. Berl. 
auch Binding, Lehrb. 2 320. Ebenſowenig liegt die Abficht des Inverkehrbringen: 
vor, wenn das Geld zur Beltellung einer in specie zurlidzugebenden Saution 
verwendet werden foll. Olsh.Zweig. 6. U. A. Oppenh.-Del. 9, Binding a. «£. 
320. Soll das Geld in einen Automaten geworfen werden, fo ift an der Abficht de: 
Inverkehrbringens nicht zu zweifeln. Ebenfo Gerland a. a. DO. 79. 80. | 

III. ®ollendet find die Delikte, fobald dem Gelbe der trügerifche Schem 
(I 1. 2) verliehen if. Mit dem Beginne der Berleihung iſt firafbarer Bent 
gegeben. Kohler a. a. D. 226 hält aber von Strafe befreienden Rücktritt ned 
für möglih, wenn nur die Gebrauchsabſicht aufgegeben wird. Vergl. darüber 

46 VII. | 

s IV. Befondere Schwierigfeiten macht hier die Frage nad) der Einheit oder 
Mehrheit der Handlung. Daß die Zahl; der Geldſtücke nicht entſcheidet, agıl! 
ſich fhon aus dem vom Gejege ſelbſt' gebrauchten Worte „Geld“. Nach Binding 1 
557 entſcheidet die Anzahl ber Geldjorten. Bergl. aud) denſelben, Tehrb. 2 322, Gerland 
a. a. O. 84 ff, Kohler GoltdA 53 168. I. u 

V. Liegen mildernde Umftände vor, fo Tann auf Zuläſſigkeit von Pole 

aufjicht nicht erfannt werden. E 38 215. 


$ 147. 


Diefelben Strafbejtimmungen finden auf denjenigen Anwendung 
welcher das von ihm auch ohne die vorbezeichnete Abſicht nachgemachte 
‚oder verfälfchte Geld als echtes in Verkehr bringt, ſowie auf denjenigen, 
welcher nachgemachtes oder verfäljchtes Gelb fich verſchafft und jolde 
entweder in Verkehr bringt oder zum Zwecke der Verbreitung aus dem 
Auslande einführt. [SchwG). 








Achter Abſchnitt. Münzverbrechen und Münzvergehen. 88 146.147. 255 


1. Das bier behandelte Delikt bezeichnet man wohl am beiten als bie Ver⸗ 


breitung von Falſchgeld. Es verhält fich zu der Falſchmünzerei und ber Münz- 
Klihung des $ 146 ebenjo wie das im $ 270 geregelte zu der Urkundenfälfchung des 
$ 267. Dabei unterjcheidet das Geſetz zwei Fälle: 


1. 


ne 


die Perſon, die das Geld im Berkehr bringt, bat es ſelbſt nach— 

gemadt oder verfälſcht. Geſchah das von vornherein in der Ablicht, es in 

Berfehr zu bringen, fo findet lediglich $ 146 Anwendung. Bergl. & 73 

Vo 2 c 8. Webereinftimmend Binding, Lehrbuch 2 325, Olsh.Zweig. 10 zu 

$ 146. A. A. Hälichner 2 589, Gerland, Geldfälſchungsdelikte (1901) 86 ff. (leterer 

Hält das Sinverfehrbringen für Betrug und Urkundenfälſchung). Im Anſchluß 

an Binding wird man jedod ein jelbftändiges nach $ 147 ftrafbares Delikt an» 

zunehmen haben, wenn der Münzfälfcher, nachdem er als folder beftraft 
worden ift, vorher gefälichte Geldftüde ausgibt. Das eigentliche Anwendungs» 
gebiet der Stelle aber ift gegeben, wenn jemand das von ihm ohne Ber» 
breitungsabficht nachgemachte oder verfäljchte Geld als echtes in Verkehr 

bringt. (Das „auch“ der zweiten Zeile ift jomit zu ftreichen; ebenfo Olsh.⸗Zweig. 1, 

v. Lifzt 8 159). — Über den Begriff bes „unverfehrbringens“ .$ 146 I. 

Das Delikt ift demnach vollendet, fobald das Geld einem andern als echtes zu⸗ 

gängli gemacht iſt. Bei Weigerung der Annahme liegt nur Berjuch vor. 

Ebenjo DISH.-Zweig. 1, Hälfchner 2 577, Gerland a. a. O. (I 3. 8. Abjchn.) 103, 

Meyer⸗Allf. 615. A. A. Oppenh.⸗Del. 2. — Das Inverkehrbringen von Stüden, 

die nicht nachgemachtes Geld find, auch von dem Täter nicht als ſolches heraus⸗ 

gegeben werden, 3. B. Spielmarten, gehört nicht hierher. E 6 142. 16 111. 

Vergl. Gerland a. a. O. 98 ff. Olsh.⸗Zweig. 1. 

Eine dritte Berfon bat daS Geld nachgemacht oder verfälſcht. In 

diefem Falle fordert die Begehung des Delikts zweierlei: 

a)der Täter muß fih das Geld verfhaffen Dazu gehört, daß er in dem 
Augenblide, in dem er fi die Dispofitionsmöglichkeit über das Gelb ver- 
Ihafft, bereits die Fälſchung oder Berfälichung kennt (vergl. Dagegen $ 148). 
Zufälliges Erlangen des Geldes (3. B. durch Fund) genügt nicht. Ebenſo 
Hälfchner 1 578, Binding, Lehrb. 2 324. Abweichend E 6 142; 

b) der Täter muß das Geld, welches er fich verichafft Hat, entweder in Verkehr 
bringen oder zum „Zwede der Berbreitung aus dem Auslande 
einführen. Die Begriffe Inverkehrbringen und Berbreiten bdeden 
ih nicht. vollftändig, injofern nämlich der leßtere eine größere Anzahl von 
Eremplaren vorausjegt. Deshalb liegt die zweite Variante nur dann vor, 
wenn größere Mengen Geldes eingeführt werden. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 3, 
Serland 117. 118. U. U. Oppendh.-Del. 11. Das Erfordernis, daß das Geld 
ald echtes in Berlehr gebracht werden müſſe, ift bier zwar nicht aus» 
drüdfich hervorgehoben, aber zu fubintellegieren. Ebenjo Häljchner 2 578, 
Gerland a.a. O. 111, Binding a.a.D.2 324. A. A. Olsh.⸗Zweig. 3, Oppenh.⸗ 
Del. 11. 


Tas Berihaffen falichen Geldes für ſich allein ftelt Verſuch dar, jofern es 


i der Adficht erfolgt, daS Geld in Berfehr zu bringen oder aus dem Auslande ein- 
zuführen. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 2. 


Täter des Deliktes kann auch der Teilnehmer bei dem Nachmachen oder Ber» 


Yüiden fein. Er ift aber dann nur auf Grund des & 147 zu beitrafen. Bergl. 
dazu Binding a. a. D. 326. 


U. Ein mehrfaches Inverkehrbringen oder Einführen fteht der Einheitlichkeit 


der Handlung nicht entgegen. E 2 25. 
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$ 148. 


Wer nachgemachtes oder verfälfchtes Geld als echtes empfängt und 
nach erfannter Unechtheit als echtes in Verkehr bringt, wird mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten oder mit Geldftrafe bi zu dreihundert Mark beſtraft. 

Der Berjuch it jtrafbar. [Sch@]. 
l. Das hier behandelte Delift der Abſchiebung von Falſchgeld unterjceide: 


ji von dem des $ 147 in doppelter Richtung: 
1. ſubjektiv dadurch, daB das Geld erſt nad) der Erlangung als unecht erkanm 
wird; x 
2. objektiv infofern, als eine Perſon borausgefegt wird, die dem Täter das Geld 
gegeben Hat. Denn dem Empfangen auf der einen Seite entipridt em 
Geben auf der andern. Wer Geld findet, ftiehlt, raubt und nad) erfannter 
Unechtheit ausgibt, begeht möglicherweije Betrug. Ebenjo Hälfchner 2 551, 
Merkel in Holgend. Handb. 3 224, Binding, Lehrbuch 2 329, v. Liſzt $ 159. 
AU. Olsh. 1, Oppenh.- Del. 2, Meyer-Allf. 616, die als Gegenfag Des Empfangen 
das Verſchaffen in $ 147 anfehen. Teilweiſe (nicht betr. des Findens) zu 
ftimmend Gerland a. a. DO. 124. 
I. Angeſichts des Wortlauts hat man den dolus eventualis auszujdließen. 
Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 2, Oppenh.-Del. 3, Gerland 129. A. A. Meyer- Alf. 616. 


$ 149. 


Dem Bapiergelde werden gleich geachtet die auf den Inhaber lautender 
Sculdverjchreibungen, Banknoten, Aktien oder deren Stelle vertretende 
Interimsſcheine oder Quittungen fowie die zu diefen Papieren gehörenden 
Zins-, Gewinnantheils- oder Erneuerungsſcheine, welche von dem Reid, 
dem Norddeutfchen Bunde, einem Bundesſtaate oder fremden Staate oder 
bon einer zur Ausgabe ſolcher Papiere berechtigten Gemeinde, Korporation, 
Gejellichaft oder Privatperfon ausgeftellt find. 





I. Die hier erwähnten Papiere müfjen, um als Papiergeld angefehen zu werden, 
auf den Inhaber „lauten“, d. h. von vornherein auf diefen geftellt fein. Der Um— 
ftand, daß ein Papier durch Blankogiro vorübergehend zum Inhaberpapier wird, ge 
nügt nicht. Selbftverftändlich zählen auch ſog. hinkende Inhaberpapiere hierher. Ein 
Außerkursfegung von Schuldverjchreibungen findet nad) EG z. BGB Art. 176 nidt 


mehr ftatt. 
II. Wegen der Berechtigung zur Ausgabe vergl. namentlid BSB $ 79, 68; 


BGB Art. 100 ff., Bankgef. 88 12 ff. 42 ff., Gef. betr. die Inhaberpapiere mit Prämien 
vom 8./6 1871 und die Vorjchriften des HGB's über die Ausgabe von Aktien. 


$ 150. 


Wer echte, zum Umlauf beftimmte Metallgeldftüce durch Beſchneiden, 
Abfeilen oder auf andere Art verringert und als vollgültig in Verkehr 
bringt, oder wer folche verringerte Münzen gewohnheitgmäßig oder I 
Einverftändniffe mit dem, welcher fie verringert hat, al3 vollgültig in Ver— 





Achter Abſchnitt. Münzverbrechen und Münzvergehen. 88 148—152. 257 


fehr bringt, wird mit Gefängniß beſtraft, neben welchem auf Geldſtrafe 
bis zu dreitaufend Mark, ſowie auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden fann. 


Der Verſuch ijt jtrafbar. [StrK]. 





— — 


Die Stelle behandelt die Müngverringerung oder das Kippen und Wippen. 
Unter Rippen verfteht man die Verringerung des Geldiwertes, unter Wippen das 
Ausgeben, Inverkehrbringen des verringerten Geldes. Der weſentliche Unterſchied 
des Kippens von ber Münzfälichung befteht darin, daß fich jene nur auf den Mlinz- 
Roff bezieht. — In dem erften alle des Geſetzes ift der Täter gleichzeitig Kipper 
und Wipper, in dem zweiten nur Wipper. Das Wippen allein ift nur dann ftrafbar, 
wenn e3 entiveder gewohnheitsmäßig (ſ. S. 170) oder im Einverftändniffe mit 
dem Kipper geichieht. In legterem Falle find Kipper und Wipper Mittäter, daher 
dieler Teil bes Gefeges überflüffig. Eingehender über das Delift Gerland, Die Geld» 
fälihungsdelitte (1901) 129 ff. 


$ 151. 

Wer Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere zur Anfertigung 
von Metallgeld, Papiergeld oder dem lehteren gleich geachteten Papieren 
dienliche Formen zum Zwecke eines Münzverbrechens angefchafft oder an= 
getertigt hat, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft. [StrK]. 


J. Einer der tyälle, in welchen ausnahmsweiſe gewifle Borbereitungshandlungen 
zu einem Delikte (hier einem Münz verbrechen) und fogar Borbereitungshandlungen 
zur Beihilfe unter Strafe geftellt find. Wird das Münzverbreden unter Benußung 
der angeführten Werkzeuge begangen oder verſucht, jo kommt das Delikt des 8 151 
richt mehr weiter in Betracht. ©. 88 73 VII 2b. 74 V ic. Ein Berfud des Münze» 
verbrechen® jelbft aber kann in dem bloßen Beichaffen oder Herftellen der Werkzeuge 
niemals gefunden werben. Ebenjo Meyer-Allf. 616, Binding, Lehrb. 2325. A. A. Olsh.⸗ 
Zweig. 2, Gerland, Geldfälſchungsdelikte (1901) 91. 

IL Bollendet ift das Borbereitungsbelift, ſobald die Werkzeuge tatſächlich an⸗ 
geihafft oder fertiggeftellt find. 

II. Bergl. noch 8 360 Nr. 4-6, Gef. v. 26./5 1835. 


$ 152. 
Auf die Einziehung des nachgemachten oder verfäljchten Geldes, ſowie 
der im $ 151 bezeichneten Gegenjtände ift zu erfennen, auch wenn die Ver— 
folgung oder Verurtheilung einer beſtimmten Perfon nicht ftattfindet. 


\ I. Die Stelle enthält zunächjt Ausnahmen von dem allgemeinen Grundſatze 
es $ 40: 

1. Während im allgemeinen die Einziehung der producta et instrumenta sceleris 
nur geftattet ift, ift fie bier obligatoriſch. 

2. Während ferner im allgemeinen die Einziehung davon abhängt, daß die Sadıe 
einem Täter oder Teilnehmer gehört, wird ſie bier ohne Rüdlicht auf diejen 
Umftand angeordnet. 

Stet3 aber muß das einzuziehende Geld nachgemadht oder verfälſcht fein. Dies 
&iifft nicht zu bei der Müngverringerung des 8 150. Daher ift hier die Einziehung 
unzuläffig. Abweichend nur v. Liſzt 8 159. 

Frank, Strafgefegbud, 5.—7. Aufl. 17 
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H. Des weiteren aber enthält die Stelle eine Ausnahme von dem Grundſatze des 
$ 42. Während nämlidy im allgemeinen daS objektive Strafverfahren nur zuläſſig iſt, 
ift e8 bier obligatoriſch. Das Verfahren ift aber auch hier davon abhängig, dag 
wenigitens der objeltive Tatbeftand eines Münzdelikts vorliegt. So Olsh.⸗Zweig. ?, 
Rüd.-Stengl. 2, Binding Lehrb. 2 312, Schoetenjad, Der Konfiskationsprozeß (1905) 
29. U. A. Oppenh.⸗Del. 3, Köbner, Die Maßregel der Einziehung (1891) 40, Borberg, 
Die Einziehung der Produkte und Werkzeuge eines Delikts (1895) 55, Gerland a. a. O. 
159 ff. und E 14 161. 


Nennter Abfıhnitt. 


Meineid. 


I. Wie Olsh.-Zweig. 2 bemerken, ift die Überfchrift des Abfchnitteg a potieri 
entnommen. Es wäre Daher unrichtig, wenn man lediglich aus der Aufnahme eines 
Delitts in dieſen Abfchnitt folgern wollte, daß es in allen rechtlichen Beziehungen 
als Meineid zu gelten habe. E 82 118. Vielmehr find als Meineid im eigentlichen 
inne des Wortes nicht anzujehen: die faliche Verfiherung an Eibesftatt ($ 156), 
die Berleitung zum Mein« oder zum Falſcheide (88 159. 160), der Eidesbruch ($ 162) 
und der fahrläflige Falſcheid ($ 163). 

I Nicht alle Berlegungen bes Eides find ftrafbar, jondern nur 
bie im Gejete fpeziell für ftrafbar erklärten. Ctraflos find namen! 
lich ber falſche Privateid, d. hd. der von einem Privatmanne abgenommene (mit 
Einfluß des dor einem Schiedägerichte geleifteten), ferner der falſche Kompromißeid, 
d. h. der auf Grund freier Vereinbarung der Barteien (wenn auch vor Gericht, E5 9) 
abgelegte, desgleichen der Bruch des Amtseides und die Verlegung der eidlich gelobten 
Wahrung bes Gejchäftsgeheimniffes (vergl. jedoch Gef. zur Bekämpfung bes unlauteren 
Wettbewerbs 8 9). 

IIL Soweit erſichtlich, keunt das moderne Recht den Eid nur als Beteuerung 
der Wahrheit unter Anrufung Gottes. An ſich aber würde der Begriff des 
Eides auch bei Anrufung irgend einer anderen metaphyſiſchen Autorität, z. B. Chrifti 
oder der Heiligen, erfüllt ſein. S. darüber Hirzel, Der Eid (1902) 12. Im übrigen 
kann die Frage, ob überhaupt ein Eid vorliegt, nur auf Grund der einſchlagenden 
Spezialbeſtimmungen beantwortet werden. Für die auf Grund der Reichsprozeß⸗ 
ordnungen geleifteten Eide find die feierliden Einleitungsworte: „ich ſchwöre bei 
Gott dem Allmädhtigen und Allwiflenden“ und die Schlußmworte: „fo wahr mir Gott 
helfe!” deshalb als mefentlich anzufehen, weil fie nad dem Wortlaute der Gejege 
(BPO $ 481, StPO $$ 62. 72. 288, MStGO 85 75. 82. 101. 197. 208, GBG $ 51) 
als mejentliche Beitandteile erſcheinen. A. A. v. Liſzt $ 181. (Freilich wird man 
AMOS 6 166 darin beizutreten haben, daß es nichts ausmacht, wenn anitatt „bei 
Gott” gejagt wird: „zu Gott“). Dagegen bejeitigt die Nichterhebung der Hand ober 
der Schwurfinger, wie allgemein anerfannt wird, den Eibescharafter nicht. 

IV. Die dem Eide zu Grunde liegende Borftellung ift die, daß der Schwörende 
eine göttliche Strafe provoziert für den Fall, daß er die Unmahrheit jagen oder den 
Eid brechen ſollte. Der Eid ift aljo der urfprünglihen Idee nach eine Selbſt⸗ 
verfluchung. Brunner, Deutiche Rechtsgeſchichte 1257, Hirzel a. a. D. 139. Die Frage, 
ob eine Berjon im Alter zwiſchen 12 und 18 Jahren einen Eid und fomit aud einen 
Meineid leiften kann, würde an fi der Prüfung von Fall zu Fall unterliegen. 
Jedoch find die Beitimmungen der Prozeßgejege (ZPO 88 393. 403. 473, SIPE 
88 56. 72, MSISO $$ 199. 208), welche die Beeidigung von Perfonen unter 16 Jahren 
verbieten, in dem Sinne zu verftehen, daß bei ihnen das Berftändnis vom een 
bes Eides kraft unwibderlegbarer Vermutung als ausgeſchloſſen gilt. So die meilten, 


F 152, Neunter Abjchnitt. Meineid. & 1583. 
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bei. Binding, Lebrb. 3 146, Stooß, Berg. Darftellung 3 291. A. U. Olsh.⸗Zweig. 3 
zu $ 153, Meyer⸗Allf. 619 und jet auch das RG, Bereinigte Strafi. E 86 278. — 
Tas Entjprechende bat für folche Berjonen zu gelten, Die wegen mangelnder Verftandes- 
reife oder wegen Berftandesihwäche feine Einficht in die Bedeutung des Eides haben. 
Hölt man dieſe Perjonen mit der bier vertretenen Anficht für unfähig, einen Meineid 
zu leiften, jo muß man fie auch für unfähig Halten, eine ftrafbare faliche eibesftatt- 
lıhe Berjicherung abzugeben. Berg. E 28 87. — Wohl aber können einen ftrafbaren 
Meineid ſolche Berjonen leiſten, die gemäß $ 161 für unfähig zur eidlichen Ber» 
nehmung erklärt find (E 1 217; a. 4. bezgl. des von ihnen geleilteten Zeugeneides 
Hälichner 2 911, Merkel 706, Binding a. a. DO. 148). Desgl. foldye Berfonen, bie 
nur in der Eonfreten Sache, 3. B. wegen Berwandtichaft mit den Parteien ober 
wegen Verdachts der Mitichuld, nicht Hätten beeidigt werden follen (E 25 30), endlich 
auch Ungläubige. 

V. Eine falſche unbeeidigte Ausfage vor Gericht oder einer jonftigen Behörde 
it an jich ftraflos. Vergl. EG $ 2 TI 2. Jedoch kann in einer folhen Ausfage 
degünftigung liegen. 


& 153. 


Wer einen ihm zugefchobenen, zurückgeſchobenen oder auferlegten Eid 
wiſſentlich falſch ſchwört, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren be= 
traft. [Schw@G]. 

L Die Stelle behandelt den Meineid im engeren inne, der auch falfcher 
Yarteieid genannt wird. Die letztere Bezeichnung erklärt fi) dadurch, daß bie 
Zufhiebung ober Zurüdidhiebung des Eides regelmäßig nur an die Partei (eines 
Zivilprozeſſes) erfolgt und bie Falfchleiftung eines auferlegten Zeugen- oder Sach⸗ 
verftändigeneides im $ 154 befonders geregelt if. Wenn aber Stooß, Bergl. Dar» 
ſiellung 3 293 Die Anficht vertritt, es falle nur der Parteimeineid unter & 153, fo 
wird diefe befchräntende Auslegung dur den Zuſammenhang ber Beftimmungen 
teineswegs geboten, umfoweniger ald ZPO 8 450 eine Eideszuſchiebung auch an 
dritte Perſonen kennt. Vergl. dazu E 8 70. 

Zugefchobener, zurüdgeichobener und auferlegter Eid haben gemeinfam, baf fie in 
einem geordneten Verfahren vor einer Behörde geleiftet werden und daß die Anregung 
zur Eibesleiftung von einer dritten Stelle ausgeht. Es fcheiden alſo nicht nur die ©. 258 
U erwähnten Brivat- und Kompromißeide, jondern auch alle vor einer Behörde fpontan 
geleiteten Eide aus. Das geltende beutfche Recht kennt die Eideszuſchiebung und 
zzurückſchiebung nur im Bivilprozeßverfahren. Sollte aber ein zufünftiges beutfches 
oder ein ausländiiches Geſetz Die Eideszufchiebung auch in andern Prozeflen, 3. 2. 
im Berwaltungäftreitverfahren, zulafien, fo beftände ftrafrechtlich fein Bedenken, Die 
talihe Leiftung folcher Eide dem 8 153 unterzuordnen. Die Behörde, vor welder 
der Eid geleiftet wird, braucht weder ein Gericht noch eine Deutfche Behörde zu 
fein. & 8 70. Auch ift nicht erforderlih, daß im Einzelfalle die Bufchiebung, 
Surädihiebung oder Auferlegung des Eibes mit Recht erfolgte (E 5 124), oder daß 
die Behörde zur Abnahme des fonfreten Eides zufländig war (E 29 337). Stets 
aber muß die Behörde im allgemeinen zuftändig fein, einen Eid dieſer Art in einem 
erfahren dDiefer Art anfzuerlegen oder abzunehmen. Es wird alfo abftratte 

Iuftändigfeit (& 113 III 1, & 154 I 2) gefordert. Binding, Lehrb. 2 138, € 8 70. 
vorſchrifiswidrige Nichtzuziehung eines Gerichtsſchreibers ſteht der abſtrakten Zu⸗ 
Nindigfeit nicht entgegen. E 838 102. 
Ver Unterfchied zwifchen zugeichobenem oder zurüdgejchobenem Eibe auf ber 
een Eeite und auferlegtem auf der andern befteht darin, daß die Eideszufchiebung 
17* 
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oder »zurüdicdhiebung von einer Partei oder einem andern Anterefienten (nad) Deutichem 
Necht einem Nebenintervenienten) zum Beweiſe oder zur Widerlegung einer Behauptung, 
die Auferlegung aber von ber Behörde (dem Gericht) ausgeht. Anferlegte Eide ſind 
namentlich der richterliche oder Noteid (ZPO 88 745 ff.), der Editionseid (ZPO $ 426) 
und die verichiedenen Arten des Dffenbarungseides (ZPO 88 807. 883, BBB gg 259. 
261). Wird jedoch ber Offenbarungseid in der Form eines Verſprechens abgegeben, 
fo fällt die Nichterfüllung unter & 162. (Bgl. & 4 77.) 

IL Täter, alſo auch Mittäter, kann nur der Schwörende jelbit jein. & 37 9. 
Auch mittelbare Täterfchaft einer dritten Perſon ift ausgeichlofien. Bergl. $ 162. 
Zu beachten ift ferner, daß der Eid dem Schwörenden jelbft zugeſchoben, zurüd- 
geihoben oder auferlegt jein muß. Schwört an Gtelle ber eidespflichtigen Perſon 
eine andere, jo leiftet dieje, jelbft wenn fie falfch jchwört, keinen firafbaren Meineid, 
wohl aber begeht fie unter Umftänben intelleftuelle Urkundenfälſchung oder Betrug. 
A. A. Oppenh.-Del. 9, Binding, Lehrb. 2 143, Lucas 283. Wenn aber der tatjählid 
Schwörende gar nichts Falſches beichwört, fo werden fi) auch dieſe Schriftfteller kaum 
zur Annahme eines Meineides entichließen fönnen. 3. B. an Stelle bes Eidespflid- 
tigen ſchwört defien Zwillingsbruder: ich habe die eingeflagte Forderung nicht erlafien. 

II. Falſchheit des Eides, — Die Frage, ob der geleiltete Eid falſch ik, 
muß auf Grund einer Bergleichung zwijchen der Eidesnorm und ihrem Gegenftande 
entichieden werden. 

1. Die Eidesnorm ift genau fo zur Bergleihung heranzuziehen, wie fte wirklich 
geichworen worden ift, au wenn fie nach dem Willen der Beteiligten in 
anderm Sinne hätte gejchworen werden follen. Wer das ftreitige Darlehn am 
1. Jamar erhalten bat, leiftet feinen Meineid, wenn er ſchwört, er habe es am 
2. nicht erhalten. Wer den Offenbarungseid dahin leiftet, daß ein fiberreichtes 
Bermögensverzeichnis vollitändig fei, ſchwört (regelmäßig) nicht falſch, wenn es zu 
gleich fremde Bermögensitüde enthält. E 27 417. Anderjeits ift der Eid objeftin 
falich, wenn der Schwörenbe, ohne Nachforſchungen angeftellt zu haben, ſchwört, er 
babe „nach jorgfältiger Prüfung und Erkundigung die Überzeugung erlangt, def 
die Tatſache nicht wahr jei”; dies gilt felbft dann, wenn die Unmwahrheit der Tat: 
fache zutrifft. — Eine Unterſcheidung zwiſchen wefentlichen und unmefentlicden 
Beftandteilen der Eidesformel findet nicht ſtatt. E 10 338. 

2. Unter bem Gegenftand der Eidesleiftung wird bier das verſtanden, deſſen 
Wahrheit oder Unwahrheit befchworen ift. Bei dem Barteieid der ZBO ift bie? 
grundfäglich eine der Außen⸗ oder der Innenwelt angehörende Tatſache (iur- 
mentum de veritate) ZPO $ 459. Stimmt diefe Tatfache pofitiv oder negativ 
mit der Eidesnorm überein, fo ift der Eib rein, tut fie e8 nicht, fo ift der Eid 
mein, d. 5. faljch. Mit der Eidesnorm zu vergleichen ift alfo ber objektive Sadı- 
verhalt.. Dagegen behaupten neuerdings (unter dem Einfluß von Thomien 
GerS 60 56 ff. 64 219 ff.) Binding, Lehrb. 2 134 und Dlsh.- Zweig. 4, zu 
vergleichen fei die Borftellung, weldye der Schwörende von dem Sachverhalte 
bat; denn rein fei nur der Eid, der dem Willen bed Schwörenden entipridt. 
Das mag, rein pſychologiſch betrachtet, zutreffen, aber das Geſetz verwertet Diele 
piychologifche Erkenntnis durchaus nicht allgemein, fondern nur bei einzelnen 
Eiden. Bei Übereinftimmung zwifchen der Eidesnorm und ihrem Gegenſtande 
liegt daher felbft dann Fein faljcher Eid vor, wenn der Schwörende der Meinung 
war, e8 fehle an der Übereinftimmung. 8. B.: e8 ſchwört jemand, baf er eine 
Bahlung nicht erhalten habe, obwohl er glaubt, er habe fie erhalten; im Wahrheit 
aber bat er fie nicht erhalten. Ein foldyer Eid ift zwar ſubjektiv mein, aber 
objektiv rein, mithin (wegen Mangels am Zatbeftand) ſtraflos. Abweichend 
nehmen Binding und Dlsh.-Bweig. a. a. D. vollendeten, v. Lilzt 8 146 verſuchten 
Meineid an (f. dazu 0. ©. 68. 69). 
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SR Gegenftand der Eidesleiftung die Überzeugung von der Wahrheit oder 
Unwahrheit einer Tatſache, fo ift der Eid rein, wenn der Schwörende die Über- 
zeugung hat, die er beichwört, mag die Tatſache felbft wahr fein oder nicht. 
E 123 85. Bergl. dazu $ 154 IM 1b. Das Eutiprechende gilt, wenn Gegenfland 
ber Eidesleiftung der Mangel einer Überzeugung ift. 

IV. Der Vorfag Hefteht in dem Bewußtfein der mangelnden Übereinftimmung 
jwiihen der Eidesnorm und ihrem Gegenftande, alfo in dem Bewußjein, etwas 
objeltin Falſches eidlich zu erbärten. Zwar genügt dolus eventualis, doch liegt ein 
ſolcher nicht fchon dann vor, wenn dem Schwörenden Zweifel an der Richtigkeit der 
beſchworenen Tatſache auffteigen, jondern erft dann, wenn er unbellmmert um 
Bahrheit oder Unwahrheit jchwört. 

V. Wollendet ift das Delikt bes Meineides, wenn der Eid voll und ganz 
geleiftet if. Ein Verſuch liegt nicht ſchon in dem beftimmten Erbieten zur 
Eidesleiftumg (jo Rüd.» Stengl. 7), jondern erft in dem Beginn der Eides- 
leitung jelbft. 


$ 154. 


Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher vor einer zur Abnahme von 
Eiden zuftändigen Behörde wiſſentlich ein faljches Zeugniß oder ein faljches 
Gutachten mit einem Eide befräftigt oder den vor jeiner Vernehmung ge= 
leiiteten Eid wiſſentlich Durch ein falſches Zeugniß oder ein faljches Gut⸗ 
achten verlebt. 

Sit das faljche Zeugnig oder Gutachten in einer Strafjache zum 
Nachtheile eines Angejchuldigten abgegeben und diefer zum Tode, zu Zucht⸗ 
haus oder zu einer anderen mehr als fünf Jahre betragenden Freiheits⸗ 
itrafe verurtheilt worden, jo tritt Zuchthausſtrafe nicht unter drei Jahren 
en. [SchwG]. 


I. Der Meineid des Zeugen oder Sachverſtändigen ift jtrafbar, wenn er vor 
einer zur Abnahme von Eiden zuftändigen Behörde geleiftet worden ift, ohne Rückſicht 
auf die prozeſſuale Zuläffigkeit der Veeidigung. RMG 4 172. Einzelnes: 

1. Über den Begriff der Behörde f. $ 114 I. Die Behörde braucht feine 

inländiiche zu jein. Vergl. Hegler, Prinzipien des internationalen Strafrechts 

(1906) 96. 

. Daß die Behörde zur Abnahme des konkreten Eides zuftändig wäre, verlangt 
das Geſetz nicht. Vielmehr genügt die Zuftändigleit zur Abnahme von Eiden im 
allgemeinen. Bergl. E 7 275, R 6 151. Anderſeits aber ift eine Behörde, bie 
nur ganz jpezielle, z. B. Dienſteide, entgegennehmen darf, noch nicht fchlechthin 
zur Abnahme von Eiden zuftändig. Dan wird deshalb mit Olsh.⸗Zweig. 2 bie 
Beihräntung hinzuzufügen haben, daß die Behörde gerade zur Abnahme von 
Beugen- oder Sachverftändigeneiden zuftändig fein müſſe. 

3. Der Dolmetſcher ift mit der herrichenden Lehre ald Sachverftändiger anzujehen. 
Er ift nicht bloß das Sprachrohr, das die hineingeſprochenen Worte in einer 
anderen Zunge mwiebergibt, fondern er formt innerhalb gewifler Grenzen auch 
um, er macht VBeweißmaterial nußbar. 

U. Die Fälle des Voreides und Nacheides ftehen zwar Hinfichtli der 
Etrafbarkeit gleich, müſſen aber doch begrifflich auseinandergehalten werden. Was 
den Boreid betrifft, der nach den Reichsprozeßordnungen die Regel bildet (j. jedoch 
NEED 8 196), fo faßt man ihn am natürlichfien nicht als ein Verſprechen, bie 


De 
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Wahrheit zu jagen, ſondern als die Verſicherung auf, daß das, was demnächſt geiag: 


werde, die volle Wahrheit ſei. Ebenjo Hälfchner 2 906 und wohl auch Binding, 


Lehrb. 2 135. A. A. die herrichende Lehre, befonders Olsh.Zweig. 3. Wollte die 
berrfchende Lehre die Konfequenzen ihrer Auffaffung ziehen, fo müßte fie audı 
denjenigen Zeugen wegen Meineids beftrafen, der ſich ausdrüdlidy weigert, eine 
Einzelfrage zu beantworten. Diefe Konfequenz aber wird meines Wiſſens nirgends 
gezogen. 

III. Falſchheit des Zeugnifjes oder des Gutachtens. 

1. Die Frage, ob die Zengenausfage falich ſei, ift jchwieriger zu entjcheiden ai3 
Die entfprechende Frage bei dem Eide bes 8 154. Denn da der Zeuge jeine 
Ausfage frei geitalten Tann, fo kann er zum Gegenſtand der Cidesleiftung 
($ 153 III 2) verfchtedenes machen. 

3) Zunächſt den objeftiven Sachverhalt. 3. B. der Zeuge fagt: der Beklagte ba: 
dies oder jenes getan. Stimmt der objektive Sachverhalt mit der Ausſage 
überein, fo ijt dieje „rein“ und zwar auch dann, wenn der Zeuge glaubt, cr 
fage die Unmwahrheit. A. A. Binding, Lehrb. 2 142, Olsh.⸗Zweig. 5. Bergl. 
dazu 8 153 III 2. Aber auch wenn der objektive Sachverhalt mit der Ausiage 
nicht übereinftimmt, kann der Eid rein fein. Denn der Zeuge jchwört nid: 
ichlebthin, daß er die reine Wahrheit ſage, fondern nur, daB er jie nad 
„beitem Wiffen“ ſage. Das Geſetz legt ihm aljo jelbft eine reservatio au. 

b) Sodann Tann der Zeuge zum Gegenftande der ÜEibesleiftung auch ſein 
Wiſſen um den objektiven Sachverhalt madhen. 8. 8. er fagt: ich wein, 
daß ber Bellagte dies oder jenes getan hat. In diefem alle hängt 
Reinheit oder Falfchheit des Eides lediglich davon ab, ob die Ausſage mit 
dem Wifjen übereinftimmt. In den angeführten Beijpiel ift der Eid rein, 
wenn der Beuge von der Tat des Beklagten weiß, faljch, wenn er nichts 
Davon weiß, letzteres auch dann, wenn der Bellagte in Wahrheit die Tut 
begangen hat. Sagt der Zeuge: ich weiß etwas nicht, jo ift der Eid 
rein, wenn er es nicht weiß, mag e8 auch fein oder geichehen fein. (Ebenio 
E 37 395. — Auch in dem Falle unter b ift der Umftand, daß der Zeuge 
nur jchwört, „nah beitem Wiflen* Die reine Wahrheit zu jagen, nidıt 
ohne Bedeutung. 8. B.: er weiß etwas, erinnert fi aber im Wupgenblide 
nicht und fagt daher: ich weiß nit. Auch diefer Eid ift rein. N. A. die 
berrichende Lehre. Bergl. $ 163. 

Fall kann eine Ausfage ferner dann fein, wenn der Zeuge etwas 
verſchweigt; denn er beichwört auch, daß er nichts verjchwiegen habe oder 
nicht8 verjchweigen werde. Selbftveritändlich kann fich dieſe Berjiherung nur 
auf ſolche Punkte beziehen, die zum Gegenftandbe der Bernehmung gehören, wie 
er teils durch das Beweisthema, teil dur die Aufforderung zum Erzählen, teils 
durch einzelne Fragen begrenzt wird. dazu E 39 58. Im übrigen it 
erforderlid), daB durch das —— bie Ausſage mit dem Sachverhalt in 
dem oben mitgeteilten Sinne nit übereinftimmt, der Schein Der Über 
einftimmung aber hervorgerufen wird. Wegen der fubjeltiven Seite j. u. IV. 

Der nach der Reichsprozeßordnung geleiftete Zeugeneid dedt aud) die Perſonal⸗ 
fragen, jodaß eine Unmwahrheit in diefer Beziehung den Eid zu einem faljhen 
madt. E 2 44. A. A. Berner 431. 

2. Der Sachverſtändigeneid ift faljch, wenn das abgegebene Gutachten ber 
Überzeugung des Sachverſtändigen nicht entipricht. Auf Tatjachen aber bezieht 
fi) der Eid der Sadverftändigen nach den ReichSprozekordnungen nicht. Des⸗ 
balb ift die faljche Beantwortung der Perjonalfragen in diefem Falle ſtraflos. 
E % 235. Abweichend v. Kries 388, Binding Lehrb. 2 142. Man wird aber 
weitergehend auch anzunehmen haben, daß turd den Sachverſtändigeneid über 
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Haupt feine tatfädhlichen Erklärungen und namentlid) auch Diejenigen nicht 

gededt werden, auf welchen das Gutachten beruft. Zur Befeitigung Diejes 

Mißſtandes ſteht es dem Gerichte ſtets frei, den Sachverſtändigen auch als 

Zeugen zu beeidigen. Ebenſo wohl Rüd.⸗Stengl. 4. U. U. die herrſchende 

x2ehre, namentlich jehr energiich Binding a. a. O. 141 und das allerdings nicht 

Durdaus tonjequente RG. E 2 153. 389. 4 231, Urteile, die fich übrigens nur 

auf die prozejjnale Seite der Frage beziehen. Olsh.Zweig. 6 nehmen an, 

Der Sadjverftändigeneid dede ſolche tatſächliche Bekundungen, die „auf Grund der 

Sachkunde gefchöpft, als Außerungen über eine technifche Frage fich darftellen“. 

Zwiſchen wejentlihen und unwejentlihen Beitandteilen der Ausſage 
fann weder bei Zeugen nod bei Sachverftändigen unterfchieden werden. ©. 
$ 153 III. 

IV. 2er Dolus befteht in dem Bewußtſein, unter Eid eine falfche Ausſage 
oder ein falſches Gutachten zu erftatten. Beim Boreid muß der Zeuge oder Sad) 
veritändige mithin willen, daß jeine Erflärungen noch unter dem adgeleifteten Eide 
leben, beim Nacheid muB er ſich deilen erinnern, was er gefagt hat. Dolus eventualis 
genügt aud) bier in dem entiprechenden Sinne wie bei $ 153. 

In dem Verſchweigen einer Tatjadye kann nur dann Meineid gefunden 
werden, wenn der Zeuge weiß, daß ſie zum Gegenftande der Bernehmung gehört 
und für dDieje von Erheblicheit if. ©. o. III, € 7 321, R 8 23. 

V. Hinfihtlih der Vollendung des Delikts ift zu unterjcheiden: 

1. Wird ein falfches Zeugnis oder Gutachten durch Nacheid befräftigt, fo ift das 
Delift vollendet, fobald die Eidesleiftung abgejchloffen — verſucht, jobald 
mit ihr begonnen ijt. 

2. Wird nad) geleiltetem Boreid ein faljche8 Zeugnis oder Gutachten abgegeben, 
jo tritt die Vollendung mit dem Abſchluſſe der Vernehmung ein. Denn 
der Meineid wird beitraft, weil dadurch ein Beweismittel zu einem unmwahren 
wird. Als Beweismittel aber kommt erft die abgeſchloſſene Ausfage in 
Betracht. So in der Begründung Alsberg, Bollendung und Realkonkurrenz beim 
Meineid (1906) 25. 26 und im Ergebnis die herrichende Lehre. Mithin ift die 
im Laufe der Bernehmung erjtattete unwahre Ausjage vor deren Abſchluß nur 
Berjucd. Andert der Zeuge oder Sadjverftändige während der Vernehmung 
feine Erklärung, jo tritt er vom Verſuche zurüd und fichert ji dadurch Strafs 
lojigfeit ($ 46 Nr. 1). So E 14 19. 22 363. 23 87. Ein fpäterer Widerruf 
ift bedeutungslos, ſelbſt wenn er noch im Laufe der Verhandlung erfolgt. ©. jedoch 
8 158. 

Beim Boreid beginnt der Berfuch erſt mit dem Augenblide, da bie Ausſage 
faljch wird, beim Nacheid dagegen mit der Eidesleiftung. So mit Nedt Binding, 
Lehrb. 2 145. 

VI In dem qualifizierten alle des zweiten Abſatzes gehört zum Vorſatz 
des Schwörenden das Bewußtjein, daß er zum Nachteile eines Angejchuldigten aus⸗ 
jagt. Selbſtverſtändlich muß die Berurteilung in demfelben Verfahren erfolgt fein, 
in welchem die Ausjage eritattet wurde. Verſuch des qualifizierten Falles Halten 
v. Lifzt $ 181, Olsh.⸗Zweig. 13 gegen die herrſchende Lehre für möglid. Im 
übrigen find die Ausführungen zu $& 87 II Abi. 3 und beſonders die dort ans 
geführte Schrift von Blume zu vergleichen. 

VII. Beihilfe ift in der Art denkbar, daß jemand einen Zeugen vorjchlägt 
in dem Bewußtſein, er werde einen Meineid leiften. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 14, 
Oppenh.⸗Del. 23, Binding a. a. ©. 154. 4. A. v. Liſzt, Die falfche Ausfage 
(1877) 165. 

VOLL Sagt der Zeuge oder der Sachver ftändige in Derjelben Angelegenheit 
dasjelbe mehrmals unter Eid falſch aus, fo muß ein einheitliches (fortgejegtes) 
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Delitt angenommen werden. So bei. Aldberg a. a. D. 39 ff., Binding 1 558, derf. 
Lehrb. 2 144, DOlsh.-Zweig. 15, R 97T. A. A. Oppenh.⸗Del. 22. 

Ebenfo ift das Delikt ein einheitliche, wenn in derſelben Ausſage mehrere 
Unwahrheiten unterlaufen. ©. darüber außer Alsberg a. a. O. bei. Eello ZH A 
107 fi. 

RL. Wegen eidesunfähiger Berfonen |. IV 3. 9. Abichn. 


$ 155. 
Der Ableijtung eines Eides wird gleich geachtet, wenn 
1. ein Mitglied einer Religionzgefellichaft, welcher das Gejeg Den Ge: 
brauch gewifjer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides gejtatzer, 
eine Erflärung unter der Betheuerungzformel feiner Religionsgeſell⸗ 


ſchaft abgibt; 

2. derjenige, welcher als Partei, Zeuge oder Eachverjtändiger einen Eid 
geleiftet hat, in gleicher Eigenjchaft eine Verficherung unter Berufung 
auf den bereit3 früher in derjelben Angelegenheit geleifteten Eid ab: 
gibt, oder ein Sachverjtändiger, welcher al3 folcher ein für allemal 
vereidet ift, eine Verficherung auf den von ihm geleifteten Eid abgibt; 

3. ein Beamter eine amtliche Verficherung unter Berufung auf feinen 
Dienfteid abgibt. 


L 

1. Zu Nr. 1. Welche Religionsgeſellſchaften hierher gehören, enticheidet nach dem 
heutigen Stande der Gejeggebung das Landesredt. ZPO 8 484, StPO 8 61, 
MStGO $ 195 erkennen die landesrechtlichen Privilegien für das Gebiet des 
Bivils und des Strafprozefjes an. Bedient ſich jemand der bejonderen Beteuerung® 
formel der privilegierten Religionsgejellichaft, ohne ihr in Wahrheit anzugehören, 
fo fällt er nicht unter 8 155. Ebenſo u. a. Binding, Lehrb. 2 141, Olsh.⸗Zweig. 2. 
AN. v. Liſzt, Die falfche Ausfage 145 ff. Zweifelnd Oppenh.⸗Del. 2. Entſpricht 
die Formel, unter welcher die Berficherung abgegeben wurde, nicht ber der br 
treffenden Religionsgeſellſchaft geftatteten, jo wird das Delikt des $ 155 jeden 
falls nit vollendet. Ebenjo E 24 91, wo aber in fehr bedenklicher Weile 
ein Verſuch fonftruiert wird. 

2. Zu Ar. 2. Die Frage, wann eine Berufung auf den früher in derjelben An- 
gelegenheit geleifteten Eid erfolgen kann, ift eine prozefiuale. Siehe ZPO 
88 398. 402. 410, StPO 88 66. 72. 79, MEtGO 88 201. 208. 215. Iſt aber 
die Berfiherung unter jener Berufung abgegeben worden, jo fteht fie dem Eide 
auch dann glei, wenn prozefjual wiederholte Beeidigung geboten geweſen wätt, 
fofern nur die Angelegenheit diejelbe if. E 17 409. 30 130. 

3. Zu Nr. 3. Die Reichsprozeßordnungen fennen außer ZPO $ 386 Abf. 2 feinen 
bierher gehörigen Fall, jchließen vielmehr die Bezugnahme des Beamten ($ 359) 
auf feinen Dienfteid ftillichweigend aus. Doch kann in Berfahrensarten, bie ih 
nad) Landesrecht beurteilen (vergl. z. B. EG 5. StPO & 3), eine derartige Bezug 
nahme ftatthaft fein. 

IL $ 155 lehnt fi) an die unmittelbar voraufgehenden Gejetesftellen an, bezieht 
ſich alfo nur auf folche VBerficherungen, die an Stelle der dort erwähnten Eibe treten. 
Demnad; muß auch die Berficherung in einem Verfahren abgegeben fein, in dem dit 
Behörde gerade zur Entgegennahme einer Berficherung unter Berufung auf den Tienit 
eid befugt if. E 25 96. 
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$ 156. 


Ber vor einer zur Abnahme einer Verjiherung an Eidezitatt zuftän- 
digen Behörde eine ſolche VBerficherung wiſſentlich falſch abgibt oder unter 
Serufung auf eine jolche Verficherung wiſſentlich falſch ausjagt, wird mit 
Gefängniß von Einem Monat bis zu drei Jahren beitraft. [StrK). 


I. Die falſche eidesftattlicde Werfiderung untericheidet fi von ben falichen 
Serficherungen des & 155 in doppelter Beziehung. 

1. 8155 bedroht gewiile Berficherungen, wenn fie wiſſentlich falſch geleiftet werden, 
mit der Strafe des Meineidd. Dagegen bedroht $ 156 eine faljche Berficherung 
an Eidesftatt zwar auch mit Strafe, aber nicht mit der bed Meineids. Die 

Erklärung, etwas beihwören zu wollen, oder da8 Anbieten bes Eibes über 

eine beſtimmte Behauptung ift feine Verſicherung an Eidesſtatt. E 15 126. 
Anderſeits fann es auf den Wortlaut nicht ankommen, jodaß eine Berficherung 
‚an Stelle des Eides* als eidesitattliche anzufehen ift. 

. 8 155 bezieht ſich nur auf Verſicherungen, bie an Stelle der in ben 88 153. 154 
erwähnten Eide treten. Dagegen bezieht fich $ 156 auf eidesftattliche Verficherungen 
jeder Art, jelbft auf folche, die nicht verlangt find. Der Dolus ift allerdings 
hier wie dort der gleiche. 

Im übrigen unterjcheidet das Geſetz zwei Fälle: die falfche Abgabe einer 
Verſicherung an Eidesftatt und die Berufung auf eine foldye Berfiherung. Die bloße 
Verweiſung auf eine jolche reicht ebenfowenig aus, wie die Berweifung auf einen 
früger geleifteten Eid. 

IL ®enn das Gefeg fordert, daß die Verficherung vor einer zur Abnahme 
von eidesftattlichen Verficherungen zuftändigen Behörde erfolge, jo ift damit feine 
verjönliche Antvejenheit verlangt. So die herrſchende Lehre und das RE in Tonjequenter 
Rechtſprechung. 3. ©. E 7 287. 22 267. A. X. Stooß, Vergl. Darftellung 8 29. 
Bei nihtlörperlicher Abgabe tritt die — allein ftrafbare — Bollendung natürlich erft 
dann ein, wenn die Berfiherung mit dem Willen des Erklärenden (E 82 135) an die 
2ehörde gelangt. Zweifelhaft aber ift bejonders bier, was unter einer .... 
zutändigen Behörde zu verſtehen ſei. Daß eine konkrete örtliche und fachliche 
Zuftändigfeit nicht zu fordern fei, wird zwar allgemein anerfannt. Die herrfchende Lehre 
aber verlangt mit Recht abftrafte Zuftänbdigfeit, d. 5. dab die Behörde zuftändig 
jein müfje, eidesftattliche Berficherungen der betreffenden Art in einem Berjahren der 
jtaglihen Art entgegenzunehmen. So E 18 161. 17 185. 18 309. 24 377. Der Staats⸗ 
anwaltſchaft fehlt dieſe Zuſtündigkeit. E 37 209. 

Welche Behörden hierher gehören, ift auf Grund der einſchlagenden Beſtimmungen 
der Reichd- und Landesgejege zu beurteilen. Bejaht ift die Zuftändigfeit der 
Gerichte bei Glaubhaftmachung in beiden Prozeſſen, E 7 287. 19 414. 20 241. 28 8; 
der preußischen Univerfitäten und der Landesuniverfität Roftod und deren Fakultäten 
bei Berfiherungen über die Autorfchaft von Difiertationen, E 17 208. ©. jetzt aud) 
vn 8 294. 952. 956. 1007. Vergl. zu den Enticheidbungen des RNG'S Binding, 

ehrb. 2 157. 


2 


$ 157. 
Hat ein Zeuge oder Sachverjtändiger fich eines Meineides (88 154,155) 
oder einer falſchen Verficherung an Eidesſtatt ſchuldig gemacht, fo ift die an 
ſich verwirkte Strafe auf die Hälfte big ein Viertheil zu ermäßigen, wenn 
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1. die Angabe der Wahrheit gegen ihn ſelbſt eine Verfolgung wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens nach ſich ziehen konnte, oder | 
2. der Ausſagende die faliche Ausfage zu Gunſten einer Perjon, rüd: 
Jichtlich welcher er die Ausfage ablehnen durfte, eritattet hat, ohne über 
jein Recht, Die Ausjage ablehnen zu Dürfen, belehrt worden zu tein. 
Ft hiernach Zuchthausſtrafe unter Einem Jahre verwirkt, fo ijt die 
jelbe nad) Maßgabe des 8 21 in Gefängnißſtrafe zu verwandeln. 


J. Der Notitand, in dem fich der Schwörende unter Umftänden befindet, wind 
in den zwei dom Geſetz hervorgehobenen Fällen derart berüdfichtigt, daß eınc 
obligatoriihe Ermäßigung der Meineidftrafe zu Gunften des Zeugen oder Sad— 
verftändigen, dagegen nicht zu Gunſten der Partei eintritt. Eine unaufgeforden 
abgegebene Erklärung iſt nicht als die eines Zeugen anzufehen. E 36 49. 

Zu 1. Der Umſtand, daß nur von der Verfolgung wegen eines Verbrechen: 
oder Vergehens talfo nicht wegen einer Übertretung) bie Rede ift, läßt darauf 
fchließen, daß nur eine ftrafrechtliche, nicht eine disziplinäre oder zivilrechtliche in 
Stage fteht. Wäre bei Ausjage der Wahrheit eine Verfolgung des Zeugen oder 
Sachverſtändigen ſelbſt zu befürchten geweſen, ſo fommt die Strafermäßigung den 
Anftifter oder Gehilfen nicht zu Gute. E 4 377. Wohl aber muß fie zu Guniten 
diejer Perſonen eintreten, wenn ihre eigene Berfolgung auf den Epiele ftand. Tie: 
ergibt fich aus $ 50. AU. A. die herrichende Lehre, 3. 8. Stooß, Bergl. Darftellung 3 231. 
E 22 106. Buftimmend aber Binding 1 221, derj. Lehrb. 2 162, Frank Zen 1 
381, Dörr SeuffBl 71 349. — Irrtümliche Annahme der Möglichkeit einer Berfolgung 
fteht der wirklich vorhandenen Gefahr gleich. ©. o. €. 130 Abſ. 2. Übereinftimmen) 
Binding, Lehrb. 2 168, DIS.» Zweig. 9. A. A. v. Liſzt $ 181. Anderjeits tritt die | 
Strafermäßigung aud) dann ein, wenn der Strafmündige nichts von der Möglicten 
einer Verfolgung wußte. E 23 149. U. U. Binding, Lehrb. 2 163. Gegen dicker 
aber Stooß, Zergl. Darftellung 3 291. 

Zu 2. Über die Frage, rückſichtlich welcher Berfonen die Ausfage verweigert 
werden darf, vergl. die Vorſchriften über das Berfahren, bejonderd StPO 8 51.52. 
54, 3PO 8$ 383. 384, MStEO 88 187. 188. Eine Belehrung des Zeugen oder Sadı 
verftändigen über das Weigerungsredt ift hier nur dann vorgefchrieben, wenn dx 
Perſon, rückſichtlich deren es ftattfindet, ſelbſt Beichuldigter oder Partei ift. Ter 
Umftand aber, daß fie dies nicht ift und eine Belehrung über das Ablehnungsredt 
fomit nicht einzutreten braucht, fteht der Strafermäßigung nicht entgegen. Ebenſe 
DI8H.- Zweig. 8. A. U. Rid.-Stengl. 6. 

IL Treffen die beiden hier vorgefehenen Strafmilderungsgründe oder hit 
fumulativ auch der des $ 158 zu, fo ift die Strafe gleichwohl nur einmal zu 
reduzieren. E 9 74. Iſt ber Täter ein relativ Strafmündiger, fo muß zunädjit die 

„an ſich verwirkte Strafe” feſtgeſetzt, dieſe dann nach 8 157 reduziert werben und if 
erit in letter Linie $ 57 anzuwenden. E 9 245. Dagegen wollen v. Liſzt ), 
Binding, Lehrb. 2 159 zunächſt den regelmäßigen Strafrahmen nach & 57 herab 
feßen und dann erft $ 157 anwenden. — Bei Realkonkurrenz mehrerer unter die 
vorliegende Stelle fallenden Meineide ift jede Einzelitrafe zu ermäßigen, nicht et 
die Geſamtſtrafe. E 31 106. 





$ 158. 


Gleiche Strafermäßigung tritt ein, wenn derjenige, welcher fic) eine: 
Meineides oder einer falfchen Berficherung an Eidesftatt ſchuldig gemadıt 
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hat, bevor eine Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine Unterfuchung gegen ihn 
eingeleitet und bevor ein Rechtsnachtheil für einen Anderen aus der faljchen 
Ausjage entitanden ift, dieje bei derjenigen Behörde, bei welcher er fie ab- 
gegeben hat, widerruft. 


I. Die Strafermäßigung des $ 157 wird bier — gleichgiltig ob es fih um 
einen Zeugen oder Sachverſtändigen- oder Parteieid handelt (E16 29) — auf einen 
Fall ausgedehnt, den man häufig als tätige Neue bezeichnet, aljo mit dem $ 46 Nr. 2 
auf eine Stufe ftellt. Allerdings kann, nachdem einmal der Meineid geleiftet ift, von 
einer Abwendung des zum Zatbeftande des Delikts gehörigen Erfolges feine Rede 
fein, wohl aber lafjen fich Die außerhalb bes Tatbeftandes liegenden Folgen abwenden, 
und al3 ſolche nennt das Geſetz den aus der falſchen Ausjage entftehenden Rechts» 
nachteil für einen andern. Indeſſen ift auch in diefer Beziehung der PBarallelismus 
mit $ 46 Pr. 2 nur in umneigentlihem Sinne zu nehmen, weil es nicht darauf 
anfommt, ob der Rechtsnachteil abgewendet worden, fondern nur darauf, daß vor 
deſſen Eintritt der Widerruf der falfchen Ausfage erfolgt if. Rechtsnachteil 
bedeutet aber eine erfennbare Verſchlechterung der rechtlichen, wenn auch nicht gerade 
vermögensrechtlichen, Lage einer Perſon. Ähnlich E 89 225. Demgemäß liegt 
ein Rechtsnachteil vor, wenn zufolge der falſchen Ausſage ein auch noch nicht rechts⸗ 
kräftiges Urteil zu Ungunften einer Perſon ergangen oder die Einftellung einer Zwangs⸗ 
vollitredung verfügt oder eine Verfolgung wegen eines DeliftS eingeleitet oder ein 
die Erblegitimation der wirklich Berechtigten erjchwerender Erbſchein ausgeftellt 
worden if. R 5 74. 9 697. E 29 303. 39 225. Anderjeit3 aber genügt es nicht, 
wenn durch den Meineib die Abficht der Richter in einer beftimmten Beziehung 
beeinflußt worden if. E 16 29. 

IL Der Eintritt der Strafermäßigung ift ferner davon abhängig, daß zur Beit 
des Widerrufs noch feine Anzeige (megen des Meineids) gegen den Widerrufenden - 
erfolgt oder (von Amtswegen) eine Unterfuchung (megen des Meineides) gegen ihn 
eingeleitet worden iſt. Dieje Erforderniffe entipreden dem im $ 46 Nr. 2 aufs 
geftellten, daß die Handlung noch nicht entdedt fein dürfe. Eingeleitet ift eine Unter» 
ſuchung dann, wenn dag amtliche Einfchreiten einer zur Berfolgung von ftrafbaren 
Handlungen zuftändigen Behörde in der Abjicht erfolgt, eventuell eine Beſtrafung 
herbeizuführen. E 218. Es genügt alfo die Eröffnung des ftaatsanwaltichaftlichen 
Ermittelungsverfahrense. Eine folhe kann nicht darin gefunden werden, daß auf 
Antrag des Staatdanwalt3 die Ausfagen eines des Meineid3 verdädtigen Beugen 
wörtlich zu Protokoll genommen werden. E 7 154, vergl. E 5 92. Die Einleitung 
polizeilicher Ermittelungen aus eigener polizeilicher Initiative ift Einleitung einer 
Unterfuchung. 

IH. Der Begriff des Widerrufs erfordert eine, wenn auch nur indirefte, Bezug 
nahme auf die frühere Ausſage und eine Richtigftellung derfelben. Eine lediglich von 
der früheren abweichende, fie aber nicht forrigierende Ausfage genügt nicht. R 9 697, 
E 24 259. Wohl aber ein Widerruf durch Vermittelung anderer Perjonen (E 28 162), 
demnach auch durch folche, die amtlich mit der Entgegennahme von Erflärungen und 
der Übermittelung beauftragt find. E 84 422. 

Der Widerruf muß bei derfelben Behörde erfolgen, bei welcher die erite 
falfche Ausfage erftattet worden ift. Zwar kann ſich der Widerrufende der Vermittelung 
anderer Behörden bedienen, die Nechtzeitigfeit aber bemißt fich lediglich nach dem 
Eingange bei derjenigen, welche die erfte Ausfage entgegengenommen bat. Die 
Berfchiedenheit der Abteilungen derjelben Behörde (Kammern, Senate, Unterſuchungs⸗ 
richter, Bureau) hebt ihre Identität nicht auf. NR 5 564, E 9 333. 34 422. Das 
NS geht aber in einer mit dem Wortlaute des Geſetzes faum in Einklang ftehenden 
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Weiſe noch einen Schritt weiter, indem es Einheit auch zwifchen der erjuchenden und 
erfuchten Behörde, jowie zwiſchen folden Behörden annimmt, die in derſelben Sach 
auf Erjuchen einer britten tätig werden. & 9 353. 27 148. Bergl. au € 17 Ai, 
Dagegen fehlt die Einheit zwiſchen Schöffeugericht und Straftammer und zwiſcher 
Schöffengeriht und Staatsanwaltſchaft. E 21 8. 29 303. 


$ 159. 

Wer es unternimmt, einen Anderen zur Begehung eines Meineides 

zu verleiten, wird mit Zuchthaus big zu fünf Jahren, und mer es unter 
nimmt, einen Anderen zur wiſſentlichen Abgabe einer falſchen Berjicherung 
an Eidesitatt zu verleiten, mit Gefängniß bi8 zu Einem Sahre be 
itraft. [StrK]. 


I. Aufforderung zum Meineid. — Hat jemand einen andern zu Dem von biejem 
geleifteten oder in ftrafbarer Weiſe verfuchten Meineid vorfäglich angeftiftet, jo wird 
er gemäß $ 48 mit der für den Meineib oder den Meineidsverſuch angedrohten Strafe 
belegt. Das Geſetz beitraft aber ausnahmsweije auch die verjuchte Anftiftung 
als del. s. g. (daß der 8 159 den im $ 48 nicht vorfommenden Ausdruck „verleiten” 
gebraudht, jteht nicht entgegen). Berjuchte Anftiftung ift aber hier wie ſonſt in doppelter 
Weiſe denkbar: 

1. ber Entfhluß zur Leiftung des Meineids wird nicht hervorgerufen; dahin gehört 
3. B. der Fall, daß der andere jhon entichlofien ift, namentlich aber der, dab 
er den Eid zwar leiftet, aber ohne ſich feiner Saljchheit bewußt zu fein; R 530. 
10 569, R& in GoltdA 45 423; mag ihm auch Yahrläffigleit zur Laft fallen; 
E 34 431; 

2. ber Entichluß zur Leiftung des Meineids wird zwar berborgerufen, tar 
jähli aber kommt es weder zur Leiſtung noch auch zu einem ftrafbaren 
Berjuche derjelbent. 

Sehr prägnant Binding, Lehrb. 2 164: „Das Delikt bejteht im Verſuche, jemanden 
zu einer Handlung zu beftimmen, die nah Anſicht bes Berleiterd Beine 
werden joll” 

UI. Die verfuchte Anftiftung ift aber nur dann ftrafbar, wenn ein Unternehmer 
der Auftiftung vorliegt, d. h. eine mit Überlegung vorgenommene Verſuchshandlung 
gegeben ift. Über den Begriff des Unternehmens j. 8 105 I. Mit der dort vertretenen 
Anficht gerade für den Fall des $ 159 übereinftimmend Stooß, Vergl. Darftellung 3 
305. Die entgegenftehende Auffaffung gelangt zu der Konjequenz, daß der Tatbeſtand 
des 8 159 fchon in der Einwirkung auf eine Mittelsperfon gegeben jet. 3. 8. A forden 
den B auf, den E zu einem Meineide zu beftimmen; B lehnt die Aufforderung ab 
E15 259. Vergl. auch RMG 4 28. Gegen diefe die ganze Lehre von der Teilnahme 
auf den Kopf ftellende Praris bejonders Harburger, Die Teilnahme an dem Berbreden 
aus 8 159 (1887). Die Handlungsweife des A ift vielmehr unter dem Gefichtäpunte 
des 8 49 a zu betrachten. Hätte 8 tatfächlich auf E eingewirkt, jo würde er als Zäter, 
A als Unftifter ericheinen. Das RE fieht ſogar den Tatbeftand des 8 159 dann ald 
gegeben an, wenn A feine Aufforderung ſchriftlich an B gerichtet, das Schreiben aber dei 
B nicht erreicht Hat. R 6 777. Nur infofern ſcheut es vor den äuferften Sonjequenzet 
zurüd, als es annimmt, daß immerhin der Meineid einer beftimmten Perſon me 
Auge gefaßt werben müfle. R 4 504. Nach der hier vertretenen Auffaſſung 
fordert der Tatbeftand des 8 159 in objektiver Beziehung, daß dei 
Täter mit ber Einwirkung auf den zum Meineide zu Beftimmenden 
begonnen habe. Zuftimmend Binding a. a. O. 164 und wohl aud Etooß 
a. a. O. 306. 








— — 
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UL Der Dolns ift der des Anftifters. Der Täter muß alio von der, wenn 
eh irrtümlichen, Annahme ausgeben, daß der andere eine Tatſache zu beſchwören 
heben werde (RMG 7 151), deren Unwahrheit ihm befannt fei. 

IV. Daß die herrſchende Lehre einen Verſuch bes Delitts aus $ 159 nicht für 
möglich Hält, ift nach dem unter I und II Geſagten felbftverftändlich, Dagegen iſt vom 
Gtandpuntte Der hier vertretenen Auffaflung aus die Möglichkeit eines Verſuchs zu 
behaupten, ber allerdings in dem Falle ber Berleitung zur faljchen Verſicherung an 
Eidesftatt nicht ſtrafbar if. 3. B. das bie Aufforderung enthaltende Schreiben 
erreicht feine Adrefle nicht. Desgleihen muß gegen bie meiften (vergl. bei. Binding, 
aa. D. 165 und E 10 435) auch an ber Möglichkeit eines ftraflojen Rücktritts 
kügehalten werben. 3. 3. ber Abfender holt das Schreiben von der Poft zurüd. 
€. dazu $ 46 VL Übereinftimmend Hälichner 2 927, v. Schwarze ©. 101. Selbſt⸗ 
verftändlich aber kann auch bei freiwilligem Rücktritt Strafbarteit gemäß 8 49a beftehen 
bleiben. Desgleichen ift an der Möglichkeit einer Anftiftung feitzubalten, während 
die herrichende Lehre gemäß ihrer zu II dargelegten Auffafjung die Anftiftung in 
Täterfhaft verwandelt. Bergl. dazu einen fehr interefianten, von Bercio ZEHW 22 
818 mitgeteilten Fall. 

V. Das für die Beitimmungen zum Meineide Gefagte gilt in entiprechender 
Reife au für die Beltimmung zur falfden Berjiherung an Eidesftatt. 
Hier wie Dort bezieht ſich das Geſetz nur auf die in den vorauf» 
gehenden Paragraphen normierten Fälle. 


$ 160. 


Wer einen Anderen zu Ableitung eines faljchen Eides verleitet, wird 
mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft, neben welchem auf Verluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden fann, und wer einen Anderen 
zur Ableiftung einer falfchen Verficherung an Eidesftatt verleitet, wird 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beitraft. 

Der Verſuch ift jtrafbar. [StrK]. 





L Berhältnis zu 8 159. — Die vorhergehende Stelle ($ 159) bezieht fich auf 
den Fall, daß der Berleitende einen DMeineid, die vorliegende auf ben andern, daß 
der Berleitende nur einen objektiv falſchen Eid bes Schwörenden benbfichtigt. Bon 
einer Strafbarkeit des letzteren kann bier höchftend dann die Nede fein, wenn ihm 
Fahrläfſigkeit zur Laft fällt (8 169. Wer ihn mit Bewußtſein der Unmahrheit der 
edlihen Erflärung zu deren Abgabe beftimmt, würde nad den allgemeinen 
Regeln vielleicht als mittelbarer Täter anzufehen fein. Mit Recht aber nimmt 
das Befeß einen andern Standpunkt ein, weil das Charatteriftiiche der Eidesdelikte, 
nömlih die Einfegung des eigenen Gewiljens (die Selbftverfluchung), bei dem 
dritten fehlt; e8 hat demgemäß die Verleitung zum Falſcheid als bejonberes 
Delikt behandelt, daS feinerfeitS Teilnahmehandlungen durchaus zuläßt. Gegen 
den & 160 mit Unrecht v. Liſzt, Die falfche Ausſage (1877) 188, Binding, 
Lehrb. 2 186. 

IL Gleichgiltig ift, ob der Schwörende ftraflos tft, oder ob ihm Fahrlaͤſſigkeit 
he Lak fällt. E 5 213. Dies vorausgejandt, kann die Handlung bes Täters be» 

eben: 

l, darin, daß er den Schwörenden veranlaßt, feiner unter Eid zu erftattenden Aus« 
jage einen beftimmten, objektiv unwahren Inhalt zu geben. 3. B. A veranlaft 
den als Zeugen vorgeladenen B zu einer wahrbeitswidrigen Ausſage; 


270 Zweit. Teil. Bon d. einz. Verbr., Vergehen u. Übertretungen u. deren Beſtrafung 


— m— —— — 











2. Darin, daß er den Schwörenden zur Eidesleiſtung erſt beſtimmt. 3. B. durd 
bedingtes Endurteil ift dem &£ ein Eid auferlegt worden; A redet ihm ein, er 
fönne ihn mit gutem Gewiffen leiten. 

III. Der Dolus erfordert: 

1. das Bemwußtjein, daß ber Beitimmte eine gewifle Tatfache beſchwören werbe, 

. bie Kenntnis von der Unwahrbeit dieſer Tatjache, | 
3. die Borftellung, daß dem Beftimmten diefe Unmwahrheit nicht befaunt ſei ıim 
Gegenſatz zu $ 159). 

IV. Die Vollendung tritt mit der Vollendung der Eibesleiftung ein. In der 
bloßen Beeinfluffung des Willens kann nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche noch 
fein „Verleiten“ gefunden werben. E 12 254. Der Verſuch ift trog bes Bergehens⸗ 
charakters ſtrafbar. Er liegt namentli auch dann vor, wenn der Schwörende mit 
dem zum Meineide erforderlichen Dolus geſchworen hat, der Berleitende aber hiervon 
nicht3 wußte. Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 2 168, E 11 418. 

V. Die Bem. zu $ 159 V gilt entiprechend auch hier. Bergl. dazu E 33 231. 
34 298 (e8 wird jemand beflimmt, ein Schriftitüd zu unterzeichnen, von dem er nicht 
weiß, Daß es eine Verficherung an Eidesftatt enthält). 


12 


$ 161. | | 
Bei jeder Berurtheilung wegen Meineides, mit Ausnahme der Fälle 
in den $$ 157 und 158, iſt auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte und 
außerdem auf die dauernde Unfähigkeit des Verurtheilten, al3 Zeuge oder 
Sachverſtändiger eidlic) vernommen zu werden, zu erfennen. 
In den Fällen der 88 156 bis 159 kann neben der Gefängnißjitraie 


auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 








I. In bem erften Abfag, der ſich auf die $$ 1535—155 bezieht, wird abweichend 


von der Megel des 8 32 die Aberfennung ber bürgerlichen Ehrenrechte für obligatoriih 
erflärt. Wegen der dauernden Unfähigfeit zur eidlihen Vernehmung bersl 
Borbem. 3. 1. Abichnitt des 1. Teild II 5 und BGB 8 2237 Nr. 3. Sie ift auch gegen 
Jugendliche auszuſprechen E 6 416. Für den Anftifter gilt gemäß $ 48 dieſelbe Strur 
vorjchrift wie fiir den Täter. &4 377. Bei Verſuch oder Beihilfe ift, wie fich aus $4 
ergibt, die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte ebenfall® obligatorijch, dagegen 
die Aberfennung der Fähigkeit zur eiblichen Bernehmung unzuläffig. E13 76, R 10 1M. 

II. Soweit nad) bem zweiten Abſatze die Aberfennung der Ehrenrechte zulöſſig 
ift, gilt Die Negel des 8 32, daß die Strafe mindeftens drei Monate Gefängnis de 
tragen muß. 


$ 162. 


Wer vorjäglich einer durch eidliches Angelöbniß vor Gericht beftellten 
Sicherheit oder dem in einem Offenbarunggeide gegebenen Berjprechen zu— 
wiberhandelt, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft. [StrAl 


— — — —— — — 


J. Die Stelle behandelt den ſogenannten Eidesbruch. Die Sicherheitsleiſtung 
durch eidliches Angelöbnis iſt dem heutigen Prozeßrechte weniger geläufig als beiſpiels⸗ 
weife dem gemeinen. Immerhin kann fie auch nad) der ZPO in den Fällen an 
gewendet werben, in welchen bie Art und Weife der Sicherheitsleiftung dem Ermeſſen 
des Gerichts überlaffen ift. ZPO 88 921. 925. 927. — Hervorzuheben ift, daß nut 
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dasjenige gerichtliche Angelöbnis hierher gehört, durch welches eine Eicherheit beftellt 
wird, Dies ift z. B. nicht der Fall bei dem von dem Bormunde zu leiftenden Eid. 

U. Der Offenbarungseid ift dem Reichsrechte grundfäglich nur als affertorifcher 
befannt. Doch kann er ausnahmsweije (vergl. BGB 8 261 Abſ. 2, ZPO 8 885 
Ab}. 3) auch in promifforifcher Form vorkommen oder teils affertorifch, teils promiflorifch 
fein. In erfterer Beziehung fällt die Eidesverlegung unter $ 158, in leßterer unter 
$ 162, und zwar in der Art, daß Nealtonfurrenz möglich ift. E 4 76. Gegen dieje 
Möglichkeit Binding, Nehrb. 2 169. 


$ 163. 


Wenn eine der in den $$ 153 bis 156 bezeichneten Handlungen aus 
Sahrläffigfeit begangen worden ift, jo tritt Gefängnißitrafe bis zu Einent 
Jahre ein. 

Straflofigfeit tritt ein, wenn der Thäter, bevor eine Anzeige gegen ihn 
erfolgt oder eine Unterjuchung gegen ihn eingeleitet und bevor ein Rechts⸗ 
nachtheil für einen Anderen aus der faljchen Ausſage entitanden ift, dieſe 
bei derjenigen Behörde, bei welcher er fie abgegeben hat, widerruft. [StrK]. 


I. Eine fahrläffige Verlegung der Eidespflicht Tann nur dann angenommen 
werden, wenn der Eid falſch if. ©. darüber $ 153 III. $ 154 II. Die 
Fahrläffigkeit des Schwörenden aber tft in dreifacher Weiſe denkbar: 

1. Der Shwörende fennt die Unwahrheit der befhmworenen Tatjade, 
weiß aber zufolge [huldhaften Irrtums nit, daß jie unter Eid 
fteht. Er meint 3. B. der in ZPO $ 883 normierte Offenbarungseid umfaffe 
nicht die Verpflichtung über den Verbleib der Sachen Auskunft zu geben. E 39 42, 
Oder: beim Nacheid denkt der Schwörende nicht an eine vorher getane Äußerung. 
auf die fich der Eid bezieht. Vergl. E 21 198. 80 53. Eine weitere Variante bei 
der Berficherung an Eidesftatt: jemand unterzeichnet ein Schriftftüd, von dem er 
aus unentichuldbarem Irrtum nicht weiß, daß es eine ſolche Berficherung enthält. 
E 21 198. 34 298. 

2. Der Schwörende kennt die Unwahrheit der beſchworenen Tatjade 
nicht, hätte fie aber beiinwendung der pflihtgemäßen Sorgfalt 
kennen fönnen. Auch diejer Fall kann in verfchiedenen Variationen auftreten, 
3. B. in der Form des einfachen Beriprechens (Binding, Lehrb. 2 151) oder jo, Daß der 
Schwörende den Inhalt feines Wiſſens ungenau wiedergibt. Die herrichende Lehre 
hält einen fahrläffigen Falſcheid auch jo für möglich, daß fich bei einem faljchen 
Zeugeneid der Schwörende mangelhaft erinnert oder es unterläßt, fein Gedächtnis 
aufzufriichen. Dlsh.- Zweig. 2, E 8 108. 26 138. Hiergegen ſchon die Älteren Auflagen 
dieſes Kommentars und ſpäter unabhängig davon Thomſen GerS &0 56 ff. 64 219 ff. 
Gegen diejen Olshauſen GoltdA 50 8ff, Erich, Wejen u. Bedeutung des fahr- 
läjfigen Meineides (1904), Freudenthal ZStrWe24 783, Birkenfeld DYZ 9 784 ff. 
S. zu der Frage auch Etenglein i. d. Verhandlg. 26. Deutichen Juriftentags 1 56 
und Die ſtenographiſchen Berichte des 27. Zuriftentags 4 303 ff. Ich Halte nad) 
wie vor baran feft, daß die in mangelhafter Erinnerung oder unterlafiener Aufe 
friſchung des Gedächtniſſes liegende Fahrläffigkeit nicht unter & 163 fällt. Denn 
da ber Eid immerhin dem Wiſſen des Schwörenden zur Zeit der Ausjage ent» 
ſpricht, fo iſt er nicht falfch (vergl. F 154 III), und die Frage der Fahrläſſigkeit 
tönnte erft dann auftreten, wenn er es wäre. Diefer Auffaffung hat ſich Stooß, 
Bergl. Darftellung 38 300/01 angefchloffen. Neuerdings betont aud) das NG 
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(E 37 398), daß die Fahrläſſigkeit jedenfall nicht in dem gefunden werben kann, 
was der Schwörende vor der Eibesleiftung getan oder unterlaffen hat. Inimerhin 
ift aber ein fahrläffiger Salfcheid des Zeugen, wie Stooß a. a. O. mit Recht 
bemerkt, in der Art denkbar, daß der Zeuge den Inhalt feiner zur Zeit der 
Bernebmung vorhandenen Erinnerung falſch wiedergibt. nterefiant 
RMG 7 245. 

3. Der Schwörende glaubt zufolge eines fchuldhaften Irrtums, die den Eid entgegen- 
nehmende Behörde jei zur Abnahme von Eiden nit zuftändig. 

IL Die Frage, ob Anftiftung oder Beihilfe zum fahrläffigen Yalfcheibe als 
ſolche möglich find, beurteilt ſich nach allgemeinen Grundſätzen. S. Borbem. z. 3. Abſchn. 
des 1. Teils V. Vergl. auch 8 160. 

III. Der Widerruf hat ſtrafaufhebende Wirkung unter denſelben Vorausſetzungen. 
wie er beim Meineide eine Strafmilderung bewirkt. ©. 8 158. | 

IV. Vergl. $ 154 VIII. 


Behnter Abſchnitt. 


Falſche Anfhuldigung. 
$ 164. 


Wer bei einer Behörde eine Anzeige macht, durch welche er Jemand 
wider beſſeres Willen der Begehung einer ftrafbaren Handlung oder der 
Verlegung einer Amtspflicht befchuldigt, wird mit Gefängniß nicht unter 
Einem Dionat beitraft; auch kann gegen denfelben auf Berluft der bürger: 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. 


Solange ein in Folge der gemachten Anzeige eingeleitete Verfahren 
anhängig ift, fol mit dem Verfahren und mit der Entjcheidung über die 
falſche Anfchuldigung inne gehalten werden. [StrK]. 


I. Objekt der faljchen Anſchuldigung. — Für die Auslegung der Stelle it 
von prinzipieller Wichtigkeit die Beantwortung der Trage, ob fi das Delikt der 
falſchen Anſchuldigung gegen den Denunzierten oder gegen die Rechtspflege wendet. 
Für die letztere Auffaffung fpricht die ſyſtematiſche Stellung, namentlich der enge 
Zuſammenhang mit dem Meineid, fowie der Umftand, daB bie vorausgehenden Ab: 
jchnitte feine Delikte gegen die Rechtsgüter einzelner enthalten. Diefe Seite da 
falfhen Anfchuldigung wird denn auch von der herrſchenden Lehre ausjchließlich ber 
font. ©. v. Liſzt $ 182, Olsh.⸗Zweig. 1 zum 10. Abjchnitt, E23 371. Anderfeits fol ſich 
nad) Oppenheim, Die Objekte des Verbrechens (1894), 357 das Delikt nur gegen den 
fälfchlich Angeſchuldigten richten. Dieje Anficyt Hat ihre Stüge im $ 165, ber den 
Denungzierten ausdrücklich ald den Verletzten bezeichnet. Es ift deshalb nicht richtia. 
wenn man nur die eine Geite des Delikts betont, und vielmehr zu behaupten, daß 
fid die falide Anſchuldigung ſowohl gegen die Rechtspflege als auch gegen den 
Denunzierten richtet, ſodaß in jedem Cinzelfalle diefe Doppeljeitigfeit zum Aus- 
drucke kommen muß. Zuftimmend Hinfihtlich der Doppelnatur des Delikts Heilborn, 
Bergl. Darftellung 8 110. Aus diejer Auffaffung ergeben fi von vornherein folgende 
Süße, die übrigens jämtlich auch von der herrichenden Lehre vertreten werben. 

1. Die Selbftbefhuldigung ift ftraflos (infofern fie nicht etwa als Begünſtigung 
im Sinne des $ 257 erfcheint). 


2. 


3. 


—8 


* 


— 


in 


Zehnter Abſchnitt. Falſche Anfchuldigung. $ 164. 273 


Die Befchuldigung muß fich gegen eine lebende, individuell fenntlich ge- 
macdte, wenn auch nicht mit Namen genannte PBerjon richten. R 8 192. 

Falſche Anſchuldigung liegt nicht dor, wenn gleichzeitig ein Schuld» oder 
Strafausihließungsgrund oder ein Strafaufbebungsgrund behauptet 
wird. 3. B.: der & babe in einem Anfalle von Tobfucht einen andern getötet. 
Oder: Der £ habe jeine Ehefrau beftohlen. E 21 101. Auch wenn die Anzeige 
jo gefaßt ift, daß der Mangel einer Prozeßvorausſetzung und Die Unmöglich— 
teit ſie nachzuholen erhellt, ift der Tatbeftand des 8 164 nicht gegeben. Die 
Anzeige: & bat geitern feinen Vater beftohlen, ift, wenn bewußtermaßen faliche, 
frafbar, weil die Antragsfrift noch Täuft. Nicht ftrafbar aber wäre die Ans 
zeige: X hat vor einem Sabre, wie fein Vater fofort ermittelte, dieſen beftohlen. 
2. Im übrigen fordert der objektive Tatbeftand folgende Momente: 


. Die Beichuldigung muß in einer Anzeige erfolgen. Anzeige ift Die aus eigener 


Initiative gemachte Mitteilung. Wer bei Gelegenheit einer Vernehmung einen 
dritten beſchuldigt, macht regelmäßig keine Anzeige, e8 müßte denn fein, daß 
zwifcher dem Gegenjtande der Bernehmung und der Beſchuldigung fein Zus 
ſammenhang beftände R 5 172. 9 31. U. A. Binding Lehrb. 2 518, Meyers 
uf. 518, Heilborn a. a. D. 107. Beranlaßt allerdings jemand feine Ver⸗ 
nehmung, um bei diefer Gelegenheit eine faljche Beichuldigung vorbringen zu 
lönnen, jo macht er durch die Beſchuldigung auch eine Anzeige; denn die Initiative 
geht ja hier von ihm aus, wenn aud nur in verftedter Form. (Kurt Mayer, Die 
falſche Anjchuldigung (1905) 32 führt aus, daß die bei Gelegenheit einer Ver⸗ 
nehmung angebrachte Bejhuldigung regelmäßig nicht rechtswidrig fei.) Auf die 
Form kommt es nicht an. Auch durch Privatllage oder Strafantrag wird ber 
Begriff der Anzeige erfüllt. R 1 44. 5 620. Desgleichen dadurch, daß der Ber 
börde faljche8 Beweismaterial in die Hände geipielt wird. & 7 47. 


. Die Anzeige muß an eine Behörde (wenn auch nur durch Bermittelung eines 


dritten; vergl. RMG 7 120) gerichtet fein und auch zur Kenntnis der Ber 
börde "gelangen. Über den Begriff der Behörde ſ. $ 114 IL Die Behörde 
braucht feine Straf» oder Disziplinarbehörde zu jein. Mitteilung an ein Organ 
ber Behörde (3. B. an einen Gendarmen oder Schugmann) zum Zwecke des 
Weitergebens genügt daher für ſich allein noch nicht, jondern nur dann, wenn 
tatfächlich die Behörde d.h. ein ſolcher zu ihr gehörender Beamter Kenntnis 
nimmt, der zur jelbftändigen Vertretung ber Behörde, wenn auch innerhalb ge- 
wifler Grenzen, befugt if. N 3 192, E55. 27 51. 82 95. 34 203. 88 20. 89 358. 
U. A. Binding a. a. DO. 530. Sollte die Anzeige vorher widerrufen worden 
jein, jo würde die Kenntnisnahme der Behörde nicht mehr auf dem Willen der 
Anzeige beruhen. 


. Die Anzeige muß die Beichuldigung entweder einer Triminell (E32 77) ftraf- 


baren Handlung oder der Berlegung der Amtspflicht enthalten. Vergl. 
13. Bedenklich ift die Annahme von R 10 554, daß der Vorwurf eines un» 
gebührlichen außeramtliden Verhaltens genüge, wenn die Amtspflit fi auf 
die außeramtliche Führung erftredt; — bedenklich veshalb, weil die Rechtſprechung 
bei 8 196 eine andere ift. Bergl. dafelbft. 


. Die angezeigte Handlung muß objektiv unwahr fein. Diefes Erfordernis kommt 


dadurch zum Uusdrud, daß das Gejet eine Bejchuldigung „wider befieres Wiſſen“ 
fordert. Wiſſen bedeutet Uebereinftimmung der Vorſtellung mit ihrem Objelt. 
Wider befieres Wiflen fann nur handeln, weflen Vorftellung mit ihrem Objelte 
üdereinftimmt, alſo richtig iſt. Beichuldigt jemand einen andern einer ftraf- 
baren Handlung in der Meinung, er habe fie nicht begangen, während er jie in 
der Tat begangen bat, jo fällt er nicht unter Die vorliegende Stelle. (Mangel am 
Tatbeftand). Bergl. hierzu E 39 58. Im übrigen kann die Anſchumiguns un⸗ 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 
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barkeit ausgeſchloſſen wird, oder durch Entſtellung erheblicher Momente. & 28 253. 
Gleichgiltig ift, ob die Beſchuldigung direkt oder indirelt erfolgt. Deitteilung 
eines in Wahrheit gar nicht vorhandenen Gerüchte genügt. | 
II. Zum Solus gehört folgendes: 

1. das Bemußtjein, daß die Beſchuldigung unwahr ſei. Erftattet jemand eine An⸗ 
zeige, ohne pofitin die Unwahrheit zu kennen, aber auf die Gefahr der Unwahr⸗ 
beit bin bandelnd, jo tut er das nicht „wider beſſeres Wiſſen“. In Diejer Be- 
ziehung aljo genügt dol. event. nit. E 18 88. 82 302; 

2. dad Bewußtſein, daß die angezeigte Handlung ftrafbar jei oder eine Berlegung 

der Amtspflidt enthalte; 

das Bewußtjein, daß die Anzeige, jofern fie den Vorwurf einer ftrafbaren Hand- 

lung enthält, die Einleitung eines Strafverfahrens gegen den Beicyuldigten zur 

Folge haben werde oder könne (dol. event.). Diejes Erfordernis folgt aus dem 

Begriffe der „Anzeige. E 8 162. R 4 522. Eine darüber hinausgehende Abſicht 

in dem Sinne, daß die VBeranlafjung einer ftrafrechtlichen Verfolgung der End» 

zwed des Täters fei, kann bagegen nicht verlangt werden. Demnach fteht die 

Abſicht, fich felbft oder einen dritten durch die Unzeige zu entlaften, dem Bor- 

fage nicht entgegen. N 4 422. E 10 274. — Anderjeitd aber geht die herrſchende 

Lehre zu weit, wenn fie bei Beichuldigung wegen Verlegung einer Amtspflidt 

das Bemwußtfein fordert, daß bie Unzeige ein Disziplinäres Einfchreiten zur 

Folge haben werde oder könne. Hier muß fchon das Bewußtſein genügen, dat 

die Anzeige dem Penunzierten in feinem Dienftverhältnifie von Nachteil jein 

könne. 

IV. Vollendet iſt das Delikt, ſobald die Anzeige mit Willen des Täters zur 
Kenntnis der Behörde gelangt ift. Vergl. o. IH 2. Nachträglicher Widerruf, mag er 
bireft oder durch Zurlidnahme der Privatflage oder des Strafantrags erfolgen, br 
freit nit von Strafe. R 1 245. 

V. Idealkonkurrenz mit verleumderifcher Beleidigung aus 8 187 ift möglid. 

Dem Tann nicht entgegengehalten werden, daß jede falſche Anfchuldigung notwendiger 

weiſe eine verleumberifche Beleidigung enthalte. Denn der Vorwurf vieler ftrafbarer 

Handlungen ift keineswegs geeignet, den Bezichtigten verächtlid zu machen ober in 

der Öffentliden Meinung berabzumürdigen oder deſſen Kredit zu gefährden. Ebenſo 

Oppenh.⸗Del. 20, Rüd.-Stengl. 12, Olsh.⸗Zweig. 7 zu $ 187. U. A. Häͤlſchner 2 1, 

Binding a. a. O. 587/8, Heilborn a. a. O. 110. Liegt Idealkonkurrenz vor, fo lanı 

auch auf Buße erfannt werden. Ueber die Frage, ob beim Mangel des im $ 161 

geforderten fubjeltiven Tatbeftandes Beleidigung übrig bleibt, |. & 198. 

VI. Die Borjchrift des zweiten Abjates ift lediglich prozeſſualer Natırr. Dazu 

E 31 231. Über das Ruhen der Verjährung vergl. $ 69. 


ne] 
* 


$ 165. 


Wird wegen faljcher Anfchuldigung auf Strafe erfannt, fo ift zugleid 
dem Verletzten die Befugniß zuzufprechen, die Verurtheilung auf Koſten de 
Schuldigen öffentlich befannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung, 
jowie die Friſt zu derjelben, ift in dem Urtheile zu beftimmen. 

Dem Verletzten ift auf Koften des Schuldigen eine Ausfertigung de 
Urtheils zu ertheilen. 


Näheres über die Bublifationsbefugnis ſ. $ 200 und ©. 42 IH 1. 
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88 164. 165. Elfter Abfchn. Vergeben, welche ſich auf die Religion beziehen. 8166. 275 


Elfter Abfdnitt 
Bergehen, welde ſich auf die Religion beziehen. 
$ 166. 


Wer Dadurch, daß er öffentlich in bejchimpfenden Außerungen Gott 
lältert, ein Argerniß gibt, oder wer öffentlich eine der chriftlichen Kirchen 
oder eine andere mit Storporationsrechten innerhalb des Bundesgebietes 
beitehende Religionsgefellichaft oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche 
beichimpft, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem anderen zu reli= 
giöjen Berfammlungen beitimmten Orte beichimpfenden Unfug verübt, wird 
mit Gefängniß big zu drei Jahren beitraft. [StrK]. 


L Das Geſetz enthält in wenig glüdlicher Vereinigung drei wefentlich verichiebene 
Delikte. Zunächft die Gottesläfterung. Daß dabei Bott nicht al8 das ſchutzbedürftige 
Angriff3objelt der Handlung gebacht werden darf, ergibt ſich aus dem Erforbernis 
der Erregung eines Ärgernifies. Dieſes befteht in der Verlegung bes religiöfen 
Gefühls, und gerade das religiöfe Gefühl erjcheint als Objelt der Handlung. Es 
genägt demnach nicht, daß die Außerung geeignet ift, Ärgernis zu erregen, fondern 
he muß tatjächlich ein ſolches erregen (E 16 245), es muß aljo nachweisbar jemanb 
in jeinem religiöfen Gefühl Anſtoß an der Außerung genommen haben und zwar 
dur die Außerung als folche, ſodaß Ärgernis bei deren nacdhträglicdem Bekannt⸗ 
werden nicht ausreicht. Iſt aber die Erregung von Argernis der Erfolg ber 
Handlung, fo muß aud der Vorſatz darauf gerichtet fein, d. 5. der Täter muß 
wiffen, Daß er durch die Äußerung jemanden in feinem religiöfen Gefühle verlegt. 
A. 4. Binding, Lehrb. 1 178, Kohler GoltdA 49 1ff. Gegen diefe mit Recht be. 
Veling, 2. dv. 8. 51. Eine auf Argerniderregung gerichtete Abſicht ift allerdings 
nicht erforderlih. Dolus eventualis reicht aus. Die Außerung muß öffentlich, 
d. h. fo ergehen, daß ein größerer durch perfönliche Beziehungen nicht zuſammen⸗ 
gehaltener Perfonentreis unmittelbar Kenntnis nehmen Tann. Entipredhendes Bewußt⸗ 
fein gehört zum Borfag. ©. 8 110 und E 22 241, AMG 9 105. 

Die Äußerung muß eine Läfterung enthalten. Läftern bedeutet: der Heiligkeit 
und Ehre Gottes Abbruch tun. So Kahl, Vergl. Darftellung 3 35. Ähnlich Binding, 
a. a. O. 178. Vergl. auch Olsh.⸗Zweig. 3. Als Mittel der Läfterung genügt aber 
wur die befchimpfende Äußerung, d. h. nad) der berrfchenden Lehre die Kund⸗ 
gebung der Mißachtung in roher Weile. Die Roheit Tann fowohl in der Form, 
wie auch im Inhalte der Äußerung liegen. Damit ftimmt fahli das RG überein 
(E 27 284. 38 408. 30 194. 81 305), obwohl es wieberholt nur auf die Form Gewicht 
legt. Abweichend forbert Beling, Die Beſchimpfung von Religionsgefjellichaften (1905) 
10. 14 objektiv nur Behandlung als wibderreligiös, fubjeltiv aber Gemeinheit des 
Notivg. Dagegen ARME 10 3. 132 und bei. Kohler GoltdA 54 241, der feinerfeits 
das Weſen der Beichimpfung darin findet, daß etwas als in Widerfprud mit den 
Anforderungen ber Sittlichleit befindlich Hingeftellt wird. Für die Richtigkeit dieſer 
Auffaffung fpricht 8 189. 

Soll der Begriff der Gottheit nicht gänzlich verfchwimmen, fo muß er im 
Einne der im Bundesgebiete mit Korporationsrechten verfehenen Religionsgefellfchaften 

geiaht werben und zwar derart, daß er foweit reicht und mit den Eigenſchaften 
ausgeftattet ift, wie es irgend eine dieſer Gejellichaften annimmt. Daher ift die 
Kterung Chrifti und des heiligen Geiſtes als Gottesläfterung aufzufaflen, freilich 
18* 
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in fubjeftiver Beziehung nur dann, wenn der Täter bie chriftlide Auffafjung in 
diefer Beziehung kennt. R 1 43. Aus dem gleihen Grunde ift Die Läfterung bet 
„Sottes der Juden“ ſtrafbar. E 6 77. U. A. befonders Binding Lehrb. 1 179, 
Bott, Zur Lehre von den Neligionsvergehen (1890) 21, Kohler 168 unb wohl aud 
Kahl 34. Nach der Meinung dieſer Schriftfteller iſt Gott das allen monotheiſtiſchen 
Religionen gemeinjame höchfte Wejen. 

IL Was das zweite Delikt, die Beſchimpfung von Religionsgeiellichaften, 
betrifft, jo handelt es ſich dabei nicht um einen Schuß bes religiöfen Gefühls, 
jondern um einen Schuß der einzelnen Religionsgeſellſchaften als folder. So mit 
Recht Wach, ZR 1 196 und Preuß. Jahrb. 71 102. Geſchützt aber ift eme 
Neligionsgefelihaft nur dann, wenn fie innerhalb bed Deutſchen Reichs mit 
Korporationsrechten verſehen iſt. Dieſes Erfordernis muß auch für die chriſt⸗ 
lichen Kirchen aufgeftellt werben, ſodaß die anglilanifche Kirche, weil fie in Deutſch⸗ 
land feine Korporationsrechte hat, des Staatsichuges entbehrt. A. U. Bott 32. 
Kohler 174. ©. dazu Drtloff ZEN 18 83 ff. Gleichgiltig ift Dagegen, ob die 
Meligionsgejellichaft im ganzen Gebiete des Reichs ober nur irgendwo innerhalb 
desjelben mit Korporationsrechten verfehen ift. Deshalb bezieht ſich der Schuh dei 
& 166 auch auf die altkatholiiche Kirche, weil fie in Preußen als ein Zeil de 
katholiſchen Kirche, in Bayern als befondere Neligionsgefellichaft anerfannt ift. Ebenſo 


find auch die jüdiichen Religionsgeſellſchaften geſchützt. Desgl. die griechiſch⸗katholiſche 
Kirche; vergl. Kahl a. a. D. 41. Die öffentliche Beihimpfung (vergl. 1) aber muß 


ih, um ftrafbar zu jein, beziehen entweder 
1. auf die Religionsgejellichaft als ſolche oder 
, 2. auf ihre Einrichtungen und Gebräuche. Dabei bezeichnet Einrichtungen bie 
Drdnungen und Formen, welche von einer Firchlichen Autorität nach ber Seite 
der innern und äußern Berfaffung und er ber Seite der Religionsübimg in? 
Leben gerufen und fanktioniert find. 8. B.: Papfttum, Epistopat, Chriſtus 
berehrung (E 2 428), Bölibat, Predigtamt (€ 9 158), Meßopfer (E 27 2541 
Snftitut ber kirchlich approbierten Orden (E 83 221 mit ber Bemerkung, dei 
darum aber nicht der einzelne Orden mit feinen Regeln und Anordnungen 
durch $ 166 geſchützt ſei). Dagegen bezeichnet Gebrauch bie tafſäͤchlichen 
Übungen, mögen fie auch nicht auf kirchliche Autorität zuräcführber fer 
Immer aber muß ber Gebraudh ein Gebrauch der Kirche ober Religion’ 
gejellichaft als folcher fein. Perfönliche Gepflogenheiten (3. B. gewiſſe Mamieren 
des Geiftlihen) gehören nicht Hierher, ebenfowenig vereinzelte Gebräude 
einer Gemeinde oder Gegend (etwa: Echternacher Springprozeſſion). Vergl 
Kohler 1 178. Anerkannt wurde ald Gebrauch 3. B. die Reliquien 
(E 22 238) und das Gebaren der Geiftlichen bei Beerdigungen (E 81 139). 
In negativer Beziehung ift folgendes zu bemerken: 
Nicht ftrafbar ift die Beichimpfung der Lehren einer Religionsgeſelſſchaft. Die 
herrfchende Auffaflung und die Praris entziehen fich aber ben Konſeqenzen dieles 
vom Gefeße mit vollem Bewußtſein eingenonmenen Standpunktes badurd, daß 


r 


fie eine indirekte Beſchimpfung der Neligionsgefellfchaft ſelbſt oder ihrer Em 
richtungen durch Beihimpfungen ihrer Lehren annehmen. 8. B. Beichimpfung | 
des Apoftolitums (R 3 755) oder der päpftlichen Unfehlbarfeit (M 5 677) ob 


der Bibel als Grundlage des chriftlichen Glaubens (N 8 658). Dagegen mit 
Recht Bott 37, auch Binding Lehrb. 1 180, während Wach ZER 2 10 
wenigftens anerkennt, daß fich der Handelnde der Beziehung bes Dogmas zu 
ber Religionsgefellfchaft ober ihren Einrichtungen und Gebräuchen bewußt fein 
muſſe. 

Nicht ſtrafbar nach $ 166 iſt die Beſchimpfung einzelner Perſonen, Tatſachen 


D 


Borgänge, Erſcheinungen, Gegenftände der Verehrung: 3. B. des vatikanijchen 
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Konzils, des Heiligen Rocks zu Trier, der Mutter Gottes (K 8 512), Luthers 
als bes StifterS der evangelifchen Kirche (E 9 158). Die Strafbarleit beginnt 
vielmehr erft, wenn die Beſchimpfung des einzelnen in die der allgemeinen 
Einrichtung oder ded Gebrauchs übergeht. E 22 238 (ein Urteil, das aller- 
dings auf falichen tatjächlichden Erwägungen beruhen dürfte; vergl. Wach a. a. O. 
182fj.). 

Die Handlung befteht bier in dem Öffentlihen Beſchimpfen. ©. über 
diefe Begriffe die Ausführungen oben unter L Erregung von Ärgernis ift nicht 
erforderlid. Außert fi ein Geiftliher bei Ausübung feines Amtes über Ein- 
rihtungen und Gebräuche anderer Heligionsgefellfchaften in der Form, die den 
Cuellen feiner eigenen Lehre entipricht, fo Tann darin Feine Beichimpfung 
gefunden werden, vorausgejeht, daB der Neligionsgemeinjchaft, welcher ber Geiſtliche 
angehört, die Freiheit der Lehre zugeftanden ift. Vergl. barüber einerfeit$ Wach a. 
a. D., Reichel ZEN 18 104 ff., Beling, Beihimpfung uſw., anberfeit3 Binding. 
Lehrb. 1 182, Kahl a. a. D. 46. 

Ill. Berübung beihimpfenden Unfugs in einer Kirche oder in einem 
andern zu religidfen Verſammlungen beftimmten Orte — In dieſen Fällen 
Iommt es nicht darauf an, ob die Handlung öffentlich erfolgt, ebenfowenig darauf, ob 
durch fie Ärgernis erregt wirb, noch auch darauf, ob die Kirche ufw. gerade zu 
teligidfen Berfammlungen einer mit Korporationsrechten ausgeftatteten Religions 
geſellſchaft beftimmt ift, noch auch darauf, ob zur Zeit bajelbfi eine religiöje 
Berfammlung ftattfindet. E 81 212. Ein Drt, der nur gelegentlih, wenn auch 
regelmäßig, zu religiöfen Berfammlungen benugt wird (Straßen zu Brozeifionen), 
Mm nicht dazu beftimmt; vergl. E 28 308, 29 334. Anderſeits ift bauernde 
Veſtimmung nicht erforberlidy (Interimsdom). Friedhöfe dienen in erfter Linie ber 
Ruhe der Toten, fie find aber hierher zu rechnen, fofern auf ihnen, was wohl 
immer zutreffen wird, berfömmlicherweife bei Beerdigungen religiöfe Verfammlungen 
abgehalten werden. Penn in diefem Falle ift mit der Beftimmung als Beijegungs- 
ort die der Abhaltung religiöfer Berfammlungen von jelbft gegeben. Ähnlich R 7 195 
und Kohler 194, auch Olsh.⸗Zweig. 17, Oppendh.-Del. 18, Kahl a. a. D. 50. Unter 
allen Umftänden rechnet Friedhöfe Hierher Werner 443, während fie umgelehrt 
Hälihner 2 T11 immer ausichließt. — Die Handlung befteht in der Beräbung 
von befhimpfendem Unfug, db. 5. in einem foldhen Betragen, das mit der 
Beftimmung des Ortes in Widerfpruch fteht und in befonders roher Form Miß- 
achtung gegen bie Heiligkeit des Ortes oder gegen bie religiöjfen Gefühle anderer 
zum Ausdrud bringt. E 81 410. 82 212. R 7 195. — Idealkonkurrenz mit $ 167 
iſt möglich. Binding, Lehrb. 1 184. 


$ 167. 


Wer durch eine Thätlichkeit oder Drohung Jemand hindert, den Gottes⸗ 
dienft einer im Staate beftehenden Religionsgefellichaft auszuüben, ingleichen 
wer in einer Kirche oder in einem anderen zu religiöjen VBerfammlungen 
beitimmten Drte durch Erregung von Lärm oder Unordnung den Gottes- 
dienft oder einzelne gottesdienftliche Verrichtungen einer im Staate be- 
itehenden Religionsgeſellſchaft vorfäglich verhindert oder ftört, wird mit 
Sefängniß bis zu drei Jahren beitraft. [StrK]. 


1. Ebenſo wie die vorhergehende enthält auch dieſe Stelle mehrere Delikte; 
zunächft die Hinderung an Ansähnng des Gottesdienftes, 
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» 


Der Gotteddienft läßt fih im Anſchluß an R 7 363 definieren als die 
Bereinigung von Mitgliedern einer Religionsgejellichaft zur religiöfen Erbauung 


durch Verehrung und Anbetung Gottes in dem dazu beitimmten Raume nad 
ben Vorſchriften und Gebräuden und in den Formen ihrer Gemeinichaft. 8. 


auh Kahl, Vergl. Darftellung 3 54. Zum Wefen bes Gottesdienftes gehört 
hiernach namentlih, daß die Mitglieder der Keligionsgejellichaft als jolde 
Zutritt haben, und daß die betreffende Kultushandlung zu ihrer Andacht und 
Erbauung beitimmt tft. Durch diefe Erforderniffe unterjcheidet fich Der „Gottes⸗ 
dienſt“ jomohl von den einzelnen gottesbienftliden Berrichtungen, 
3. B. von der Taufe oder der Einjegnung einer (Ehe, ald auch von der Privat» 


andadt. Abweichend legt Binding, Lehrb. 1 182 auf die Verfammlung ber | 
Gemeinde kein Gewicht. Was den Raum betrifft, jo braucht diejer nicht der 


übliche zu fein, die Beftimmung kann vielmehr auch für den Einzelfall ergeben 
(3. 8. Gottesdienft unter freiem Himmel). Anderfeits find Verſammlungen zu 
Unterrichtszwecken auch danı Feine gottesdienftlichen, wenn fie in Den zum 
Gottesdienſt beftimmten Räumen abgehalten werden, 3. B. Konfirmation. 
unterricht in ber Kirche, Vorlefen aus der Thora in ber Synagoge (R 7 3631. 
(Zum jüdiichen Gottesdienft ift, wie E 31 410 berichtet, Die Anmefenheit von 
mindeftens zehn Männern erforberlih.) Ob Prozeffionen unter den Begrit 
des Gottesdienftes fallen, oder nur gotteödienftliche Berrichtungen find, ik 
beitritten. Im erfteren Sinne v. Liſzt & 118 und wohl auch DI&h.-BZweig. 3 
im leßteren mit Recht Kahl a. a. DO. 55. Über die praftifhe Tragweite be} 
Unterſchieds f. u. vor I. 

Der Gottesdienft muß der einer im Staate beftehenden Religions 

gejellfchaft fein. Bedarf die Neligionsgefellihaft nah dem einfchlagenden 
Staatskirchenrecht zu ihrem Beſtehen einer ftaatliden Genehmigung, fo iſt ohne 
eine ſolche nur ein „religiöfer Privatverein* vorhanden. Bedarf es keiner 
ftaatlicdyen Genehmigung, jo „beiteht“ die Religionsgejellichaft, wenn fie tat 
fädhlich geduldet wird. Korporationsrechte (wie im Falle des $ 166) braudt die 
Neligionsgefellfchaft nicht zu haben. lÜbereinftimmend die herrichende Lehre. 
©. bei. E 31 237. 34 264. 39 383 (lettere betr. die Heildarmee, die das RÖ 
unter die Neligionsgefellichaften einreiht). 
Die Handlung befteht in der Hinderung an der Ausübung eines der 
artigen Gottesdienftes. Einen Gottesdienft übt aber nicht nur aus, wer 
aktiv Kultushandlungen vornimmt, fondern auch, wer nur als Andädtiger 
beteiligt if. So die herrſchende Lehre, die namentlich durch die Auslegung de? 
8 136 des preuß. StGB's und den code penal art. 260 geftügt wird. 4.1. 
Kohler 190, Binding, Lehrb. 1 182. Gegen diefe Kabl a. a. O. 52. Erforderlid 
ift nicht die vollftändige Fernhaltung von dem Kultus, vielmehr genügt die 
Berhinderung an ber Ausübung eines einzelnen Gottesdienftesg. Als Mittel ber 
Berhinberung aber fordert das Geſetz Tätlichleit oder Drohung. Ob en 
Unterfchied zwiſchen Tätlichleiten oder Gewalt befteht, ift beftritten. Bejahend 
Binding a. a. D. 182, Kahl a. a. ©. 53, Olsh.⸗Zweig. 3. Verneinend v. Lilst 
8 118. Faßt man Gewalt in dem zu $ 52 I1 vertretenen Sinn, fo befteht 
fein Bebürfnis nad) einer Unterfheidung. Wegen Drohung ſ. 8 48 II 1a umd 
8 253. 

Die Rechtswidrigkeit wird namentlih durch Erziehungsrecht bejeitigt. 


Auch gegenüber dem Gefinde oder Arbeiter ift die Hinderung berechtigt, wenn zu der 
Beit des Gottesdienftes eine andermeite Tätigkeit von ihm verlangt werden kam. 
Bergl. auch E 34 264 (polizeiliche Inhibierung einer ſtaatsrechtlich unerlaubten 
Ausübung des Gottesdienftes). 


Eliter Abſchnitt. Vergehen, welche fich auf bie Neligion beziehen. 88 167. 168. 279 


Zu beachten ift, daß weder die Berhinderung an cinzelnen gottes⸗ 
dienftlichen Berrichtungen, noch die Nötigung zur Ausübung des Gottes» 
dienſtes unter dieſe Stelle fällt. Es findet vielmehr $ 240 Anwendung. 

I. Tas zweite Delilt ift die Störung des Gottesdienites, Bon bem erften 
unterfcheidet es ſich weſentlich dadurch, daß es fich nicht gegen ben einzelnen, 
jondern gegen die Gemeinde richtet. Der Umitand, daß die Ausübung des Gottes⸗ 
dienſtes polizeilichen Borfchriften widerfpricht, ift nicht geeignet, den Charakter des 
Gottesdienſtes zu befeitigen. E 34 264. Im übrigen greift der Teatbeftand des 
bier geregelten Delikts injofern über den des erften hinaus, als es fich nicht nur 
auf den Gottesdienſt (j. o. I 1), fondern auch auf die gottesdienſtlichen 
errihtungen bezieht. Zum Begriff der legieren gehört kein faframentaler 
Charakter. Es genügt jede auf dem Ritus berubende und den rituellen Formen 
entiprechende Ausübung ber Religion unter Aiftftenz eines Geiftliden. Daß biefer 
dabei aktiv beteiligt fei, erflären E 10 42, R 9 169 nicht für erforderlih. Doch joll 
da3 wohl nur bedeuten, daß Beginn und Ende der gottesdienitlichen Berrichtung 
nicht mit dem ber geiftlichen Tätigkeit zujammenfallen. 

Die Handlung beftebt in der Erregung von Lärm oder Unordnung und 
jwar ineiner Kirche oder in einemandern zureligidjen Berfammlungen 
betimmten Orte. Vergl. $ 166 IIL Störung einer Prozeffion auf öffentlichen 
Plägen oder Straßen genügt alfo regelmäßig nicht. E 28 305. Der Erfolg befteht 
in der Berhinnderung oder Störung bes Gottesdienfted oder der gottesdienftlichen Ver⸗ 
richung. DaB fih der Täter felbft in einem der erwähnten Orte befinde, ift nicht 
ertorderlih. & 3 397. 5 258. 87 150. YZum Begriffe der Unordnung gehört 
Etörung der äußeren Ordnung. Daran wird e8 bei auffallendem Benehmen oder 
auffallender Kleidung regelmäßig fehlen. E 37 148. Verhinderung oder 
Etörung müflen einen allgemeinen Charakter erreichen, anberjeit3 aber ift Ver⸗ 
binderung oder Störung des Geiftlichen nicht erforderlich. Störung der Andacht der 
Gemeinde genügt. & 10 42. 17 316. 

Der Vorſatz erfordert nicht nur das Bewußtjein der Erregung von Lärm oder 
Unordnung, jondern auch das Bewußtiein der Störung oder Verhinderung des Gottes⸗ 
dienfted. E 37 150. 

Bird die Erregung von Lärm durch erlaubten Gewerbebetrieb veranlaßt, fo 
nimmt & 37 150 Bejeitigung der Rechtswidrigkeit an (Orcheftrion in einer 
Birtihaft). Vergl. dazu E 5 255 (Notftand, verurſacht durch Ausbruch eines 
Brandes). Auch ift Befeitigung der Rechtswidrigkeit durch Notwehr denkbar; 
58. e8 fol ein Kind widerrechtlich in einer andern Konfeflion getauft werden, 
ald dem Willen des maßgebenden Elternteils entipricht. Vergl. auch 8 53 IL 

UI. Wegen bes entjpredenden Beamtendelikts |. 8 339 Abi. 3. 


$ 168. 


Ber unbefugt eine Leiche aus dem Gewahrfam der dazu berechtigten 
Perſon wegnimmt, ingleichen wer unbefugt ein Grab zerftört oder bejchädigt, 
oder wer an einem Grabe bejchimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefäng- 
niß bis zu zwei Sahren beftraft; auch faun auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werben. [StrK]. 


L Wie die vorhergehenden Stellen jo enthält auch biefe mehrere verichiebene 
Delikte, Das erfte ift der mißbräuchlich ſog. Keichendiebitahl (auch LReichenraub). 
Mißbrauchlich iſt die Bezeichnung deshalb, weil ein Diebſtahl im Sinne des 8 242 
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gerade nicht vorliegt. Denn wie fich aus ber jyftematifchen Stellung ergibt, wird eine 
ſolche Leiche vorausgeſetzt, die nit zum Objekte eines Eigentumsrecht? geworben, 
aljo Teine „fremde* Sade ift. ft fie aber ausnahmsweife eine frembe Sadıe, jo 
findet $ 242 Anwendung ©. daſ. Idealkonkurrenz mit diefer Stelle ift ſomit au?» 
geichloffen. Vergl. E. Merkel, Der Leichenraub (1904) 23. Unter Leiche werden 
wir zu verftehen haben: den leblojen menſchlichen Körper bis zu dem Beitpuntte, 
da ber Bufammenbang zwifchen den Teilen des Körper durch den Verweſungs⸗ 
prozeß oder eine gleichzuftellende Bernichtungsart vollftändig aufgehoben ift. Dem 
gemäß fcheidet der unentwidelte Fötus aus dem Begriff der Leiche aus. Desgleichen 
die Aſche des Berbrannten. Dagegen hat man den Körper des totgeborenen Kindes 


mit dem allgemeinen Sprachgebrauche ald Leiche anzujehen. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 2, 
Kohler 205, Kahl, Vergl. Darftellung 3 63. A. U. Binding, Lehrb. 1 184, Cruſen, 
Der ftrafrechtliche Schuß des Rechtsgutes der Pietät (1890) 27, E. Merfel a. a. O. 3. 


Das Fehlen einzelner Körperteile fteht dem Begriff der Leiche nicht entgegen. 


Gefhägt ift nur die Leide, die im Gewahrfam der dazu 
berehtigten Berjon fteht, aljo nit die Leiche in niemandes Gewahrſam 
(3 B. die gefundene Leiche) und nicht die Leihe im Gewahrſam einer nicht 


berechtigten Perfon (3. B. des „Leichendiebes", Gewahrſam kann hier wegen ber 


eigentümlichen Natur des Objekts nicht ganz im Sinne des & 242 verftanden 
werden, fondern bezeichnet „Obhut, Bewahrung“. Cruſen 42, DIS. Zweig. 3, 
Villnow GerS 81 544. ALS berechtigt zur Ausübung des Gewahrjams wird mn 


vor der Beerdigung diejenigen Perfonen anzujehen haben, denen die Sorge für bie 


Beitattung obliegt, und bevor dieſe die Obhut übernommen haben, jeden, ber je 
tatfächli ausübt, 3. B. die Polizei. Beſondere Berechtigungen können fh aus 
partifularen Vorſchriften ergeben, z. 8. für SHofpitalverwaltungen. Nad de 
Beerdigung bat den beredhtigten Gewahrfam, wer öffentlichrechtlih zur Verwaltung 


der Grabftätte verpflichtet if. Ahnlich Kahl a. a. D. 67. Wer bie Bewachung nur 


im Auftrage einer andern Perſon übernimmt, übt auch nur deren Gewahrſam aus, fan 


alfo Täter des Delifts fein. Dies gilt bejonders bei beftatteten Leichen für bie 
Friedhofswärter. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 4, Oppend.-Del. 2, Rüd.-Stengl. 3, Kahl 
a. a. O. 68, €. Merkel a. a. D. 38, Micelli, Der Begriff des Gewahrſams im 
Strafrecht (1906) 26. A. U. Erufen 45 u. a. 


Die Handlung befteht in der unbefugten Wegnahme, d. 5. in bem Brude 


des Gewahrfams. Daß eigener Gewahrjam begründet werbe, wird man mit Rückficht 


auf den Zweck der Beftimmung nicht verlangen dürfen. So bie herrfchende Lehre 
Widerrehtlie Handlungen, die der Gewahrfamsinhaber ſelbſt mit der Leiche vor 


nimmt, find ftraflo8. 


Eine Befugnis zur Wegnahme wird, abgejehen von ausdrüdlicher Erlaubnid, 


befonders durch ſtrafprozeſſuale Vorjchriften begründet. Über Wegnahme von Leichen 
teilen ſ. $ 367 Nr. 1. 

I. Das zweite Delitt ift die Zerftörung oder Beſchädigung eines Grabe, 
Grab ift die Außerlich erkennbar gemadte Stelle, an ber eine Leiche zur Ruhe 
niedergelegt it, fofern diefe Niederlegung nicht eine bloß vorübergehende ift (5. ©. 
Leichenhalle). So im weientlihen Erufen 57, Olsh.⸗Zweig. 6. Gegen das Exforberttd 
der äußerlichen Kenntlichkeit Kohler 216, Binding, Lehrb. 1 185, Kahl a. a. O. 'l. 
Erft durch die Einbettung der Leiche wird der Begriff des Grabes erfüllt. Deshalb 
gehört auch die Leiche mit dem Sarge zum Grabe und zwar in bem Sinne, dab 
Beichädigung oder Wegnahme diefer Teile eine Beſchädigung des Grabes in fi 
ichließen, felbft dann, wenn das Grab noch nicht zugemorfen if. E 12 168. 38 19. 
Im übrigen ift e8 beftritten, ob zum Grabe nur die „immobiliare Umhüllung de 
Leichnams“ gehört (jo Kohler 214) oder auch das Grabmal, die organisch verbundenen 
Gewäachſe und das Bitter. Die herrichende Lehre ift letzterer Anficht, jo z. 8. €93% 
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bezüglich eingepflanzter Bäume und Töpfe. Vergl. bei. Olsh.⸗Zweig. 6 und Cruſen 59. 
Allerdings entipricht dieſe Auffafiung dem Zivilrecht, Doch dürfte fie kaum die des 
StGB's fein. Denn der Umftand, daß die Zerftörung oder Beichädigung des Grab» 
dentmal8 im 8 304 beionders erwähnt wird, erklärt fih nur dadurch, daß eben 
das Grabdentmal nicht zum Grabe gehört. E 7 190 gibt denn auch ausdrüdlich 
zu, daß das Abpflüden äußeren Blumenſchmuckes jelbft dann ohne weiteres noch 
feine Bejchädigung des Grabes darftelle, wenn ber Schaden fidy in Geld veranfchlagen 
laſſe. Am entichiedeniten gegen die berrichende Lehre Meves GerS 87 371. Erufen 61 
will unterjcheiden, ob das Abpflüden von Blumen uſw. eine Verlegung ber Pietäts- 
gefühle enthält oder nicht. — Daß loſe aufgelegte Kränze und Blumen nicht zum 
Grabe gehören, wird allgemein anerfannt. E 21 178. 

In ber Berlegung des PietätSgefühls ift allerding® der legislative 
Grund der Bönalifierung überhaupt zu finden. Deshalb ift die Beſchädigung eines 
Grabes, an das fich Leine Pietätögefühle mehr Infipfen (3. Hünengräber), höchſtens 
als Sachbeſchädigung zu betrafen. Ebenſo ift dieſer Gefichtspunft für die Yrage 
von Bedeutung, wann man eine Beichädigung des Grabes anzunehmen hat. Ander⸗ 
feit8 erfordert der Vorſatz nicht etwa die Abficht der PietätSverlegung. 

Eine Befugnis zur Beihädigung oder Berftörung des Grabes kann namentlich 
durch die Friedhofsordnung begründet fein. 

Ul. Das dritte Delitt ift die Weräbung von befhimpfendem Unfug an einem 
Grabe. Die berrichende Lehre identifiziert ſtillſchweigend „an* mit „gegen“, betrachtet 
aliv das Grab als Objekt des Unfugs. S. außer Olsh.⸗Zweig. 8 beionders R 9 339. 
E 21 178. Dagegen führt Erujen 68 mit Recht aus, daß „an“ bedeute: in unmittel- 
barer Nähe eines Grabes und in Beziehung auf basfelbe. S. audy Binding, Lehrb. 1 187. 
In fubjeltiver Beziehung ift erforderlich, daß die Handlung als roher Ausdrud der 
Mißachtung gegen den Toten erjcheint. Vergl. $ 166 III und E 39 156, ein Urteil, 
das mit Recht auf die Möglichkeit einer Idealkonkurrenz mit 8 304 hinweift. 


Bwölfter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf den Perfonenftand. 


$ 169. 


Wer ein Kind unterfchiebt oder vorfäglich verwechſelt, oder wer auf 
andere Weiſe den Perjonenitand eines Anderen vorfäßlich verändert oder 
unterdrüdt, wird mit Gefängniß bis zu drei Fahren [StrK] und, wenn die 
Handlung in gewinnfüchtiger Abjicht begangen wurde, mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren beitraft. [SchwG). 

Der Berjuch iſt ftrafbar. 


J. Dur) die Geburt, Annahme an Kindesftatt, Legitimation und Ehe tritt ber 
Menid in eine Reihe von familienrehtlihen Beziehungen ein, die man in ihrer Ge⸗ 
famtheit als feinen Perfonenftand bezeichnet. Demgemäß definiert E 25 188 den 
Perfonenftand als das familienrechtliche Verhältnis einer Perfon zu andern Berfonen. 
Ahnlich Binding, Lehrbuch 1 281: Tatfache der Zugehörigkeit einer Perſon zu einer 
beftimmten Familie und ihre Lokaliſierung darin. Vergl. Gef. v. 26./2 1875 über Die 
Beurkundung bes Perjonenftandes. Mit Recht hebt das zitierte Urteil hervor, daß 
auch der Tote einen Perfonenftand habe. Objekt des Delikts kann daher jede Perſon 
fein, die lebt oder gelebt hat, mit Ausnahme des Täters jelbft. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 3, 
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v. Lilzt $ 113, Meyers Alf. 614, Rüd.-Stengl. 8. A. U. Oppenh.⸗Del. 4, der nur eine 
nod) lebende Perfon als Objekt anfieht. Man wird aber, noch weiter gehend als die 
herrichende Lehre in lbereinftimmung mit dem Gef. dv. 26./2 1875 8 23 aud, dem 
totgeborenen Kinde einen Perjonenftand zuſprechen und daher auch Diefes als Objektt 
Des Delikts anjehen müſſen. Ebenjo v. Lijzt $ 118. — Bum Berjonenftande gehört 
aud das Geichlecht, weil es bie familienrechtlichen Beziehungen mit beftimmt. Bergl. 
Binding, Lehrb. 1 234. 

U. Die einzelnen für ftrafbar erklärten Handlungen haben das Gemeinjame, daß 
fie geeignet oder dazu beftimmt find, den Berjonenjtand unkenntlich zu machen. Man 
fann das mit Kohlrauſch, Vergl. Darftellung 4 471, audy fo ausdräden, dab man 
fagt: die Handlungen find gegen die Beweisbarkeit des Perjonenftandes gericte. 
ALS wiätigften Fall hebt das Gejeh den hiſtoriſch überkommenen der suppositio partus 
hervor, beftehend in der (vorſätzlichen) Unterſchiebung oder Verwechfelung eine 
Stindes. Unter einem Kind hat man bier ein folches menichliches Weſen zu verſteher. 
das wegen feines zarten Alter feinen Karen Einblid in feinen Perſonenſtand hat. 
Ebenfo v. Liſzt 8 113, Meyer⸗Allf. 512, ähnlid; Berner 446. (Olsh.⸗Zweig. 9 legen 
Gewicht darauf, ob der Betreffende den eigenmrtigen Vorſatz bes Delitts haben kann 
oder nicht. Im praktiſchen Ergebnis wird das mit der hier vertretenen Anficht überein 
ftimmen.) Die Handlung kann in diejem alle beftehen: | 

1. in einer Unterfhiebung des Kindes, d. 5. in einer Tätigkeit, zufolge deren 
ein fremdes Sind unter Täufchung der leiblihen Eltern als deren eigenes hin, 
geitellt wird. Täter kann jedoch auch ein Elternteil fein, infofern er den ander 
täufcht; 

2. in einer Verwechfelung des Kindes, d. h. in einer Tätigkeit, zufolge deren 
ein Kind als ein anderes Hingeftellt wird, als es wirklich ifl. Auch die Finder 
berjelben Eltern können verwechſelt werden. 

III. In zweiter Linie find ftrafbar: 

1. die vorfägliche Veränderung des Perfonenftandes eines andern (aljo nidt 
der eigenen Perjon). Einen Perjonenftand verändern heißt: einen tatjächliden 
Buftand herbeiführen, vermöge deſſen das familienrechtlicde Verhältnis einer 
Berfon ſich als ein anders darftellt, als es wirklich if. So R 6 38. a 
bem Begriffe Liegt aljo das Erfordernis einer Täufhung, und zwar muß ji die 
Täuſchung gegen eine Berjon richten, deren Handlungen von Bedeutung für die 
äußere Auffafjung des Perjonenftandes find, und es muß endlich dieſe Täuſchung 
auch von einem Erfolge begleitet fein, d. h. es muß ihr zufolge der Perſonen⸗ 
ftand als ein anderer erfcheinen, als er wirklich ift. 8. B.: es wird die Ein 
tragung eines Kindes als von einer andern Mutter geboren, oder es wird die 
Eintragung eines unehelichen Kindes als eines ehelichen im Geburtöregifter fe 
wirft. E 1 9. Vergl. auch E 19 405. 21 411 (Idealkonkurrenz mit $ Mil. 
Ober: in einem familienrechtlihen Prozefje wird eine Berfon von einem Zeugen 
falfch identifiziert, und es ergeht daraufhin ein faljches Urteil (Idealkonkurren; 
mit $ 154); 

2. die Nnterdrüdung des Perſonenſtandes eines andern (nicht bes eigenen. 
Den Verfonenftand unterdrüden heißt einen tatfächlichen Zuftand herbeiführen. 
vermöge befien verhindert oder wenigftens erfchwert wird, daß das wirflid vor’ 
handene familienrechtliche Verhältnis einer Perſon zur praktiſchen Geltung ge 
langt. So R 6 38. Im Gegenfaß zur Veränderung des Perſonenſtandes brand! 
alfo der Anichein eines falfchen familienrechtlichen Verhältniſſes nicht de 
wirft zu werden. In der Unterlaffung einer Anmeldung zum ftandesamtlihen 
Regiſter Tann Unterdrüdung liegen, dann nämlich, wenn die Anmeldung mie 
blieb, um das familienrechtliche Verhältnis nicht zur praftijchen Geltung gelangen 
zu laffen. Wurde aber diefer Zmwed nicht verfolgt, vielmehr andermweit für Di 
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852 IV 5. Iſt ein Ehegatte für tot erflärt worden, jo Tann der zurüdgebliebene 
ftraflog eine neue Ehe eingehen, es jet denn, daß er von dem Fortleben des für tot 
erklärten Kenntnis hätte. Iſt gegen die Tobdeserklärung eine Anfechtungsflage er- 
boben worden, jo ift während des Rechtsſtreites der Eheabſchluß zwar unerlaubt, 
aber nicht ftrafbar. Vergl. BGB 88 1348. 1349. 

IIL Zäter kann fowohl ber fchon verheiratete Ehegatte (der binubus) al8 auch 
der andere, feither ledige Teil jein. Im erfteren Falle fpricht man von eigentlidyer, im 
zweiten von uneigentlicher Doppelehe. Eben weil die uneigentliche zu einem del. 2. g. 
erhoben ift, erjcheint der ledige Teil nicht als Gehilfe. Vergl. dazu $ 388. 

IV. ®ollendet ift das Delikt der Bigamie nicht etwa erft mit dem Bollzuge 
der Ehe, jondern bereits mit deren formell korrekter (vergl. E 31 499) Schließung. 
Für das geltende Recht |. BGB 8 1317. Der Verſuch beginnt mit dem Ehe⸗ 
ſchließungsakt, liegt alfo nicht etwa ſchon in dem Verlöbnis oder in dem Antrage 
auf Erlaß des Aufgebotes, jelbft nicht in dem Erfcheinen vor dem Stanbesbeamten 
zum Bwede der Trauung, jest alſo (BGB $ 1318) mit der Frage des Standes 
beamten, ob die Berlobten die Ehe eingehen wollen. Vergl. 8 52 des Gef. v. 6./2 
1875 u. E 9 84. 

V. Zum Dolus gehört bei der eigentlichen Bigamie das Bewußtjein, im 
einer Ehe zu leben, weldye noch nicht aufgelöft oder für nichtig erklärt morben ift. 
Er wird ausgeichloffen durch die, wenn auch irrige, Annahme, der erfte Ehegatte fei 
geftorben. Dolus eventualis genügt nad) der herrjchenden Lehre. Für die uneigentliche 
Bigamie gilt das Entiprechende mit dem jelbjtverftändlichen Unterfchiede, daß der 
Täter wiflen muß, der andere Teil lebe in einer noch nicht für aufgelöft oder nichtig 
erflärten Ehe. 

VL Trotz der im dritten Abſatze gegebenen Borjchrift über die Verjährung 
ift bie Doppelebe fein Dauerverbrecdhen, nad Abſchluß der Ehe alfo Feine Beihilfe 
mehr möglih. So die berrichende Lehre. E 15 261. 


$ 172. 


Der Ehebruch wird, wenn wegen dejjelben die Ehe gejchieden tft, an 
dem jchuldigen Ehegatten, fowie dejjen Mitfchuldigen mit Gefängnig bis 
zu ſechs Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. [StrK]. 


I. Begriff des Ehebruchs. — Ehebruch ift der Beiſchlaf zwiſchen zwei Perſonen 
verſchiedenen Geſchlechts, von welchen wenigſtens die eine mit einer dritten verheiratet 
it. Bollendet wird der Ehebrucdy mit der Vereinigung der Gejchlechtsteile (emissio 
oder gar immissio seminis nicht erforderlid). E 4 23. 39 58. Ein anderer geſchlecht⸗ 
licher Verkehr als der normale Beilchlaf erfüllt den Begriff des Ehebruchs nicht. 
Täter kann nicht nur ber verheiratete, fondern auch der unverheiratete Zeil jein. 
Sind beide Teile verheiratet, fo jpridt man von Doppelehebruch. — Zweifellos 
fegt der Ehebruch eine formell giltig abgejchlofiene Ehe voraus. Sehr beftritten aber 
ift (oder war wenigftens) die Frage, ob eine materiell nichtige Ehe gebrochen werden 
Ian. Bejahend Oppenb.-Del. 2, Rüd.-Stengl. 2, AR 8 227. Berneinend Binding 
Lehrb. 1 220, Berner 453, Olsh.⸗Zweig. 2, v. Liſzt & 116. Das BGB beruht 
auf dem Gedanken, daß die nichtige Ehe als nicht geichloffen gilt. Der erfte Ent- 
mwurf fagte das im $ 1252 ausdrädlich, das Geſetz jelbft erfennt den Gedanken in 
feinen Konſequenzen an. Bergl. A. B. Schmidt i. d. Bed’ichen Kommentar 4 89. 
Deshalb hat man fih nunmehr der verneinenden Anficht anzufchließen. Ebenſowenig 
tft nad) Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft Ehebruch möglich. Folgt aus BGB 8 1586. 
Ebenſo Binding, Lehrb. 1 220. Bergl. auch Sedel, Die Aufhebung u. d. Wiederher- 
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ftelung der ehelihen Gemeinſchaft (1900). A. A. Olsh.- Zweig. 2. Dagegen Lönnen 
in nur anfechtbarer Ehe Iebende Berfonen einen Ehebruch begehen. 

H. Der Dolus erfordert je nach den Umftänden das Bewußtfein des Täters, 
Daß er felbjt oder daß ber andere Teil verheiratet fei. Diefes Bewußſein kann aud) 
troß Tobeserflärung des andern Ehegatten vorhanden fein. 

DI. Die Verfolgung des Ehebruchs ift doppelt bedingt, d. h. von verſchiedenen 
Prozeßvorausſetzungen abhängig. 

1. Die Ehe muß wegen des Ehebruchs gefchieden fein. Scheidung aus einem andern 
Grunde genügt nicht; alſo 3.8. nicht die Scheibung durch den Tod, ebenſowenig 
die Scheidung wegen eines andern Ehebruchs, wohl aber gemäß BGB $ 1556 
die gerichtliche Aufhebung der ehelihen Gemeinihaft (BGB $ 1575). Ebenſo 
Binding, Lehrb. 1 222, Olsh.⸗Zweig. 7. ft bei Doppelehebrud eine der Ehen 
wegen desſelben geichieden, fo find beide Schuldige verfolgbar. So Olsh.⸗Zweig. 3. 
Ob das Erfordernis der Ehejcheidung in der Tat als Prozeßporausfegung an⸗ 
zuſehen ift, ift beftritten. Bejahend die Herrfchende Lehre. Bergl. DISh.- Zweig. 6. 
Binding 1, 601, derj. Lehrb. 1 222, Hälfchner 2 472, E 7 298. 15 122. 261. 
22 135. Dagegen wird es als Bedingung der Strafbarfeit angejehen von 
v. Rifzt 8 116; als Tatbeſtandsmoment von Berner 453 und Rüd.»Stengl. 2. 
Die herrichende Lehre erfcheint namentlich wegen der Analogie des $ 238 als die 
richtige. Die Konfequenzen liegen weſentlich, wenn auch nicht ausfchlieglich, auf 
prozefiualem Gebiete. 

2. Es muß ein Strafantrag geftellt fein. Antragsberechtigt ift der verlegte Ehe⸗ 
gatte, beim Doppelehebrud) jeder der mehreren. Die Frift zur Antragsftellung 
beginnt nach der berrichenden Lehre erft mit der Nechtstraft des Scheidungs⸗ 
urteil3 oder nad) dem RG fogar erit mit dem Tage zu laufen, an welchem der 
Antragsberechtgite von der Nechtefraft des Scheidungsurteild Kenntnis er- 
langt. R 1 180. 8 181. E 26 116. 37 372. Im Berfolg diefer Meinung wird 
jogar ein vorher geeten Strafantrag für unwirkſam erklärt. Dagegen aller 
dings E 38 271. Überhaupt aber läßt fich die Anficht, daB die Antragsfrift mit 
der Rechtskraft des Scheidungsurteils im Zufammenbang ſtehe, nur dann mit einem 
gewifjen Rechte vertreten, wenn man die Ehefcheidung als Bedingung der Straf 
barkeit anfieht. Erkennt man aber in ihr eine Prozeßvorausſetzung, jo fehlt es 
ber erwähnten Anficht an jedem durchichlagenden Grunde. Es ift nicht im eni- 
fernteften einzufehen, weshalb es unzuläffig jein follte, ſchon jet einen Straf 
antrag zu ftellen, dem erft in der Zukunft und nur bedingungsweife Folge ge 
geben werden kann. Demnach gilt einfach die Regel des $ 61. Ebenjo Hälfchner 
1 719, Conrad &oltdA 85 17 ff., Mittermaier, Vergl. Darftellung 4 100. 

IV. Einwilligung de3 verlegten Ehegatten in ben Ehebrud, Teilnahme des⸗ 
felben oder Verzeihung ftehen dem Scheidungsurteile entgegen. BGB 8% 1565. 1570. 
Die Frage, ob die Einwilligung die Nehtswidrigfeit bejeitigt, kann aber trotz 
des Scheidbungsurteild aufgeworfen werden. Von dem ob. ©. 105 vertretenen Stand» 
punkte aus ift fie wegen Verftoßes gegen die gute Sitte regelmäßig zu verneinen. 
Schlechthin für Berneinung Meyer-Allf. 627, Hälſchner 2 473, E 14 202. A. A. (mie 
die früheren Auflagen dieſes Kommentars) Olsh.⸗Zweig. 1, Binding 1 715, der. Lehrb. 
1 221, Keßler GerS 88 571, hanfeat. OLG 40. 

V. Die Verjährung beginnt gemäß $ 69 erft mit der Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urteils zu laufen. 

$ 173. 


Der Beiſchlaf zwiſchen Verwandten aufs und abfteigender Linie wird 
an den eriteren mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, an den lebteren mit 
Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 
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Der Beilchlaf zwiſchen Verfchwägerten auſ- und abfteigender Linie, 
jowie zwiſchen Geſchwiſtern wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 

Neben der Gefängnißitrafe fann auf Berlujt der bürgerlichen Ehren> 
rechte erfannt werden. 

Verwandte und Verſchwägerte abfteigender Linie bleiben ſtraflos, wenn 
fie das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet haben. [StrK]. 


I. Die bier behandelte Blutſchande (der Inzeft) wird nur duch Beifchlaf 
begangen. Über ben Begriff des Beiſchlafs ſ. 8 172 L — Über Verwandtſchaft 
und Berfhmwägerung j. $ 52 IV. 

II. Der Dolus erfordert die Kenntnis der obwaltenden Verwandiſchaft oder 
Berfchwägerung. Die irrtümlihe Annahme, daß man auf ein gewifles Verhältnis, 
3. B. zwiſchen Stiefvater und Etieftochter, den Begriff der Berfchwägerung nicht 
anmwende, entichuldigt nad der Auffaſſung des RES nicht. E 12 275. 34 418. 
Tagegen Frank ZStrWe 12 283, Köhler, Die Strafbarkeit bei Rechtsirrtum 
(1904) 28. 

II. Ein befonderer, höchſt perſönlicher Strafausfchließungsgrund gilt für Ver⸗ 
wandte und Berichwägerte (beide) abfteigender Linie unter achtzehn 
Jahren. Die Annahme von E 19 391, daß diefe Perfonen lediglich Objekte der 
Handlung und aus diefem Grunde feien, entbehrt der überzeugenden Begründung. So 
beſonders auch Olsh.Zweig. 5, Binding, Lehrb. 1 230. Vergl. Frank ZEtrW 12 
303. Daher iſt derjenige, welcher den jugendlichen Deſzendenten zum Beiſchlafe 
beſtimmt, wegen Anſtiftung zu beſtrafen, während er nach der Anſicht des RGE's nur 
Gehilfe wäre. 

IV. Befteht zwifchen den Hier genannten Berfonen eine Ehe, fo ift dieſe gemäß 
BGB 88 1310. 1327 nichtig, gilt mithin als nicht abgejchloflen ($ 172 I), ſodaß troß 
formell beftehender Ehe der Beiſchlaf objektiv rechtswidrig bleibt. So bei. Olsh.⸗ 
Zweig. 2. Auch ſchon für das frühere Recht Hatte E 5 159 diefelbe Anſicht vertreten. 
Abweichend Binding a. a. O. 229. In fubjeltiver Beziehung ift allerdings gegen das 
angeführte Urteil zu betonen, daß durch irrtimliche Annahme der Rechtsbeftändigfeit 
der Ehe der Dolus ausgeichloflen wird. Ebenjo Binding a. a. D. 280, Kohlrauſch, 
Irrtum (1903) 124, Olsh.⸗Zweig. 3. Vergl. auch Hälfchner 2 482. 


8 174. 
Mit Zuchthaus big zu fünf Jahren werden beitraft: 

1. Vormünder, welche mit ihren Pflegebefohlenen, Adoptiv- und Pflege- 
eltern, welche mit ihren Kindern, Geijtliche, Lehrer und Erzieher, 
welche mit ihren minderjährigen Schülern oder Zöglingen unzüchtige 
Handlungen vornehmen; 

2. Beamte, die mit Perfonen, gegen welche fie eine Unterfuchung zu 
führen haben oder welche ihrer Obhut anvertraut find, unzüchtige 
Handlungen vornehmen ; 

3. Beamte, Ärzte oder andere Medizinalperfonen, welche in Gefängnifien 
oder in Öffentlichen, zur Pflege von Kranken, Armen oder anderen 
Hülflofen beitimmten Anjtalten bejchäftigt oder angeftellt find, wenn 
fie mit den in das Gefängniß oder in die Anjtalt aufgenommenen 
Perſonen unzüchtige Handlungen vornehmen. 
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Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Gefängnißſtrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. [StrK]. 


I. Die Stelle betrifft die Anzucht mit abhängigen Perſonen. Allen bier 
behandelten Einzelfällen ift der Begriff der unzüdtigen Handlung gemeinjam. 
Schon im gemeinen Recht wurden Unzuchtsdelikte mit Fleiſchesverbrechen idemtifiztert. 
und biefe Identifizierung reicht in ununterbrochener Tradition an das StSB heran. 
Es muß aljo der Handlung ein geſchlechtlicher Charakter beimohnen, und 
zwar ift dieſer für die vorliegende Stelle näher dahin zu beftimmen, daß die Hanblung 
objeftin den Anftand in gejchlechtlicher Beziehung (gröblich) verlegen und fubjefriv 
von wollüftiger Abficht getragen fein muß. 

1. Die wollüftige Abficht befteht in Erregung oder Befriedigung des Sefchlecht- 
triebes. So in wefentlicher Übereinftimmung die herrfchende Lehre und das 
Reichsgericht. E 6 116. R 1 404. 4 275. 5 433. 708. E 3 283. ©. bei. 
Binding HS 2 450 ff. Bergl. auch $ 183. Wenn aber häufig gefordert 
wird (3. B. Olsh.⸗Zweig. 5), daß die Abſicht des Täterd darauf gerichtet jem 
müſſe, gerabe feinen eigenen Geſchlechtstrieb oder den der Perjon, mit welcher 
er die Handlung vornimmt, zu erregen oder zu befriedigen, jo gebt dieies 
Erfordernis zu weit. Es genügt vielmehr auch eine ſolche Handlung, durch bie 
der Geſchlechtstrieb einer dritten Perfon erregt oder befriedigt werben jvl: 
3 B. im Intereſſe eines dritten entblößt der Bormund das Kind. Als nidt 
unzüchtig im Sinne des Geſetzes ericheinen namentlich ſolche Handlumgen. 
bei denen der Täter nur einen rohen Scherz; oder eine Mißhandlung 
beabfichtigt, felbjt wenn er dabei mit eigenen oder fremden Geichlechtäteilen 
hantiert. 

2. Trotz Vorhandenſeins einer wollüſtigen Abſicht liegt eine unzüchtige Handlung 
dann nicht vor, wenn objektiv die Handlung den Anſtand in geſchlechtlicher 
Beziehung nicht (gröblich) verlegt. 3. B. wollüſtiger Kuß, wollüſtiges Beſtreicheln 
der Backe; dagegen iſt in dem wollüſtigen Betaſten der Frauenbruſt ſtets eine 
unzüchtige Handlung zu ſehen (beſtritten). Neuerdings läßt das RC das Erforderri⸗ 
der gröblichen Verlegung fallen. E 32 418 (direft allerding® nur bzgl. dei 
$ 184). Man wird e8 aber in bem Sinne beizubehalten haben, um aus 
zudrüden, daß nicht fchon die Verlegung eines rein individuellen oder über- 
jpannten Anftandsgefühls genügt. Vergl. auch Olsh.Zweig. 4. Unerheblich if 
ed, ob der geſchlechtliche Charakter der Handlung aud dem andern Zeil «der 
Pflegebefohlenen ujw.) zum Bewußtfein tommt. NR 3 287. 621. 

ll. Die unzücdhtigen Handlungen müſſen überall „mit“ einer ber Autorität dei 
Täters unterftellten Perſon vorgenommen werben, d. h. e8 muß deren Körper 
irgendwie bei der unzüchtigen Handlung beteiligt fein. Daß aber die Geſchlechtsteile 
oder der nadte Körper oder überhaupt der Körper der anderen Berfon berührt 
werden, iſt nicht erforderlih. Es reicht Daher aus, wenn fich etwa der andere Zeil 
auf Aufforderung des Täters entblößt. So auch Dlsh.-Zweig. 9 und (bzgl dei 
8 176) E 33 429. Dagegen genügt die Bornahme einer nnzüchtigen Handlung in 
Gegenwart einer der genannten BPerjonen nicht. R 8 287. 621. 4 59. 
Wenn in Diefen Entſcheidungen das „mit dem „an“ des 8 176 gleichgeftelt 
wird, fo gebt Dies, wie Olsh.⸗Zweig. 9 ausführen, allerdings zu weit, und eg fäll: 
unbedenklih auch der Fall unter dad Gejeg, bei dem mittel8 des Körpers der 
andern Berjon an dem des Täter eine unzlchtige Handlung begangen, 3. 8. 
onaniert wird. 

II. Über die Straflofigkeit der Perfonen, „mit“ welchen bie Unzucht begangen 
wird, |. ©. 83. 84 VI. 
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IV. $m einzelnen ift zu bemerfen: 


1. Zu Rr. 1. — Ein Bormund, ber nur zur Kontrolle eines andern Vormundes 


berufen iſt, bat feinen „Pflegebefohlenen”, fällt daher auch nit unter dieſe 
Stelle. Ebenjo E 15 72. 33 103 bezgl. des preußiichen Gegenvormunds. Aus dem 
gleichen Grunde ift der Gegenpormund des BGB's auszuſchließen. Übereinftimmend 
Binding. Lehrb. 1 197. A. A. Olsh.⸗Zweig. 12, infofern fie dem Gegenvormund 
des BGB's eine weitergehende Stellung einräumen. — Uber den Begriff der 
Adoptiv» und Pflegeeltern ſ. 8 52 IV 3.4 — Geiſtliche find nur dann 
Zäter, wenn fie unzüchtige Handlungen mit minderjährigen Schülern und 
Zöglingen, mithin als Lehrer oder Erzieher begehen, 5. B. im Konfirmations- 
unterriht. E 11 271. — Zu den Lehrern gehören auch Brivatlehrer, wenn 
nah Lage der Umftände nicht nur ein wiſſenſchaftliches oder künſtleriſches, 
jondern gleichzeitig ein ſittliches Autoritätverhältnis vorliegt. E 10 345. Unter, 
ähnlichen Borausjegungen fallen E 27 129. 32 59. 34 311 aud den kauf⸗ 
männijchen wie den unter die GewO fallenden Lehrherrn als Lehrer (und Erzieher) 
auf. — Der Erzieher unterjcheidet fih von dem Lehrer dadurch, daß jein 
Autoritätsperhältnig die Xebensführung des andern Teils in größerem Umfange 
ergreift. Berufsmäßigkeit iſt Höchftend in dem Sinne erforderlid, wie der 
Begriff des Berufs in $ 222 gebraudjt wird. Auch derjenige ijt Erzieher, der 
nur in einem Cinzelfalle und ohne Erwerbsabſicht eine jugendliche Perfon 
„erzieht“.. Berg. E 6 233. 29 49. 31 203. Die CErzicherqualität eines 
Mannes überträgt ji nicht ohne meiteres auf defien Frau. E 38 66 (betr. 
eine auf Grund des preuß. Fürſorgegeſetzes untergebrachte Berjon). — Unzüchtige 
Handlungen der im $ 173 genannten leiblihen Verwandten gehören nur dann 
hierher, wenn dieſe gleichzeitig unter einen der im $ 174 Nr. 1 aufgezählten 
Begriffe fallen. Ein Pflegichaftsverhältnis befteht zwijchen leiblichen Eltern und 
ihren Kindern niemals. E 3 64. 7 307. Ebenjfowenig kann man die Eltern als 
„Erzieher“ ihrer leiblichen Kinder anfehen. Auch macht der Umjtand, daß der 
Bater feinem Sohne Privatitunden gibt, ihn nicht zu deſſen Lehrer. Iſt Dagegen 
ein Verwandter auffteigender Linie zum Bormund bejtelt, jo iſt er auch ala 
folder verantwortlid. E 32 103. — Idealkonkurrenz mit $ 173 iſt möglid). 
E 7 307. 12 292. 
Zu Nr. 2. — Über den Begriff des Beamten f. $ 359. — Unter Obhut 
veriteht E 19 255 eine „mit der Pfliht der Aufjicht verbundene Fürſorge, vermöge 
deren ein Schugverhältnis zwijchen demjenigen, der die Obhut ausübt, und dem, 
dem fie zugeteilt wird, beiteht”. Das Erfordernis des Schugverhältnifies ſchließt 
aber gleichzeitig daS eines Abhängigkeitsverhältniſſes in fi. Bergl. E 27 343. 
Zu Nr. 3, — Auch hier ift für den Begriff des Beamten lediglich $ 359 maß⸗ 
gebend. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 15 und N 6 711. — Zum Begriffe der Medizinals 
perjonen gehört nad) E 31 246, daß fie an der Ausübung der Heilfunde, wenn 
auch nur in untergeordneter Weife, beteiligt jind. Die Krankenpflege gehört nicht 
zur Heiltunde. Demnach würden Wärter nicht hierher zu rechnen jein. Xergl. 
Schuige in der Arztl. SachverftändigensBeitung 5 163. — Täter können die Bes 
amten, Ärzte oder andere Medizinalperfonen nur dann fein, wenn fie in dem 
Gefäugniſſe oder der Anftalt angeftellt (vergl. $ 359) oder beſch äftigt find. 
Die VBeichäftigung muß eine dauernde oder jtetig wiederkehrende fein. RO in 
GoltdA 42 139. Indem das Gejeg eine Anftalt fordert, Die zur Pflege von 
Hilfiojen beitimmt ift, bringt es den Charafter des Delikts als Mißbrauchs 
des Abhaängigkeitsverhältniſſes deutlich zum Ausdruck. Die Beſchränkung der 
Anſtalten auf öffentliche, d. h. aus öffentlichen Mitteln unterhaltene (Olsh.⸗ 
Zweig. 17), liegt dagegen kaum in der Konſequenz dieſes Gedankens. 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 19 
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Die widernatürliche Unzucht, welche zwiſchen Perjonen männlichen 
Geſchlechts oder von Menfchen mit Thieren begangen wird, tft mit Ge— 
fängniß zu beſtrafen; auch fann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. [StrK]. 


I. Die bier behandelte Sodomie zerfällt in die sod. ratione sexus (mas cum 
mare), nur firafbar, wenn zwiſchen Perfonen männlichen GefchlechtS begangen, und ın 
die sod. ratione generis (homo cum bestia), ftrafbar ohne Rüdficht auf das Geſchlecht 
In beiden Fällen wird vorausgejegt, daß beide Weſen leben. Straflos ift alfo die 
Leichenihändung und die Unzucht mit toten Tieren. ©. bef. Wachenfeld, Homofezualität 
und Strafrecht (1901) 40. Bei der sod. ratione sexus ift fomohl ber aktive wie dir 
paſſive Teil ftrafbar. 

II. Was unter widernatürliher Unzucht zu verftehen jei, jagt das Gefeg nid: 
ausdrüdliid. Aus der Hiftoriihen Zradition folgert man, daß nur beifchlais» 
ähnliche Handlungen darunter zu verftehen find. Zu dem gleihen Ergebnis gelangt 
das RG, indem es den Ton auf die Präpofition „zwiichen“ legt im Gegenſatz zu 
der in dem $ 174 gebraudten Präpofition „mil“. E 20 225. Ebenfo Wachenfeld 
a. a. D. 48 ff, der jedody den Ausdrud „beilhlafsartige* oder „beilchläferijche” 
Handlungen vorzieht. Was hierher gehört, läßt fich freilich ſchwer feftftellen. Jeden⸗ 
falls ift beifchlafsähnlich eine Handlung, bei der das männliche Glied in wollüftiger 
Abſicht mit den Geſchlechtsteilen oder den in unmittelbarer Nähe befindlichen Körper- 
teilen (namentlih dem After) eine andern Weſens in unmittelbare Berührung 
gebracht wird. Samenerguß ift nicht erforderlid. Das RG (E 20 225. 34 245). 
dem Wachenfeld A6 ff. beitritt, rechnet auch die immissio membri in 08 bierber. Den 
Grund findet dag RG darin, daß eine beilchlafsähnliche Handlung bei Einführung 
in den Körper vorliege. In Wahrheit fann man von einer beifdhlafsähnlichen 
Handlung nur dann reden, wenn Die Berührung in der oben bezeichneten Ephäre 
ftattfindet. Es ift daher namentlich aud die von E 3 200 vertretenen Auffafjung 
abzulehnen, nach welcher die Berührung des Geichlechisteilesg des einen Weſens 
mit den Rörper des andern fchledhthin genügen fol. Dagegen auch E 23 289. 
üÜberdies müßte die befämpfte Anficht zur Beftrafung der gegenfeitigen Onanie führen. 
die dag RS felbit ablehnt. E 6 211. R 4 493. Ein Handeln durch die Kleider 
hindurch fann niemals ausreichen. E 2 237. Dagegen jcheint E 36 32 es als genügent 
anzufehen, wenn das Glied des aktiven Teiles entblößt ift. S. über die Frage bei. 
Mittermaier, Bergl. Darftellung 4 153 ff. 

III. Bum Borfag gehört daS Bemußtjein, daß wenigftens ein Zeil in 
geichlechtlicher Abjicht Handelt. Täter kann bei sod. rat. sexus auch der Teil fein, 
der ſelbſt diefe Adficht nicht Hat. E 84 245. 

IV. Bon hervorragender praktiſcher Bedeutung ift die Möglichkeit einer Ideal⸗ 
konkurrenz mit $ 176 Nr. 3 Knabenſchändung). 


8 176. 
Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird beitraft, wer 
1. mit Gewalt unzüchtige Handlungen an einer Frauensperſon vornimmt 
oder dieſelbe durch Trohung mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben zur Duldung unzüchtiger Handlungen nöthigt [SchwG.], 
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2. eine in einem willenloſen oder bewußtloſen Zuſtande befindliche oder 
eine geiſteskranke Frauensperſon zum außerehelichen Beiſchlafe miß— 
braucht [SchwG], oder 

3. mit Perjonen unter vierzehn Jahren unzüchtige Handlungen vor: 
nimmt oder diefelben zur Verübung oder Duldung unzüchtiger Hand: 
lungen verleitet. [StrK]. 


Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter jech8 Monaten ein. 


I. Zu Nr. 1. — Über den Begriff der unzüchtigen Handlung f. $174 I. Die 
unzüdtigen Handlungen müffen an einer fgrauensperfon dorgenommen werden. 
Gewaltfame Unzucht an einem Manne kann als Nötigung gemäß $ 240 ftrafbar 
jein. Alter, Ruf und Geſchlechtsreife der Frauensperfon find unerheblich. (In letzterer 
Beziehung a. A. Hälfchner 2 223. 227.) Die unzlidhtigen Handlungen müſſen an, 
db. 5. an dem Körper der Frauensperfon vorgenommen werben. Das ift fo zu 
verjteben, daß eine Berührung mit dem weiblichen Körper ftattfindet. Nötigung 
zur Entblößung genügt alfo nicht, kann aber unter $ 240 fallen. Ebenfowenig genügt 
Entblößung des Täterd. Dagegen braucht Die Berührung feine unmittelbare zu fein, zur 
unzücdtigen Handlung ift alfo die Entblößung aud) nicht erforderlidh. Im übrigen 
läßt fich die in den früheren Aufl. und ſcheinbar auch von Olsh.⸗Zweig. 9 zu 8 174 
vertretene Unterſcheidung, ob der weibliche Körper Objekt oder nur Mittel der Unzucht 
iit, nicht durchführen, ſodaß es als unzlchtige Handlung an der Frauensperſon 
ericheint, wenn ihre Hand an das Glied des Mannes geführt wird. Die Gewalt 
muß fih, wie aus dem Zuſammenhang der Beitimmung folgt, gegen die Perſon 
des Frauenzimmers richten. Vergl. 88 52. 113. Zum Vorſatz gehört dag Bewußt⸗ 
jein Der Gewaltanwendung. Der Täter muß alfo wiflen, daß er einen Wider» 
ftand bricht. Erſcheint ihm das Sträuben nicht ernftlich (vis haud ingrata), fo 
fehlt e8 an dem Vorſatz. — Der gewaltfamen Vornahme unzüchtiger Handlungen 
ftebt die Nötigung zur Duldung folder gleich. Ein begrifflicher Unterfchied befteht 
aber nicht. Das Geſetz bringt nur zum Ausdrude, daß als Nötigungsmittel auch 
die Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben ($ 481I 1a. 
8 52 I 2a) genügt. Ernſtlichkeit der Drohung ift nicht erforderlihd. Es ift 
objektiv ausreichend, daß fie von der Frauensperſon für ernftlic) gemeint gehalten 
wird, und ſubjektiv, daß der Täter mit diefem Umftande rechnet. Daß bie Drohung 
gegen die Frauensperſon jelbit gerichtet fein muß, ergibt die Vergleichung mit 8 52. 
— Täter kann aud) eine Frauensperſon fein. So bie herrichende Lehre. Bei Gewalt⸗ 
anwendung von feiten ber einen und Bornahme der unzlichtigen Handlung von feiten 
einer andern Perjon liegt (Einverftändnis vorausgeſetzt) Mittäterfchaft vor. In dem 
Falle von E 27 422 fehlte e8 an dem Einverftändnts. Auch der Ehemann kann das 
Delikt an der Ehefrau begehen, jedoch nur durch ſolche Handlungen, die außerhalb 
des normalen gejchledhtlihen Verkehrs liegen. ©. dazu Mittermaier, Vergl. Dar⸗ 
ttelung 4 104. — Bu beadjten ift, dad im Gegenfag zu Nr. 3 die Nötigung zur 
Bornahme unzüdhtiger Handlungen nicht genügt. Hier Tann nur $ 240 ein⸗ 
ſchlagen. 

I. Zu Nr. 2. — Die unfreiwillige Schwächung oder Schändung 
fordert als Objekt eine willenloſe oder bewußtloſe oder geiſteskranke (vergl. $ 51) 
Frauensperſon. Auch hier find Alter, Ruf und Geſchlechtsreife unerheblih. ©. o. I 
Unter willenlo8 wird man eine ſolche Frauensperſon zu verftehen Haben, die zivar 
bei Bewußtfein und geiftig gejund, aber do nicht im ftande ift, einen Willen zu 

19* 
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haben (z. B. wegen gänzlicher Erſchöpfung) oder zu äußern (z. B. wegen Lähmung 
der Zunge oder der Glieder). Wehrloſigkeit der Frauensperſon (z. B. wegen Feſſelung 
genügt nicht, wenn und folange fie ihren Willen äußern fann. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 10, 
v. Lifzt $ 105, Meyer⸗Allf. 635. U. X. bei. Hälfchner 2 224. — Die Handlung beiteht 
in dem Mißbrauche zum außerehelihen Beifchlaf. Begriff des Beiſchlafs ſ. 
$ 172. An dem Mißbrauche fehlt es aber, wenn die Frauensperfon in willens⸗ 
fähigem Zuftande ihre Einwilligung gegeben bat. Beilchlaf mit der betrunfenen 
Buhälterin gehört demnad nicht hierher. Ebenjo v. Lifzt $ 105, Meyer-Allf. 635. 
A. N. die meilten, auch Olsh.Zweig. 13. Vergl. E 7 425. Zum Dolus gehört bie 
Kenntnis des vom Gefege geforderten Zuftandes der Frauensperfon. — Daß Täter 
nur diejenige Berjon jein könne, welche den Beifchlaf mit dem Frauenzimmer voll- 
zieht, jagt das Geſetz nicht. Es Tann daher auch eine andere Frauen sperſon Täterin 
(und mithin auch Mittäterin) fein. 83. B.: eine Yrau veranlaßt einen Mann, ven 
Beilchlaf mit einem bewußtlofen Mädchen zu vollziehen, deſſen Bemwußtlofigfeit nur 
der Frau, aber nicht dem Manne befannt ift. A. A. die meiften, vergl. Binding, 
Lehrb. 1 203, Olsh.Zweig. 12 und oben ©. 82 IV 2a. 89 IV 1. — Erfchwerter Fall 
& 177. 

II. Zu Nr. 3. — Begriff der unzüchtigen Handlung ſ. $ 174. Objekt ift hier eine 
unter vierzehn Jahren ftehende Perſon, gleichgiltig welchen Geſchlechts. Täter kann 
auch eine Srauensperfon fein. E 10 161.— Über Berechnung des Alters |. $ 55. 
Die Kenntnis des Alters gehört zum Dolus. Hält der Täter den andern Teil 
irrtlimlich für jünger als vierzehn Jahre, jo nimmt E 89 316 ftrafbaren Verſuch an. 
©. Dagegen 8 431. | 

Die Handlung kann beftehen: 

a) in der Bornahme unzächtiger Handlungen mit ($ 174 II) einer PBerjon unter 

vierzehn Jahren. Bon wen die Initiative ausgeht, ift gleichgiltig. E 10 161; 

b) im Berleiten einer folden Berjon zur Berübung oder Duldung 
unzüchtiger Handlungen. Verleiten erfordert eine Beeinfluffung des 

Willens, jedoh Tann auf Geiten bes Kindes fein Bewußtſein von Der 

Bedeutung der Handlung gefordert werden. E 21 33. Ob die unzüchtigen 

Handlungen mit dem Berleitenden oder mit einem dritten oder am eigenen 

Körper verübt werden, iſt gleichgiltig. E 20 30. Bei der Tuldung 

unzüchtiger Handlungen find ſolche gemeint, Die der Berleitende oder ein 

dritter am Körper des Berleiteten vornimmt. E 26 278. — Aus dem 
gleihen Grunde wie bei 8 174 Tann die unter vierzehn Jahren ftehende 

Perſon felbft nicht wegen Teilnahme oder Mittäterjchaft verantwortlich 

gemacht werden (unbeftritten.. Dem Sinne des Geſetzes entipricht e3 auch, 

daß Täter nur eine über vierzehn Jahre alte Perjon fein kann. Über» 

einftinmend v. Lifzt $ 105, Olsh.⸗Zweig. 16. U. U. bei. E 7 352. 30 181, 

Binding, Lehrb. 1 198. Für die Hier vertretene Anficht jpricht auch der von 

v. Liſzt a. a. DO. herborgehobene Gefihtspunft, daß nach Anficht de RGS's 

gegenfeitige Onanie zwijchen Knaben unter 14 Jahren ftrafbar, über 14 Jahre 

ſtraflos wäre. Der Beiichlaf zwiſchen Geſchwiſtern unter 14 Jahren ift ftrafbar 
nad) $ 173 Abf. 2. Sit eines der Fonfumbierenden Gefchwilter über 14 Jahre 
alt, jo liegt bei ihm Idealkonkurrenz zwischen 88 173 und 176 vor. Nach Lage 
der Umstände ift auch Idealkonkurrenz mit $ 174 und zwiſchen den einzelnen 
Nummern des 8 176 denkbar. Wegen Idealkonkurrenz mit $ 182 |. Dafelbir 


$ 177. 
Mit Zuchthaus wird beitraft, wer Durch Gewalt oder durch Drohung 
mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine Frauensperſon zur 
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Duldung des außerehelichen Beijchlafs nöthigt, oder wer eine Frauens⸗ 
perjon zum außerehelichen Beifchlafe mißbraucht, nachdem er fie zu dieſem 
Zwecke in einen willenlojen oder bewußtlofen Zuftand verfebt hat. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter Einem Jahre ein. [SchwG]. 


I. Der erfte Teil betrifft die eigentliche Notzucht. Objekt: eine Frauens⸗ 
perjon ohne Rüdficht auf Alter, Gejchlechtäreife (a. A. v. Liſzt 8 105) und fittlichen 
Auf. E 4 23. Die Handlung befteht in der Nötigung zur Duldung des außer» 
ehelichen Beiſchlafs. Begriff des Beiſchlafs 8 172. Wegen Gewalt und Drohung 
ſ. $ 176 1. Sdentität der nötigenden und fonfumbierenden Perſon ift nicht erforderlich. 
Schon aus biefem Grunde fann eine Frauensperfon Täterin fein. Hier über⸗ 
einftimmend aud Olsh.⸗Zweig. 2 (im Widerſpruch mit 20 zu $ 47); a. A. Binding, 
Zehrb. 1 200. ©. 8 176 II. Bei Einverftändnis zwiichen dem Nötigenden und dem 
Konkumbierenden liegt Mittäterfchaft vor. E 8 189 ſah vom Standpunkte der 
jubjeltiven Theorie aus in der bloßen Vergewaltigung nur Beihilfe. Fehlt es an 
dem Einverftändnis, jo ift Die rechtliche Beurteilung je nach der Lage der Verhältniſſe 
eine verſchiedene. Bergl. $ 47 III. 

1. Der zweite Zeil betrifft die uneigentliche Notzucht oder erfchwerte 
Schändung, aljo einen Spezialfall von $ 176 Nr. 2. Das qualifizierende Moment 
liegt Hier darin, daß der Täter nicht lediglich den ohne fein Zutun Herbeigeführten 
mwillenlojen oder bewußtlofen Zuftand der Yrauensperfon benußgt, fondern jelbft 
Diefen Buftand herbeiführt. Bei einverftändlihem Zuſammenhandeln liegt bier wie 
fonft Mittäterfhaft vor. 3. B.: A betäubt die Frauensperſon, B vollzieht den 
Beilchlaf mit ihr. €. ob. 1. 

IH. Idealkonkurrenz der Notzucht mit dem Verbrechen des $ 176 Nr. 1 ift 
ausgeſchloſſen, da die Notzucht einen Spezialfall darftellt. Über die Frage, ob 
bei freiwiligem Rüdtritt von: Notzuchtsverjud) eine nah 8 176 Nr. 1 ftraf- 
bare Handlung übrig bleiben Tann, ſ. $ 46 IV. Bejahend E 23 125, v. Lifzt 
$ 105, auch Olsh.⸗Zweig. 7, legtere aber nur, weil fie Idealkonkurrenz zwiſchen 
verjuchter Notzucht und $ 176 Nr. 1 für möglich halten. — Daß bie erichwerte 
Schändung mit der einfachen nicht Eonkurriert, iſt felbftverjtändlich. Zweifellos aber 
ift Idealkonkurrenz ſowohl der erjchwerten Schändung wie der Notzucht mit 88 172. 
173. 174. 176 Nr. 3 möglid. Mit Recht führt E 24 201 aus, daß Idealkonkurrenz 
auch mit $ 185 denkbar jei. 


$ 178. 


Iſt Durch eine der in den $$ 176 und 177 bezeichneten Handlungen 
der Tod der verlegten Perſon verurjacht worden, fo tritt Zuchthaugitrafe 
nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthaugitrafe ein. [Schw@]. 


Wegen des Kaufalzufammenhangs f. S. 21b, wegen des Verſchuldens S. 130 Abſ.8 
wegen des Verſuchs 8 43 VI3. Die Frage, ob ein Fall des $ 178 auch dann vorliegt, 
wenn die Genotzüchtigte bei der Niederkunft ftirbt, ift mit der herrichenden Lehre zu 
bejahen. A. U. v. Schwarze 1. 


$ 179. 


Wer eine Frauensperſon zur Geftattung des Beiſchlafs dadurch ver- 
leitet, daß er eine Trauung vorfpiegelt, oder einen anderen Irrthum in ihr 
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erregt oder benußt, in welchen jie den Beilchlaf für einen ehelichen hiel, 
wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, fo tritt Gefängnißitrafe nidı 
unter ſechs Monaten ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. [StrK. 


L Die Erfhleihung des auferehelichen Beiſchlafs jet als Objekt ſchlechthin 
eine Frauensperfon voraus, ohne Rüdficht auf Alter und Ruf, ohne Rüdfiht auch 
darauf, ob fie verheiratet ift oder nicht. 

II. Die Handlung beiteht in einem Doppelten: 

1. in einer Täuſchung, und zwar in der Art, daß ein tatfächlich außerehelich 
auszuübender Beilchlaf der Frauensperſon als ein ehelicher Dargejtellt wird. Der 
pofitiven Täufchung fteht die Benugung eines Irrtums glei. ALS bejondere 
Art der Täufchung wird die Borfpiegelung einer Trauung hervorgehoben. Als 
Erregung oder Benutzung eines „anderen Irrtums“ fommt namentlich der yal 
in Betradht, dad der Täter fi unter dem Schuge der Dunkelheit oder unter 
Benugung der Blindheit der yrauensperjon als Ehemann geriert. Dagegen 
gehört e8 nicht Hierher, wenn der Täter fich für den außerehelich Geliebten der 
Frauensperjon ausgibt; 

2. in dem wirklichen Bollzug des Beifchlafs mit der getäufchten Frauen: 
perjon und zwar in der Art, Daß fie fich zufolge der Täuſchung hingibt. Es 
wird aljo Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Täufchung und der Geftattung de 
Beiſchlafs gefordert. — Wer den Beilchlaf ausübt, ift gleichgiltig. Regelmäßig 
wird es der Täufchende fein, nötig ift aber dieſe Identität nicht. Daher kann 
aucheine Frauens perſon als Täterin erfcheinen. Bei einverftändlichem Zuſammen⸗ 
wirken befonders in der Art, daß der eine täuſcht, der andere fonfumbiert, liegt 
Mittäterfchaft vor. Ebenfo die herrichende Lehre. 

III. Der Verſuch beginnt mit dem Anfange der Täujchung, genau wie beim 
Betrug. 

IV. Da der Begriff des Verletzten ſtets eng zu interpretieren ift, jo Tann das 
Antragsrecdht troß der turbatio sanguinis nur der Frauensperſon, nicht deren 
Ehemann zugeftanden werden. E 12 250. Dod Tann ein bon dem Chemann 
geftellter Antrag Beltrafung megen Beleidigung zur Yolge haben. Die in bem 
zulegt zitierten Urteil vertretene Anficht, nach melcher zwiichen den 88 179 um 
185 fogenannte Geſetzeskonkurrenz befteht, ift mit Recht von E 24 201 aufgegeben 
worben. Denn ed kann jemand fehr wohl das Delikt aus $ 179 begehen, ohne 
den Borjat der Beleidigung zu haben (3. 3. dann, wenn die Frauensperfon eine 
Broftituierte ift). 


$ 180. 


Wer gervohnheit3mäßig oder aus Eigennuß durch feine Vermittelung 
oder durch Gewährung oder Verſchaffung von Gelegenheit der Unzucht Vor: 
ichub Ieijtet, wird wegen Kuppelei mit Gefängniß nicht unter Einem Monate 
beftraft; auch kann zugleich auf Geldjtrafe von einhundertfünfzig bis zu 
ſechstauſend Mark, auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte ſowie auf Zu: 
läſſigkeit von Polizei-Aufficht erfannt werden. Sind mildernde Umſtände 
vorhanden, jo fann die Gefängnißitrafe bis auf Einen Tag ermäßigt werden. 
[StrK. bez. SchwG]. 
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$ 181. 


Die Kuppelei ift, felbjt wenn fie weder gemohnheitsmäßig noch aus 
Eigennutz betrieben wird, mit Zuchthaus big zu fünf Jahren zu bejtrafen, 
wenn 

1. um der Unzucht Vorfchub zu leiten, Hinterlijtige Kunftgriffe angewendet 
werden, oder 
2. der Schuldige zu der verfuppelten Perjon in dem Verhältniſſe des 

Ehemanns zur Ehefrau, von Eltern zu Kindern, von VBormündern zu 

Pflegebefohlenen, von Geijtlichen, Lehrern oder Erziehern zu den 

von ihnen zu unterrichtenden oder zu erziehenden Perfonen jteht. 


Neben der Zuchthausitrafe ift der Verluſt der bürgerlichen Ehren- 
rechte auszusprechen; auch kann zugleich auf Gelditrafe von einhundert- 
fünfzig bis zu fechstaufend Marf, jowie auf Zuläffigfeit von Polizei: 
Aufſicht erfannt werden. 

Sind im Falle des Abi. 1 Nr. 2 mildernde Umftände vorhanden, ſo 
tritt Gefängnißjtrafe ein, neben welcher auf Gelditrafe bis zu dreitaujend 
Mark erfannt werden fanıı. [StrK]. 


I. Die durch Geſetz v. 25./6 1900 geänderten Stellen behandeln die Kuppelei. 
Das Weſen der Kuppelei befteht darin, daB der Unzucht Vorſchub geleiitet wird. 
Begrifflich erjcheint die Kuppelei jomit als Beihilfe zu fremder Unzucht. Da aber 
keineswegs jede Unzucht ftrafbar ift und doch anderſeits die in gewiſſen Formen 
auftretende Vorſchubleiſtung zu jeder Unzucht beitraft werden fol, jo behandelt das 
StGB die Kuppelei als ein del. s.g. Ihr Verhältnis zur Beihilfe zu den 
Unzuchtsdelikten wirb in dem Sinne zu bejtimmen fein, daß Idealkonkurrenz 
möglich ift. Nähere Begründung j. 1. Aufl. Dagegen nimmt Köhler, Die Grenz⸗ 
linien zwifchen Idealkonkurrenz und Geſetzeskonkurrenz (1900) 93ff. an, Die gewohnheits⸗ 
mäßige Kuppelei jei nur ein jubfidiäres Delikt. Wieder anders Binding, Lehrb. 1 205, 
nach welchem Alternativität der Strafgefege vorliegt, in dem Sinne, daß ber. Richter 
das jeweils jtrengfte anzuwenden habe. — Beizutreten ift allerdings Köhlers Aus⸗ 
Tührungen, nach denen Idealkonkurrenz zwiſchen Beihilfe zwiſchen $ 179 und der 
Kuppelei des $ 181 Nr. 1 ausgeſchloſſen erjcheint. 

II. Die Art der beförderten Anzucht wird im Gefete nicht näher bezeichnet. 
Es ift daher Unzucht — unzüdhtiger Handlung in dem zu $ 174 entwidelten Sinne 
(ohne Rückſicht auf Strafbarkeit |. o. I). Nur gibt das Wort „Ruppelei” Anlaß zu 
der Beichränfung, daß es fih ftet8 um Unzucht zwiſchen zwei PBerjonen 
handeln muß. Ausgeſchloſſen find fomit namentlich die sod. rat. generis und die 
Unzucht am eigenen Körper. So die herrichende Lehre. Vergl. Olsh.⸗Zweig. 2 zu 
& 180, Meyer⸗Allf. 689, E 11 A. 25 287. Dagegen beſchränkt v. Lilzt $ 108 den 
Begriff der Unzucht auf den außerehelichen VBeilchlaf und die ftrafbare widernatürliche 
Unzucht zwijhen Männern. 

II. Die Handlung beiteht darin, daß der Unzucht Vorſchub geleiftet, d. h. 
die Bedingungen für Ausübung der Unzucht günſtiger geſtaltet werden. Aber nicht 
jede Vorſchubleiſtung genügt, ſondern nur eine ſolche, die entweder in einer Vermittelung 
oder in einer Gewährung von Gelegenheit beſteht. 
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Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnißſtrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. [StrK]. 


I. Die Stelle betrifft die Unzucht mit abhängigen Perſonen. Allen hier 
behandelten Einzelfällen ift der Begriff der unzüchtigen Handlung gemeinfam. 
Schon im gemeinen Net wurden UnzuchtSdelifte mit Fleiſchesverbrechen identifiziert, 
und dieſe Sdentifizierung reicht in ununterbrochener Tradition an das StGB heran. 
Es muß aljo der Handlung ein geſchlechtlicher Charakter beimohnen, und 
zwar ift diefer für Die vorliegende Stelle näher dahin zu beitimmen, daß die Handlung 
objektiv den Anftand in gejchlechtlidher Beziehung (gröblich) verlegen und ſubjektiv 
von wollüftiger Abficht getragen fein muß. 

1. Die wollüftige Abſicht befteht in Erregung oder Befriedigung des Gefchlecht3« 
triebes. So in wmejentlicher Übereinftimmung die herrſchende Lehre und das 
Reichögeriht. € 6 116. R 1 404. 4 275. 5 433. 708. E 33 233. ©. bei. 
Binding ZStr 2 450 ff. Vergl. auch 8 183. Wenn aber Häufig gefordert 
wird (3. 8. Olsh.⸗Zweig. 5), Daß bie Ubficht des Täters darauf gerichtet fein 
müſſe, gerade feinen eigenen Gefchledtstrieb oder den der Berfon, mit welcher 
er die Handlung vornimmt, zu erregen oder zu befriedigen, jo gebt dieſes 
Erfordernis zu weit. Es genügt vielmehr auch eine ſolche Handlung, durd die 
der Geſchlechtstrieb einer dritten Perſon erregt oder befriedigt werden fol; 
3 B. im Intereſſe eines dritten entblößt der Vormund das Kind. Als nicht 
unzüdtig im Sinne des Geſetzes erjcheinen namentlich ſolche Handlungen, 
beit denen der Täter nur einen rohen Scherz oder eine Mikbandlung 
beabfichtigt, felbjt wenn er dabei mit eigenen oder fremden Geſchlechtsteilen 
bantiert. 

2. Troß Borhandenjeind einer mollüftigen Abjicht Liegt eine unzüchtige Handlung 
dann nicht bor, wenn objektiv die Handlung den Anftandb in geichlechtlicyer 
Beziehung nicht (gröblich) verlegt. 3. 3. wollüftiger Kuß, mollüftige8 Beftreicheln 
der Bade; dagegen ift in dem wollüftigen Betaften der Yrauenbruft ftet3 eine 
unzüchtige Handlung zu jehen (beftritten). Neuerdings läßt das RG das Erfordernis 
ber gröblichen Berlegung fallen. E 32 418 (direft allerdings nur bagl. bes 
8 184). Man wird e8 aber in dem Ginne beizubehalten haben, um aus» 
zudrüden, daB nicht ſchon die Verlegung eines rein individuellen oder über⸗ 
Ipannten Anftandögefühls genügt. Bergl. auch Olsh.⸗Zweig. 4. Unerheblich ift 
ed, ob der gejchledhtliche Charakter der Handlung auch dem andern Teil (der 
Pflegebefohlenen ujw.) zum Bewußtfein fommt. NR 8 287. 621. 

ll. Die unzüchtigen Handlungen müfjen überall „mit“ einer der Autorität Des 
Täters unterftellten PBerjon vorgenommen werben, d. b. e8 muß deren Körper 
irgendwie bei der unzlichtigen Handlung beteiligt fein. Daß aber die Geſchlechtsteile 
oder der nacdte Körper oder überhaupt der Körper der anderen Perſon berührt 
werden, ift nicht erforderlih. Es reicht daher aus, wenn ſich etwa der andere Zeil 
auf Aufforderung des Täter entblößt. So auch Olsh.Zweig. 9 und (bzgl. des 
8 176) E 33 429. Dagegen genügt die Vornahme einer nnzüdhtigen Handlung in 
Gegenwart einer der genannten Perjonen nid. R 8 287. 621. 4 899. 
Wenn in dieſen Enticheidungen das „mit* dem „an“ des 8 176 gleichgeftellt 
wird, fo geht dies, wie Olsh.⸗Zweig. 9 ausführen, allerdings zu weit, und eg fällt 
unbedenflich auch der Fall unter das Geſetz, bei dem mittel$ des Körper Der 
andern Berfon an dem des Täters eine unzüchtige Handlung begangen, 3. B. 
onaniert wird. 

III. Über die Straflofigfeit der Perſonen, „mit“ welchen die Unzucht begangen 
wird, |. ©. 83. 84 VL 


1. 
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IV. Im einzelnen ift zu bemerfen: 

Zu Nr. 1.— Ein Bormund, der nur zur Kontrolle eines andern Bormundes 
berufen it, hat feinen „Bflegebefohlenen“, fällt Daher auch nicht unter dieje 
Stelle. Ebenſo E 15 72. 33 103 bezgl. des preußiichen Gegenvormunds. Aus dem 
gleichen Grunde ift der Gegenvormund des BGB's auszuichließen. Übereinftimmend 
Binding, Lehrb. 1 197. A. A. Olsh.⸗Zweig. 12, inſofern fie dem Gegenvormund 
des BGB's eine weitergehende Stellung einräumen. — Über den Begriff der 
Adoptiv» und Pflegeeltern j. $ 52 IV 3. 4 — Geiſtliche find nur dann 
Zäter, wenn jie unzlichtige Handlungen mit minderjährigen Schülern und 
Zöglingen, mithin als Lehrer oder Erzieher begehen, z. 3. im Konfirmations- 
unterriht. E 11 271. — Bu den Lehrern gehören auch Privatlehrer, wenn 
nad) Lage der Umſtände nicht nur ein wiſſenſchaftliches oder Fünitlerifches, 
jondern gleichzeitig ein fittliches Autoritätsverhältnis vorliegt. E 10 345. Unter, 
ähnlichen Borausjegungen fallen E 27 129. 32 59. 34 311 aud den kauf—⸗ 
männijchen wie den unter die GewO fallenden Lehrheren als Lehrer (und Erzieher) 
auf. — Ter Erzieher unterfcheidet jih von dem Lehrer dadurd), daß jein 
Autoritätsverhältnis die Nebensführung des andern Teils in größerem Umfange 
ergreift. Berufsmäßigkeit ift Höchftend in dem Sinne erforderlich, wie der 
Begriff des Berufs in 8 222 gebraucht wird. Auch derjenige ijt Erzieher, der 
nur in einem Einzelfalle und ohne Erwerbsabſicht eine jugendlihe Berjon 
„erzieht“.”. Vergl. E 6 233. 29 49. 31 203. Die Crzieherqualität eines 
Mannes überträgt ſich nicht ohne weiteres auf deſſen Frau E 38 66 (betr. 
eine auf Grund des preuß. Fürſorgegeſetzes untergebrachte Berjon). — Unzlchtige 
Handlungen der im $ 173 genannten leiblichen Berwandten gehören nur dann 
hierher, wenn dieſe gleichzeitig unter einen der im $ 174 Nr. 1 aufgezählten 
Begriffe fallen. Ein Pflegichaftsverhältnis befteht zwiſchen leiblichen Eltern und 
ihren Kindern niemals. E 3 64. 7 307. Ebenfowenig fann man die Eltern als 
„Erzieher“ ihrer leiblichen Kinder anjehen. Auch macht der Umftand, daß der 
Bater feinem Sohne Privatftunden gibt, ihn nicht zu deſſen Lehrer. Sit dagegen 
ein Verwandter aufiteigender Linie zum Bormund bejtellt, fo ift er auch als 
ſolcher verantwortlich. E 32 103. — Idealkonkurrenz mit $ 173 iſt möglid). 
E 7 307. 12 292. 

Bu Nr. 2. — Über den Begriff des Beamten f. $ 359. — Unter Obhut 
verjteht E 19 255 eine „mit der Pflicht der Aufjicht verbundene Yürjorge, vermöge 
deren ein Schugverhältnis zwijchen demjenigen, der die Obhut ausübt, und dem, 
dem fie zugeteilt wird, befteht”. Das Erfordernis des Schugverhältnifies ſchließt 
aber gleichzeitig das eines Abhängigkeitsverhältniſſes in fi. Bergl. E 27 343. 
Zu Nr. 3, — Auch hier ift für den Begriff des Beamten lediglich $ 359 maß⸗ 
gebend. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 15 und N 6 711. — Zum Begriffe der Medizinal« 
perjonen gehört nad) E 31 246, daß fie an der Ausübung der Heillunde, wenn 
auch nur in untergeordnieter Weife, beteiligt find. Die Krankenpflege gehört nicht 
zur Heilkunde. Demnad) würden Wärter nicht hierher zu rechnen jein. Vergl. 
Schuige in der Ärztl. Sahverftändigen-Beitung 5 163. — Täter können die Bes 
amten, Ärzte oder andere Medizinalperfonen nur dann fein, wenn fie in dem 
Gefängniffe oder der Anftalt angeſtellt (wergl. $ 359) oder beihäftigt find. 
Die Beichäftigung muß eine dauernde oder jtetig wiederkehrende ſein. RG in 
Goltd A 42 139. Indem das Geieg eine Anſtalt fordert, Die zur Pflege von 
Hilflojen beitimmt it, bringt es den Charakter des Delikts als Mißbrauchs 
des Abhängigkeitsverhältniſſes Ddeuslih zum Ausdrud. Die Beichränfung der 
Anftalten auf öffentliche, d. h. aus öffentlichen Mitteln unterhaltene (Olsh.⸗ 
Bweig. 17), liegt dagegen faum in der Sonjequenz dieſes Gedanken. 


Srant, Strafgefegbuh, 5.—7. Aufl. 19 
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$ 175. 


Die widernatürliche Unzucht, welche zwiſchen Berjonen männlichen 
Geſchlechts oder von Menjchen mit Thieren begangen wird, ift mit Ge— 
fängniß zu beitrafen; aud) fann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrecdhte 
erfannt werden. [StrK]. 


I. Die Hier behandelte Sodomie zerfällt in die sod. ratione sexus (mas cum 
mare), nur firafbar, wenn zwifchen Berfonen männlichen Geſchlechts begangen, und in 
die sod. ratione generis (homo cum bestia), ftrafbar ohne Nüdfjicht auf das Geſchlecht. 
In beiden Fällen wird vorausgeiegt, daß beide Weſen leben. Straflos ift alfo die 
Leichenfhändung und die Unzucht mit toten Tieren. ©. bei. Wachenfeld, Homoferualität 
und Strafrecht (1901) 40. Bei der sod. ratione sexus ift fomohl der aktive wie der 
paſſive Zeil ftrafbar. 

Il. Was unter widernatürlicdher Unzucht zu verftehen fei, jagt das Gefeg nicht 
ausdrüdlid. Aus der Hiftoriichen Tradition folgert man, daß nur beiſchlafs— 
ähnliche Handlungen darunter zu verftehen find. Zu dem gleichen Ergebnis gelangt 
dad RG, indem es den Ton auf die Präpofition „zwifchen” legt im Gegenfat zu 
der in dem 8 174 gebraudten Präpofition „mil*. E 30 225. Ebenſo Wachenfeld 
a. a. D. 48 ff., der jedoch den Ausdrud „beilchlafsartige* oder „beiichläferiiche* 
Handlungen vorzieht. Was Hierher gehört, läßt ſich freilich ſchwer feitftellen. Jeden⸗ 
falls ift beifchlafsähnlich eine Handlung, bei der das männliche Glied in wollüitiger 
Abſicht mit den Geſchlechtsteilen oder den in unmittelbarer Nähe befindlichen Körper- 
teilen (namentlich dem After) eines andern Wejend in unmittelbare Berührung 
gebracht wird. Samenerguß ift nicht erforderlich Das RG (E 20 225. 34 245), 
dem Wachenfelb A6ff. beitritt, rechnet aud die immissio membri in os hierher. Ten 
Grund findet das RG darin, daß eine beilhlafsähnliche Handlung bei Einführung 
in den Körper vorliege. In Wahrheit fann man von einer beifchlafsähnlichen 
Handlung nur dann reden, wenn die Berührung in der oben bezeichneten Sphäre 
ftattfindet. Es ift daher namentlich auch die von E 3 200 vertretenen Auffaffung 
abzulehnen, nad welcher die Berührung des Geicdhlechtsteile8 des einen Weſens 
mit den Körper des andern ſchlechthin genügen fol. Dagegen auch & 28 289. 
Überdies müßte die befämpfte Anficht zur Beftrafung der gegenjeitigen Onanie führen, 
die das RG felbft ablehnt. E 6 211. R 4 493. Ein Handeln durch die Kleider 
hindurch kann niemals ausreichen. E 2 287. Dagegen ſcheint E 36 32 e8 als genligend 
anzufehen, wenn das Glied des aktiven Teiles entblößt ift. S. über die Frage bei. 
Mittermaier, Bergl. Darftellung 4 153 ff. 

IM. Sum Borjag gehört das Bewußtfein, daß wenigftens ein Zeil in 
gefchlechtlicher Abficht handelt. Täter kann bei sod. rat. sexus aud) ber Zeil fein, 
der ſelbſt diefe Abficht nicht Hat. E 34 245. 

IV. ®on hervorragender praftifher Bedeutung ift die Möglichkeit einer Ideal⸗ 
fonturrenz mit $ 176 Nr. 3 (Rnabenjchändung). 


8 176. 
Mit Zuchthaus big zu zehn Jahren wird beitraft, wer 

1. mit Gewalt unzüchtige Handlungen an einer Frauensperſon vornimmt 
oder diejelbe durch Trohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben zur Duldung unzüchtiger Handlungen nöthigt [Schw@G.], 
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2. eine in einem willenlofen oder bewußtlofen Zuftande befindliche oder 
eine geiſteskranke Frauensperſon zum außerehelichen Beifchlafe miß- 
braudt [SchwG], oder 

3. mit Perſonen unter vierzehn Jahren unzüchtige Handlungen vor: 
nimmt oder Diejelben zur Verübung oder Duldung unzüchtiger Hand⸗ 
lungen verleitet. [StrK]. 


Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter jech® Monaten ein. 


1. Zu Rr. 1. — Über den Begriff der unzüchtigen Handlung f. $174 I. Die 
unzüdtigen Handlungen müſſen an einer grauensperfon vorgenommen werben. 
Gewaltjame Unzucht an einem Manne kann als Nötigung gemäß $ 240 ftrafbar 
jein. Alter, Ruf und Gejchlechtsreife der Frauensperſon find unerheblid. (In lebterer 
Beziehung a. U. Hälfchner 2 223. 227.) Die unzüchtigen Handlungen müflen an, 
d. 5. an dem Körper der Frauensperſon vorgenommen werden. Das ift fo zu 
verjtehen, daß eine Berührung mit dem weiblichen Körper ftattfindet. Nötigung 
zur Entblößung genügt aljo nicht, kann aber unter 8 240 fallen. Ebenjowenig genügt 
Entblößung des Täters. Dagegen braucht die Berührung feine unmittelbare zu fein, zur 
unzüchtigen Handlung ift aljo die Entblößung aud) nicht erforderlid. Im übrigen 
läßt fich die in den früheren Aufl. und ſcheinbar auch von Olsh.⸗Zweig. 9 zu 8 174 
vertretene Unterjcheidung, ob der weibliche Körper Objekt oder nur Mittel der Unzucht 
ift, nit durchführen, ſodaß es als unzüchtige Handlung an der Frauensperſon 
ericheint, wenn ihre Hand an das Glied des Mannes geführt wird. Die Gewalt 
muß fi), wie aus dem Zuſammenhang der Beltimmung folgt, gegen die Berfon 
bes Frauenzimmers richten. Vergl. 88 52. 113. Zum Borjag gehört das Bewußt⸗ 
jein der Gewaltanwendung. Der Täter muß aljo wiflen, daß er einen Wider» 
ftand bridt. Erſcheint ihm das Sträuben nicht ernftlid) (vis haud ingrata), jo 
fehlt e8 an dem Borfag. — Der gewaltſamen Bornahme unzücdjtiger Handlungen 
fteht die Nötigung zur Duldung folder gleich. Ein begrifflicher Unterjchied befteht 
aber nicht. Das Gefe bringt nur zum Ausdrude, daß als Nötigungsmittel auch 
die Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben ($ 481I 1a. 
& 52 I 2a) genügt. Ernftlichleit der Drohung iſt nicht erforderlid. Es ift 
objektiv ausreichend, daß fie von der Frauensperſon für ernftlic gemeint gehalten 
wird, und ſubjektiv, da& der Täter mit diefem Umftande rechnet. Daß die Drohung 
gegen die Frauensperſon ſelbſt gerichtet fein muß, ergibt Die Vergleichung mit & 52. 
— Täter kann aud) eine Frauensperjon fein. So die herrichende Lehre. Bei Gewalt⸗ 
anmwendung von feiten der einen und Vornahme der unzüchtigen Handlung von feiten 
einer andern Perſon liegt (Einverjtändnis vorausgefegt) DMittäterfchaft vor. Sin dem 
Falle von E 27 422 fehlte ed an dem Einverftändnis. Auch der Ehemann Tann das 
Delikt an der Ehefrau begehen, jedoch nur durch ſolche Handlungen, die außerhalb 
de3 normalen gefchlechtlichen Verkehrs liegen. ©. dazu Mittermaier, Vergl. Dar- 
ftellung 4 104. — Bu beadten ift, daß im Gegenja zu Nr. 3 die Nötigung zur 
Bornahme unzüchtiger Handlungen nicht genügt. Hier kann nur $ 240 ein- 
fchlagen. 

I. Zu Nr. 2 — Die unfreimillige Shwädhung oder Schändung 
fordert als Objekt eine willenlofe oder bewußtloje oder geiftesfrante (vergl. & 51) 
Frauensperſon. Auch bier find Alter, Ruf und Gefchlechtöreife unerheblid. ©. o. I 
Unter millenlo8 wird man eine ſolche Frauensperſon zu verftehen Haben, die zwar 
bei Bewußtjein und geiftig gejund, aber doch nicht im ftande ift, einen Willen zu 

19* 
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haben (3. B. wegen gänzlicder Erfchöpfung) oder zu äußern (. 8. wegen Lähmung 
der Zunge oder der Glieder). Wehrloſigkeit der Frauensperſon (3. B. megen Feſſelung) 
genügt nicht, wenn und folange fie ihren Willen äußern kann. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 10, 
dv. Liſzt 8 105, Meyer⸗Allf. 685. A A. bei. Hälfchner 2 224. — Die Handlung beiteht 
in dem Mißbraudhe zum außerehelichen Beifchlaf. Begriff des Beiſchlafs ſ. 
8 172. An dem Mißbraude fehlt es aber, wenn die Frauensperſon in willens⸗ 
fähigem Zuftande ihre Einwilligung gegeben Hat. Beifchlaf mit der betrunkenen 
Zuhälterin gehört demnach nicht hierher. Ebenjo v. Lifzt $ 105, Meyer-Allf. 635. 
A. A. die meiften, auch Olsh.⸗Zweig. 13. Vergl. E 7 425. Zum Dolus gehört bie 
Kenntnis des vom Gejete geforderten Zuftandes der Frauensperſon. — Daß Täter 
nur diejenige Berfon jein könne, welche den Beilchlaf mit dem Frauenzimmer voll- 
zieht, jagt das Geſetz nicht. Es kann daher auch eine andere Frauensperſon Täterin 
(und mithin aud Mittäterin) fein. 3. B.: eine Frau veranlaßt einen Mann, den 
Beilchlaf mit einem bewußtlojfen Mädchen zu vollziehen, defien Bewußtlofigfeit nur 
der Frau, aber nicht dem Manne befannt if. A. A. die meiften, vergl. Binding. 
Lehrb. 1 203, DSH.» Zweig. 12 und oben ©. 82 IV 2a. 89 IV 1. — Erfchwerter all 
8 177. 

III. Zu Nr. 3. — Begriff der unzüchtigen Handlung f. $ 174. Objekt ift bier eine 
unter vierzehn Jahren ftehende Perſon, gleichgiltig welchen Geſchlechts. Täter fann 
auch eine Frauens perſon fein. E 10 161.— Über Berechnung des Alters |. $ 55. 
Die Kenntnis des Alters gehört zum Dolus. Hält der Täter den andern Teil 
irrtümlich für jünger als vierzehn Jahre, jo nimmt E 39 816 ftrafbaren Verſuch an. 
©. Dagegen 8 431. 

Die Handlung kann beftehen: 

a) in der Bornahme unzlichtiger Handlungen mit ($ 174 II) einer Perjon unter 

vierzehn Jahren. Bon wem die Snitiative ausgeht, ift gleichgiltig. E 10 161: 

b) im Berleiten einer ſolchen Perfon zur VBerübung oder Duldung 
unzüchtiger Handlungen. Berleiten erfordert eine XBeeinfluffung des 
Willens, jedoch kann auf Ceiten des Kindes fein Bewußtſein von der 

Bedeutung ber Handlung gefordert werden. E 21 33. Ob die unzüdtigen 

Handlungen mit dem Berleitenden oder mit einem Dritten oder am eigenen 

Körper verübt werden, ift gleihgiltig.. E 30 30. Bei der Tuldung 

unzücdhtiger Handlungen find ſolche gemeint, Die der Berleitende oder ein 

dritter am Körper des Berleiteten vornimmt. E 26 278. — Aus dem 
gleihen Grunde wie bei $ 174 kann die unter vierzehn Jahren jtehende 
Perſon felbft nicht megen Zeilnabme oder Mittäterichaft verantwortlich 
gemacht werden (unbeftritten).. Dem Sinne des Gefjeßes entſpricht e3 auch, 
daß Täter nur eine über vierzehn Jahre alte Perfon fein fann. Über⸗ 
einftimmend v. Lifzt $ 105, Olsh.⸗Zweig. 16. 4A. U. bei. E 7 352. 20 181, 
Binding, Lehrb. 1 198. Für die Hier vertretene Anſicht jpricht audy der von 
v. Lilzt a. a. O. hervorgehobene Gefihtspuntt, daß nad, Anficht des NG’S 
gegenfeitige Onanie zwifchen Knaben unter 14 Jahren ftrafbar, über 14 Jahre 
ftraflo8 wäre. Der Beiſchlaf zwiſchen Geſchwiſtern unter 14 Jahren ift ftrafbar 
nad) 8 173 Abf. 2. Iſt eines der konkumbierenden Geſchwiſter über 14 Jahre 
alt, jo liegt bei ihm Idealkonkurrenz zwifchen 88 173 und 176 vor. Nach Lage 
ber Umftände ift auch Idealkonkurrenz mit 8 174 und zwiſchen den einzelnen 
Nummern des 8 176 denkbar. Wegen Idealkonkurrenz mit $ 1852 |. dafelbit 


$ 177. 
Mit Zuchthaus wird beitraft, wer durch Gewalt oder durch Drohung 
mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine Frauensperſon zur 
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Tuldung des außerehelichen Beiſchlafs nöthigt, oder wer eine Frauens— 
perjon zum außerehelichen Beifchlafe mißbraucht, nachdem er fie zu diefem 
Zwecke in einen willenlofen oder bewußtlofen Zujtand verſetzt Hat. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter Einem Jahre ein. [SchwG]. 


I. Ber erfte Teil betrifft die eigentliche Notzucht. Objekt: eine Frauens⸗ 
perjon ohne Rückſicht auf Alter, Sejchlechtöreife (a. U. v. Liſzt 8 105) und fittlichen 
Ruf. E 4 23. Die Handlung befteht in der Nötigung zur Duldung des außer- 
ehelichen Beiſchlafs. Begriff des Beiſchlafs $ 172. Wegen Gewalt und Drohung 
j. $ 1761. Identität der nötigenden und konkumbierenden Perſon ift nicht erforderlich. 
Schon aus diefem Grunde Tann eine Srauensperfon Täterin jein. Hier über- 
einftimmend auch Olsh.⸗Zweig. 2 (im Widerſpruch mit 20 zu $ 47); a. U. Binding, 
Lehrb. 1 200. ©. 8 176 U. Bei Einverftändnis zwiſchen dem Nötigenden unb dem 
Konkumbierenden liegt Mittäterjchaft vor. E 8 189 jah vom Standpunkte der 
ubjeltiven Theorie aus in der bloßen Vergewaltigung nur Beihilfe. Feblt es an 
dem Einverftändnis, jo ift Die rechtliche Beurteilung je nach der Zage der Berhältnifie ° 
eine verſchiedene. Bergl. $ 47 ILL. 

4. Der zweite Zeil betrifft Die nneigentlidhe Notzucht oder erfchwerte 
Schändung, aljo einen Epezialfall von $ 176 Nr. 2. Das qualifizierende Moment 
liegt bier darin, daß der Täter nicht lediglich den ohne fein Zutun berbeigeführten 
willenlofen oder bewußtlojen Zuftand der Frauensperfon benutzt, ſondern felbit 
Diejen Zuftand herbeiführt. Bei einverftändlidem Zufammenhandeln liegt Hier wie 
ſonſt Mittäterjhaft vor. 3. B.: A betäubt die Frauensperjon, B vollzieht den 
Beilchlaf mit ihr. €. ob. 1. 

IH. Idealkonkurrenz der Notzudyt mit dem Verbrechen des $ 176 Nr. 1 ift 
ausgeichlofien, da die Notzudt einen Spezialfall darftellt. Über die Frage, ob 
bei freiwilligem Nüdtritt von Notzuchtsverſuch eine nad) 8 176 Nr. 1 ftraf- 
bare Handlung übrig bleiben fann, |. $ 46 IV. Bejahend E 28 125, v. Liſzt 
8 105, auch Olsh.⸗Zweig. 7, letztere aber nur, weil fie Idealkonkurrenz zwiſchen 
verjuchter Notzudht und $ 176 Nr. 1 für möglich halten. — Daß die erjchwerte 
Schändung mit der einfadhen nicht Tonkurriert, ift jelbftverjtändfich. Zweifellos aber 
ift Idealkonkurrenz ſowohl der erfchwerten Schändung wie der Notzucht mit 8% 172. 
173. 174. 176 Nr. 3 möglid. Mit Recht führt E 24 201 aus, daß Idealkonkurrenz 
auch mit $ 185 denkbar fei. 


$ 178. 


Fit durch eine der in den 88 176 und 177 bezeichneten Handlungen 
der Tod der verlehten Perſon verurfacht worden, fo tritt Zuchthaugftrafe 
nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausitrafe ein. [SchwG]. 


Wegen des Kauſalzuſammenhangs |. S. 21b, wegen des Berjchuldeng S. 130 Abſ.8 
wegen des Verſuchs $ 43 VI 3. Die Frage, ob ein Fall des $ 175 aud) dann vorliegt, 
wenn die Genotzüdhtigte bei der Nieberkunft ftirbt, it mit der herrichenden Lehre zu 
bejahen. A. U. v. Schwarze 1. 


$ 179. 


Wer eine Frauensperjon zur Gejtattung des Beiſchlafs dadurch ver- 
leitet, daß er eine Trauung vorjpiegelt, oder einen anderen Irrthum in ihr 
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$ 175. 


Die widernatürliche Unzucht, welche zwilchen Berjonen männlichen 
Gefchledht3 oder von Menfchen mit Thieren begangen wird, it mit Ge— 
fängniß zu beitrafen; auch kann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. [StrK]. 


I. Die hier behandelte Sodomie zerfällt in Die sod. ratione sexus (mas cum 
mare), nur firafbar, wenn zwiſchen Perfonen männlichen Gejchlecht3 begangen, und in 
die sod. ratione generis (homo cum bestia), ftrafbar ohne Rückſicht auf das Geſchlecht. 
In beiden Yällen wird vorausgejegt, DaB beide Weſen leben. Straflos ift alfo die 
Leichenſchändung und die Unzucht mit toten Tieren. ©. bei. Wachenfeld, Homoferualisär 
und Strafrecht (1901) 40. Bei der sod. ratione sexus tft ſowohl der aktive wie der 
paſſive Zeil ftrafbar. 

I. Was unter widernatürlidher Unzucht zu verftehen fei, jagt das Geſetz nik: 
ausdrücklich. Aus der Hiftorifchen Tradition folgert man, daß nur beiſchlafs— 
ähnliche Handlungen darunter zu verftehen find. Zu dem gleihen Ergebnis gelangt 
da3 RG, indem es den Ton auf die Präpofition „zwifchen” legt im Gegenfaß zu 
der in dem $ 174 gebrauditen Präpofition „mil“. E 20 225. Ebenfo Wachenfeld 
a. a. D. 48 ff, der jedoch den Ausdrud „beiſchlafsartige“ oder „beifchläferiiche 
Handlungen vorzieht. Was Hierher gehört, läßt fich freilich ſchwer feitftellen. Jeden- 
falls iſt beifchlafsähnlich eine Handlung, bei der das männliche Glied in wollüitiger 
Abſicht mit den Geſchlechtsteilen oder den in unmittelbarer Nähe befindlichen Körper- 
teilen (namentlich dem After) eine andern Wejend in unmittelbare Berührung 
gebradht wird. Samenerguß ift nicht -erforderlid. Das RG (E 20 225. 34 245). 
dem Wachenfeld 46 ff. Beitritt, rechnet auch Die immissio membri in os hierher. Ten 
Grund findet das RG darin, daß eine beilhlafsähnliche Handlung bei Einführung 
in den Körper vorliege. In Wahrheit fann man von einer beifchlafsähnficer 
Handlung nur dann reden, wenn die Berührung in der oben bezeichneten Sphere 
ftattfindet. Es ift daher namentlih auch die von E 3 200 vertretenen Auffafjung 
abzulehnen, nad weldyer die Berührung des Geichlechtsteiles des einen Wejen: 
mit den Körper des andern fchledhthin genügen fol. Dagegen auch E 283 200. 
Überdies müßte die befämpfte Anficht zur Beſtrafung der gegenfeitigen Onanie führer. 
die das RS jelbfit ablehnt. E 6 211. R 4 493. Ein Handeln durch bie Kleider 
hindurch Tann niemals ausreichen. E 2 287. Dagegen jcheint E 36 32 e3 als gemügend 
anzufehen, wenn das Glied des aktiven Teiles entblößt ift. E. über die Frage kei. 
Mittermaier, Bergl. Darjtellung 4 153 ff. 

III. Zum Borjag gehört das Bemwußtjein, daß menigftens ein Zeil in 
geichlechtlicher Abfiht Handelt. Täter kann bei sod. rat. sexus auch der Teil jein, 
ber felbjt diefe Abficht nicht hat. E 34 245. 

IV. Bon hervorragender praftifcher Bedeutung ift die Möglichkeit einer deal» 
Tonkurrenz mit $ 176 Nr. 3 (Rnabenjchändung). 


8 176. 


Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird beitraft, wer 

1. mit Gewalt unzüchtige Handlungen an einer Frauensperſon vornimmt 
oder biejelbe durch Trohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben zur Duldung unzüchtiger Handlungen nöthigt [SchwG.], 
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8 181. 


Die Kuppelei ift, jelbft wenn fie weder gemwohnheitsmäßig noch aus 
Eigennutz betrieben wird, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu bejtrafen, 
wenn 

1. um der Unzucht Vorjchub zu leiften, Hinterliftige Kunjtgriffe angewendet 
werden, oder 
2. der Schuldige zu der verfuppelten Perſon in dem Berhältnifje des 

Ehemanns zur Ehefrau, von Eltern zu Kindern, von Vormündern zu 

Pflegebefohlenen, von Geitlichen, Lehrern oder Erziehern zu den 

von ihnen zu unterrichtenden oder zu erziehenden Perjonen jteht. 


Heben der Zuchthausſtrafe ift der Verluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte auszujprechen; auch kann zugleich auf Gelditrafe von einhundert- 
fünfzig bis zu fechstaufend Mark, jomwie auf Zuläffigfeit von Polizei- 
Aufſicht erfannt werden. 

Sind im Falle des Abſ. 1 Nr. 2 mildernde Umftände vorhanden, To 
tritt Gefängnißftrafe ein, neben welcher auf Gelditrafe big zu dreitaufend 
Mark erfannt werden kann. [StrK]. 


I. Die durch Geſetz v. 25./6 1900 geänderten Stellen behandeln die Kuppelei. 
Das Weſen der Kuppelei beiteht darin, daß der Unzucht Vorſchub geleiftet wird. 
Begrifflich erjcheint die Kuppelei jomit als Beihilfe zu fremder Unzucht. Da aber 
keineswegs jede Unzucht ftrafbar ift und doch anderjeitS die in gewiflen Formen 
auftretende Borfchubleiftung zu jeder Unzucht beitraft werden fol, jo behandelt das 
StGB bie Fuppelei als ein del. s.g. Ihr Verhältnis zur Beihilfe zu den 
Unzuchtsdelikten wird in dem Sinne zu bejtimmen fein, daß Idealkonkurrenz 
möglich if. Nähere Begründung f. 1. Aufl. Dagegen nimmt Köhler, Die Grenz⸗ 
linien zwiſchen Idealkonkurrenz und Geſetzeskonkurrenz (1900) 93ff. an, die gewohnheits⸗ 
mäßige Kuppelei jei nur ein fubfidiäres Delilt. Wieder anders Binding, Lehrb. 1 205, 
nad welchem Alternativität der Strafgefege vorliegt, in dem Sinne, daß der. Richter 
Das jeweils ftrengfte anzumenden habe. — Beizutreten tft allerdings Köhlers Aus⸗ 
führungen, nad) denen Idealkonkurrenz zwiſchen Beihilfe zwiſchen 8 179 und der 
Suppelei des 8 1831 Nr. 1 ausgeſchloſſen erjcheint. 


II. Die Art der beförderten Anzucht wird im Geſetze nicht näher bezeichnet. 
Es iſt daher Unzucht — unzüdjtiger Handlung in dem zu 8 174 entwidelten Sinne 
(ohne Rüdjiht auf Strafbarkeit f. o. I). Nur gibt das Wort „Kuppelei” Anlaß zu 
der Beichränfung, daß es fich flet8 um Unzucht zwiſchen zwei Berfonen 
handeln muß. Ausgeſchloſſen find jomit namentlich die sod. rat. generis und die 
Unzudt am eigenen Körper. So die herrichende Lehre. Bergl. Olsh.⸗Zweig. 2 zu 
$ 180, Meyer⸗Allf. 659, E 11 4. 25 287. Dagegen beichränlt v. Lifzt $ 108 den 
Begriff der Unzucht auf den außerehelichen Beilchlaf und die ftrafbare widernatürliche 
Unzucht zwijchen Männern. 

II. Die Handlung befteht darin, daß der Unzucht Vorſchub geleiftet, d. h. 
die Bedingungen für Ausübung der Unzucht günftiger geftaltet werden. Aber nicht 
jede Borjchubleiftung genügt, fondern nur eine folche, die entweder in einer Bermittelung 
oder in einer Gewährung von Gelegenheit beiteht. 
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baben (3. B. wegen gänzlider Erfhöpfung) oder zu äußern (4. B. wegen Lühmmn; 
der Zunge oder der Glieder). Wehrlojigfeit der Frauensperſon (3. B. wegen Feilelun:' 
genügt nicht, wenn und folange fie ihren Willen äußern fann. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 1", 
v. Lifzt $ 105, Meyer⸗Allf. 635. U. A. bei. Hälfchner 2 224. — Die Handlung beftekt 
in dem Mißbrauche zum außerehelichen Beifchlaf. Begriff des Berichlafs '. 
$ 172. An dem Mißhbrauche fehlt e8 aber, wenn Die Frauensperſon in willens⸗ 
fähigem Zuftande ihre Einwilligung gegeben bat. Beiſchlaf mit der betruntenen 
BZubälterin gehört demnach nicht hierher. Ebenfo v. Liſzt $ 105, Meyer-Allf. 635. 
A. A. die meiften, aud) Olsh.⸗Zweig. 13. Vergl. &E 7 425. Zum Dolus gehört vie 
Kenntnis des von Geſetze geforderten Zuftandes der Frauensperjon. — Daß Tüte: 
nur diejenige Perſon fein könne, welche den Beijchlaf mit dem Frauenzimmer voll 
zieht, jagt das Geſetz nicht. Es Tann daher auch eine andere Frauens perſon Täter 
(und mithin au Mittäterin) fen. 3. B.: eine Frau veranlaßt einen Mann, ten 
Beiſchlaf mit einem bewußtlofen Mädchen zu vollziehen, deſſen Bewußtlofigfeit nur 
der Frau, aber nicht dem Manne befannt if. U. A. die meiften, vergl. Binding. 
Lehrb. 1 203, Olsh.Zweig. 12 und oben ©. 82 IV 2a. 89 IV 1. — Erfchwerter Fal 
8 177. 

III Zu Nr. 3. — Begriff der unzüchtigen Handlung f. $ 174. Objelt ift bier eır: 
unter vierzehn Jahren ftehende Perfon, gleichgiltig welchen Geſchlechts. Täter kanı 
auch eine Frauens perſon jein. E 10 161. — Über Berechnung des Alters |. $ 5. 
Die Kenntnis des Alters gehört zum Dolus Hält der Täter den andern Teü 
irrtümlich für jünger als vierzehn Jahre, jo nimmt E 39 316 ftrafbaren Beriuc un 
©. dagegen 8 431. 

Die Handlung fann beitehen: 

a) in der Bornahme unzüchtiger Handlungen mit ($ 174 ID) einer Perjon unter 
vierzehn Jahren. Bon wen die Snitiative ausgeht, it gleichgiltig. E 10 161: 
b) im Berleiten einer folden Perſon zur Berübung oder Duldunz 
unzüchtiger Handlungen. Berleiten erfordert eine Beeinfluffung de 
Willens, jedoch kann auf Seiten ded Kindes fein Bewußtſein von der 
Bedeutung der Handlung gefordert werden. E 21 33. Ob die unzüchtiges 
Handlungen mit dem Berleitenden oder mit einem dritten oder am eigenen 
Körper verübt werden, ift gleichgiltig. E 2 30. Bei der Zuldun: 
unzüchtiger Handlungen find ſolche gemeint, die der Berleitende oder ein 
dritter am Körper des Berleiteten vornimmt. E 36 278. — Aus ker 
gleiden Grunde wie bei $ 174 Tann die unter vierzehn Jahren ſtehende 
Perſon felbft nicht wegen Teilnahme oder Mittäterſchaft verantworuid 
gemacht werden (unbeftritten... Dem Sinne des Geſetzes entfpricht es ard. 
daß Täter nur eine über vierzehn Jahre alte Perſon fein kann. Über 
einftimmend v. Lifzt $ 105, Olsh.⸗Zweig. 16. U. A. bei. E 7 352. 20 181. 
Binding, Lehrb. 1 198. Für die Hier vertretene Anficht jpricht auch der ver. 
v. Liſzt a. a. O. hervorgehobene Geſichtspunkt, daß nad Anficht des RE: 
gegenfeitige Onanie zwiſchen Knaben unter 14 Jahren ftrafbar, über 14 Jakıt 
firaflo8 wäre. Der Beiſchlaf zwiſchen Geſchwiſtern unter 14 Jahren ift ſtrafbar 
nad) 8 173 Abf. 2. Sit eines der konkumbierenden Geſchwiſter über 14 Jahr 
alt, fo Itegt bei ihm Idealkonkurrenz zwiſchen 88 173 und 176 vor. Nad Lage 
ber Umftänbe ift auch Idealkonkurrenz mit $ 174 und zwiſchen dem einzelnen 
Nummern des 8 176 denkbar. Wegen Idealkonkurrenz mit $ 182 f. daiel!t 


S 177. 
Mit Zuchthaus wird beitraft, wer durch Gewalt oder durch Drohung 
mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine Frauensperſon zur 











IV. Der Dolus befteht in dem Bewußtjein, der Unzucht Vorſchub zu leiften. 
Ter Täter muß demnad wiſſen, daß das von der unterftügten Perfon demnächſt 
einzufhlagende Berbalten gegen die geſchlechtliche Zucht und Eitte verftößt. Diefes 
Bewußtſein aber wird, wenn es fid) um den Beifchlaf unter Verlobten Handelt, 
häufig fehlen. Zufolge mangelhafter Kenntnis der tatfächlichen Berhältnifie beachtet 
das RS (E 8 172, R 7 317) diefes Moment nit. Die durch die Novelle gerade 
für Fülle diefer Art beftimmte Zulafjung mildernder Umftände befeitigt mwenigftens 
die ſchlimmſten Übelftände der Rechtſprechung. — ©. noch u. V 2. 

V. Gewohnbeitsmäßigkeit. — Eigennug. — SHunfigriff. — Autoritäts⸗ 
verhältnis. — Liegen alle im Borhergehenden aufgezählten objektiven und fubjeltiven 
Merkmale der Ruppelei vor, jo ift fie doch nur ftrafbar, wenn eines der nachfolgenden 
Momente Hinzutritt: 

1. Gewohnheit2mäßige Begehung ($ 180, ©. ob. E. 170 2ba; 

2. Begehung au Eigennug ($ 1850). Ter Begriff des Eigennupes jtimmt 
im wejentlihen überein mif dem des Borteild und verlangt wie diefer eine 
meßbare Beſſerung der Verhältniſſe. Zu weitgehend E 16 56. 26 40, injofern 
die Erftrebung des eigenen materiellen Interefjes ohne Nüdficht auf Moral und 
die Intereſſen anderer (daher auch Eritrebung des Beiſchlafs) für genügend 
angejehben wird. Bu eng v. Liſzt 8 108, welcher Eigennug mit Vermögens⸗ 
vorteil indentifiziert. Bergl. ob. S. 99 (Vorteile irgend melder Art). Bu 
bemerfen ift, daB Eigennug auch dann vorliegt, wenn nur der gewöhnliche 
geihäftsmäßige Vorteil eritrebt wird. E 26 40 (betreffend das Vermieten an 
Proftituierte); 

3. Anwendung Hinterliftiger Kunftgriffe (8 181). Hinterlift bezeichnet 
da8 Handeln Hinter jemandes Rüden, bier alfo, daß infolge raffinierter 
Beranftaltungen eine der verkuppelten Perjonen nicht oder wenigſtens nicht von 
vornherein weiß, morum es fi handelt. 3. B.: ein Mädchen wird in ein 
Bordell gelodt unter der Borfpiegelung, es handle fih um den Eintritt ein in 
anitändiges Haus al8 Dienftmädchen; 

4. Borbhandenfein eines der im $ 181 Nr. 2 bezeichneten Autoritätsvperhältniffe 
zwilchen dem Täter einerjeit3 und einer der verfuppelten Perfonen anderfeits. 
Vergl. dazu $ 174 Nr. 1. Zu bemerken ift, daß unter Eltern nur die leiblichen 
unmittelbaren Afzendenten zu verjtehen find. Ebenfo Oppenh.⸗Del. 5 zu 8 181. 
Dagegen rechnen einige, bei. Olsh.-Zweig. 4 zu $ 181, megen der Analogie mit 
$ 174 Nr. 1 aud) die Stief- und Adoptiv» und Fflegeeltern hierher. Bezüglich 
der GStiefeltern ebenio E 6 338. 21 257. Daß die Schwiegereltern nicht 
hierher gehören, erfennt au) E 86 184 an. — Durch die Novelle ift das 
Verhältnis zwiſchen Ehemann und Ehefrau dem zwifchen Eltern und Kindern 
gleichgeitellt worden. 

VL Zeilnahme. — Ta die Kuppelei in jedem Falle ein jelbftändiges Delikt 
und nicht eine Form der Beihilfe ift, jo Tann ftrafbare Anftiftung und Beihilfe zu 
ihr begangen werden. E 39 44 (Beihilfe dadurch, daß die Geldmittel zum Betriebe 
eined® Bordell zur Verfügung geftellt werden oder Wein zu demielben Zwecke 
geliefert wird). Die verkuppelte Berfon aber kann fi) nad richtiger Anficht feiner 
Teilnahmehandlung fjchuldig maden. €. ob. ©. 83. 84. Im Ergebnis über 
einftimmend, abgejehben von Beling ZEtr® 18 271, alle Echriftiteller, auch bie 
Kommentatoren, bef. Sreudenthal, Die notwendige Teilnahme (1901) 119. Abweichend 
E 4 252. 23 69. 25 369. — Weil die fog. jchwere Kuppelei des 8 181 nicht als 
ein qualifizierter Fall der einfachen ($ 180) erjcheimt, findet $ 50 hier feine 
Anwendung. Wer aljo die ihr Kind verkuppelnden Eltern unterftüßt, ift mit Bucht» 
Haus zu betrafen. E 22 51. Umgefehrt mürde aber derjenige, der einen britien 
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erregt oder benußt, in welchem jie den Beijchlaf für einen ehelichen hielt, 
wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißſtrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. [StrKl. 


I. Die Erſchleichung des außerehelichen Beifchlafs ſetzt als Objekt ſchlechttin 
eine Frauensperfon voraus, ohne Rüdjicht auf Alter und Ruf, ohne NRüdjidt axdı 
darauf, ob fie verheiratet ift oder nicht. 

IL Die Handlung beiteht in einem Doppelten: 

1. in einer Täuſchung, und zwar in der Art, daß ein tatfächlich außerehelich 
auszuübender Beiſchlaf der Frauensperſon als ein ehelicher dargeftellt wird. Ze 
pofitiven Täufchung fteht die Benutzung eines Irrtums gleich. WISE bejonder 
Art der Täuſchung wird die Borjpiegelung einer Trauung hervorgehoben. %: 
Erregung oder Benutung eines „anderen Irrtums“ fommt namentlich der wel 
in Betradht, daß der Täter fi unter dem Schuge der Dunkelheit oder untı 
Benugung der Blindheit der Frauensperſon als Ehemann geriert. Dagegen 
gehört es nicht Hierher, wenn der Täter ſich für den außerehelich Geliebten der 
Yrauensperjon ausgibt; 

‚in dem wirklichen Vollzug bes Beiſchlafs mit der getäufchten raue: 
perfon und zwar in ber Art, daß fie fi) zufolge der Täuſchung Hingibt. E⸗ 
wird alfo Kaufalzufammenhang zwijchen der Täufchung und der Geftattung ve 
Beiſchlafs gefordert. — Wer ben Beilchlaf ausübt, ift gleichgiltig. Negelmäp:: 
wird es der Täufchende fein, nötig ijt aber biefe Sdentität nicht. Daher fanı 
aucheine Frauens perſon als Täterin erfcheinen. Bei einverftändlichem Zujammer 
wirken bejonders in der Urt, daß ber eine täufcht, der andere konkumbiert, litz 
Mittäterfchaft vor. Ebenfo die herrichende Lehre. 

III. Der Verſuch beginnt mit dem Anfange der Täufchung, genau wie kin 

Betrug. 

IV. Da der Begriff des Verletzten ſtets eng zu interpretieren ift, jo ann dus 
Antragsredht troß der turbatio sanguinis nur der Frauensperfon, nicht dere 
Ehemann zugeſtanden werden. E 12 250. Doch Tann ein von dem Ehemann 
geftellter Antrag Beftrafung wegen Beleidigung zur Folge haben. Die in dem 
zulegt zitierten Urteil vertretene Anficht, nach welcher zwiſchen ben $$ 179 um 
185 fogenannte Geſetzeskonkurrenz befteht, ift mit Recht von E 24 201 aufgegeben 
worben. Denn es ann jemand fehr wohl das Delitt aus $ 179 begeben, ohne 
den Vorſatz ber Beleidigung zu haben (z. B. dann, wenn die Frauensperſon eine 
Broftituierte iſt). 


2] 


$ 180. 


Wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennuß durch feine Vermittelung 
oder Durch Gewährung oder Verfchaffung von Gelegenheit der Unzucht Bor: 
ſchub leiftet, wird wegen Kuppelei mit Gefängniß nicht unter Einem Monat 
beitraft; auch kann zugleich auf Geldjtrafe von einhundertfünfzig 618 zu 
ſechstauſend Mark, auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte ſowie auf Zu— 
läffigfeit von PVolizei-Aufficht erfannt werden. Sind mildernde Umjtänd: 
vorhanden, fo kann die Gefängnißftrafe bis auf Einen Tag ermäßigt werdet 
[StrK. bez. Schw@]. 
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$ 181. 


Die Kuppelei ift, felbjt wenn fie weder gewohnheitsmäßig noch aus 
Cigennuß betrieben wird, mit Zuchthaus bi zu fünf Jahren zu beitrafen, 
wenn 


1. am der Unzucht Vorſchub zu leilten, Hinterlijtige Kunftgriffe angewendet 
werden, oder 


2. der Schuldige zu der verfuppelten Perſon in dem Verhältniſſe des 
Ehemanns zur Ehefrau, von Eltern zu Kindern, von VBormündern zu 
Pflegebefohlenen, von Geiftlichen, Lehrern oder Erziehern zu den 
von ihnen zu unterrichtenden oder zu erziehenden Perſonen jteht. 


Neben der Zuchthaugftrafe ift der Verluft der bürgerlichen Ehren: 
tehte auszusprechen; auch fann zugleich; auf Gelditrafe von einhundert- 
fünfzig bis zu fechstaufend Mark, ſowie auf Zuläffigfeit von Polizei- 
Auficht erfannt werben. 

Sind im Falle des Abi. 1 Ser. 2 mildernde Umjtände vorhanden, jo 
tritt Gefängnißjitrafe ein, neben welcher auf Gelditrafe bis zu dreitaufend 
Mark erfannt werden kann. [StrK]. 


L Die durch Geſetz v. 25.;6 1900 geänderten Stellen behandeln die Kuppelei. 
Das Weſen der Kuppelei befteht darin, daß der Unzucht Vorſchub geleiftet wird. 
Degrifflich erjcheint die Kuppelei fomit als Beihilfe zu fremder Unzucht. Da aber 
keineswegs jede Unzucht ftrafbar ift und doch anderſeits die in gewiflen Formen 
aujtretende Borjchubleiftung zu jeder Unzucht bejtraft werden fol, fo behandelt das 
StGB die Kuppelei als ein del. s.g. Ihr Verhältnis zur Beihilfe zu den 
Unzuchtsdelikten wird in dem Sinne zu beftimmen fein, daß Idealkonkurrenz 
möglih ift. Nähere Begründung ſ. 1. Aufl. Dagegen nimmt Köhler, Die Grenz- 
Iinien zwijchen Idealkonkurrenz und Geſetzeskonkurrenz (1900) 93ff. an, die gewohnheits- 
mäßige Suppelei jei nur ein fubfidiäres Delikt. Wieder anders Binding, Lehrb. 1 205, 
nah welchem Alternativität der Strafgeiege vorliegt, in dem Sinne, daß der Richter 
das jeweilö ftrengfte anzuwenden habe. — Beizutreten ift allerdings Köhler Aus» 
ührungen, nach denen Idealkonkurrenz zwiſchen Beihilfe zwiſchen & 179 und der 
Kuppelei des $ 181 Nr. 1 ausgefchloffen erfcheint. 

IL Die Art der beförderten Unzucht wird im Gefege nicht näher bezeichnet. 
Es ift daher Unzucht — unzlichtiger Handlung in dem zu 8 174 entwidelten Sinne 
(ohne Rüdjicht auf Strafbarteit ſ. o. I). Nur gibt das Wort „Ruppelei” Anlaß zu 
der Beichränfung, daß es fich ftets um Unzucht zwifchen zwei Berfonen 
handeln muß. Ausgefchlofien find fomit namentlid) die sod. rat. generis und die 
Unzucht am eigenen Körper. So bie herrichende Lehre. Vergl. Olsh.⸗Zweig. 2 zu 
$ 180, Meyer-Allf. 639, E 11 4. 25 287. Dagegen befchräntt v. Liſzt $ 108 den 
egriff der Unzucht auf den außerehelichen Beifchlaf und die firafbare widernatürliche 
Unzuht zwifchen Männern. 

IL Die Handlung beitebt darin, daß der Unzucht Vorſchub geleiftet, d. 5. 
die Bedingungen für Ausübung der Unzucht günftiger geftaltet werben. Aber nicht 
jede Vorſchubleiſtung genügt, fondern nur eine folche, die entweder in einer Bermittelung 
oder in einer Gewährung von Gelegenheit beiteht. 
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1. Bermittelung bedeutet daS Zufammenbringen der PBerfonen, um deren Unzuät 
es fih handelt. Die herrfchende Lehre begnügt fih mit einer Tätigkeit, welche 
die Annäherung der Berfonen ermöglicht. 3.8. e8 zeigt jemand einem andern 
die Wohnung einer Proftituierten, ober er macht ihn darauf aufmerkſam, daß 
ein vorübergehbendes Mädchen eine Proftituierte fei, oder er bezeichnet umgelchrt 
einer Projtituierten Männer, an die ſich heranmachen fünne. E 11 149. 20 1. 
29 108, Olsh.⸗Zweig. 6 zu $ 180. Dieſe Anſicht widerſpricht nicht nur dem 
Wortfinne, jondern vermengt auch unentwirrbar Vorbereitung und Ausführmz, 
Bergl. die krauſe Kaſuiſtik bei Oppenb.-Del. 5, 5a zu $ 180. Mit Recht bemertt 
übrigens Binding, Lehrb. 1 206, daß die Berfonen, wenn fie zufammengebraht 
werden, noch nicht zur Unzucht entichloffen zu fein Brauchen. 

. Sewährung ober Berjhaffung von Gelegenheit bezeichnet eine 
Tätigkeit, durch welche die Ausübung der Unzudt in örtlicher Beziehun; 
unterftüßt wird. Eine Gelegenheit zur Unzucht ift gewährt, wenn der Zur 
Räume, über die ihm jelbit die Verfügung zuftcht, jemanden zur Ausübung der 
Unzucht überläßt. 3. B. Vermieten einer Wohnung an Proftituierte, jedod nur 
bei dem Bemwußtfein, daß gerade in den vermicteten Räumen Unzucht geirieken 
werden ſolle. NR 1 680. 2 662. 10 703. Cine Gelegenheit zur Unzucht ti 
verfihafft, wenn der Täter Räume, Über die ihm an ſich feine Werfügung 
zufteht, jemanden zur Ausübung der Unzudt anmeift. 3. B. Zeigen eine: 
geihüsten Plage. In beiden Fällen (bei Gewährung und Verichaffung) gehört 
aber zur Vollendung, daß fich wenigſtens eine der Perfonen, deren Unzucht 


ID 


gefördert werden ſoll, zum Zwecke al3baldiger Ausübung der Unzucht an ten 


gewährten oder verichafften Raum begeben Hat. A. A. die herrſchende Lebre 

Bergl. E 8 236. 11 149. 

Auch dur Unterlaffung kann Kuppelei begangen werben, nämlid dan, 
wenn eine Verpflichtung zur Abhaltung von der Unzucht befteht (a. A. Binding, 
Lehrb. 1 206). Eine derartige Verpflichtung läßt fich etwa bei ben Eltern ein« 


minderjährigen Kindes oder bei einen Erzieher annehmen. R 7 33. 34, EWR. 


Zu weit aber geht da8 RG, wenn e3 auch den Hausherrn eine ſolche Verpflichtun 
auferlegt. R 1 61. (Bergl. dazu E 24 165.) Eehr bedenklich ift die von E23 
(für das Gebiet des preußiſchen Landrechts) und von RG in GoltdA 50 394 für 
das geltende bürgerliche Kedht (BGB 8 1353) ausgeiprechene Anjicht, daß auch der 
Ehemann rechtlich verpflichtet jet, feine Frau von der Ausübung der Unzucht abzuhalter. 
Gegen das erftere Urteil auch Binding, Lehrb. 1 206. 

Megen bes Zubälters f. $ 1814. 

Die Vollendung fett, nachdem durch die neue Faſſung des 8 191 jmiker 
beftehende Zweifel und Ungleichheiten befeitigt worden find, nicht voraus, baß dir 
Unzucht wirflid begangen ift. Vergl. Heilborn GoltdA 47 219, Herr ZEH®® 
193 ff., E 4 252. 11 149. 15 361. 30 321. Im übrigen ſ. o. 1 u. 2. Der Verſudh 


ift nur in den Fällen des 8 181 ftrafbar. — Einzelne Vorbereitung 


bandlungen (ben „Mädchenhandel”) ftelt unter befondere Strafe Geſetz über 
das Auswanderungswejen vom 9./6 1897 $ 48. Vergl. darüber Binding, Lehrb. 1 
207. 208. 

Sehr beftritten ift die Frage, ob das Halten eines polizeilid 
tonzeffionierten Bordells als Kuppelei beftraft werden fan. S. darüber die 
Fakultätsgutachten enthaltende Echrift „Das deutſche StGB und die poligelih 
fonzeffionierten Bordelle” (1577). Das RG bejaht die Frage. E 1 SS. Aber dieſer 
Auffaffung ift mit Entjchiedenheit entgegenzutreten. $ 361 Nr. 6 ergibt, daß ba? 
E88 "mit der Neglementierung der Proftitution nicht nur rechnet, jondern IE 
geradezu vorausiest, ſomit auch erlaubt. Iſt aber die Reglementierung erlaubt. 
fo muß natürlid auch erlaubt fein, was der Reglementierung gemäß geihtelt. 


Treizehnter Abfchnitt. Verbr. u. Vergehen wider die Eittlichkeit. $ 181. 297 


IV. Der Dolus befteht in dem Bewußtſein, der Unzucht Vorſchub zu leiften. 
ter Täter muß demnad willen, daß das von der unterftügten Perfon demnädft 
m;nihlagende Verhalten gegen die geſchlechtliche Zucht und Eitte verftößt. Dieſes 
Semußtiein aber wird, wenn es fih um den Beiſchlaf unter Berlobten handelt, 
zung fehlen. Zufolge mangelhafter Kenntnis der tatjäcdhlichen Berbältniffe beachtet 
ER (E 8 172, R 7 317) diefes Moment nit. Die durch die Novelle gerade 
ür Fälle dieſer Art beftimmte Zulafjung mildernder Umftände Bejeitigt wenigſtens 
ie ihlimmften Übelftände der Rechtſprechung. — ©. noch u. V 2. 


V. @ewohnbeitsmäßigfeit. — Eigennug. — Sunfigrif. — Autoritäts⸗ 
verhältnis. — Liegen alle im Vorhergehenden aufgezählten objektiven und fubjeltiven 
Kertmale der Kuppelei vor, jo ift fie Doch nur ftrafbar, wenn eines der nachfolgenden 
Momente Hinzutritt: 

1. Gewohnheitsmäßige Begehung ($ 180. ©. ob. €. 170 2ba; 

2. Begehung aus Eigennug ($ 150) Ter Begriff des Eigennußes ftimmt 

im wejentlidhen überein mif dem des Borteild und verlangt mie diefer eine 
meßbare Befferung der Berhältniffe. Zu weitgehend E 16 56. 26 40, infofern 
die Erftrebung de3 eigenen materiellen Interefjes ohne Rüdjiht auf Moral und 
die Intereſſen anderer (daher au Erftrebung des Beilchlafs) für genügend 
angejehen wird. Bu eng v. Liſzt $ 108, welcher Eigennug mit Vermögens⸗ 
vorteil indentifiziert. Vergl. ob. S. 99 (Vorteile irgend welcher Art). Zu 
bemerken ilt, daß Eigennug auch dann vorliegt, wenn nur der gewöhnliche 

gejchäftämäßige Borteil erftrebt wird. E 26 40 (betreffent das Vermieten an 
Froftituierte); 

Anwendung Hinterliftiger Kunjtgriffe (8 181). Hinterlift bezeichnet 
da3 Handeln Hinter jemandes Rüden, hier alſo, daß infolge raffinierter 
Teranftaltungen eine der verfuppelten Perjonen nicht oder wenigftens nit von 
vornherein weiß, worum es ſich handelt. 3. B.: ein Mädchen wird in ein 

Vordell gelodt unter der Vorfpiegelung, e8 handle fid) um den Eintritt ein in 

anftändiges Haus als Dienftmädchen; 

- Borhandenfein eine3 der im $ 181 Nr. 2 bezeichneten Autoritätäperhältnifie 
zwijchen dem Täter einerjeit8 und einer der verfuppelten Perſonen anderfeits. 
Tergl. dazu $ 174 Nr. 1. Zu bemerken ift, daß unter Eltern nur die leiblichen 
unmittelbaren Ajzendenten zu verftehen find. Ebenſo Oppenh.⸗Del. 5 zu 8 181. 
Dagegen rechnen einige, bei. Olsh.⸗Zweig. A zu $ 181, wegen der Analogie mit 
$ 174 Nr. 1 auch die Stief» und Adoptiv» und Pflegeeltern hierher. Bezüglich 
der Stiefeltern ebenfo E 6 333. 21 257. Daß die Echwiegereltern nicht 
bierher gehören, ertennt auch E 86 184 an. — Durch die Novelle ift das 
erhältnis zwiſchen Ehemann und Ehefrau dem zwiſchen Eltern und Kindern 
gleichgeftellt worden. 

VL Zeilnahme. — Ta die Ruppelei in jedem alle ein jelbftändiges Delikt 
und nicht eine Form der Beihilfe ift, jo Tann ftrafbare Anftiftung und Peihilfe zu 
ihr begangen werden. E 89 44 (Beihilfe dadurch, daß die Geldmittel zum Betriebe 
eines Bordells zur Verfügung geftellt werden oder Wein zu bdemjelben Zwecke 
geliefert wird). Die vertuppelte Berfon aber kann ſich nach richtiger Anficht leiner 
Zeilnahmehantlung jchuldig maden. €. ob. ©. 83. 84. Im Ergebnis über- 
einftimmend, abgefehen von Beling BEHW 18 271, alle Echriftfteller, auch die 
Kommentatoren, bef. Freudenthal, Die notwendige Teilnahme (1901) 119. Abweichend 
E4 252. 23 69. 25 369. — Weil die fog. ſchwere Kuppelei des $ 151 nicht als 
ein qualifizierter Fall der einfachen ($ 180) erfcheint, findet $ 50 bier feine 
Anwendung. Wer alfo die ihr Kind verkuppelnden Eltern unterftügt, ift mit Zucht» 
haus zu betrafen. E 2 51. Umgelehrt würde aber derjenige, der einen dritien 
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zur Berfuppelung feines (des Anftifters) Kindes bejtimmt, gemäß $ 180 mar mat 
Gefängnis zu beitrafen fein. 
S 181a. 

Eine männliche Perjon, welche von einer Frauensperſon, die gewerbs⸗ 
mäßig Unzucht treibt, unter Ausbeutung ihres unfittlichen Erwerbes ganz 
oder theilweije den Lebensunterhalt bezieht, oder welche einer joldhen 
Frauensperſon gewohnheitsmäßig oder aus Eigennuß in Bezug auf die 
Ausübung des unzüchtigen Gewerbes Schuß gewährt oder ſonſt fürder- 
lich ift (Zuhälter), wird mit Gefängniß nicht unter Einem Monate bejirar. 

Iſt der Zuhälter der Ehemann der Frauensperſon, oder hat der Ju: 
hälter die Frauensperſon unter Anwendung von Gewalt oder Drohungen 
zur Ausübung des unzüchtigen Gewerbes angehalten, fo tritt Gefängniß— 
ſtrafe nicht unter Einem Jahre ein. | 

Keben der Gefängnißjtrafe kann auf Verluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte, auf Zuläffigfeit von Polizei-Aufficht ſowie auf Überweifung an die 
Zandespolizeibehörde mit den im $ 362 Abſatz 3 und 4 vorgejehenen Folgen 
erfannt werden. [StrK]. 


I. Die Stelle ift durch Geſetz v. 25./6 1900 eingefchaltet worden mit Rüdiidı 
darauf, daß der Zuhälter regelmäßig nicht auf Grund des 8 180 beftraft werden 
kann. Mit Unredt fand E 11 149 in dem bloßen Begleiten oder Beſchützen der 
Dirne den Zatbeitand der Kuppelei. 

II. Das Geſetz unterfcheidet zwei Arten der Zuhälteret. 

1. Die ausbenterifhe Zuhälterei (SchmidtsErnfthaufen ZEhW 24 154 ff.) beiett 
darin, daß eine Mannsperſon von einer Frauens perſon (alfo nicht von einem 
gewerbsmäßigen Pädcraiten), Die gemwerbsmäßig (j. o. ©. 170 2ba) Unzud: 
betreibt, unter Ausbeutung ihres unfittlichen Erwerbs ganz oder teilmeije den 
Lebensunterhalt bezieht. Lebensunterhalt if die Gejamtheit der Alui— 
wendungen zur Befriedigung der Lebensbedürfniffe. Welche Aufwendungen das 
jind, richtet fih nad der Smdividualität. Deshalb gehören zum Leben‘ 
unterhalt auch Aufwendungen, die das Notwendige überfchreiten. E 31. 
Man wird aber fein Bedenken tragen dürfen, auch Aufwendungen für Yuru: 
hierher zu rechnen, fofern nur der Luxus, zu deſſen Beftreitung die Auf 
wendungen gemacht werden, zur gejamten Lebensführung der betr. Perſon 
gehört. In welcher Form der Lebensunterhalt aus dem Hurenlohn beftritten 
wird, ift gleichgiltig. &8 genligen ſowohl Zuwendungen in Geld wie in natura 
Auch ift nicht erforderlich, da der Täter den gefamten Lebensunterhalt von 
der Dirne bezieht. Denn das Gejeg ftellt ausprüdlid den gänzlichen Bezug 
dem teilmeifen gleich. Anderſeits aber muß der Lebensunterhalt (ganz oder 
teilmeife) bezogen werden. Bereinzelte Zuwendungen reichen aljo nicht au. 
Vielmehr muß die Abficht der Beteiligten auf ein Dauerndes und zwar 
perjönliches Verhältnis gerichtet fein. E 84 212. Ferner verlangt de: 
Geſetz, daß der Täter ben Lebensunterhalt unter Ausbeutung des umfittlider 
Erwerbs von der Frauensperjon bezieht. Yür die Auslegung dieſes Tatbeſtand⸗⸗ 
merkmals ift der Zweck des Gejeges von Wichtigkeit. Aus dem Bujammen 
hang der Beftimmungen ergibt fich, daß es ſich nit um den Schuß der Pirat, 
fondern daß es fi) darum Handelt, die Zuhälter als eine ſozial gefährlik 
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Klaffe zu unterdrüden. Es kann aljo das Erfordernis der Ausbeutung nicht jo 
verſtanden werden, als ob die Frauensperjon in einem Abhängigkeitsverhältnis 
u dem Qiöäter ſtehen müſſe. Ebenſo Binding, Lehrb. 1 211, Jaffa, Der 
Begriff des Zuhälters (1902) 12 ff., Heilborn GoltdA 47 280, Schmidt⸗Ernſt⸗ 
haufen a. a. D. 189 ff, Voß GoltdA 52 56, Olsh.⸗Zweig. 4, E 34 212. ©. 
auch Mittermaier, Bergl. Darftelung 4 191. U. U. v. Liſzt 8 108, Herr 
35h 11 821 (und die vorige Auflage dieſes Kommentars). Nach der von 
DSH.» Zweig. 4 mitgeteilten Entfiehungsgeichichte des Geſetzes wurde das 
Erfordernis der Ausbeutung aufgeftellt, um die Falle auszufchließen, bei denen 
ein rechtlidher Anſpruch auf gänzliche oder teilmeife Gewährung des Lebens» 
unterhalt3 beiteht. Demnach genügen auch völlig freiwillige Bumendungen. 

. Tie tuppleriihe Zuhälterei (Olsh.⸗Zweig. 1) liegt vor, wenn eine Mannsperjon 
gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz ($$ 180. 181 V 1. 2) einer Frauens⸗ 
perjon, welche gewerb8mäßig Unzucht betreibt, in Bezug auf die Ausübung des un- 
züchtigen Gewerbed Schuß gewährt oder jonit förderlich ift. Die Gewährung 
von Schuß fegt nicht einen konkreten Anlaß (3. B. Streit) voraus. So Olsh.⸗ 
Zweig. 5. Auch braudt der gewährte Schuß fein körperlicher zu fein, ſofern 
unr dadurch die Frauensperjon in Beziehung auf die Ausübung des unzüchtigen 
Gewerbes gefördert wird; 3. B. falſche Ausjage zu Gunften des gemäß $ 361 
Rr. 6 verfolgten Frauenzimmerd. Abgejehen von ber Schutzgewährung liegt 
eine Förderung 3. B. in dem Heranloden von Männern, jelbft in dem Aufipielen 
in einem Bordell. 

IIL Abſ. 2 enthält qualifizierte Fälle. Beide jegen aljo voraus, daß der 

Taͤter Zuhälter nad Abſ. 1 ült. 

IV. Bezieht fi) diefelbe Form der Zuhälterei auf Diefelbe Frauensperſon, 
(0 liegt nur ein (Rolleftiv.) Delikt vor. S. dazu Olsh.⸗Zweig. 9 und RO in 
Eoltda 51 57. 

V. Wegen Teilnahme ſ. ©. 81 II, ©. 89 VL Die Dirne felbft kann nicht 
wegen Teilnahme beftraft werden. ©. ©. 83. 84. 

Vi. Die erfte Form der Zuhälterei kann mit 88 130. 181 in Idealkonkurrenz 
treten, die zweite nicht. Vielmehr fchließt deren Vorliegen die 88 180. 181 aus. 
Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 3, E 35 56. 39 29. Dagegen halten Binding, Lehrb. 1 210, 
v. Liſzt 8 108 Idealkonkurrenz für möglih. Vergl. auch Schmidt» Ernfthaujen 
a. a. O. 227 fi. 

VII. Wegen Üüberweiſung an die Landespolizeibehörde |. $ 362. 


8 132. 


Wer ein unbejcholtenes Mädchen, welches das ſechszehnte Lebensjahr 
nicht vollendet hat, zum Beifchlafe verführt, wird mit Gefängniß bis zu 
Einem Jahre beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern oder des Vormundes 
der Verführten ein. [StrK]. 


I. Objelt der Verführung ift ein Mädchen (aljo feine Witwe oder Frau, auch 
feine gefchiedene). Dasjelbe muß 
1. unbejcholten fein. Nach dem Zwede der Beftimmung kann unbefcholten nur in 
fittlich«gefchlechtlicher Beziehung verjtanden werden. Gefchlechtliche Unverjehrtheit 
gehört nicht zum Begriffe, denn das Mädchen kann durch Gewalt defloriert 
worden fein, oder beim Deflorationsakte nicht gewußt haben, worum es ſich 
bandelt. Anderfeit3 kann Beicholtenheit auch durch unzüchtiges Gebaren ohne 








302 Bweit. Teil. Bon d. einz. Verbr., Bergehen u. Übertretungen u. deren Beſtrafung 


nimmt. Öffentlich) vorgenommen aber iſt die Handlung, wenn fie nach Lage 
der Umftände von einem größeren, durch perfönliche Beziehungen nicht zuſammen⸗ 
gehaltenen Perfonenkreife wahrgenommen werden kann. Völlig gleich ift, ob tat- 
fähli die Handlung nur von einer oder von einigen wenigen Berjonen wahr 
genommen wird. Bergl. 8 110 und E 16 345. Das Bewußtſein, in dem aus 
geführten Sinne öffentlich zu handeln, gehört jedenfall$ zum Dolus. So aud 
BayObLGEStr 5 159. Nahm daher der Täter an, daß durch die Umitänbe eine 
Wahrnehmung ſeitens dritter ausgeichlofien fei, jo fehlte e3 an dem fubjektiven 
Tatbeitande. Dies ift von bejonderer Wichtigleit bei Vornahme unzüchtiger 
Handlungen an öffentlichen Orten. Bergl. damit E 1199, R 2 449. 

II. Der Erfolg der Handlung befteht darin, daß jemand an ihr Ärgemis 
nimmt, d. 5. in feinem fittlichen Gefühl nach der jeruellen Seite Hin dadurch verlest 
wird. Wer nur die aus ber Handlung erwachienden Gefahren für andere (Kindern 
befürdtet, nimmt feinen Anftoß. E 26 370. Die bloße Durch die Natur ber Handlung 
gegebene Möglichkeit, daß jemand hätte Ärgernis nehmen tönnen, genügt nidt. E2 | 
196. R 23273. A. A. Rid.»Stengl. 4. Bergl. im übrigen, namentlich auch hinſichtlich 
bes Borfages, 8 166, ferner dv. Lilienthal Ziſchr. f. Schweizer Strafrecht 10 Sör. 
Kohler a. a. O. 175 ff. 


$ 184. 


Mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und mit Geldftrafe bis zu cm 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beitraft, wer | 

1. ungüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen feilhält, verfauft, 
vertheilt, an Orten, welche dem Publikum zugänglich find, ausſtellt oder 
anfchlägt oder jonft verbreitet, fie zum Zwecke der Verbreitung ber 
ftellt oder zu demfelben Zwecke vorräthig hält, anfündigt oder anpreiit; 

2. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen einer Perien 
unter jechzehn Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet; 

3. Gegenjtände, die zu unzüchtigem Gebrauche bejtimmt find, an Orien, 
welche den Publikum zugänglich find, augftellt oder folche Gegen 
ſtände dem Publikum anfündigt oder anpreiit; 

4. Öffentliche Ankündigungen erläßt, welche dazu beftimmt find, unzüd- 
tigen Berfehr herbeizuführen. 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der bürgerlichen Ehren 
rechte ſowie auf Zuläffigfeit von Polizei-Aufſicht erfannt werden. [StrK. 


1. Zu Nr. 1 und 2. — Die durch Geſetz vom 25./6. 1900 neu gefaßte Stelt 
bezieht fich zunächſt auf unzüchtige Schriften, Abbildungen und Darftellunget 
Zur Beantwortung der Frage, wann eine Echrift uſw. unzüchtig iſt, wird von 
folgenden Erwägungen auszugehen ſein. Zunächſt liegt in dem Weſen des Unzüchtigen 
auch Hier die Beziehung auf das Geſchlechtsleben. Aber keineswegs iſt jede dieien 
Gegenftand berührende oder behandelnde Schrift uſw. eine unzüchtige. Man denlt 
an phyfiologifche Abhandlungen, anatomische Bilder und Nifie. Auch das bloße 
Bewußtfein des Berfaflers, Verfertiger8 oder Verbreiters, daß die Schrift unzüchtigen 
Zweden dienen könne, genügt nicht. Denn es ift felbftverftändlich, daß auch die 
wiſſenſchaftlichſte Darſtellung zu ſolchen Zwecken verwendet werden kann. Man fl 
vielmehr eine geſchlechtliche Abſicht zu fordern in dem Sinne, daß durch die 
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388 fordert, daß Die Ankündigung felbft auf den unzüchtigen Verkehr Hinweife, und 
E 89 313 erklärt, wenn das ber Yall ift, den Einwand, daß in Wahrheit ein 
unzüchtiger Verkehr gar nicht beabfichtigt worden ſei, für unerheblich (?). 

IV. Zum Dolus gehört insbefondere das Bewußtſein der Unzüchtigkeit in dem 
bezeichneten Sinne, bei Nr. 2 aud) die Kenntnis des Alters. 

V. Hinfihtlih der Einziehung und Unbrauchbarmachung finden Die 88 40. 
41 Anwendung. Vergl. E 32 52. Dabei ift zu beachten, daß ein Gegenjtand, 
der mur angepriefen oder angekündigt ift, der Einziehung nicht unterliegt. 

VI In den Fällen ber Nr. 1 und 2 ift die Verjährung, fofern Preßgeſetz 
& 22 eingreift, eine fechsmonatige, beginnend nicht mit ber erſten Nerbreitung, 
fondern mit der Tätigkeit, die jpeziell in Frage fteht. Vergl. E 32 69. Mit Recht 
nimmt E 38 71 an, baß, wenn bie Verfolgung der Verbreitung gemäß Preßgeſetz 
$ 22 verjährt ift, Dies auch für die vorhergehenden Handlungen der SHerftellung 
u. ſ. w. gilt. 

$ 184a. 

Wer Schriften, Abbildungen oder Darjtellungen, welche, ohne unzüchtig 
zu fein, das Schamgefühl gröblich verlegen, einer Perfon unter jechzehn 
Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet, wird mit Gefängniß bis zu 
ſechs Monaten oder mit Gelditrafe big zu ſechshundert Mark beſtraft. 
[StrK bez. SchG]. 


I. Eingejchaltet durch Gel. dv. 25./6 1900. — Die hier erwähnten Schriften, 
Abbildungen oder Darftellungen unterjcheiden fi) von den unzücdhtigen des 
& 184 durch den Mangel der gejchlehtlichen Abficht ($ 184 I). Sind die Schriften 
unzüdtig, fo findet & 184 Nr. 2 Anwendung. Es genügt nur eine gröbliche Ber- 
fegung des Schamgefühls und zwar des Schamgefühls des „normalen Menſchen“. 
Über die Unbeftimmtheit diefes Begriffs vergl. Frank DYZ 5 238. Einer unanges 
mefjenen Anwendung der Gefeßesftelle ift nur durch Betonung ihres Zwecks ent- 
gegenzutreten. Diefer ift aber ein doppelter: 

1. die Jugend foll behütet werden vor folden Schriften uſw., die geeignet find, 
die Phantafie auf dem Gebiete des gefchlehtlihen Lebens anzuregen; 

2. jie fol ferner behütet werden vor foldyen Schriften ufmw., die, ohne auf das 
geichlehhtlihe Leben Bezug zu haben, geeignet find, nad) andern von dem 
Schamgefühl umfaßten Seiten bin (3. B. Urinieren u. &.) zu verroben. 
Reproduftionen anerfannter und in Mufeen auch fonft der Jugend zu- 

gänglicher Kunjtwerfe wird man nicht hierher rechnen dürfen. Im übrigen ift bei 
Nuditäten das Geſchlecht der Perjon, welcher überlaffen oder angeboten wird, zu 
derüdjichtigen. 

D. Wegen der Handlung f. $ 18415, wegen der Einziehung und Uns» 
brauchbarmachung 88 40. 41. 


$ 184b. 


Mit Gelditrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Gefängniß bis zu 
jech® Monaten wird beitraft, wer aus Gericht3verhandlungen, für welche 
wegen Gefährdung der Sittlichkeit die Öffentlichkeit ausgefchloffen war, oder 
aus den diejen Verhandlungen zu Grunde liegenden amtlichen Schriftftücen 
Öffentlich Mitteilungen macht, welche geeignet find, Ärgerniß zu erregen- 
[StrK. bez. SchG]. 

Trank, Strafgejegbudg, 5.—7. Aufl. 20 
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wird. Dagegen kann die bloße Herftellung einer Bollsausgabe eines jonft ſchwer 
zugänglichen Werkes mit geichlechtlichem Inhalt nicht als genügend angejehen werden. 
Ebenfo Kohler a. a. O. 

Die Handlung kann fein: 

1. ein Feilhalten. ©. darüber $ 367 III; 

2. ein Berbreiten. ©. darüber $ 110. Die Tätigkeiten, welche das Geſez ais 
bejondere Arten des Berbreitens hervorhebt („verlauft...... oder jenf 
verbreitet”) genügen nur dann, wenn durch fie der Begriff Des Verbreiten; 
erfüllt wird (ebenfo Olsh.Zweig. 7, E 14 397, R 9 196); ein Berfauf az 
einzelne Perſonen ſomit nur, wenn tatfählid die Schrift dadurch einem 
größeren PBerfonenkreije zugänglich gemacht wird und der Verkäufer dies vor 
ausfieht. A. U. Binding, Lehrb. 1:216. Das NAusftellen oder Anichlagen der 
unzüchtigen Schrift ujm. muß deren unzüdtigen Inhalt erkennbar mader 
Ausftellen in der Art, daß nur der Titel erkennbar wird, genügt aljo midi. 
E 14 397. Es muß ferner erfolgen an Orten, weldye dem Publikum zugänglich 
find. An folden Orten genügt auch (ald nicht ausdrücklich hervorgehobene au 
des Verbreiten) das für Baflanten verftändlicde Vorleſen. Ebenſo Binding. 
Lehrb. 1 217; 

3. ein Herftellen oder Vorrätighalten zum Zwede der Berbreitun;; 
Nah E 35 317 fehlt e8 an der Berbreitungsabfit bei dem untergeordarten 
Geichäftsperfonal, wenn fein Wille nur auf technijche Hilfeleiftung geridjtet it: 
wohl aber könne Beihilfe vorliegen; 

4. ein Ankündigen oder Anpreiien zu dem gleichen Zwede. Fe. 
dazu u. U; 

5. ein entgeltlihe3 Überlaffen oder Anbieten an Berjonen unit 
ſechzehn Jahren. Hierher gehört auch das Verleihen gegen Entgelt. Bindirı, 
Lehrb. 1 217. Nach Olsh.⸗Zweig. 10 kann auch eine PBerjon unter 16 Jabꝛen 
Täter fein. Über den Begriff des entgeltlichen Handelns f. 8 219. u 
Erwerber der Schrift ufw. ift nicht ftrafbar. ©. o. ©. 83. 84. 

II. Zu Nr. 3. — Gegenftände, die zu unzüchtigem Gebrauche beſtimm 
find, find folde, die zu einer im Widerfpruch zur Zucht und Sitte ſtehender 
Befriedigung des Geſchlechtstriebs beitimmt find. Das kann aber für ante 
fonzeptionelle Gegenftände nicht gelten. Ebenſo Binding, Lehrb. 1 217. Mad 
v. Liſzt $ 110 gehören diefe Gegenftände wenigſtens nicht notwendig hierher. 9.1. 
aber die Motive zum Gef. v. 25./6 1898 (Drudi. d. Reichdtags 10. Legislatur-Tt. 
I. Seſſ. 1898/99 Nr. 112), Olshi⸗Zweig. 11, E 34 365. 36 312. 37 142. — Ent 
Ankündigung oder Anpreifung fann aud) in einer ſolchen Annonce liegen, Mi 
nur Perfonen von einer beftimmten Lebenserfahrung verftändlih if. E34». 
Auh ift eine indirekte Ankündigung, etwa in der Art möglich, daß auf ei 
Schrift hingewieſen wird, in welcher fich die direkte Ankündigung findet. E 34 31. 
38 16. 202. Immer aber wird vorausgefegt, daß fich aus der Ankündigung erfeunen 
läßt, um was es fi) handelt. & 35 139. Die Antündigung oder Anpreijung at 
ſich braucht nicht unzüchtig zu fein. E 36 312. 37 142. Die Ankündigung oder 
YUnpreifung an das Bublitum beftimmt E 34 81 als eine ſolche an eine Mehrzahl 
unbeftimmt welder und wie vieler Perſonen, im Gegenjag zu einem individue 
beftimmten, abgegrenzten Perſonenkreiſe. Binding, Lehrb. 1 217 nimmt an, do di 
Ankündigung im Innern eines Barbier- ober Friſeurgeſchäfts nicht am cinem dm 
Bublitum zugänglichen Orte erfolge (?). 

I. Zu Nr. 4. — Unzüdtiger Verkehr it ein ſolcher zur Befriedigung 
bed Geſchlechtstriebs bienender, der mit Zucht und Sitte im Widerſpruch Itebi 
Über öffentliche Ankündigung f. o. I und E 34 81. 38 202, welde Unellt 
Öffentliche Ankündigung und Ankündigung an das Publikum identifizieren. E 
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einen jolden Willen zu wenden. Außerdem aber wäre die Beleidigung ſchwer geijtes- 

kranker Berjonen ſchlechthin ausgeſchloſſen, während fie gerade Binding felbit in 

gewiſſem Umfange für möglich Hält. 

In Wahrheit ift Objekt der Beleidigung bie ſoziale Stellung, jomweit 
fie auf der Achtung der Mitmenſchen beruht, aljo nicht die Ehre in dem 
bezeichneten Sinne felbit, wohl aber ihr Nefler nach außen hin, d. h. die der 
Ehre entſprechende Wertſchätzung oder, wie man zu fagen pflegt, Die äußere 
Ehre. v. Liſzt $ 95 bezeichnet dieſe als die „Bewertung durch andere“, die „perjön- 
liche Geltung bei den NRechtögenoffen“. Denkt man fich die Beleidigung freilich, mie 
es meift geichieht, fchlechtbin ald ein Verletzungs delikt, jo trifft auch dieſe Formu⸗ 
lierung nit das Richtige. Denn der notorifche Lump kann den notoriichen Ehren⸗ 
mann in ftrafbarer Weife beleidigen, obwohl im Einzelfalle die ſoziale Stellung des 
letteren dadurch keineswegs beeinträchtigt wird. Außerdem fteht es dem Begriff der 
Beleidigung im Sinne des $ 185 nicht entgegen, daß fie unter vier Augen erfolgt. 
In Wahrheit aber ift die Beleidigung nicht durchweg ein Berlegungs=, fondern auch 
ein generelles Gefährdungsdelift. D. h. die Frage, ob im Einzelfalle bie 
foziale Stellung der Berfon erfchüttert wird, ift der richterlihen Prüfung entzogen; 
es genügt, daß die Handlung generell dazu geeignet if. So der Sache nad) jet 
auch Kohler GoltdA 47 10. 

DI. Paſſive Beleidigungsfähigfeit. — Die Frage: wer Tann beleidigt wer- 
den? ift fomit dahin zu beantworten: beleidigt werden fann jeder, deſſen Tun 
und Treiben in der Art beurteilt wird, daß jeine Wertichägung und feine foziale 
Stellung davon abhängt. Dies trifft zweifellos bei jedem geiftig gejunden, 
erwachjenen Menfchen zu, auch dann, wenn er mit Zuchthaus oder mit Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte beftraft worden ift. Beftritten aber ift Die Frage ber 
Beleidigungsfähigfeit: 

1. bei Kindern. Hier muß fie von dem Augenblide anerfannt werben, da der 
Charakter ded Kindes eine feine Stellung in der menſchlichen Gejellichaft 
beeinfluffende Beurteilung erfährt. Genau läßt ſich Diefer Zeitpunkt nicht 
bejtimmen. &8 ift aber ficher, daß er der zivils oder ftrafrechtlichen Ver⸗ 
antwortlichleit voraufgehen Tann. Die herrſchende Lehre unterjcheidet nicht 
näher, fondern bejaht die Beleidigungsfähigfeit allgemein. Binding, Lehrb. 1 
139, € 10 372. 27 366. Dagegen wird die Beleidigungsfähigfeit jchlechthin 
verneint von Kohn in Holtendorff’3 Rechtslexikon „Beleidigung“ ©. 263 und 
Heß a. a. O. 29. 32. Nach v. Lifzt $ 95 foll maßgebend jein, ob das Kind in 
einen gewiſſen Pflichtenfreis eingetreten ift und das Bewußtjein diejer Pflichten 
befigt. Dagegen v. Bar a. a. D. Anm. 141. Mit der hier vertretenen Anficht 
im weſentlichen übereinftimmend Liepmann a. a. O. 334/5; 

2. bei Geiftestranten. Die Herrfchende Lehre bejaht ſchlechthin. E 27 366. 
Man muß aber die Einfchräntung Hinzufügen, daß eine gegen einen Geijtes- 
kranken gerichtete Handlung nur infofern Beleidigung jein kann, als fie fih auf 
bie jozialen Werte bezieht, die der Geiltesfranfe in der Gegenwart noch hat oder 
in der Vergangenheit Hatte. So Liepmann a. a. O. 335; 

3. bei Berftorbenen. Da der Berftorbene feine joztale Stellung mehr bat, fo 
fann er aud) nicht beleidigt werden. So die berrichende Lehre. E 13 95. 
Bergl. jedoch $ 189. Abweichend früher Hugo Meyer in feinem Lehrb. 418 und 
Amsler, Die Möglichleit einer Injurie an Verftorbenen (1871); 

4. bei Kollektivperſönlichkeiten“ (juriftiichen Perſonen, Vereinen). Sicher 
ift hier, daB die paffive Beleidigungsfähigteit pofitiv-rechtlich in einem beftimmten 
Umfange anerfannt wird, nämlidy bei Behörden und politifhen Körper- 
Ihaften (8$ 196. 197, vergl. auch für die Kreditgefährdung $ 187). Die 
berrfchende Lehre erklärt nun, daß andere Kollektivperſonen nicht beleidigt 

20* 
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J. Die Stelle wurde durch Gef. v. 5./4 1888 als zweiter Abſatz des $ 144 
eingejchaltet, durch Gef. v. 25./6 1900 mit Rückſicht auf die gleichzeitige Erhöhung 
der feither in $ 184 angebrobten Strafe in einen befonderen Paragraphen vertiefen. 
Bergl. GBG 8 173. 

I. Iſt die Mitteilung eine öffentliche, d. 5. einem größeren Berjonenkreiie 
zugängliche, jo kommt nichts darauf an, ob fie mündlich ober fjchriftlich erfolgt. 
Auch braucht bier im Gegenfag zu 8 183 ein Ärgernis nicht wirklich gegeben zu 
fein, ſondern e8 genügt die Möglichkeit eines ſolchen. (Entiprechender Dolus 
erforderlich, E 4 4.) Daß die Mitteilung eine unzüchtige, d. h. in gefchlechtlider 
Abſicht gemacht fei, gehört nicht zum Tatbeſtande. E 21 396. 

II. Nimmt man im Gegenjag zu der oben vertretenen Anſicht an, daß dus 
Delikt des $ 183 auch durch Äußerungen begangen werben kann, fo muß mit Dlsh. 
Zweig. 8 Idealkonkurrenz für möglich angejehen werden. Zweifellos ift auch Ideal⸗ 
fonfurrenz mit Preßgeſ. 88 17. 18 möglich. 

IV. Wegen der Berjährung ift Preßgef. $ 22 zu beachten. 


Dierzehnter Abfdhnitt. 
Beleidigung. 


1. Objekt der Beleidigung. — Nach ber berrfchenden, Hiftorifch wohl begründeten 
Anficht Steht die Beleidigung im engen Bufammenhange mit der Ehre. Uber und 
gegen abweichende Anfichten (Heß, Die Ehre und die Beleidigung des & 185 [1591 
v. Bar Ger& 52 81 ff.) f. die früheren Aufl. dieſes Kommentars, Kohler in Gold! 
47 7, Binding, Lehrb. 1 133, Liepmann, Vergl.Tarftellung 4 242 ff. Der Begrifi 
der Ehre ijt freilich beftritten und damit aud) die frage, ob und in weldyem inne 
fie Objelt der Beleidigung ift. Im weſentlichen ftehen ſich zwei Anfichten gegen 
über: die eine bejchräntt den Ehrbegriff auf die ſittlichen Qualitäten, die ander 
dehnt ihn meiter aus. Erfterer Anjicht Hälfhner 2 164, Kohler Goltd 4 2, 
Binding, Lehrb. 1136. 144. Die lebtere Anficht tft Die herrichende; fie wird u.a. vertreten 
bon Merkel 287, v. Liſzt & 95, Olsh.⸗Zweig. 2 zu $ 185, Liepmann a. a. O. In 
der Tat ift die Beſchränkung der Ehre auf bie jittlidhe Seite weder mit der hiſtoriſchen 
Entwidlung, noch mit den praftiichen Bedürfnifjen vereinbar. Namentlich ijt es nicht 
möglich, die Strafbarfeit anerfannt beleidigender animaliiher Echimpfwörter 
in ungezwungener Weiſe mit ihr zu vereinigen. Auch der Sprachgebraud, ii 
gegen fie heranzuziehen; denn man redet von verjchiedenen Standesehren, während 
doch die jittlichen Anforderungen im ftrengften Sinne für alle Menfchen diejelben iind. 
Eben dieje Differenzierung des Ehrbegriffs weiſt darauf bin, daß er mit ber jozialen 
Stellung und den Aufgaben zufammenhängt, die gerade dem einzelnen zufommen. 
Daher definiert Liepmann a. a. D. 227 die Ehre des Menfchen als „den Inbegrifi 
derjenigen Eigenſchaften, die zur Erfüllung ſeiner ſpezifiſchen Auf— 
gaben unentbehrlich ſind“. Durch dieſe Eigenſchaften erlangt der Menſch einen 
beſtimmten Wert. Es bedeutet daher keinen fachlichen Unterſchied, wenn Olsh⸗ 
Zweig. 2 die Ehre als den Wert bezeichnen, den eine Perſon innerhalb der menſch⸗ 
lichen Gejellichaft Hat. 

Selbſtverſtändlich Tann die Ehre in dieſem Sinne einer Perſon nicht in gleicher 
Weile entzogen werben, wie etiva ihr Vermögen oder ihr Reben. Das betont bei. Binding, 
Die Ehre und ihre Verlegbarfeit (1892) und Lehrb. 1 136. Er bezeichnet deöhald 
als Objekt der Beleidigung nicht die Ehre, fondern den Willen, der auf Adtung 
der Ehre hält. Sonfequent müßte das indefjen zu der wenig brauchbaren Folgerung 
führen, daß zum Vorſatz ber Beleidigung ftet8 das Bewußtfein gehöre, fich gegen 
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einen ſolchen Willen zu wenden. Außerdem aber wäre bie Beleidigung ſchwer geiftes- 

hanfer Berjonen ſchlechthin ausgeichloffen, während fie gerade Binding ſelbſt in 

gewiſſem Umfange für möglid hält. 

Sn Wahrheit ift Objekt der Beleidigung die joziale Stellung, ſoweit 
jie auf der Achtung der Mitmenfhen beruht, alfo nicht die Ehre in dem 
bezeichneten Sinne feldft, wohl aber ihr Reflex nach außen hin, d. 5. die der 
Ehre entjprehende Wertſchätzung oder, wie man zu jagen pflegt, die äußere 
Ehre. v. Liſzt $ 95 bezeichnet diefe als die „Bewertung durch andere“, Die „perjön- 
lihe Geltung bei den Rechtögenofien”. Denkt man fich die Beleidigung freilich, wie 
es meiſt geichieht, ſchlechthin als ein Verlegungs delikt, fo trifft auch dieſe Formu⸗ 
serung nit das Richtige. Denn ber notoriſche Lump Tann den notoriichen Ehren⸗ 
mann in ftrafbarer Weife beleidigen, obwohl im Einzelfalle die joziale Stellung des 
lezieren dadurch keineswegs beeinträchtigt wird. Außerdem fteht es dem Begriff der 
Zeleidigung im Einne des 5 185 nicht entgegen, daß fie unter vier Augen erfolgt. 
In Wahrheit aber ift die Beleidigung nicht durchweg ein Verletzungs⸗, jondern aud) 
ein generelles Gefährdungsdelikt. D. h. die Frage, ob im Einzelfalle die 
ioziale Stellung der Perſon erfchüttert wird, ift der richterlihen Prüfung entzogen; 
e3 genügt, daB die Handlung generell dazu geeignet if. So der Sache nach jetzt 
and) Kohler GoltdA 47 10. 

IL Paſſive Beleidigungsfähigkeit. — Die Frage: wer kann beleidigt wer⸗ 
der? ift fomit dahin zu beantworten: beleidigt werden kann jeder, deſſen Tun 
und Treiben in ber Art beurteilt wird, daß feine Wertihägung und feine foziale 
Stellung davon abhängt. Died trifft zweifellos bei jedem geiftig gejunden, 
erwachienen Menſchen zu, auch dann, wenn er mit Zuchthaus oder mit Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte beftraft worden ift. Bejtritten aber ift Die Frage ber 
Beleidigungsfähigfeit: 

1. bei Kindern. Hier muß fie von dem Augenblide anerfannt werden, da der 
Charakter des Kindes eine feine Stellung in der menſchlichen Gejellichaft 
beeinfluffende Beurteilung erfährt. Genau läßt fich Diefer Zeitpunkt nicht 
beitimmen. Es ift aber ficher, daß er der zivil- oder ftrafrechtlichen Ver⸗ 
antwortlichfeit voraufgehen kann. Die herrſchende Lehre unterjcheibet nicht 
näher, fondern bejaht die Beleibigungsfähigfeit allgemein. Binding, Tehrb. 1 
139, & 10 372. 27 366. Dagegen wird die Beleidigungsfähigteit ſchlechthin 
verneint von John in Holtzendorff's Rechtslexikon „Beleidigung“ ©. 263 und 
Heß a. a. D. 29. 32. Nach v. Lifzt 8 95 foll maßgebend fein, ob das Kind in 
einen gewiflen Pflichtenfreis eingetreten ift und das Bewußtſein diefer Pflichten 
bejigt. Dagegen v. Bar a. a. D. Anm. 141. Mit der hier vertretenen Anficht 
im wefentlichen übereinftimmend Liepmann a. a. DO. 334,5; 

. bei Geiſteskranken. Die berrichende Lehre bejaht ſchlechthin. E 27 366. 
Man muß aber die Einfchräntung Hinzufügen, daß eine gegen einen Geijtes- 
franfen gerichtete Handlung nur infofern Beleidigung fein kann, als fie fich auf 
die fozialen Werte bezieht, Die der Geiftesfranfe in der Gegenwart noch hat oder 
in der Vergangenheit hatte. So Liepmann a. a. O. 335; 

. bei Berftorbenen. Da ber Verftorbene feine ſoziale Stellung mehr hat, fo 
fann er auch nicht beleidigt werben. So die berrichende Lehre. E 13 95. 
Bergl. jedoch $ 189. Abweichend früher Hugo Meyer in feinem Lehrb. 418 und 

« Amsler, Die Möglichkeit einer Injurie an Berftorbenen (1871); 

bei Kollektivperſönlichkeiten“ (juriftiihen Berjonen, Vereinen). Sicher 

it hier, daß die paffive Beleidigungsfähigteit pofitiv-rechtlich in einem beftimmten 

Umfange anerkannt wirb, nämlidy) bei Behörden und politifhen Körper 

ihaften (88 196. 197, vergl. au für die Kreditgefährdung $ 187). Die 

berrichende Lehre erklärt nun, daß andere Kolleftivperjonen nicht beleidigt 
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werden können. E 1 178. 3 246. Dem ift jedoch entgegenzubalten, daß bie 
Dispofitive der einjchlagenden Stellen eine ganz andere iſt und die Beleidigung 
fähigkeit der Behörden ufw. als felbitverftändlich vorausjegt. Man wird dei 
halb bei „Kollektivperjönlichleiten” infofern pajlive Beleidigungsfähigteit ans 
nehmen dürfen, als fie im Sinne des Rechts Perfönlichkeiten, alſo juriſtiſche 
Perſonen, find. Co bei. Kohler GoltdA 47 141. Bergl. auch Waäͤchter, 
Deutiches Strafrecht (1881) 388, Stenglein GerS 42 84, Roſenfeld, Die Neben 
flage 102. Dagegen aber mit Entjchiedenbeit Binding, Lehrb. 1 140. De 

lege lata ftellt fi) Liepmann a. a. D. 350 ff. auf den Boden der herrjcenden | 
Lehre; de lege ferenda aber empfiehlt er die Beleidigungsfähigkeit aller 
organifierten PBerfonengemeinichaften. | 

III. Beleidigung unter einer Kollektivbezeichnung. — Die Perſon, gegen 
welche fich die Beleidigung richtet, braucht nicht mit Namen bezeichnet zu fein. 
E83 genügt jede erfennbare Beziehung auf eine beftimmte Perfon. Richtet fi ein | 
Beleidigung gleichzeitig gegen mehrere Perjonen, fo liegt Idealkonkurrenz ber. 
Bergl. & 73 III. 

Erkennbar kann die Beziehung auf eine beflimmte Perfon audy dann jan, 
wenn fich die Äußerung ber Form nach gegen eine größere Anzahl Berfonen oder | 
gegen einen ganzen Stand richte. Wer 3. 3. in Gegenwart eines preußiihe 
Offizier oder während von einem foldhen die Rede ift, alle preußiichen Offiziere ale 
Feiglinge bezeichnet, beleidigt jedenfa 18 diefen einen, fofern er nur das Bewußtjeir 
hat, daß die Äußerung auf diefen einen bezogen werde. ©. bazu Liepmann a. a. C. 
348. Soldye Mitglieder der Gemeinſchaft aber, die nicht erkennbar gemeint find, 
tönnen auch nicht als beleidigt gelten, und liegen die Berhältniffe fo, DaB gar fein 
Einzelperfonen als gemeint bervortreten, jo iſt überhaupt niemand beleidigt, «3 fei 
denn, daß bei der Äußerung jede Ausnahme abgelehnt wurde. Ähnlich Olsh.⸗gweig 
10 zu 8 185, Kohler GoltdA 47 144, Merkel 290. Die Prarid des RG's, welder 
Binding, Lehrb. 1 143 fehr zuneigt, geht in diefer Beziehung zu weit. 8. 8. bat 
R 1 292 angenommen, e3 liege in einer allgemein auf den preußifchen Richteritand 
bezüglichen Äußerung eine Beleidigung jedes einzelnen Richter. Dagegen mit Kedt 
Olsh.⸗Zweig. a. a. O. Bergl. aud) E 7 169 und anderjeit8 MR 3 606. E 31 1% 
hält es jogar für möglich, alle in einer preußifchen Provinz mit polnifcher Bevölferung 
lebenden Deutichen unter diefer Bezeichnung zu beleidigen, und E 33 46 nimmt emt 
Kollettivbeleidigung der „Großgrundbefiger” an. (©. über die Schwierigkeit, im die 
da8 RG bei Beleidigung des „Nichterftandes* wegen der Ausfchließung und ber 
Ablehnung gerät, E 24 342. 35 179.) Gegen das NS aud Kohler a. a. O. 

IV. Über die Einwilligung des Verlegten ſ. o. ©. 104/5. Mit Recht Iegt € 9 
3898 der Einwilligung einer ſolchen Perſon, die den beleidigenden Charakter der 
Handlung nicht erkennt, feine Bedeutung bei. 








$ 185. 


Die Beleidigung wird mit Gelditrafe bis zu ſechshundert Mark oder 
mit Haft oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und, wenn die Be 
leidigung mittels einer Thätlichfeit begangen wird, mit Geldftrafe bis zu 
eintaufendfünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft. 
[StrK bez. SchG., bei Privatkl. SchG.]. 


— 


I. Anwendungsgebiet der Stelle, — Beleidigung ift eine Handlung die 
geeignet ift, den Eindrud der Mißachtung einer Perfon herporzurufen. Regelmaͤßig 
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it fie Ausdruck der eigenen Mißachtung bed Täters, und in diefem Sinne wirb fie, 
fo weit fie unter & 155 fällt, meift definiert. So 3. B. v. Liſzt $ 96 und die 
fräheren Auflagen diejes Kommentars. Bergl. au E 10 372. Indeſſen weit 
Liepmann, Bergl. Darflellung 4 262,3 mit Recht darauf Hin, daß es Fülle gibt, bei 
denen Beleidigung nicht wohl beftritten werden kann, obgleich e8 dem Täter an der 
eigenen Mißachtung fehlt. 3. B.: eine Frau, die an ihrem eigenen ausfchweifenden 
Lebenswandel nichts Anftößiges findet, bezeichnet eine andere Frau als unkeuſch. 
Beshalb ed Liepmann ablehnt, dieſe Erkenntnis in der Definition zu verwerten, ift 
nit verftändlich. i 

Die Handlung kann zunädft eine Außerung fein, d. h. durch fchriftliche oder 
mündliche Entäußerung von Worten erfolgen; fie kann aber auch in bildlidhen 
darſtellungen ober in Geften ober in Tätlichleiten beftehen. In jedem 
Falle gehört zu ihrem Begriffe, daB fie zur Kenntnis einer andern Perfon gelangt, 
mag diefe die Heleidigte oder eine dritte fein. Übereinftimmend die herrichende Lehre. 
Dagegen ift Kohler GoltdA 47 21 ff. der Anſicht, ba eine an eine beftimmte Perſon 
gerihtete Beleidigung erſt mit Kenntnisnahme burch dieſe vollendet werde. Vom 
Standpunkte der herrſchenden Lehre aus kann eine Beleidigung auf einer Poſtkarte 
.; dadurch vollendet werden, daß fie nur etwa der Briefträger lieft. Vergl. dazu 

2 202. 

Im Zuſammenhang damit flieht die Frage, ob bie Beleidigung als folche 
empfunden werden muß. Sie ift in dieſer Faflung mit der herrichenden Lehre 
Ihlehthin zu berneinen. Vergl. E 10 372. Liegen aber die Berhältnifie fo, daß 
niemand ben Eindbrud einer Mifachtung erhalten Tann, weil 3. B. feiner der An⸗ 
weienden Die Sprache verſteht, in ber die Äußerung erfolgt, fo fteht das erhalten 
rehtlih einem Monolog durchaus gleich. 

Den Eindrud der Mißachtung einer Perfon kann eine Tätigkeit machen, wenn 
fie unter eine der folgenden Gruppen fällt: 

1. Abſprechen von Eigenfhaften, die zur Ehre gehören. Das Abſprechen 
iR jehr verfchiedenartig möglich: 

a) In der einfachften Weife zunächft jo, daß Form und Inhalt der Äußerung 
einanber entjprechen, 3. B. e8 wird jemanden mangelnde Redlichleit im Verkehr 
vorgeworfen. Da fich ber Begriff der Ehre, wie ob. ©. 306 bemerkt, nicht auf 
die rein fittlichen Qualitäten beichräntt, jo ift e8 auch Beleidigung, wenn von 
einem Richter gejagt wird, er Tenne das Recht nicht. Immer aber muß e3 
ih um eine Eigenſchaft handeln, die der Betreffende gerade feiner jozialen 
Stellung nad) befiten muß. Deshalb ift bie Bezeichnung eines Dilettanten 
als fchlechten Klavieripielers feine Beleidigung. Ebenſowenig ift e8 Beleidigung, 
wenn eine Eigenjchaft abgejprochen wird, die zwar bei der Stellung ber 
betreffenden Perſon erwünſcht, aber nicht gerade nötig if. Eine Kritik 
einzelner Leiftungen kann Beleidigung jein, nämlidy dann, wenn fie 
die Berjon ergreift, indem etwa gejagt wird, daß die Leiftung Unfähigkeit, 
Unfittlichleit, mangelnden wifjenjchaftlichen oder künſtleriſchen Ernſt befunbe. 
Sehr bedenklich E 1 27 (Berurteilung, weil jemand von einer Rede bes 
Hürften Bismard gejagt Hatte, jo könne jeder Schornfteinfeger ſprechen). 

b) Das Abiprechen einer Eigenfchaft kann jelbftverftändlicy auch in der Art 
gejchehen, daß jemanden bie entgegengejebte Eigenſchaft zugefprochen wird. Wer 
einem Offizier Feigheit vorwirft, verneint deſſen Mut. Sachlich fieht der 
Borwurf oder die Zumutung einer unehrenhaften Handlung glei. R 5 143. 
Auch der Gebrauch eines Schimpfwortes hat meift diefe Bedeutung. S. dazu 
Liepmann a. a. D. 277. 

Bedingte Beleidigungen find denkbar. Ob fie vorliegen, ift eine Auslegungs⸗ 
frage. Die ÄAußerung: „Wenn X das tut, oder getan hat, fo ift er ein Betrüger“, 
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kann entweder nur ein allgemeines Urteil über die moralifche Dualität einer 

beftimmien Handlung bedeuten oder aber jagen, daß dem X eine ſolche Handlung 

zuzutrauen fei. 

2. Beleidigung dur befhimpfende Behandlung. — Ben Eindrud de 
Mißachtung Tann man auch dadurch hervorrufen, daß man jemanden jchimpilid 
behandelt, ohne ihm dadurd eine zur Ehre gehörende Eigenſchaft abzufprecen. 
Indeſſen geben beide Gruppen leicht in einander über. So kann z. 2. da 
Berjegen einer Obrfeige den Sinn haben, daß der andere Ohrfeigen verdiene. 
Auch eine an und für fi) gerechtfertigte Behandlung oder Außerung kann dur 
die Umftände den Charalter einer Beichimpfung annehmen. ©. darüber $ 19. 
Sehr beitritten ijt die Frage, ob und inwieweit eine beichimpfende Behandlung 
in einer Unterlaffung liegen kann. Sicher ift zunädjft ſoviel, dab Nif: 
achtung nicht gleichbedeutend ift mit Unterlaffen der Hochachtung, daß mit 
andern Worten niemand Anſpruch auf Beweiſe befonderer Hochadtung hat. 
(S. jdoh MSIGB 8 89.) Nicdhtbeteiligung an einem Fackelzuge kann daher 
nicht als Beleidigung des Gefeierten angefehen werden. Anderfjeit3 wird zweiel⸗ 
los im gewöhnlihen Leben die Unterlaffung folder Höflichkeitsbezeigungen 
melde die Sitte fordert (Gruß und Gegengruß), mwenigftens unter Umſtaͤnden 
als Ausdrud der Mißachtung aufgefaßt. Diefer Würdigung wird man hd 
auch vom rechtlichen Standpunkte aus anzujchließen haben. Ebenjo Liepman: 
a. a. D. 272/3. Eine ſchimpfliche Behandlung kann fi auch in Das Gewand 
einer Ehrung leiden, 3. B. jo, daß in erkennbar ironiſcher Weife einem Feinde 
ein Ständchen gebracht wird. Auch eine Lieblofung, namentlich ein Kup, kam 
fi) als fchimpflihe Behandlung darftellen. Schwierigfeiten aber verurſacht di 
Abgrenzung teils von der Fopperei, teil von der Unhöflichkeit. 

a) Nach v. Bar GerS 52 90 if die Fopperei dann Beleidigung, wenn bem 
Betroffenen gezeigt werden fol, daß er ein „nicht zu beachtendes Nichts, eint 
Null feit. Man wird aber einen Schritt weiter zu gehen und die Beleidigung 
ſchon dann zu bejahen haben, wenn die Fopperei den Eindrud mad, al: 
werde der Betreffende als mindermertiges Glied der bürgerlichen Gejellicett 
hingeftellt. Dahin gehört auch ein folches Verhalten, das ihn dem Hohn preiägibt. 
Abweichend wollen Binding, Lehrb. 1 144 und Kohler GoltdA 47 32 jet 
dieſe Fälle ausfcheiden. Fehlt der Nederei die Bezugnahme auf eine beftimmt: 
Berfon, fo ift Beleidigung zu verneinen (Berwechfelung der Gummiſchuhe in 
der Theatergarderobe). 

b) Für die Abgrenzung der Unhöflichleit, Taktlofigfeit, Ungezogenheit von 
der Beleidigung ift zunächſt der Geſichtspunkt maßgebend, daß wenn ein beſtimm⸗ 
tes Berhalten als Ausdrud einer befonderen Ho hfchägung erfcheinen würde, das 
umgekehrte nicht als Beleidigung angefehen werben Tann. Man bente eim 
an bie Anweifung eines fchlechten Plages bet Tiſch. Die Beleidigung begim! 
aber an dem Punkte, da die Behondlung die Deutung der Mißachtung zulätt 
Das Tann zutreffen bei unzüchtiger Rede in Gegenwart vom Frauens⸗ 
perfonen oder bei einem Schweigegebot in der Form der Aufforderung zum 
Maulbalten. . 

Aus dem fo beftimmten Sreife der Beleidigungen ſcheiden die 88 186. 187 als ber 
fondere Fälle die dort bezeichneten aus. Das Anwendungsgebiet des $ 1 
umfaßt hiernad: 

Beleidigungen, die nicht in Tatfahenbehauptungen beſtehen, 
beleidigende Tatfahenbehauptungen, die nicht gegenüber britien 
erfolgen. 

Den übrig bleibenden Reſt faßt man unter der Bezeichnung ber formelen 
Beleidigung zufammen. Liepmann a. a. O. 239. 264 findet den begrifflicen Unter 
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jhied der formellen Beleidigung von der üblen Nachrede darin, daB ſich jene gegen 
die jubjeftivierte Ehre, das Ehrgefühl, diefe gegen den guten Ruf richte, legtere 
clio Rufgefährdung jei. Das trifft aber de lege lata jchon deshalb nicht ganz 
zu, weil fich eine formelle Beleidigung auch gegen Behörden und politifche Körper - 
ihaften richten Tann, gegen Gebilde aljo, die ein Ehrgefühl nicht haben. Außer⸗ 
dem müßte zum Vorſatz der formellen Beleidigung das Bemwußtjein gehören, dat 
te zur Kenntnis der betreffenden Perſon gelangen. 

1. Zum Vorſatz gehört das Bewußtſein, daß die Äußerung geeignet ift, den 
Eindrud der Mißachtung herborzurufen. Meift wird das Bewußtſein gefordert, 
Mißachtung zum Ausdrud zu bringen. ©. darüber ob. I. Zweifellos verlangt der 
Veleidigung3vorjag nicht einen animus iniuriandi in dem Sinne, ald ob ber 
Z3wed der Handlung in der Kräntung der Perjon beftehen müſſe. E 5 239. Hat 
der Täter nicht dad Bewußtfein, daB die abgeiprochene Eigenſchaft zur Ehre gerade 
diefer Berjon gehört, fo fehlt e8 ihm an dem Borjat. Das Gleiche gilt, wenn er 
nıht weiß, daß die Behandlung, die er einer Perjon zu Zeil werden läßt, gerade 
ih r gegenüber eine ſchimpfliche iſt. 3. B. es behandelt jemand eine anftändige 
Tame, die er für eine Dirne hält, als eine ſolche. Ebenfo Liepmann a. a. DO. 827. 
Allerdings wird Häufig in Fällen der letzteren Art Eventualdolus vorliegen. 
Stet3 aber muß der Täter das Bemwußtfein haben, daß feine Äußerung zur 
Kenntnis einer andern Berfon gelange. Die Abfafjung eines Tagebuchs beleidigenden 
Inhalts, Das ohne oder wider den Willen des Berfaflers dritten fund wird, genligt 
daher nicht. Nur eine ftraflofe fahrläffige Beleidigung läge vor, wenn ein beleidigender 
Brief aus Verſehen abgefendet würde; Dies felbft dann, wenn ber Berfaffer zur 
Abjendung entfchloffen war. Der Umftand, daß die Äußerung an eine andere Berjon 
gelangt, als der Erklärende wollte, fteht dem Dolus nicht entgegen. E 26 202. 
Wohl aber wird er durch die irrtümliche Annahme ausgeſchloſſen, Daß bie Perſon, 
auf welche fi) die beleidigende Äußerung bezieht, geftorben fei. E 28 33. Vergl. 
dazu ob. ©. 307 3. 

I. Täter der Beleidigung ift derjenige, der die betreffende Äußerung mit dem 
erforderlichen Vorſatz kundgibt. Mittelbare Taterſchaft iſt namentlich jo denkbar, daß 
zur überbringung der beleidigenden Äußerung eine Mittelsperſon gewählt wird, bie 
ihren Sinn nicht verſteht. 

In dem Weitergeben der Beleidigung liegt eine neue Beleidigung nur dann, 
wenn die Wiederholung ſelbſt geeignet iſt, den Eindruck der Mißachtung zu machen, 
oder wenn ſie den Tatbeſtand der 88 186. 187 erfüllt. 

IV. Qualifiziert iſt die mittels einer Tätlichkeit begangene Beleidigung, 
d. h. die ſich unmittelbar gegen den Körper der angegriffenen Perſonen richtende. 
Auch der fehlgegangene tätliche Angriff iſt tätliche Beleidigung. In letzterer 
Beziehung abweichend die herrſchende Lehre (z3. B. BayObLGStr 4 224; es werde 
körperliche Berührung verlangt), übereinſtimmend v. Liſzt $ 96, Liepmann a. a. O. 
312. Deckt ſich der objektive Tatbeſtand mit dem der Körperverletzung, ſo liegt 
Idealkonkurrenz vor, falls der Täter gleichzeitig das Bewußtſein hatte, einen 
andern körperlich zu mißhandeln und dadurch den Eindruck der Mißachtung zu 
machen. Vergl. Olsh.Zweig. 17 zu 8 223, Oppenh.⸗Del. 17, Rud.⸗Stengl. 12, E 
9 58. (Dagegen ift Binding, Lehrb. 1 34 der Anſicht, daß bei einer durch Schlag oder 
Stoß begangenen Beleidigung nur 8 185 anzumenden fei.) Unter ähnlichen Voraus⸗ 
\egungen nehmen E 24 201, RMG 8 244 Idealkonkurrenz ber tätlichen Beleidigung mit 
$$ 176 Mr. 1. 177. 179 an. — Weitere qualifizierte Fälle |. NStGEB 88 91. 121. 


V. Über Unrechtsausfchließungsgründe |. F 193, wegen bed Wahrheitss 
beweiſes 88 190. 192. 
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$ 186. 


Der in Beziehung auf einen Anderen eine Thatjacjhe behauptet oder 
verbreitet, welche denfelben verächtlich zu machen oder in der öffentlichen 
Meinung herabzumürdigen geeignet ift, wird, wenn nicht Diefe Thatſache 
erweislich wahr ift, wegen Beleidigung mit Geldftrafe bis zu ſechshundert 
Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und, wenn 
die Beleidigung öffentlich oder Durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen 
oder Darftellungen begangen ift, mit Geldftrafe bis zu eintaufendfüni: 
hundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. [StrK 
bez. SchG, bei Privatkl. SchG]. 


I. Die üble Nachrede ift ebenfo eine Beleidigung wie die im 8 18 
behandelte jog. formelle, fteht ihr auch Hinfichtlih der Art und ber Höhe der 
Strafe durchaus gleih. Dennoch erfährt fie, wie die 88 188. 192 zeigen, nah 
verjchiedenen Richtungen Hin abweichende Behandlung. Eben deshalb ift die Abgrenzung 
von großer Bedeutung. 

1. Die üble Nachrede fordert zunähft die Behauptung oder Verbreitung einer 
Tatfache. Über dieſen Begriff |. $ 263. Zatfachen find hiernach nicht mr 
menſchliche Handlungen, jondern auch Ereignifje anderer Art, Inhalte und 
Borgänge des Bewußtſeins, ſowie Eigenfchaften und „tontrete Beziehungen“, 
3. B. die Abftammung von einer beitimmten Raſſe. A. U. (wie die früheren 
Aufl. diefes Kommentars) Hälfchner 2 191, Oppenh.Del. 7, weldhe den Begriff 
auf Handlungen befchränten. Hiergegen |. Liepmann, Bergl. Darftellung 4 255. 
dv. Lilienthal daſ. 390. Den Gegenjag der Handlungen bilden jedenfalls Wert⸗ 
urteile U N. v. Lilienthal a. a. DO. 892, der aber zugibt, daß WWerturteile 
doch nicht Tatſachen im Sinne dieſer Stelle find. Die Rechtſprechung fe! 
die Abgabe von Urteilen dann als Behauptung von Zatjachen auf, wenn fie 
durch tatfächliche Behauptungen belegt werben. E 22 159. 24 301. 31 281. 
35 227, RMG 8 5, BayObLrGStr 4 159. Daß die Tatſache als eine for 
frete, fubftanzierte behauptet werde, fordert das Geſetz nicht. (U. U. ſchein⸗ 
bar E 29 40.) Die Behauptung: X bat geftohlen, ift ebenjogut die Behaup⸗ 
tung einer Tatſache wie die andere: & bat mir dann und dann das und 
das geftohlen. Auch kann ſich unter der Form des Urteild die Behauptung 
einer Zatjache verfteden. Wer von einem andern jagt, er jei ein Died, 
behauptet bie Tatſache, daß er geitohlen Habe. Im Cinzelfalle Tann der 
Sinn einer folden Äußerung noch weiter gehen, nämlich nicht nur fagen, daß 
ber andere einmal geftohlen Habe, ſondern auch, daß feine Gefinnung eine 
diebifche fei. Iſt dies der Sinn ber Äußerung, fo bleibt fie auf Grund bes 
$ 185 ftrafbar, felbft wenn nachgewiefen werden follte, daß der andere einmal 
geitohlen Bat. 

. Die Tatfadhe muß geeignet fein, ben andern verächtlich zu machen oder 
in der öffentliden Meinung berabzumwürdigen. Bon biefen alternatib 
aufgeftellten Erforderniflen bezieht fi) das erfte auf die moralifce, das 
zweite auf Die ſo ziale Wertichägung, d. h.: eine Tatſache ift geeignet, jemanden 
veräctlich zu machen, wenn er dadurch in einen Gegenjag zu den Anforderungen 
der Sittlichkeit tritt; fie iſt geeignet, ihn herabzuwürdigen, wenn er dadurch 
in einen Gegenſatz zu den Anforderungen tritt, die ſeine ſpezifiſchen Lebens⸗ 
aufgaben an ihn ſtellen. Zu den Tatſachen der lebteren Art können auf 
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moerſchuldete Unglüdsfälle gehören, z. B. die Behauptung einer „unfoziabel* 
machenden Krankheit. Ob auch bie Behauptung, jemand habe unverfchuldet Konkurs 
gemacht oder fei genötigt zu allordieren, genügt, ift Deshalb zweifelhaft und rich⸗ 
tiger zu verneinen, weil die Kreditgefährdung im & 187 beſonders behandelt wird. 
A. A. v. Lilienthal a. a. D. 4 398 und zum Teil die Praxis mit NRüdlicht 
auf die Ehrenfolgen des Konkurſes. — Bei ber zweiten in Rede ftehenden 
Aternative legt das Geſez auf die öffentliche Meinung Gewicht, infofern 
es verlangt, daß die Tatjache geeignet fein müſſe, Die Perſon in dieſer herab⸗ 
zumürbigen. Offentliche Meinung ift Die eines größeren, individuell nicht 
beſtimmten Teil3 der Bevölkerung. Ähnlich Olsh.⸗Zweig. 4, v. Lilzt 8 96. 
Ten Gegenfag bilden namentlich engere, mehr oder weniger abgeichlofiene Kreife, 
> B. der Verwandten oder näheren freunde. Deren Anſchauung von Ehre 
trägt das Geſetz nicht Rechnung. A. A. Liepmann und v. Lilienthal a. a. O. 
254. 394, Hanfeat. OLG ©. 51. Steht bie öffentliche Meinung mit dem Recht 
im Widerſpruch, jo ift für den Richter hier wie ſonſt das Recht maßgebenb. 
Sn dem Bormwurf, e8 habe jemand eine Forderung abgelehnt, kann daher feine 
Beleidigung gejehen werden, es jei denn, daß fich damit ausdrüdlich oder ftills 
fhweigend ber Borwurf der Feigheit verbinde. Die Behauptung, jemand jet 
ein Zube, jchließt nur dann eine Beleidigung in fi, wenn damit gejagt werben 
joll, er fei von niedriger, gewinnjücdtiger Gefinnung; dann aber handelt e3 
ih um ein nach $ 185 ftrafbares Urteil, deſſen Außerung auch dann ftrafbar 
jein kann, wenn ber Betreffende in der Tat Jude ift. Wefentlich übereinſtimmend 
v. Bar GerS 523 100. 108. U. U. bagl. des Duellfalld dagegen Liepmann und 
v. Lilienthal a. a. D. 235 ff. 395. Mir fcheint es aber undenkbar, daß es der 
Staat verbieten follte, von jemand zu jagen, er habe fich feinen Gejeben gemäß 
verhalten. Ich würde auch Bedenken tragen, in dem Borwurf, Strafanzeige 
wegen Zweikampfs erftattet zu haben, jchledhthin ftrafbare üble Nachrede zu 
finden. — CSelbftverftändlich ift anderſeits, daß nicht in bem Vorwurf jeder 
frafbaren Handlung eine unter $ 186 fallende üble Nachrede liegt. 


. Die Tatſache muß entweder behauptet oder verbreitet werben. Behaupten 


beißt: etwas als eigene Überzeugung ausgeben, gleichgiltig, ob fich dieſe auf 
eigene Wahrnehmung oder auf Mitteilung dritter Perjonen gründet. Ob 
verflaufulierende Zuſätze mie „fo viel ich weiß”, „wie ic) glaube” den Charakter 
der Behauptung befeitigen, ift Tatfrage. Auch die vertrauliche Mitteilung 
genügt. — Berbreiten Tann bier nicht (wie in ben früheren Auflagen an» 
genommen wurde) bedeuten: einem größeren Perſonenkreiſe zugänglich machen. 
Tenn das ift öffentliches und vom Geſetz mit ftrengerer Strafe bedrohtes 
Verbreiten. ©. gegen die jet aufgegebene Meinung v. Lilienthal a. a. DO. 388, 
E 30 224. Vielmehr bedeutet Verbreiten einfach: andern (menn auch nur gerüdht» 
weife und nur vertraulich) mitteilen, teitergeben. So E 88 368. Wenn 
DI8H.- Zweig. 2 und E 30 224 zum Begriff des Berbreitens fordern, daß etwas 
al8 wahr Hingeftellt werde, jo überſehen fie, daß man fidy dann jelbit bei 
öffentlicher Mitteilung bes infamften Geredes falvieren könnte, fofern man 
nur Hinzufügte: ich jelbft glaube nicht daran. In dieſer Beziehung Hat fidh 
denn auch E 88 368 meiner Anſicht angefchloffen. Tritt man einem üblen 
Gerücht, indem man es mitteilt, zugleich entgegen, jo nimmt man berechtigte 
Intereſſen wahr. ©. $ 193. — Daß die vertrauliche Mitteilung unter bie Begriffe 
de8 Behauptens oder Verbreiten falle, beftreitet Kohler GoltdA 47 20. Gegen 
diefen v. Lilienthal a. a. DO. 389. Allerdings können vertrauliche Mitteilungen 
duch & 198 gebedt werben. Die bloße Mitteilung der perjönlichen Meinung 
als ſolcher („ich glaube, daß X den Diebftahl begangen hat”) fällt unter 8 185. 
Merdings wird Hier auch eine Tatſache behauptet, nämlid) bie perjönliche 
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Meinung, aber diefe ijt es nicht, was den andern verächtlich machen ober vor 
der Öffentlichen Meinung berabwürbigen könnte. 

4. Behauptung oder Verbreitung müfjen in Beziehung auf einen andern 
erfolgen, d. h. fih (in Anweſenheit oder Abweſenheit des Betroffenen) as 
einen dritten richten. Andernfall3 beurteilt ſich Die Handlung nad 8 185 
Liepmann a. a. D. 256, E 4 401. 7 285. 9 40, RMG 10 33. U. A. Binding. 
Lehrb. 1 58, welcher $ 186 auch dann anwenden will, wenn die Tatſache nu: 
demjenigen mitgeteilt wird, auf den fie fich bezieht. 

5. Die Tatſache darf nicht (erweislih) wahr fein. ©. darüber ı LI. 

I. Zum orjag gehört das Bemwußtfein, daß die behauptete oder verbreitet 
Tatſache geeignet ift, den andern verächtlich zu machen ober in der öffentlichen Meinung 
herabzuwürdigen, fowie das Bewußtjein (der Wille), daß die Außerung unmittelbar ca 
eine dritte Perſon gelangt. Bergl. 0. 14. Nicht aber gehört zum Dolus des 
Bemwußtfein der Unwahrheit der behaupteten oder verbreiteten Tat: 
face; ja, ſelbſt der pofitive Glaube, fie fei wahr, fchließt den Dolus nicht aus. £: 
die herrichende Lehre und das RG, 5. B. E 25 555. (Dagegen fordert Binding. 
Normen 2 610 und Lehrb. 1 155 Bewußtſein der Nichterweislichkeit.) Allerdings 
ift der gejeßgeberifche Gedanke der, daß die Behauptung oder Berbreitung wahr 
Tatſachen nicht rechtswidrig ſei. Materiell betrachtet, iſt alfo die Unwaährheit der 
behaupteten Tatſache ein Tatbeſtandsmerkmal. (U. U. v. Lilienthal a. a. O. ol, 
Daraus würde zu folgern fein, dag zum Dolus das Bewußtſein dieſer ee 
gehöre (8 59), und ferner, dab der Nachweis diefes Bewußtſeins zur Berurteilun 
erforderlich fei. Im Intereſſe der Perſon jedod, auf welche fi bie Behauptunz 
bezieht, macht der Gejebgeber, wie der Wortlaut der 88 186. 187 beweiſt, ei 
Ausnahme von dem Grundjage des $ 59, infofern der Dolus das Bewußtſein der 
Unmahrbeit nicht zu umfaffen braucht, und außerdem eine Ausnahme bon be 
allgemeinen Beweisregeln, infofern dem Täter nicht die objektive Unwahrheit de 
Tatſache zu beweifen tft, fondern er ihre Wahrheit zu beweiſen hat. Vergl. Frark 
Str 12 807 und de lege ferenda Friedmann, Das Recht der Wahrheit (191. 
Die Bedeutung des Wahrheits beweiſes liegt jomit lediglich auf prozeſſualem Er 
biete. Vergl. dazu 88 190. 192. 

III. Qualifiziert ift die üble Nachrede: 

1. wenn fie öffentlich begangen wird. ©. $ 110 II 1. Es muß bemnad eint 
größere durch nähere Beziehungen nicht verbundene Anzahl Perjonen zugegen 
fein, welche die Außerung hören und verbreiten Können. Cntfprechende: Be 
mwußtjein gehört zum Borjage. Vergl. R 5 317. 333. 7 269. 8 600 und 8 ?00. 
Binding, Lehrb. 1166, nimmt Öffentlichkeit an, wenn die Außerung nit für! NE 
ausichliegliche Wahrnehmung individuell beitimmter Berfonen berechnet ift. Tie 
bloße Offentlichteit des Orts genügt nicht. E 838 207; 

2. beiBegehung durdy Berbreitung von Schriften, Abbildungen oder 
Darjtellungen. Bergl. $ 110 2. 

IV. Was das Verhältnis der üblen Nachrede zur formellen Beleidigung 
bes $ 185 betrifft, fo ift mit der herrfchenden Lehre zu behaupten, daß bie eritert 
nur ein Spezialfall der letzteren iſt. S. befonders Liepmann a. a. O. 277/8, Toct 
Z8StrW 21 512. A. 9. (wie die früheren Auflagen dieſes Kommentars) Galle, 
Das Vergehen der fogenannten üblen Nachrede (1892) 31 ff., v. Liſzt 8 96. Aus de 
vertretenen Anficht ergibt ſich grundſätzlich der Ausſchluß der Idealkonkurrenz 
Anders jedoch, wenn ſich in derſelben Außerung Behauptung ober Berbreitun 
einer Tatfache und abfälliges Urteil verbinden. ©. auch $ 73 II 3 b. Erweiſt ſich 
bie behauptete oder verbreitete Tatfache als wahr, ſodaß üble Nachrede nicht vorliegt, 
fo fann gemäß $ 192 einfache Beleidigung gegeben fein. 

V. Wegen des Berbältniffes zur falſchen Anzeige ($ 164) |. 8 19. 
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8 157. 

Wer wider beileres Wiſſen in Beziehung auf einen Anderen eine un= 
wahre Thatfache behauptet oder verbreitet, welche denfelben verächtlich zu 
machen oder in ber Öffentlichen Meinung herabzuwürdigen oder deſſen 
Kredit zu gefährden geeignet ift, wird wegen verleumderijcher Beleidigung 
mt Gefängniß bi3 zu zwei Jahren und, wenn die VBerleumdung öffent: 
lich oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darftellungen 
begangen ift, mit Gefängniß nicht unter Einem Monat beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo fann die Strafe bis auf 
Einen Tag Gefängniß ermäßigt, oder auf ©elditrafe bis zu neunhundert 
Mark erfannt werden. [StrK bez. SchG, bei Privatkl. SchG)]. 


I. Der Tatbeſtand der Verlenmdung oder verleumderifchen Beleidigung 
tedt ſich nach der objektiven Seite mwefentlid) mit dem der üblen Nachrede, mit 
dem Unterichiede jedoch, daB er auch die Kreditgefährdung mitumfaßt. Kredit 
it das Bertrauen, das jemand Hinfichtlich der Erfüllung feiner vermögensrecht⸗ 
lichen Berbindlichleiten genießt. So Olsh.⸗Zweig. 6. Daß auch nichtphyſiſche 
Perſonen in Diefer Beziehung verletzt werden können, wird allgemein zugegeben. 

Der wmejentliche Unterfchied zwiſchen ber Berleumdung und der üblen Nach» 
rede liegt in folgendem: Verurteilung wegen Berleumdung ift nur dann möglich, 
wenn die Unmwahrheit der behaupteten ober verbreiteten Tatſache feftfteht, und wenn 
weiter feſtſteht, daß der Angellagte diefe Unwahrheit kannte (dolus eventualis aus- 
geihloflen; E 32 302). Dagegen ift Verurteilung wegen übler Nachrede ſchon dann 
möglich, wenn die Wahrheit der Tatſache nicht bewieſen if. 

II. Idealkonkurrenz mit $ 7 des Gel. 3. Bekämpfung bed unlauteren Wett» 
bewerbes ift möglich, nämlicdy dann, wenn die Außerung gleichzeitig betriebg- und 
treditgefährdend iſt. Iſt fie dagegen nur erſteres, fo findet Iediglih 8 7 cit. 
Anwendung. So E 81 63 (mit dem Hinweife darauf, daß in dieſem Falle der Schuß 
des 8 193 nicht gewährt werden könne, jedenfall3 ein wunderliches Ergebnis. Vergl. 


$ 193). — Wegen Idealkonkurrenz mit $ 164 ſ. daj. V. — Uualifizierter Fall NMESIGB 
$ 91 Abi. 2. 


8 158. 

In den Fällen der $$ 186 und 187 kann auf Verlangen des Belei- 
digten, wenn die Beleidigung nachtheilige Folgen für die Vermögensverhält- 
nie, den Erwerb oder das Fortkommen des Beleidigten mit fich bringt, 
neben der Strafe auf eine an den Beleidigten zu erlegende Buße bi zum 
Betrage von jechstaufend Mark erkannt werben. 


Eine erfannte Buße fchließt die Geltendmachung eines weiteren Ent= 
ſchädigungsanſpruchs aus. 








L Die Zuläffigleit eine® auf Buße lautenden Urteils ift bei Beleidigungen 
von materiellen und von prozeſſualen Borausjegungen abhängig. 
1. Die materiellen Borausfegungen find: 
a) Die Verurteilung muß auf Grund ber $$ 136 oder 187 erfolgen. In 
dem Falle des 8 185 kann mithin nicht auf Buße erfannt werben. Über Buße 
im alle der Idealkonkurrenz |. $ 73 VI2. 
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b) Die Beleidigung muß nadteilige Folgen für die Vermögensverhältni 


D 


den Erwerb oder das Fortkommen des Beleidigten mit fi) bringen. Dies i 
nicht fo zu verftehen, als müßten ſchon zur Bett nachteilige Folgen vorliegen 
Vielmehr Hat der Richter nach feinem Ermeſſen darüber zu befinden, ob di 
Beleidigung zur Herbeiführung folder Folgen geeignet if. Daber iſt audeu 
ziffermäßiger Nachweis des Schadens nicht erforderlid. E 6 398. 17 1% 
Bergl. dazu BEB 88 823. 824. 
c) Das Urteil muß auf Strafe lauten. Buße ift mithin unftatthaft bei Eim 
ftelung bed Verfahrens megen mangelnden Strafantrag oder wegen Ber 
jährung; ebenfo wenn der Angellagte gemäß $ 199 für ftraffrei erflärt win, 
In legterer Beziehung abweichend u. a. Detfer GerS 66 345, übereinflimmend 
dagegen Olsh.⸗Zweig. 6. 
In prozejjualer Beziehung tft die Zuerkennung von Buße davon abhängie, 
daß fie der Beleidigte verlangt, d.h. einen Bußantrag in richtiger Form fell. 
©. darüber StPO 88 443. 446. Der Antrag fteht nur dem Beleidigten, nicht 
ben ſonſt Antragsberechtigten zu. Ebenjowenig gemäß SIBPD 8 444 dem 
Erben des Beleidigten. Da die Erben nach der gleichen Stelle den Bußanſpruch 
auch nicht fortjegen können, fo geht diefer auf fie nur dann über, wenn des 
Urteil zu Lebzeiten des Beleidigten rechtsfräftig wird. Sind mehrere Perſonen 
bei der Beleidigung jchuldhaft beteiligt und angeklagt, jo können fie jämtlih zu 
Buße verurteilt werden und haften für diefe als Geſamtſchuldner. So Finger 
1 507, Olsh.⸗Zweig. 9. Es Steht aber im Belieben bes Beleidigten, den Buy 
antrag auf den einen oder den andern zu beſchränken. 
Auch wenn biefe Borausjegungen gegeben find, fteht die Zuerkennung br 





Buße immer in freiem richterlihen Ermeſſen. A. A. Oetker a. a. D. 27, ber aber ba 
Wortlaut des Geſetzes nicht beachtet („Tann“). 


prozeß Rechtskraft madt. Dagegen gilt für die Aberfennung das Gleiche Ihn 
deshalb nicht, weil in allen Fällen die Buße vom richterlichen Ermeſſen abhängis 
iſt. 
weiter, daß weder die Zu⸗ noch die Aberkennung einer Entſchädigung durch Bir 
urteil der Buße entgegenfteht. So auch in eriterer Beziehung R 5 734. Durdau 
derjelben Anficht Olsh.-Zweig. 10 und Graf Dohna, Die Stellung der Buße (192 | 


U. Aus Abſatz 2 folgt, daß die Zuerfennung einer Buße auch für ben Hin: 


Hieraus und aus ber freieren Stellung des Strafrichters Überhaupt ergibt ih 





44 |}. Dagegen nehmen Rofenfeld, Die Nebentlage (1900) 185 und Detler a. a. C. 
350 an, daß ein rechtskräftiges, den Entihädigungsanfprich abweiſendes Bine 
dem Bußanſpruch entgegenitebe. 


$ 189. 
Wer dag Andenken eines Verjtorbenen dadurch befchimpft, daß er 


wider befjeres Wiſſen eine unmahre Thatjache behauptet oder verbreitet, 
welche denjelben bei jeinen Lebzeiten verächtlich zu machen oder in dr 

Öffentlichen Meinung herabzumürdigen geeignet gewefen wäre, wird mit 

Gefängniß bis zu ſechs Monaten beitraft. 


Sind mildernde Umstände vorhanden, fo kann auf Gelbftrafe bis 


zu neunhundert Mark erkannt werden. 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern, der Kinder oder 0 


Ehegatten des Veritorbenen ein. [StrK bez. SchG, bei Privatkl. Sch6} 
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$ 192. 


Der Beweis-der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten Thatjache 
jchließt die Beitrafung nad) Vorſchrift Des $ 185 nicht aus, wenn dag Vor: 
handenjein einer Beleidigung aus der Form der Behauptung oder Ver: 
breitung oder aus den Umftänden, unter welchen fie gejchah, hervorgeht. 


Sit der Wahrheit3beweis erbradt, jo kann von einer Beitrafung auf Grund 
der 88 186. 187. 189 feine Rede fein. Möglicherweije bleibt aber noch eine formelle 
Beleidigung im inne des $ 185 übrig, zwar nicht im alle des 8 189, wohl aber 
in den fällen der 88 186. 187. (Daß $ 192 auch dann Anwendung findet, wenn von 
vornherein $ 185 in Rebe fteht, follte feinem Zweifel unterliegen. Ebenſo Binding, 
Lehrb. 1 147. A. A. Rüd.-Stengl. 1.) 

Kt alſo der Inhalt der Außerung durch Wahrheitäbeweis gebdedt, fo Tann 
doch ihre Strafbarkeit zunäcft Durch die Form begründet werben. Da aber eine 
beleidigende Äußerung ohne Inhalt undenkbar ift, jo läßt fi) das Geſetz nur jo 
deuten, daß eine Beleidigung vorliegt, wenn ſich die inhaltlich wahre Äußerung in 
eine ungehörige Form kleidet und zwar in eine jolche, die geeignet ijt, den Eindrud 
ber Mißachtung zu machen. Entiprechend verhält es fich mit den Umftänden, unter 
welchen die Außerung gefchieht. Auch fie können Beleidigung begründen, fofern Die 
inhaltlich wahre Ausjage bei jo unpafiender Gelegenheit abgegeben wird, baß fie 
geeignet ift, gerade dadurd den Eindrud der Mißachtung zu machen. 3. B.: bei 
offener Hochzeitstafel jpricht ein Zoajtredner von den intimen Beziehungen, in denen 
der junge Ehemann zu einem Mädchen geftanden hat. In beiden Fällen gehört zum 
Vorſatz das Bewußtjein, daß gerade Form oder Umftände geeignet find, den Eindrud 
der Mißahtung zu maden. Man kann das Geſagte auch kurz jo ausdrüden: 
wer bie allgemeine Freiheit, Die Wahrheit zu jagen, bewußter- 
maßen überfchreitet, indem er feiner Außerung eine unpaffende 
Form gibt, oder fie bei unpajjender Gelegenheit vorbringt, madt 
jich wegen Beleidigung ftrafbar. Im mejentliden übereinftimmend Olsh.⸗ 
Zweig. 11 zu $ 193, Meyer-Alf. 426, Askenaſy, Strafbare Beleidigungen (1905) 
355. Das RG betont die ſubjektive Seite befonderd ſtark und fordert zur 
Strafbarfeit, daß aus der Form und den Umftänden die Abſicht der Beleidigung 
hervorgehe. So (namentlich bzgl. des $ 193) E 1 317. 20 100. 25 40. 34 80. Wenn 
das heißen foll, daß fich der Täter gerade durch die Vorftellung ber beleidigenden 
Wirfung jeiner Äußerung zu ihr habe beftimmen laffen müffen, jo ift damit zu viel 
verlangt. ©. dagegen Frank ZStr® 12 308. Auch die Yormulierung Liepmanng, 
Vergl. Darftellung 4 324 ift abzulehnen. Er forbert Beleidigungsabfiht in dem 
Sinne, daß die Äußerung nur zu verftehen fet als Betätigung des Zwedes, den 
Beleidigten in jeinem Ehrgefühl zu kränken. Dann aber gehörte zum Vorſatz das 
Bemwußtiein, daß die Äußerung zur Kenntnis des Beleidigten gelangen werde. 

Zu beachten ift übrigens, daß die Stelle auch berechtigte Kritiken privilegiert, 
die ſich an die Behauptung oder Verbreitung wahrer Tatſachen anfchliegen. Auch 
Kritiken find nur dann ftrafbar, wenn fie durch Form oder Umftände in Der bezeichneten 
Weije zu Beleidigungen werben. 


$ 193. 


Tadelnde Urtheile über wiffenjchaftliche, Fünftlerifche oder gewerbliche 
Zeiftungen, ingleichen Äußerungen, welche zur Ausführung oder Ver: 
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theidigung von Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter Suter 
gemacht werden, ſowie VBorhaltungen und Rügen der Vorgejehten geg 
ihre Untergebenen, dienstliche Anzeigen oder Urtheile von Seiten eines Be 
amten und ähnliche Fälle find nur infofern Itrafbar, al3 das Vorhanden: 
fein einer Beleidigung aus der Form der Äußerung oder aus den Im: 
ftänden, unter welchen fie gejchah, hervorgeht. 


I. Die allgemeine Bedeutung der Stelle befteht nach einftimmiger Aniıht 
darin, daß fie Unrehtsausfchliegungsgründe für das Gebiet der Beleidigung 
aufſtellt. Auch ohne fie wäre für einen Teil der von ihr geregelten Fülle dei 
Ergebnis das gleiche, namentlich bei dienstlichen Anzeigen von Beamten. Man ları 
aber deshalb nicht mit v. Lifzt 8 95 der Stelle im ganzen lediglich deflaratorijcen 
Charakter zufchreiben. S. darüber v. Bülom GerS 46 271, Askenaſy. Etrajbar 
Beleidigung (1905) 16 ff. 

Die Frage, ob die Unrehtsausfchliefungsgründe erichöpfend aufgezählt mt, 
hat kaum bejondere Bedeutung, weil fie durch den Hinmeis auf „ähnliche Bälle” der 
analogen Ausdehnung Raum gibt. Jedenfalls kann durch Zeugenpflicht eine ax 
ſich verbotene Äußerung zu einer rechtmäßigen werden. Als Notwehrhandlur; 
ift Beleidigung wenigfiens denkbar und dann zweifellos nad 8 53 ftraflos. Eher 
wird fie als Notftandshandlung vorfommen. 

Übrigens läßt ſich fehr wohl für einen Teil der vom Geſetz erwähnten jül 
die Anficht vertreten, daß fie nicht die Rechtswidrigkeit, fondern nur die Schul 
ausſchließen. Indeſſen verdient eine einheitliche Auffafjung im erfteren Sinne der 
Vorzug. 

II. Was das Anwendungsgebiet der Stelfe betrifft, jo ift es zunächſt jeldt: 
verftändlich, daß fie nur dann in Betracht kommt, wenn an fich, d. 5. ohne fie, dt 
Zatbeftand der Beleidigung ſowohl nach ber objektiven wie der ſubjektiven Seite bi 
vorliegt, Im Übrigen tft es Beftritten, ob fie aud) gegenüber ber Werleumdung 
($ 187) plaßgreift. Für die Bejahung fpricht vor allem die Stellung bes $. Ab 
laſſen fich jehr wohl Situationen denten, bei denen die Straflofigkeit ber Verleumdunz 
zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen innerlich gerechtfertigt if, z. 2. ein Ar 
geflagter wirft einem falfchen Belaftungszengen bewußt wahrheitswidrig Handlunger 
vor, die ſeine Glaubwürdigkeit erſchüttern follen. So v. Bülow a. a. O. 25. 
Übereinftimmend v. Liſzt $ 95, Olsh.⸗gweig. 2, E 5 56. 16 139. 34 222 (u. 
2a) A. A. Binding, Lehrb. 1155 und anderwärts, Hälfchner 2 186, Nüd.-Stengl. 13. 

Kohler Goltd A 47 103. — Wegen der Majeftätsbeleidigung .$ SIL- 
RMG 8 84. 4 260 lehnt die Anwendbarkeit der Stelle (als folcher) auf Mit} 
88 91. 121 ab. 

III. Einzelne Fälle, — Die einzelnen den Tatbeftand der Beleidigung befeitiger: 
den Fälle find: 

1. tadelnde Urteile über wiſſenſchaftliche, Tünftlerifche oder 3 
werblihhe Leiftungen. Es wird alfo bie Freiheit der Kritik anerfan: 
und zwar auch dann, wenn fie die Arge wen felbft angreift. S. 8 185 11a A 
A. in legterer Beziehung RS ti. d. Jur. Wochenſchr. Jahrg. 1896 ©. 474, Bat 
ObLGEStr 4 298. 

2. Äußerungen, welde zur Ausführung oder Berteidigung ber 
Rechten — oder zur Wahrnehmung beredtigter Intereſſer 
gemacht werden. In beiden Fällen wird häufig eine Anerkennung des Sat: 
gefunden, daß der Zwed die Mittel Heilige. Richtiger aber ift es, die Borihrit 
unter dem Geſichtspunkte einer Notftand begründenden Snterefientollifion z 
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erflären. Diejer Auffaffung haben ſich angeſchloſſen Binding, Lehrb. 1 158, 
wohl auch Liepmann, Vergl. Darftellung 4 259, beſonders aber Meyer⸗Allf. 426. 
S. auch v. Lilienthal, Vergl. Darftelung 4 407. 

a) Der Begriff des berechtigten Intereſſes und feiner Wahrnehmung ift ſehr 
beitritten. — Au fich bedeutet Intereſſe den Wert, den man einem beftimmten 
Ereignifſe oder Zuſtand beimißt. In diefem Sinne, d. h. als Werturteil gefaßt, 
ift das Antereffe, weil e8 dem Innenleben angehört, weder ein berechtigte®, 
noch ein unberechtigie®. Das Erfordernis der Berechtigung kann vielmehr 
nur auf das berbeizuführende Ereignis, den herbeizuführenden oder aufrecht- 
zuerhaltenden Zuſtand felbft bezogen werden, d. h. die Herbeiführung diefes 
Ereigniffes, die Herbeiführung oder -Aufrechterhaltung dieſes Zuftandes muß 
eine berechtigte jein. Das bedeutet aber nicht, daß ein fubjeltives Necht 
auf die SHerbeiführung gegeben fein müſſe (denn dieſer Yall würde als 
der der Ausführung oder Berteidigung von Rechten erfcheinen), jondern nur, 
daß die Herbeiführung ufw. nicht im Widerſpruche mit dem objektiven Rechte 
oder den guten Sitten ftehen darf. Alfo: berechtigtes Intereſſe ift ein 
Biel (Zwed), dejfen Berfolgung nicht im Widerſpruch mit 
Recht oder Sitte ſteht. Ähnlich Kohler GoltdA 47 101. Vergl. E 36 76. 
31 194, auch & 23 144. 26 18 (mit der Ausführung, daß berechtigte Interejien 
auch aus dem öffentlichen Recht erwachſen können). Übereinſtimmend namentlich 
E 34 222. Dieje Entſcheidung jagt, daß die wiflentlich falihe Behauptung 
ebrenfräntender Tatfachen, wenn fie zur Verfolgung eines andern geichieht, 
wegen ihres Widerſpruchs mit den Anforderungen des Rechts wie der Sittlichkeit 
niemals den Schug der vorliegenden Stelle verdiene. E 38 251 erklärt es 
mit den guten Sitten nicht vereinbar, wenn jemand ehrenrührige Tatfachen 
behauptet, um fi) oder einen andern vor einen außerhalb jeden Zuſammen⸗ 
Hangs damit ftehenden Schaden zu bewahren oder um jeine Berhältniffe auf- 
zubeflern (eine Zeitung hatte nicht erweislic wahre Tatjachen mitgeteilt, um 
ih Abonnenten zu fihern und zu verſchaffen). In ähnlicher Weiſe ſpricht 
E 36 422 aus, dad das Intereſſe an der Erregung von Senfjation nicht als 
berechtigtes anzuerkennen jei. Dagegen erklärt E89 264 daB Anterefle daran, 
dag die Wahlen zum Reichstag oder zu einer Gemeindebehörde in beftimmtem 
Sinne ausfallen, für ein berechtigtes. 

Nun kann aber das Geſetz unmöglid fo verftanden werden, als wolle e3 
ſchlechthin jede Beleidigung für ftraflos erklären, fofern fie nur zu einem 
erlaubten Zmwede erfolgt. Sicherli haben die Bewohner einer entlegenen 
Gegend ein berechtigted Interefie an dem Bau einer Eifenbahn. Aber fie 
find ebenſo ficher nicht befugt, zur Erreihung dieſes Zieles fchlechthin zu 
beleidigen oder zu verleumden, indem fie etwa die Angaben über den Güter» 
verfehr bei einem Konkurrenzprojekt wiber beſſeres Willen für falſch erklären. 
Bielmehr geht der dem Geſetze zu Grunde liegende Gedanke dahin, daß ſich 
gewifie Snterefien (oder Rechte) unter IUmftänden nicht anders als Durch Verlegung 
fremder Ehre wahrnehmen laffen, und dDiejer Notftand ift es eben, der im 
Rechte Anerkennung findet. Es hat alſo eine reftriftive Interpretation 
einzutreten, d. 5.: die Wahrnehmung eines berechtigten Intereſſes 
rehtfertigt nur bann, wenn die Verlegung fremder Ehre als 
ein dDurd die Umftände gebotenes Mittel feiner Wahrnehmung 
erſcheint. 

Aber es bedarf noch einer weiteren Einſchränkung. Nicht um eines jeden 
minimalen Intereſſes willen kann die Beleidigung ſtraflos bleiben, ſondern 
nur dann, wenn man es dem Beleidiger (oder dem Träger des 
Intereſſes; ſ. u. b) nicht zumuten kann, die Berfolgung des 

Fraul, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 21 
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Intereſſes mit Rückſicht auf die Ehre eines andern preiszu— 
geben. So beſonders ſcharf Meyer⸗Allf. 426. ©. auch Rotering Gars 2. 
Man wird dabei nicht ſowohl eine abftrafte Güterabwägung anftellen müjen, 
als vielmehr die konkreten Berhältniffe in Betracht zu ziehen Haben. Tas 
RS fordert allerdings auch eine Berüdfichtigung der Zonfreten Berhältnifk, 
aber nicht um die Frage zu beantworten: wann darf man ein beredtigte: 
Intereſſe auf Koften fremder Ehre wahrnehmen? jondern zur Beantwortung 
ber Vorfrage: wann ift das Intereſſe ein berechtigte? Ein berechtigtes aber 
joll es fein, wenn es fich bei billiger, verftändiger Beurteilung der konkreten 


Sadjlage als ein gerechtfertigteS darftellt. So E 236 76, auch RME 4 279. 


Ich muß daran felthalten, daß das ein Zirkel ift. Deshalb Habe ich, was 
gegen v. Bülom GerS 59 7 bemerkt fein möge, früher die ältere Praxis dei 
RGS's herangezogen, um anfchaulidy zu madyen, wann man nad) Der Auffaifung 
des RG's ein Intereſſe durch Beleidigung wahrnehmen darf. Die ältere Prafi⸗ 
ift aber aufgegeben, und die neuere bietet, joweit ich ſehe, für dieſe Frage 
nichts. Das RG jcheint aljo die befchräntende Auslegung abzulehnen Für 
diefe aber außer Meyer-Alf. namentlich Liepmann, Bergl. Darftellung 4 25%. 
— Eingehend behandelt die reichsgerichtliche Judikatur Hofner, Ehrverlegungen 
unter den Schute des $ 193 (1903). Kritifches namentlid, bei Kohler Goltd! 
47 108 ff. | 

b) Beſonders beftritten ift die Frage, ob man auch zur Wahrnehmung fremier 


Interefſſen beleidigen darf. Im Anſchluſſe an v. Bülow GerS 46 24. 
48 1 ff. verneint da8 RG die Frage im Prinzip und läßt eine Wahrnehmm; 


fremder Intereſſen nur dann zu, wenn fie den Beleidiger nahe angeben, ir 


fofern aljo feine eigenen find. Vergl. E 28 285. 422. 25 67. 26 76. 9 4\. 
30 41. 34 216. 36 422. Diefe Auffaffung tft zunächſt für jolche Beleidigungen 
von Bedeutung, weldye durch die Brejie erfolgen. Bei Beſprechung all 
gemein intereffierender Fragen, die Recht und Sprache, Sitte und Ordnung 
betreffen, fol dem Redakteur die Vorſchrift des $ 193 nur dann zu que 
fommen, wenn er in perfönlich nahen Beziehungen zu ihnen fteht (E 3 4. 
35 67). Bon den allgemein intereffierenden ragen aber unterjcheidet das FE 
Angelegenheiten eine® abgegrenzten Perſonenkreiſes, wie bie eines Berein:, 
einer Genofienichaft, einer Gemeinde. Derartige Intereſſen Hält es gleichzeits 
für folhe der einzelnen Mitglieder der Kollektivperſönlichkeit. E 3 36. 
Ebenfo nimmt E 39 399 an, daß ber Redakteur, der auf Grund eine 
Bertretungsauftrags Wahlberechtigter deren Intereſſen wahrnimmt, durch 
& 198 gedeckt werde, während E 30 41 dies verneint, wenn er bie nterefien 
einzelner Perfonen wahrnimmt, es fei denn, daß er zu ihnen in nahen 
Beztehungen ftehe. 

In gleihem Sinne behandelt das RG bie frage der Auskunfteien. 
Es foll ihnen (auch bei einer Organifation in Bereinsform) $ 193 zu gut 
fommen, wenn fie zur Erteilung von Nachrichten beauftragt find. € 37 IH. 
38 101. 

Das ARME Hat ſich der Auffaffung des RG's angeſchloſſen. Vergl. z !- 
AMG 9 247. 10 129 (leteres Urteil mit der Ausführung, daß man zur 
Wahrnehmung der Intereſſen berechtigt jei, wenn man fie fraft Amts oder 
Berufs zu vertreten babe). \ 

In Wahrheit find aber alle derartigen Einſchränkungen abzulehnen. Ci 
icheitern, worauf bier ſchon längft und fpäter auch von Kohler Goltd4 Fi 
101 ff. Hingewiefen worden ift, jhon an einem ſprachlichen Bedenken. Denn 
das Gefeg jpricht nicht von der „berechtigten Wahrnehmung von Intereſſen, 
fondern von der „Wahrnehmung berechtigter Intereſſen“. Es ift daher zu 
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behaupten, daß man ſchlechthin aud fremde Intereſſen und 
ſolche der Allgemeinheit wahrnehmen darf, jofern fie fih nur 
nad dem früher Gefagten als berechtigt darftellen. Entſpricht 
aber Die Art und Weife der Wahrnehmung nicht der Bedeutung des in Frage 
ſtehenden Intereſſes oder hätte dieſes ebenjogut anders gewahrt werben 
fönuen, jo trifft die Stelle nicht zu. Gegen dad RG außer Kohler a. a. O. 
namentlich v. Lilienthal, Bergl. Darftellung 4 4085 ff. und Rotering a. a. O. 

Nach dem Gejagten ift auch die Frage zu beantworten, ob bei zwar objektiv, 
aber nicht bewußt falfhen Anzeigen Strafe wegen übler Nachrede ein» 
treten Tann. Die Antwort bat nit nur dann verneinend zu lauten, wenn 
der Anzeigende jelbit dur das Delikt betroffen oder berührt war, fondern 
auch, wenn er das allgemeine, öffentliche Interefie wahrnehmen mollte. Hat 
ihn aber zur Anzeige etwa perjönliche Feindſchaft beffimmt, ſodaß der Zweck 
des Handelns überhaupt nicht die Wahrung eines bereditigten Intereſſes war, 
fo ift er gemäß 8 186 ftrafbar. — Das RE fordert, entiprechend feiner mit⸗ 
geteilten Theorie, zum Ausſchluß der Strafbarkeit meift nähere Beziehungen des 
Anzeigenden zu dem angezeigten Delikt, geht aber in der Annahme eines 
jolden Intereſſes jehr weit. E 29 54. Dagegen Steht E 34 216 ber bier 
vertretenen Auffaſſung jehr nahe. — Nach Binding, Lehrb. 1 160. 161 fol 
Beftrafung ſchlechthin ausgefchloffen jein. 

c) In fubjeltiver Beziehung ift zu bemerken, daß die Äußerung zum Bmede 
der Ausführung oder Berteidigung von Rechten uſw. erfolgt jein muß. ©. 
ob. b a. E. und RMG 9 247. Eine nur bei biefer Gelegenheit getane 
Außerung wird durch 8 193 nicht geſchützt. E 4 316. 20 100. 29 54,09 
539. Bergl. au E 84 216. Für die Beantwortung der Frage, ob Die 
irrtümlidhe Annahme eines beredtigten Intereſſes den Vorſatz 
ausfchließt, ift maßgebend, ob ber Täter einen Tatumftand ober den 
Begriff des berechtigten Intereſſes verkannte. ©. dazu $ 5911 (©. 135). 
Im erften alle ift ber Borfag ausgefchloflen; 3. B. ein Arzt nimmt irriger 
Weiſe an, fein Stollege dränge fich in die Praris, indem er fremde Patienten 
behandle. BayObLGStr 4 211, RMG 9 70. Im zweiten Falle ift Dagegen 
der Vorſatz vorhanden; e8 glaubt 3. B. jemand, ein unfittliches Intereſſe fei 
ein berechtigte. Daß zu unterfcheiden jei, nimmt auch Kohler GoltdA 47 
116 an. Dagegen hält v. Bülow GerS 46 267 ff. den Irrtum ſtets für einen 
firafrechtlihen. Näheres bei Rotering a. a. DO. 60/1. 

3. Borhaltungen und Rügen der Borgejehten gegen ihre Unter. 
gebenen; 

4. Bienftlihe Anzeigen oder Urteile von jeiten eines Beamten. 

ahnliche Fälle Es wird fomit die analoge Ausdehnung der einzelnen im 

Geſetze ausdrüdlich hervorgehobenen Fälle zugelafien. Demnad wird man ben 

fünftlerifchen, gewerblichen und wijlenichaftlihen Leiftungen etwa politifche 

gleichzuftellen haben (ſ. Kroneder GerS 38 504), den Rügen des Borgejegten 

jolche des Lehrers, des Lehrherrn, der Dienftherrihaft. Bergl. auch E 30 39 

(derbe Aufforderung eines verhaftenden Beamten an den Berhafteten, rajcher 

zu gehen), BayobL&Str 4 304 (Kritit des Verhaltens eine Dienftmädcheng 

gegenüber einem Dritten). Namentlich aber gehören bierher die Fülle, in denen 
jemand eine Recht spflicht ausübt. Dagegen nicht die beleidigende Kritik ber 

Dienftführung eines öffentlichen Beamten. E 89 311. ©. auch Rotering a. a. O. 

sıff. 

IV; Auch wenn die Äußerung nach dem Vorhergehenden erlaubt ift, kann fich 


eine ſtrafbare Beleidigung doch aus der Form oder den Umftänden ergeben. ©. 
darüber $ 192. 


it 


21* 
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Nach E 34 80 müſſen die Umſtände die Handlung örtlich und zeitlich umgeben 
fie begleiten. Iſt jemand früher vor Beleidigungen einer beftimmten Berjon gewarnt 
worden, jo wird aus diefem Grunde die Anwendbarkeit des 8 198 nicht ausgeſchlofſen. 

V. Soweit die in biefer Stelle behandelten negativen Tatumſtände im der 
Berfon des Täter vorliegen, iſt ftrafbare Teilnahme nicht möglich. Iſt trogden: 
wegen ber Form der Außerung ufw. der Tatbeftand der Beleidigung gegeben, fs 
haftet der Teilnehmer nur dann, wenn er Darum weiß. So E 29 6 mit der !u 
weitgehenden) Ausführung, daB ein berechtigte8 Interefle in der Perſon des Teil- 
nehmers niemals anerfannt werden könne. 


$ 194. 


Die Verfolgung einer Beleidigung tritt nur auf Antrag ein. Die 
Burüdnahme des Antrages (88 185 bi 193) ift zuläffig. 


L Das NAntragsderfordernis gilt für alle in diefem Abjchnitt behandelter 
Beleidigungen mit Ausnahme der in 8 197 erwähnten. Im übrigen ſ. & 951l. 
88 99. 101. 103. 104. 

II. Der im 8 61 enthaltene Sat, daß antragsberechtigt der Verletzte ıft, finde: 
auch auf die Beleidigung Anwendung (f. jedoch 88 189. 195. 196). Wird em 
Mehrheit von Berjonen unter einheitlicher Bezeichnung beleidigt, fo ift jede für nt 
antragsberechtigt EE 8 12) und es Tann der Antrag nicht wirkfam von einer 
Bertreter für alle geftellt werben, etwa von bem Borftanb des Vereins, dem bie 
Beleidigten angehören, mag aud der Borftand ftatutengemäß oder kraft lande⸗⸗ 
rechtlicher Verordnung berufen fein, Die „Standesinterefien* der Mitglieder wahr: 
zunehmen. &837 37. Nichtet fi) dagegen die Beleidigung gegen eine KRollektiveinkrit 
als ſolche oder gegen eine Behörde, fo können diefe auch nur als foldde deu Antec: 
ftellen.. € 4 264, R 4 135. Bergl. Borbem. II 4 3. 14. Abſchn. 

Da die herrſchende Lehre eine Beleidigung der kaufmänniſchen Firma ali 
folcher nicht zuläßt, fo erflärt fie auch den unter der firma geftellten CStrafantia; 
für ungenügend. E 1 178, ! 


$ 195. 


Iſt eine Ehefrau beleidigt worden, fo hat ſowohl fie als ihr Chemant 
das Necht, auf Beitrafung anzutragen. 


I. Die jegige Faſſung der Stelle beruht auf EG 3. BEB Art, 34. Die frübe: 
bier mitbehanbelte Antragsbefugnis bes väterliden Gewalthabers beurti: 
ſich jeßt Iebiglich nach $ 65, deffen Erläuterung hier zu vergleichen if. 

II. Die Antragsbefugnis des Ehemannes ift eine jelbftändige im Sinne di 
8 65 Abf. 2; fie ift nur dann begründet, wenn Die Beleidung zeitlich in bie Dauer 
der beftehenden Ehe fällt. Ob der Ehemann den Strafantrag noch ftellen Fam. 
nachdem die Ehe durch Scheidung oder durch Tod der Frau aufgelöft wurde, fi 
beftritten. Bejahend E 1 29. 18 115, Binding 1 629; verneinend Olsh.⸗gweig. 
mit Recht, weil ſich die Antragsbefugnis des Chemannes unter dem Gehdt? 
punkte der Vertretung erflärt (vergl. $ 65 I a. E.). Iſt er in ber Form ber ſog. 
indireften Beleidigung mittelbar felbft verlegt, jo beurteilt ſich Die Berechtigung 
zum Strafantrag einfad; nach $ 61. 
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$ 196. 


Wenn die Beleidigung gegen eine Behörde, einen Beamten, einen 
Neligionsdiener oder ein Mitglied der bewaffneten Macht, während fie 
in der Ausübung ihres Berufes begriffen find, oder in Beziehung auf ihren 
Beruf begangen ift, jo haben außer den unmittelbar Betheiligten aud) 
deren amtliche Vorgefehte das Necht, den Strafantrag zu ftellen. 


I. Die bier vorgefehene Untragsbefugnis des amtlich Vorgeſetzten ift von 
der bes unmittelbar Berlegten unabhängig, aljo eine jelbftändige im Sinne bes 
& 65 Abf. 2. Sie beruht auf dem Gedanken, dab die Beleidigung unter Umftänden 
auch das Aniehen bes Amtes ober des Dienftes jchädigt. Dies darf indefien nicht 
zu ber Auffaffung verleiten, als werde durch die Stelle die paffive Beleidigungs⸗ 
fähigkeit weiter erftredt als fonft. Namentlich ijt die „Beleidigung“ eines zur Zeit 
der Fritifchen Äußerung bereits verftorbenen Beamten, auch wenn fie fich auf feinen 
früheren Beruf bezieht, nur auf Grund des $ 189 verfolgbar. E 18 95. Abweichend 
Oppenh.⸗Del. 3. War aber der Beamte zur Zeit der Beleidigung noch am Leben, jo 
hört mit feinem Tode die Antragsbefugnis des Vorgefegten ebenjowenig auf, wie 
mit feinem Ausscheiden aus dem Dienft, fofern er nur zur Zeit ber Beleidigung noch im 
Dienft war. Olsh.⸗gweig. 7, Rüd.-Stengl. 5. Denn es handelt fich hier nicht wie 
im alle des 8 195 um eine Vertretung. Es ift deshalb nicht unbedenklich, 
wenn die herrichende Lehre (vergl. E 27 193) dem Borgejegten eines penfionierten 
Beamten die Antragsbefugnis in dem Falle ſchlechthin verjagt, daß fid) die Beleidigung 
auf fein früheres Dienftverhältnis bezieht. — Der Begriff der „Beamtenbeleidigung“ 
bat keine Berechtigung mehr, der der „Amtsehrenbeleidigung* nur nody in dem Sinne, 
daß eine Behörde als jolche beleidigt werden kann. 

II. Über den Begriff der Behörde j. 8 114 II, über den des Beamten & 359 
und dazu E 34 367. 88 17 (Berufsgenofienihaften und Ortskrankenkaſſen ſeien feine 
Behörden, ihre Borftandsmitglieder feine Beamten). Den Religionsdiener wird 
man im Sinne diejer Stelle einfach als „Angeftellten* einer religiöſen Sorporation 
aufzufaffen haben. Die berrichende Lehre beſchränkt den Begriff wie im $ 130 a 
auf ſolche Perfonen, die nicht rein mechanijche, oder gar auf jolche, die gottes- 
Dienftliche Berrichtungen zu erfüllen haben. Offenbar will aber $ 196 die Angeitellten 
der Kirche auf gleicher Linie mit denen des Staates behandeln. Mitglieder der 
bewaffneten Macht bedeutet dasjelbe wie Mannfchaften der bewaffneten Macht 
im $& 113. 

OL Objektive Vorausſetzungen des Antragsrechts des Vorgeſetzten. — 
Wegen einer gegen die vorgenannten Perſonen gerichteten Beleidigung hat der amtliche 
Vorgeſetzte das Antragsredit: 

1. wenn die Beleidigung begangen wird, während die betroffene Perſon in der 
Ausübung ihres Berufes begriffen iſt. Trotz des Wortlauts wird man 
bezweifeln dürfen, ob eine üble Nachrede oder Verleumdung, die zufällig gerade 
zu der Beit erfolgt, während welcher der Beamte als folder tätig ift, hierher 
gehört. Bielmehr wird man bie Beſchränkung Hinzuzufügen haben, daß die 
Außerung von einer bei der Ausübung des Berufs anweſenden Perſon aus 
geben muß. Zuftimmend Olsh.⸗Zweig. 4; 

2. wenn die Beleidigung in Beziehung auf den Beruf begangen ift, b. h. die 
amtliche Tätigkeit erfennbar zur Grundlage oder zum Gegenftande hat. So 
Olsh.⸗Zweig. 4. An diefer Beziehung fehlt e8, wenn dem Beamten ein außer» 
amtlihes Verhalten zum Vorwurfe gemacht wird, jelbft wenn es ihn feiner‘ 
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Stellung unwürdig erſcheinen ließe. E 3 244. 12 267. 21 336. 26 34. TA 
Bartolomäus ZSHW 16 142 ff. Geht allerdings die beleidigende Außerrnz 
dahin, daß das außerdienſtliche Verhalten im Widerſpruche mit einer der betr. 
Beamtenkategorie befonders auferlegten Berufspflicht ftehe, jo nimmt das RE 
Beziehung auf den Beruf an. 3. B. der gegen Militärperfonen gerichtete Vor— 
wurf des unbefugten Waffengebrauchs außerhalb des Dienftes. E 12 49, R7 
535. Mit Recht verneint E 32 273 die Beziehung auf ben Beruf bei beleidigender 
Kritik der Sachverftändigentätigfeit eines Beamten, bei der dieſer nicht als folde: 
aufgetreten ift. Anders bei Kritik folcher Beugenausfagen eines Beamten, die 
jich auf feine dienftlihen Wahrnehmungen beziehen. E 89 350. 361. 

IV. Treffen die erwähnten Borausfegungen zu, fo ift antragsberechtigt nid: 
nur der unmittelbare, jondern auch ber mittelbare Vorgeſetzte, und zwar jeder 
unabhängig von dem andern. Wer aber Vorgeſetzter ift, kann nur auf Grund der 
einfhlagenden ſtaats⸗ oder kirchenrechtlichen Beſtimmungen ermejlen werden Ein 
mehrfaches Dienftverhältnis kann mehrere gleichgeordnete Vorgeſetzte zur Folge haben. 
don denen dann jeder für den ihm unterſtehenden Teil der Dienſttätigkeit das Antrag:: 
recht beſitzt. E 4 220. 35 236. 

Tritt ein Wechjel in der Perſon des Vorgeſetzten ein, jo fragt es ich, welder 
zur Antragstellung berufen if. Aus dem unter I Dargelegten folgt, daß die Ir 
tragSbefugnis nur demjenigen Borgejegten zukommt, der Vorgeſetzter des Amtes it. 
auf das ſich die Beleidigung indirekt beziebt. E 19 283. 


$ 197. 


Eines Antrages bedarf es nicht, wenn die Beleidigung gegen ar: 
gejeßgebende Verſammlung des Reichs oder eines Bundesftaats, oder gege: 
eine andere politiiche Körperjchaft begangen worden ift. Diefelbe darf je 
doch nur mit Ermächtigung der beleidigten Körperſchaft verfolgt werder. 


I. Über den Begriff der gejeggebenden Berfammlungen f. $ Wil 
Unter den andern politifhen Körperfhaften wird man alle Körperidaitir 
zu verjtehen haben, die, ohne Behörden zu fein, zur Förderung flaatlicher Zwede 
rechtlich berufen find. Dahin gehören namentlidy) aud) die im Dienft der kommunale 
Gelbitverwaltung ftehenden Körperichaften, 3. 8. PBrovinzialtage, Gemeinderäte. Versi 
Hausmann, Die Beleidigung gejebgebender Verſammlungen ufw. (1892) 37 fi. urd 
E 33 66. 

I. Über das Weſen der Ermächtigung ſ. $ 99 II. Der Umſtand, dag dr 
beleidigte Berfammlung anders zufammengefegt ift als zur Zeit der NBeleidigen. 
fteht ihrer Befugnis zur Erteilung der Ermächtigung nicht entgegen. Dies gilt jelt“ 
dann, wenn die frühere Verſammlung förmlich aufgelöft worden, oder wenn ihr 
Zegislaturperiode abgelaufen iſt. Bergl. E 7 332. 


$ 198. 


Sit bei wechjeljeitigen Beleidigungen von einem Theile auf Beſtrafung 
angetragen worden, jo ift der andere Theil bei Berluft feines Rechts ver: 
pflichtet, den Antrag auf Beitrafung ſpäteſtens vor Schluß der Verband! 
lung in erfter Inftanz zu ftellen, hierzu aber auch dann berechtigt, wert 
zu jenem Zeitpunkte die dreimonatliche Friſt bereit? abgelaufen iſt. 
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L Zum Wefen der wechfeljeitigen Beleidigung gehören zweifellos zwei 
Zeleidigungen zwifchen denjelben PBerjonen derart, daß jede zugleich Beleidiger und 
Beleidigter ift. Beſtritten aber ift bie Frage, ob Dies genligt, oder ob aud) ein Kauſal⸗ 
zujammenbang zwijcden den Beleidigungen in dem Einne vorliegen muß, da 
die eine durch die andere bervorgerufen if. Die Frage ift im legteren Sinne 
zu entfcheiden. Denn ein weſentlicher Grund der vorliegenden Beftimmung ift Der, 
bag e3 bei Beleidigung und Gegenbeleidigung unbillig wäre, wenn der einen Perjon 
die in der Beftrafung der andern liegende Genugtuung nur deshalb entzogen würde, 
weil jie nicht rechtzeitig den Strafantrag geftellt hat. Diefer Grund trifft aber 
nur bei Zuſammenhang der Beleidigung in dem bezeichneten Sinne zu. Ebenſo 
Berner 480, DI8h.-Zweig. 1, Oppenh.Del. 1, Rüd »Stengl. 2. U. A. v. Liſzt $ 39, 
Haͤlichner 2 209, E 3 87. 

U. Die Antragsfrift bei wechlelfeitigen Beleidigungen ift für den „andern 
Zeil” abweichen von der Regel des 8 61 beftimmt. „Anderer Zeil“ ift aber der 
jenige, deſſen Beftrafung nad) den allgemeinen Regeln form» und friftgerecht beantragt 
it. Sein Gegenantrag muß fpäteftens vor Schluß der gegen ihn als Angeflagten 
ftattiindenden Hauptverbandlung erfter Inſtanz (d. 9. vor Beendigung der Schluß: 
vorträge) geftellt werden. Das bedeutet eine Abweichung von der allgemeinen Regel 
nad zwei Richtungen hin: 

1. Würde der Regel nad) die Friſt noch länger laufen, jo läuft fie in diefem Falle 
ihon mit dem bezeichneten Augenblid ab. Die in den früheren Auflagen vertretene 
Anficht, daB dies auch dann gilt, wenn der Angeklagte von der Gegenbeleidigung 
nicht3 weiß, kann nicht aufrecht erhalten werden. Es ift vielmehr diejes Wiſſen 
als jelbitverjtändliches Erfordernis vorauszujegen. So LG Heidelberg in ber 
Badiſchen Rechtspraxis Jahrgang 1904 S. 260/1. Zweifellos ift, daß der 
Berluft des Antragsrechts nur für den Angellagten, nicht für Diejenigen 
Berfonen eintritt, die neben ihm oder an feiner Stelle ein Antragsredht haben. 
. Würde der Regel nad die Friſt für den Gegenantrag ſchon verftrihen fein, fo 
läuft fie in dieſem Falle erft mit dem bezeichneten Augenblide ab. 
Um aud) die Möglichkeit einheitlicher Aburteilung zu gewähren, läßt StPO $ 423 
im Privatflageverfahren die Widerklage zu. 

II. Rah 8 232 Abſ. 2 findet die Etelle aud) auf Körperverlegungen 
Anwendung. Dies ift nach der Faſſung des Gefeges wie aus inneren Gründen in 
dem Sinne zu verftehen, daß die Borfchriften des $ 198 fomohl dann gelten, wenn 
törperberlegungen unter einander, al3 auch dann, wenn fie mit Beleidigungen im 
Berhältniffe der Wechfelfeitigfeit ftehen. Ebenſo Löwe⸗Hellw. 2 zu StPO $ 428, 
Olsh.-Zweig. 7, Schwarze 6 zu 8 232. A. A. Oppenh.⸗Del. 11, Rüd.-Stengl. 7 
zu $ 232. 


8 


8199. 


Wenn eine Beleidigung auf der Stelle erwidert wird, ſo kann der 
Richter beide Beleidiger oder einen derſelben für jtraffrei erklären. 


L Die Stelle bringt die Wufrechnungsfähigfeit von Beleidigung und 
Gegenbeleidigung (Netorfion) zum Ausdrud. Bei dem Retorquenten wird der 
Affekt berückſichtigt, bei dem Worbeleidiger die Gegenbeleidigung als Strafe an- 
gejehen. Vergl. Beling, Die geichichtliche Entwidlung der Retoriion und Rompens 
fation uſw. (1894) und Steinig, Die fogenannte Kompenfation im Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buche (1895). j 

Il. Zur Aufrechnungs⸗ oder Kompenjationsfähigfeit gehört folgendes: 
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1. Es muß die Beleidigung (durch eine Gegenbeleidigung) erwidert fein. In 
dem Weſen der Erwiderung liegt das Erfordernis des kauſalen Zuſammenhangs 
der Beleidigungen. Demnach müſſen diefe wecdhjeljeitige in dem & 198 I dar- 
gelegten Sinne fein. So die allgemeine Anficht. Vergl. aud; StPO $ 500. An 
der Wechielfeitigfeit fehlt e8 aber nicht nur beim Mangel eines Kanial- 
verhältnifies zwiichen Beleidigung und Gegenbeleidigung, ſondern aud dann, 
wenn Beleidiger und Retorquent verfchiedene Perſonen find. Nicht kompenjabel 
find daher Beleidigung einer fremden Ehefrau und Gegenbeleidigung von feiten 
bes Ehemanns. BayObrGGtr 8 46. | 

2. Die Erwiderung muß „aufder Stelle“ erfolgen. Dies ift jelditverftändlih miht 
örtlich, fondern zeitlich zu nehmen, und zwar in den: Sinne, daB Der burd die 
erfte Beleidigung erregte Affelt nody andauern muß. Dies kann audy dann zu« 
treffen, wenn Beleidigung und Gegenbeleidigung nit gerade Bug um Zug 
erfolgen und die Gegenbeleidigung nicht ausſchließlich durch die Sorbeleidigung 
motiviert wird. E 38 339. Hiernach fteht auch der Umſtand, daß die Erwiderune 
fchriftlich oder durch die Prefie erfolgt, nicht entgegen. 

3. Beleidigung und Gegenbeleidigung müſſen Beleidigungen im Wedhtsfinne fein. 
Entfällt alfo auf der einen oder der andern Seite wegen mangelnder Recht: 
widrigfeit der Begriff ber Beleidigung (vergl. bei. $ 193), jo ift Kompenfation 
ausgeichlofien. Ebenfo bei Unzurechnungsfähigleit eines Der Beteiligten. Te: 
ift beſonders bei Kindern unter zwölf Jahren wichtig. U. X. für Diele Ban 
ObGStr 2 197, aber nur deshalb, weil ed annimmt, $ 55 enthalte Iediglıc 
einen perjönlichen Strafausichliegungsgrund. Denn daß ein folcher oder rein 
prozefiuale Privilegien der Kompenfation nicht entgegenftehen, ift ſicher. Zaraut 
folgt aber, daß auch gegenüber der nad $ 11 oder RB Art. 30 unverfolgbaren 
parlamentarifchen Beleidigung Aufrechnung ftattfinden Tann. Unzutreffend it 
ber Einwand, daß durch bie Kompenſation der Abgeordnete zur Verantwortung 
gezogen würbe. Ubereinftimmend Binding 1 676, Kronecker GerS 41 21, v. Lijʒi 
$ 72, DMeyer-Allf. 344, Finger 1 435. 526. 4. A. Olsh.⸗Zweig. 5 zu $ 11, 
Rüd.⸗Stengl. 1, € 4 14. Gegen dieſes Urteil bef. Schwebler, PBarlamentariide 
Nechtsverlegungen (1898) 21ff. 28ff. Daß Die Außerung bes Abgeorbnreten unter 
8 198 fallen und deshalb rechtmäßig fein Tann, ift felbftverftändlich. Vergl. 
Steinib a. a. DO. 50. Übrigens gibt aud) das RE (R 4 183) zu, daß der 
Gegenbeleidigung ber Schuß bes $ 193 zur Seite ftehen kann. — MEiC? 
88 91. 121 laſſen nad) RMGS 1 134 eine Kompenfation nicht zu. Das Gleiche 
gilt nach der herrſchenden Lehre für die außerhalb des 14. Abſchn. behandelten 
Beleidigungen. 

IH. Anderjeits ift nicht Erfordernis der Aufrechnungsfähigkeit, daß beide 
Beleidigungen zur Aburteilung ftehen, ja nicht einmal, daß wegen beiber Strafantrag 
geftellt ift ober daß ſich ein Angellagter gerade auf bie Stelle beruft. Selbi- 
verftändlid kann für ftraffrei nur die gerade zur Aburteilung ftehende Beleidigung 
erflärt werden, dieje aber audy) dann, wenn wegen der andern ſchon in einem andern 
Berfahren Berurteilung (nicht Freiſprechung) erfolgt ift. 

IV. Ob ber Richter aufrechnet, ift Sache feines Ermeſſens. Keiner der 
Beteiligten bat alſo einen Anſpruch darauf. Zur Ummwandlung der Strafe in eine 
ſolche, die bei Beleidigungen nicht angedroht ift, ift der Richter nicht befugt. Vergl. 
Dagegen & 233. 

V. Trotz der Möglichkeit der Aufrechnung bleibt die Gegenbeleibigung immer 
rechtswidrig. Dies ergibt fich teild aus dem Umftande, daß ein Aniprud auf 
KRompenfation nicht befteht, teils Daraus, daß auch deren Bollzug zur Freifpredung 
nicht von der Schuld, ſondern nur von ber Strafe führt. Aus der Rechtswidrigkeit 
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der Gegenbeleidigung folgt zunächſt die Strafbarkeit der Teilnehmer, ferner die 
Unerheblichteit der irrtümlihen Annahme, vorbeleidigt zu fein. 


$ 200. 


Wird wegen einer öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, 
Daritellungen oder Abbildungen begangenen Beleidigung auf Strafe er: 
fannt, jo ilt zugleich dem Beleidigten die Befugniß zuzufprechen, die Ver⸗ 
urtheilung auf Koften des Schuldigen öffentlich befannt zu machen. Die 
Art der Bekanntmachung, fowie die Friſt zu derſelben ift in dem Urtheile 
zu beitimmen. 

Erfolgte die Beleidigung in einer Zeitung oder Zeitſchrift, jo ift der 
verfügende Theil des Urtheils auf Antrag des Beleidigten Durch die öffent: 
(ichen Blätter befannt zıı machen, und ziwar wenn möglich durch Diejelbe 
Zeitung oder Zeitjchrift und in demſelben Theile und mit derjelben Schrift, 
wie der Abdrud der Beleidigung gejchehen. 

Dem Beleidigten iſt auf Kojten des Echuldigen eine Ausfertigung des 
Urtheils zu ertheilen. 


I. Die Berdffentlihung des Strafurteild verfolgt offenbar den Bived, den 
Beleidigten vor berfelben Inſtanz zu rehabilitieren, vor der er durch die Beleidigung 
fompromittiert wurde. Es handelt fi aljo um eine ideelle Entfhädigung, die 
auf einer Siufe mit der Buße fteht und daher nicht als Rebenftrafe aufzufaflen iſt. 
So Binding, Lehrb. 1163, v. Liſzt $ 58, Meyer-Allf. 321, Olsh.⸗Zweig. 4, Oppenh.- 
Del. 2. N. A. Hälichner 2 213, Merkel 173, Rübd.-Stengl. 10, € 6 180. 35 17, 
ARME 2 19. 8 300. Zweifel können allerdings bei dem im zweiten Abjag behandelten 
alle auftreten. Denn bier wird die Publifationsbefugnis nit dem Beleidigten, 
fondern dem Staate zugefprodhen. Man wird aber davon auszugehen haben, daß 
diefer nur im Intereſſe des Beleidigten, gewiffermaßen als fein Mandatar, die Ver⸗ 
öffentliyung übernimmt. Aus der vertretenen Anſicht ergibt fi, daß die Ver⸗ 
öffentlihung des Etrafurteil$ auch bei Idealkonkurrenz zwiſchen Beleidigung und 
einem fchweren Delikte einzutreten bat. Betrachtet man fie Dagegen als Strafe, jo ift 
fie in dieſem Falle unzuläffig. Vergl. $ 73 VI2. 

Auf die Veröffentlihung des Strafurteils befteht teild ein Anſpruch des 
Beleidigten, teils auch ein folder des Staates. 

1. Der Bublilationsanipruh des Beleidigten ift begründet bei Ber- 
urteilung zu Strafe wegen jeder öffentlihen oder durch Verbreitung 
von Schriften begangenen Beleidigung. S. $ 110 11.2. Darüber, dab er 
auch im Falle des $ 189 befteht, ſ. daſ. I. Erfolgt dagegen die Berurteilung 
wegen preßrechtlicher Fahrläſſigkeit (Preßgeleg 8 21), jo ift nach der herrſchenden 
Auffafjung dieſes Delikts (al$ del. s. gen.) die Veröffentlichung des Strafurteils 
nicht zuläffig. E 18 319. 

Anipruchsberechtigt ift der Beleidigte, nicht deſſen Erbe (E 16 73), grund» 
ſätzlich auch nit ein dritter Antragsberechtigter. Iſt dieſer allerdings der 
gejetliche Vertreter, jo fann er bier wie fonft den Beleidigten vertreten; korrekter⸗ 
weiſe aber wird die PBublilationsbefugnis dem leßteren perfönlich zuzuſprechen 
fein. Im alle des 8 189 ift der Antragfteller ſelbſt mit beleidigt; in bem des 
& 196 bat ber Vorgefehte als Vertreter des mitbetroffenen Amtes felbft einen 


330 Zweit. Teil. Bon d. einz. Verbr. Bergehen u. Übertretungen u. Deren Beitrafun:, 


Publikationsanſpruch (R 1 360, & 14 327). Übereinftimmend Olsh.⸗Zweig. 5 
Die jedoch jedem felbftändig AntragSberechtigten die Publifationsbefugnis 3 
geitehen. 

Iſt der Anſpruch begründet, jo muß die PublifationsbefugniS aud ohne 
Antrag zugelprocdhen werden. Dem Ermeſſen des Gerichts ift e8 nur überlanen. 
die Art der Bekanntmachung und bie Frift zu beftimmen. Bu der „Art ber 
Belanntmadhung“ gehört auch ihre Umfang. Sie kann auf den Eingang dei 
Urteils und den Tenor beichränkt werben, aber auch das ganze Urteil umtarlen 
E 20 1. Betrifft das Urteil noch andere Delikte, fo ift die Publifationsbefugni:. 
wenn möglid, auf den Zeil zu beichränfen, der fi) auf Die BBeleidigunz 
bezieht. E 27 176. Die Koften der Veröffentlichung gehören nach wohl richtiger 
Anſicht (Olsh.⸗Zweig. 10) nicht zu den Prozeßkoſten, der Beleidigte kann abe: 
Erſatz im Wege des Zivilprozeſſes fordern. 

2. Der Publifationsanjprud des Staates ift nur begründet bei 2er 
urteilung zu Strafe wegen einer Beleidigung (ſ. o. 1), die in einer Beitun: 
oder in einer Beitjchrift erfolgt iſt. Seine urteildmäßige Feſtſetzung ift vor 
einem Antrage des Beleidigten (f. 0.) abhängig. Tod des WBeleidigten. 
nachdem der Antrag geftellt ift, fteht der ftaatliden Publikationsbefugnis nit! 
entgegen. Dem Inhalte nad ift der Anjpru im Gegenjah zu dem vorigen br 
richterlichen Ermeflen im großen und ganzen entzogen und im wejentlicen 
gejeglich firiert. Die Koften der Veröffentlichung gehören zu den Prozeßlofier 
©. aud) Preßgeſ. 8 10. 

Beide Anſprüche beftehen zutreffendenfalls nebeneinander. Beil 
fönnen nur verwirklicht werden, wenn und ſoweit fie durd) rechtäfräftiges Une 
anerkannt find. E 20 1. 

1l. Der legte, die Erteilung einer Urteil3ausfertigung an den Beleidigies 
behandelnde Abſatz kann feinem ganzen Zufammenhange nad) nur auf die öffentlid: 
oder durd) Verbreitung von Schriften uſw. begangene Beleidigung bezogen werden 
Die berrijchende Lehre dagegen nimmt an, daß er für alle Fälle der Beleidigum 
gelte. Das Recht des Beleidigten auf Erteilung der Ausfertigung ift nicht dabur 
bedingt, daß es ihm ausdrücklich im Urteil zugefproden wird. Die Koften gebörer 
zu den Prozeßkoſten. ©. Olsh.⸗Zweig. 5 zu $ 165. Über die Perſon des Beleidigten 
und die Arten der Beleidigung gilt das ob. L1 Gejagte. 


Sünfzcehuter Abſchnitt. 


Zweikampf. 


I. Der Begriff des Zweikampfs wird vom Geſetze nicht definiert. Der Bor 
laut aber zeigt, daß er ein Kampf zwijchen zwei Perſonen ift. 

1. Der Kampf läßt fich beftimmen als eine Tätigfeit, bei welcher eine Perion 
entmweber eine andere förperlich zu befiegen verfucht oder einer in gleider 
Abſicht gegen fie ſelbſt gerichteten Tätigkeit verteidigungsweife gegemübertritt. 
Nach diejer ſich an den Sprachgebrauch des Lebens anfchließenden Definitier 
fümpft auch derjenige, der nur die Hiebe des andern pariert, ihm aber nik! 
verlegen will. Dagegen kämpft nicht, wer ohne die Abficht, felbft dem Gegnet 
durch einen Schuß zu treffen, ſich deflen Schiffen ausſetzt; denn bier liegt md! 
einmal eine Verteidigung vor. Anders in lesterer Beziehung Die berrjchendt 
Lehre, von der irrtümlichen Anficht ausgehend, daß das bloße Antreten ein 
Berteibigung ſei. Es gibt demnach auch einen einfeitigen Ymeilam. 
Unbeftritten ift, daß bei gegenfeitigem Cinverftändnis über den Mangel der 
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Verletzungsabſicht auf beiden Seiten nur ein Scheinkampf vorliegt, und dasſelbe 
muß mit E 231 146 auch dann angenommen werden, wenn tatjäcdhlich Die 
Berlegungsabfiht auf feiner Seite vorhanden ift, aber jede Partei glaubt, Die 
andere wolle fie verlegen. — Ter Kampf beginnt in dem Augenblide, in 
welchem von der einen Seite eine Angriffshbandlung vorgenommen wird, und 
zwar für beide Parteien, jofern nur Die zunächſt angegriffene die Abſicht hat, 
ihrerjeit3 wiederum anzugreifen oder fich zu verteidigen. E 4 408. Eine nur 
iheinbare Angriffshandlung (Schießen in die Luft) genügt objektiv nicht. 
Ebenjo Häljchner 2 953, Oppendh.-Del. 1 und 2 zu 8 205, Meyer-Allf. 400. 
A 9. Olsh.⸗Zweig. 1 zu $ 205. Das amerilanifhe Duell ift, weil nicht 
Kampf, aud nit Zweikampf und megen mangelnder Gtrafdrohung ftraflos. 
So die Herrichende Lehre (vergl. beſ. Berger, Das ſog. amerifanifche Duell und 
die ſtudentiſche Schlägermenfur [1892]) gegen Binding 1 702 (auch Lehrb. 1 26), 
welher Mord, und gegen Kohler 144, welcher Tötung des Einwilligenden 
annimmt. 


. Der Kampf muß zwiſchen zwei Perſonen ftattfinden. Bei einem Kampfe 


zwiſchen mehreren Berfonen liegt unter Umftänden Raufhandel (8 227) vor. 


. Zu diefen durch den Wortlaut geforderten Begriffsmertmalen tritt, wie fich 


insbefondere aus $ 207 ergibt, als weiteres hinzu, daß der Kampf unter den 
Rarteien vereinbart fein, ſich nach beitimmten, hergebrachten oder feit- 
gefegten, Regeln vollziehen muß. Ob zwiſchen der Bereinbarung und der 
Ausführung eine längere oder kürzere Zeit Liegt, ift gleichgiltig. Daher tft 
auh das ſogenannte Renkontre Zweilampf, nicht aber die Attade, d. h. der 
Angriff unter Aufforderung zur Gegenwehr, weil e8 hier an der Bereinbarung 
überhaupt fehlt. 

Temgemäß ijt der Zweikampf der vereinbarte, nad bejtimmtein, her» 


gebraten ober feftgejegten Regeln fi vollziehende Kampf zwiſchen 


zwei Berfonen. — Ein beftimmtes Motiv gehört nicht zum Begriffe. (Früher 
beitritten, jegt allgemein anerkannt.) 


OD. Tödlichkeit der Waffen. — Das Geſetz beitraft aber keineswegs jeden 


Zweikampf, fondern nur den Zweikampf mit tödlichen Waffen, aljo beiſpielsweiſe 
richt den im Fauſtkampf oder Boren beitehenden Zweikampf. Nach Anjicht der 
meilten, 3. B. v. Liſzt $ 98, Olsh.⸗Zweig. 8 zu $ 201, liegt in derartigen Fällen 
überhaupt kein Zmweilampf vor, weil die Anwendung von Waffen zum Begriffe 
gehöre. Dagegen Levi, Zur Lehre vom Zmweilampfverbrecdhen (1559) 93. 

1. Unter Waffen find nad ber herrichenden Lehre nur Waffen im technifchen 


Sinne zu derftehen, und Die meiften (3. B. Olsh.Zweig. 9 zu $ 201, v. Lilzt 
8 95, Kohlrauſch, Bergl. Darftellung 3 142, E 7 29) fordern jogar, daß die 
Waffe einer der hergebrachten Eitte entjprechende „Duellmaffe* fei. Die legtere 
Anficht ift ohne jeden pofitiven Anhalt, und es ift in der Tat nicht einzujehen, 
weshalb zwei Ulanenunteroffiziere, die ſich auf Lanzen duellieren, nicht auch 
einen Zweikampf im Sinne bed Gejeges ausfechten. Zuftimmend Binding, 
Lehrb. 1 69. Ebenſowenig aber kann eine Waffe im techniſchen Sinne verlangt 
werden, meil ſich der Begriff einer ſolchen nicht bejtimmen läßt. Wenn 3. B. 
DSH.» Zweig. 2 zu $ 127 im Anichluß an E 1 443 jagen, Waffe fei ein Werf- 
zeug, welches beftinmungsgemäß Menſchen zum Angriff oder zur Verteidigung 
bei äußeren Kämpfen dient und geeignet ift, äußere Sörperverlegungen bei⸗ 
zubringen — fo paßt dies 3. B. nicht auf die Piltole, die zum Zwecke bes 
Scheibenſchießens angefertigt worden ilt, wie denn Überhaupt (abgefehen von 
militärifchen Verhältniſſen) die Mehrzahl der Flinten, Piftolen und Säbel eher 
zu allem andern, als zum Angriffe gegen Menfchen und zur Berteidigung 
folcher beftimmt iſt. Richtig erflärt dagegen Levi, Zur Lehre vom Zweikampf⸗ 
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verbrechen 98 als Waffen im Sinne des $ 201 „alle zum Angriffsmittel gegen 
Menſchen tauglichen Gegenftände der äußeren Natur, fall$ fie in concreto zum 
Kampfmittel beitimmt werden“. Daß die Waffen annähernd gleichwertig iein 
müfjen, fodaß Angriff und Verteidigung gegeneinander möglich find, Tiegt ſchon 
im Begriffe des Kampfes. Meift wird auch Gleihartigfeit geforbert. Eu 
3. B. Oppenh.Del. 1 zu $ 201. Dagegen mit Recht v. Liſzt 8 93. 

2. Sehr befiritten ift die Frage, was unter tödlichen Waffen zu verftehen 'ei. 
Man darf eine Waffe nicht deshalb eine tödliche nennen, weil fie den Ted 
herbeiführen fann; denn geeignet hierzu ift unter Umftänden ſchlechthin jede 
Waffe. Ebenjowenig ift es zutreffend, wenn man als tödlich etwa mit Liih.- 
Bweig. 12 zu $ 201 eine Waffe bezeichnet, die zur Beibringung töblicer 
Berlegungen bejtimmt if. Denn auf die abitrakte Beſtimmung Tann e3 nach 
dem unter 1 Ausgeführten nicht ankommen. Vielmehr ift der Begriff aus dem 
Weſen des Zweikampfdelikts heraus feftzufegen. Nach der jegt faft unbeſtrittenen 
Anficht (vergl. jedoch Hälfchner 2 939) ift aber der Zmweilampf ein Gefährdung: 
belift gegen Leib und Leben. Tödlich ift Daher eine ſolche Waffe, deren Ar 
wendung die Gefahr einer Tötung herbeiführtl. Ob Dies der Fall ijt, fm 
aber nur nach der Art und Weife ihrer Anwendung beurteilt werden. Ei) 
daher ſolche Schugmaßregeln getroffen, die nach menſchlichem Ermeſſen die 
Möglichkeit einer Tötung ausſchließen oder wenigſtens die Wahrſcheinlichten 
der Tötung nach den Regeln der Erfahrung auf ein Minimum reduzieren, ' 
fann die Waffe nit als eine töbliche bezeichnet werden. Daher find I 
ſtudentiſchen Schlägermenfuren nit als Zweikämpfe mit töblicen 
Waffen anzufehen. So im Ergebni die in der Theorie herrſchende Lehr 
(vergl. Binding, Lehrb. 1 69, v. Lifzt $ 93, Olsh.⸗Zweig. 14 zu 8 201, Mer 
Alf. 398, Liepmann, Duell und Ehre [1904] 20 ff.) und früher auch RO, das 
jedoch jeit der Entfcheidung der Vereinigten Strafjenate in E 8 87 Die entgegen 
geſetzte Anficht vertritt. S. über die Frage befonders Hälfchner GerS 34 11. 
Kroneder GerS 35 201ff., dv. Buri daf. 328 ff, Rödenbeck daf. 14T. 
Sonntag ZSHW 2 1 ff, Keßler, Die Einwilligung des Verlegten (1664) 5 
Kohlrauſch a. a. O. 142/38 und Berger a. a. DO. Vergl. auch unten IV. Au“ 
dDrüdlih wird das Erfordernis der Tödlichkeit der Waffen übrigens mur 1 

$ 201 aufgeftellt. Bei dem engen Zufammenhang der Beſtimmungen unter 
liegt es aber feinem Zweifel, daß es überall zu jubintelligieren if. A. 3 
Schütze 293. \ 
II. Berlegungen beim Zweifampf haben für ſich feine bejondere frz’ 
rechtliche Bebeutung, fondern werden in der Strafbarleit bes Zweikampfs ald ſolchen 
mit inbegriffen (folgt aus 8 207). Es fragt ſich aber, wie die in einem ftrafloier. 
weil nicht mit tödlichen Waffen ausgefochtenen, Zweikampfe zugefügten rechtlich zu 
behandeln find. Überwiegende Gründe fprechen Hier für völlige Straflofiteit. Deun 
anbernfall® wären bie bei einem nichtlebensgefährlichen Zweikampf vorkommenden 
Verletzungen fchwerer ftrafbar als die bei einem lebensgefährlichen eintretenden. 
Derfelben Anjicht Dlsh.- Zweig. 3 zum 15. Abfchnitt, v. Liſzt $ 98, Binding 190% | 
derj. Lehrb. 1 69, Nödenbed, Der Bweilampf im Verhältnis zur Totung um 
Körperverlegung (18853) 51, Meyer-Allf. 399, v. Buri Ger& 34 358, Berger al 
42. A. 9. Merkel 305, Hälfchner 2 944. Jedoch foll nach diefen Schriftſtelem 
wenigftens der Gefichtöpunft der Einwilligung (?) zur Straflofigkeit führen fin 
Kommt bei einem derartigen Zweilampf eine Tötung vor, jo wird allerdings nichts | 
übrig bleiben als Anwendung der Vorſchriften über gemeine Tötung ober Kir 
verlegung mit töblihem Erfolg. Ebenſo Binding, Lehrb. 1 68. 69. | 
IV. Zandesgefegliche Beftimmmngen. — Nach den vorhergegangenen Wr 
führungen fann nicht angenommen werden, daß das StGB die Tendenz halt, den 
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Zweikampf erfchöpfend zu regeln. Daher find Iandesgefegliche Beftimmungen über den 
Zweikampf mit nichttödlichen Waffen, namentlich über bie ſtudentiſchen Schläger» 
menſuren zuläſſig. ©. befonderd Badiſches ES 3. StGB $ 8. leider Anſicht 
Rroneder GerS 35 233, Sonntag ZEHW 2 6. Abweichend die weitaus herrfchende 
Lehre (fo auch neuerdings Finger 1 153), deren Vertreter jedoch meift zugeben, daß 
die disziplinären Vorſchriften gegen Schlägermenfuren nod in Kraft find. 


$ 201. 


Die Herausforderung zum Zweikampf mit tödtlichen Waffen, jowie Die 
Annahme einer folchen Herausforderung wird mit Feitungshaft bi3 zu 
ichs Monaten beitraft. [StrK]. 


I. Die Stelle bezeichnet zwei Handlungen, bie begrifflidh nur Borbereitungss 
bandlungen zum Zweikampfe find, als ftrafbar, nämlich 
1. die Herausforderung. Da das Überbringen einer Herausforderung im $ 208 
bejonder8 behandelt wird, fo folgt, daß es ſich nur um die Herausforderung 
zum eigenen Bweilampf bandelt. Xäter iſt Dementiprechend auch derjenige, 
der die Herausforderung nicht in Perſon, fondern durch einen Sartellträger 
ergeben läßt, obwohl nad allgemeinen Grundjägen nur Anftiftung gegeben 
jein würde. Die Herausforderung muß ernftli gemeint fein. Denn eine 

Borbereitungshandlung Hat nur unter der Borausjegung des ernftlichen Willens, 
das Hauptbelitt zu begehen, rechtliche Bedeutung. Ebenfo v. Liſzt $ 98, Kohl⸗ 
rauſch, Bergl. Darftellung 3 144. U. 9. DISH.- Zweig. 17, E 22 139, nad 
weldyen e3 genfigen fol, wenn der Geforderte die Forderung als ernftlich 
gemeint anfieht. Dabei wird aber vom RG nicht beachtet, daß es ſich nicht 
um ein Delikt gegen den Rechtsfrieden handelt und daß feine Rechtiprechung 
bezüglich des $ 49a damit im Widerſpruch fteht. Vergl. Fran! ZCHW 14 
387. — Die Art der Baffen braucht nicht ausdrüdlich bei der Forderung 
ertlärt zu werden. Aud dann, wenn aus den Umftänden zu folgern ift, daß 
der Bweilampf nach der Intention des Fordernden mit tödlichen Waffen 
ausgefochten werben follte, ift der Zatbeftand gegeben. E 22 139. — Bollendet 
it das Delikt, jobalb die Herausforderung zur Kenntnis des Geforberten oder 
jeined Beauftragten gelangt. — Dualifizierter Fall MSISB 8 112; 

. die Annahme der Serausforderung. Auch dieje muß ernftlich gemeint fein. 
Bollendet ift das Delikt, jobald die Erllärung zur Kenntnis bes Fordernden 
oder der von ihm bevollmädtigten Perfon gelangt. Eine Annahme uuter 
andern Bedingungen, als der forbernde Teil vorſchlägt, ift ebenfalls Annahme, 
und jelbft dann nicht Herausforderung, wenn der Geforderte jchtwerere Waffen 
wählt. Vergl. bei. Olsh.⸗Zweig. 19. Über den all, daß der Geforberte bie 
Annahme durch eine Mittelöperfon erllären läßt, |. $ 203. — Qualifizierter 
dal MSIGB 8 112. 


U. Ueber die Behandlung biefer Delikte, wenn es zum Zweikampfe fommt, 
. 8 205. 


[0 


$ 202. 


Teitungshaft von zwei Monaten bis zu zwei Jahren tritt ein, wenn 
bei der Herausforderung die Abficht, daß einer von beiden Theilen das 
Lehen verlieren ſoll, entweder ausgefprochen ift oder aus der gewählten Art 
des Zweikampfs erhellt. [StrK]. 
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Hierher gehört 3. B. der Fall des Scießens über das Schnupftuch, aber nicht 
das Fechten, audy nicht das Schießen „bis zur Kampfunfähigkeit“. Zuftimmend 
Binding, Lehrb. 170. Wenn ber Fordernde eine Art bes Zweikampfs vorgeichlagen 
bat, aus welcher die Abficht folgt, daß einer der beiden Zeile das Neben verlieren 
folle, der Geforderte aber nur auf eine mildere Art eingeht, jo trifft $ 202 mur 
bezüglich des Kordernden zu. Stellt umgelehrt der Geforderte tödliche Bedingungen, 
jo will Binding a. a. O. die Stelle auf ihn anwenden. 


$ 203. 


Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Herausforderung übernehmen 
und ausrichten (Kartellträger), werden mit Feſtungshaft bis zu jechs 
Monaten beitraft. [StrK]. 


I. Tas SKartelltragen. — Die Übernahme und Ausrichtung des Auftrags zu 
einer Herausforderung würde an fid) als Beihilfe zu dem Delikte des 8 201 erfcheinen, 
wird jedoh vom Geſetze als del. s. g. behandelt und hinſichtlich der Strafbarfeit der 
Herausforderung jelbft gleichgeftellt. Die mwejentlichite Konjequenz liegt darin, dag 
der im $ 202 vorgejehene Sirafihärfungsgrund demjenigen gegenüber, der die 
Forderung ausrichtet, nicht zur Anwendung gebracht werben fan. — Über bie 
Behandlung des Kartellträgerd, im Yalle es zum Zweikampfe fommt, ſ. $ 205 IV. 

II. Das Gefeg beſchränkt den Begriff des KWartellträgers auf den liber- 
bringer einer fremden Forderung. Insbeſondere ift nicht Kartellträger: 

1. wer im Auftrage des Geforderten die Annahme der Forderung erflärt. Er 
eriheint vielmehr als Gehilfe zu dem Delikte des 8 201. So die herrichende 
Lehre und E 5 81. A. A. Binding, Lehrb. 1 71. Demnach ift $ 202 auf den 
Überbringer der Annahme der Forderung anmwenbbar; 

2. wer nad) erfolgter Herausforderung und deren Annahme in der Angelegenheit 
bes Zweikampfs im Auftrage der Parteien verhandelt (5. B. über Ort und Zeit 
des Duell). Eine folhe Perſon kann nur als Gehilfe zum Zweikampfe felbit 
angejehen werden. Ihre Strafbarfeit ift jomit davon abhängig, daß es wirflid) 
zum Bmweifampfe fonımt. Bergl. E 25 81. 


$ 204. 


Die Strafe der Herausforderung und der Annahme derjelben, ſowie 
die Strafe der Kartellträger fällt weg, wenn die Parteien den Zweikampf 
vor dejjen Beginn freiwillig aufgegeben haben. [Str&K]. 


I. 

1. Ein Aufgeben des Zweikampfs liegt vor, wenn die Parteien ausdrüdlich oder 
ftilljchweigend darüber einig find, daß die zwifchen ihnen obwaltende Differenz 
nit im Wege des Zweikampfs ausgetragen werden ſolle. Aufgeichoben ift aber 
auch bier nicht aufgehoben. Aufgeben fann man nur etwas, wozu man bereits 
entfchloffen war. Die Parteien können alfo den Zweikampf erft dann aufgeben, 
wenn fie vorher fi auf feine Ausfechtung geeinigt hatten. Daber ift der 
Fordernde nicht etwa deshalb jtraflog, weil der Gegner die Forderung ablehnt. 
E 4 113, ARME 1 256. 

2. Freiwillig ift das Aufgeben bes Zweifampfes dann, menn e8 erfolgt, ohne da 
bie Parteien an feinem Bollzuge durch Umjtände verhindert wurden, welche von 
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ihrem Willen unabhängig waren. Vergl. 8 46. Der Freiwilligkeit kann ber 
Umftand entgegenftehen, daß die Parteien „geftört” wurden, als fie im Begriffe 
waren, den Zweikampf auszufechten. Aber Teineswegs ijt nach eingetretener 
Störung die Freimilligfeit des Rüdtrittd unbedingt zu verneinen. Denn es ift 
ſehr wohl möglich, daß trog der Störung hinterher die Parteien aus anderen 
Gründen definitiv den Zweikampf aufgeben. Bedenklich deshalb Olsh.⸗Zweig. 3 
und € 13 1. 

3. Der Nüdtritt muß vor Beginn des Zweilampfs erfolgen. Vergl. darüber 
Vorbem. I 1 3. 15. Abſchn. 

II. Die Wirfung des Nüdtritts ift eine „objeltive”, d. 5. e8 wird durch fie 
die Straflofigfeit aller Beteiligten bewirkt. Für den Gehilfen, der die Annahme 
der Forderung im Auftrage des Geforderten erklärt hat, folgt die Straflofigfeit teils 
aus ber objektiven Ausdrudsmweife des Gejebes, teild und bejonders aus ber Analogie 
mit dem Kartellträger. Bergl. dagegen $ 46 V. 

Fraglich ift die Wirkung des einfeitigen Rücktritts. Da ein folcher für die 
andere Partei keinesfalls ein freiwilliger ift, jo bleibt fie ftrafbar. A. A. Rüd.⸗ 
Stengl. 2, Olsh.⸗Zweig. 6, Meyer-Allf. 401, Kohlrauſch, Bergl. Darftellung 3 145, 
E 35 260, die wie das frühere preußijche Obertribunal (Oppenhoff, Rechtiprechung 16 
344), den einfeitigen Rüdtritt dem beiderjeitigen gleichftellen. Allerdings wird man die 
Straflofigkeit der zurüdtretenden Partei anzunehmen haben. Ebenjo Binding, Lehrb. 
1 71, während Oppenh.⸗Del. 2, v. Liſzt 8 98, Levi, Zur Lehre vom Biveilampf- 
verbredhen 123, Detter Gerſ 64 215 dem einfeitigen Nüdtritt überhaupt feine 
Wirkung beilegen. Gegen Diefe letztere Anficht bei. E 34 200. Neben der zurüds 
tretenden Partei Hat man aud ihren Gehilfen für ftraflo8 anzufehen. Dagegen 
bleibt bei nur einjeitigem Nüdtritt der Kartellträger ($ 208) jtrafbar. U. A. die 
jenigen, welche den einfeitigen Rücktritt dem zmeijeitigen gleichitellen. 


$ 205. 


Der Zweifampf wird mit Feſtungshaft von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren beitraft. [StrK]. 


I. Über den Begriff des Zweikampfs f. die Borbem. z. 15. Abſchn. Das Delitt 
ijt vollendet, jobald der Zweilampf begonnen hat. S. dajelbjt I1. — Qualifizierter 
Fall MESGB 8 112. 

Il. Da Herausforderung und Annahme notwendige Vorbereitungshandlungen 
des Zweikampfes find, fo ift jelbftverftändlih, daß die hierfür feitgejegte Strafe durch 
ben wirfliden Bollzug des Zweikampfs abjorbiert wird. Die Konkurrenz ift nur 
eine ſcheinbare. E 4 408. ©. 8 735 VIIl2ba. 

UI. Die Teilnahme richtet fi nad) den allgemeinen Regeln. (©. jedoch 88 209. 
210.) Daher liegt Beihilfe auf jeiten der Mitglieder des Ehrengerichts vor, welches 
das Duell erlaubt oder zur Befeitigung von obmaltenden Zweifeln die Waffen 
beftimmt. E 5 140. 18 265. Ebenfo liegt Beihilfe in der Überlaffjung des Raums, 
in dem Srreführen der zur Verhinderung herbeieilenden Polizei, im Bandagieren. 
NR 9 285 nimmt jogar an, Daß fi der Beihilfe jhuldig made, wer, ohne jelbft 
ftimmberedtigtes Mitglied des Ehrengeriht3 zu fein, das Protokoll in ber Sitzung 
desfelben geführt hat. 

IV. Da die Strafen der Borbereitungshandlungen gegenüber der des Haupt- 
delikts wegfallen, jo find aud, die Teilnehmer an der Vorbereitungshandlung wegen 
Teilnahme am Zweikampfe jelbit zu betrafen, fofern e3 wirklich zu diefem kommt. 
So die herrichende Lehre und E 11 279. Mit Recht führt aber dieſes Urteil aus, 
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Hierher gehört 3. B. der Fall des Schießens über das Schnupftud, aber nidı 
das Fechten, audy nicht das Schießen „bi8 zur Kampfunfähigkeit“. Zuſtimmend 
Binding, Lehrb. 1 70. Wenn der Fordernde eine Art des Zweilampf3 vorgejclagen 
bat, aus welder die Abficht folgt, Daß einer der beiden Teile das Leben verlieren 
folle, der Geforderte aber nur auf eine mildere Art eingebt, jo trifft $ 202 mr 
bezüglich des Fordernden zu. Stellt umgelehrt der Geforderte tödliche Bedingungen, 
jo will Binding a. a. O. die Etelle auf ihn anwenden. 


$ 203. 


Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Herausforderung übernehmen 
und ausrichten (Kartellträger), werden mit Feſtungshaft bis zu ſechs 
Monaten beitraft. [StrK]. 


I. Tas Kartelltragen. — Die Übernahme und Ausrichtung des Auftrags zu 
einer Herausforderung würde an ſich als Beihilfe zu dem Delikte des & 201 ericheinen, 
wird jedoch vom Geſetze als del. 8. g. behandelt und Hinfichtlih der Strafbarkeit ie: 
Herausforderung jelbit gleichgeftellt. Die mejentlichite Konſequenz liegt darin, da} 
der im & 202 vorgejehene Sirafihärfungsgrund demjenigen gegenüber, der di 
Forderung ausrichtet, nicht zur Anwendung gebracht werden kann. — Über die 
Behandlung des Kartellträgerd, im alle es zum Zweikampfe kommt, |. $ 205 IV. 

II. Das Geſetz bejchräntt den Begriff des Kartellträgers auf den Über 
bringer einer fremden Forderung. Insbeſondere ift nicht Kartellträger: 

1. wer im Auftrage des Geforderten die Annahıne der Forderung erflärt. Et 
erjiheint vielmehr als Gehilfe zu dem Delikte des & 201. So die herridenie 
Lehre und E 25 81. A. A. Binding, Lehrb. 1 71. Demnach ift 8 202 auf den 
Überbringer der Annahme der Forderung anwenbbar; 

2. wer nad) erfolgter Herausforderung und deren Annahme in der Angelegenkt 
des Zweikampfs im Auftrage der Parteien verhandelt (3. B. über Ort und Zeu 
des Duelld). Eine ſolche Perjon kann nur als Gehilfe zum Zweikampfe jet 
angejehen werden. Ihre Strafbarkeit ift jomit davon abhängig, daß es wirflic 
zum Zweikampfe fonımt. Bergl. E 25 81. 


$ 204. 


Die Strafe der Herausforderung und der Annahme derjelben, ſowie 
die Strafe der Kartellträger fällt weg, wenn die Parteien den Zweilam! 
vor deiten Beginn freiwillig aufgegeben haben. [StrK]. 


I. 

1. Ein Aufgeben des Zweikampfs liegt vor, wenn die Parteien ausdrüdlic oder 
ftillfchweigend darüber einig find, daß die zwifchen ihnen obwaltende Differenz 
nicht im Wege des Zweikampfs ausgetragen werden folle. Aufgefchoben if aber 
auch bier nicht aufgehoben. Aufgeben fann man nur etwas, wozu man bereit? 
entjchloffen war. Die Parteien können alfo den Zweikampf erft dann aufgeben. 
wenn fie vorher ſich auf feine Ausfechtung geeinigt Hatten. Daher if der 
Fordernde nicht etiva beöhalb ftraflos, weil der Gegner die Forderung ablehnt. 
E 4 113, RMG 1 256. 

2. Freiwillig ift das Aufgeben des Zweilampfes dann, wenn e8 erfolgt, ohne daß 
die Parteien an feinem Bollzuge durch Umftände verhindert wurden, melde don 
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Regeln feinem Begriff entgegen und die im Widerſpruch damit bewirkte Tötung oder 
Körperverlegung müßte deshalb ſtets nach den allgemeinen Vorſchriften des 16. 
oder 17. Abſchnitts beitraft werden. Dieſe Konfequenz mildert das Geſetz in dem 
Sinne, dab es zur Anwendung der allgemeinen Vorſchriften eine vorfäglide 
Übertretung der Bweilampfregeln fordert. Zum Borfag in diefem Sinne gehört 
felbfiverftändlich die Kenntnis der Negeln. 

Aber auch wenn durch vorfägliche Übertretung der erwähnten Regeln eine 
Tötung oder Körperverlegung (vorjägli oder fahrläffig) herbeigeführt wird, fo 
finden die allgemeinen Borichriften doch nur dann Anwendung, wenn nicht nad) 
den Borichriften über den Zweikampf eine härtere Strafe verwirkt ift. Daraus 
folgt, daß nicht beide angewendet werden können, Konkurrenz aljo ausgeſchloſſen ift. 
So bei. Binding Lehrb. 1 356, Olsh.⸗Zweig. 3. * 

II. Die Frage, ob Beftrafung nach dem 15. oder aber nad) dem 16. bezw. 17. Ab⸗ 
ſchnitt eintritt, hängt von ber Schwere der verwirkten Strafe ab, nicht etwa von 
der Strenge der angebrohten Strafart. Andernfall$ könnte ja überhaupt von einer 
Anwendung der Zweikampfſtrafen niemals die Rede jein, weil Feſtungshaft ftet3 
eine mildere Strafe ift als Gefängnis oder Zuchthaus. Bergl. dazu Olsh.⸗Zweig. 3. 
Iſt megen bes Zweikampfs jelbft gemäß 8 205 Feſtungshaft von 1 Jahr verwirkt, 
wegen der Körperverlegung Gefängnis von 6 Monaten, jo ift lediglid auf Grund 
des $ 205 zu beftrafen (vergl. $ 21). Dagegen findet unter ber gleichen Voraus⸗ 
fegung $ 223 a Anwendung, wenn die nad) Diejer Stelle zu verhängende Gefängnis» 
ftrafe 8 Monate oder mehr beträgt. 

II. Beftritten ift die Frage, ob ein Rüdgriff auf bie Bmeilampfftrafe auch 
Dann zuläfjig ift, wenn fich diefe auf Grund des $ 208 als die härtere darftellt. Die 
Frage ift mit Olsh.Zweig. 6 zu verneinen, weil $ 207 nur auf die „vorher 
gehenden” Beitimmungen des 15. Abjchnitt3 verweift. A. A. Binding, Lehrb. 1 73, 
Meyer-Alf. 400. 

IV. In jedem Falle trifft die Strafe der Tötung oder Körperverlekung nur 
den Übertreter der Zweikampfregeln, nicht etwa auch deffen Gegner, mit dem Über⸗ 
treter aber auch den hinfichtlich der Übertretung fchuldhaft handelnden Teilnehmer. 


$ 208. 


Hat der Zweifampf ohne Sefundanten ftattgefunden, jo fann die ver- 
wirkte Strafe bi8 um die Hälfte, jedoch nicht über funfzehn Jahre erhöht 
werden. [SchwG|]. 


I. Der Zweifampf ohne Sekundanten kann ftrenger beftraft werben und zwar 
niht nur an den Duellanten felbft, fondern audy an den Teilnehmern. Unter 
Sekundanten find nur Diejenigen Perfonen zu verftehen, welche bei Ausführung 
des Kampfes felbft zugegen find mit der mejentlichen Aufgabe, die Einhaltung der 
Kampfesregeln zu kontrollieren. E 25 81. 


IL Der Verſuch des Zweikampfes ift in dieſem Falle ftrafbar. Ebenfo Meyer 
AUF. 400, Rid»Stengl. 4. A. A. 3. B. Olsh.Zweig. 5 wegen des Präteritumg „ftatte 
gefunden hat“. Jedenfalls aber liegt der Berfudh nit, wie Rüd.⸗Stengl. meinen, 
ſchon darin, daß ſich Die Parteien zum SKampfplage begeben, ebenjfowenig in dem 
Anbandagieren, jondern erft darin, daß eine Partei mit einer Angriffshandlung 
begonnen, 3. B. die Piftole auf den Gegner gerichtet hat. 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 22 
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daß ſich das Kartelltragen als del. s. g. ftet3 nach 8 203 beurteile. In bier 
Beziehung a. A. Olsh.⸗Zweig. 4, v. Liſzt $ 98. 

V. Aus der Strafbarkeit des Zweikampfs als folden, d. h. beider Zuellant 
ergibt fich, daß fich Feiner von ihnen mit Erfolg auf Notwehr berufen fanı. Er 
recht aber muß dritten Perfonen die Berufung auf Nothilfe verfagt jein. Ten 
Bater, der auf den Kampfplatz eilt und dort den Gegner feines Sohnes niederſchießt 
fteht der Geſichtspunkt der Notwehr nicht zur Seite. Erft dann wird das Rommel: 
recht wachgerufen, wenn durch Übertretung der Kampfesregeln ber Zweikampf ar 
hört, ein folcher zu fein. Die Hier und da im „Komment“ auftretende Beltimmunz 
nach welcher der Sekundant den Gegner niederzufchießen hat, jobald er die Barriet 
überfchreitet, ift daher rechtli cum grano salis haltbar. 


$ 206. 


Wer feinen Gegner im Zweikampf tödtet, wird mit Feſtungshaft nicht 
unter zwei Jahren, und wenn der Zweikampf ein folder war, welcher der 
Tod des einen von Beiden herbeiführen follte, mit Feſtungshaft nicht unter 
drei Jahren beitraft. [SchwG]. 


IJ. Zötung im Zweilampf. — Die Stelle enthält der äußeren Yorm une 
einen vollftändigen Tatbeſtand, dem Sinne nad, bezeichnet fie aber nur Umftäne, 
welche die Strafe des Zweikampfs ſchärfen. Handelt es ſich alſo fachlich um er 
durch den Erfolg qualifiziertes Delikt, jo wird man für den tödlichen Ausgang tr 
weiteres Verſchulden als es in dem Vollzuge de3 Zweilampfs jelbft liegt, nich 
fordern dürfen. Tötungsporfag wird denn auch von feiner Seite verlangt, wer. 
aber behaupten die meiften (vergl. Binding, Lehrb. 1 72, Olsh.-Bweig. 2, v. Liz 
& 93), daß fich Die Stelle nur auf folche Fälle beziehe, in denen eine vorjägliä 
zugefügte Verlegung den Tod im Gefolge babe. Rom Standpunkte ber Fe: 
vertretenen Anficht aus würde die Stelle nicht nur bei fahrläffigerweiie z 
gefügten, ſondern überhaupt bei allen Berlegungen Anwendung finden, die dur 
den Kampf verurfacht werden, fofern nur der Kauſalzuſammenhang den €. !1l 
aufgeftellten Erforderniſſen entipricht, 3. B. Abipringen der Klinge. Ebenſo frübe 
Hugo Meyer, Lehrb. (5. Aufl.) 494; ähnlich auch Levi, Zur Lehre vom Zweikamp⸗ 
verbrechen 113. — Daf der Tod während des Zweikampfes eintritt, ift mt: 
erforderlich, e8 genügt, wenn die Todesurſache im Zweilampfe gefegt wurde 

II. Über den zweiten Straffhärfungsgrund |. $ 202. Er kommt nur danu ir 
Betradt, wenn außer ihm auch der erfte zutrifft. 
III. Über die Frage des Verſuchs vergl. $ 43 VI3. 


$ 207. 


Iſt eine Töbtung oder Körperverlegung mittels vorjäßlicher Übertretun 
der vereinbarten oder hergebrachten Regeln des Zweikampfs bewirkt worder, 
fo ift der Übertreter, jofern nicht nad) den vorhergehenden Beſtimmungen 
eine härtere Strafe verwirft ift, nach den allgemeinen Vorſchriften übe 
das Verbrechen der Tödtung oder der Körperverlegung zu beftrafen. 


3 


I. Verlegung der Zweilampfregeln. — Da der. Zweifampf ein Kampf mad 
beftimmten Regeln ift (f. o. ©. 381), jo fteht an fid) jede Abweichung von dieſet 
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Regeln ſeinem Begriff entgegen und die im Widerſpruch damit bewirkte Tötung oder 
Körperverlegung müßte deshalb ſtets nad) den allgemeinen Vorſchriften des 16. 
sder 17. Abſchnitts beitraft werden. Diefe Konjequenz mildert das Geje in dem 
Einne, daß es zur Anwendung der allgemeinen Vorſchriften eine vorſätzliche 
Übertretung der BZmweilampfregeln fordert. Zum Borfag in dieſem Sinne gehört 
jelbſtverftändlich die Kenntnis der Regeln. 

Aber auch wenn dur vorjäßliche Übertretung der erwähnten Regeln eine 
Tötung oder Körperverlegung (vorfägli) oder fahrläffig) herbeigeführt wird, fo 
inden die allgemeinen Vorſchriften doch nur dann Anmendung, wenn nicht nad 
den Borfchriften fiber den BZweilampf eine härtere Strafe verwirkt if. Daraus 
folgt, dat nicht beide angewendet werden können, Konkurrenz aljo ausgeſchloſſen ift. 
So bei. Binding Lehrb. 1 356, Olsh.⸗Zweig. 3. ‘ 

I. Die Frage, ob Beſtrafung nad) dem 15. oder aber nad) dem 16. bezw. 17. Ab» 
ihnitt eintritt, hängt von der Schwere der verwirften Strafe ab, nidht etwa von 
der Strenge der angedrohten Strafart. Andernfall3 fönnte ja Überhaupt von einer 
Anwendung der Yweilampfftrafen niemald die Rede jein, weil Feſtungshaft ftet3 
eine mildere Strafe ift als Gefängnis oder Zuchthaus. Vergl. dazu DISh.-Zweig. 3. 
St wegen des Zweilampfs felbit gemäß $ 205 Feflungshaft von 1 Jahr verwirft, 
wegen der KFörperverlegung Gefängnis von 6 Monaten, fo ijt ledigli auf Grund 
de3 $ 205 zu beftrafen (vergl. $ 21). Dagegen findet unter der gleichen Voraus» 
iegung 8 223 a Anwendung, wenn bie nad) dieſer Stelle zu verhängende Gefängnis» 
itrafe 8 Monate oder mehr beträgt. 

DI. Beftritten ift die Frage, ob ein Rüdgriff auf bie Bmeilampfftrafe auch 
dann zuläſſig ift, wenn fich dieſe auf Grund des 8 208 als die härtere darftellt. Die 
Frage ift mit Olsh.⸗Zweig. 6 zu verneinen, weil $ 207 nur auf die „vorher⸗ 
gehenden“ Beitimmungen bes 15. AbfchnittS verweift. A. A. Binding, Lehrb. 1 73, 
Meyer-Allf. 400. 


IV. In jedem Falle trifft die Strafe der Tötung oder Körperverlegung nur 
den Übertreter der Zweilampfregeln, nicht etwa auch defien Gegner, mit dem Über» 
treter aber auch den Hinfichtlich der Übertretung ſchuldhaft handelnden Teilnehmer. 


$ 208. 


Hat der Zweifampf ohne Sefundanten jtattgefunden, fo fann die ver- 
wirfte Strafe bis um die Hälfte, jedoch nicht über funfzehn Jahre erhöht 
werden. [SchwG]. 


L Der Zweifampf ohne Sefundanten kann ftrenger beftraft werben und zwar 
nicht nur an den Duellanten jelbft, fondern auh an den Teilnehmern. Unter 
Sefundanten find nur diejenigen PBerfonen zu verftehen, welche bei Ausführung 
des Kampfes felbft zugegen find mit der weſentlichen Aufgabe, die Einhaltung ber 
Kampjesregeln zu kontrollieren. E 25 81. 


IL Der Berfuch des Zweikampfes ift in diefem Falle ftrafbar. Ebenfo Meyer- 
0. 400, Rüd.-Stengl. 4. A. A. z. B. Olsh.-Zweig. 5 wegen des Präteritumg „ftatt« 
gefunden hat“. Jedenfalls aber liegt der Verſuch nicht, wie Rüd.-Stengl. meinen, 
ſchon darin, daß fich Die Parteien zum Kampfplage begeben, ebenfowenig in dem 
Anbandagieren, fondern erft darin, daß eine Partei mit einer Angriffshandlung 
degonnen, 3. B. die Piſtole auf den Gegner gerichtet hat. 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 22 
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$ 209. 


Kartellträger, welche ernitlich bemüht geweſen find, den Zweikampf zu 
verhindern, Sefundanten, fowie zum Zweikampf zugezogene Zeugen, AÄrzte 
und Wundärzte find Itraflos. 


Die Selundanten ($ 208 I), die zum Zweikampfe zugezogenen Beugen, 
Ärzte und Wundärzte find unbedingt firaflos. Selbftveritändlicy aber können 
diefe PBerfonen, wenn fie gleichzeitig in anderer Form beteiligt find, deshalb beftraft 
werden. Dagegen find die Kartellträger nur dann ftraflos, wenn fie ernftlid 
bemüht geweſen find, den Zweilampf zu verhindern. Ob die Bemühung Erfelz 
hatte oder nicht, ift gleichgiltig. Unter Kartellträgern find lediglich die im & 205 
benannten Perfonen, aljo diejenigen zu verftehen, welche die Forderung überbringer. 
Andere Teilnehmer find (abgejehen von den Sekundanten uſw.) fomit jelbft danı 
ftrafdar, wenn fie ernftlid; bemüht waren, den Zweikampf zu verhindern (Mitglieder 
des Ehrengericht3). Dies gilt an ſich auch für diejenigen Perfonen, welche im Auftrage 
des Geforderten die Annahme der Forderung überbradht haben. Doch dürfte ihre 
Straflofigfeit im Wege der Analogie zu folgern jein. Für Straflofigfeit auch Rüd⸗ 
Stengl. 2 A. A. E 35 Si. 

Hat der Kartellträger zwar die Abjicht, den Zweikampf zu verhindern, kommt 
er aber nicht dazu, diefer Abjicht Ausdrud zu geben, etwa weil der Geforberte die 
Forderung jogleich ablehnt, jo bleibt er ftrafbar. E 22 218, RMG 122. Auch nimm: 
die herrſchende Lehre mit E 27 243 an, daß die ernftlichen Bemühungen zu einer 
Zeit gemacht werden mäüflen, zu welder die Berjon bereits SKartellträger war. UA 
Levi, Zur Lehre vom HBmeilampfverbrechen 128. 


$ 210. 


Wer einen Anderen zum Zweikampf mit einem Dritten abfichtlich, in: 
jonderheit durch Bezeigung oder Androhung von Verachtung anreizt, wird, 
falls der Zweikampf ftattgefunden hat, mit Gefängniß nicht unter drei 
Monaten beitraft. [StrK]. 


I. Moralifhe Nötigung zum Zweilampf. — Die Anftiftung zum Zweikamrie 
unterliegt grundjäglich den allgemeinen Regeln, wird alfo mit Feſtungshaft beittaft. 
Anders wenn fie durch Anreizen begangen mworben iſt. Anreizen bedeutet wie im 
$ 112 eine verftecte, bohrende, auf Erregung der Leidenſchaft berechnete Aufforderung. 
Übereinftimmend Liepmann, Duell und Ehre (1904) 36, Blume, Tatbeſtandskomple⸗ 
mente (1906) 26. Bei Anreizung tritt Gefängnisftrafe ein, falls der Zwer 
fampf ftattgefunden Hat. Die Bedeutung dieſes Erforderniffes ift beftritten. 
Man wird es, ebenjo wie im alle des $ 87 den Ausbruch des Krieges, in dem 
Sinne zu verftehen Haben, daß der urſächliche Zufammenhang zwilchen der Anreizung 
und dem Bollzuge des Zweikampfs widerlegbar präfumiert wird. Das heißt 
genauer: es wird vermutet, daß der Entichluß zum Zweikampf durch die Anreizung 
erzeugt oder gefeftigt worden fei. Ähnlich Blume a. a. DO. 30. 40 und Binding, 
Lehrb. 1 74 (leterer Hält jedoch die Vermutung für unmwiberlegbar). Bergl. über 
die Frage auch Olsh.⸗Zweig. 5, Finger GerS 50 49. Der innere Grund dafür, dat 
bier nicht Feſtungs⸗ jondern Gefängnisftrafe angedroht wird, liegt in ber Eigenart 
bes Delikts, das ſich innerlich gewürdigt als eine Abart der Nötigung darttell. 
So bei. Binding a. a. ©. 23, Blume a. a. O. 25. 
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11. Regelmäßig wird die Anreizung erfi dann ftattfinden, wenn eine Differenz 
unter den Parteien vorliegt. Mit Recht aber hebt E 18 239 herbor, daß Diele 
Tifferenz auch durch die Anreizung jelbft erit geichaffen werden Tann. 8. B.: 
A erflärt dem B im Auftrage des &, daß fi) B als von X moraliſch geohrfeigt 
anſehen Tolle. 


Sechszehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider das Leben. 


I. Objekt der Delikte wider dad Leben iſt der Menſch; nur bie in 88 218 bis 
220 behandelte Abtreibung wendet fich gegen die Leibesfrudht. Es fragt fich daher, 
von welchem Augenblide an die Menſchenqualität beginnt, und diefe frage tft 
beionder3 deshalb wichtig, weil zwar die fahrläfjige Tötung eines Menichen, aber 
nicht die einer Leibesfrucht ftrafbor iſt. Zweifellos ift BGB $ 1 nicht maßgebend. 
Aus 8 217 folgt, dab im Sinne des Geſetzes ſchon während des Geburtsaftes ein 
Menfh vorhanden if. Der Geburtsalt aber beginnt mit denjenigen Wehen, welche 
ohne längere Unterbredung zur Ausftoßung der Frucht führen. So € 9 131. 26 
175, Rüd.⸗Stengl. 6 zu $ 211, Hälfchner 2 61, Dlsh.-Zweig. 1 zu $ 211. Teil» 
weijen Austritt aus dem Mutterleibe fordern Binding, Lehrb. 1 38, Birkmeyer 68 
Meyer⸗Allf. 366, Katzenſtein ZStrW 24 508. Es fommt aber vor, daß ein Körpers 
teil wieder zurüdgezogen wird. Nach v. Lifzt 8 80 fol der Augenblid maßgebend 
jein, in weldem die Plazentaratmung aufhört und die Möglichkeit ber Lungen» 
atmung beginnt. Aber Plazentaratmung und Lungenatmung fommen nebeneinander 
vor, die legtere zumeilen fogar ſchon im Mutterleibe. Nicht zu verfennen ift freilich, 
dad die Hier vertretene Anficht mit der Schwierigkeit zu fümpfen hat, wie der Beginn 
de3 Geburtsaktes feitgeftellt werden kann. S. über die Frage Ortloff, Kind oder 
Fötus (1887) und beſonders Ablfeld, Nasciturus (1906). — Lebensfähigkeit des 
Kinde8 darf nicht verlangt werden, wie denn auch der erwadjene im Sterben 
liegende Menſch Objekt der Tötung fein kann. Deshalb gehört aud) das fog. Monftrum, 
die Mißgeburt, Hierher. 

I. Subjekt der Tötungsdelikte kann jeder fein, mit Ausnahme des Getöteten 
ſelbſt. — Der Selbſtmord ift ftraflos, demgemäß auch Beihilfe und Anftiftung dazu. 
So die herrichende Lehre, S. darüber Guderian, Die Beihülfe zum Selbftmorb 
(1899). Dagegen erklärt Binding, Lehrb. 1 26 die Anitiftung zum Selbftmord für 
Täterihaft der Tötung und daher für ftrafbar. Noch weitergehendb nimmt Kohler 
144, der. GoltdA 49 6. 583 385 ff. Strafbarkeit der Teilnehmer überhaupt an. 
Gegen Binding ſ. Beling, 2. v. 3. 417, Kabenftein a. a. O. 509, gegen Kohler 
Alfeld DYZ 8 195. Vergl. auch Rittler Schweizer. Ztichr. f. Strafr. 13 230. Fehlt 
es freilich dem fich jelbit Tötenden an dem Tötungsporfag, fo liegt kein Selbftmord 
vor, und der dritte, der ihn vorjägli zu der letalen Handlung beftimmt Hat, ift 
mittelbarer Täter. Bergl. ©. 82. 

IH. Über Nnrechtsausfchliefungsgründe ſ. die Lehrbücher des Staats⸗ und 
Verwaltungsrechtd, ferner Zimmermann GerS 34 266 ff. und die ©. 104 Abi. 3 
angeführten Schriften von Calker und Delius. Speziell über die Frage der 
Berforation d. h. der Tötung bes in ber Geburt begriffenen Kindes zur Rettung 
der Mutter j. Radbruch, Geburtshilfe und Strafreht (1907) mit umfaſſenden 
Literaturangaben. 

IV. Verhältnis der Tötungsdelikte zu denjenigen Fällen, in welchen der 
Eintritt des Todes als Straffhärfungsgrund erſcheint. — Außerhalb des 
16. Abfchnittes wird bei zahlreichen Delikten der Eintritt des Todes als Folge des 

22* 
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E 14 298. A. N. Erlanger, Die materiell rechtliche und progefjuale Bedeutung bes 
$ 213 RStGB's (1903) 26 ff. bzgl. des „Totfchlags auf Provokation“, weil er bir 
Gleichſtellung der benannten Strafmilberungsgründe mit den mildernden Umftänden 
— Zuzugeben ift, daß fie in prozeſſualer Beziehung nicht gilt. E 14 293. 
IL Bu den benannten Strafmilderungsgründen ift zu bemerfen: 
1. Über den Begriff der Angehörigen f. $ 52. 
2. Der Begriff der ſchweren Beleidigung ift mit der herrfchenden Lehre nidt 
im techniſchen Sinne zu nehmen. Er umfaßt vielmehr jede fchwere Krünkung. 
3 5 nord mit der Frau Des Totſchlägers. ©. darüber bei. Erlanger: 
a. a. O. 17 ff. 
3. Die mangelnde Schuld des Totſchlägers beſteht darin, daß er zu der Mir 
— oder Beleidigung feine genügende Veranlaſſung gegeben hat. Olsh⸗ 
weig. 8. 
4. „Auf der Stelle“ iſt nicht örtlich, ſondern zeitlich zu verſtehen in dem Sinne, 
daß der Täter unter der Herrſchaft des Zornes die Tat nicht nur geplant. 
ſondern auch ausgeführt hat. Vergl. 8 199. 


8214. 


Wer bei Unternehmung einer ſtrafbaren Handlung, um ein der Aus⸗ 
führung derſelben entgegentretendes Hinderniß zu beſeitigen oder um ſich 
der Ergreifung auf friſcher That zu entziehen, vorſätzlich einen Menſcher 
tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebensläng: 
lichem Zuchthaus beitraft. [SchwG]. 


I. Die Stelle behandelt den Totjchlag bei Unternehmung einer firafbaren 
Handlung. Dem Wortlaute nad Tann fie auch auf den Mord des $ 211 bezogen 
werben; denn fie hebt den Mangel der Überlegung nicht ausdrücklich Hervor. T: 
aber ber Mord mit dem Tode bedroht ift, fo iſt der Umjtand, daß er bei Unternehmung 
einer jtrafbaren Handlung begangen wird, praftiich bedeutungslos. Bon deal: 
konkurrenz Tann feine Rebe fein, weil es ſich höchſtens um eine Konkurrenz von 
Berbrechenselementen in dem zu 8 73 VII1b erörterten Sinne handelt. Über 
einftimmend Binding, Normen 2 512, E 12 364 (a. E.), im Ergebnis auch DIR. 
Bmeig. 5, Stagenftein ZStrW 24 585. Dagegen nehmen Oppenh.⸗Del. 7 und Rüd.⸗ 
Stengl. 1 Idealkonkurrenz mit Mord an. 

II. Der Begriff der Unternehmung ilt bier ebenjo beftritten wie auderwärt:. 
Bergl. 8$ 82. 105. 114. 159. Mit Nüdficht auf den Zweck des Gejeged wird mer 
bier auch diejenigen Worbereitungshandlungen, welche dem Verſuche am näditen 
ftehen, in den Begriff Hineinbeziehen müfjen. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 30. Alle 
Borbereitungshandlungen rechnen hierher Olsh.Zweig. 2, Hälſchner 2 45, Meyer: 
anf. 370, Kagenftein a. a. DO. 538, dagegen nur die ftrafbaren Verſuchs handlungen 
DOppend.-Del. 1, Rüd.»Stengl. 2. — Anderfeit3 hört die „Unternehmung“ nicht mt 
ber juriftifchen Vollendung der ftrafbaren Handlung auf, fondern umfaßt Die hd 
daran anjchließende Zeit noch jo lange, al3 man von einem Ergreifen auf friſcher 
Tat reden kann. — Fahrläffige Delikte fcheiden aus, weil bei ihnen eine 
„Unternehmung“ undenkbar ift. Im übrigen fommt e8 auf die Natur der ftrafbaren 
Handlung nit an, fofern fie nur eine friminell ftrafbare ift. 

ID. Der bei Unternehmung einer ftrafbaren Handlung begangene Totſchlaz 
zieht Straffchärfung nur dann nad) fi, wenn der Täter dabei die Ablicht verfolgte: 
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1. ein Der Ausführung ber firafbaren Handlung entgegentretendes Hindernis zu 
befeitigen oder 

2. fi} der Ergreifung auf friiher Tat zu entziehen. Es genügt alfo nicht 
die Abficht, einen Zeugen der Tat zu bejeitigen. 


$ 215. 


Der Todtichlag an einem Verwandten aufiteigender Linie wird mit 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenzlänglichem Zuchthaus 
beitraft. [SchwG). 


I. Sogenannter Afzendententotihlag. — Zu ben Berwandten auffteigender 
Linie gehören auch die unehelihen. Bergl. 8 52 IV 1. So aud die herrichende 
Lehre und RS in GoltdA 52 89. Dagegen ift Adoptivverwandtichaft nicht aus⸗ 
reichend. 

II. Zu dem Borfate gehört das Bewußtfein, daß die Handlung fich gegen einen 
Berwandten auffteigender Linie richte. Vergl. $ 59. 

III. Für die Teilnahme ift $ 50 maßgebend. 


$ 216. 


Ft Semand durch das ausdrüdliche und ernitliche Verlangen des 
Setödteten zur Tödtung bejtimmt worden, fo iſt auf Gefängniß nicht unter 
drei Jahren zu erkennen. [StrK]. 


1. Die hier behandelte Tötung auf Verlangen darf nicht al8 „Tötung eines 
Einwilligenben* bezeichnet werden. Allerdings kann ein Berlangen auch dann 
vorliegen, wenn die erſte Anregung vom Tötenden ausgegangen ift, immerhin aber 
wird durch den Ausdrud „Berlangen“ gejagt, daß die Tötung dem eigenen 
Wunſche des zu Tötenden entipricht, während die „Einwilligung* nur bedeutet, daß 
der Wille des zu Tötenden nicht entgegenftehe. Ebenjo die herrichende Lehre. — 
Bichtig ift diefer Punkt für den relativ häufigen Sal, daß ein Liebespaar den 
gemeinfamen Tod befchließt und derjenige Teil, dem bie Ausführung zufällt, am 
Leben bleibt. 

IL Das Berlangen muß fein: 

1. ein ausdrüdliches, d. h. e8 muß irgendwie, jet e8 durch Worte, ſei es durch 
Schrift, fei e8 durch Geberden zum Ausdrude gebracht werden; 

2. ein ernftliches, d. b. es muß dem wahren Willen des zu Tötenden entiprechen. 
Ausgeſchloſſen find daher namentlich ſolche ‘Fälle, bei Denen das Berlangen nur 
der Ausfluß vorübergehender Stimmung oder etwa der Trunfenheit ift; des⸗ 
gleichen aber auch folche Fälle, bet denen der Berlangende dauernd nicht im- 
ftande ift, einen „wahren“ Willen zu haben, fofern ihm dauernd der Einblid 
in die rechtliche, wirtichaftliche und ethifche Tragweite feines Tuns fehlt. Geiftes- 
frankheit und jugendliches Alter kön nen den wahren Willen in diefem Sinne aus» 
fchließen, brauchen es aber durchaus nit immer zu tun (wie die berrichende 
Lehre anzunehmen fcheint). Übereinftimmend Binding, Lehrb. 1 35. Dagegen 
aber Kapenftein ZétrW 24 550. 

Durch das fo beichaffene Verlangen muß der Täter zur Tötung beftimmt 
worden fein. War er jchon ohnehin dazu entichloffen und Hat er das Verlangen 
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dem Getöteten nur abgenötigt, fo trifft die Stelle nicht zu. Anderſeits tft nicht 
erforderlich, daß fich das Verlangen fpeziell an den Täter richtet. Es genfigt ein 
allgemein ausgefprocdyenes; ift e8 aber nur an eine dritte Perfon gerichtet, jo finder 
die vorliegende Stelle auf den Täter feine Anwendung. ©. über diefe Frage Hartl: 
mann Grünhut3d 27 748. 

OL Sehr beftritten ift das Berhältnis der Stelle zu den vorhergehenden. Tie 
berrfchende Lehre nimmt an, bie Tötung auf Verlangen fei ein dem Xotichlag 
foordinierted del. 8. g. So 3. B. Olsh.Zweig. 6, E 2 442. 24 369. 28 200 und 
die früheren Auflagen dieſes Kommentars. Das Ergebnis, daß die in $ 212 zu- 
gelaffenen mildernden Umftände bier nicht zugebilligt werden können, ift aber io 
unbefriedigend, daß die herrichende Lehre nicht als haltbar angejehen werben Tann. 
Denn wenn mildernde Umftände bei demjenigen anerfannt werben, Der einen andern 
wider deſſen Willen tötet, jo muB das erft recht gelten, wenn die Tötung auf defien 
Berlangen erfolgt, zumal da die durch $ 216 gebotene Strafermäßigung nicht an 
die bei mildernden Umftänden eintretende heranreiht. Man Hat deshalb davon 
auszugehen, Daß das Delitt des $ 216 nur ein privilegierter all des Tot: 
ſchlags ift. In diefer Beziehung übereinftimmend Garrelt3, Über die Tötung auf 
Berlangen (1896), Hüding GoltdA 85 169 ff. Betrachtet man, wie e8 oben zu 8 212 
gejchehen ift, den Mord als einen qualifizierten Totſchlag, jo konkurrieren bei emer 
auf Verlangen, aber mit Überlegung vorgenommenen Tötung ein Strafmilderungs 
und Strafichärfungdgrund.. ©. darüber ob. $ 73 VIL1b. Es unterliegt feinem 
Zweifel, daß hier ber erftere vorgeht. Binding, Lehrb. 1 85 und Hartmann a. ac. 
746 vertreten die Anficht, daß die Tötung auf Verlangen ein jelbjtändiges Delite 
fei, fie meinen aber, nur beim Mangel anderer mildernder Umſtände finde $ 216 
überhaupt Anwendung. Das halte ich technifch für unmöglich, au) Haben Bindin; 
und Hartmann wohl faum die prozefiualen Konjequenzen ihrer Auffaffung erwogen 

Im BZufammenhang damit fteht die Frage, ob der Verſuch der Tötung auf 
Berlangen ftrafbar ift. Die herrſchende Lehre verneint, weil fie ein jelbftändiges 
Delikt mit Vergehenscharakter annimmt. Aber auch Die hier vertretene Anſicht führt 
unter Berüdjichtigung der Ausführungen zu 8 11I2c zu dem gleihen Ergebnit. 
Ein Gegenargument kann aus der zu 8 213 I vertretenen Auffafjung nicht entlehn: 
werden. 

Berneint man die Strafbarkeit des Verſuchs, fo fragt es fich weiter, ob 
gegebenfalls nicht wegen Körperperlegung beftraft werden kann. Dieſe Frage it 
ſchon deshalb zu verneinen, weil die Körperverlegung ſowohl durch Die vollenbder 
wie verjuchte Tötung konſumiert wird, als ſolche mithin feine rechtliche Bedeutung 
hat. Bergl. $ 73 VII2ca. Außerdem fchließt der Dolus der Tötung keineswegs 
den ber Körperverlegung in ſich. Der Mann, der feine von Schmerzen gefoltert 
Frau töten und ihr jo meitereS Leiden erfparen will, will fie eben töten, und er 
hätte die auf Tötung gerichtete Handlung ficherlidy unterlaffen, wenn er borauss 
gejehen Hätte, daß fie nur zu einer Körperverlegung führen werde. So auch Kohlraufd, 
Die Lehre vom Rechtsirrtum (1902) 98. Endlich fpricht gegen die Beftrafung dei 
Berfuhs als SKörperverlegung die Erwägung, daß fie unter Umſtänden zu einer 
ftrengeren Ahndung des nicht vollendeten, als des vollendeten Delikts führt. Vergl. 
8 224. — Schlechthin für zu läſſig halten die Beitrafung wegen Körperberlegung 
das RO (E 2 442. 24 369. 28 200), v. Liſzt $ 85, Beling ZSt%W 18 285, Kagen 
ftein daf. 24 556, wenn der Vorſatz wenigſtens eventuell auf Körperverlegung gerichtet 
war; ganz allgemein für unzuläjjig Olsh.⸗Zweig. 5, Binding 1 721 und Lehrb. 
1 35, Meyer-Alf. 373, Hartmann a. a. DO. 749 ff. 

IV. Die Annahme, e3 liege ein ausdrüdliches und ernitliches Berlangen in 
dem zu II ausgeführten Sinne vor, fteht, auch wenn fie auf Irrtum beruht, dem 
Dolus bes gemeinen Mords oder Totſchlags entgegen, und es kann daher bie 
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Beitrafung auf Grund des 8 216 erfolgen. Übereinftimmenb bef. Olsh.⸗Zweig. 4, 
Binding, Lehrb. 1 35, Kagenftein a. a. O. 552, v. Liſzt 8 85. Bergl. ob. ©. 130 
Abi. 2. 


$ 217. 


Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich nach der ©e- 
burt vorſätzlich tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren beitraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt Gefängnißitrafe nicht 
unter zwei Jahren ein. [StrK]. 


I. Obje?t der Kindestötung (auch Kinbesmord) ift ein uneheliches Kind. 
Dem mit dem Bivilredht weſentlich übereinftimmenden Eprachgebrauche des Lebens 
gemäß bat man unter einem unehelichen Rinde ein folches zu verftehen, deſſen Eltern 
weder zur Zeit des Beifchlafd noch zur Zeit der Geburt in formell abgeichlofiener 
Ehe mit einander verheiratet waren. Das vor ber Ehe empfangene, aber erft in 
der Ehe mit dem Erzeuger geborene Kind iſt aljo ebenſo ein eheliches wie das in 
der Ehe von dem Ehemann empfangene, aber nad) Auflöjung der Ehe geborene. 
In erfter Beziehung a. A. Kapenftein Str 24 560. Ein im Ehebruch empfangenes 
Kind ift Dagegen ein aupßereheliches, es jei denn, daß fich die Eltern vor ber 
Geburt verheiratet hätten. — Für Finder aus nichtigen Ehen wird man jetzt BGB 
& 1699 als maßgebend anjehen müfjen. So aud Olsh.⸗Zweig. 2. A. A. Kapenftein 
a. a. D. 558 ff. 

IL Die Handlung beiteht in der vorfäglihen Tötung, gleichgiltig, ob fie mit 
oder ohne Überlegung ausgeführt wurde. 

Ill. Täter kann nur die unebelihe Mutter fein. Wegen der Teilnahme 
vergl. & 50112. 8 211 1. Die letztere Stelle fommt bier deshalb in Betracht, weil 
die herrſchende Lehre die Teilnahme verjchieden beurteilt, je nachdem ob die Haupt» 
tat mit oder ohne Überlegung ausgeführt wurde. 

IV. Beitlich muß die Handlung vorgenommen fein entweder in oder glei 
nach der Geburt. Über den Beginn des Geburtdaftes |. Vorbem. I zum 16. 
Abſchn. Der Zeitpunkt „gleich nach der Geburt” ift nicht näher firtert. Maßgebend 
fann nur Die Fortdauer des dur die Geburt hervorgerufenen erregten Gemüt» 
zuftandes fein. 

V. Der Fall, daß das Kind für ein uneheliches gehalten wird, tatjächlich aber 
ein eheliche8 ift, beurteilt fih analog dem zu $ 216 IV behandelten. 

VI. Daß die Kindestötung ein durchaus jeldftändiges Delikt ift, unterliegt 
feinem Zweifel und wird namentlich Durch den zweiten Abſatz beftätigt. Abzulehnen 
ift Daher die Anficht Bindings, Lehrb. 1 33, nach welcher im alle der unüberlegten 
Tötung mildernde Umftände gemäß $ 213 und eine Strafermäßigung bis zu ſechs 
Monaten Gefängnis joll eintreten können. Die Inkonſequenz des Geſetzes wird durch 
Snterpretation nicht bejeitigt werben können. 


$ 218. 
Eine Schwangere, welche ihre Frucht vorjählich abtreibt oder im 
Mutterleibe tödtet, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. 
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Diefelben Strafporjchriften finden auf denjenigen Anwendung, welder 
mit Einwilligung der Schwangeren die Mittel zu der Abtreibung oder 
Tödtung bei ihr angewendet oder ihr beigebracht hat. [StrK]. 


I. Objeft der Abtreibung ift die Iebende Frucht des weiblichen Schoßes, gleich: 
giltig im welchem Stadium der Entwidlung. Nur darf fie noch nicht ein „Menik* 
im Rechtsſinne fein. Bergl. darüber Vorbem. I 3. 16. Abſchn. Ob auch die Hole, 
das krankhaft entartete Ei, Objelt der Abtreibung jein Tann, ift beftritten. Tie 
berrichende Lehre verneint, während Olsh.⸗Zweig. 8 bejahen. Sedenfalld kann cr 
der Mole dann keine Abtreibung begangen werden, wenn fie nur noch al3 toter 
Körper in der Gebärmutter zurüdgehalten wurde. S. dazu Ahlfeld, Nasciturcs 
(1906) 75. 

II. Die Handlung kann fein: 

1. ein Abtreiben im engeren Sinne, d. h. Herbeiführung des Todes ber Fruckt 

durch vorzeitige Abftoßung aus dem Mutterleibe.. Der Tod der Frucht gehört 

jomit zur Vollendung des Delikts. So die berrjchende Lehre und E 459. 

Dagegen nehmen u. a. v. Liſzt 8 94, Merkel 3809 und wohl auch Meyer-AT. 

388 an, daß Abtreiben gleichbedeutend jei mit Bewirken einer Frühgeben. 

Dies wideripricht nicht nur der Entitehungsgefchichte, jondern auch dem Zinn. 

den man im gewöhnlichen Leben dem Begriffe beilegt. — Gleichgiltig if &, ob 

der Tod während des. Geburtsaft8 oder erſt nachträglich erfolgt. In jeden 

Falle Handelt es ih aljo genau genommen nit um den Tod einer Frodi. 

fondern eines Menfchen. Die Urjache zum Tode aber ift gefebt worden, da dir 

Menſch noch Frucht war. Bon der Konkurrenz eines eigentlichen Tötungsdeltti 

tann aljo feine Rede fein. S. dazu Radbruch, Vergl. Darftellung 5 165; 

. ein Töten im Mutterleibe. Dieſer Fall unterfcheidet fih von dem vorigta 
dadurch, daß der Tod ber Frucht nicht infolge der Abftogung aus dem Mutter: 
leibe, jondern ſchon vorher eintritt. 

III. Der Vorjag muß fomit in allen Fällen auf Tötung der Frudt gerichte 
fein. Er kann auch beim Selbſtmordverſuch einer ſchwangeren Frauensperſon 
vorliegen, fofern ſich dieſe im Augenblide der Tat der Folgen bemuft ıi. 
Ebenſo Binding, Lehrb. 1 39, Olsh.⸗Zweig. 5, Meyer-Alf. 481; a. A. v. Liſzt $ 9, 
Oppenh.⸗Del. 5. 

IV. Täter fönnen fein: 

1. die Schwangere felbft (Abj. 1), wenn fie die auf den Vollzug der Abtreibung 
gerichtete Tätigkeit an ihrem Körper vornimmt, 3. B. ihren Leib Inetet, di 
Gebärmutter rigt, dag Abtreibungsmittel einnimmt; 

2. dritte Berfonen (Abi. 3), wenn fie mit Einwilligung der Schwangeren de: 
Abtreibungsmittel bei ihr anwenden oder ihr beibringen. Der erſter 
Ausdrud bezieht fi) auf die äußerlich, der leßtere auf die innerlich wirkenden 
Mittel. In jedem Falle aber muß der dritte unmittelbar auf den Körper X: 
Schwangeren einwirken. Ein Mittel wird daher nicht „beigebracht“, wenn e 
der Schwangeren nur eingehändigt, zubereitet oder fonft zugänglich gematı 
wird. E 1 270. Hier kann nur von Beihilfe die Rede fein. Hat aber de: 
Dritte das Mittel bei der Schwangeren angewendet oder ihr beigebradt, ie ii 
für ihn der gleiche Strafrahmen maßgebend, wie für die als Täterin ar 
tretende Schwangere ſelbſt, vorausgejeßt, daB er mit deren Einmilligun 
(und nicht gegen Entgelt, j. $ 219) gehandelt hat. Fehlt e8 an der Einwilligung, 
jo ift der dritte ftrenger, und zwar nad) Maßgabe des 8 220, ſtrafbar. Tie 
trifft au dann zu, wenn die Schwangere unzurechnungsfähtg it und der 





— 
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Züter darum meiß. Denn mie fi) aus 8 220 ergibt, genügt zu defien An« 
mendbarleit da8 Handeln ohne den wahren Willen der Schwangeren. Ebenſo 
SDISh.- Zweig. 7, anſcheinend auch E 21 14. U. U. Haͤlſchner 2 70. — Die 
Schwangere erjcheint al3 Mittäterin, wenn fie felbft auf ihren Körper einwirkt, 
3- 2. felbft mitlnetet; andernfalls, 3. 8. beim bloßen Dulden, ift fie Gebilfin. 
Daß die Schwangere bald Mittäterin, bald Gehilfin fein kann, erkennt aud 
E 28 164 an, jedoch unterfcheidet da8 RG vom Standpuntt ber fubjeltiven 
Zeilnahmetheorie aus abweihend. A. A. dagegen E 29 10, jofern dieſes 
Urteil fon ein paſſives Dulden oder Unterlaffen als ausreichend für bie 
Meittäterihaft anfieht. Diefem Urteil treten Binding, Lehrb. 1 39 und Meyer- 
Anf. 387 bei. 

V. erjuh ift in jedem Falle nad allgemeinen Grunbjägen mögli und 
trajbar. Wenn das Geſetz im dritten Abjat das Perfektum gebraucht („angewendet 
oder beigebracht hat”), fo joll dadurch angedeutet werden, daß zur Bollendung ftet3 
der wirflide Eintritt der Abtreibung oder Tötung im Mutterleibe gehört. Keineswegs 
aber läßt fi) daraus mit dem R& (E 1 350. 3 162. 21 14) die Unmöglichkeit eines 
frafbaren Verſuchs im Falle des dritten Abſatzes folgern. Zu eng auch die in ber 
Theorie herrſchende Lehre (v. Liſzt $ 94, DOlSh.- Zweig. 9), weldhe Verſuch nur dann 
zulaffen will, wenn dag Mittel wirklich angewandt oder beigebradt, der Erfolg aber 
nit eingetreten ift. — Wegen des gerade hier häufigen untauglidyen Verſuchs 
j.$ 43 III. 

VL Über erlaubte Abtreibung (zu ärztlichen Zmeden) f. außer der 
ob. angeführten Schrift von Radbruch denjelben, Vergl. Darftellung 5 169 ff. Über 
Abtreibung im Rotftand E 86 334. 


$ 219. 


Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird beitraft, wer einer Schwan⸗ 
geren, welche ihre Frucht abgetrieben oder getödtet hat, gegen Entgelt die 
Mittel Hierzu verjchafft, bei ihr angewendet oder ihr beigebracht hat. 
[Schw@|. 


L Die fogenannte Lohnabtreibung umfaßt zwei rechtlich ganz verjchiedene 
Faͤlle: 
1. Der erſte liegt vor, wenn ein dritter einer Schwangeren, welche ihre Frucht 
abgetrieben oder getötet hat, gegen Entgelt die Mittel Hierzu verjchafft hat. 
Berichaffen fegt bei dem Empfangenden ein Tätigwerden zur Erlangung voraus, 
ſodaß ein fpontanes Überlaffen des Mitteld nicht genügt. Enger Olsh.⸗Zweig. 1: 
es müſſe fi die Schwangere um das Mittel bemüht haben und dieſes bürfe 
daber fein allgemein zugängliches jein. Ebenfo bedenklich wie dieſe Einſchränkung 
ift die von demfelben und E 38 33 vertretene, nach welcher zum Begriffe des 
Berichaffend genügen fol, daß ber dritte der Schwangeren das Mittel entweder 
unmittelbar oder doch durd) eine nicht vorfäglich handelnde MittelSperfon ein» 
händigt. An fi Hat das Berfchaffen nur die Bedeutung einer Beihilfe. 
Geſchieht es jedoch gegen Entgelt, jo wird ed vom Gelege zum del. s. g. 
erhoben, um mit Rüdfiht auf die Verwerflichkeit und foziale Gefährlichkeit eine 
höhere Strafe eintreten zu laſſen. Entgelt bedeutet einen Vermögensvorteil 
irgendwelcher Urt (meitergehend wollen Olsh.⸗Zweig. 1 jeden materiellen Borteil 
darunter verftehen). 
. Der zweite Fall liegt dem Wortlaute nach vor, wenn ein dritter bei einer 
Schwangeren, weldye ihre Frucht abgetrieben oder getötet Hat, gegen Entgelt 


NS 
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bie Mittel hierzu angewendet oder ihr beigebradt hat. Das Handeln 
gegen Entgelt erjcheint jomit als Dualififationsgrund gegenüber bem einfachen 
Delikte des $ 218 Abf. 3 (Einwilligung der Schwangeren wird aljo voraus⸗ 
geſetzt; & 16 184). In diefem Falle aber beiorgt das Abtreiben ober Töten 
nit die Schwangere, fondern der dritte jelbft. Deshalb ift Bier anftatt des 
Nelativfages („melde ... . . hat“) zu Iefen: „wenn die Frucht abgetrieben oder 
getötet worden ift*. E 1 350. 

In beiden Fällen wird aljo Abtreibung ober Tötung im Mutterleibe gefordert. 
Sind Abtreibung oder Tötung nur verſucht worden, fo fehren beide Fälle zur 
Megel zurüd: der erfte erfcheint als Beihilfe zum Verſuche des Delikts aus & 215 
Abf. 1, der zweite als einfaches verfuchtes Delift aus & 218 Abf. 3. Einen Berind 
des $ 219 normierten Delikts gibt es ſomit nicht. lÜÜbereinftimmend die herrſchende 
Lehre und E 1 194. 4 302. A. U. Hälfchner 2 73, Meyer⸗Allf. 389, Olsh.Zweig. 3, 
Binding, Lehrb. 1 40. 

II. Für die Teilnahme gelten die allgemeinen Regeln, beitritten aber if bie 
Behandlung der Schwangeren ſelbſt. Da fie offenbar als notwendige Beteiligte 
gedacht, die Strafihärfung aber nicht ausdrüdlid auf fie erftredt ift, fo kann ſie 
auch auf fie nicht angewandt werden. Ihre Strafbarfeit beurteilt ſich vielmehr 
nad 8 218. Ebenſo dv. Kries ZStrW 7 537, v. Liſzt 8 94. A. A. Olsh.⸗Zweig. ?, 
E 16 174. 


8 220. 


Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren Wiſſen oder 
Willen vorfäglich abtreibt oder tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter 
zwei Jahren beitraft. 

Iſt durch die Handlung der Tod der Schwangeren verurjacht worden, 
jo tritt Zuchthausftrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenzlänglice 
Zuchthaugitrafe ein. [Schw@). 


I. Die Stelle teilt mit $ 218 Abf. 3 da8 Moment, dat nicht die Schwangere 
fondern ein dritter als Täter der Abtreibung erfcheint. Der Unterjchied aber liegt 
darin, daß ber dritte nicht mit Einwilligung der Schwangeren, jondern ohne deren 
Willen oder Willen handelt. Die äußere Tätigkeit braucht daher aud nicht m 
einem unmittelbaren Einwirken auf den Körper der Echwangeren zu bejtehen, viel- 
mehr liegt der Tatbeftand auch dann vor, wenn bieje das Mittel ohne Kennmis 
feiner Wirkung felbit einnimmt. Cbenfo tft er dann gegeben, wenn die Schwangere 
zwar um die Abtreibung weiß, aber jie nicht will (jie wird 5. B. gezwungen, dad 
Mittel einzunehmen, E 31 395; oder fie ift unzurehnungsfähig, |. $ 218 IV 2) oder 
wenn fie zwar die Abtreibung will, aber nicht darum weiß (3. B. nicht, daß de? 
tonfrete Mittel ein Abtreibungsmittel ift). 

Das Bemußtjein, ohne Wiflen oder Willen der Schwangeren zu handeln, gehört 
zum Dolus. (A. U. Binding, Lehrb. 1 40 gegen E 16 184.) Wer aljo irrtümlicer 
weife Einwilligung der Schwangeren annimmt, Tann nicht auf Grund des $ 22 
beftraft werden. Dabei iſt aber zu bemerken, daß „ohne“ Wiflen ober Willen 
nicht gleichbedeutend ift mit „gegen“ Willen oder Willen. Die Annahme, dab 
nachträglich die Schwangere einverftanden fein werde, jchließt daher den Dolus 
nicht aus. 

ll. Die Strafbarfeit des Verſuchs ift hier im Gegenfag zu den boraufgehenden 
Stellen außer Zweifel. Über den Verſuch des qualifizierten Falls f. 8 43 Vl3 
und über daS VBerjchulden bei diefem Falle S 130. 
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$ 221. 


Wer eine wegen jugendlichen Alters, Gebrechlichfeit oder Krankheit 
ilfloſe Perſon ausſetzt, oder wer eine jolche Perſon, wenn diefelbe unter 
mer Obhut Steht oder wenn er für die Unterbringung, Fortſchaffung 
der Aufnahme derjelben zu jorgen hat, in hilflofer Lage vorſätzlich ver- 
äpt, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beitraft. 

Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen ihr Kind begangen, 
o tritt Gefängnißftrafe nicht unter jech® Monaten ein. [StrK]. 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körperverlegung der ausgefeßten 
der verlafjenen Perſon verurjacht worden, jo tritt Zuchthaugftrafe big zu 
ſehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod verurfacht worden 
tt, Zuchthausftrafe nicht unter drei Jahren ein. [SchwG). 


I. Objeft der Ausfegung ift eine Hilfloje Perſon. Hilflos ift, wer ſich 
ht allein zu Helfen vermag. Da die Ausjegung ein Delilt gegen das Leben ift, fo 
ft genauer zu fagen: hilflos ift, wer ſich nicht allein gegen eine feinem Leben 
drohende Gefahr zu helfen vermag. Es genügt aber nicht Hilflofigfeit aus jedem 
Brunde (3. B. wegen Unkenntnis des Weges oder Unkenntnis der Lenkung eines 
Gefährtes), fondern die Hilflofigleit muß zurüdführbar fein auf jugendliches 
Alter, Gebrechlichkeit oder Krankheit. Unter den Begriff der Krankheit fällt 
euch die Trunkenheit, wenn fie ein hohes Stadium erreiht Hat. E 5 393. 

IL Die Handlung Tann jein: 


1.ein Ausfegen. Diefer Begriff erfordert zunächſt ein räumliches Verſetzen in 
eine andere Lage. Es genügt aljo nicht dag Abjchneiden von Hilfsmitteln. Die 
Rage, in welche verfegt wird, muß (da8 liegt in der Präpofition „aus“) eine 
erponierte, ifolierte, mit andern Worten (ebenjo wie beim Verlaſſen) eine Hilf» 
lvje fein. Hilflos ift eine Lage dann, wenn in ihr wohl Gefahr und zwar hier 
für Leib und Leben, aber keine Hilfe zu erwarten if. E 31 165. Eine Bilfloje 
Lage ift alſo eine gefährliche Lage. Wird ein Kind an einem Orte niedergelegt, 
der in regelmäßigen kurzen Ziwijchenräumen von Polizeibeamten abpatrouilliert 
wird, fo ift die Hilflofigfeit zu verneinen. Dagegen jteht der Umſtand, daß 
PBrivatperfonen paffieren, der Hilflofigfeit Deshalb nicht entgegen, weil eine Hilfe- 
leiftung durch diefe eine Sache des Zufalls ijt. In legterer Beziehung überein» 
ſtimmend & 7 111. Hält ſich der Täter jelbft hilfsbereit in der Nähe, fo ift die 
Hilflofigfeit zu verneinen. E 2 15, R 7 250. Begibt fich die Hilflofe Perlon 
zufolge einer Aufforderung felbft in eine Bilfloje Lage, jo kann darin eine 
Ausfegung höchſtens dann gefunden werden, wenn ſich mit der Aufforderung 
eine unter $ 52 fallende Drohung verband oder menn bie Hilfloje Perfon die 
Sejährlichfeit der Lage nicht erfannte und der Täter bie wußte. Vergl. RC 
ud DAB 8 62. Etwas mweitergehend E 31 165. Täter kann in Diefem Falle 
jeber fein; 

ein Berlaffen in hHilflojer Lage. Verlaſſen ift nicht gleichbedeutend mit 
im Stich laffen, erforbert vielmehr eine räumliche Trennung, die aber im 
Gegenfag zur Ausfegung in einer Anderung des Aufenthaltsorts nicht des 
Objekts, ſondern des Subjekts befteht. Daß ein bloßes Unterlaffen der pflicht- 
gemäßen Fürſorge nicht ausreicht, erfennt auch die herrichende Lehre an. Bon 


» 
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der bier vertretenen Anficht unterjcheidet fie ſich aber dadurch, daß fie e8 für aus 
reichend erflärt, wenn es ſich das Subjekt unmöglich macht ober es fidy erheblich 
erfchwert, den Zugang zu dem AufenthaltSorte des Objektes zu erlangen. E 8 
343. 10 183, Oppenh.⸗Del. 6. Weitergehend legen insbeſondere DOISh.-Biweig. 7 
auf Änderung der räumlichen Beziehungen überhaupt fein Gewicht. Hiergegen 
E 38 377 (Sturzgeburt auf dem Abort; die Mutter kümmert fich nicht um 
das Sind; Freiſprechung). Meift wird angenommen, daß ein Berlaflen aud) 
dann vorliege, wenn der Hüter, Wärter uſw. duldet, daß ſich die Hilflofe Rerion 
wegbegibt. ©. 3. B. Binbing, Lehrb. 1 68. Doch dürfte hier vielmehr ein Fell 
bes Ausſetzens in der Form des UnterlafjungspdeliftS gegeben fein. Zurftimmend 
Radbruch, Vergl. Darftellung 5 191/2, der übrigens in jehr bemerfenswerter 
und praktiſch befriedigender Weile auch ein Berlafien in der Form des Unter, 
laſſungsdelikts dann annimmt, wenn der mit der Obhut Betraute pflichtwidrig 
eine räumliche Trennung von der Hilflojfen Perfon nicht aufhebt (Belafien in 
Bilflofer Lage). Bergl. dazu den eben erwähnten von E 88 377 erledigten Foll 
Täter kann in diefem alle nur der fein, unter defien Obhut (vergl. $ 173 
IV 2) der Berlafjene ftehbt, oder der für feine Unterbringung, ort 
Ihaffung oder Aufnahme zu jorgen hat. Dabei betonen Olsh.⸗Zweig 
6, Oppendh.- Del. 5 zutreffend, daß nicht nur das Verhältnis der Tyürforge, 
ſondern auch das der Obhut ein rechtlich begründete fein muß. Von 
Bedeutung iſt aber, daß ſchon die tatſächliche Übernahme einer Obhut vier 
Sürforge deren Kortführung zur rechtlichen Pflicht machen Tann, bis in geeigneter 
Weile für den Schütling geforgt iſt. Vergl. $ 1IV2 und BGB 8 677. Bei 
jolden Hilfeleiftungen freilich, die don vornherein als ganz vorübergehende 
erfcheinen, wird eine ſolche Pflicht niemals angenommen werben dürfen. Nicht 
unbedenklich E 17 260, nad) welchem Urteil das Obhutsverhältnis die verabredet: 

Pflegezeit überdauert. 

IIL Der Vorſatz erfordert insbefondere die Kenntnis der Hilflofen Lage, in 
die das Objekt des DeliftS verjegt, oder in der es verlaffen wird. Da aber nad 
II 1 eine Hilflofe Zage eine jolde ift, in ver Leib oder Leben gefährdet find, ie 
beiteht der Vorſatz in dem Bemwußtjein der Lebensgefährdung, ift aljo ei 
Gefährdungsporjag in dem ©. 129 oben erläuterten Sinne. Hiernach if a 
mit einem eventuellen Verlegungsvorfage vereinbar und Idealkonkurrenz zwiſcher 
Ausfegung einerjeitS, Mord, Totſchlag und Kindestötung anderfeitS möglich. Ebenic 
v. Liſzt $ 90, Olsh.-Zweig. 13, E 25 321. Vergl. auch (nod) mweitergehend) Köhler, 
Die Grenzlinien zwijchen Idealkonkurrenz und Geſetzeskonkurrenz (1900) 83 ff. 4.13. 
(wie die früheren Auflagen diefes Kommentars) Binding 1 359, derfelbe Lehre. 
163, Hälſchner 2 81. Vom Standpunkte der vertretenen Anſicht aus Tann ki 
Rüdtritt vom Verſuch des Tötungsdelikts ftrafbare Ausſetzung übrig 
bleiben. 

IV. Qualifiziert find drei Fälle: 

1. wenn die Tat von leiblichen Eltern (= einem Elternteil) gegen ihr Kind begangen 

worden ift (Abi. 2), 

2. wenn eine jchwere Körperverlegung ($ 226) des Ausgefegten und 
3. wenn fein Tod verurfacht worden ift (Abi. 3). 

Bei den beiden legten Fällen qualifiziert alfo nur der fchwerere Erfolg. —. 
ob. ©. 21b. 130. Die Beftimmung der Strafe mweift, zumal da mildernde Umftände 
nicht vorgejehen find, eine merkliche Inkongruenz mit $ 217 auf. Doc wird man 
es als jelbftverftändlich anfehen müffen, daß zutreffendenfall8 auf feine höhere Etrait 
erfannt werden darf, als auf die dort bejtimmte. 
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$ 222. 


Wer durch Fahrläſſigkeit den Tod eines Menfchen verurfacht, wird 
mit Gefängniß bis zu drei Sahren beitraft. 

Wenn der Thäter zu der Aufmerkjamfeit, welche er aus den Augen 
jeßte, vermöge feines Amtes, Berufes oder Gewerbes befonders verpflichtet 
iwar, jo kann die Strafe bis auf fünf Jahre Gefängniß erhöht werden. 
[StrK]. 


I. Der Begriff der fahrläffigen Tötung fordert: 
1. Eintritt des Todes eines Menſchen; 
2. Zurüdführbartfeit dieſes Todes auf ein menfchliches Verhalten; 
3. Fahrläffigkeit in Beziehung auf den Eintritt bes Todes. 

Es find daher an diefer Stelle die Ausführungen über den Kaujalzufammen- 
bang ($ 1 HI. IV. 859 VII. $ 224 1) und über die Fahrläffigkeit ($ 59 VD) zu 
vergleichen. Bejonder Hervorzuheben ift, daß die Yahrläffigkeit hier wie ſonſt auch 
in der Unterlaffung einer pflidtmäßig gebotenen Handlung liegen kann. Bergl. 
dazu E 6 64 (der Grundftüdsbefiger verwahrt eine Grube nit), E 14 362 (der 
Hauseigentümer beleuchtet die Treppe nicht), AR 3 757 (dev Mebger unterſucht das 
Fleiſch nicht auf Trichinen), E 39 397 (die Mutter der unehelich gebärenden ſechs⸗ 
zehnjährigen Tochter forgt nicht für das Kind). Über die Frage, inwiefern unter 
lajjene Eorge für die Heilung eines erkrankten Kindes dem Bater zur Fahrläſſigkeit 
angerechnet werden fann, |. E 36 78. 

Bu betonen ift ferner, daß die Haftung nit nur und vielleicht nicht einmal 
die unmittelbar tätig werdende Perjon, jondern u. U. auch eine Dahinterftehende, 

3. B. den Auftraggeber treffen kann. (Mit Recht führt aber E 36 22 aus, daß ber 
Unternehmer nicht unbedingt zur perfönlichen Überwadjung aller Betriebszweige 
verpflichtet jei.) Auch wenn nur eine Perſon in Frage kommt, ift von Bedeutung, 
dag die Fahrläfjigfeit nicht gerade im Augenblid der legten kauſalen Tätigkeit vor» 
zuliegen braucht. Bergl. dazu ©. 138 Ab. 2 v. o. 

I. Qualifiziert ift die Fahrläffigkeit dann, wenn fie auf einer Vernachläſſigung 
der Amts⸗, Berufs» oder Gewerbepflicht beruht. Eine ſcharfe Trennung Ddiejer 
Begriffe wird nicht durchführbar, aber auch entbehrlich fein. Wefentlich ift, daß Amt, 
Beruf und Gewerbe jämtlih eine felbftgewählte Stellung im bürgerliden 
Leben bezeichnen. Es fcheiden aljo Stellungen aus, die nicht ſelbſtgewählte find, 
3. B. die der Eltern. E 6 24. Ein Amt ift zwar vielfad auch Fein jeldftgewähltes, 
aber der Eintritt in die Beamtenlaufbahn beruht doch auf freier Wahl. Neuer» 
dings Hat E 39 204 im Widerſpruch mit der hier vertretenen Auffaflung die 
Stellung des Bormunds als Amt aufgefaßt. Aber diefe Anſchauung befriedigt 
umjomeniger, als fie dazu führt, die ftrafrechtliche Haftung des Vormundes ftrenger 
zu geitalten, al3 die des Vaters. Der Begriff Des Gewerbes ift nicht Darauf bejchräntt, 
daß e3 unter die GewO fallen müßte. Daß die Ausübung der Amts⸗, Berufs» oder 
Gewerbetätigfeit als eine lebenslängliche gedacht oder eine die volle Kraft ausfüllende 
jei, gehört ebenſowenig zum Begriff. Anderjeit3 aber wird der Begriff des Beruf 
auch nicht durch eine Einzeltätigfeit erfüllt, mag fie auch eine längere Beit andauern 
(3. 8. Erziehung eines Kindes). E 37 306. 

Im übrigen läßt das Gejeß eine doppelte Auslegung zu. Einmal jo, daß das 
fonfrete, gerade in Frage ftehende Verhalten in Ausübung des Amtes, Berufes oder 
Gewerbed erfolgen muß — fodann in dem Sinne, daß das Einzelverhalten fein 
amtliches, berufs- oder gemwerbsmäßiges zu fein braucht, jondern e3 genügt, wenn 
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es ſeiner Art nad einem ſolchen entſpricht. Nach der erſten Auffaſſung würde z. B 
das unvorſichtige Gebahren eines Lohnkutſchers bei der Lenkung eines Gefährt? mu 
dann unter Abſatz 2 fallen, wenn er gerade als Lohnkutſcher fährt, nach Der zweiten 
auch dann, wenn er bei einem zu feinem eigenen Bergnügen unternommenen Ausilug 
die Lenkung eines fremden Gefährts bejorgt. Das RG hat fich meift für Die zweite 
ftrengere Auslegung entſchieden. E 1 203. 34 65. R3 89. 636. 7 301. 9 311. Anders 
jedody R 9 460. — Auch injofern ift das RS fehr ftreng, als es zum Gewerbebetrieb 
alle Hilfd- und Nebenverrichtumgen zählt, die den Betrieb unmittelbar oder mittelba: 
fördern. Bon diefem Standpunkte aus rechnet e8 zum Betriebe des Megerei« 
gewerbes die Benugung von Fuhrwerken und von Fahrrädern. R 6 14. E 34 655. 
Bergl. auch E 18 204. Gerade bier aber zeigt fi) daS Bebenfliche. Fahrräder 
werden Heutzutage von Perjonen aller Berufstlaffen gebraucht, teil zu beruflichen, 
teil zu anderen Sweden. Es ilt garnicht zu verftehen, weshalb der fpazieren, 
radelnde Metzgerburſche zu größerer Aufmerkſamkeit verpflichtet fein jollte, als ber 
das Gleiche tuende Student. Auch Hebammen bedienen ſich des Fahrrades. Überfätr: 
eine ſolche einen Menſchen, fo it es doch wunderlich, zu jagen, daß fie vermöge ikree 
Hebammenberufs zu befonderer Aufmerkſamkeit beim Nadeln verpflichtet wäre. Te? 
erfennt jegt auch E 86 405 an (der gewerbliche Arbeiter, der regelmäßig ein Fabrrad 
benugt, um den Weg zu und von dem Arbeitöplate zurüdzulegen, fei bei der 
Benugung des Fahrrades nicht in Ausübung feines Berufs begriffen... Immerhin 
bedeutet dieſes Urteil feinen Bruch, mit der früheren Praxis. Dennoch wird es richtiger 
jein, wenn man die Stelle unter Ausſchließung der Hilfsverrichtungen nur auf felde 
Tätigkeiten bezieht, die als unmittelbarer Ausdrud der Amts-, Berufs» oder Bewerb: 
tätigleit erjcheinen. Enger als das RG aud Binding, Lehrb. 1 30. Dagegen = 
Übereinftimmung mit dem R& DISh.-Zweig. 8. 9, Oppenb.-Del. 7. 
Qualifizierte Fahrläſſigkeit iſt insbeſondere auch dann gegeben, wenn jemand. 
der ſich berufsmäßig mit der Ausübung der Heilkunde befaßt, durch Fahrläſſigken 
den Tod eined Patienten berbeiführt. Dies trifft nicht nur für die approbiertn 
Ärzte und Zonzeffionierten Hebammen und Bader, fondern ſchlechthin für jeden zu 
der tatjächlich die Heilkunde betreibt, alfo auch für die fogenannten Kurpfuſche:. 
N 4 315. Die ärztliche Fahrläjfigfeit in diefem weiteren Sinne des Wortes die! 
man einzuteilen in den Unfleiß und die Unkunſt (Runftfehler). Unfleiß liegt vr 
wenn die behandelnde Perjon nicht nach ben Regeln der ärztlichen Kunſt eingeſchritten 
und jo der Tod eingetreten ift, der Durch rechtzeitiges Eingreifen zu verhindern od: 
wenigſtens zu verzögern gewejen wäre. 3. B. Nichtentfernung einer Nachgeburt ven 
jeiten einer Hebamme; E 15 181. Unterlaffung ber Antifeptif; R 6 505. Unkunk 
oder Kunftfehler liegt vor, wenn durch poſitiv faljche, d. 5. den Regeln der 
ärztlichen Kunft widerftreitende Behandlung ber Tod herbeigeführt wurde 3.3 
übermäßige Anwendung von Phosphor gegen Rachitis; E15 151. In beiden zyüllen 
kann das Schuldmoment insbejondere auch in der Übernahme der Behandlung jelbt | 
liegen, fofern die betreffende Perfon willen mußte, daß ihr bie erforderlichen Kenntniſe 
fehlen. — Über ärztliche Runftfehler vergl. außer der Vorbem. Is 3. 17. abigr. | 
zitierten Literatur bei. Kühner, Die Kunftfehler der Ärzte (1886), Ortloff, Ti | 
ftrafbare Fahrläffigfeit bei Ausübung der Heiltunft (1888), Bornträger, Über die 
ftrafrechtliche Berantwortlichfeit des Arztes (1892), Brouardel, La responsabiltt 
medicale (1898). | 
III. Eine Spezialbeftimmung (alſo mit Ausfchluß der Idealkonkurrenz, RRE 
9 259 [264]) enthält MStGB 8 148. — Über das Verhältnis der fahrläffigen Tium 
zur örperverlegung mit tödlichem Erfolg ſ. $ 226. 
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Siebzehnter Abſchnitt. 
Körperverlegung. 


L Objeft der Körperverlegung iſt der Menſch. Über den Beginn der menſchlichen 
terjönlichkeit j. Borbem. I z. 16. Abſchn. und E 26 178. Die Selbftverlegung ift 
ur im Falle Yes 8 142 ftrafbar. Über mittelbare Täterjchaft ſ. Vorbem. III zum 
.Abſchn. Des 1. Teils. 

II. Über Unrechtsausſchliefungsgründe ſ. im allgemeinen Vorbem. I zum 
Abſchn. Des 1. Teils. 

Hier kommen bejonders in Betracht: 

1. Züchtigungsrechte. ©. darüber BGB 88 1631. 1665. 1685. 1757. 1707. 1800 
(Ktinder), GewO $ 127 (gewerbliche Lehrlinge). Das Züchtigungsrecht der Lehrer 
iſt nicht einheitlich geregelt, wohl aber beftehen für Lehrer an öffentlichen Schulen 
zahlreiche Iandesrechtlihe Verordnungen. Die Bedeutung dieſer Verordnungen tft 
beftritten. Nach der Auffaffung des Reichsgerichts folgt für Bolksfchullehrer 
und für Lehrer an (gewerblichen) Yortbildungsichulen, fofern dieje landesrechtlich 
zu den Volksſchulen gehören, dag Züchtigungsrecht Ichlehthin aus dem Erziehunge- 
recht. NY 167. E20 371. 33 72. 35 182. Demnach kann es auch ohne jpezielle 
Rechtsquelle befitehen. Sind aber Berordnungen über Art und Maß der Schuls 
zucht ergangen, jo muß nad dem zuleßt angeführten Urteil ihre Bedeutung 
geprüft werden. Der Sache nach will das RG offenbar unterjcheiden, ob e8 
fich um eine Rechtsverordnung oder nur um eine Berwaltungspverordnung 
handelt. Rur im erften alle joll fie den Strafrichter binden, während biefer 
im zweiten Falle ftetS nach billigem Ermefjen zu entjcheiden babe, ob Art unb 
Map der Züchtigung innerhalb der Grenzen vernünftiger Erziehungsmaßregeln 
liegen. Dieſe vom RG nur für Volksſchulen aufgeftellten Säge wollen Kepler 
GerS5 41 161 ff. (gegen diejen Etenglein daf. 42 1 ff.), Graf Dohna, Die Rechts⸗ 
widrigfeit (1905) 83 fj., Havenftein GoltdA 51 241 ff. allgemein anerfannt wiſſen; 
audy führen fie aus, daß die erwähnten Verordnungen ſtets nur den Charafter 
von Verwaltungsverordnungen haben. Für das Gebiet des ALR's ſpricht E 9 
204 auch dem Borfigenden des Schulvorftandes ein Züchtigungsrecht zu. — Auf 
gehoben find durch ES 5. BEB Art. 95 Züdhtigungsbefugnifle der Herrſchaft 
gegenüber dem Gefinde. Damit ift auch $ 77 der preuß. Gejindeordnung v. 8./11 
1810 gefallen. Die Stelle kann weder als perjünlicher Strafausichliegungsgrund, 
noch auch als eine die Etrafflage ausſchließende, aljo prozeſſuale Vorſchrift auf⸗ 
recht erhalten werden. ©. EG z. StPO 8 6. 

Die Grenzen des Züchtigungsrechts find teils rechtlich beftimmt (ſ. 
ob.), teil8 müfjen fie Durch vernünftiges richterliche8 Ermeffen beftimmt werden. 
Mit Überfchreitung der Grenzen beginnt Die Rechtswidrigkeit, und zwar iſt 
vorſätzliche oder fahrläſſige Körperverletzung anzunehmen, je nachdem die Über» 
ſchreitung vorſätzlich oder fahrläjfig erfolgt iſt. Vergl. E 34 118. 

In entſprechender Weiſe iſt die Frage der konkreten Veranlaſſung 
zur Züchtigung zu entſcheiden. Abweichend will E 5 193 dieſe Frage der 
rihterlichen Prüfung gänzlich entziehen und ihr lediglich die Entſcheidung darüber 
vorbehalten, ob etwa das Büchtigungsreht nur al8 Vorwand der Körper⸗ 
verlegung gedient hat. 

Übertragung des Sualaungsrents ift zuläffig, fofern fie nicht gegen 

die guten Sitten verltößt. R 4 38, E 33 3 

2. Über Einwilligung des Verlegten |. ob. ©. 105. 
3. Zu Heilungszweden erfolgender Eingriff. Die Frage nad) der Behugnis bes 

Fran, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 
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Arztes zu Lörperlichen Eingriffen Tiegt rechtlich jehr unklar, weil e& der Geſetz⸗ 

gebung bisher an dem Mute gefehlt Hat, fie zu regeln. Die in der Praris 

berrfchende Lehre (E 25 375. 88 94) nimmt an, daß ber ärztlidye Eingriff an 
ſich Körperlegung ſei, Daß aber jeine Rechtswidrigkeit bejeitigt werde, fofern der 

Patient einwillige. Dem iſt nicht beizutreten. Der nach der Regel der ürztlicen 

Kunft vorgehende Arzt mißhandelt weder, noch ſchädigt er an der Gefundher. 

Bergl. $ 2231. So ſchon Heb, Die Ehre und die Beleidigung bes $ 155 

(1891), die erite Auflage diefe8 Kommentars und bald darauf eingehend Etoos, 

Chirurgijche Operation und ärztliche Behandlung (1898). Bleicher Anficht jener 

Binding, Lehrb. 1 53 ff., Kiginger Gers 55 87, Torp Z5W 23 86 (der je 

als felbjtverftändlich bezeichnet) und im wefentlichen auch v. Bar GerS 60 Sf. 

u. 4. aber v. Lilienthal, Die pflihtmäßige ärztliche Handlung und das Straf 

recht (1899), Finger ZStW 20 12 ff, R. Schmidt, Die ftrafrecdhtlidhe Ser: 

antwortlichleit des Arztes für verlegende Eingriffe (1900), Bitelmann EivA 9 

80 ff. Gegen erjteren aber wieder Heimberger, Strafrecht und Medizin (159. 
Die Herrichende Lehre wird durch die Ausführungen zu $ 223 I widerlegt. 

Nimmt man aber an, daß der ärztliche Eingriff an ſich Körperverlegung ift, jo it 

ed zum mindejten zweifelhaft, ob feine NRechtswidrigfeit in allen Fällen dur“ 

Einwilligung ausgejchloflen werden fann. Noch weniger wäre der von ander: 

Seite (Olsh.⸗Zweig. 9, v. Liſzt $ 37) herangezogene Gejichtspunft eines „Arztlihen 

Berufsrechts“ dazu geeignet, weil zufolge der Kurierfreiheit Das, was der Arzt sun 

darf, auch dem Nichtarzt freiftebt. Gegen das ärztliche Berufsrecht v. Bar ı. 

a. O. 94, E 25 375 und jet auch Binding, Lehrb. 1 56. Das von Oppenhem. 

Das Ärztliche Hecht zu körperlichen Eingriffen (1892) al8 Grund der bejeirigten 

Rechtswidrigkeit behauptete Gewohnheitsrecht ift nicht recht Elargeftellt, die von 

Schmidt a. a. O. in den Vordergrund geftellte ärztliche Regel kann, meil feine 

Rechtsquelle, auch keine Straflofigkeit bewirken, und fo iſt es denn für die Anhänger 

der berrichenden Lehre faum möglich, den ärztlichen Eingriff pofitiv rechtlich al 

erlaubt darzutun. 

Geht man dagegen von dem Gate aus, daß der nad) ben Negeln ber ärztliden 
Kunſt vollzogene Eingriff feine Körperverlegung jet, jo bedarf er auch feiner Rett- 
fertigung. Das ilt nicht jo zu verftehen, als fei jedes Vorgehen des Arztes denn 
und darum gejtattet, wenn und weil es mediziniſch geboten iſt. Den Arzt, der 
gewaltfam jemanden operiert, ſchützt die Tatſache, daß er es nach den Regen 
feiner Kunft getan hat, nit vor Etrafe — nur ift dieſe nicht die der Körper 
verlegung, jondern die der Nötigung ($ 240). So namentlich auch Löffler, Bergl. 
Darftelung 5 245. Was der Sat jagen will, ift diefes: die ärztliche Regel ilt 
das Mittel, un zu erfennen, ob der Arzt ſachgemäß vorgegangen ift, ob fein 
Tun, das rein äußerlich betrachtet allerdings die Merkmale der Körperverleguns 
zu haben fcheint, fie doch in Wahrheit nicht hat. Die ärztliche Regel ift alie 
nicht Rechtsquelle, fondern Erkenntnisquelle und bindet freilich als foldye den 
Richter nicht. Gelangt er aber zur Berneinung der Körperverlegung, fo tritt 
für ihn die Frage der Nötigung auf, deren Beantwortung von dem Borliegen der 
Einwilligung des Patienten abhängt. Eobalb dagegen der Richter zur Bejahung 
der Körperverlegung gelangen kann, iſt theoretifh auch die Möglichkeit der 
Annahme eines Tötungsdelift3 gegeben. 

Aus dem Gejagten ergeben fich folgende Sätze: 

a) Wenn der Arzt jachgemäß Handelt, jo kann er niemals wegen Körperverlegung 
beftraft werben. Wohl aber ift er wegen Nötigung ftrafbar, wenn er babe! 
gegen den Willen des Patienten (oder deſſen Vertreters) handelt. A. A. 2 
375, nach welchem Urteil in diefem Falle trotz Vefolgung der ärztlichen Regeln 
Körperverlegung vorliegen foll. 
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b) Rimmt ber Arzt einen der ärztlichen Wiflenjchaft entiprechenden Eingriff an 
einer bemußtlojen Perjon in der Annahme vor, daß fie, wenn fie bei Bewußtfein 
wäre, ihre Einwilligung erteilen würde, fo fann er jelbft dann nicht beftraft 
werden, wenn er jich in dieſer Annahme getäufcht Hat. Bergl S. 129. (Die 
herrichende Lehre würde dagegen unter Umftänden Strafbarfeit wegen fahr- 
läffiger Körperverlegung behaupten.) 

c) Handelt ber Arzt unjachgemäß und verurſacht er dadurch einen ſchaͤdigenden 
Erfolg, ſo begeht er eine Körperverletzung und zwar eine vorſätzliche dann, 
wenn er bewußt, eine fahrläſſige, wenn er nur fahrläſſig den Regeln ſeiner 
Wiſſenſchaft zumiderhandelt. 

Mit der bier vertretenen Anficht wejentlich übereinftimmend Löffler a. a. O. 
247: die Handlung, welche Die gleichen Zwede verfolgt wie die Norm (nämlich 
Leib und Leben zu jchügen), fann mit diefer Norm vielleicht den Worten, 
aber nicht dem Sinne nad) in Widerjprud) treten. 

Der Umftend, daß ein Eingriff zu erperimentellen Bweden vorgenommen 
wurde, fteht dem Begriffe der Körperverlegung und jeiner Rechtswidrigkeit über- 
Haupt nicht entgegen. Eingehender darüber v. Bar, Mediziniſche Forichung 
und Strafredht (in der Feſtgabe der Göttinger Fakultät für Megelöberger [1901)). 

Die zahlreihen Anfichten über Grund, VBorausjegungen und Umfang des 
ärztlichen Operationsrechts find wiederholt zufammengeftellt worden, fo 3. 8. 
von Radbruch, Seburtshülfe und Strafrecht (1907) 6 ff., Löffler a. a. O. 244 
(diefer beſonders aud) gegen die vielfach, 3. B. von Graf Dohna, Die Rechts⸗ 
widrigfeit [1905] 95 vertretene Theorie, nach welder das Rechtfertigende in 
dem verfolgten Zweck liegen fol). Beachtenswerter Gefegentwurf bei Brüd- 
mann ZSHW 24 704 ff. 

Sf eine Körperverlegung als ſolche nicht rechtswidrig, jo fann fie dod mit 
Rüdfiht auf ihre Folgen als fahrläffige Tötung ftrajbar fein (E 23 881), felbft- 
verftändlich aber nur dann, wenn ber Täter nicht befugt war, jein Recht auch troß 
der Gefahr einer Tötung auszuüben. Hierüber Beling ZEtrWe18 277. 

II. Durch SKörperverlegung qualifizierte Delikte, — Ebenjo wie der Eintritt 
des Todes wird auch der einer Körperverlegung vielfad als Straffchärfungsgrund 
verwertet. Auch bier taudyt die Trage auf, ob Idealkonkurrenz mit eigentlicher 
Körperverlegung möglih ift oder nicht. Sie ift aus den zum 16. Abſchnitt IV 
dargelegten Gründen zu bejahen. Daraus ergibt fich als michtige Folgerung die 
Zuläjfigfeit der Buße bei den durh den Eintritt einer Körpers 
verlegung qualifizierten Delitten, fofern Idealkonkurrenz mit Körper 
verlegung vorliegt, d. h. bezüglich des EintrittS der Verlegung ein Berfchulden 
gegeben if. ©. $ 231 und $ 73 VI2. Ebenſo Binding, Lehrb. 152, v. Lilzt, 8 89, 
Rojenfeld, Die Nebenklage des Neichsftrafprogefies (1900) 167, Reinhardt, Geldftrafe 
und Buße (1890) 37, Graf Dohna, Die Stellung der Buße (1902) 46. Noch weiters 
gehend will Oetker GerS 64 335 auch ohne Idealkonkurrenz Buße zulaflen. Dagegen 
ihließen fie die meiften bei den durch Eintritt einer Körperverlegung qualifizierten 
Delikten fchlechthin aus. So bejonders Olsh.Zweig. 5 zu $ 281. Geht allerdings 
die Körperverlegung unter Ausſchluß der Idealkonkurrenz in einem andern Delitte 
(8. & 105) völlig auf, jo fann von Buße keine Rede jein. 

IV. Militäriſch qualifizierte File MStGB 88 97. 122. 123. 127. 148. 


$ 223. 

Wer vorjählich einen Anderen körperlich mißhandelt oder an der 
Geſundheit bejchädigt, wird wegen Rörperverlegung mit Gefängniß bis zu 
drei Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu eintaufend Mark beitraft. 

23* 
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Iſt die Handlung gegen Verwandte aufſteigender Linie begangen, ’o 
ift auf Gefängniß nicht unter Einem Monat zu erfennen. [SchG, wenn 
nicht Antragsdelikt: StrK bez. SchG]. 


I. Vorfägliche leichte Körperverlegung. — Das Geſetz löft den Begrift ber 
Körperverlegung auf in die Unterbegriffe der förperlihden Mißhandlung und 
der Geſundheitsbeſchädigung. Beide find fehr beftritten. 

1. Mißhandeln bedeutet, wie DISh.-Biweig. 4 ausführen, zunächſt ein umange— 
meſſenes, übles, fhlimmes Behandeln. Dieje Bemerkung ift im erker 
Linie von negativer Bedeutung: fie führt zur Ausſcheidung der nad) den Regeln 
ber ärztlichen Kunft vorgenommenen Handlungen aus dem Gebiete der Körper- 
verlegung. ©. o. Borbem. II zum 17. Abfchnitt. Dagegen Beling 8. v. 8. 
151/2 (e8 unterliegt für mich feinem Zweifel, daß niemals eine Konferenz der 
Strafanftaltäbeamten beichließen wird, einen Zuchthäusler zu „mißhandeln“:. 
Anderfeit3 kann nicht jede unangemeffene Behandlung des Körpers als Kötver- 
verlegung angejehen werben (folgt namentlich aus 8$ 117. 118), jondern es ma 


etwas weiteres hinzulommen. Den Hiftorifchen Überlieferungen entiprechend, it 





aber außer der unangemefjenen Behandlung zu fordern, daß entweder bat 
förperlide Wohlbefinden oder die körperliche Integrität bejeitigt 
wird. Diejer Auffaffung ftehen Olsh.-Zweig. 4 am nächſten, doch Halten fie un 


eine entjtellende Beeinträdtigung der körperlichen Unverfehrtheit für au 


reihend. Demnach würde das Abichneiden des Bartes oder des Zopfes im al- 


gemeinen nicht als Körperverlegung aufzufajlen fein. Noch enger E 29 55, m 
dem biejes Urteil zu jeder Körperverlegung die Störung des körperlichen Wahl 
befindens fordert. (Damit ift E 19 136 ſchwer zu vereinigen.) Indeſſen dürfte 
nicht einmal die von Olsh.⸗Zweig. vertretene Beſchränkung des Begriffs geredt- 
fertigt fein. Zutreffend fehen dagegen v. Liſzt $ 87 und Meyer-Allf. 379 in dem 
Bopfabfchneiden Störperverlegung. Eng faßt den Begriff der Körperverlekuns 
auch Binding Lehrb. 1 42, infofern er Erregung von Schmerz oder Störung de 
Bujammenwirfens der menſchlichen Organe fordert und Bopfs oder Bart: 
abjchneiden daher niemals nach dem 17. Abichnitt beurteilt. Auf der andem 
Seite behnt namentlich v. Liſzt $ 87 den Begriff der Körperverlegung zu mei 
aus, wenn er 3. B. unzüchtige Berührung (vergl. auch Schulge in der ärztliden 
Sadperftändigenzeitung 8 163 ff.) oder Veranftaltung einer Katzenmuſik hierher 
rechnet. Namentlicd; die unzüchtigen Hanblungen bilden eine Delittögruppe für ſich 
und dürfen Daher ohne weiteres nicht als Störperverlegung behandelt werben. 
Gegen v. Liſzt auch Binding, Lehrb. 1 43, Löffler, Vergl. Darftelung 5 21'. 
— RMG 6 230. 248. 10 303 fordert eine nicht unerhebliche Einwirkung anf der 
Körper durch unangemefjene üble Behandlung, aber feine Hervorrufung von 
Schmerzen. — Die Erregung von Schred oder Efel kann fih nur dann al 
Mißhandlung darftellen, wenn fie in der Tat da® körperliche Wohl: 
befinden beeinträdtigt. Died trifft zu, wenn Die heftige Erregung de 
Empfindungsnerven einen Schmerz verurfadht. So auch E 82 113. 

2. Die Gejundheitsbejhädigung beiteht in der Hervorrufung oder Steigerung eine 
pathologijchen Zuſtandes, eines Zuftandes alfo, der nad Ärztlicher Terminologie 
als Kronkheit bezeichnet wird. 83. B. fyphilitifche Anſteckung. Die Dauer de 
patholugiichen Buftandes iſt gleichgiltig. Daher gehört auch die Erregung vor 
Trunfenheit hierher; desgleichen die Betäubung. Wefentlich enger Löffler a. c. 
D. 216, der eine nicht bloß vorübergehende Etörung des Allgemeinbefindens in 
höherem Grade fordert und baher die „gewöhnliche Betäubung durch Alkohol‘ 
ausichließt. Daß die Verſchlimmerung eines Krankheitszuftandes ald Geſundheit 
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bejchäbigung anzufehen ift, erfennt E 19 226 ausdrüdlih an. Die Frage, 
ob audy Erregung einer Geiſteskrankheit hierher gehört, ift injofern zu 
bejahen, als die Geiftesfrankheit zugleich eine Lörperliche Gefährbung im fich 
Ichließt. Schlechthin für die Bejahung ift die herrfchende Lehre. Vergl. übrigens 
88 224. 229. 

IL Wegen des Borjages j. Borbem. zum 17. Abfchnitt IIL wegen bes 
qualifizierten Falles in Abf. 2 ſ. $ 215, wegen des Antragserforbernijies 
& 232, wegen mildernder Umſtände 8 228, wegen ber Kompenfation $ 238. 
Der Berjud ift al3 folder nicht firafbar, doch werben einzelne Berfuhshandlungen 
al3 del. s. g. behandelt, 3. B. $ 366 Nr. 6. 

LI. Sdealtonfurrenz ift zunächſt mit denjenigen Delikten möglich, zu beren 
Tatbeftand eine Gewaltanwendung gehört. Denn der Begriff der Gewalt fett nicht 
notwendig eine Körperverlegung voraus. ©. $ 52 I. Im Übrigen vergl. $ 73 VII 
2ca, $ 185, & 216, Vorbem. UI 3. 17. Abſchn. u. & 240. 


$ 2238. 


Iſt Die Körperverlegung mittels einer Waffe, insbejondere eines 
Meſſers oder eines anderen gefährlichen Werfzeuges, oder mittels eines 
hinterliftigen Überfalls, oder von Mehreren gemeinfchaftlich, oder mittels 
einer das Leben gefährdenden Behandlung begangen, fo tritt Gefängniß- 
ſtrafe nicht unter zwei Monaten ein. [StrK bez. SchG]. 


L Tie vorfägliche gefährliche Körperverlegung ift durch die Novelle v. 26./2 
1876 eingefügt worden. Sie wird nicht (wie die ſchwere des $ 224) durch den Erfolg, 
jondern durch die Art und Weife der Begehung charafterifiert. 

U. Gefährlich ift die Körperverleßung: 

1. wenn fie „mittel einer Waffe, insbefondere eines Meſſers oder eines andern 
gefährlichen Werkzeuges‘ begangen wird. Die Interpunftion (Mangel eines 
Kommas Hinter , Meſſers“ und Vorhandenfein eines folden Hinter „Werkzeuges*) 
ergibt, daB alle gefährlichen Werkzeuge unter den Begriff der Waffe fallen, 
auch dann, wenn fie im gewöhnlichen Leben nicht als Waffe bezeichnet werden. 
Als Werkzeug kommt jeder der Außenwelt angehörige Gegenftand in Betracht, 
jofern durch ihn menſchliche Körperkrajt, wenn auch in erhöhtem Maße, fiber- 
tragen wird. 8.8. der geworfene oder gerollte Stein oder der Stein, mit dem 
geihlagen wird, nicht aber der Stein, auf den ich einen anderen werfe; nicht: 
der gehegte Hund (E 8 325), ausgegofienes Bitriol (MR 4 298), heißer Ofen 
(E 24 372). — Dat der Gegenftand durch menfchliche Tätigkeit angefertigt fei, 
liegt nicht im Begriffe. In diefer Beziehung übereinftimmend die herrichende 
Lehre vergl. DISh.-Ziweig. 12 zu $ 117) und das RG. Im übrigen wird von 
ben meiften fein Gewicht Darauf gelegt, daß der Gegenftand als Mittel menfchlicher 
Kraftübertragung verwendet wird, fondern darauf, baß er auf mechaniſchem 
Wege verlegt (Gegenfag: chemifcher Weg) und daß er beweglich if. E 24 372 
erflärt es denn auch ausdrüdlich für gleichgiltig, ob der Täter mit der Stoßwaffe 
eines Gewehrs auf den andern einfticht oder umgekehrt dieſen in die Stoßwaffe 
des Gewehrs wirft. Mit der hier vertretenen Anficht übereinſtimmend v. Lift 
8 88, infofern er fordert, daß der Gegenftand durch menjchliche Körperkraft in 
Bewegung gejegt werde. 

Es fragt fich, wann ein Werkzeug als ein gefährliches angejehen werben 
fann. Entgegen der berrichenden Lehre ift zu behaupten, daß das Werkzeug 
an fi” weder gefährlich noch ungefährlich ift, jondern die eine oder die andere 
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Eigenjchaft erft Durch die Art und Weije des Gebrauchs erlangt. Das eigentümlide 
Weſen der Gefährlichkeit Liegt aber bier darin, daß die Art und Weile des 
Gebrauchs die Bejorgnis einer erheblichen Verlegung wachruft. Demnad if 
einerjeit3 eine ſchwanke Gerte gefährliches Werkzeug, wenn fie in Das Chr 
eingeführt wird, anderjeit3 ein fchwerer Knüppel fein gefährliches Werkzeug, wenn 
nur mit feinem dünnen Ende gefhlagen wird. Ebenfo ift ein Yederhalter mit 
Stahlfeder gefährliches Werkzeug, wenn er mit der Federſeite zum Stechen, kein 
gefährliches Werkzeug, wenn er zum Schlagen verwendet wird. Ein ſchweres 
Ruder erjcheint als gefährliches Werkzeug, wenn der Täter mit ihm fchlägt, nich 
aber, wenn er es leile an den Körper einer andern Perfon anlegt und dazı 
benugt, um dieſe zur Seite zu fchieben. Ebenjowenig ift die Schere beim Zopir 
abjchneiden cin gefährliches Werkzeug. U. A. befonder® R 2 496, welde 
Enticheidung lediglich auf die objeltive Beſchaffenheit des Werkzeugs Gewich! 
legt. So auch, jedoch nicht ganz konſequent, Olsh.Zweig. 5. Dagegen wollen 
E 4 397, ARMS 5 41 die objeltive Befchaffenheit und die Art der Benutzung 
berüdjitigt willen. Mit der bier vertretenen Anficht übereinſtimmend bejonder: 
Binding, Lehrb. 148, v. Lilzt 8 88, Bernau, Der Begriff des gefährlicer 
Werkzeugs (1897) und OLG Stuttgart i. Württ$ 19 79. In ſubjektiver 
Beziehung ift erforderlich, da der Täter diejenigen Umftände Tennt. welde 
das Gericht zu der Annahme führen, daß das gebraudite Werkzeug ein gefährlice: 
fei. Iſt Diefe Kenntnis vorhanden, jo braucht der Täter das Werkzeug midt 
unter den Begriff des gefährlichen zu fubfumieren. Bergl. dazu $ 59 Ti. 
Übereinftimmend E 2 278, RMG 5 41 und jet auch Dl&h.- Zweig. 12. A. 1. 
wohl Löffler, Vergl. Daritelung 5 280 ff. Die Körperverlegung ift ferner em 
gefährliche, wenn fie 

. mittels eines hinterliftigen Überfalld begangen wird. Überfall bezeichnet einen 
unvorbergefehenen Angriff. Hinterliftig iſt der Überfall dann, wenn der Tär: 
raffinierte Beranftaltungen getroffen hat, die dem andern bie rechtzeitige Kenntnie⸗ 
nahme unmöglich machen. Bergl. 88 180. 181 VI3. Ein in plöglicder Aufmallung, 
wenn auch von Hinten her, erfolgender Angriff ift daher fein Hinterliftiger. So 
E 2 74 und Olsh.⸗Zweig. 7. Abmeihend u. a. Meyer-Allf. 382; 

. bei gemeinfchaftliher Begehung durch mehrere. „Mehrere find mindeſtens 
zwei, und zwar muß jeder für feine Perjon eine Körperverlegung „begangen 
haben. Es gentigt alfo nicht, wenn der eine nur als Unftiiter oder Gehilk 
tätig iſt. Anderſeits iſt nicht abfolutes zeitliches Zufammenfallen der mehreren 
Mißhandlungen, wohl aber unmittelbare zeitliche Folge zu verlangen. Es bedari 
ferner nach 8 59 des Bewußtſeins der Gemeinſchaftlichkeit, mit andern 
Worten aljo einer Mittäterfchaft. DISh.-Zweig. 8, E 5 306, AME 5 15. 
7 202. Bergl. 8 47T V (S. 88 Abi. 4 v. 0.); 

4. wenn die Körperverlegung mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung 
begangen wird. Auch Hier ift auf die konkreten Umftände, namentlich auf dit 
Perſon des Verlegten zu fehen. Ob die Lebensgefährdung im konkreten zul 
eingetreten fein muß oder ob e8 genügt, wenn die Handlung geeignet it 
fie herbeizuführen, ift beftritten, aber in erfteren Sinne zu beantworten. Gbenie 
Binding, Lehrb. 1 48, Meyer-Alf. 382. A. X. Olsh.⸗gweig. 9. Zum Borfat 
gehört hier da8 Bewußtfein der Lebensgefährbung. Ebenſo Löffler a. a. C. 
Merkel 298. Dagegen genügt nach Olsh.⸗Zweig. 12, E 17 579, RMG 8 1:4. 
10 302 die Kenntnis der Umftände, aus welchen der Richter auf eine leben 
gefährdende Behandlung fchließt. 


IL. Die gefährliche Körperverlegung ift fein Antragsdelikt ($ 232) und 
nicht fompenfabel ($ 233). Wegen milbernder Umjtände |. $ 228. 


1 


= 
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$ 224. 

Hat Die Körperverlegung zur Folge, daß der Verlegte ein wichtiges 
Glied des Körpers, das Sehvermögen auf einem oder beiden Augen, das 
Gehör, Die Sprache oder die Zeugungsfähigfeit verliert, oder in erheblicher 
Weiſe dauernd entjtellt wird, oder in Siechthum, Lähmung oder Geijtes- 
franfheit verfällt, fo ift auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Gefäng- 
nig nicht unter Einem Jahre zu erfennen. [StrK]. 


IL. Im Gegenfag zu der gefährlichen ift die hier behandelte fchwere Körper⸗ 
verlegung nur durch den Erfolg qualifiziert. Maßgebend ift nur ber wirklid ein- 
getretene ſchwere Erfolg. Der bevorftehende genügt nicht, auch wenn jein 
ipäterer Eintritt mit Sicherheit vorauszujehen ift. E 14 4. Über die bier bejonders 
wichtige Frage des KRaufalzufammenhanges ſ. $ 1 Il. Darüber, daB der jchwere 
Erfolg ein befonderes Berfchulden erfordert, S. 130. Der Umſtand, daß ber ſchwere 
Erfolg durch eine Operation abwendbar geweſen wäre, fteht dem Kauſalzuſammen⸗ 
bang jelbft dann nicht entgegen, wenn bie Operation eine leichte war und der Berlegte 
fh ihr trotz Kenntnis der Sachlage nicht unterzogen hat. Berg. E 22 173 und 
Endemann, Die Rechtswirkungen der Ablehnung einer Operation (1893). 

U. Die einzelnen Strafihärfungsgründe find folgende: 

1. Verluſt eines wichtigen Gliedes. Glied ift nach mediziniihem Sprach- 
gebraude ein Körperteil, der mit einem andern durch Gelenke verbunden ift. 
E 6 346. Ohne ausreichenden Grund erftredt die Herrichende Lehre aber den 
Begriff auf alle Körperteile, die eine in fich abgefchlofjene Eriftenz mit beſonderen 
Funktionen im Gefamtorganisnus haben. E 3 391. Demgemäß werden auch 
die äußeren Ohren und die Naſe als Glieder angefehen. Ein Teil der Schädel. 
dede iſt zweifellos fein Glied. — Was ein wichtiges Glied ift, läßt fich kaum 
beitimmen. Annäherndes Einverftändnis (abweichend jedoch Binding, Lehrb. 1 
49) herrſcht darüber, daß die Yndividualität des Verletzten außer Betracht 
bleiben muß (man denke an einen Muſiker oder an einen „Preftidigitateur”). 
Gibt man das zu, fo hat man zu fagen: wichtig ift ein folches Glied, das zur 
normalen Erfüllung der allgemein menfhlichen Tätigkeiten des Gehens, Eſſens, 
Trinkens erforderlich ift. Das RG (GoltdA 47 165. 52 91) hebt hervor, daß bie 
Wichtigkeit eines Gliedes durch feine Bedeutung für den Gejfamtorganismus 
beftimmt wird, und lehnt es deshalb ab, in dem Mittelfinger der linken Hand 
ein wichtiges Glied zu fehen. Nach E 6 346, R 5 408 gilt das Gleiche für bie 
beiden erften Glieder eined andern Fingers. Zweifellos aber find wichtige 
Slieder: die Beine, die Unterjchentel, die Füße, Die Arme, die Unterarme und 
die Hände. Berluft ift nicht gleihbedentend ınit Gebrauchsunfähigfeit, jondern 
bedeutet völlige Xostrennung vom Körper. E38 33. Abmeichend Oppenh.-Del. 3. 
ft aber das Glied vom Körper losgetrennt, jo fteht die Möglichkeit künſtlichen 
Erfages dem Verluft nicht entgegen. Bedenklich ift die Anfiht (Olsh.⸗Zweig. 11), 
dag Berluft durch Amputation ausreichend fei. 

. Verluft des Sehvermögens auf einem oder beiden Augen. — Sehvermögen 
bedeutet die Fähigkeit, miticld des Auges Gegenftände wahrzunehmen. Fehlt 
e3 an diejer Fähigkeit, jo ift da8 Sehvermögen auch dann verloren, wenn Lichte 
empfindung zurüdgeblieben ift. E 14 4. 118. Nach E27 80 braucht der Verluft 
fein dauernder zu fein, und foll deshalb die Möglichkeit der Wiedererlangung 
des Sehvermögens durch Operation dem Berlufte nicht entgegenftehen. Dagegen 
Löffler, Vergl. Darftellung 5 223. 


* 
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3. Verluft des Gehörs. — Gehör ift die Fähigkeit, artifulierte Laute zu verjtehen. 
Berluft nur auf einem Ohre genügt nicht. 
. Verluft der Sprache, d. h. der Sage zum artitulierten Reben. 
5. Verluft der Zeugungsfähigteit, d. h. der Fähigkeit zur Fortpflanzung, nich 
zur Ausübung des Beilchlaf3. 
6. Danernde Entftelung in erheblicher Weiſe. — Die Gefamtericheimung des 
Menſchen muß bdeformiert fein. Deformation folder Körperteile, welche verdedt 


DS 


zu werden pflegen, genügt nicht. Anderfeits fteht der Umftand, daß der Mangel 


ſich Durch künſtliche Vorrihtungen und dergleichen verbergen läßt (Rhinoplaftiti,. 
dem Begriffe der Entftellung nicht entgegen. € 6 5. 14 344. Ebenjowenig der 
Umftand, daß man die Entftellung nur bein Gehen bemerkt (Berfürzung ein:s 
Beines), oder daB der Berlegte ſchon ohnehin unanfehnlicd, war. E 39 419. 

. Verfallen in Siechtum, Lähmung oder Geiftesfrankfheit. — In dem Begriffe 


1 


bes Berfallens liegt einmal, daß der Zuftand eine längere Zeit hindurch 
anhalten, fodann daß er den ganzen Organismus ergreifen muß. Diefes leptere 


ift namentlich für die Lähmung von Bedeutung; der Bruch eines Beines genüg: 
alfo nicht. Siechtum bedeutet einen hronijchen Krankheitszuftand von ungewi'ſer 
Dauer und von Einfluß auf das NAllgemeinbefinden, namentlih durch Xer 
minderung der Körperkräfte. E 12 127, R 10 32. Lähmung ift mefentide 


und erhebliche Beeinträchtigung ber Bewegungsfähigfeit eines Körperteils, ſodaß 
dadurch der ganze Organismus ergriffen wird; 3. B. Lähmung der Blake. 


E 6 65, R 5 565. Bergl. auh RMG 10 302. 

DI. Die ſchwere Körperverlegung ift fein Antragsdelitt (& 232) und 
nicht fompenfabel ($ 233). Über mildernde Umftände ſ. & 228, über Verſud 
843 V3. 


$ 225. 


War eine der vorbezeichneten Folgen beabfichtigt und eingetreten, io 
ift auf Zuchthaus von zwei big zu zehn Jahren zu erfennen. [Schw“, 


— —— — — — 


I. Der objektive Tatbeſtand dieſer Stelle deckt ſich mit der vorhergehenden 
Der Unterſchied liegt in der ſubjektiven Seite, nämlich darin, daß eine der in 
8 224 bezeichneten Folgen der Körperverletzung beabſichtigt war. Es wird alſo eine 
über den Dolus der einfachen Körperverlegung hinausgehende Berfchuldung gefordert. 
S. darüber 8 591V a. €. 

Il. Mildernde Umftände find nicht zugelaflen. 8 228. Bergl. im übrigen $ ?%4 
ID und wegen bes Verſuchs $ 43 VIS, E 9 67. 


$ 226. 


Iſt Durch die Körperverlegung der Tod des Verlegten verurjadt 
worben, fo iſt auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren oder Gefängniß 
nicht unter drei Jahren zu erfennen. [SchwG). 


I. Körperverlegung mit tödlichem Erfolg. — Über Saufalzufammenhang 
{.8 ı Il; darüber, daß Berfchuldung hinfichtlich des letalen Erfolges nicht erforberlih 
if, S. 130. Vielmehr gebt, wenn der Täter fich die Herbeiführung des Tode 
vorgeſetzt hatte, das Delikt in Totichlag oder Mord über. Dagegen kann der viel 
fach, 3. B. von Olsh.⸗Zweig. 2, aufgeftellten Behauptung, daß die Körperverlfegung 
mit töblihem Erfolge ein Epezialfall der fahrläffigen Tötung fei, deshalb nicht bei⸗ 
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getreten werden, weil fie Berfchulden bezüglich des tödlichen Erfolges in feiner Weiſe 
verlangt. Daher ift Idealkonkurrenz möglich, allerdings hinſichtlich der Strafe 
mnerbeblich. (Was Löffler, Vergl. Darftelung 5 257 dagegen ausführt, beruht auf 
Mitverftändnis.) Wegen mildernder Uniftände |. $ 228. Liegt gleichzeitig der 
Etraffhärfungsgrund des & 225 vor, jo dürfen mildernde Umftände nicht zugelafien 
werden. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 50, Olsh.⸗Zweig. 2. 

DO. Bergl. wegen der Abwendung des Erfolges durch Operation f. $ 224 I und 
wegen des Berluftes der bürgerlichen Ehrenrechte $ 32 II2b. 


$ 227. 


Fit Durch eine Schlägerei oder durch einen von Mehreren gemachten 
Angriff der Tod eines Menfchen oder eine ſchwere Körperverlegung ($ 224) 
veruriacht worden, jo iſt Feder, welcher ſich an der Echlägerei oder dem 
Angriffe betheiligt hat, ſchon wegen diejer Betheiligung mit Gefängniß big 
zu drei Jahren zu beitrafen, falls er nicht ohne fein Verjchulden Hinein- 
gezogen worden ilt. 

Sit eine der vorbezeichneten Folgen mehreren Verlegungen zuzufchreiben, 
welche diefelben nicht einzeln, fondern nur durch ihr Zufammentreffen ver- 
urjacht haben, fo iſt Jeder, welchem eine diejer VBerlegungen zur Laſt fällt, 
mit Zuchthaus. bis zu fünf Jahren zu beitrafen. [StrK]. 


I. Die Beteiligung am Naufhandel erklärt das Geſetz für ein beſonderes 
Delit, wenn entweder der Raufhandel qualifiziert ift oder die Beteiligung daran. 
Lebteres ift der Fall des 8 367 Nr. 10; hier handelt es fi nur um Die Beteiligung 
an dem qualifizierten Raufbandel. ©. dazu Kriegsmann, Mittäterfhaft und Rauf- 
handel jeit Feuerbach (1907) 170. Raufhandel oder, wie das Geſetz jagt, Schlägerei, 
it der in örperverlegungen übergegangene Streit zwijchen mehr als zwei Berjonen. 
Ahnlich Kriegsmann a. a. D. 171, Olsh.⸗Zweig. 3, Reuter, Der Raufhandel (1899) 2. 
Eualifiziert ift der Raufhandel, wenn er den Tod eines Menſchen oder eine fchwere 
Körperverletzung ($ 224) zur Yolge hat. Dabei ift nicht erforderlich, daß der ſchwere 
Erfolg gerade bei einer an bem Streit beteiligten Perſon eintritt; es genügt z. ©. 
bie Tötung eines einjchreitenden Boliziften. Wohl aber muß die ſchwere Folge 
gerade bei dem Raufhandel eingetreten fein, an dem jich der Täter beteiligt hat. 
Ta ji bei Echlägereien öfters größere oder kleinere Pauſen einſchieben, fo fragt es 
fh, wann die mehreren Einzelatte zu einem einheitlichen NRaufhandel zufammen- 
gefaßt werden können. Wie Krieggmann a. a. D. 178 mit Mecht bemerkt, geht es 
nicht an, diefe Frage lediglich als Tatfrage aufzufaffen (gegen Olsh.⸗Zweig. 5), ander⸗ 
ſeits aber ift die Aufſtellung rechtlicher Gefichtöpuntte fehr fchwer. Kriegsmann 
\elbft ift der Meinung, daß Einheit vorliege, wenn ſich die Einzelhandlungen als 
wejentlich gleichartige Entladungen eines und desjelben Affekts darſtellen, womit auch 
gelagt ift, daB bie Echlägerei im ganzen einen wejentlich gleichartigen Charakter haben 
muß. Erſcheint nach einer Unterbrechung eine Partei plötzlich mit Waffen, fo beginnt 
aun ein neuer Raufhandel. 

IL Die prinzipielle Auffafjung der Stelle if jehr beitritten, aber für ihre 
Auslegung von der größten Bedeutung. Man kann zwei Theorieen unterſcheiden: 

1. die Präſumtionstheorie, vertreten von Loening 105, Binding 1 590/1 und bis 
zu einem gewiflen Grabe auch noch von Binding, Lehrb. 174ff. Nach diejer Theorie 
liegt die Bedeutung des $ 227 darin, daß er in der Beteiligung am Raufhandel 
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eine Vermutung für die Verurſachung der Tötung oder fchweren Körper, 

verletzung fieht; 

. die Gefährdungstheorie, vertreten durch Reuter a. a. O., Negendanz Verträge 
zur Lehre von der Beteiligung am gefährlichen Raufhandel (1906) und in ihrer 
Konfequenzen auch von Kriegsmann a.a.D. und den RG. Nach diefer Theorie 
wird die Beteiligung am gefährlichen Raufhandel unter Strafe geitellt. Tötung 
oder ſchwere Körperverlegung find Erkenntnismittel für bie Gefährliäleit und 
zwar die allein zuläfligen. 

Für die Gefährdungstheorie jpricht namentlich der Wortlaut des Gelekes; 
denn wenn bie Strafe „jchon wegen der Beteiligung” eintritt, fo tritt fie nicht 
nur wegen einer präjumtiven Täterſchaft ein. 

Aus der Gefährdungstheorie ergeben fidy aber folgende Konjequenzen: 

a) Täter ift jeder ſchuldhaft Beteiligte, auch der ſchwer Verletzte 
ſel bſt. Ebenſo Binding, Lehrb. 176, E32 33 und jeht auch Olsh.⸗Zweig. 11. 
Beteiligung am Raufhandel ift nicht gleichbedeutend mit Teilnahme daran 
Vielmehr ift außer phyliiher oder pigchiicher Mitwirkung dazu, dag au’ 
Körperverlegungen gerichtete Handlungen vorgenommen werben, auch An⸗ 
weſenheit am Zatorte erforderlich. S. bejonders v. Liſzt $ 92, Krieggmann 
a. a. O. 181 ff, R 9 554, E 5 170. In welchem Augenblide die Beteiligun; 
ftattfindet, ift gleichgiltig, namentlich) genügt Beteiligung nach Eintritt der 
fchweren oder tödlichen Verlegung. So bie berrichende Lehre, j. beſonders 
Beling, L. v. V. 65. A. A. Regendanz a. a. D. 26. Selbſtverſtändlich ift Einhei: 
ber Schlägerei vorauszujegen. ©. ob. I. — Über da3 Berfcyulden ſ. u. II. 

b) Fdealtonturrenz zwifchen Beteiligung am NRaufbandel und 
BZufligung einer Berlegung in deffen Verlauf find möglid. So 
die berrfchende Lehre, vergl. R 9 716, E 32 33 und befonderd Meyer-Ali. 
404. A. A. Binding 1 363, derf. Lehrb. 1 77, Hälfchner 2 108. Nach Anſicht 
ber Genannten tritt in dieſem alle $ 227 gegenüber den Vorfchriften über 
Körperverlegung oder Tötung zurfid. Hiergegen befonders Reuter a. a. D. Of. 
Das Umgefehrte wird von feiner Eeite behauptet, d. H. eine Konjumtion der 
einzelnen Berlegungen durch den Raufbandel an ſich, wie durch den Zweilampf. 
tritt zweifellos nicht ein. 

III. Der Vorſatz befteht zunächſt in dem Bemwußtfein, ſich an einer Schlägerei 
zu beteiligen, d. h. in dem Bewußtſein, dazu mitzuwirken, daß auf Körperverlegung 
gerichtete Handlungen vorgenommen werden. Ähnlich Krieggmann a. a. D. 1%. 
Das Gejeß fordert aber außerdem, daß der Täter ſchuldhaft in die Schlägerei 
hineingezogen wurde. (Die negative Faſſung des Gejetes wird mit Necht von 
Dlsh.-Zweig. 7. 9., Reuter a. a. DO. 16 ff., R 9 584. 10 627. 668 für bedeutungslo? 
erflärt, ſodaß aljo immer der poſitive Nachweis des Verſchuldens geführt werden 
muß.) Schuldhaft ift aber jedes Sichhineinziehenlaffen, dem fein rechtlich anerkannter 
Entichuldigungsgrund zur Ceite jteht. Abgefehen von den Fällen, in welchen jemand 
wider feinen Willen hineingedrängt wird, ift namentlich die Notwehr von Bedeutung. 
Befand fi der Teilnehmer gleich beim Eintritt der Nauferei im Stande der Kot: 
wehr, jo fann von Berfchulden keine Rede fein. Nach firenger interpretation muß 
dies auch dann angenommen merden, wenn er in Kaufe des Streited® zum Angrife 
übergeht; denn die Tatfache, daß er ohne fein Verſchulden Hineingezogen worden if, 
bleibt immer beitehen. Dieſer Auffaffung bat fi) Kriegämann a. a. O. 201 ff. ar 
geſchloſſen. Dagegen aber Reuter a. a. O. 24, E 30 281. Zu beachten bleibt ferner, 
daß Notwehr nicht nur zum Schuße ber eigenen, fondern auch einer fremden Berjon 
möglich ift. Bergl. 8 59. Die Schuld ift ferner grundfäglich dann zu verneinen, 
wenn ſich jemand un Frieden zu ftiften eingemengt bat. — Iſt umgekehrt ein 
Beteiligter mit feinem Verſchulden in die Schlägerei hineingezogen mworben, jo 
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farn er fich wohl bezüglich einer einzelnen ihm zur Laft fallenden Verlegung auf Not» 
wehr berufen, nicht aber mit Bezug auf feine Beteiligung als folde. E 8 2386. — 
Schuldhaft ift aber auch Hineingezogen, wer eine Angriffshandlung provoziert hat, 
mag auch Dadurd an jich das Recht der Notwehr für ihn wachgerufen werden. 
S. Löffler, Vergl. Darftellung 5 328. — Indem das Gefeß zur Strafbarleit verlangt, 
dab der Beteiligte nicht ohne fein Berichulden in die Schlägerei bineingezogen 
worden ſei, bringt e8 zugleich zum Ausdrud, daß fich der Vorſatz nicht auf die 
Gefährlichkeit des Raufhandels zu beziehen brauche. Man bezeichnet daher häufig 
den Eintritt des Todes oder der fchweren Körperverlegung als objektive Bedingung 
der Strafbarkeit. 


IV. Die Beteiligung an einem von mehreren gemachten Angriffe jteht der 
Beteiligung an der Schlägerei gleih. Mit Recht findet Reuter a. a. ©. 3 den 
Unterfhied zwiſchen Angriff und Schlägerei durin, daß es bei dem erfteren nicht zu 
Zätlichfeiten gelonimen zu fein braudt. 3. B.: A und B ſtürmen auf C los, diefer 
flieht und verlegt fih durch einen Sturz. Die Bedingung der Strafbarteit ift hier 
auh dann erfüllt, wenn die jchwere oder tödliche Verlegung einen der Ungreifer felbit 
nit. Die angegriffene Seite befindet fig zunächft im Stande der Notwehr. Hört 
diefe auf oder wird fie überichritten, fo beginnt nunmehr die Schlägerei im Sinne 
des Geſetzes. Und von diefen Augenblide an madt fi) auch der Angegriffene 
Hrafbar, vorausgejegt, daß er ſchuldhaft die Notwehr überjchreitet und nunmehr Die 
Bedingung der Strafbarkeit (ſ. o. III a. €.) eintritt. 


V. Der zweite Abſatz, defien Auslegung und prinzipielle Bedeutung ſehr 
beſtritten iſt, iſt in dem Sinne zu verſtehen, daß er gegenüber dem erſten einen 
Strafſchärfungsgrund enthält. Die Beteiligung der in ihm bezeichneten Perſonen 
wird alfo befonders ftreng beftraft (mithin bie qualifizierte Beteiligung am qualifizierten 
Raufbandel; fo Krieggmann a. a. D. 170). Tritt ber ſchwere oder tödliche Erfolg 
durch eine Einzelverlegung ein, jo ericheint allerdings auch der Täter dieſer Ver⸗ 
legung befonders ſtrafwürdig, es fehlt aber an einem praftiichen Bedürfnis, gerade 
jeine Beteiligung am Naufbandel ftrenger zu beftrafen, weil für ihn die 
(fonfurrierenden) Geſichtspunkte des Mordes, des Totichlags, der ſchweren oder ber 
lödlichen Körperverlegung ausreichen. Dagegen wird in den vom Gefehe hervor⸗ 
gehobenen Fällen häufig dem einzelnen der ſchwere Erfolg nach allgemeinen Regeln 
niht ganz zur Laft zu ſetzen fein; eben deshalb foll das praftiiche Bedürfnis nad) 
itrengerer Beftrafung in anderer Weije befriedigt werben. Für die Kaufalitätstheorie 
im allgemeinen ergibt daher die Stelle m. E. gar nichts. ©. darüber Binding, 
Lehrb. 1 77, Löffler a. a. D., Kriegsmann a. a. O. 229 ff. 


Aus der vertretenen Auffafjung folgt, daß der zweite Abjag nur angewendet 
werden Tann, wenn jämtlidhe Vorausfegungen des eriten vorliegen, aljo nur gegen 
Berfonen, die nicht ohne ihr Verſchulden „hineingezogen“ worden find. Ebenjo 
beionder8 Neuter 88, Löffler 329, Kriegsmann 236, dv. Lilzt & 92. A. U. (teild aus» 
drüdlich, teils indirekt) Olsh.Zweig. 16, Oppenh.⸗Del. 22, Rüd.-Stengl. 10. 

Bom Standpuntte der bier vertretenen Auffafjung aus ergibt fich ferner, daß 
der zweite Abjag mit den Tötungsdelikten und den verfchiedenen Formen der 
(dorfäglichen) Körperverlegung in Idealkonkurrenz freien kann. Dagegen läßt 
befonderg Reuter a. a. O. 108 ff. Teine Idealkonkurrenz mit den Delilien der 88 223a. 
22. 226 zu. 

Im einzelnen ift beftritten, ob die vom Geſetze geforderten Körperverlegungen 
borjägliche jein müflen oder ob auch fahrläffige genügen. Die Frage ift im erjteren 
Einne zu beantworten, weil das Geſetz dor dem $ 230 überhaupt nur vorfäßliche 
Körperverlegungen kennt. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 77, Hälfchner 2 110, dv. Liſzt 
& 92, Oppenb.=Del. 20, Olsh.⸗Zweig. 17, Kriegsmann 236, Meyer-ANf. 405. A. U. 
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Reuter a. a. O. 80 ff. Zweifellos genügt Vorſatz bezüglich der einfachen Berlegung 
und ift ein Berfchulden Hinfichtlic, des ſchweren Erfolges nicht erforderlich. 
VI. über mildernde Umftände |. $ 228, über Buße $ 231 111. 


& 228. 


Sind mildernde Umjtände vorhanden, fo iſt in den Fällen Des $ 223 
Abi. 2 und des 8 223a. auf Gefängniß bis zu drei Jahren oder Geldftrafe 
bis zu eintaufend Mark, in den Fällen der $$. 224 und 227 Abſatz 2a 
Gefängniß nicht unter Einem Monat, und im Falle des $ 226 auf Gefäng- 
niß nicht unter drei Monaten zu erfennen. 


©. die voraufgehenden Stellen. 


$ 229. 


Wer vorjäglich einem Anderen, um dejjen Gefundheit zu befchädigen, 
Gift oder andere Stoffe beibringt, welche die Gejundheit zu zerftören ge: 
eignet find, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft. 

St dur) die Handlung eine jchwere Körperverlegung verurjadt 
worden, jo ijt auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durd 
die Handlung der Tod verurjacht worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn 
Sahren oder auf lebenslängliche8 Zuchthaus zu erfennen. |SchwG]. 


1. Die Vergiftung, fo wie fie Hier geregelt wird, ftellt ſich- begrifflih «3 
verfudhte Körperverlegung dar. Ebenfo Dlsh.-Zweig. 6. Abweichend ſehen 
Binding, Lehrb. 1 59 und Gyr, Die Vergiftung (1904) 31 ff. darin eine Leben 
gefährdung, von der nicht zutreffenden Anficht ausgehend, daß Gift nur ein zu 
Lebensgefährdung geeigneter Stoff fei. ©. dagegen Löffler, Vergl. Darftellung 
5 302. Strafbar ift aber auch der Verſuch der Vergiftung ſelbſt. Bergl. $ 43 VI? 
E 21 382. 

U. Die Handlung kann beitehen: 

1. im Beibringen von Gift, d.h. (nad) E. Harnad) einer ſolchen nicht organifierten 
Subftanz, weldhe infolge chemiſcher Einwirkungen auf den lebenden Körpe 
deſſen Tätigkeit derart verändert, daß e8 dem Körper zum Schaden gereidt 
und in höheren Graden der Wirkung den Tod zur Folge hat; 

oder 

2. im Beibringen eines anderen Stoffes, weldher die Gejundheit zu zer 
ftören geeignet ift. Unter dieſen Begriff fallen organifierte Subftanzen (4 ®. 
Bakterien) und von den nicht organifierten folche, die auf mecha niſchem Be 
wirfen (3. B. gehadtes Glas). 

Beigebradt find Gift oder Stoff dann, wenn fie derartig im dem Körper der 
andern Berfon eingeführt find, daß jte ihre die Gejundheit jchädigende oder zerförende 
Wirkung zu entfalten vermögen. Einführung in den Mund genügt alfo zur Vollendung 
nicht ſchlechthin. Im übrigen ift es gleichgiltig, ob der Täter das Gift ummittelbar 
in den Körper des andern einführt ober ob er ſich des andern felbft als Mittels bedient. 

Mit der Beibringung ift das Delikt vollendet und von einem die Strafbarei 
befeitigenden Rüdtritte fann nicht mehr die Rede fein. Ebenjo v. Liſzt $ 91, and) 
Binding, Lehrb. 1 60, der jedoch mit Hälfchner 2 107, den 8 46 Nr. 2 analog 
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anwenden will. Auch Löffler a. a. O. 306 hält von Strafe befreienden NRüdtritt 
nah der Beibringung für möglid. Die Frage, ob die Beibringung jedes Quantums 
zur Bollendung genügt, ift nicht zweifellos. Der Wortlaut fpricht beim Gift für bie 
Bejahung, bei den andern Stoffen für die VBerneinung. Man wird aber eine einheitliche 
Entiheidung treffen und annehmen müffen, daß ftet$ ſoviel Gift oder andere ſchädliche 
Stoffe beigebradt jein müffen, daB fie in concreto gefährdend wirken. Vorher liegt 
zur Berfuc vor. So die herrichende Lehre und E 24 382. Dagegen nehmen Olsh.⸗ 
Zweig. 8 an, daß es auf konkrete Gefährdung nicht ankomme und da3 Delikt jchon 
dann vollendet jei, wenn die beigebradyte Menge zur Berftörung der Gejundheit 
irgend einer Perfon genügt. 

OL Bum Borfag gehört zunächſt die Kenntnis der Dualität des beigebradhten 
Stoffes. Außerdem aber muß ein jenfeit3 des objektiven Tatbeitandes liegender 
Erfolg erftrebt, bie Abfiht der Gefundheitsihädigung vorhanden jein. 
Der fubjeltive ZTatbeitand ift fomit nur dann erfüllt, wenn die Borftellung des 
geiundHeitsichädlichen Erfolges nachweisbar den Täter zur Beibringung des Giftes uſw. 
veranlaft hat. Dies wird regelmäßig nicht zutreffen, wenn eine ſyphilitiſche Frauens⸗ 
perion den Beiſchlaf ausübt. Mit der Abjicht der Gejundheitsbejchädigung fann fich 
der Vorſatz der Tötung dann nicht verbinden, wenn dieſe ſelbſt beabſichtigt (erftrebt) 
it. In diefem Falle ift daber Jdealkonkurrenz mit den Tötungsdeliften 
ausgeichloffen, auch kann bei beabfidhtigter Tötung eine Beltrafung auf Grund der 
vorliegenden Stelle dann nicht eintreten, wenn der Täter nad) Beibringung des Giftes 
vom Berfuche zurüdtritt. (Eben deshalb ift die oben II Abja 2 mitgeteilte Anficht 
Bindings innerlid durchaus gerechtfertigt, gegenüber dem mangelhaften Geſetz aber 
jormell nicht Haltbar.) Das Entgegengefegte gilt für den Fall daß der Täter fich 
durh die Vorſtellung der Gejundheitsbefchädigung zum Handeln beftimmen ließ, 
daneben aber einen eventuellen Tötungsvorjaß hatte. Durchaus zuftimmend Olsh.⸗ 
Ameig. 9, Löffler a.a.D. 307. A. A. einerfeits Binding, Normen 2 520, Häljchner 2 
104, infofern fie Idealkonkurrenz zmifchen den Tötungsdelikten und Vergiftung niemals 
für möglich halten. Entiprechend ihrer oben I mitgeteilten Auffafjung verlangen 
Binding und Gyr den Borjaß der Lebensgefährbung. 

IV. Wegen des qualifizierten Falles f. S. 21b (Kaufalzufammenhang) 
130 (Vorſatz), 74 (Berfuch). 

V. Wegen ber Buße vergl. $ 231 IL 


$ 230. 

Wer durch Fahrläfligfeit die Körperverlegung eines Anderen ver- 
urjacht, wird mit Gelödftrafe bis zu neunhundert Marf oder mit Gefäng- 
niß bis zu zwei Sahren beftraft. [SchG]. 

War der Thäter zu der Aufmerkjamfeit, welche er aus den Augen 
ießte, vermöge feines Amtes, Berufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet, 
ſo fann die Strafe auf drei Jahre Gefängniß erhöht werden. [StrK bez. 
SchG]. 


E. 8 222 und Vorbem. II 3. 17. Abſchn. 


$ 231. 


In allen Fällen der Körperverlegung fann auf Verlangen des Ver: 
Iegten neben der Strafe auf eine an denfelben zu erlegende Buße bis zum 
Betrage von fechstaufend Mark erfannt werden. 
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Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Ent⸗ 


ſchädigungsanſpruches aus. 
Für dieſe Buße haften die zu derſelben Verurtheilten als Geſammt⸗ 


ſchuldner. 








I. Über das Weſen der Buße ſ. S. 42. — Im Gegenſatze zu $ 188, ber im 
einzelnen zu vergleichen ift, wird Hier die Zuläffigleit der Buße nicht von dem 
Eintritte eines Vermögensſchadens abhängig gemacht. Da aber die Zuerfennung ber 
Buße im Ermefjen des Richters fteht, fo kann er wegen mangelnden Vermögen‘ 
ſchadens den Anſpruch auf Buße zurüdmeifen. Vergl. Rojenfeld, Die Rebentiage 
(1900) 182 ff. 

I. Die Zuläffigleit der Buße ift beftritten: 

1. im Falle des 8 227 Abſatz 1. Da bier die Verurteilung nicht wegen FKörpe: 
verlegung, jondern wegen Beteiligung an der Schlägerei erfolgt, fo ift bie 
Zuläfjigfeit zu verneinen. Ebenſo Binding, Lehrb. 1 78, Hälihner 2 112, 
Nojenfeld a. a. D. 166, dv. Lifzt $ 92, Regendanz 38 und Frieggmann 218 tiv 
den zu $ 227 angeführten Arbeiten). Abmeidyend E 80 367; zmweifelnd Die. 
Zweig. 4; 

2. im Falle des $ 229. Huch Hier ift Die Buläffigfeit grundſatlich zu verneinen 
und nur dann zu bejahen, wenn als Folge der Vergiftung eine ſchwere Körper 
verlegung eintritt. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 4, Rojenfeld a. a. D. 166, Oppenh.⸗Del 1. 
Nid.-Stengl. 4; 

3. bei den außerhalb des 17. Abſchnitts ftehenden Körperverlegungen. Bergl. darüber 
Borbem. III 3. 17. Abfchnitt; 

4, im Fall der Teilnahme an ber Körperverlegung. Binding, Lehrb. 1 52 Hält 
nämlich (mit Unrecht) die Verurteilung des Gehilfen zu Buße für unftattbait 

DI. Der Bußanfprud wird u. U. dur die Vorſchriften der Reichs— 
vderficherungsgefete bejeitigt oder modifiziert. Bergl. beſ. GewUß® $ 135 um 
E 24 82. 397. 


$ 232. 


Die Verfolgung leichter vorfäglicher, jowie aller durch Fahrläſſigken 
verurfachter Körperverlegungen ($$. 223, 230) tritt nur auf Antrag ein, 
infofern nicht die Körperverlegung mit Übertretung einer Amts-, Beruf 
oder Gewerböpflicht begangen worden ilt. 

Iſt das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, fo ift die Zurüd: 
nahme des Antrages zuläflig. 

Die in den $$. 195, 196 und 198 enthaltenen Vorfchriften finden aud 


hier Anwendung. 


I. Obwohl feit Einfügung des $ 223 a bie Einteilung der Körperverlegung in 
leichte und ſchwere nicht mehr erjchöpfend ift, fo ift doch zweifellos, daß die gefährlide 
Körperlegung nicht zu den Antragsbelikten zählt. 

H. Wegen Übertretung einer Amts⸗, Berufs» oder Gewerbspflicht ſ. $ 222. Liegt 
eine ſolche Übertretung vor, fo ift die KRörperverlegung ohne Rückſicht auf ihre fonflige 
Qualifizierung ohne Antrag verfolgbar. 

II. Über den Begriff der Angehörigen f. 8 52. 

IV. Bergl. im übrigen 88 61 ff. 195. 196. 198. 
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$ 233. 


Wenn leichte Körperverlegungen mit jolchen, Beleidigungen mit leichten 
Körperverlegungen oder lebtere mit erjteren auf der Stelle erwidert werden, 
io kann der Richter für beide Angejchuldigte, oder für einen derjelben eine 
der Art oder dem Maße nach mildere oder überhaupt feine Strafe ein- 
treten lafjen. nn 

L 3u ben leichten Körperverlegungen gehören bie gefährlichen bier ebenjowenig 
wie im Falle des 8 232. Kompenſabel iſt auch eine KRörperverlegung, die mit einem 
andern Delikt ibeell konkurriert (vergl. Eteinig, Die jog. Kompenfation [1894) 42 ff.). 
Tie Kompenjationsjähigfeit der Körperverlegung aus & 340 wird Dagegen verneint 
von der berrjchenden Lehre und E 6 433. 

II. Spridht der Richter eine der Art oder dem Maße nach mildere Strafe aus, 
jo fann er doch niemals unter das gejeglide Minimum der betreffenden Strafart 
heruntergehen. Dagegen ift es zuläffig, auf Haft zu erfennen, obwohl fie für Körper- 
verlegungen nicht angedroht ift. Verweis aber ift gegen folche Perfonen, die zur Zeit 
der Tat Über 18 Jahre alt waren, unzuläfjig, weil $ 57 fo zu verftehen iſt, Daß dieje 
Strafe nur gegen Jugendliche ausgejprochen werden Tann. 

IH. Im übrigen vergl. die Bemerkungen zu 8 199. 





Achtzehnter Abſqchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die perſönliche Freiheit. 


Die Freiheit läßt ſich nur negativ beſtimmen als eine Lage des Menſchen, bei 
weicher nichts ihn Drückendes oder Hemmendes vorhanden iſt. S. darüber Roſen⸗ 
jeld, Vergl. Darſtellung 5 388/9. Das Weſen der Delikte gegen die Freiheit würde 
jomit in der Hervorrufung eines Trudes oder einer Hemmung auf den Menden zu 
finden jein. Drud oder Hemmung können aber auf ben Menſchen in verjchiedener 
Beife einwirken, teils fo, daß ſie feine Entſchließungen, teils jo, daß fie die 
Betätigung feiner Entichließungen beeinträchtigen. Daher untericheidet man wohl 
die Freiheitsdelikte in ſolche gegen die freiheit der Willensdentichließung und in 
folche gegen die Freiheit der Willendbetätigung. ©. dazu Brud, Zur Lehre von den 
Verbrechen gegen die Willensfreiheit 11875) und Binding, Lehrb.180ff. In welchem 
Einne fiy die einzelnen Delikte gegen die Freiheit wenden, ift bei jedem nur auf 
Grund feines Tatbeftandes zu entfcheiden. 

Eine ſcharfe Abgrenzung der freiheitsdelifte von den übrigen ift big jegt nicht 
gelungen, namentlih deshalb nicht, weil auch die Verlegung anderer Intereſſen 
(& 3. der Gefchlechtschre oder des Vermögens) eine Beziehung zur Freiheit auf- 
weilen kann. Außerdem haben ſich einzelne von Rofenfeld fjogenannte „Spezial- 
freiheiten” herausgebildet, bei Denen ber ftantsrechtliche Charakter überwiegt (3. B. die 
Bahlfreieit, 8 107). Der Ausdrud perfönliche Freiheit in der Überfchrift erklärt 
N dadurch, daß der 18. Abfchnitt nur ben Reſt der Freiheitsdelikte behandelt. 
Aber auch bei diefer Abgrenzung fehlt e8 nicht an Willfür. 


g 234. 


Wer fich eines Menfchen durch Kit, Drohung oder Gewalt bemächtigt 
um ihn in Hülflofer Lage auszuſetzen oder in Stlaverei, Xeibeigenfchaft oder 
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in auswärtige Kriegs- oder Schiffsdienfte zu bringen, wird wegen Menſchen⸗ 
raubes mit Zuchthaus beitraft. [SchwG). 


L Der Menſchenraub erſcheint als ein Spezialfall der Freiheitsberaubung dei 
$ 139, fann aljo mit diefer nicht in Idealkonkurrenz treten. Zuſtimmend Rofenfelt, 
Bergl. Darftellung 5 407; a. A. Binding, Lehrb. 1 110. Die Spezialifierung zeigt 
fih in folgenden Momenten: 

1. Die FreiheitSberaubung muß eine beſonders intenfive, eine Bemädtigung jein, 
d.h. eine Erlangung eigner phyſiſcher Herrihaft über die Perſon. 

2. Dieje Herrjchaft muß durch Lift, Drohung oder Gewalt erlangt worben 
fein. Unter Lift ift ein auf Täufchung berechnetes Verhalten zu verftehen, ein 
Berhalten, defien Tragweite der andere nicht erfennt. Ähnlich E 15 340, R 8 465. 
Dagegen verneint E 17 90, dab in dem Begriffe der Lilt das Moment ber 
Zäujchung liege. Jedoch widerſpricht fid) die Entjcheidung jelbit. Gegen ſie bei. 
Dl&h.- Zweig. 5. Über Drohung j. ©. 91, über Gewalt S. 112. Ob dieſe 
Mittel gegen die zu raubende oder gegen eine dritte Berjon angewendet werben, 
unter deren Schuß oder Obhut die erftere ftebt, iſt gleichgiltig- 

3. Die Bemädhtigung des Menſchen muß in der Abficht (vergl. ©. 133) vorgenommen 
fein, um ihn in Hilflofer Lage auszufegen (vergl. $ 221) oder in Sklaverei, Leib: 
eigenfchaft oder in auswärtige Kriegs» oder Schiffsdienſte zu bringen. Tie 
Erreidyung diefer Abficht gehört nicht zum Tatbeſtande. Wird ſie aber erreitı, 
fo kommt fie Triminaliftifch nicht mehr in Betracht, ebenjowenig wie Die Zueignung 
der geitoblenen Sache noch bejonder8 als Unterjchlagung bejtraft werden fan. 
Berg. 873 VII20M. Ebenſo v. Lifzt $ 102. A. U. Olsh.⸗Zweig. 10, melde 
Speallonfurrenz annehmen. Nah Meyer-Allf. 417 ſoll jog. Alternativität der 
Strafgejege vorliegen und das ftrengfte Gejet anzumenden fein. Bergl. auf 
Binding und NRojenfeld a. a. ©. — Wegen des Sklavenraubes und Eflaver 
handels ſ. jet Gef. v. 28./7. 1895. $ 1 dieſes Geſetzes beftraft die vorjäglide 
Mitwirtung an einem auf Sklavenraub gerichteten Unternehmen, hat alic 
eine Tätigfeit im Auge, Die von mehreren ausgeht und auf Bemädhtigun; 
einer größeren Anzahl von Perfonen geridtet ift. Für dieſe Auslegun: 
pricht nicht nur dag Bedürfnis, den Tatbeftand des 8 234 ſcharf abzugrenzen, 
jondern aud) der Umftand, dab das zitierte Gejeg einen „Anführer“ des Unter 
nehmens vorausſetzt. Dagegen wollen v. Liſzt $ 102 und Scherling, Die 
Betämpfung von Stlavenraub und Stlavenhandel (1897) 51 den allgemeinen 
Begriff des Unternehmens ($8 105. 114) auch hier anwenden. Binding, Lehrb. 1 
111 fordert eine von mehreren Berjonen ing Werk geſetzte Beranftaltung. 

U. Sit der Menſchenraub ein Epezialfall der Freiheitsberaubung, fu ift er wi: 
Diefe ein Dauerdelift. So die berrichende Lehre. U. A. Binding, Lehrb. 1 108. 
Rubo 6. Bergl. ©. 158. 

III. Idealkonkurrenz ift inäbefondere möglich mit den Delikten ber $$ 22%. 
169 (E 10 86). 235. ©. 0.138. 


$ 235. 


Mer eine minderjährige Perjon durch Lift, Drohung oder Gemalt 
ihren Eltern, ihrem Bormunde oder ihrem Pfleger entzieht, wird mit Ge 
fängniß [StrK] und, wenn die Handlung in der Abficht geichieht, die Berion 
zum Betteln oder zu gewinnſüchtigen oder unfittlichen Zwecken oder Beſchäf⸗ 
tigungen zu gebrauchen, mit Zuchthaus bis zu zehn Fahren beftraft. [Schw6;. 
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I. Die Stelle ift neu redigiert durch EG 3. BGB Art. 34. 

11. Objekt des Kinderranbes ijt eine minderjährige Perſon. Zugleich aber 
richtet fich das Delikt gegen die Eltern oder den Bormund oder den Pfleger, infofern 
diefe berechtigt find, über die Berhältniffe der minderjährigen ‘Berfon zu verfügen. 
Daraus folgt, daß die Einwilligung der minderjährigen Perſon die Rechtswidrigkeit 
nicht bejeitigt. Dagegen kann fie fich, weil fie immerhin Objekt des Delifts ift, einer 
ftrafbaren Teilnahme nicht jchuldig machen. E 18 278. 24 1383. 

HL Die Handlung befteht in dem „Entziehen“, d. h. in der tatjächlichen 
Löſung des elterlichen ober vormundſchaftlichen Gewaltverhältniffes bezw. des Obhuts⸗ 
verhältnifjes des Pflegert. Ob zu dem Begriffe des Entziehens die Begründung 
eines andern Gemwaltverhältnified an Stelle des gebrochenen gehört, ift beftritten, 
wird aber wohl mit D1Sh.- Zweig. 1, Bınding, Lehrb. 1 115, Meyer⸗Allf. 418, E 18 
273. 24 133 zu verneinen fein. Daher „entzieht” die minderjährige Perſon aud), 
wer ihre Flucht unterftügt. U. U. (wie die früheren Auflagen) Knitſchty GerS 44 
300, v. Liſzt $ 102, R 10 74. Jedenfalls gehört wie allgemein zugegeben wird, zu 
dem Begriff des Entziehens eine längere Dauer des rechtswidrigen Zuſtandes. Es 
handelt fi aljo um ein Dauerdelikt. E 15 340. Dagegen erfordert der Begriff 
fein Verbringen der Perjon an einen andern Ort. Nach den allgemeinen Regeln 
(S. 22. 23) kann die Handlung aud) durdy Unterlaffung begangen werden. Bergl. 
dazu das den & 21 des preußiichen Fürſorgegeſetzes betreffende Urteil in E 87 162 
(ed hatte jemand ein Kind an einem dritten Orte untergebracht, weigerte fich aber, 
diejen zu nennen). 

Unter Eltern find wie im 8 181 nur Die leiblichen zu verftehen. Dafür fpricht 
8 174 Nr. 1. Jede weitergehende Anſicht beruft auf unftatihafter Analogie. A. U. 
Binding a. a. D., Dlsh.-Zweig. 3 (auch Die Adoptiveltern), v. Lifzt $ 102 (Stief-, 
Adoptiv» und Pflegeeltern), Meyer-Allf. 418 (Adoptiv- und Pflegeeltern, E 87 1 
(Pflegeeltern, fofern das pflegeelterliche Verhältnis, wie im Falle des BGB's $ 1666, 
eine jamilienrechtliche Grundlage hat). In dem vom NO entſchiedenen Falle handelte 
es fih um die Entziehung eines zur Fürſorgeerziehung übermwiejenen Kindes aus ber 
Gewalt der Perjon, bei der es untergebradht war. Wäre das RG im Recht, fo 
wäre es zweifelhaft, ob die zu 8 120 IL 1 erwähnten Landesgejege ſämtlich Giltigfeit 
haben. Wegen des Pflegers |. BEB gsg 1909 ff. 

IV. Über Lift, Gewalt und Drohung als Mittel der Entziehung f. die 
Verweifungen bei $ 23412. Daß dieſe Mittel ſich gerade gegen die minderjährige 
Berfon richten, ift auch hier nicht erforderlich. Abweichend Villnow GoltdA 24 115. 
Eubjeftiv ift erforderlich, daß der Täter die Lift ujw. bewußt als Mittel anmendet. 
E 29 199. 

V. Täter kann aud ein Elternteil fein, fofern er gegen die Rechte des 
andern handelt. E 22 166. A. 4. Beling ZSt:%8 18 288, Binding, Lehrb. 1 116. 

Vi. Qualifiziert ift der Kinderraub dann, wenn die Abficht (©. 183) vorhanden 
if, die minderjährige Perſon zum Betteln oder zu gewinnfücdhtigen oder unfitilichen 
Zwecken oder Beichäftigungen zu gebraucden. 

VL. Sdealtonturrenz mit 8 236. 237 tft möglid. E 18 273. 


$ 236. 


Wer eine Frauensperſon wider ihren Willen Durch Lit, Drohung oder 
Gewalt entführt, um fie zur Unzucht zu bringen, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren [SchwG] und, wenn die Entführung begangen wurde, um 
die Entführte zur Ehe zu bringen, mit Gefängniß beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein [StrK]. 


Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 24 
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I. Objett der Entführung iſt eine Frauensperſon, ohne Nädjicht auf ihren 
Ruf, ohne Rüdfiht darauf, ob fie verheiratet oder ledig ift, ohne Rückſicht aud auf 
ihr Alter (vergl. jedoch $ 237). Täter kann jeder fein, auch eine yrauendperjon 
(ſ. x. UIl), ebenjo der Bräutigam der Entführten. 

U. Die Handlung beiteht in einem „Entführen“. Nicht nur nad dem Eprach⸗ 
gebraudye, ſondern aud) nach der Hiftorifhen Tradition liegt in dem Begriffe das 
Erfordernis eines Berbringens an einen andern Ort. Abweichend v. Liſzt $ 104. 
Deshalb begeht Leine Entführung, mer etwa den Gemwalthaber am Eintritt in die 
Räumlichkeiten verhindert, in denen ſich das Mädchen befindet. Cbenjowenig, wer 
die Eltern durch Täuſchung zur Abreife bejtimmt und mit dem Mädchen zurüdbleibt. 
Es genügt aber nicht jede Veränderung des Aufenthaltsorts der Frauensperion, 
jondern es muß die Begründung eines tatſächlichen Herrſchaftsverhältniſſes 
über fie hinzufommen. Ähnlich E 6 292. 29 404. Der Tatbeitand der Entführung 
wird folange erfüllt, wie das Herrfchaftöverhältnis dauert, fie ift aljo ein Dauer⸗ 
belift. So die herrichende Lehre. ©. dazu ©. 153. 170. Gleichgiltig ift, ob die 
Kraft, mitteld deren die VBerbringung an einen andern Ort erfolgt, von bem 
Täter felbjt oder einem andern in Bewegung gejegt wird. Es ift alſo nicht nur Ent- 
führung, wenn der Täter die Frauensperſon felbit wegträgt oder auf einem von ibm 
gelentten Pferde oder Wagen an einen andern Ort bringt, fondern auch wenn er fe 
durch Täufchung beftimmt, in einen falfchen Eifenbahızug einzufteigen, oder fie als 
Yußgängerin oder Reiterin irreführt und auf dieſe Weije unter feine Herrfchaft bringt. 
E 19 159. 

Das Entführen muß erfolgen: 

1. wider den Willen der fsrauensperjon. Die Einwilligung einer Unzurechnungs⸗ 
fähigen bleibt außer Betracht. v. Liſzt $ 104. Da aber das Bewußtſein, gegen 
den Willen der Frauensperjon zu handeln, zum Tatbeftaude gehört, jo kann bei 
objeftiv vorliegender Einwilligung nur dann geitraft werden, wenn ber Täter 
die Unzurehnungsfähigfeit fannte. — Die Einwilligung der Eltern oder des 
Bormundes ift bedeutungslog; 

2. durch Lift, Drohung oder Gewalt. ©. darüber $ 23412. Diefe Mittel 
müffen fid) gegen die Entführte felbft richten, da die Handlung wider ihren Willen 
erfolgen muß. 

Ul. Zum Borjag gehört (außer dem Bemwußtjein, gegen den Willen der 
Srauensperfon zu handeln) die Abſicht (S. 133), die Entführte zur Unzudt 
(ichwerer Fall), oder die andere, fie zur Ehe zu bringen. Zur Unzucht gehört 
auch die widernatürlicye. Sleichgiltig ift, ob fchon früher ein unzüchtiges Verhältnis 
beftand. E 16 391. Ebenfo, ob die Unzudt mit dem Qäter oder ciner andern 
Berjon getrieben, ob die Ehe mit dem Täter oder mit einem dritten eingegangen 
werden joll. 

IV. Antragsberechtigt ift die Entführte. Wegen einer weiteren Prozeß⸗ 
vorausfegung ſ. $ 238. 

V. Idealkonkurrenz mit $ 235 ift möglid. E 18 273. Wird der verfolgte 
Zweck erreicht und begeht hierdurch der Täter eine an fidh ftrafbare Handlung, fo ıtt 
Realkonkurrenz anzunchmen. Ebenjo Loening 107, Olsh.⸗Zweig. 8. Es iſt alio 
anders zu entjcheiden, als in dem Falle des $ 235; denn die durch Die Strafe des 
& 236 getroffene Abfiht braucht nicht wie Dort auf die Begehung einer ftrafbaren 
Handlung gerichtet zu jein. 


$ 237. 


Wer eine minberjährige, unverehelichte frauensperfon mit ihrem 
Willen, jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern, ihres Vormundes oder 
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Te 


ihres Pfleger3 entführt, um fie zur Unzucht oder zur Ehe zu bringen, 
wird mit Gefängniß beftraft. 
Die Berfolgung tritt nur auf Antrag ein. [StrK]. 


L Die jegige Faſſung ber Stelle beruht auf EG 5 BGB Art. 34. 

IL Der hier behandelte Fall der Entführung untericheidet fich von dem des & 236: 
1. daburd), daB die Tat mit dem Willen der entführten $rauensperion 

begangen wird. Lift, Drohung oder Gewalt ald Mittel der Entführung werden 
demgemäß nicht verlangt; 

2. Dadurch, daß nur eine minderjährige unverehelichte Frauensperfon Objekt 
fein kann. Eine verheiratete oder geichiedene oder verwitiwete mithin jelbft dann 
nicht, wenn fie minderjährig jein follte. 

Der Grund für die Strafbarkeit liegt darin, daß die Entführung ohne Ein» 
willigung der Eltern ober des Bormundes oder des Pflegers (f. 
über diefe Begriffe $ 235 III) erfolgt. Einwilligung liegt aber nicht fchon in ber 
Geitattung der Berbringung der fyrauensperjon an einen andern Drt, fie fordert 
vielmehr auch eine Seftattung der Unzucht oder der Ehe. Vergl. Olsh.⸗Zweig. 4. 
Anderjeits ift gleichgiltig,. ob die Einwilligung nur dem Täter oder nur der Frauens⸗ 
perjon erteilt if. Auch dann liegt der Tatbeitand nicht vor, wenn nur der eine 
Elternteil die Einwilligung erteilt hat, vorausgeſetzt, daß gerade er der Erziehungs 
berechtigte ift. 

OL Schwierigkeiten macht in diejem Falle der Begriff der Ent- 
führungshandlung. Sicher ift einerjeit3, daß die Unterftügung der Flucht nicht 
unter das Geſetz fällt, und anderjeits, daß nach der Lage der Berhältniffe die 
Frauensperſon immer eine gewiſſe Mitwirkung entfalten wird. Demgemäß hat man 
zu fordern, baß die Frauensperſon Gegenftand der Entführungshanblung fei, 
d.h. in der Entführung unter die Gewalt des Entführers gelange, und daß 
nicht fie, fondern der andere der betreibende Teil fei. So Olsh.⸗Zweig. 4, E 89 
214. Nicht unbedenklih daher E 19 159. Eben weil die Frauensperſon immer 
Objekt der Entführung bleiben muß, fann fie nicht ſelbſt als Teilnehmerin beftraft 
merden. 

IV. Bun Vorſatze gehört das Bemußtfein, daß Die Frauensperſon minder» 
Jährig und unverheiratet ift, und daß eine Einwilligung in dem unter I dargeftellten 
Sinne nicht vorliegt. Die vielleicht berechtigte Annahme, daß nadhträglid Eltern 
oder Bormund einderftanden fein werden, fchließt den Dolus nicht aus. 

Ferner erfordert der jubjeltive Tatbeitand wie im Falle des 8 236 die Abficht, 
die Frauensperſon zur Unzucht oder zur Ehe zu bringen. Die Strafbarleit aber ift 
Bier die gleiche, mag dieſes oder jenes beabfidhtigt fein. 

V. Antragsberedtigt iſt nır der Gewalthaber, nicht Die Fyrauensperjon. Co 
die herrfchende Lehre. Abweichend Olsh.⸗Zweig. 7. Wegen einer weiteren Prozeß- 
vorausſetzung f. 8 238. 

VL Wegen Konkurrenz |. 8 236 V. 


$ 238. 
Hat der Entführer die Entführte geheirathet, jo findet die Verfolgung 
mr Statt, nachdem die Ehe für nichtig erklärt worden ift. 
I. Die jegige Faſſung beruht auf EG z. BGB Art. 34. 
I Entführer ift derjenige, der entführt, d. h. das Delikt der Entführung als 
Täter oder Mittäter begangen hat. Der Anftifter oder Gehilfe hat nach dem Sprach⸗ 
24* 
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gebrauche des Geſetzes die Handlung nicht begangen, fann daher auch nicht als 
Entführer bezeichnet werben. Tibereinftimmend Geyer in Holgend. Handb. 2 618. Pie 
herrfchende Lehre dagegen betrachtet jeden Teilnehmer als Entführer. 

III. Sicher ift, daß, wenn der Entführer die Entführte vor Ablauf der Berjährung 
geheiratet Hat, diefe gemäß $ 69 ruht. Im übrigen ift genau wie beim Chebrucde 
beftritten, ob die Nichtigkeitserflärung der Ehe als Bedingung der Strafbarkeit oder 
als Prozeßvorausfegung oder als Tatbeftandsmoment aufzufaflen fei: Aber gerade 
bier tritt die Natur des Auflöfungsurteild als einer Prozeßvorausſetzung ſchon in 
dem Wortlaute des Geſetzes Har zu Tage. Auch bezüglich der Antragsfrift beiteht 
die gleiche Kontroverje wie beim Chebrud. ©. $ 172. 


$ 239. 


Wer vorfäglich und widerrechtlich einen Menfchen einjperrt oder auf 
andere Weife des Gebrauches der perjönlichen Freiheit beraubt, wird mit 
Gefängniß beitraft. [StrK.] 

Wenn die Freiheitsentziehung über eine Woche gedauert hat, oder wenn 
eine ſchwere Körperverlegung des der Freiheit Beraubten durch Die Frei⸗ 
heit3entziehung oder die ihm während derjelben widerfahrene Behandlung 
verurfacht worden ift, jo iſt auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu er: 
fennen. Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe 
nicht unter Einem Monat ein. [SchwG). 

Iſt der Tod des der Freiheit Beraubten durch die Freiheitsentziehuug 
oder die ihm während derjelben widerfahrene Behandlung verurjadt 
worden, fo ift auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren zu erfennen. Smd 
mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht unter dra 
Monaten ein. |SchwG]. 


J. Die Freiheitsberaubung im engeren Sinne richtet fi) gegen die Fähigkeit. 


den Willen zum Berlaffen des Aufenthaltsorts zu betätigen. Ähnlich Binding, Lehr 


buch 1 97. 98, deſſen Faſſung vor der anfcheinend feit Hälfchner üblich gewordenen 
(Objekt jei die Fähigkeit, den Willen zur Bewegung zu betätigen oder frei den 
Aufenthaltsort zu bejtimmen) den Vorzug verdient. Der Aufenthaltsort kann auch 
eine bewegliche Sache, 3. ®. ein Wagen jein. E 25147. AN. Binding a. a.d.%. 
100. Zweifellos Handelt e8 fih um ein Delift gegen die Freiheit ber Willen‘ 
Betätigung. Wer den Willen, den AufenthaltSort zu verlaffen, ohnehin nicht hat, kann 
feiner auch nicht beraubt werden. E 38 234. Dennod kann gegen einen jinnlo 
Beirunfenen oder einen Schlafenden injofern reiheitSberaubung begangen werben, 
als dem zunächſt zum Bewußtſein Zurüdgelehrten die Fähigkeit entzogen wird, feinen 
auf Berlafien des Aufenthaltsort? gerichteten Willen zu betätigen. Cine Berion, 
welche den Willen zum Verlaſſen des Aufenthaltsorts durch Organe betätigt (ein 
Gelähmter), kann der Freiheit durch Abjperrung von diefem beraubt werden. Da‘ 
Gleihe wird man für das Verhältnis der Mutter zum Widellind nicht behaupten 
dürfen, weil das leßtere feinen Willen hat oder doc, die Mutter nicht als fein Orgen 
erfcheint. In dieſer Beziehung abweichend Binding a. a. DO. Allerdings kann der 
Tarbeftand des $ 235 zutreffen. 

Die Freibeitsberaubung ift ein Dauerbelitt. So: bie herrſchende Lehre. UN 
Binding 1 543. Vergl. hierzu ©. 153. 170. 
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II. Als Mittel der Freiheitsberaubung wird die Einfperrung, d. h. die Feſt⸗ 
Baltung in einem umſchloſſenen Raume, hervorgehoben. Ob die Feſthaltung durch 
Serichließen der Ausgänge oder auf andere Weife, 3. B. durch Belegen derſelben, 
erfolgt, iſt gleichgiltig. Der Umftand, daß der Raum noch offene Ausgänge bat, fteht 
dem Begriffe des Einjperrens nicht entgegen, jofern fie dem Anternierten unbelanmt 
find. U. A. Olsh.Zweig. 6. Das Gleiche gilt, wenn die Tür jih allerdings öffnen 
läßt, der Mechanismus aber dem Täter unbelannt it oder doch erſt allmählich von 
ihm erfannt wird. R 8 128, E 27 360. (©. dagegen da8 fehr bedenkliche Urteil 
R 7 65T.) Ebenjowenig wird der Begriff der Einfperrung Dadurch befeitigt, daß 
ein dem Internierten befannter Ausgang offen fteht, aber nur mit Gefahr oder nur 
mittel eines Berftoßes gegen die Sitte benugt werden kann (man denke fich eine 
Frauensperſon interniert und al3 Ausgang ein Fenſter). E 8 210. 


III. Außer durch Einiperrung kann die FreiheitSberaubung auch auf andere 
Weiſe, alſo durch jedes andere Mittel begangen werden. Ihrer Mehrzahl nad) werben 
Ah dieſe unter bie Begriffe der Bemädtigung und der Entführung wiber 
Willen ſubſumieren laflen, jo daß die Delikte der 88 234. 236. 237. unter Ausfchluß der 
Idealkonkurrenz als Spezialfälle der Freiheitsberaubung erfcheinen, und jede Bemäch- 
tigung oder Entführung, die nicht zu einem der dort angegebenen Zwecke erfolgt, 
ſich als Freiheitsberaubung darftelt. ©. 3.8. E17 127 (Anbinden Heiner Knaben), 
2 147 ıder Fuhrmann fährt den Fahrgaſt in beichleunigtem Tempo fiber das 
verabredete Ziel hinaus). Desgleihen kommen Betäubung und hypnotiſche 
Suggeftion in Betracht. Vergl. v. Lilienthal ZẽtrW 7 373. Aber wie im borigen 
Falle kann auch hier Freiheitsberaubung dadurch begangen werben, daß e3 einer 
Berfon unmöglich gemacht wird, den Aufenthalt3ort ohne Gefahr oder ohne Verlegung 
der Sitte zu verlaffen, 3. B. dadurch, daß einen Badenden die Kleider weggenommen 
werden. Ebenſo Meyer⸗Allf. 414. Bergl. dagegen E 6 231, Olsh.⸗Zweig. 8 und 
Binding, Lehrb. 199, der ein mechanifches Hindernis fordert. Nicht minder in Wege 
der mittelbaren Täterjchaft, 3.8. durch Täufchung eines Polizeibeamten, der nunmehr 
einen Unfchuldigen verhaftet. E 18 426. 


IV. Die Widerrechtlichleit der Handlung wird beſonders ausgefchloflen durch 
Amtsbefugniffe (vergl. & 118 III), durdy erlaubte Selbfthilfe (BGB $$ 229ff.), 
duch Notwehr, durdy die nah) StPO 8 127 auch Privaten zuftehende Befugnis 
zur Feſtnahme oder durch ein Zuchtigungsrecht. Auch Einwilligung kann 
die Rechtswidrigkeit beſeitigen (ſ. S. 104) und ſpielt im Verkehr eine nicht geringe 
Rolle (Abſchluß der Theaterloge). Bei bewußter Überfchreitung dieſer Rechte und 
Befugniſſe ift Strafbarkeit begründet. E 17 127. 

Diefe Säte wären aud dann ficher, wenn das Beleg das Moment der Wider- 
rechtlichkeit nicht ausdrücklich hervorgehoben hätte. Es fragt fi} daher, welche Bedeutung 
diefer Hervorhebung beizumefien if. Eine außerhalb des StGB's ftehende Norm, 
welche die Freiheitsberaubung verbietet, läßt fi) aus BGB $ 823 nur in dem Sinne 
tonftruieren, daB wiberrechtlich jede Freiheitsberaubung ift, fofern fie nicht auf 
Grund befonderer Befugnis als gerechtfertigt erjcheint. Wil man alfo in der dor» 
liegenden Stelle nicht einen. überflüffigen Hinweis auf derartige Ausnahmen jehen, fo 
kann die Bedeutung der „Widerrechtlichfeit” nur in einem Hinweife auf die fubjeltive 
Eeite, d. h. auf den Vorſatz gefunden werben. Unter Berüdfidhtigung der Ausführungen 
31959 II a. E. ift Daher der Cap aufzuſtellen, daß die, wenn auch auf Rechts⸗ 
irrtum beruhende, Annahme einer beſonderen Befugnis zur Freiheits⸗ 
entziehung den Vorſatz ausſchließt. 

V. Strafſchärfung tritt gemäß Abſatz 2 und 3 ein 

1. mit Rüdjiht auf die Dauer ber reiheitsberaubung, wenn fie eine Woche fiber: 
ſchreitet. Entiprechendes Verſchulden ift erforberlidy; 





374 Zweit. Zeil. Bon d. einz. Verbr. Bergehen u. Übertretungen u. deren Beitrafung. 


2. mit Rüdfiht auf die Folgen der Freiheitsberaubung, wenn fie eine jchwere 
Körperverlegung ($ 224) oder den Tod nad) fich zieht. Dabei iſt es gleichgiltig. 
ob die Folgen durch die Freiheitsentziehung an fi) (3. B. durch die Beſchaffenheit 
des Aufenthaltsortes) oder durch die Behandlung herbeigeführt worden, die dem 
Gefangenen widerfahren ift. Ein befonderes Berfchulden braucht in Diejer 
Nichtung nicht dorzuliegen. Iſt es aber vorhanden, fo liegt gemäß den Borbem. 
zum 16. Abſchnitt Idealkonkurrenz mit ſchwerer Körperverlegung oder Mord oder 
Totſchlag vor. 

Qualifizierte Fälle außer Abi. 2 u. 3 |. 88 341. 345. 

VI. Der Verſuch ift nidyt ſtrafbar. Doc kann u. U. ftrafbarer Berjud) der 
Nötigung vorliegen. &.8 240 VIL3. 

VII Idealkonkurrenz mit den Delikten, die fchon an ſich ein gewifjes Maß von 
treiheitSberaubung erfordern, 3. B. Raub, Erprefjung, Notzudht, ift wegen Subftdiarirä: 
infofern ausgejchloffen, al3 die zum Tatbeſtande diefer Verbrechen notwendig gehörige 
Sreiheitsberaubung nicht auch benugt werden darf, um ein unter $ 239 fallende: 
Delikt zu konſtruieren. Wenn aber die herrſchende Lehre (vergl. DLSH.- Zweig. 121 
annimmt, daß mit derartigen Deliften Idealkonkurrenz ſchlechthin ausgeſchloſſen 
fet, jo trifft da® nicht ganz zu. Wer eine Frauensperſon gefangen hält und jie unter 
Benutzung der Schwäche, die fie durch die Einjperrung befallen Hat, geichlectlid 
mißbraucht, begeht Freiheitsberaubung und Schändung in Idealkonkurrenz. Außerden 
ift Idealkonkurrenz namentlich mit Körperverlegung (E 25 147), Widerftand gegen die 
Staatsgewalt und faljcher Anzeige möglich. S. aud) oben V und wegen des Berhäl: 
niſſes zu $ 240 daſ. VII. 


5 240. 


Wer einen Anderen widerrechtlich durch Gewalt oder durch Bedrohung 
mit einem Verbrechen oder Vergehen zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlaffung nöthigt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit 
Gelditrafe bis zu ſechshundert Mark beitraft. 

Der Verſuch ift ſtrafbar [StrK bez. SchG]. 


IL. Das Weſen der Nötigung im allgemeinen befteht in dem wider: 
rehtlihen Erzwingen eines beftimmten Verhaltens. Ob das im Get 
ausdrüdlich hervorgehobene Erfordernis der Widerrechtlichkeit in dieſem Sinne zu 
verliehen ſei, iſt allerdings beftritten. Sohn ZStrW 1 222 ff. bezieht es auf den 
Nötigungszmwed, und verneint ftrafbare Nötigung, wenn dem Täter ein Anſpruch 
auf das erzivungene Berhalten zufteht. Dieſe Anficht widerfpricht nicht nur dem 
Bortlaute des RStGB's, fondern auch den älteren Etrafgejegbüchern, mit denen man 
erwiejenermaßen Übereinftimmung erzielen wollte. Bergl. Hill, Der fubfidiäre Charakter 
der Nötigung (1895) 48. 

Die Herrichende Lehre bezieht das Erfordernis der Widerrechtlichkeit au! 
die Nötigungsmittel: jofern jemand nicht berechtigt ift, Gewalt oder Drohung mil 
einem Verbrechen oder Vergehen anzumenden, ift die Tat ald Nötigung flrafbar, 
felbft wenn der Täter einen Anſpruch auf das erzwungene Verhalten hat. So Olsb⸗ 
Zweig. 11, Binding, LZehrb. 1 91, Meyer-Alf. 410, E 1 5. 2 184. 286. 12 14. 
Diefe Anjicht entipricht der Hiftoriichen Entwidlung und dem fyflematifchen Zuſammen⸗ 
bang, ift auch im Ergebnis wejentlich richtig. Allerdings bedarf fie an einem Fu 
der Verichtigung: es kommt nicht darauf an, daß Gewalt oder Bedrohung an jih, 
ſondern daß fie als Zwangs mittel widerrechtlich find. Die Bedrohung mit einem 
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ergehen ift an fich nicht widerrechtlich (vergl. $ 241), widerrechtlich iſt fie aber, 
wenn Dadurd gezwungen werden jol. S. über diefe der ſtandinaviſchen Rechts⸗ 
wiffenfchaft geläufige Unterjcheibung zwilchen abjoluter und relativer Wider» 
rechtlichkeit Frank, Bergl. Darltellung 6 89 ff. 102 ff. Die von Kroneder GerS 82 60 
und ZStr® 8 638 gegen die herrichende Lehre vorgebrachten Bedenken werben ſich 
auf dieſe Weije erledigen. 

Sadlid abweichend, nehmen v. Liſzt $ 180, Goldſchmidt, Die Strafbarleit der 
widerrechtlichen Nötigung (1897) 13 ff, Stern, Über das Verhältnis zwifchen Nötigung 
und Erpreflung (1901) 74 fj. an, daß die Widerrechtlichleit auch in dem Nötigungs- 
zweck begründet jein könne. 

DH. Mittel der Nötigungshandlung können fein: 

1. Gewalt, ſ. $ 52 I 1. Die GStreitfrage, ob Nötigung ſowohl durch abfolute 
wie durch fompuljive Gewalt begangen werden kann, ift zu bejahen. Ab⸗ 
weichend nehmen Oppenh.-Del. 1 an, daß nur die fompulfive genüge. Zu 
einer ſolchen Beichräntung bietet aber das Geſetz feinen Anlaß. Es ift nicht 
abzujehen, weshalb es zwar Nötigung jein fol, wenn ich jemanden von einer 
Rückſprache mit feinem Vater durch Androhung von Prügeln hindere, aber nicht, 
wenn ich dasſelbe Ziel dadurch erreiche, daß ich ihn aus bem väterlichen Haufe 
binauswerfe. Übereinftimmend die meilten; vergl. Olsh.-Zweig. 4, E 2 184. 
4 123. 429. Anderfeits fchließen Hälfchner 2 121, John HStr® 1 244, Binding, 
Lehrb. 1 83 ff. die vis compulsiva aus, weil fie in ihr nur eine Drohung 
jehen. Dagegen oben ©. 113. Zur Ergänzung fei hier bemerkt, daß, auch wenn 
man Die vis compulsiva in dem Dort bezeichneten Sinne zur Gewalt rechnet, 
doch immer noch Unterfchtede zwiſchen Gewalt und Drohung vorhanden find. 
Denn einmal gehört zur Gewalt die Entfaltung von Sraft, nicht aber zur 
Drohung. Anßerdem wird bei der Gewalt die Freiheit durch ein Mittel befchräntt, 
das ſelbſt ſchon ein Übel enthält, während bei der Drohung die Freiheits- 
beichränfung durd die Ankündigung eines übels erfolgt. Olsh.Zweig. 4 
nehmen bei vis compulsiva Sonfurrenz don Gewalt und Drohung an. — Im 
übrigen wird jest nahezu einftimmig behauptet, daß die Gewalt eine foldhe 
gegen die Perjon fein müſſe. Zwar genüge eine unmittelbar gegen Sachen 
- gerichtete Gewalt, doch müfje diefe mittelbar infofern die Perfon ergreifen, als 
fie ihr phyſiſch fühlbar werde. Daher wurde das Ausheben von Türen 
und Tenjtern der Mietswohnung al3 Gewaltanwendung gegen eine Perſon an- 
gefehen, weil der Mieter dadurch der Zugluft ausgeſetzt wurde; nicht aber das 
einfache Wegnehmen von Handwerkszeug (um den Micter zum Verlaſſen der 
Wohnung zu nötigen), ebenjowenig das Wegnehmen cined Sackes Getreide (um 
den Fuhrmann zur Zahlung des Fährgeldes zu nötigen). E 3 179. 7 269. 20 354. 
Hiergegen |. oben S. 113. Allerdingd kann dur) Gewalt gegen Sadyen jemand 
nur dann genötigt werben, wenn er unter den Einfluß der Gewalt gerät, aber 
es iſt nicht zu verftehen, weshalb diejer gerade ein phyſiſcher fein müßte, da 
man doch bei der Drohung den piychiichen Einfluß ausreichen läßt. — Daß 
Gewalt gegen dritte Perfonen genügt, erfennt E 17 82 an. — Schon aus 
dem vertretenen Gewaltbegriff folgt, daß die Nötigung ein Delikt nicht nur gegen 
die Freiheit der Willensbetätigung, jondern auch gegen Die Freiheit der Willens- 
entſchließung iſt. Ebenjo Binding a. a. DO. 88, Meyer-Allf. 407, E15. UM. 
Olsh.Zweig. 3, Merkel 310, Hälfchner 2 118. 

2. Bedrohung mit einem Verbrechen oder Vergehen. — Bedrohung mit einer 
Übertretung genägt nicht. Die Bedrohung muß dem zur Nötigenden zur Kenntnis 
fommen, denn nur unter diejer Vorausjegung kaun fie ihn beeinfluſſen. Im 
übrigen ift e8 gemäß dem Begriffe der Drohung ($ 48 II 1a) gleichgiltig, od 
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der Nötiger danıit droht, daß er jelbft oder daß ein britter Das Verbrechen oder 

Vergehen verüben werde, „vorausgejegt nur, daß die Tat fo bingeftellt wird, 

als ob fie auf Beranlafjung oder unter dem Einfluffe des Drohenden vollführt 

werde*. E 27 307. Gleichgiltig ift ferner, ob fich die ftrafbare Handlung gegen 
ben Genötigten oder gegen irgend eine britte Berjon richten ſoll, und endlich 
fommt e8 nicht darauf an, ob fie, fei e8 durd) Worte oder durch Geften, genau 
bezeichnet oder nur angedeutet wird. Immer aber ift erforderlich, daß die ans 
gefündigte Handlung fich rechtlich als ein Verbrechen oder Vergeben darftellt. 

Das trifft 3. B. dann nit zu, wenn jemand ein Mädchen mit Anzeige wegen 

eines begangenen Diebſtahls bedroht, falls es fich ihm nicht preißgebe. 

1lI. Der Erfolg der Nötigungshandlung beiteht darin, daB der andere Teil 
gezwungen wird. Vollzieht der mit Gewalt oder Bedrohung Angegriffene die ihm 
äugemutete Handlung, aber nit zufolge des auf ihn ausgeübten Zwang, 
fondern etwa aus Mitleid, jo ift die Nötigung nur verfudht. Die Frage, wozu 
der Ungegriffene gezwungen fein muß, erledigt daS Geſetz in weiteſtem Sinne: e3 
genügt jedes Verhalten, mag e8 in einer Handlung, einer Duldung ober einer 
Unterlafjjung beftehen. „Die Duldung ift eine Unterart des Unterlaffens i. w. €.; 
fie unterfcheidet fi von dem Unterlafien 'i. e. ©. dadurch, daß dieſes auf einem 
Bollen, das Dulden auf einem Müffen beruht, daß das Unterlaffen einen wenn auch 
erzwungenen Entichluß vorausjegt (Zwang zum Anhören unzüchtiger Reden)“. Co 
v. Liſzt 8 100. 

IV. Die Widerrechtlichleit der Nötigungshandlung liegt ſtets dor, jofern ber 
Nötigende nicht zufolge beſonderer Rechtsvorſchriften befugt ift, Durch Gewalt oder 
Drohung zu zwingen. Dahin gehören Notwehr, Notftand, berechtigte Selbithilie. 
Auch kann es die Abficht der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemäß $ 193 
bewirken, daß Die angedrohte Handlung keine Beleidigung und darum ein Vergehen 
ift; 3. B. Androhung der Aufnahme in die Lifte fäumiger Zahler. Bergl. dazu 
E 6 105. 10 361. 32 391. 33 248. 37 104. Keineswegs aber wird die Rider 
rechtlichkeit der Rötigungshandlung ſchlechthin dadurch bejeitigt, daß der Täter einen 
Unfpruch auf das erzwungene Verhalten hat. ©. oben I. Ob Nötigung zur Unter: 
lafjung einer ftrafbaren Handlung ftrafbar ift, ift beftritten, aber richtiger zu 
verneinen. Co John ZEtr® 1 230, Geyer Holtend. Handb. 8 578. 4 393. AN. 
die meilten, 3. B. Binding 1 737, Lehrb. 1 91, DISh.-Biweig. 12 (und die früheren 
Auflagen dieſes Kommentars). ingehender darüber Bollag, Die Grenzen der 
ftrafbaren Nötigung (1905), v. Alberti, Eigenmächtige Unrehtshemmung (1904). Ta 
gegen bleibt bie Nötigung ftrafbar bei Zwang zur linterlafjung einer nur unſittlichen 
Handlung, auch leider bei Zwang zur Unterlafjung des Selbſtmords. Sm lepterer 
Beziehung a. U. v. Lilienthal ZStr® 20 446, Rofenfeld, Vergl. Darſtellung 6 415, 
Kohler GoltdA 48 6. 

V. Der Vorſatz des Täterd muß auf Vollzug desjenigen Verhaltens gerichtet 
fein, zu dem der Angegriffene tatfächli gezwungen wird. Bei einer Differenz in 
Diefer Beziehung liegt nur Verſuch vor. Außerdem gehört zum Borfag das Bewußt⸗ 
jein zu zwingen. 

Speziell ven Fall der Nötigung durd; Gewalt betreffend, jo muß ber Zäter dad 
Bemwußtjein der Widerredtlihhfeit der Gemaltanwendung haben. Tas 
gegen kann bei Bedrohung nicht gefordert werden, daß er die Qualität der an 
gedrohten Handlung als einer ftrafbaren, gejchweige denn als eines Verbrechens oder 
Vergehens kenne. Auch braucht die Bedrohung keineswegs ernitlid) gemeint zu fein. 
Es genügt die — wenn auch irrtümliche — Annahme, daß der Bedrohte fie für 
ernftlich gemeint halten werde. Ebenfo Die herrſchende Lehre, vergl. auch Olsh.⸗ 


Zweig. 18. 
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VI Der Verſuch iſt ftrafbar. Er beginnt mit der Anwendung ber Gewalt 
wer Der Bedrohung. 
VII. Über das Verhältnis der Nötigung zu andern Delikten ift folgendes 
jervorzubeben: 
1. Bei einer Reihe von Teliften wird ebenfalld der Zwang zu einem beftimmten 
Verhalten beftraft, aber ihr Zatbeftand fpezialifiert entweder die Zwangsmittel 
oder das erzwungene Berbalten. Hier erfcheint die Nötigung als Gattungsdelikt, 
von dem fich eine Reihe von Epezialdelilten abgezweigt hat. Idealkonkurrenz 
mit Nötigung ift alfo ausgeichloffen. Dies gilt 3. B. für $8 105—107. 114. 
122. 167. 176 Ar. 1 und 2. 249, Eeemannsorbnung 8 108, GewO $ 153. Steht 
die Zatjache der Gewaltanwendung oder Bedrohung feit, während e8 unaujgellärt 
bleibt, zu welchem Verhalten der Täter nötigen wollte (die Frauensperfon berauben, 
geſchlechtlich mißbrauchen ?), jo ift aus 8 240 jedenfall dann zu verurteilen, wenn 
dieſes Geſetz das mildere ift. 

. Schwierigfeiten bietet das Verhältnis zur Körperverletzung und Tötung 
Zelikten, die ganz regelmäßig durch Gewalt begangen werden. Es ift zweifellos, 
daß nidht in jedem ſolchen Delikt gleichzeitig Nötigung liegt. Denn bei diefer 
legteren ift die Gewalt Mittel zur Erreichung eines weiteren Ziels, das 
natürlich nicht bloß in der Erduldung der Gewalt und deren unmittelbaren 
phyſiſchen Folgen liegen fann. Idealkonkurrenz ift daher nur in zwei Fällen 
denfbar: wenn die Gewalt gleichzeitig Körperverlegung ifl und entfaltet wird, um 
zu etwas weiterem zu zwingen, — ferner, wenn (gewillermaßen umgelehrt) Gemalt 
oder Bedrohung angewandt wird, um zur Erbuldung einer Störperverlegung oder 
der Tötung zu zwingen (es bindet jenıand einen andern feſt, um ihn durch» 
zuprügeln). Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 14, vergl. au E 38 339. Dagegen nehmen 
Binding 1 364 und namentlih Hill a. a. D. (wie die früheren Auflagen dieſes 
Kommıentars) an, daß auch in diefen Fällen nur wegen Körperverlegung bezm. 
Zötung zu beitrajen jei. 

. Abnlich geitaltet fi das Verhältnis zue YreiheitsSberaubung des $ 239. 
Idealkonkurrenz ift hier jedenfall8 dann anzunehmen, wenn der Sefangene durch 
die Freiheitäberaubung zu etwas weiterem als zu ihrer Duldung genötigt werden 
fol. So Olsh.⸗Zweig. 14, E 82 301. S. auch Rofenfeld, Bergl. Darftelung 
5 408. 9. A. (wie die früheren Auflagen) Binding, Lehrb. 1 101. Bezüglich 
der übrigen Delikte des 18. Abſchnitts ift mit Geyer in Holgend. Hanbb. 3 568, 
Binding, Lehrb. 1 88 und bejonders Hill a. a. O. anzunehmen, daß jte in dem 
unter 1 daralterifierten Verhältnis zur Nötigung fteben. 

. Zft das Verhalten, zu dem der Genötigte beftimmt wird, eine ftrafbare Handlung, 
jo erfcheint der Nötiger je nach der Sntenfität der Nötigung gleichzeitig als 
Anftifter oder als mittelbarer Täter (vergl. 848 II iau.b), A. A. Hill a. a. O. 
VIIL Über die Frage, ob landesrechtlich das Gebiet der ſtrafbaren Nötigung 

weitereritrectt werben Tann, als e3 das Reichörecht tut, |. Buchka DIZ v. 15./7 1900. 

Bergl. dazu E 84 121 (Streifpoftenitehen). 

IX. Bergl. das Beamtendelift des 8 339. 


$ 241. 


Wer einen Anderen mit der Begehung eines Verbrechens bedroht, wird 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder mit Gelditrafe bis zu Drei= 
hundert Mark beitraft. [SchG]. 


I. Die Bedrohung wird grundfäglicd am richtigften aufgefaßt als Delikt gegen 
den fubjeltiven Mechtäfrieden eines andern (vergl. $ 126). Da das StGB eine befondere 


tw 


@ 


L 
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Gruppe der Delikte gegen ben Nechtöfrieden nicht kennt, die Störung des lest 
aber leicht die Freiheit der Willensbetätigung beeinfluffen fann, jo hat e8 die Bedroh 
in den 18. Abſchnitt aufgenommen, ſodaß fie de lege lata ald Freiheitsgefährdung 
delikt anzufehen ift. ©. über Die verfchiedenen ſyſtematiſchen Auffafiungen beſo 
Goehrs ZStrW 19 479 ff., derjelbe, Der Nechtsfrieden (1900) 65 ff., Binding, Le 
buch 1 102. 108, Rofenfeld, Vergl. Darftclung 5 396, Meyer: Alf. 514. Im Einze 
falle wird eine Beeinträchtigung des Mech tsfriedens oder der perjönlichen Freiheit m 
gefordert. A. U. Fraenkel, Die Delikte der Nötigung, Bedrohung und GErprefi 
(1901) 23. Das Gejeh geht vielmehr davon aus, daß die Beeinträchtigung in 
Bedrohung mit einen Verbrechen unter allen Umftänden zu finden fei. Deshalb i 
‚ 8 auch nicht nötig, daß der Bedrohte die Drohung als ernft gemeint anfteht. Ebenſo 
die herrichende Lchre. S. Olsh.⸗Zweig. 5. | 

I. Die Handlung beiteht in der Bedrohung mit der Begehung eines Bere 
brechens, d. h. in einer Drohung (8 48 Il 1a) in dem Sinne, daß das angekündigte 
Übel gerade die Perſon treffen fol, an welche fich die Drohung richtet. Man wird 
es indeſſen mit der berrichenden Lehre als genügend anjehen dürfen, wenn dem 
Bedrohten durch das Verbrechen ein mittelbarer Schaden entftehen würde. 2.8. 
Drohung mit der Tötung ber Ehefrau ded andern. A. A. Goehrs, Der Nechtöfrieben 
143, Binding, Lehrb. 1104. Im übrigen ift es gleichgiltig, ob der Drohende felbit oder 
ein dritter daS Verbrechen begehen foll, fofern fi nur der Drohende einen Eintlus 
auf das Verhalten des dritten zuſchreibt; ebenfo, ob die Drohung fchriftlich oder 
mündlid oder durch fchlüffige Handlung erfolgt. In jedem Yale aber muß di 
Drohung, wenn auch nur mittelbar, zur Kenntnis des Bedrohten gelangen (Bar 
ObGStr 5 235). Den mitgeteilten Erforderniffen Tann auch eine beding:e 
Drohung entiprechen (wenn du dies oder jenes tuft, fchlage ich Dich tot), ſowie aus 
eine folcye, die wörtlich gar nicht ausgeführt werden kann. Vergl. N 8 342, 6° 
180. — Das angedrohte Übel muß ein Verbrechen im technifchen Einne ($ 1 iin 
Dabei hat man mit der hHerrichenden Lehre anzunehmen, daß bejondere perjönlit: 
Momente (jugendlicyes Alter und Rüdjälligfeit) ohne Betracht bleiben. A. U. Gew 
in Holgend. Handb. 3 585. 

IH. Zum Vorſatz gehört die Borftellung, daß die drohende Außeruung zri 
Kenntnis der Bedrohten gelange und von diefem als ernft gemeint aufgefaßt werk. 
Dagegen ift nicht erforderlich, daß der Drohende ihre Verwirklichung beabfiätist. 
E 4 10. 20 180. 82 102, RMG 1 193. 216, BayObEStr 4 278. Das Bewußticn. 
daß fi) die Zufügung des angedrohten übels gerade als Verbrechen darftelle, wir! 
nicht zu fordern fein (vergl. $ 240 V). Verbindet ſich mit der Drohung der Borjat 
der Nötigung, fo geht das Delikt in dieſes letere über. E 36 131. 


Neunzehnter Abfduitt. 
Diebftahl und Unterfhlagung. 
& 242, 

Wer eine fremde bewegliche Sache einem Anderen in der Abiidt 
wegnimmt, diefelbe fich rechtömidrig zuzueignen, wird wegen Diebftahl: 
mit Gefängniß beitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. [Bei Wert bis 150 M., SchG, sont 
StrK bez. Sch@]. 


8 241. Neunzehnter Abjchnitt. Diebftahl und Unterichlagung. 8 212. 379 








I. Objeft des Diebftahls ift eine bewegliche, in fremden Eigentum und 
Gewahrſam ftebende Sache. Auf den Aggregatzuftand kommt es nicht an. Daher 
tönnen aud) Gag und Wafler geftohlen werden. & 11 117. 14 121. Nicht aber ein 
lebender Menfch, weil er keine Sache ift. Über Diebftapl an Leichen ſ. unten III 2d. 
Eine Kraft, z. 8. ‚Elektrizität, ift nicht ftehlbar. Nachdem dieje früher fehr 
beftrittene Frage von E 32 165 in dem hier (ſchon in der eriten Auflage) vertretenen 
Sinne entjchieden worden mar, ift das Gejet betreffend Die Entziehung ber elektriſchen 
Arbeit v. 9./4 1900 erlaffen worden. Kritiſche Prüfung der älteren Anfichten unter 
eingehender Berüdfihhtigung des naturwiſſenſchaftlichen Standpunktes bei Kohlrauſch 
ZStr% 20 459 ff., vergl. auch Binding, Lehrb. 1258 ff. Anderſeits ift es unerheblich, 
ob die Sache einen Wert hat oder nicht. Vergl. Schauer, Der ftrafrechtlihe Schuß 
mertlofer Gegenftände (1893). A. A. John ZStrW 1 266, Dörr, Über das Objelt bei 
den ftrafbaren Angriffen auf vermögensrechtliche Intereſſen (1897). Da aber die 
Annahme, baß der Berechtigte gegen die Wegnahme nichts einzumenden Habe, den 
Dolus ausfchließt, jo wird e8 bei der Wegnahme wertlofer Gegenftände meift an dem 
jubjeltiven Zatbeftande fehlen. — Über „privilegierte* Sachen f. unter XL 

I. Fortſetzung. Beweglichkeit der Sache. — Die Sache muß eine bewegliche 
fein. Der Umftand, daß fie erft durch den Dieb zu einer beweglichen gemacht wird, 
fteht nicht entgegen. 3. B. Wegnahme einer in einem Haufe feitgentauerten Etatue 
oder Abmähen fremder Frucht (j. jedoch EG 8 2), E 5 42. Abpflügen iſt daher Fein 
Diebftahl ($ 370 Nr. 1), ebenjowenig Grenzverrüdung ($ 274 Nr. 2). 

II. Sortfegung. Fremde Sache. — Die Sache muß ferner für den Täter eine 
Fremde fein, d. h. in dem Eigentum einer andern (natürlichen oder juriftifchen) 
Perſon ftehen. Ob das zutrifft, it nach dem bürgerlichen Rechte des Tatortes 
zu entjcheiden, mag diefer auch im Auslande liegen. Harburger, Vergl. Daritellung 
5 194, RMG 296. Ein „Triminaliftiiches Eigentum” gibt e8 nicht. Nicht Objekte 
Des Diebftahls jind demnach: 

1. die im Eigentum des Täters ftehenden Sachen. Bloßes Miteigentum 
des Täters fchließt die Möglichleit eines Diebftahls nicht aus; denn da ihm nur 
ein ideeller Anteil der Sache gehört, fo ift fie im übrigen für ihn eine fremde 
E 4 83, R 6 239. Vergl. Merkel in Holgend. Handb. 3 636. Dies gilt erft 
recht für die Fälle des Miteigentum zu gefamter Hand. Dagegen ftehen bie zur 
Konktursmafle gehörenden Sachen vor ihrer Veräußerung in ausſchließlichem 
Eigentum de3 Gemeinfchuldnerd. E 39 414. — Über die Frage, ob bei 
irrtümlicher Annahme, daß die Sache eine fremde fei, Verſuch vorliegt, ſiehe 
& 43]; 

2. herrenlofe Saden, d. h. in niemandes Eigentum ftehende. Dabei iſt es 
gleichgiltig, ob die Sache aus redtlichen oder tatjächlicyen Gründen ohne 
Eigentümer ift. 

Hervorzuheben ift folgendes: 

a) Die freie Luft, das im natürlichen Bett fließende Waffer, das Wafler 
im Meere und in Binnenfeen ftehen in niemandes Eigentum (e3 fei denn, daß 
das nad EG 5. BGB Art. 65 aufrecht erhaltene partituläre Wafjerrecht etwas 
anderes bejtimmt). Dasfelbe muß von dem Wafler der Teiche dann behauptet 
werden, wenn diefe einen natürlichen Abflug haben. Ein Diebftahl Tann an 
diefen Objekten erft dann begangen werden, wenn fie durch Aneignung in ein 
Eigentum übergeführt worden find. Eine Aneignung liegt aber nit nur in 
dem Schöpfen des Waſſers, fondern ſchon in dem Ableiten in ein künſtliches 
Gerinne, fobald diefe Ableitung zum Zwecke des Verbrauchs (Waflerleitung), 
nicht aber wenn fie zum Zwecke des Gebrauchs (Mühlgraben) erfolgt. ©. 
darüber W. vd. Hippel, Der Wafferbiebftahl (mit der ſehr bedenklichen Aus⸗ 
führung, daß auch das zu Bewäſſerungszwecken abgeleitete Wajfer, weil zum 
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Verbrauch beitimmt, offupiert und eine widerredhtlide Entnahme desſelben 

nit nad partifulären Feldpolizeigefegen, jondern als gemeiner Viebftahl 

zu beitrafen ſei). — Wafjer in Privatbrunnen ift offupiert. Ebenfo Binding, 

Lehrb. 1 258. 

b) Wilde Tiere in der Freiheit ftehen in niemandes Eigentum, namentlich 
aud) nicht in dem des Jagdberechtigten (vergl. Daher 88 292. 370 Rr. 4. 
BGB 8 690. Das Eigentum wird durch Aneignung, d. h. durch Ergreifung 
des Eigenbefige® erworben, e8 fei denn, daß die Aneignung gejelich verboten 
ift (3. B. 8 368 Nr. 11), oder daß durch die Belikergreifung das Aneignung 
recht eines andern verlegt wird. BGB $ 958, EG 5. BGB Art. 69. In diejen 
Fällen, namentlich alfo bei Wilderei, bleibt das Tier nach herrfchender Anſicht 
herrenlos. Aber auch der Dritte, der das Tier von dem Wilderer in böjen 
Slauben erwirbt, wird nicht Eigentümer. & 39 427. Nimmt jemand dem Bilderer 
oder dem Dritten daß Tier weg, fo begeht er zweifellos feinen vollendeten Tich: 
ſtahl, auch trifft $ 259 nicht zu. Dagegen hält das angeführte Urteil Tiebftahl: 
verſuch an untauglichem Objekt fürmöglid, und Ebner GoltdA 54 252ff. will 52% 
anmenbden. Aber dieje fämtlichen Auffaffungen find abzulehnen. Das geltende 
Recht bietet Überhaupt feine DM öglichkeit der Veltrafung. Die Beantwortung ter 
Frage, ob die Schonzeit dem Eigentumserwerbe entgegenfteht oder nicht, wir 
Davon abhängen, ob während ihrer Dauer nur das Töten, oder aud ba} 
Einfangen des Tier verboten if. ©. darüber Biermann, Tas Sacenrät 
des BGB's zu BOB 8 958 und die dort angegebene Literatur. Erlangt cin 
gefangenes wildes Tier die Freiheit wieder, fo wird es hHerrenlos, men 
es nicht der Eigentümer unverzüglid) verfolgt oder wenn cr die Verjolgunz 
aufgibt. BGB 8 960. Tas Gleiche gilt für den ben ausziehenden Bienen 
Ihwarm. BGB $ 961. — Hinfidhtlid) der jagdbaren wilden Tiere und 
der Fiſche bleibt übrigen! nach EG 5. BOB Art. 69 daS Landesrecht grund 
ſätzlich in Kraft. 

a) Wilde Tiere in Tiergärten und Fiſche in Teihen oder anbern 
gejchloffenen Privatgewäſſern find nicht berrenlos. BGB 880 
(Dabei wird natürlich vorausgejegt, daß die Aneignung nicht verboten war. 
E 39 427.) Ein eingehegtes Revier ift aber noch fein Tiergarten. Mathias, 
Lehrbuch bes bürgerlichen Rechts 8 25. Auch die vor dem BGB herrſchend 
gewordene Praris (E 8 273. 26 218) nahm an, daß nicht ſchon bei jeder 
Umbegung Offupation vorliege. Die Grenze ift allerdings jchwer zu ziehen 
Zunächſt gehört zum Begriffe des Tiergarten ein umfchlofiener Raum, der 
vorzugsweife zum Halten von Zieren beftimmt ift. Aber das genügt nicht. 
vielmehr ijt zu jordern, daß der Raum fo Hein fei, baß der Befiger den 
Herrſchaftswillen ohne längeres Suchen nad dem Tier betätigen fann. 
Ahnlich Rotering GerS 85 364, derfelbe, Befig und Gewahrfam (1901) 27. 
Bergl. auch Etelling DYZ 12 382. — Daß in Häfigen oder Ketten gehaltene 
Tiere und Fiſche oder Krebje in Käften oder Reußen im Eigentum ſtehen, 
ift zweifellos. 

PB) Bei Fang des wilden Tieres in Neben, Schlingen ober Fallen. 
die der Dazu Beredtigte aufgeftellt Hat, ift die Aneignung 
bewirkt, fobald ſich das Tier verfangen bat, aud ohne daß 
der Berechtigte etwas Davon weiß. Denn das BGB fordert $ SH 
zum Befigerwerb nur die Erlangung ber tatjächlichen Gewalt. ©. Biermann 
a. a. D. zu bdiefer Stelle. Iſt dagegen die Syangvorrichtung von einem 
Unberedhtigten aufgeftellt worden, jo bleibt das gefangene Tier gemäß DOG 
& 958 herrenlos. Vergl. auch E 28 89. 82 101. 
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y) Sezähmte Tiere (animalia, quorum natura fera est, die man aber 
ohne bejondere Schugmaßregeln hält) werden herrenlos, wenn fie bie 
Gewohnheit ablegen, an den ihnen beflimmten Ort zurüdzufehren. BGB 
8 960. Die landesrechtlih vielfach gewährte Aneignungsbefugnis von 
fremden Tauben, die im $yreien betroffen merden, wird vom BGB nicht 
berührt. EG 3. BGB Art. 130. Im übrigen gewährt BGB 8 228 
ein Schutzrecht gegen Tiere aller Art, jedoch Teineswegs eine Aneignungs- 
befugnis. 

I Bahme Tiere werden dadurdy, daß fie fich dem Gemwahrjam entziehen, nicht 
herrenlos (3. 8. ein entlaufener Stier). 


c) Dem Gottesdienfte geweihte Saden ftehen nach heutigem Rechte im 
Eigentum der Firde. 

d) Auch an Leihen und Leichenteilen ift heute Eigentum möglich, nämlich 
dann, wenn fie der Beifegung oder Verbrennung entzogen find; 3. B. Leichen 
in Deufeen oder Anatomieen. Abweichend Merkel in Holgend. Handb. 8 
633, Kramer, Die Behandlung d. menfchl. Reichnams (1885), Schulthei, Über 
die Möglichkeit von Privatrechtöverhältnifien am menſchl. Leichnam (1888). 
Bergl. 88 168. 367 Rr. 1. 

e) Teile des menſchlichen Körpers, 3. B. Haare, werben zu Sachen erft 
durch ihre Trennung vom Körper. Man wird der Perſon, zu deren Körper fie 
feither gehört haben, ein ausichließliche8 Aneignungsrecht zugeitehen müſſen, 
jodaß gemäß BOB 8 958 Abi. 2 der Bopfabjchneider nicht etwa durch 
Dkfupation Eigentümer wird. Die herrſchende Lehre (Mittelftein GoltdA 
31 176, Olsh.Zweig. 6, Binding, Lehrb. 1 258), die fich Übrigens auf feinen 
beftimmten Rechtsſatz berufen Tann, geht dahin, daß nıan ohne weiteres Eigen 
tümer der von dem eigenen Körper abgetrennten Sachen werde, und will 
Deshalb den Zopfabjchneider (jofern er den Zopf wegnimmt) als Dieb beftraft 
willen. Dieſe Auffaffung fcheint mir umfjoweniger geredhtfertigt, als jich regel» 
mäßig der Berlegte nicht au feinem Eigentum, fondern an jeinem Körper ge- 
troffen fühlen wird. Vergl. 8 228. 

fi Mineralien ftehen gemäß BGB 8 905 im Eigentum defjen, dem das Grund⸗ 
ſtück gehört, e8 jei denn, daB bad nah EG 3. BGB Art. 67 aufredjt ers 
baltene Bergrecht etwas anderes beitimmt. Iſt aber das Mineral fraft 
Landesrechts herrenlos, fo ift feine widerrechtliche Aneignung doch vielfach 
landesrechtlich ſtrafbar. S. dazu Borbem. 3. 25. Abſchn. und 8 370 Nr 2. 

g) Eine bewegliche Sache wird herrenlos, wenn der Eigentümer in der Abſicht, 
auf das Eigentum zu verzichten, den Beſitz der Cache aufgibt (Dereliftion). 
BGB 8 959. Die Abfiht wird regelmäßig aus den Umftänden zu folgern 

“fein. Der Umftand, daß fi) die Sade in dem Gemwahrfam einer dritten 
Perſon befindet, ſteht der Dereliktion nicht entgegen. Der Dritte wird dann 
aber erft Eigentümer, wenn er den Belig mit dem Willen fortjegt, die Sache 
als eigen zu haben. ©. dazu Biermann a. a. D. zu BGB 88 959. 868 und 
RMG 2 96. Ber es aufgibt, auf eigenem Grundftüd verloren gegangene 
Sachen zu fuchen, gibt dadurch nicht ohne mweiteres den Befig, aljo auch nicht 
da8 Eigentum auf. E 89 26 (Meflinghülfen bei Truppenübungen ver» 
ſchoſſener Batronen). Bei den einer Leiche mit ins Grab gegebenen Sachen 
it im Bimeifel die Abſicht die, daB auf das Eigentum erft fpäter (bei ber 
Zerftörung des Grabes) verzichtet werden fol. In der Zwilchenzeit iſt alfo 
der Diebftahl möglich. So im wefentlihen die herrichende Lehre; j. Harburger, 
Bergl. Darftellung 6 191/2. Behauptet wird die Aufgabe des Eigentums dagegen 
von Didel, Der Tatbeftand des Diebftahls (1877) 25, Binding, Normen 2 558- 
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IV. Fortfegung. Fremder Gewahrfam. — Diebftahl kann mur an einer im 
fremden Gewahrjam ftehenden Sache begangen werden. Fremd ift der Gemwahrijam. 
den nicht der Täter felbft hat. Ob ihn der Eigentümer oder ein Dritter hat, ift gleid- 
giltig. Das Erfordernid des Gewahrſams ftellt das Geſetz zwar nicht ausdrädlih 
auf, es folgt aber daraus, daß die Handlung in einem Wegnehmen beiteht. Tem- 
gemäß Hat die Interpretation von dem Begrifie des Wegnehmens auszugehen und if 
zunädhft zu jagen: im Gewahrjam jemandes fteht eine Sade, fo lange 
al3 fie ibm weggenommen werten kann. Der Gewahrfam erjcheint fomit als 
ein rein tatfächlies Herrichaftsverhältnis über die Sache. Die Art und Weile der 
Herrihaftsausübung aber wird in erfter Linie durch die Beichaffenheit und die 
wirtfchaftliche Natur der Sache beftimmt. Eine tatſächliche Herrichaft über eine 
Sade kann nur der ausüben, dem fie zugänglid ift (1 8 8 13 D 41, 2). Aber 
auch da8 Maß der Zugänglichkeit hängt von der Beichaffenheit und wirtfchaftlicen 
Natur, nicht minder von der Gepflogenheit des täglichen Lebens ab. Bas lekter 
will jagen: eine Lockerung der Beziehungen zu einer Sache rechtfertigt noch nicht die 
Annahme, daß der Gewahrfam an ihr verloren fei, wenn fie immerhin fo gemahr 
wird, wie man feine Sadyen zu wahren pflegt. Nicht nur fteht in meinem Gewahrſan. 
was ich unmittelbar unter meiner Hand habe, ſondern aud) das Mobiliar in meine 
Wohnung, felbjt wenn ich verreift bin. Der Fuhrmann hat Gewahrſam an jewer: 
Wagen, aud) wenn er jelbit fih im Wirtshauſe befindet, während der Wagen au 
geipannt auf der Straße fteht. Ebenjo der Landmann an feinen Pfluge, Den er übe: 
Nacht auf dem Felde läßt; der Reiſende an den Koffer, den der in feiner Rähe 
gehende Dienjtmann trägt; der Kaufmann an Waren, die er Kunden zur Belichtigung 
in die Hand gibt. 

Die Frage, ob zum Gewahrſam ein Herrjhaftswille gehört, if zu 
bejahen. Dan kann nicht jagen, daß eine Sache demjenigen weggenommen werk, 
der fie im feiner tatjächlihen Verfügungsgemwalt hat, eine ſolche aber nicht ausübtt 
will. Der Überzieher, den ein Befucher an ben Garderobehalter meines Hausflur 
hängt, wird nicht mir, fondern ihm weggenonmen. Sft der Dieb fein Vater, jo if 
er gemäß 8 247 ſtraflos. Ebenſo die meiften, vergl. Binding, a. a. DO. 286, Ol: 
Bmeig. 16, v. Liſzt $ 127 und RMGe8 99. 9 255. W. U. Römpler, Der Begriff dei 
Gewahrjams im Livils und Strafreht (1894). Das RG Hat fich, ſoviel ich je. 
ex professo noch nicht mit der Frage befaßt. S. aber (ſcheinbar abweichend) E3 
204. — Gehört aber zum Gemwahrfam ein beftimmier Wille, jo gehört auch 
grundjäglich ein Wiffen dazu. Eine Cache, von der ich nichts weiß, fteht grund 
fäglich nicht in meinen Gewahrſam. Wohl aber Tann mein Gewahrfam an emir 
Sache von ſelbſt andere Sachen mitergreifen, die in gewiſſe Beziehungen zu ih 
treten, auch ohne daß ich in concreto dad Borhandenfein dieſer Bezichungen kenne, 
jedoch nur fofern ich den Willen habe, meinen an der einen Sache beftehenden Gewahr⸗ 
fam auf andere auszudehnen. So erftredt fih 3. B. der Gewahrjam an dem Brid- 
kaſten auf alle darin befindlichen Briefe und mohl au der Gewahrjfam am der 
Wohnung auf die darin für den Gewahrfansinhaber abgegebenen Saden. Über 
einftimmend im Ergebnis die herrſchende Lehre, ſ. bei. E 30 88. Eingehender darüber 
Micelli, Der Begriff des Gewahrſams im Strafrecht (1906) 55 ff. 

Dies vorausgefandt, läßt fich der Gewahrjam beftimmen als das tatſächliche 
Herrihaftsverhältnis einer Perſon über eine Sache, vermöge deſſen 
die Sache der Perſon derartig zugänglich ift, daB dieſe ihren Herr 
ihaftswillen über jie in einer der Gewohnheit des täglichen Leben? 
entiprehenden Weile zu betätigen vermag. 

Der Begriff des Gemwahrfams fällt fomit nit mit dem Beſiße 
im Sinne des bürgerlihen Rechts zufammen, fondern ift ein ſpezifiſh 
ftrafrechtlicher. So v. Bülow GoltdA 45 821 ff., Lobe, Über d. Einfluß des BOB 
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d. Strafrecht (1898) 16 ff., Binding, Lehrb. 1 244, Lucas 329, E 830 88. 84 252 
MG 8 146. Der Unterfchieb liegt im wejentlichen darin, daß der Beſitz ohne tat» 
ihliche Herrſchaft beftehen kann, nicht aber der Gemwahrjam. Died wird gegenüber 
em bürgerl. Recht hauptſächlich in folgenden Beziehungen praktiſch: 

1. Der mittelbare Beſitzer bat zwar Befig, aber feinen Gewahrfjam. 

Ebenio E 37 202. 

2. Der Bejigdiener (Gejinde, Berkäufer) bat zwar feinen Beſitz 
(BGB $ 855), aber doch Gewahrſam. Ebenfo v. Liſzt $ 127. Dagegen fpricht 
ihm Harburger a. a. O. 201 aud den Gewahrfam ab. ©. aud Binding 
a. a. D. 287. 

. Der Beſitz geht ohne weiteres auf den Erben über, nit aber der 
Gewahrfam. BEB 8 857. Daher find Nachlaßſachen fo lange ohne Ge⸗ 
wahrfan, bis ſich ihrer jemand bemädhtigt hat. Vergl. Többen, Diebftahl an 
Erbichaftsfachen (1893) und E 10 257. 34 252. A. A. für gewiſſe Fälle Römpler, 
Der Begriff des Gewahrſams (1894). 

. Durch Übergabe gewiſſer Warenpapiere (des Lagerfcheins, des Lades 
icheins, des Konnojjements) wird zwar Beſitz (HGB 88 424. 450. 647), 
aber niht Gewahrſam an den Waren übertragen. 

Ein Mitgewahrfam (gegen diefen Begriff Harburger a. a. O. 201) vers 
ihiedener Perſonen ift denkbar, ſowohl dann, wenn die mehreren Berfonen foordiniert 
nebeneinander ftehen (3. B. die Inhaber einer offenen Handelsgefellichaft), als auch 
dann, wenn fich die eine bei der Ausübung ihres Gewahrjams dem Willen der andern 
unterordnen muß. Bei Fällen der legteren Art handelt es fich vorwiegend un den 
Mitgewahrſam eines VBefigdienerd. Zwar darf daraus, da dieſer feinen Beſitz 
bat, nicht obne weitere auf den fortdauernden Gewahrſam des Bejißherrn ge- 
ihloffen werden. Ausſchlaggebend iſt aber, daB troß eines Beſitzdieners die Sache 
dem Beſitzherrn noch immer in dem der Gewohnheit des täglichen Lebens ent- 
iprehenden Maße zugänglidy bleiben kann. Zrifft Died zu, fo Hat er neben dem 
Beligdiener Mitgewahrfam, trifft es nicht zu, fo Hat den Gewahrfam lediglich der 
legtere, 3. B. das Dienſtmädchen, dem Sachen zum Verſchluß in feinen Koffer über- 
geben find, oder der Kaffierer, der allein den Kaſſenſchlüſſel hat. Die Mittelsperſon vers 
mag den Gewahrfam der übergeordneten Perjon zu brechen und fomit trog ihres 
eigenen Gewahrſams einen Diebftahl zu begehen. So die herrichende Lehre; 3. T. 
a. %. Beling, 2. v. 8. 283. In dem bezeichneten Berhältnis befinden fich regel» 
mäßig Herrichaft und Geſinde, Prinzipal uud Verkäufer. E 2 1. 21 16. 30 88, 
R 7 302. Ebenſo liegt die Sache bei WMietSverhältniffen, wenn der Vermieter die 
Möglichkeit der ummittelbaren Herrichaftsausübung über die vermietete Sache Hat. 
Died wird allerdings nur dann zutreffen, wenn dem Bermieter ber Zutritt regel- 
mäßig offenjteht; 3. B. bei einer Studentenwohnung, die von der Hausmwirtin oder 
deren Dienftmädchen gereinigt wird, oder bei einem Hotelzimmer. Das RS Hat in 
den feiner Entſcheidung unterftellten Fällen, fomweit erfihhtlich, ftetS den Gewahrſam 
des Bermieterd verneint. E 3 358. 5 42, R 2 284. Hiergegen Olsh.Zweig. 19. Bei 
den von Binding a. a. DO. 287 fog. Gehilfen zum Befig (die er nicht mit den Befig- 
dienern des BGB's identifiziert wiffen will) wird mit ihm überhaupt kein Gewahrjam 
anzunehmen fein. Er verfteht Darunter Perfonen, die, ohne mit der Sache zu 
manipulieren, nur darüber zu wacden Haben, daß fie der Herrichaftsiphäre eines 
dritten nicht entzogen werden, 3. U. bie VBedienfteten eines Hoteld bzgl. der von den 
Reifenden vor die Bimmer geftellten Koffer, oder Wächter aller Art. Jedenfalls ift 
für fie die Sache ein Objekt des Diebftahls. — Über Gewahrfam am Inhalte Hinter- 
legter verfchlofiener VBehältniffe |. $ 243 III a. E. 

Am ausführlichften über den Begriff des Gewahrfams (außer Micelli a. a. DO.) 

Hälihner, Syftem bes preuß. Strafrechts 2 429 ff, Binding a. a. D. 244 ff. 286 ff. 


— 


N 
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(ber den Ausdrud „Beſitz“ vorziebt), Notering, Befit und Gewahrfam (1901) and 
Harburger a. a. D. 198 ff. 

V. Fortiegung. Verluft des Gewahrfams. — Wird die Sade — fei es mil 
bem Willen des Gewahrjangsinhabers, jei e8 ohne dieſen — in ein Verhältnis ge 
bracht, welches es nicht mehr geitattet, den Herrichaftsmwillen in ber Art zu be 
tätigen, wie es der Gewohnheit des Lebens entipridht, fo ijt der Gewahrſam taran 
verloren. Dies gilt namentlidy für verlorene Sachen, unter welchen Begriff auch 
das entlaufene Tier fällt. Dagegen fteht die innerhalb meiner Räumlichkeiten ver» 
legte Sade noch in meinem Gewahrſam. Die von mir an einen dritten befannten 
Orte liegen gelafjene, vergeſſene Sache aber regelmäßig nicht mehr, weil in der 
Mehrzahl dieſer Fälle die normale Beziehung zu ihr bejeitigt if. Ebenſo 
Hälſchner a. a. DO. 433 und E 2 281. A. A. die meiften, vergl. Olsh.⸗Zweig. 17, 
Motering a. a. O. 21. 22, E 83 444 (an einer in einem weiterfahrenden Giien: 
bahnzuge liegen gelafjenen Sache gehe der Gewahrjam nicht ohne weiteres verloren, 
Beizutreten ijt AMG 2 278, das den Gewahrfam als fortdauernd anfieht, wenn ber 
Wiedererlangung feine äußeren Hindernifje entgegenftehen. Jedenfalls kann an Etel: 
des durch Verlieren oder Vergeſſen aufgehobenen Gewahrfang der Gemahrjam bi} 
Orts treten. Dies ift Dann anzunehmen, wenn der Ort ein privater ift; ift er da 
gegen ein öffentlicher, z. B. ein Wirtslofal, jo muß der Herrichaftsmille des Ir⸗ 
habers dazufommen. Daher begeht der Wirt an dem ftchengebliebenen Regenſchirm 
Unterſchlagung, ein dritter aber Diebftahl, jobald der Wirt den Schirm als ſteher⸗ 
geblieben erfannt und in jeine Obhut genommen hat, was übrigens keineswegs ein 
Sicherftellen erfordert. ©. darüber Binding a. a. O. 278. 

VI Die Handlung beiteht in dem Wegnehmen, der fremden Sache aus fremden 
Gewahrfam. Auf die PBerfon des Gewahrſamsinhabers fommt es nicht an. De 
halb faun aud) einem dritten, felbft einem umberechtigten Inhaber, die Sache m 
einer den Diebftahläbegriff erfüllenden Weife meggenonımen werden. Manche wie 
v. Liſzt 8 127, Meyer-Allf. 455, Harburger a. a. O. nehmen fogar und wohl mi 
Recht an, daß die geftohlenen Sachen auch dem Tieb wiederum geſtohlen werds 
tönnen. ©. dazu Olsh.⸗Zweig. 33 und E 11 438. In jedem Falle fteht das Bey 
nehmen in einem jcharfen Gegenfag zum Gebenlafien. Nötigung zum Gebe 
kann Erpreffung jein. ©. aud 3. Einzelnes: 

1. Durch bloßes Berühren der Sache wird der Begriff der Wegnahme nicht erfül: 
(anders die im gemeinen Recht vertretene Kontreftationstbeorie), und went 
auch ebenjo zweifellos die Verbringung vom Orte der Tat (Ablationgtheorie) 
oder gar die Bergung (Fllationstheorie) nicht gefordert werden fan, ſe 
muß doch verlangt werden, daß der Täter felbft den Gewahriam an der Eadt 
erlangt habe (Upprehenfionstheorie). Ebenfo bei. Binding a. a. O. 2%. 
Dish »Ziweig. 24, v. Liſzt $ 127, Harburger a. a. DO. 206. Wer baher einer 
fremden Hund von der Fette löſt in der Hoffnung, ihn demnächft einfangen ji 
önnen, ift vorläufig nur des verfuchten Diebſtahls fchuldig. Aus dem gleichen 
Grunde liegt im allgemeinen fein vollendeter, fondern nur verſuchter Diebfehl 
por, wenn der Täter die Sache am Orte der Tat verftedt, um fie bemnädt 
wegzubringen. Denn wenn er auch durch das Berfteden dem Berechtigten die 
Möglichkeit entzogen hat, fo auf die Sache einzumirken, wie e8 die Gewohnheit 
des Lebens mit ſich bringt, fo hat er doch ſelbſt diefe Möglichkeit noch nicht er- 
worben. Erſt durch das fpätere Abholen wird der Diedftahl vollendet, und folk 
fi) der Täter bei diefer Gelegenheit den Bugang durch Einfteigen oder Er 
brechen von VBehältniffen verjchaffen, fo wäre der Diebftahl ein ſchwerer. Tenn 
er hat in dieſem Falle eine zum Tatbeftande des Diebſtahls gehörig? 
Handlung — die Eriwerbung eigenen Gewahrfams — mittels Einfteigens ulm. 
ausgeführt, Die Praxis hat derartige Fälle verfchieden erledigt. ©. die Rach⸗ 
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weifungen bei Oppenb..Del. 39 und R 2 660, E 12 353. 27 395. (Binding 
a. a. D. 271 nimmt bei bloßem Bruch fremden Gewahrſams ohne Erlangung 
des eigenen nicht einmal Verſuch an). — Umgelehrt liegt im allgemeinen voll 
endeter Diebftahl vor, wenn der Täter in dem fremden Haufe ertappt wird, wie 
er eben die Sache wegzutragen im Begriffe ift. Denn bier hatte er die normale 
Herrſchaftsgewalt, und der Umftand, daß er fie wieder verliert, ift unerheblid. — 
Desgleichen iſt der Diebftahl vollendet, wenn das Dienſtmädchen ein Wäſcheſtück 
der Herrihaft in Zueignungsabſicht in feine Kammer verbringt. — In allen 
erwähnten Fällen find die konkreten Umftände in Betracht zu ziehen. Dies gilt 
auch dann, wenn der Gewahrjamsinhaber die Ergreifung der Sache während 
der Ausführung bemerkt. Trifft er in dieſem Falle fogleich die zur Wieder⸗ 
erlangung erforderliden Maßregeln, jo kann vollenbeter Diebftahl erft dann an⸗ 
genommen werden, wenn der Täter eine vorläufig ruhige Herrichaft über Die 
Sade erlangt hat. Der britte, dem er fie etwa zuftedt, erfcheint dann je nach 
ben Umftänden bald als Gehilfe, bald ala Hehler. 

Die Wegnahme kann auch durch dritte Kräfte (3. B. durch einen adgerichteten 
Hund), namentlich aber aud in der Form der mittelbaren Täterfchaft erfolgen. 
Wenn indeflen jemand eine ihm fremde, aber zugängliche Sache einem dritten 
verfauft und zur Abholung überweiſt, jo lehnt E 21 110 wohl mit Recht Dieb» 
ftahl ab, weil der Überweifende feinen eigenen Gewahrſam erlangt. Es liegt 
Betrug vor. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 24, v. Liſzt $ 127. A. A. Binding a. a. O. 
278, Harburger a. a. O. 207, Meyer-Allf. 456. 


. Entfällt infolge von Einwilligung die Rechtswidrigkeit ber Wegnahme, 


jo entfällt auch der Begriff des Diebſtahls. Selbftverftändlich aber kann nach⸗ 
träglich Unterfglagung an ber Eache begangen werden. An fich ift die Ein- 
willigung einer geichäftsunfähigen Perjon ohne Wirkſamkeit. Wirft aber etwa 
ein Kind feine Ohrringe fort, damit fie ein anderer hole, jo begeht diefer feinen 
Diebftahl, weil der Gewahrjam als etwas Tatſächliches auch von einem Kinde 
aufgegeben werden kann. Sachlich aber darf e8 feinen Unterjchied machen, ob das 
Kind die Ohrringe erft wegwirft oder e8 dem andern Teil geftattet, fie felbft ab⸗ 
zulöfen. Auch Diefem Grund ift E 2 292, AR 4 129 beizutreten, welche Diebftahl 
verneinen. A. A. Harburger a. a. O. 205 und die dort Angeführten. Vergl. dazu 
Biermann a. a. D. zu 3 BB 8 856. Wenn dagegen der Gewahrjamsinhaber 
Ergreifung auf friiher Tat plant, jo liegt darin feine Einwilligung in die 
Begnahme, weil die Einwilligung ſich höchſtens auf die Erlangung fremden 
Mitgewahrjams bezieht. 

VIL Der Vorſazt jest ſich aus verfchiedenen Beſtandteilen zufammen. Er 


erfordert: 


1. 


9 


da8 Bewußtfein, eine im fremden Eigentum und Gewahrſam 
ſtehende Sache wegzunehmen. Hält der Täter die Sache für feine eigene, 
für eine berrenloje oder für eine in niemandes Gewahrjam ftehende (3. B. für 
verloren), fo handelt er ohne den erforderlichen Borjad. ARMS 8 270. Ebenfo, 
wenn er fich jelbit für den Gewahrjamsinhaber anfieht. BayOpl®Str 4 249. 
Bergl. auch daj. 5 184 (rechtsirrtümliche Annahme eigenen Eigentums fließt 
den Borjag aus). Im Übrigen braucht der Täter die Perſon des Eigentums» 
oder Gewahrfamsinhaberd nicht zu kennen, und ein Irrtum hierüber ift uns 


erheblich. Dagegen fchließt irrtümlicyhe Annahme der Einwilligung den Vorſatz 
aus; 


„die Abſicht, ſich Die Sache (rechtswidrig) zuzgueignen. Über den Be- 


griff der Abſicht |. ©. 38. Was dad Welen der Bueignungsabficht betrifft, 
io liegt es auf der Hand, daß das Gefeg von dem Diebe nicht die Abficht 
fordert, im Rechtsſinne „Eigentümer* zu werden. Ebenfo ift ficher, daß die Ab⸗ 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 25 
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fiht einer nur vorübergehenden Benutzung nicht genügt (das furtum usus it 
nur im Falle des & 290 ftrafbar). Deshalb wird von den meiften bie Abſicht 
verlangt, die Sache dem Berlegten dauernb zu entziehen und an ihr bie Ge⸗ 
- famtbeit derjenigen Befugnifie tatfächlih auszuüben, welche rechtlich dem Eigen⸗ 
tümer zuftehen. Bergl. Olsb.- Zweig: 28, aähnlich v. Lifzt $ 127. Man faun aber 
unmöglich forbern, daß der Dieb gerade alle Befugnifle des rechtlichen Eigen- 
tümer8 ausüben wolle. Gegen die übliche Fafjung auch Graf Gleispach, Tie 
Beruntreuung (1905) 23, Harburger, Bergl. Darftellung 6 211. In den Border- 
grund ift die Erwägung zu ftellen, daß, wenn die „Abficht der Zueignung” nicht 
als Abficht des juriftilchen Eigentumserwerbs aufgefaßt werben kann, fie zu- 
nädhft vom wirtſchaftlichen Standpunkte aus beftimmt werden muß, zumal 
da gerade dieſe Auffafjung fich mit dem vulgären Diebftahlsbegriffe Dedit und 
die übliche Definition zu einer ganzen Reihe von Bweifelsfragen Anlaß gibt. 

Auch Harburger a. a. D. 212 fordert die Heranziehung wirtichaftlicher Geſichts⸗⸗ 

punlte. Sedenfalls gehört zur Zueignungsabficht etwas Negative und etwas 

Bofitives: in negativer Beziehung die Abficht, den Berechtigten von ber 

Sadye oder ihrem wirtſchaftlichen Wert auszufcließen; in poſitiver Be» 

ziehung die Abjicht, die Sache ihrem wirtichaftlichen Wert nach Dadurch zu ger 

winnen, daß über fie diefem Werte gemäß verfügt wird. Alles dies läßt ſich zw 
fammenfaflen in die Formel: Bueignungsabficht ift die Abficht in 
eigenem Intereſſe über die Sade ihrem wirtichaftlihen Wert ent- 
ſprechend derartig zu verfügen, daß ber Beredtigte von dem wirt» 

Ihaftliden Werte ausgeſchloſſen wird. (Gegen bie etwas abweichende 

Formulierung in den früheren Auflagen, der ih RMG 8 158 angefchloffen hat. 

mit Recht Grafe, Widerrehtl. Erhebung von Teilbeträgen fremder Sparkafſen⸗ 

guthaben [1904] 42 ff). Kürzer, aber im wejentlicyen übereinftimmenb, bezeichnet 

E 40 10 die Zueignungsabficht ala die Abficht, bie Saheihrem Sachwerte 

nad dem eigenen Bermögen tatſächlich zuzuführen. Rechtsanwalt Neter 

in Kausruhe fchlägt vor: Ablicht, den Eigenbejig der Sache zu erlangen. Mit be 
fonderer Schärfe hat Binding a. a. D. 264 ff. die zwei in der Zueignung Liegen- 
den Momente herausgearbeitet, indem er Enteignung und Aneignung 
unterſcheidet. Dagegen gehört die Abficht der Bereicherung (animus Jucri 
faciendi) nicht zum Begriff. Der Zueignungsabficht,fteht e8 Daher nicht entgegen, 
wenn der Wegnehmende an Stelle der Sache deren Geldwert zur Entichädigung 
für den Berlegten legt. ©. über die frage befonders Hälfchner 2 294 ff, Merkel 
in Holtend. Handb. 3 648 ff, Harburger a. a. O. 206 ff. 

Aus dem Gefagten folgt: 

a) Die Abſicht, die Sache zu zerftören, ift nur dann BZueignungsabfict, 
wenn der eigentümliche wirtichaftliche Wert der Sadye darin befiebt, daß fie 
in einer gewiflen Art zerftört werde und der Wegnehmenbe gerade diefe Art 
ber Berftörung beabfichtigt. B. B. Wegnahme von GSteintohlen, um fie zu ver⸗ 
brennen, von Speifen und von Getränken, um fie zu eflen oder zu trinten 
(vergl. jedoch $ 370 Nr. 5). Nach Olsh. 30 involviert die Zerſtörungsabſicht 
immer die Zueignungsabfiht. Dagegen E 11 139, 35 357, R 5 356. 

b) Die Abfiht, die Sache dem Berechtigten zurüdgzugeben, fleht der 
Abficht ber Zueignung dann nicht entgegen, wenn die Sadye erft nach Aufhebung 
ihres eigentümlichen wirtfchaftlichen Wertes zurüdgegeben werden fol. Xrägt 
das Dienftmädbchen die Kleider feiner Herrin einmal, fo liegt darin feine Bus 
eignung, wohl aber ift Zueignung darin zu finden, baß der Betrag des Spar 
kaſſenbuchs erhoben wird, auch wenn das Sparkaſſenbuch felbft wieder an feine 
Stelle gelegt werben fol. So E 10 369. 22 29. 26 152, Hartmann GoltdA 
40 259 ff, Graf Gleispach a. a. D. 84/5. Dagegen Bauke GoltdA 40 111, 





Neunzehnter Abfchnitt Diebftahl und Unterſchlagung. $ 242. 387 


Dörr SerS 52 1 ff, Meyer 244. 686, v. Liſzt $ 127, Olsh.⸗Zweig. 29, Grafe 
a. a. D. 62 ff. (Betrug; ebenſo wohl audy Binding a. a. O. 265/6), Schneider 
8ſStrWe14 36, Feiſenberger, Die wiberrechtliche Hebung fremder Sparkaſſen⸗ 
guthaben (1895) (Unterjchlagung). Harburger a. a. DO. 190 und Hoelgenbein, 
Sparkaſſenbuch und Sparguthaben (1895) nehmen bei Erhebung beö Betrag 
außer Diebftahl Betrug in Realtonturrenz an. Dagegen ſ. oben $ 73 VII202 
(S. 165), Lucas 368 und E 89 239. Binding gibt zu, daß Diebftahl vorliegt, 
wenn jemand einem andern eine Yahbrlarte wegnimmt in der Abficht, fie zu 
benutzen und durchlocht znrüdzugeben. Darauf, daß Fahrkarten (meift) durch» 
locht werben, kann es aber body unmöglich anlommen. Das Abjchreiben ber 
abgehobenen Summen in Sparkaſſenbüchern hat feine geringere Bebeutung. 
Butreffend nimmt E 40 10 Abficht rechtswidriger Zueignung aud) dann an, wenn 
jemand Biermarlen entwendet, um fie demnächſt für erhaltenes Bier in Zahlung 
zurüdaugeben. Beabfichtigt ber Wegnehmende, die Sache zu verpfänden und 
nad) erfolgter Auslöjung zurüdzugeben, fo liegt feine Zueignungsabficht vor, weil 
dem Berechtigten die Eache weder ihrer Subftanz noch ihrem Werte nad 
entzogen werden joll. Darauf, ob der Täter auf die Möglichleit der Wieder» 
einlöfung hoffen durfte, kommt e8 nur infofern an, als hieraus auf die Abſicht 
der Rüdgabe gejchlofien werden Tann. Ebenfo Binding a. a. D. 264, Olsh.⸗ 
Bweig. 10. Zu weit gehen v. Lilzt $ 127, E 9 382. 11 68, wenn fie nur bei 
begründeter Ausficht der Einlöfung die Zueignungsabficht ausſchließen. Eine 
andere Frage ift die, ob in der Abficht, eine Sache als Pfand zu 
bejigen (bei eigenmächtiger Pfändung), die Abficht vechtswibriger Zueignung 
liegt. Sie ift zu bejahen, wenn der Wegnehmende eventuellen Berkauf beabfichtigt 
(vergl. jeboch unten 3), zu verneinen, wenn er nur einen Zwang auf ben 
Schuldner ausüben will. & 1 193. 12 88. 

e) Den Gegenfag zu bem eigenen Intereſſe des Wegnehmenden 
bildet das bes Berechtigten. Hieraus folgt einerfeits, baß es an 
ber Zueignungsabficht fehlt, wenn der Wegnehmende die Sache im Intereſſe 
des Berechtigten verwenden will RMG 8 146, vergl. 8 370 Nr. 6). Bleiben 
mmilitärifche Dienftfaden im Eigentum bes Militärfisftus und nimmt ein 
Soldat eine foldye Sache einem Kameraden oder der Kammer weg, um fie als 
Dienftfadhe zu gebrauchen, jo begeht er hiernach feinen Diebitahl. Anderfeits 
folgt, daß Zueignungsabſicht auch dann vorliegt, wenn der Wegnehmende Die 
Sache an einen dritten weitergeben mill, gleichgiltig, ob entgeltlich oder 
unentgeltlich, gleichgiltig, ob der dritte von vornherein in den Plan eingeweiht 
war oder nicht. Das Weitergeben ber Sache erfolgt jedenfall3 infofern im 
eigenen Intereſſe, ald der Wegnehmende fein Intereſſe auf das dritter erftredt. 
Hierdurch erledigt fich wohl das Bedenken von Graf Bleispad a. a. D. 19. 
Im übrigen ift an der vertretenen Anficht deshalb feitzubalten, weil, wenn der 
Dritte die Sache in gutem Glauben erwirbt, Doch irgenb jemand ftrafbar fein 
muß. Ebenjo Harburger a. a. O. 212, E 21 16. A. N. v. Lifzt $ 127, Binding 
a. a. ©. 270, wohl auch Olsh.⸗gZweig. 26. 

3. Die beabfichtigte Zueignung muß eine rechtswidrige jein, und der Weg- 
nehmende muß wiſſen, daß fie es ift. Nechtswidrig ift aber die Zueignung, 
wenn fie in einem vom Recht nicht gebilligten Widerſpruch mit dem Eigentums⸗ 
recht bes Berlebten fteht, aljo ohne rechtlichen Nechtfertigungsgrund gejchieht. 
So Harburger a. a. D. 210. ©. auch Graf Gleispach a. a. D. 81. 83. Diejer 
Widerſpruch liegt nicht vor bei Einwilligung des Eigentümers, ferner dann nicht, 
wenn der Wegnehmende einen fälligen Anſpruch auf Übereignung der indivibuellen 
Sache hat. Bergl. auh BGB $ 910. Die Annahme, daß einer diejfer Umftänbe 
gegeben jei, befeitigt daS Bemußtjein der Rechtswidrigkeit aud) dann, wenn er 

25* 
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in Wahrheit fehlt, z. 8. trrtümlihe Annahme, daß ber Eigentümer mit der 

Bueignung einverftanden fei, bezw. bei erlangter Kenntnis fein werd. Nimmt 

der Gläubiger die feiner Forberung entiprechende Geldfumme dem Schuldner 

eigenmädhtig weg, jo handelt er zwar objektiv rechtswidrig, ſubjektiv aber wird 
ihm das Bewußtfein ber Rechtswidrigkeit meift fehlen. So die herrſchende Lehre. 
Berg. bejonders E 2 184, Olsh.- Zweig. 34. 

VIIL Vollendet ift der Diebftahl mit der Wegnahme, nicht erft mit der Jueignung 
©. dazu $ 46 VII. Ein firafbarer Verfuch liegt 3. B. in dem Ausftreden des Armes 
nad bem Dbjelt. R 2 179. 

IX. Über die Frage, wer durch den Diebftahl verlegt ift, |. $ 2471. 

X. Was die Möglichkeit einer Idealkonkurrenz mit $ 242 betrifft, jo if vor 
allem zu beachten, daß an einer Neihe von Sachen Fein gemeiner Diebftahl begangen 
werben kann, obwohl fie im fremden Eigentum und Gewahrjam ftehen. Im Anſchluß 
an Lehr (An melden Saden kann kein gemeiner Diebftahl begangen werden? (1894) 
kann man biefe Sachen als „privilegierte” bezeichnen, obwohl genau genommen nicht 
die Sachen oder deren Eigentümer, fondern der Wegnehmende privilegiert if. Die 
Brivilegierung beruht hauptſächlich auf ben durch EG $ 2 aufrecht erbaltenen Feld- 
und Forfidiebftahlsgefegen. Außerden ſ. StGB 88 247. 291. 370 Nr. 2. 5. Soweit 
die Brivilegierung reicht, ift Idealkonkurrenz ausgeichlofien. Ebenfowenig iſt Ideal⸗ 
konturrenz mit Raub ($ 249) möglich, wohl aber mit den Delitten der $$ 133. 137. 
Qualifizierte Fälle ſ. 88 243—245. 252, MSetGB 86 127. 134. 138. 

Darüber, daß dem Eigentumsrecht des Berletten wideriprechende Berfügungen. 
die der Dieb nad) der Wegnahme über die Sache trifft, fein bejonderes (etwa in 
Realkonkurrenz tretendes) Delift ausmaden, |. S. 165 c 8 und E 35 64. 

Über das Verhältnis zur Erpreffung vergl. $ 258 VI2. 


8 243. 


Auf Zuchthaus bi zu zehn Jahren ift zu erfennen, wenn 

1. aus einem zum ottesdienfte beftimmten Gebäude Gegenftände ge 
ſtohlen werben, welche dem Gottesdienfte gewidmet find; 

2. aus einem Gebäude oder umſchloſſenen Raume mittel Einbruchs 
Einjteigens oder Erbrechens von Behältniffen geftohlen wird; 

3. der Diebjtahl dadurch bewirkt wird, daß zur Eröffnung eines Ge 
bäudes oder der Zugänge eines umfchloffenen Raumes, oder zur 

. Eröffnung der im Innern befindlichen Thüren oder Behältnifie 
falſche Schlüjfel oder andere zur orbnungsmäßigen Eröffnung nicht 
beitimmte Werkzeuge angewendet merben; 

4. auf einem öffentlichen Wege, einer Straße, einem öffentlichen Platze, 
einer Wafjeritraße oder einer Eifenbahn, oder in einem Poftgebäude 
oder dem dazu gehörigen Hofraume, oder auf einem Eifenbahnhofe 
eine zum Neijegepäd oder zu anderen Gegenftänden ber Beförberung 
gehörende Sache mittels Abſchneidens oder Ablöfens der Befeftigungs: 
oder Bermwahrungsmittel, oder durch Anwendung falfcher Schlüſſel 
oder anderer zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beftimmter Werk 
zeuge geitohlen wird; 
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5. 


6. 


7. 


der Dieb oder einer der Theilnehmer am Diebſtahle bei Begehung 
der That Waffen bei ſich führt; 

zu dem Diebſtahle Mehrere mitwirken, welche ſich zur fortgeſetzten 
Begehung von Raub oder Diebjtahl verbunden haben, oder 

der Diebitahl zur Nachtzeit in einem bewohnten Gebäude, in welches 
fich ber Thäter in Diebifcher Abficht eingefchlichen, oder in welchem er 
ſich in gleicher Abficht verborgen hatte, begangen wird, auch wenn zur 
Zeit des Diebſtahls Bewohner in dem Gebäude nicht anmwejend find. 
Einem bewohnten Gebäude werden der zu einem bewohnten Gebäude 
gehörige umfchloffene Raum und die in einem folchen befindlichen Ge⸗ 
bäude jeder Art, jowie Schiffe, welche bewohnt werden, gleich geachtet. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht 


anter Drei Monaten ein. [StrK]. 


1. 
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I. Die Stelle behandelt den ſchweren Diebftahl. 

D. Zu Rr. 1. Der Begriff des Stirchendiehftahls verlangt: 

erhöhten Rechtsfrieden (Heiligkeit) Des Ortes, aus dem geftohlen wird. 
Es muB nämlich geftohlen werden aus einem zum Gottesdienft beftiimmten 
Gebände. Über den Begriff des Gebäudes f. unter IIL, über den des Gottes⸗ 
dienſtes 8 166 I 1. Gleichgiltig ift die ftaatskirchenrechtliche Stellung der Religions⸗ 
gejellfchaft, die ihren Gottesdienft in dem Gebäude abhält. Zum Gottesdienft 
beftimmt ift daS Gebäude erjt dann, wenn es tatjächlich gottesdienftlichen Zwecken 
fiberwiefen ift. Eine noch einzumweihenbe Kirche gehört nicht hierher. Das Gebäude 
als ſolches muß zum Gottesdienfte beftimmt fein. Dem fteht nicht entgegen, 
daß einzelne Räume (Wohnung des Glödners, Konfirmandenfaal) andern Zweden 
dienen. Anderſeits aber wird ein profaned Gebäube nicht dadurch ein zum 
Gottesdienft beftimmtes, daß etwa der Eigentümer einzelne Zimmer zum Gotted- 
dienſte feiner Religionsgefellichaft hergegeben hat. Ebenſo Brüdner, Der aus⸗ 
gezeichnete Diebftahl (1905) 78. A. U. Hälfchner 2 314, Olsh.⸗Zweig. 4, Oppenh.⸗ 
Del. 8, welche entgegen bem Wortlaute annehmen, daß Diebftahl aus einem zum 
Gottesdienft beftimmten Raumı erforderlich und genügend jet. — Die Sachen müfjen 
aus einem zum Gottesdienft beitimmten Gebäude geftohlen werden, d. h. fie 
mäflen fich zur Beit der Tat darin befinden. Daß der Dieb feldft das Bebäude 
betrete, ift nicht erforderlih. Der Kirchendiebftahl erforbert ferner 


‚erhöhten NRechtsfrieden (Heiligkeit) der geftohlenen Sade; fie 


muß dem Gottesdienfte gewidmet, alfo zu liturgiichen Zwecken beftimmt fein 
(Abendmahlsgerätichaften, Kruzifix auf dem Altar). Dem Brivatgebraudge beim 
Sottesdienfte bienende Sachen gehören nicht hierher, 3. B. Geſangbücher, deren 
fi} die Gemeindbemitglieder bedienen können. Die Praxis nimmt an, dab als 
dem Gottesdienft gewidmet auch ſolche Sachen anzufehen find, deren Benugung 
bie Feierlichkeit erhöht (Altarkerzen). Bergl. Oppenh.⸗Del. 12. Dagegen Brüdner 
a. a. O. 79. 

II. Zu Nr. 2. — Bei ben bier behandelten Fällen des Einbruchdiebſtahls 


mũſſen zufammentreffen: 
1. erhöhter Rechtsfrieden des Ortes, aus dem geftohlen wird. Der 


Drt kann fein 
a) ein Gebäude, d. h. ein alljeitig umfchloffenes (mit Wänden und Dach verfehenes), 
in den Luftraum ragendes, den Eintritt von DMenichen geftattendes Bauwerk. 
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b) 


das derartig unbeweglich iſt, Daß es ohne Berlegung in feine Teile nicht von 
der Stelle gefchafft werben kann. Co bie herrichende Lehre, wenn auch mit 
teilmeife abweichender Formulierung. E 3 111. 4 483. 10 103. Künftlerwagen 
oder Schäferkarren find, weil beweglich, feine Gebäube. Feſte Verbindung mit 
dem Grund und Boden ift nicht erforderlich; e8 genügt Unbeweglichkeit Duck 
eigene Schwere. E 10 108. Ebenſowenig ift erforderlich, daß der Standort 
des Gebäudes als dauernder gedacht fei; daher find auch Zirkus- oder Aus 
ſtellungsgebäude hierher zu rechnen. Anderſeits find Bergwerkftollen, weil nicht 
in den Luftraum hineinragend, feine Gebäude. Ebenſo & 8 411, jedoch deshalb, 
weil fie nicht zum Schuge von Menſchen ober Tieren dienen. Ein unter Dad 
ftehender, wenn auch noch unbewohnter, Neubau ift Gebäude; dagegen mid 
eine auf einer Seite offene Marktbude, ebenjowenig eine Laube. Eine Hunde⸗ 
hütte ift, fofern fie den Eintritt von Menfchen nicht geftattet, fein Bauwerk. 
E 7 262. Einzelne Urteile des RG, 3. 3. E 10 108, fordern zum llnter 
ſchiede von der Hütte eine dem Zwecke des Schuges von Menſchen vder Tieren 
entiprechende Dauerbaftigfeit und Feitiglfeit des Baumateriald. — Der Umftand, 
Daß der Täter Bewohner des Gebäudes ift, fteht der Anmwendbarfeit der Stelle 
nicht entgegen. E 80 388. — Der Ort des Diebftahls Tann ferner fein 


ein umichlofiener Naum, d. h. ein Zeil der Erde, beflen Betreten durch nicht 
ganz leicht zu Überwindende ringsum vorhandene Hinderniffe Unbefugten verwehrt 
if. Schiffe und Künftlervagen find, weil fie feine Teile der Erde umſchließen, 
fein umfchloffener Raum. & 4433. Wohl aber Bergwerksſchächte und -Stollen, 
fofern der Eingang durch Hindernifle der bezeichneten Art verwahrt if. E 8 411. 
A. 9. Binding, Lehrb. 1 298. Ein überfchreitbares Hindernis genügt midt. 
Nach RMG 10 124 foll e8 dagegen überhaupt nicht darauf ankommen, ob die 
Überwindung der Umfchließung mit Schwierigkeiten verbunden if. Wil mau 
bie Entſcheidung nicht von reinen Zufälligleiten abhängig machen, fo barf man 
auf einzelne Lüden in der Umfchließung fein Gewicht legen. Deshalb flieht 
auch das VBorhandenfein einer unverfchloffenen, felbft das einer offenen Tür bem 
Begriff des umſchloſſenen Raumes nicht entgegen. Ebenjo Binding a. a. O. 
Etwas enger E 18 423, welches Urteil den Fall auönehmen will, daß der 
Zugang überhaupt unverſchließbar und ohne Echwierigfeiten zu benuhen if, 
oder, obwohl verſchließbar, nicht zur Zeit des Diebftahls, fondern fortwährend, 
oder doch regelmäßig, für jeben ſichtbar offen fteht. Ähnlich & 7 262. Dagegen 
legen Dlsh.»Zweig. 8 Gewicht darauf, daß ber Dieb die Eriftenz des unver: 
ſchloſſenen Eingangs nicht gefannt haben dürfe, oder doc, wenigftens an feiner 
Benußgung behindert gewejen fein müſſe. Nach Oppenh.⸗Del. 21 hebt das Bor» 


handenſein eines unverfchließbaren Eingangs ben Begriff eines umſchloſſenen 


Raumes ohne weiteres auf. E 32 141 will beim Borhandenfein einer unver 
ſchloſſenen Tür den Begriff des umſchloſſenen Raumes dann nicht anwenden, 
wenn der Zugang „offenfichtlic ein derartiger tft, Daß er don jedermamı frei 
und ungeftört benußt werben kann“. — Die Praris bat vielfach die Umſchließung 
durch natürliche Schugmwehren ber durch Tünftliche gleichgeachtet. Mit Unredt; 
denn der Wille des Beliterd Tann nur durch Fünftliche Vorrichtungen zum 
erfennbaren Ausdrude gebradht werden. Es ift auch fein Grund erfichtlid, 
weshalb eine Flußinſel ohne weiteres ein umfchloffener Raum fein jollte. Da 
gegen bat man mit Recht aus dem Zwecke der Umſchließung gefolgert, daß ber 
Raum genügend fein müfle, um das Betreten durch Menichen von normaler 
Größe zu geſtatten E 7 262. Der Einbruchsdiebſtahl fordert weiter 


2.eine die Energie des verbrecheriſchen Entſchluſſes beweiſende 
Art der Ausführung des Diebſtahls und zwar mittels Einbruchs, Ein⸗ 
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fteigens oder Erbrechens von Behältnifien. Dies in dem Sinne, daß eine der 
bezeichneten Handlungen gerade zu dem Zwede des Diebftahls vorgenommen 
wurde, Wer in ein fremdes Haus einfteigt, um darin zu nächtigen, und erſt 
zufolge eines in dem Haufe gefaßten Beſchluſſes eine darin vorgefundene Sache 
wegrimmt, begeht feinen ſchweren Diebitahl. E 8 410, RM 8 327. War ber 
Borfat des Diebes auf Wegnahme einer beftimmten Sache gerichtet und hat 
er demnächſt die Ausführung des Borfages freiwillig aufgegeben, fo ift er in 
Diefer Beziehung gemäß $ 46 ftraflos. Der Umftand, daß er nunmehr eine 
andere Sache entwendet, ändert daran nichts. Gelbitverftändlich aber haftet er 
wegen Entwendung diefer Sache unter dem Geſichtspunkte des einfachen Dieb- 
ſtahls. Das RE, vereinigte Strafjenate, E 14 312 erllärt, daß bei einheitlicher 
Handlung ſchwerer Diebftahl vorliege, daß es aber an der Einbeitlichleit der 
Handlung fehle, wenn nach dem Einfteigen das beabfichtigte Stehlen aufgegeben 
und demnächſt infolge eines neuen Diebſtahlsvorſatzes ein neuer Diebftahl unter 
Benutung des früheren Einbruch8 begangen wird. Dieſe legteren VBorausjegungen 
werben gerade hier gemacht. Neu“ iſt der Diebſtahlsvorſatz deshalb, weil der 
vor dem Einfteigen vorhandene auf eine beitimmte Sache Tonfretifiert war; ift 
aber der Diebftahlsvorjag neu, fo ift e8 auch der Diebitahl ſelbſt. A. U. 
namentlid) Binding, Lehrb. 1 297/8, der ſtets ſchweren Diebſtahl annimmt. ©. 
auch & 370 Nr. 5. 

Hat der Dieb zuerft verfucht, die Sache mittels Einfleigens ufw. zu erlangen, 
dann aber tatfächlich in der Form des einfachen Diebftahl® weggenommen, jo 
nimmt die Praris Idealkonkurrenz zwiſchen verſuchtem ſchweren und vollendetem 
einfachen Diebftahl an. Nach den Ausführungen des $ 73 VIL2b würde ba 
gegen nur der leßtere vorliegen. Schwierigfeiten bereitet auch der Yall, daß der 
Dieb einbricht, geitört wird, aber bei anberer Selegenheit unter Benußung der 
früher gemachten Öffnung den Zugang erlangt und nun wirklich ftiehlt. Nimmt 
man zwei jelbftändige Handlungen an, fo konkurrieren verjuchter fchwerer Dieb» 
ftahl und vollendeter einfacher; nimmt man nur eine Handlung an, fo liegt 
vollendeter ſchwerer Diebitahl vor. Man wird aber daS erftere nur dann an⸗ 
nehmen dürfen, wenn in der Zwiſchenzeit der Dieb den Entichluß, die Sache auf 
diefem Wege zu erlangen, aufgegeben hatte und demnächſt den Diebftahl auf 
Srund eines neuen Entfchluffes ausführt. Vergl. Olsh.⸗Zweig. 25 und über bie 
ganze Lehre Köhler, Die Grenzlinien zwiſchen Idealkonkurrenz und Geſetzes⸗ 
fonturrenz (1900) 71 ff. 

Zu den einzelnen Ausführungsmitteln ift folgendes zu bemerken: 

a) Einbruch bezeichnet die gewaltfame mit Verlegung der Sachſubſtanz verbundene 
Befeitigung ber Hinberniffe. Ebenjo v. Lilzt $ 128, Olsh.⸗Zweig. 17, Brüdner 
a. a. D. 83, während die herrſchende Lehre eine Verlegung nicht fordert. ©. 
3. ®. Binding, Lehrb. 1299, E 4 353 (da3 gewaltſame Auseinanderbiegen ber 
Flügel eines Scheunentors ſei Einbruch). Jedenfalls gehört zum Einbruch die 
Aufwendung von Kraft (Gewalt) und zwar foviel, wie gerade zur Überwindung 

des in der Sachſubſtanz liegenden Wiberftandes erforderlich it. ARME 6 250. 

Nach der herrichenden Lehre muß ber Einbruch von außen ber erfolgen, ſodaß 

fi) der Dieb das Gebäude oder den umfchlofjenen Raum buch das Einbrechen 

zugänglich macht. E80 122. Das trifft indeffen, wie Meyer-Allf. 461 betonen, 
nicht zu, doch gleicht die herrichende Lehre die Differenz dadurch wieder aus, 
daß fie anderjeitS den Begriff bes Behältnifles zu weit faßt. ©. barliber unter 
© Daß der Dieb in das Gebäude oder den umſchlofſenen Raum felbft ein- 
getreten fei, ift nicht notwendig; es ‚genügt Zugänglichmachung für die Hände 
ober Inſtrumente. 

b) Einfteigen beveutet: Betreten eines Gebäudes oder umſchloſſenen Raumes 
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durch eine hierzu nicht beſtimmte Offnung, nachdem ein dem Eintritte entgegen⸗ 


ſtehendes Hindernis durch Steigen beſeitigt worden iſt. — Dabei iſt Betreten 


mit mindeſtens einem Fuße erforderlich. Ähnlich E 4 175, vergl. dagegen 
DOppenb.- Del, 33 (enticheidend fei der Schwerpunkt des Körpers). Ein Hinaui- 
flettern an dem Gebäude genügt zweifellos nicht. — Zum Steigen gehört 
ſchon dem Sprachgebrauche nad fein Heben des Körpers („Abſtieg“); da- 





ber ift auch das Einkriechen als Einfteigen anzufehen. So die meilten. 


auh R 7 348. 8 601. Abweichend E 6 186. — Bildet eine mit einer 
Leiter verſehene Dachlufe den regelmäßigen Zugang, fo wird durch Bemutung 
dieſes Weges ber Begriff des Einfteigens nicht erfüllt. NR 2 16. — Ebenio 
entfällt der Begriff des Einfteigend, wenn es an einem fachlichen Hindernis 
fehlt. Genauer: wenn das Hindernis überwunden wirb ohne Anderung der 
ganzen horizontalen Lage des Körpers, fo liegt kein Einfteigen vor. Uber 
ſchreiten iſt daher fein Einfteigen. R 1 470. 4 475. 7 10. € 20 209. Roh 
aber Überſpringen, fofern ein ſolches erforderlich war. — Das Einfteigen 
braucht ebenjowenig wie das Erbrechen von außenher zu erfolgen. Ein Einfteigen 
innerhalb desjelben Gebäudes genügt. Ebenſo Binding, Lehrb. 1299, Hälfchner 
2 321, Olsh.⸗Zweig. 21 (dieje jedoch a. A. bezgl. des Erbrechens; ſ. o. al. 
Aa R 23416. E 8 102. 30 122, Oppenh.⸗Del. 33, Rüd.»Stengl. 47. Tas 
Einfteigen muß in dasjenige Gebäude ufw. erfolgen, aus dem geftohlen wird. 
Einfteigen in ein anderes Haus, aus dem dann in ordnungsgemäßer Weiſe 
der Zugang erlangt wird, genügt nit. R 2 46. — Bebdient fich ber Täter 
einer ſchuldlos handelnden Perſon in der Art, daß dieſe einfteigt, fo haftet er 
auch für das Einfteigen. Ebenſo Harburger, Bergi. Darfiellung 6 255. AL 
E 2% 87. ©. audı E 89 104. 

c) Behältnis ift jeder die Sachen alljeitig dedende, zur Aufnahme von Sachen 
beftinnmte Raum (mit Ausnahme des „Gebäudes“, des „umichlofienen Raum!” 
und deren Zeile), alfo 3. 3. Kilten, Truhen, Bulte, Kaflenjchränte Te 
herrichende Lehre dehnt den Begriff des Behältniffes auf Teile des Gebäude 
bes umfchloffenen Raumes, namentlidy) alfo auf Zimmer, Speicher, Borratt 
kammern aus. E& 1 216. 37 353. Dies ftimmt weder zu dem Eprachgebraudk 
bes gewöhnlichen Lebens, noch zu dem des Geſetzes. In letterer Beziehung 
tommt namentlich in Betracht, daß Nr. 3 Türen neben den Behältniflen erwähnt. 
Stellte jeder durch eine Tür abgegrenzte Raum ein Behältnis dar, fo wäre 
dies unerflärlich. Nur das wirb man zugeben dürfen, daß Wandſchränke oder 
etwa durch Geheimtüren zugängliche Kleinere Gelaſſe als Behältniffe anzufeher 
find. Denn die zu dieſen führenden Türen find mefentlich anderer Art, al 
die in Gebäuden befindlichen. Gegen die herrichende Lehre auch Hälſchner 2 318. 
— Ob der Verſchluß durch Riegel oder Schlöffer im technifchen Sinne ober 
durch Zunähen oder durch Zufiegeln bewirkt ift, ift gleichgiltig. Auch braudt 
der Berichluß nicht als Maßregel gegen das Bugreifen Unberechtigter erſcheinen. 
N 1 832. 8 536. Dagegen erllärt E 20 165, daß ein mit Federn gefüllte 
Bettkiſſen nicht als Behältnis angejehen werden könne, weil ihm keine von feinen 
Inhalte verichiedene jelbftändige Bedeutung zulfonme. Daß ein Bilderrahmen 
fein Behältnis ift, fprit (in Übereinftimmung mit der oben gegebenen 
Definition) E 80 207 aus, 

Das Erbrechen des VBehältnifies jegt ebenjo wie das „Einbrechen“ (aufer 
Kraftanwendung) eine Verlegung der Sachſubſtanz voraus. Ebenſo v. Lil 
8 128, DOl3h.- Zweig. 23. U. A. die herrſchende Lehre. — Tas Erbrechen muß 
innerhalb des Gebäudes oder umſchloſſenen Raumes ftattfinden, weil nur unter 
biefer Borausfegung mitteld Erbrechens ufw. aus bem Gebäude uſw. gefohlen 
wird. E 7 419. 80 388. Hat alfo der Dieb die Frechheit, das ganze 
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Behältnid mitzunehmen, fo begeht er nur einen einfachen Diebftahl! — Nach 
der berrichenden Lehre genügt e8, wenn ber Dieb innerhalb des Ges» 
bäudes oder umfdlofjenem Raumes, aus dem er ftehlen will, ein 
Behältnis erbricht, nur um ein Mittel zur Erlangung bes Diebſtahlsobjekts 
zu erhalten; 3. B. den Echlüffel zu einem Zimmer. R 23 102, E 40 94. 

Die faft allgemein aufgeftellte Behauptung, daß burd das Erbrechen bes 
Behältnifies (und den Einbrud) die Sahbejhädigung Zonjumiert werde, 
trifft nicht zu, da Fälle denkbar find, bei denen trog des Erbrechens eine Sach⸗ 
befhädigung nicht begangen wird, mithin keine ſogenannte Geſetzeskonkurrenz, 
fondern Ideallonkurrenz vorliegt. 3. B. ein Hotelwirt oder ein fonftiger 
Vermieter möblierter Zimmer entwendet durch Erbredden feines Pultes dem 
Mieter gehörige Sachen. Gegen die berrfchende Lehre mit Recht E 15 12. 
Bergl. auch € 80 388. Eben deshalb bleibt der Täter, der nach der Erbrechung 
vom Viebftahle zurüdtritt, wegen Sachbeſchädigung ftrafbar. 

Ber den Gewahrjam an dem Inhalte des Behältniſſes bat, Tann ihn felbft- 
veritändlich nicht „wegnehmen“, durch feine Aneignung alfo höchſtens Unter- 
ichlagung begehen. Es befteht nun fein Zweifel darüber, daß dem Vermieter 
eined möblierten Zimmers der Gewahrjam an den Saden des Mieters nicht 
zufteht, mag man ihn auch einen Mitgewahrjam an feinen eigenen zufchreiben. 
Sehr beitritten aber ift die Frage, ob im übrigen der Gewahrjan an einem 
verſchloſſenen Behältniffe, deſſen Schlüffel fi in den Händen eines andern 
befindet, ſich aud) auf die darin befindlichen Eachen erfiredt. Man denke daran, 
daß jemandem ein verſchloſſener Koffer in Verwahrung gegeben wird. E 5 
222. 35 115 nehmen bier wohl mit Recht Gewahrjam des Tepofitars auch 
bezüglid) bes Inhaltes an. A. U. Binding, Lehrb. 1 289, Harburger, Bergl. 
Darftellung 6 289. 

IV. Zu Nr. 8. — Im Gegenfag zu Nr. 2 tritt bei dem Nachſchlüfſeldiebftahl 
als Etrafihärfungsgrund nicht der Ort, fondern nur das Mittel der Ausführung 
auf. Das Objekt des Diebſtahls braucht fich fomit nicht in dem Gebäude oder um⸗ 
ſchloſſenen Raume zu befinden, zu beflen Eröffnung uſw. falſche Schlüſſel uſw. an» 
gewendet werden. Wer mitteld eines Dietrichs aus einem Gebäude den Schlüfiel zu 
einem im Freien ftehenden Behältniffe erlangt, und unter Benußung des Echlüfiels 
aus diefem legteren Sachen ftiehlt, fällt unter Nr. 3. ©. auch E40 153. Im übrigen 
in der Sag „Dadurch bewirkt wird, daß ...“ nur eine Auflöfung der in Nr. 2 gebrauchten 
Präpofition „mittel3*; die Ausführungen unter IIL 3 gelten deshalb auch hier. 

1. Ein falſcher Schlüffel ift ein folcher, den der Berechtigten zur ordnungs⸗ 
gemäßen Eröffnung nicht ober nicht mehr beitimmt hat, daher auch der verloren 
gegangene Sclüffel, jobald der Berechtigte einen Erjagichlüffel erworben oder 
das Suchen aufgegeben hat. E 5 17. Ebenſo ein Echlüffel zu Mietsräumen, 
den der Vermieter ohne Wiſſen des Mieter zurüdbehältl. E 11436. ©. aud 
E 40 80. Etets aber fett die Stelle voraus, daß ein Verſchluß vorhanden 
it, der ordnungsgemäß nur mittels eines beftimmten Schlüffels geöffnet werben 
fol. & 27 285. 29 388, RG in GoltdA 49 128. 

. Dem falſchen Schlüffel find gleichgeftellt andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung 
nicht beſtimmte Werkzeuge d. 5. ſolche Werkzeuge, die den Verſchlußmechanismus 
in Bewegung jegen und zu Diefem Zwecke benugt werden. Einführung durch das 
Cchlüfjelloch ift dagegen nicht erforderlih. E 27285. ALS Verſchluß genügt nur 
ein Schloß oder eine Ichloßähnliche Vorrichtung, 3. B. ein Riegel. R 6 516. Ein 
Eröffnen liegt nah E 84 45 nicht vor, wenn jemand durch Einwerfen von 
Knöpfen oder Metalltüden den Mechanismus eines Automaten in Funktion 
jest. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 294, Olsh.⸗Zweig. 34. — Auch hier gilt dag 
unter 1 a. E. Geſagte. E 11 360. 
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V. Zu Nr. 4. — Der hier behandelte fogenannte Poſt⸗ oder Transportmittel: 


diebftahl erfordert folgendes: 


1. 


* 


einen beſonders befriedeten Ort, an dem geſtohlen wird. Über 
öffentliche Wege und Plätze f. $ 116 1. Strafen find nach der Auffaflung des 
Geſetzgebers ftets öffentlich. Waflerftraßen gehören nur infofern hierher, als fie 
dem Öffentlichen Berfehre nicht nur zugänglich find, fondern auch tatſächlich zum: 
öffentlichen Verkehre benugt werben. Die offene See ift, wie aus & 250 Ar. 3 
folgt, feine Waflerftraße. E 33 57. Wegen ber Häfen vergl. E 33 371. Darüber, | 
daB zu ben Eifenbahnen nur die dem allgemeinen Verkehr offenftehenden zählen, 
ift man einig. Wenn man darüber ftreitet, ob nur Dampf⸗ (elektrijche) oder 
auch Pferdebahnen, fo ift diefe Frage müßig. da Pferbebahnen doch nur aui 
Öffentlichen Wegen oder Straßen vorhanden find. Auch liegt nicht der geringie 
Grund dor, Lokale oder Kleinbahnen auszunehmen, da — abgejehen von dem 
erwähnten Grunde — nicht erfichtlich ift, weshalb der Verkehr auf ihnen ım 
geringerem Maße geichügt fein ſoll. Iſt ein auf einer jolhen Bahn mitgeführter 
Koffer auch nicht „Reifegepäd”, fo ift er doch ein „anderer Gegenftand ber 
Beförderung”. Am ausführlichften über die Etreitfragen Loock, Der ſtrafrechtliche 
Schutz der Eifenbahnen (1893) 153 ff. Mit Recht heben Olsh.Zweig. 37 hervor. 
dag unter Eifenbahn nur das auf dem Echienenweg beförderte Fahrzeug, nid 
ber Echienenweg ſelbſt zu verftehen fei. — Zum Eifenbahnhof gehören nicht 
nur Stationsgebäude, jondern auch die fonftigen zum Bahnbetriebe verwendeten 
Gebäude, der Bahnfteig, ſowie die von dieſen Partieen gededten und bie fe 
verbindenden Schienenftränge. — Anderjeits ijt der Vorhof vor dem Eifenbahr- 
bof ausgefchloffen, während bei einem Poftgebäude ber dazu gehörige Hofraum 
ausdrüdlich einbezogen tft. Die Gebäude der Poftagenturen werden hierher ji 
rechnen fein, nicht aber die der Roftbaltereien. — Der Boftdiebftahl fordert ferner 


. als Objekt eine befonders befriedete Sache, die geftohlen wir. 


nämlid eine zum Reiſegepäck oder zu anderen Gegenftänden der Beförderung 
gehörende. Zum Neifegepäl gehören alle Sachen, die ein auf der Xeik 
begriffenee Menſch mit fi führt. So E 6 394, ein Urteil, daS auch die ben 
Transportführern gehörenden Saden hierher rechnet. Bei Bahnreiſen ſpeziel 
wird man den Beginn der Reiſe mit dem Betreten bes Bahnhofs zufammer- 
fallen laſſen müſſen, vorausgefegt natürlih, daß die Abficht beiteht, fid mi 
der Bahn an einen andern Ort zu begeben. Auf der Ankunftsftation hört bei 
Gepäd erft dann auf, Neifegepäd zu fein, wenn es vom Bahnhofe weagebradit 
if. Dementipredend nimmt & 18 243 bezüglich der andern Gegenftände der 
Beförderung an, daß die Verbringung auf den Bahnhof zum Bmede ber 
Beförderung genüge und eine förmliche Übergabe an den zuftändigen Bedienſteten 
nicht notwendig jei. Zum Heijegepäd und zu den fonftigen Gegenftänden der 
Beförderung hat man wohl mit E 5 157 nicht nur die ganzen Stüde, ſondern 
auch deren Inhalt zu rechnen. Vergl. darüber Binding, Lehrb. 1 302. Endlich 
fordert der Poſtdiebſtahl 


„eine die befondere Energie bes verbredheriihen Entſchluſſes 


befundende Art und Weiſe der Begehung. Diele kann befteben: 


a) in bem Abſchneiden oder Ablöſen der Vefeftigungs- oder Berwahrungs: 
mittel. Befeitigungsmittel find nach E 835 431 ſolche Sachen, welche ben 
Gegenftand der Beförderung mit dem Transportmittel verbinden. Zu ber 
Berwahrungsmitteln gehören auch Sachen, die ein Auseinanderfallen ver 
hindern follen. Mit Unrecht dehnt die berrichende Lehre die Vegrifſe de 
Abfchneidens oder Ablöfend auf jedes gewaltiame Eröffnen und Befeitigen 
aus, ſodaß fie 3. B. das Auffchneiden oder Aufftechen eines Sades für Ab⸗ 
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Ichneiden erflärt. & 5 157. 6 177. 8 287. Dagegen mit Recht Merkel in 

Holgend. Handb. 3 680; 

b) in der Anwendung falſcher Schlüflel oder zur orönungsmäfigen Eröffnung 
nicht beitimmter Werkzeuge. ©. darüber oben IV. 

VI Bu Rr. 5. — Der Diebitahl mit Waffen wirb mit Rüdficht auf feine Gefähr- 
lichfeit für firafdar erklärt. Daß unter den Begriff der Waffe auch gefährliche Werkzeuge 
m Sinne des $ 223 a fallen, geben bie meiften zu, fo Olsh.⸗Zweig. 46, Oppenb.-Del. 
4, Meyer⸗Allf. 462. A. U. jedoch Binding, Lehrb. 1 304, Hälfchner 2 329, v. Lilzt 
5 128. Sicher ift, daß der Bewaffnete zur Beit der Begehung (Ausführung) anweſend 
jein muß, und daß der eine Teilnehmer nur dann für den Waffenbefig eines andern 
baftet, wenn er darum weiß. Selbfiverftändlidy ift auch bei eigenem Waffenbefik das 
Vewußtfein davon erforderli. E 12 69. Sehr beftritten aber ift die Frage, ob der 
bloße (bewußte) Beſitz genfigt, oder ob die Abſicht erforderlich ift, fich eventuell der 
Baffe zum Angriffe oder zur Verteidigung, wenn auch nur ald Schredmitteld, zu 
bedienen. Die herrichende Lehre begnügt fih mit dem Beſitze. Bergl. Olsh.⸗Zweig. 
46, dv. Lifzt $ 128, Hälfchner 2 326, Oppenh.⸗Del. 74. Dagegen beben v. Buri, 
Beilageheft 3. GerS 29 29 und Binding, Lehrb. 1 303 mit Recht hervor, dag ſchon 
dem Bortfinne nach „Beilichführen” einen Hinweis auf einen beftimmten Bwed in 
fih jchließe. Die herrichende Lehre führt zu unbaltbaren Konfequenzen. So müßte 
z. 3. das Dienitmädchen auf Grund der Nr. 5 beftraft werben, wenn e3 einen 
Diebfiahl begeht, während es gerade den Säbel feines Herrn zum Waffenmader 
trägt, um eine Fleine Scharte befeitigen zu laflen. Ja, wer ein Taſchenmeſſer bei fid) 
zu tragen pflegt, könnte überhaupt nur einen fchweren Diebftahl begehen. Einzelne, 
wie MeyersAllf. 462, fordern wenigftens das Bewußtjein, daß die Waffe als Schreck⸗ 
mittel für andere in Betracht kommen Tönne. 

VIL Zu Nr. 6 — Der Bandendiebftahl fordert, daß bei dem Diebftahle 
mehrere Perſonen mitwirken, welche fich zur fortgefegten Begehuug vou Raub 
oder Diebftahl verbunden haben, db. b. zur Begehung unbeftimmt welder 
Raub» oder Diebftahlsbelikte. Der Umftand, daB verabredetermaßen nur Sachen 
gewifier Art ober bei gewiflen Gelegenheiten geſtohlen werden follen, enthält keine 
den Begriff bes Bandenmäßigen befeitigende Individualifierung. E 9 296. A. A. 
Geyer in Holgend. Handb. 2 416. Da das Geſetz Bereinigung zur fortgejegten Be - 
gehung fordert, jo muß ihrem Sinne nady jeder bereit fein, eventuell ben Täter 
zu jpielen. Olsh.⸗Zweig. 47. Im Einzelfalle aber genügt jede Mitwirkung. A. U. 
Rud.⸗Stengl. 31. 

VIII. Zu Nr. 7. — Zum nächtlichen Diebftahl gehört: 

1. eine befonders befriedete Zeit der Begehung, nämlid die Nachtzeit, nach 
der herrichenden Lehre dauernd vom Schlufle der Abenddämmerung bis zum Beginn 
der Morgendämmerung. &8 309, R 5148. Abweichend ftellen einzelne, wie v. Lifzt 
8 128, Meyer-Allf. 461, die Nachtzeit der Zeit der üblichen Nachtruhe gleich; 

2. ein befonders befriedeter Ort der Begehung und zwar entweder 
a) ein bewohntes Gebäude. liber den Begriff des Gebäudes f. o. II 1. Be⸗ 

wohnt ift ein Gebäude, das einem Menjchen zur ordnungsmäßigen Nachtruhe 
dient. ©. v. Liſzt $ 128, DISh.- Zweig. 51. Daß zur Zeit der Tat Bewohner in dem 
Gebäude nicht anweiend zu fein brauchen, fagt das Geſetz ausdrücklich; oder 

b) der zu einem bewohnten Gebäude gehörige umfchlofiene Naum. ©. bazu 

ob. III 1b; oder 

c) die in einem ſolchen Raum befindlichen Gebäude; ober 

d) Schiffe, weldye bewohnt werden. Bewohnt ift ein Schiff in bemfelben Fall, 

in dem ein Gebäube bewohnt ift; 

3. eine hbinterliftige Art der Begehung, beflehend darin, daß ſich der Täter 
in diebifcher Abficht eingefchlicden oder verborgen hatte. Ob dies der Raum war, 


398 Zweit. Teil Bon d. einz. Verbr., Vergehen u. Übertretungen u. deren Vehrafırıa. 


büßung oder Erlaß der legten Strafe (4 und 5) zehn Jahre ver- 
floffen find ($ 245: Rüdfalleverjährung). Dagegen bleibt die zwilhen der 
Berbüßung der erſten Strafe und ber zweiten rüdfallbegründenden Handlung 
liegende Zeit außer Betracht. E 1 246. A. U. Finger 1 581/2. 


$ 246. 


Mer eine fremde bewegliche Sache, die er in Befib oder Gewahrfam 
bat, fich rechtswidrig zueignet, wird wegen Unterfchlagung mit Gefängnig 
bis zu drei Jahren und, wenn Die Sache ihm anvertraut ift, mit Gefängnif; 
bis zu fünf Jahren beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann auf Gelditrafe bis zu 
neunhundert Mark erfannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. [SchG bei Wert bis 150 M., sonst Strk 
bez. SchG|. 


L Verhältnis der Unterſchlagung zum Diebftahl. — Der Tatbeflaub ber 
Unterfchlagung hat mit dem des Diebſtahls gemein, daß ſich beide Delikte gegen eine 
in fremdem Eigentum ftehende bemweglidye Sache wenden. Während aber beim Dieb⸗ 
ſtahl die Sache gleichzeitig in fremdem Gemwahrjam fteht, befindet fie ſich umgelehrt 
bei der Unterjchlagung gerade im Gewahrfam des Täters. Schon daraus ergibt fid, 
daß die Unterfchlagungshandlung nicht eine Wegnahme fein fann, fondern in einer 
andern Tätigkeit beitehen muß. ©. u. IL Ferner ergibt ſich, daß bei der Unter- 
ſchlagung lediglih der Eigentümer als der Verletzte erfcheint. 

U. Als Objekt fordert der Begriff der Unterfchlagung hiernach: 

1. eine Törperlihe Sache. Bergl. $ 242 I. Namentlich kann eine Unterfchlagung 
nicht an einer Forderung begangen werden. S. Draheim, Untreue und Unter: 
fchlagung (1901) 29. Wer über eine fremde Forderung zu Ungunften bes Gläubiger? 
verfügt, madt fich je nach Umftänden ver Untreue ($ 266) oder des Betrugs 
($ 363) ſchuldig. Selbitverftändlidh . aber ift Unterichlagung an den einzelnen 
Geldftüden ebenſowohl möglidy wie an den Forderungsdofumenten. € 12 213; 

2. eine bewegliche Sache. ©. hierliber $ 242 II; 

8. eine für den Täter fremde, d. 5. in fremdem Eigentum ftehende Sade. ©. 
hierüber $ 242 III. Ebenſo wie beim Diebftahl ift der Eigentumsbegriff Reit 
im Sinne des maßgebenden bürgerlichen Rechts zu nehmen. So auch das RE 
in zahlreichen Enticheidungen, 3. B. E 1 343. 22 354. Daß fi der Darlehen 
ſchuldner durch Weigerung der Rüdzahlung keiner Unterſchlagung fchuldig 
macht, ift hiernach felbftverjtändlih. Aber auch derjenige begeht feine linter- 
ſchlagung, der eine vertragsmäßig übernommene Verpflichtung, feine eigene 
Sadıe in einem gewifjen Sinne zu behandeln, nicht erfüllt, 3.8. als Gläubiger 
einen ihm gehörenden von dem Schuldner alzeptierten Wechjel entgegen ber Ber: 
abredung vor einem gewiflen Termin oder trog Zahlung der Schuld in Umlauf 
jest. Im einzelnen ift folgendes zu bemerten: 

a) Da nah BGB 1189 ein bei der Eigentumsübertragung unterlaufender JIrr⸗ 
tum nur ihre Anfechtbarkeit, nicht aber ihre Nichtigkeit zur Folge hat, io 
kann bei nicht vollzogener Anfechtung ber Empfänger felbft dann Teine Unter 
ſchlagung an ber Sache begeben, wenn er den Irrtum alsbald gemerkt hat. 
Die Anfechtung aber bat gemäß BGB $ 142 bj. 2 gegenüber dem bös« 
gläubigen Erwerber die Wirkung, daß das Eigentum ald nicht übergegangen 
gilt. S. dazu M. Rümelin CivA 98 241 nnd (3. T. bedenklich) BayObLYStr 4 
172. 336. 
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b) Beſondere Schwierigkeiten entitehen bei der Trage nach dem Eigentum ver. 
tretbarer Sachen, namentlich bei Geld, weil gerade bier ſchwer zu ent- 
fcheiden if, ob der zur GEigentumsübertragung erforderlide Wille (BGB 
& 929) vorliegt. So kann ſich mit der Übergabe einer Geldfumme zur Bes 
zablung einer Schuld, die der Übergeber bei einer dritten Perfon hat, oder 
zur Bejorgung eines Kaufe bald der Wille der Eigentumsübertragung ver» 
binden, bald nicht. Jedenfalls fehlt es an dieſem Willen, wenn der Auftrag⸗ 
geber gerabe diefe individuellen Geldfiüde überbradht oder verwendet haben 
will, und dies ift anzunehmen, wenn die Umftände fo liegen, dab er an bie 
Berwendung andern Geldes (namentlid) mit Rüdliht auf die Bermögend- 
verbältnifie des Beauftragten) nicht denkt. Auch wenn der Auftraggeber dem 
Beauftragten geitattet, das Geld mit dem feinigen zu vermijchen, ift daraus 
allein noch nit auf den Willen der Aufgabe des Eigentums zu fchließen; 
denn tro der Vermiſchung kann ber Auftraggeber immer noch M iteigentüüimer 
bleiben und bleiben wollen. BGB 8 948. ©. barliber u. III 8. An dem 
Dur Poſtanweiſung übermittelten Geld Tann feine Unterjchlagung be» 
gangen werden, wenn man annimmt, baß die Poſt ben Empfänger fchlecht- 
Hin zum Eigentümer der Geldftüde made. So Alsberg in Hirths Ann. Jahr» 
gang 198 ©. 795 ff. Nach der Auffafiung der Praris jedoch fchließt fich 
der Wille der Boft bei der Eigentumsübertragung Hinfichtlich der Perſon bes 
Erwerbers dem erfennbar der Einzahlung zugrunde liegenden Willen bes Ab» 
fenders an. E 230 436. 26 389. RMG 2 190. — Eingehender fiber derartige 
Fragen Graf Gleispach, Die Beruntreuung an vertreibaren Sachen (1905). 

co) Handelt jemand als Stellvertreter eines andern und findet bei dieſer Ge- 
legenheit eine Befigüberiragung zum Zwecke des Eigentumsübergangs ftatt, 
fo fann der Vertreter nur dann Unterſchlagung an dem Objelt begehen, wenn 
nicht gerade er jelbft das Eigentum daran erworben hat. Die bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Eäße hierüber find fehr befttitten. S. darüber die Literatur, bef. Bier- 
mann, Sachenrecht 3 zu BGB $ 929, Erome, Eyſtem des deutſchen Bürger- 
lichen Rechts 4 313, augerdem Graf Gleispach a. a. DO. 155 ff. Das Richtige 
dürfte folgendes fein. Durch Beligübertragung an den Bertreter des Erwerbers 
wird dieſer legtere ohne weiteres Eigentümer, wenn mit jener Befigübertragung 
er gleichzeitig unmittelbarer oder mittelbarer Vefiger geworden ift. BGB 8 555. 
868. Dabei ift allerdings vorauszufegen, daß nad dem Inhalt der Einigung 
das Eigentum direkt an den Bertretenen übergehen ſollte. Trifft dieſe 
Borausfegung zu, jo kann ber Vertreter dur Selbftzueignung ber Sache 
Unterſchlagung begeben. So aud im Ergebnis AMG 7 64. Erllärt der 
Eigentümer, an den Vertretenen zu übertragen, ber Stellvertreter aber, für 
fi) zu erwerben, jo findet wegen mangelnder Einigung eine Übertragung bes 
Eigentums überhaupt nicht ftatt und die Sache bleibt daher für den Bertreter 
eine fremde, aljo Objekt der Unterſchlagung. — Bei nichtoffener Gtell- 
vertretung wird zunächft der Vertreter Eigentümer. Hierher ift auch der Fall 
bes Einfaufstommiffionärs zu rechnen. ©. jebod) Gef. betr. die Pflichten der 
Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere 88 7. 9. Grundſätzlich a. U. 
M. Rümelin EivA 98 218 ff. — Die aufgeftellten Eäte gelten aud) dann, wenn 
eine Geldzahlung an ben Vertreter bes Empfängers geleiftet wird. Mit Un⸗ 
recht nimmt E34 39 an, daß der Kellner, der das Bier von dem Wirt gegen 
Marten bezieht und es dann an die Gäfte auf eigene Rechnung verlauft, 
durch Berbraud) des Geldes Unterichlagung begehe. In berartigen Yällen 
muß jedenfall als Regel gelten, daß der Kellner Eigentümer der Gelber 
wird. Gegen das NE aud Binding, Lehrb. 1279, Dlsh.-Zweig. 7. — Ein 
Tall der Stellvertretung liegt auch vor, wenn jemand von dem Bueignungs- 
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berechtigten den Auftrag oder die Erlaubnis erhält, für ihn zu offupieren. 

Eignet er fih das Wild nachträglich felbft zu, fo begeht er (vorbehaltlich des 

8 370 Nr. 5) Unterfchlagung. E13 195. Erfolgte dagegen bereits die Beñitz⸗ 

ergreifung ınit dem Bueignungsmwillen, jo ſchlägt 8 292 ein. ©. dazu E89 

179 (Zueignung von Bernitein). 

4. Die Sahe muß zur Zeit der Zueignung im eigenen Gewahrjam oder 
Befig des Täters eben. Durch diefe Häufung wird nicht etwa ber Befih des f 
bürgerl. Rechts dem Gewahrſam gleichgeitellt (j. 8 242 VII), fondern es ſoll Bez ’ 
im Sinne von Gewahrfam verftanden werden. Meyer⸗Allf 446, E 87 1%. Am : 
richtigften wäre e8 gemwejen, nur negativ zu jagen, daß die Sache nidt in 
fremdem Gewahrjam ftehen dürfe. Da aber das Gejeß fich poſitiv außsgebrüdt 
bat, und zwar — mie die Motive ergeben — mit vollſtem Bewußtiein, jo ik : 

die Interpretation bieran gebunden. Es muß daher die Zueignung der Er: } 

langung des Gewahrſams nachfolgen, und es fann in der Erlangung des Gewahr- }: 
fams für fich allein meder Unterfchlagung noch Unterſchlagungsverſuch liegen. 
namentlih aud dann nicht, wenn der Täter bereit3 im Augenblide des Bei 
erwerbes (3. 8. beim Finden einer Sache) Zueignung beabfichtigte. BVielmcht 
läßt ſich erſt das nachträgliche Verhalten bes Täters als eine dem Unter 

Ihlagungsbegriff erfüllende Bueignung betrachten. So die meiften, bei. Olsh⸗ 

Zweig. 8, Graf Gleispach a. a. DO. 7. E 10 257. 17 59. 19 38. RMG 2 171. 

Daraus folgt dann auch, daß Mittäter der Unterichlagung nur fein fann, we: 

Mitgewahrfam an der Sadye bat. RMG 5b 257 (261). U. X. bei. Binding, 

Normen 2 542 und Lehrb. 1 275. 276, Kujama GoltdA SL 1ff. 

Über den Begriff des Gewahrfams ſ. & 243 IV und über die frage, ob der 
Gewahrjam an einem verjchloffenen Behältnis audh den Gewahrfam am be 
darin enthaltenen Sachen umfaßt, 8 243 III a. E. Bei zu Yauftpfand gegebener 
Sachen verneint & 87 198 den Gewahrſam des Berpfänders und nimmt, wen 
dieſer die einem dritten gehörende Pfandfache veräußert, Untreue an. ©. hier: 
über Römberg i. d. Btichr. Das Recht 10 1346 ff. 1411 ff. — Einzelnes: 

a) Auf die Art und Weife der Erlangung des Gewahrſams legt der 
Wortlaut des Gefeges (abgefehen von Abi. 2) fein Gewicht. Dennd 
wurde im Anjchluß an eine Bemerkung der Motive zuweilen die Behauptan; 
aufgejtellt, daß, wenn die Erlangung des Gewahrfamd felbft ſchon eine iha 
bare Handlung bdarftellt, an derfelben Sache nachträglich feine Unterjſchlagunz 
beganyen werden könne. Indeſſen ift dieſe Anficht jegt allgemein aufgegeben 
(ſ. jedoch RMG 5 257). Gegen fie die früheren Auflagen. Es finden vie 
mehr lediglih die Ausführungen zu $ 73 VII 20 (©. 165) Anwendung. 

b) In dem mit Zueignungsabfidht erfolgenden Bruche eines Mitgemahrjam! 
ift nicht Unterjchlagung, jondern Diehftahl zu finden. Denn troß des eigenen 
Gewahrſams bleibt Die Tatjache der „Wegnahme” beftehen. Vergl. $ 242 IV. 

c) Der bloße Wächter hat keinen Gewahrjam, begeht aljo nicht Unterſchlagung 
fondern Diebftahl. Dies ift von beionderer Wichtigkeit für gewiſſe Beamte 
Tategorieen, Die,. eben weil fie feinen Gewahrſam baden, fondern nur al 
Wächter aufzufaflen find, ſich nicht der Unterjchlagung im Amte ($ 3) 
fondern des tmilder ftrafbaren) Diebftahls ſchuldig machen. So nad E 14 
305 die preußifchen Unterförfter bezüglic” des Holzes in ihrem Schuß 
reviere. 

III. Die Handlung beſteht in der rechtswidrigen Zueignung der Sache. 
Während das preußiihe StGB in ben $$ 225. 226 die Unterfchlagungshandlungen 
ipeziell bezeichnete, bedient fi) das RStGB eines generellen Ausdbruds. Tie 
im preußiihden StGB erwähnten Handlungen (Veräußerung, Verpfändung, Ber: 
brauch, Beifeitefchaffen, Leugnen des Gewahrfams gegenüber der Obrigkeit) find da⸗ 
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ber nur dann Unterfhlagungshandlungen, wenn fie unter den Begriff der Zueignung 

fallen, anderfeitS aber kommen außer ihnen alle jonft noch denkbaren Yueignungsafte 

in betradt. 

Bas den Begriff der Yueignung betrifft, jo ift ebenio wie beim $ 242 davon 
auszugeben, daß nicht eine Überführung in das redtliche, fondern nur in das wirt⸗ 
Ichaftliche Vermögen des Täter verlangt werden kann. Im Anichluffe an das zu 
$ 242 VII Ausgeführte wird zu fagen fein: Bueignung ift jede Verfügung über die 
Eache, durdy weldhe deren wirtichaftliher Wert der Täter gewonnen, dem Berech⸗ 
tigten aber entzogen wird. Oder kürzer: Zueignung ift die Überführung 
einer fremben Sade in ba8 eigene wirtfhaftlide Vermögen bes 
Täters. 

Selbftverftändlicd kann diefe Überführung durch ebenfo verfdhiedene Hand» 
lungen erfolgen, wie ed Richtungen gibt, in denen ſich der wirtfchaftlide Wert einer 
Eache zu äußern vermag. Zueignungsakte aber find die Handlungen nur bann, 
wenn fie den Willen zum Ausdrud bringen, die Sache ihrem wirtichaftlichen 
Wert nad) unter Ausschluß bes Berechtigten für den Täter zu gewinnen. Ein» 
zeine3: 

1. Am beutlichiten läßt fich diefer Wille in den Fällen der Veräußerung und 
Des Berbrauchs erfennen. Aber auch bier kann er fehlen, 3. ®. dann, wenn 
Veräußerung oder Verbrauch im Intereſſe des VBerechtigten erfolgen, der Täter 
mit andern Worten al8 negotiorum gestor aujtritt. Selbftverftändlich ſchließt 
ein Recht zum Berlauf, 3. ®. des Pfandgläubigers, den Begriff der rechts» 
widrigen Zueignung aus. Bergl. uh E 517. Der Erwerber einer durch 
Beräußerung unterjchlagenen Cache ift nicht als Hehler im Sinne des 8 259 an« 
zufehen, jondern als Behilfe bei der Unterfchlagung. Denn der Veräußerer hat 
die Sache nicht durch eine ftrafbare Handlung erlangt. E 2 69. 6 218, RMG 
5 257 (264). Bergl. aber E 85 278, ein Urteil, das dieſe Frage wohl überfieht. 
Dies gilt auch dann, wenn der Bueignungsaft vor der Veräußerung lag. Prinzipiell 
a. 9. Binding, Lehrb. 1 389 und für den letzteren Fall auch Olsh »Zmweig. 25, E 17 
59, R 10 33. — Zum Verbrauche gehört auch der wirtichaftliche Verbraudy, 
3 B. das Ausgeben fremden Geldes zu eigenen Ziveden oder die Erhebung ber 
Einlage auf das (im Gewahrfam des Täterd befindliche) fremde Sparkaſſenbuch. 
Sn legterer Beziehung ebenfo Merkel in Holgend. Handb. 8 699 und E29 415. 
Die meiften find anderer Anficht. Die Frage liegt genau jo wie beim Diebitahl. 
S. 8 212 VII 2b. 

2. Die bloße Zerftörung fann nur dann als Zueignung aufgefaßt werben, wenn 
fie Verbrauch ift, d. 5. wenn ber wirtichaftliche Wert der Sache in dem Zerftört- 
werden beftebt. Dagegen Hälſchner 2 355. Auch hier liegt die Sache wie beim 
Diebftahl. ©. 242 VII 2a. 

3. Die Berpfändung bedeutet eine Zueignung nur dann, wenn der Täter nicht 
die Abfiht der Einlöfung und nicht die Überzeugung hatte, dazu imftande zu 

fein. Ob er Grund zu diefer Überzeugung hatte, kommt höchſtens al8 Beweis» 

moment in Betraht. So bei. DISh.-Zweig. 15, Meyer-Allf. 449, Kapff, Die 
Unterſchlagung (1879) 90, im weſentlichen übereinftinmend auch E 2 21.5 1, 

NR 1 659. 2 404 und Binding, Lehrb. 1 269. 

. Auch durch bloße Borenthaltung der Sache kann Zueignung erfolgen; denn 
es kann fein, daß der mwirtichaftliche Wert der Sache von der Innehabung des 
Gewahrſams oder der Berflügungsmöglichkeit abhängt. A. A. Graf Gleispach 
a. 0. D. 19. Allerdings ift gerade hier bejonderes Gewicht auf die entiprechende 
Adficht zu legen, d. 5. es muß ſich in der Borenthaltung des Befiged die Abficht 
äußern, den Beteiligten von der Sache auszuſchließen und fie zum eigenen Vor⸗ 
teile zu gewinnen. Solange die Abficht zur Nüdgabe (unter Wahrung des. 

Fran, Strafgefehbug, 5.—7. Aufl. 26 


im 
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wirtfhaftlichen Wertes) noch befteht, kann von Zueignung feine Rede fein. Ber 
fi) die von einem andern unter dyiffrierter Adrefie beftellten DOffertbriefe geben 
läßt und für fich behält, wird regelmäßig wegen Unterſchlagung firafbar ſein 
Bergl. Schneidert Ztichr. f. Rechtspfl. in Bayern 1 197. 

5. Berhbeimlihung und Ableugnung des Befiges find an fih mr 
Verſuch der Zueignung, vollendete Zueignung erſt dann, wenn fie tar 
fählih die Vorenthaltung der Sache zur Folge Haben. Ebenſo Merkel in 
Holgend. Handb. 8 708. U. U. Die meilten, bei. Hälfchner 2 3851. Bergl ud 
E 5 252. — In ber bloßen Nichtanzeige des Beſitzes ber Sade kam 
ſelbſt dann feine Unterfhlagungshandlung gefunden werden, wenn Die Anzeige 
(beim Fund) rechtli geboten if. Ebenjo Hälfchner 2 350. Abweichend bie 
berrichende Lehre, welche in ber Unterlaflung der Anzeige dann Zueignung jteit, 
wenn die Abfiht der Bueignung daraus zu erkennen tft. S. Olsh.⸗8gweig. 17. 
Hierin liegt aber eine Berwechjelung von Zueignungshandlung und Indiz ber 
Bueignungsabficht. 

6. Rah R 4 229 ftellt fich audy die Geftattung der Wegnahme burd; drite 

als BZueignung dar. 

. Dagegen enthält der bloße Gebrauch der Sache, wenn er ſich nicht mit Bor 
enthaltung des Beſitzes verbindet (3. B. vertragswidrige Benugung der hinter 
legten Sache), nur ein ftraflofes furtum usus. | 

8. Ganz beſonders fchwierig liegt die frage, inwiefern eine Bueignung durd 
Bermifhung oder Bermengung begangen werden Tann. Ta die Unter 
ſchlagung ebenſowenig wie der Diebftahl ein Bereicherungsdelikt ift, fo ift grand 
fäglich bei Vermiſchung fremden Geldes mit eigenem Unterſchlagung zu bejahen. 
obwohl der feitherige Eigentümer für den teilmeifen Eigentumsperluft ein 
mehr oder weniger große Entihädigung in der Erlangung ded Miteigentum: 
an bem Gelbe des andern erlangt. Ebenſo bei. Binding, Lehrb. 1 26°. 
Celbftverftändlich aber muß der Borfag der Unterjchlagung ſchon bei der Ver⸗ 
mifchung vorliegen. RMG 2 130. Die ftrenge Rechtskonſequenz nötigt dazu, in 
dem Berbrauche des vermengten Geldes felbft dann eine neue Unterfchlagumg 
zu fehen, wenn ſich der Täter innerhalb des Rahmens feiner Quote Hält. Ted 
wird bier regelmäßig der Borfag fehlen. ©. dazu E 12 1. 21 270. 39 251, 
Graf Gleispach a. a. D. 144 ff. 


— 


Die Zueignung muß eine rechtswidrige fein. Vergl. hierüber 8 242 VII 3 und 
ob. 1. Durch Berettihaft zum Erfag wird nicht Die objeftive Nechtswidrigkeit der | 


Bueianung ausgefchlofien, wohl aber das fubjektive Bewußtſein ber Nechtswidrigfeit 
(unten V), wenn und jofern der Täter annimmt, daß unter ben obmwaltenden Ber- 
hältnifien der Eigentümer gegen die Zueignung nichts einzuwenden haben werd. 
E 22 364, RMG 2 171. Dagegen fchließt die vorliegende Zuftimmung bes Eiger 
tümers objeltiv die Rechtswidrigkeit felbft bann aus, wenn die Buftimmung dem 
Täter nit bekannt ift. 

IV. Der Verſuch der Unterfchlagung wird vom Gefege ausdrüdlich für firafder 
erflärtt. Ein Unterſchlagungsverſuch Tann nur in folden Handlungen gefunden 
werden, bie der Erlangung bes Gewahrfamd nachfolgen. Beachtet man außerden, 
daß die Zueignung in fehr verfchiedener Weife, namentlich auch durch andauernd 
Entziehung des Beſitzes erfolgen Tann, fo zeigt fi die Schwierigkeit einer A 
grenzung der verſuchten von der vollendeten Unterjchlagung. In der Tat mir 
denn auch die Möglichkeit eines Unterſchlagungsverſuchs von mandyen geleugnet. © 
bei. Cohn, Zur Lehre vom verfuchten und vollendeten Verbrechen (1880) 1 8. 
Gleichwohl ift Verſuch denkbar, und gerade der Umftand, daß ihn das Gefeh für 
möglich erklärt, fpricht gegen eine zu weitgehende Annahme vollendeter Unter 
ſchlagung. Verſuch liegt vor, wenn der Täter zwar mit der Überführung der Eur 
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in Das eigene Vermögen begonnen, aber die darauf gerichtete Handlung nicht zum 

Abſchlufſe gebracht hat. Einen Verlauf ohne Übergabe wird man zwar mit & 1759 

ihon als vollendete Unterfchlagung anzujehen haben. Dagegen liegt in dem bloßen 

Anbieten zum Kaufe nur linterfchlagungsverfuh. Ebenjo Hälfchner 2 362. Nach 

DSB.» Zweig. 12, Meyer⸗Allf. 450 ift darin je nach den Umftänden verfuchte oder voll⸗ 

endete Unterfchlagung zu finden. Weitere Berfuchsfälle ſ. oben III 5. 

V. Zum Borfat gehört das Bewußtfein, daB die Sache eine fremde und deren 

Zueignung eine rechtäwidrige fei. Vergl. oben Hl 8 und & 242 VII 3. 

VI. Qualifiziert ift die Unterfchlagung in folgenden Fällen: 
1. wenn dem Täter die Sade anvertraut, d. 5. wenn ihm der Gewahrfam mit 
der Berpflihtung der NRüdgabe oder der Verwendung zu beftimmtem Zwecke 
übertragen if. 3. 8. bei geliehenen oder hinterlegten Sachen; jerner bei 
Sadıen, die zur Erfüllung eines Auftrags übergeben worden find. Daß gerade 
der Eigentümer die Sache anvertraut habe, fordert das Geſetz nicht. Näheres 
bei Graf Gleispach a. a. O. 93ff.; 

. im Falle des 8 350; 

. im Falle des Gej. betr. die Pflichten der Staufleute bei Aufbewahrung fremder 
Bertpapiere $ 11. Dagegen ift das Delitt des & 9 dieſes Geſetzes nicht als 
Fall der Unterſchlagung zu betrachten. ©. o. II 3c. 

Als privilegterter Fall iſt $ 370 Nr. 5 anzufehen. 

VU. Idealkonkurrenz iſt namentlih möglich mit den Delikten der 88 133. 137. 
Ob auch mit Betrug, tft beftritten; ſ. Darüber $ 263 IX 2. In weſentlich gleichem 
Sinne beantwortet ſich die Yrage einer Konkurrenz mit Erpreſſung. Bergl. außerdem 
oben II 4a. III 1. 2. 88 259. 266. — Spezialdelitt MEtGB 88 127. 138. 


x 19 


$ 247. 


Wer einen Diebſtahl oder eine Unterſchlagung gegen Angehörige, Vor⸗ 
münder oder Erzieher begeht, oder wer einer Perſon, zu der er im Lehr⸗ 
lingsverhältniſſe ſteht, oder in deren häuslicher Gemeinſchaft er als Geſinde 
ſich befindet, Sachen von unbedeutendem Werte ſtiehlt oder unterſchlägt, iſt 
nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 

Ein Diebitahl oder eine Unterjchlagung, welche von Verwandten auf: 
jtigender Linie gegen Verwandte abjteigender Linie oder von einem Ehe: 
gatten gegen den anderen begangen worden ilt, bleibt jtraflos. 

Diefe Beitimmungen finden auf Theilnehmer oder Begünftiger, welche 
nicht in einem der vorbezeichneten perjönlichen Verhältniffe jtehen, feine 
Anwendung. 


I Die allgemeine Bedeutung der Stelle befteht darin, daß fie zwei Gruppen 
von Diebftahls- und Unterfhlagungsfällen privilegiert. Bei der erften Gruppe 
(Abi. 1) befteht das Privileg darin, daß die Verfolgung nur auf Antrag eintritt, 
bei der zweiten (Abi. 2) in der vollitändigen Straflofigteit. Beide beziehen 
fh auf alle Arten des Diebſtahls und der Unterfchlagung, namentlid auch 
auf die ſchweren Diebftahlsfälle des 8 243. Beiden Gruppen if ferner als 
Grund bed Privilegs eine gewiffe nähere Beziehung zwiichen dem Täter (vergl. 
jdoh unten II 1a) und dem Werlegten gemeinfam. Eben beshalb ift es von 
beionderer Wichtigkeit, zu willen, wer bei den Delikten des Diebſtahls und ber 
Unterſchlagung als der Berlegte anzuſehen ift. Hinfichtlich der Unterſchlagung unter« 

26* 


404 Bweit. Teil. Bon d. einz. Berbr., Vergehen u. Übertretungen u. deren Beftrafung- 


liegt es feinem Bweifel, daß fie fih nur gegen den Eigentümer wendet, beim Dieb- 
ftahl dagegen ift es beftritten, ob nur der Eigentümer (fo 3. B. Merkel in Holtzend, 
Handb. 8 712) oder nur der Gewahrfamsinhaber (fo z. B. v. Liſzt $ 128) oder beide 
(jo die Herrfchende Lehre E 2 73. 4 346. 10 210) als verlegt anzujehen find. Die 
letztere Anſicht ift Die richtige: ber Gewahrſamsinhaber wird in den aus Dem Ge 
wahrfam als ſolchem folgenden Rechten verlegt, der Eigentfimer infofern, al3 ber 
Gewahrſam bes Diebes der Ausübung des Eigentums entgegenfteht. Eben beöbalb 
wird der Diebftahl grundfäglich ſtrenger beftraft al3 Die Unterjchlagung. Hieraus 
folgt aber, daß, wenn Eigentümer und Gewahrjamsinhaber verjdyiedene Perſonen 
find und nur eine von ihnen zu den tm 8 247 bezeichneten Berfonen gehört, ber 
Diebftahl weber Antragsbelitt noch ftraflos iſt. Dies gilt auch dann, wenn ſich der 
Täter in einem Irrtum über die Berjon des Eigentümers ober Gewahrjamsinhabers 
befand. S. oben ©. 129. 

II. Was die erfte Gruppe (Abſ. 1) betrifft, fo ift zu unterfcheiden: 

1. Sft durch den Diebftahl oder bie Unterſchlagung verlegt ein Angehöriger 
($ 52 IV), Bormund (wohl mit Einſchluß des Gegenvormunds) oder Erzieher 
(. $ 174 IV 1, die Bemerkungen zu diefer Stelle und € 85 10) fo ift Die Handlung 
Antragsdelitt, ohne daß es auf den Wert der Sache ankäme. 

2. Iſt durch den Diebftahl oder die Unterjchlagung des Lehrlings (des gemerb- 
lichen wie bes Handlungslehrlings) der Lehrherr oder ift Durch den Diebitafl 
ufw. des Geſindes der mit ihm in häuslicher Gemeinfchaft befindliche Dienk- 
berr verlegt, fo ift die Handlung nur dann Antragsdelikt, wenn Die geftohlene 
oder unterichlagene Sache eine folde von unbedeutendbem Werte ift. Häuf 
lihe Gemeinſchaft bedeutet Gemeinichaftlichkeit des Haushaltes (bed Herdes, 
Dem erwähnten Falle des Geſindediebſtahls (Hausdiebſtahls) fteht nach dem um 
zweideutigen Wortlaute des Gejeges der andere gleich, bei dem fich Die Handlung 
gegen irgend eine andere Perjon der häuslichen Gemeinfchaft (3. B. gegen den 
Mittnecht) richtet. Ebenſo v. Schwarze 13, bejonders aber Buddee, Der Gefinde 
diebftabl (1906). A. U. Olsh.⸗Zweig. 5, Binding, Xehrb. 1306, R 8 109, E40 1 
(jedoch will das leßtere Urteil die Angehörigen des Dienftherrn dieſem gleichftellen. 
Wann die Sache eine foldye von unbedeutendem Werte ift, läßt fiy ziffermäßis 
nicht beftimmen. Es greift daher freies richterliche8 Ermeſſen platz. Zufolge des 
Sates in dubio mitius tft aber der Richter infofern gebunden, als er ftet3 den 
Mapftab anzulegen hat, der in concreto zu dem mildeften Ergebnifle führt. Dies 
gilt namentlih für den Fall, daß die Vermögensverhältniffe der Beteiligten ver 
fchieden find. A. N. Rubo 12 und Binding a. a. O., nad) welden die Ber 
mögensverhältniffe des Gejchädigten maßgebend fein jollen. Bei Mittäterichaft 
enticheidet der Gefamtmwert; ebenjo bei fortgejegtem Delift. 

OL Bei der zweiten Gruppe (Abf. 2) tritt die Privilegierung jchlechtbin ohne 
Nüdiiht auf den Wert der geftohlenen oder unterjchlagenen Sache ein. Dagegen 
muß in den hierher gehörigen Fällen der Verlegte ein Verwandter abfteigender 
Linie fein. Es genügt alfo namentlich nicht, wenn er ein Verſchwägerter abfleigenber 
Linie (3. B. der Schwieger- ober GStieflohn) ift. 

IV. Die Frage, inwiefern aud) dritte an der Handlung beteiligte Perſonen 
privilegiert find, wirb durch den legten Abjag beantwortet. Aus ihm ergibt fih, 
daß die Privilegierung allen, aber auch nur denjenigen Beteiligten zugute kommt, 
bei welchen eines der bezeichneten perfönlichen Berbältniffe vorliegt. Stifter daher 
die Ehefrau einen dritten zu einem Diebitahle gegen ihren Ehemann an, fo ift der 
Täter ftrafbar, die Ehefrau ftraflos. Iſt umgekehrt die Ehefrau Täterin, der britte 
Anftifter, fo ift wiederum ber leßtere ftrafbar, die erjtere nicht. 

Die vielfady, z. B. von Olsh.⸗Zweig. 58 zu $ 257 vertretene Anficht, daß die 
Begünftigung im Sinne diefer Stelle fi nur auf Die vor der Tat zugefagte be 
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ziehe, entbehrt des Anhaltes im Geſetz. Dagegen auch Beling, Vergl. Darftellung 
7 48. Ebenſowenig ift e8 zutreffend, wenn mande, 3. B. Oppenb.»Del. 1 und Rübd.- 
Stengl. 10, die Hehlerei im Sinne des & 258 ausnehmen; denn auch biefe Hehleret 
wird vom Gejege ausbrüdlich als eine Unterart der Begünftigung bezeichnet. Endlich 
if, über den Wortlaut Hinausgehend, auch Straflofigfeit wegen PBartiererei (8 259) zu 
behaupten; denn wenn an jemanden die Begründung eines rechtöwibrigen Zus 
Rande3 nicht beftraft werben Tann, jo fann er auch nicht wegen deſſen Berpetuierung 
beftraft werden. 


$ 248. 


Heben der wegen Diebſtahls oder Unterjchlagung erfannten Gefängniß- 
ſtrafe Tann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte, und neben der wegen 
Diebſtahls erkannten Zuchthaugftrafe auf Zuläffigkeit von Polizei-Aufficht 
erfannt werden. 


Bergl. 88 32. 38. 45. 49. 


Bwanzigfier Abſchnitt. 
Raub und Erpreffung. 
5 249. 


Wer mit Gewalt gegen eine Perfon oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine fremde 
bewegliche Sache einem Anderen in der Abjicht wegnimmt, fich Diejelbe 
rechtswidrig zuzueignen, wird wegen Raubes mit Zuchthaus beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe nicht 
unter jech® Monaten ein. [SchwG]. 


L Das Weſen des Raubs im allgemeinen. — Der Raub wendet fi ſowohl 
gegen die perfönlidhe Freiheit als auc, gegen das Vermögen. Als Vermögensdelikt 
nimmt er den Zatbeitand des Diebftahls vollſtändig in fih auf. Idealkonkurrenz 
zwiſchen einfachem Diebftahl und Raub ift daher ausgeichlofien. Daraus folgt u. a, 
daß, wenn das zur Aburteilung ftehende Delikt ein Raub ift, die Frage der Rück⸗ 
fälligfeit nur nach $ 250 Nr. 5, niemals nach & 244 beurteilt werden darf. & 6 243. 
MX DIsh.- Zweig. 10. Aber ber Raub ift, wie fi) aus der VBerweifung in einen 
befonderen Abſchnitt ergiebt, fein qualifizierter Diebftahl, fondern ein 
ſelbſtaändiges Delikt. Somit kann an Sachen, die nicht Objekte des gemeinen 
Diebfahles fein können (3. B. $ 370 Nr. 5), jehr wohl ein Raub begangen werben, 
auch finden die für den Diebftahl giltigen bejonderen Borfchriften, namentlich $ 247, 
auf den Raub feine Anwendung. Vergl. Olsh.⸗Zweig. 3. 

U. Der Raub als Freiheitsdelikt fordert die Anwendung von Gewalt gegen 
die Berfon oder von Drohungen mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib ober Leben. 

1. Über den Begriff der Gewalt ſ. $ 52 I 1. Die Gewalt muß fi gegen eine 
Perſon richten. Eine direft gegen Sachen gerichtete genügt nur dann, wenn 
die Perſon phyſiſch von ihr betroffen wird; es werden 3. 8. bie Stutichen- 
pferde gewaltiam angehalten. Gegen welche Berion fich die Gewalt richten muß, 
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fagt das Gefeg nicht. Selbftverftändlich aber: muß es eine Berfon fein, bie 
irgendwie den Gewahrjam der megzunehmenden Sache jhüßt oder ſchützen wil; 
3. 8. der Stutfcher oder ein zu Hilfe eilender dritter. S. Dlsh.-Zweig. 8. | 
Bu eng v. Liſzt $ 130, nad) welchem nur Gewalt gegen ben Inhaber der Sache 
genügen ſoll. Dagegen Frank, Bergl. Darftellung 6 123. Zweifellos genügt nicht 
Gewalt gegen einen Diebsgenofien, etwa um ihn zum Vorgehen zu nötigen 
Beitritten aber ift (mie in vielen ausländifchen Rechten fo auch im beutfchen) die 
Frage, ob eine ben Raubbegriff erfüllende Gewalt vorliegt, wenn einem andern, 
der fich befjen nicht verfieht, Gegenftände vom Körper weggerifien werden. Ver⸗ 
neinend Die berrfchende Lehre (Olsh.⸗Zweig. 5, Binding, Lehrb. 1 83, Merkel 
Holgend. Handb. 3 717). A. A. v. Lilienthal HEHW 7 375/6, Gauß, Erpreffung 
und Raub (1901) 74, v. Buri, Beilageheft .. GerS 29 19 ff, Meyer- Alf. 467- 

Die Frage wird zu verneinen fein. Man kann in berartigen Fällen weber fager, 
daß bie Freiheit der Willensentſchließung, noch ba die der Willensbetätigung aui- 

eboben worben fei. 

ber den Begriff der Drohung |. $ 48 II 1a und über ben ber Drohung mit 
gegenmwärtiger Gewalt für Leib und Leben 85212. An welche Berfon Ä 
fi die Drohung richten muß, fagt das Gejeg nicht. Es wird auch bier felbi: 
verftändlich jein, daß es eine foldhe ift, die irgendwie den Gewahrfam der Sache 
ſchützt oder [hüten will. Die Befchräntung auf den Inhaber ift ebenfo wenig geredit: 
fertigt wie bei der Gewalt. Das Geſetz jagt ferner nicht, gegen wen ſich das an- 
gedrohte Übel richten folle. Auch Hier ift wegen des Erforderniffes ber „Gegen 
wärtigfeit” zunächſt an dieſelbe Perſon zu denfen wie vorher. Es ift aber 
nicht nötig, daß das Übel gerade denjenigen treffen foll, dem es angefündigt win). 
Droht der Wegelagerer dem ZTouriften, feine mit ihm gehende Frau zu töten, jo 
genügt dad durchaus. Nur muß das angekündigte Verhalten auch für Die Perſon 
ein Übel fein, welcher e8 angekündigt wird. — Ob bie Zufügung des Übels ernſtlich 
beablichtigt wird, ift gleichgiltig. Es kommt nicht einmal darauf an, ob fie über 
haupt möglich ift (3. B. ber Revolver ift nicht geladen). Maßgebend ift in objektiver 
Beziehung nur, daß fie der Bedrohte für unmittelbar bevorftehend hält, und in 
ſubjektiver Beziehung, daß der Drohende diefe Auffaffung der Drohung beabfichtigt. 
— Gelbftveritändlich genügt auch die Drohung durch fchlüffige Handlungen. 

II. Der Raub als Vermögensdelikt fordert, wie ſchon bemerkt, den gejamten 
Tatbeftand des Diebſtahls und zwar fogar die Wegnahme der Sache. Gibt fie der 
Angegriffene heraus, fo liegt räuberijche Erprefiung (8 255) vor, ohne daß man, wenn 
der Täter fie immerhin hätte wegnehmen können, einen freiwilligen Rüdtritt nom 
Raubverſuch als tonkurrierend zu denken hätte. Der fehlerhafte Standpunkt des Ge 
fees nötigt aber zu der törichten fyolgerung, daß ein vollendeter Raub nur vorliegt, 
wenn der Täter die Sachen an fih nimmt, während der Gewahrfamsinhaber lebt. 
©. dazu $ 242 VI 3. U. U. die herrfchende Lehre. 

IV. Das Verhältnis der Freiheitsbefhränfung zur Vermögensbeſchädigung 
ift in erfter Linie ein faufales, d. h.: durch das Mittel der Freiheitsberaubung mr 
der Täter fih oder einem feiner Genofien die Wegnahme der Sache möglidy maden. 
Daraus ergibt fid: 

1. Wer erft nach erfolgter Wegnahme Gewalt oder Drohung anwendet, begeht keinen 

Raub, wohl aber möglicherweife räuberifchen Diebftahl ($ 252). 

2. Wer einen andern vergewaltigt oder bedroht und dann erſt den Entſchluß faßt. 

ihm eine Sache abzunehmen, begeht Teinen Raub. 

In zweiter Linie muß zwifchen ber reiheitSbefchränfung und der VBermögen® 
befhädigung das Verhältnis zeitliher Nähe beftehen. Das Geſetz bringt Diele 
Erfordernis teil dadurch zum Ausdrud, daß e8 Wegnahme mit Gewalt fordert, 
teils dadurch, daß es bei der Drohung Gegenwärtigteit deö Übel verlangt. Wer 
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mit Gewalt gegen eine Perfon den Dietrich verichafft, aber dann ohne Gewalt 


Sachen wegnimmt, begeht feinen Raub. A. A. v. Buri a. a. ©. 16. 


V. Der Verſuch beginnt mit der Anwendung von Gewalt oder Bedrohung. 
VI Idealkonkurrenz mit Körperverlegung ift möglich; daher kann, wenn fie 


vorliegt, auf Buße erkannt werden. A. A. die herrichende Lehre, der man aller» 
dings dann beizutreten hätte, wenn in dem Tatbeftand des Raubs der der Körper⸗ 
verlegung notwendig enthalten wäre. Aber nicht jede zum Raub genügende Ge⸗ 
malt ift örperverlegung und die bloße Drohung überhaupt niemald. Wegen bes 
Berbältnifies zum Diebftahl ſ. o. L, wegen des zur Erprefiung 8 258. 


an 


$ 250. 
Auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren ift zu erkennen, wenn 


. ber Räuber oder einer der Theilnehmer am Raube bei Begehung der 


That Waffen bei fich führt; 


. zu dem Raube Mehrere mitwirken, welche ſich zur fortgefeßten Be⸗ 


gehung von Raub oder Diebftahl verbunden haben; 


. der Raub auf einem öffentlichen Wege, einer Straße, einer Eijenbahn, 


einem öffentlichen Plate, auf offener See oder einer Wajjeritraße 
begangen wird; 


. Der Raub zur Nachtzeit in einem bewohnten Gebäude ($ 243 Nr. 7) 


begangen wird, in welches fich der Thäter zur Begehung eines Raubes 
oder Diebjtahls eingejchlichen oder ſich gewaltſam Eingang verjchafft 
oder in welchem er fich in gleicher Abjicht verborgen hatte, oder 


. ber Räuber bereit3 einmal als Räuber oder gleich einem Räuber im 


Inlande beftraft worden ift. Die im $ 245 enthaltenen Vorſchriften 
finden auch hier Anwendung. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe nicht 


unter Einem Jahr ein. [SchwG]. 


1. 
2. 
3. 


Die Stelle behandelt den ſchweren Raub. 

Zu Nr. 1 vergl. $ 243 zu Nr. 5; 

zu Nr. 2 vergl. & 243 zu Nr. 6. 

zu Nr. 3 vergl. 8 243 zu Nr. 4 (Öffentliche Wege, Straße, Eifenbahn und öffent- 
licher Play). Offene See bedeutet Die See (nicht den Landfee) außerhalb der 
SKüftengewäfler. So die meiften, während Billnow, Raub und Erpreflung (1875) 
33 den Begriff auf alle außerhalb des Hafens oder der Ylußmündungen be» 
findlihen Teile der See erftredt. Bergl. au) Meves ZEHW 18 421. Über den 
Umfang des. Küftenwaflers |. die Lehrblicher des Völkerrechts. Früher nahm 
man die Lanonenſchußweite als Grenze des Küftenmwaflers an, während jetzt 
viele zu der DreisSeemeilengrenze von 5556 Meter neigen. Auch für den bier 
behandelten Seeraub gelten die Beftimmungen der 88 3 und 4. Bergl. Binding, 
Lehrb. 1 315, v. Martig, Internat. Rechtshilfe 1 66, Hegler, Prinzip. d. inter» 
nationalen Strafrechts (1906) 125. Zum Seeraub überhaupt ſ. Stiel, Der Tat 
beftand der Piraterie (1905). Maßgebend iſt bei Nr. 3 der Ort, mo ſich der Be- 
raubte, nicht der, wo fich der Räuber befindet. Das folgt aus dem Zwecke ber 
Beitimmung. 
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4. Zu Nr 4. Entipriht im allgemeinen $ 243 Nr. 7, jedoch tritt als neuer er⸗ 
ſchwerender Umftand Hinzu, daß fidh der Täter gewaltfam den Eingang ver⸗ 
Ihafft Hat. Man wird dies mit der herrichenden Lehre nicht nur auf Gemalt 
gegen Berfonen, fondern auch auf Gewalt gegen Sachen beziehen müflen. 

5. Zu Rr. 5. Vergl. 8 244/5 und & 249 I. Bu bemerfen ift, daß hier im Gegen⸗ 
fag zu 8 244 fchon der einmalige Rüdfall genügt. 


$ 251. 


Dit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem 
Zuchthaus wird der Räuber beitraft, wenn bei dem Raube ein Menid ge 
martert, oder durch die gegen ihn verübte Gewalt eine ſchwere Körper: 
verlegung oder der Tod defjelben verurfacht, worden ift. [Schw@). 


I. Der befonders ſchwere Naub !ift qualifiziert durch die Intenſität ber Ge 
waltausübung oder Doc durch deren fchweren Erfolg. Er liegt vor: 

1. wenn bei dem Raube ein Menſch gemartert, d.h. wenn ihm vorfäglich”heitige 
förperlicde Schmerzen zugefügt worden find. Der Gemarterte fann jeder fein, gegen 
den fich die zum Raube erforderliche Gewalt richten Tann. Bergl. $ 249. 
Idealkonkurrenz mit Köperverlegung ift in Diefem Falle wegen notwendiger 
Konkurrenz ausgeſchloſſen. Auf Buße kann alfo nicht erlannt werden AU.% 
Detler GerS 66 335; 

2. wenn durch die Gewaltausübung eine jchwere Körperverlegung (8 224) oder ber 
Tod bes Vergemwaltigten verurfacht worden ift, gleichgiltig wann dieſer Erfolg 
eintritt. Ein über die Gewaltausübung (und Wegnahme) Hinausgehendes Ber- 
ſchulden ift bier nicht erforderlich, e8 genügt der objektive Eintritt des ſchweren 
Erfolgs. Bergl. ob. ©. 130% Daher ift Idealkonkurrenz mit Körperverlegung 
möglid und kann, wenn fie vorliegt, auf Buße erfannt werden. U. 4. die 
berrfchende Lehre. War der Borfag des Täter auf Herbeiführung bed Todes 
gerichtet, jo liegt Mord oder Totſchlag in Idealkonkurrenz mit Raub, fogenannte 
KRaubmord, dor. RMG 10 S6. ©. Hierzu $ 249 III. 

IL Hat ein Teilnehmer am Raube ſich einer ber im $ 251 erwähnten Hand⸗ 
Yungen ſchuldig gemadıt, jo haften dafür auch die Übrigen, fofern er dabei im 
Rahmen des Einverftändniffes handelte, jofern er mit andern Worten nicht einen 
fog. Exzeß beging. Vergl. ©. 88. 93. 96. Die Haftung wegen des ſchweren Er 
folg8 wird der Teilnehmer niemals ablehnen können. So Hälfchner 2 377, Olsh⸗ 
Bweig. 7. . 

OIL Verſuch des befonders ſchweren Raubes ift in fehr verichiedener Art denl⸗ 
bar, namentlich fo, daß zwar ein Menſch gemartert, ſchwer verlegt ober getötet, ber 
Raub aber nicht vollendet wird; ferner in dem Falle, daß zwar ber Raub vollendet 
wurde, aber mit der Marterung nur begonnen; oder aud in der Art, daß Marterung 
und Wegnahme im Stadium des Berfuchs ftehen blieben. Vergl. Hälfchner 2 376, 
Oppenh.-Del. 6, Olsh.⸗Zweig. 6 und oben $ 43 VI 3. Dagegen wird die Möglichfeit 
eines Verſuchs geleugnet von v. Buri Beilageheft zum GerS 29 48. 


$ 252. 


Wer, bei einem Diebftahle auf frifcher That betroffen, gegen eine 
Perjon Gewalt verübt oder Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
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Zeib oder Leben anmendet, um ſich im Befibe des geftohlenen Gutes zu 
erhalten, ijt gleich einem Räuber zu beitrafen. |Schw@). 


L Der räuberifhe Diebftahl ift ein durch Gewalt (vergl. $ 52 I 1) oder 
Drohung mit gegenmärtiger Gefahr für Leib oder Xeben (vergl. $ 48 1. a, $ 52 12) 
qualifizierter Diebftahl. Inſofern ftimmt der Begriff mit dem des Raubes überein. 
Der Unterfchied liegt aber darin, daß beim räuberifchen Diebftahl Gewalt oder 
Drohung nicht al8 Mittel zur Erlangung, fondern als Mittel zum Schuge des 
bereit3 erlangten Gewahrjams angewendet werden. Darauf, ob der Dieb fi in der 
Tat im Belige zu erhalten vermag, oder ob er ihn aufgeben muß, fommt es nicht 
an. Weſentlich aber ift, daß er auf friiher Tat betroffen, d. h. am Tatorte wahr» 
genommen wird. So Binding, Lehrb. 1 305. Die Gewalt ufw. braucht Dagegen nicht 
am Zatorte vorgenommen zu fein, e8 genügt, wenn Dies bei ber Nacheile geichieht. 
In legterer Beziehung a. A. Olsh.⸗Zweig. 5. Nach der herrichenden Lehre (Harburger, 
Bergl. Darftellung 6 261) genügt auch Wahrnehmung während der Nacheile. Wendet 
ber Dieb Gewalt oder Bedrohung an, um jemanden von der Anzeige abzuhalten, fo 
wird Dadurch der Diebftahl nicht zu einem räuberifchen. 

O. Wird der räuberifche Diebftahl auch gleich dem Raube beſtraft, fo bleibt er 
doch nichtsdeſtoweniger Diebftahl. Es handelt ſich ledigli um einen Straffchärfungs- 
grund, der fich den in den 88 248. 244 aufgeführten anjchließt. Die Verweiſung in 
einen vom Diebftahl getrennten Abfchnitt ift lediglich aus technifchen Gründen erfolgt. 
Namentlich wird dadurd) zum Ausdrude gebracht, daß die für den Raub in den 88 250. 
251 angegebenen Qualifitationsgründe auch für ben räuberijchen Diebftahl gelten, 
Hieraus ergibt ſich: 

1. $ 252 findet nur dann Anwendung, wenn ein (vollendeter) Diebftahl im Sinne 
des 19. Abjchnittes vorliegt, alfo nicht, wenn ein Mundraub oder ein Feld» ober 
Horftdiebftahl begangen wurde. So Olsh.⸗Zweig. 2. A. A. Hälſchner 2 377, 
Oppenb.-Del. 2, Rüd.-Stengl. 1, E 6 325. 13 391. 

2. Realkonkurrenz zwiſchen Diebftahl und einer unter $ 252 fallenden Gewalt» 
anwendung ift ausgeichlofien. 

3. ft der Täter gemäß $ 244, aber nicht gemäß $ 250 Nr. 5 als rädfällig an» 
äufehen, fo findet $ 244 gegen ihn Anwendung. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 10. A. A. 
E 6 249. 

Anderfeit3 wird man mit Binding, Lehrb. 1 312, Olsh.⸗Zweig. 12 aus dem 
Umftande, daß der Täter gleich einem Räuber zu beftrafen ift, die Unanmwenbdbarteit 
des 8 247 folgern müſſen. 

III. Täter ift regelmäßig, wer das durch die Gewalt ufw. zu fihernde Gut 
„geftohlen” hat, alfo Täter oder Mittäter des vollendeten einfachen Diebſtahls iſt. Ein 
dritter kann zweifellos als Anftifter oder Gehilfe in Betracht kommen, jofern er zur 
Gewaltanwendung ufw. anftiftet oder dabei Hilfe leiftet. Zum Dolus gehört dann - 
aber das Bewußtiein, daß der Angeftiftete oder Unterftügte „geftohlen“ hat, beziv. 
(wenn nämlich Anftiftung oder Beihilfe ſchon vor dem einfachen Diebftahl geleiitet 
werden) ftehlen werde. 

Man wird aber gegen Binding, Lehrb. 1 305 und Olsh.⸗gweig 7 annehmen 
müffen, daß, entjprechend andern zufammengefegten Delikten, der Gehilfe des einfachen 
Diebſtahls zum Mittäter des räuberiichen werden kann. Wendet er die Gewalt uw. 
ohne Einverftändnig mit dem Täter des einfachen Diebftahls an, fo liegt ein Ergeb 
vor, für den der letztere nicht baftet.; , 

IV. Berfuc des räuberifchen Diebſtahls als ſolchen ift in der Art möglich, 
daB nad) Vollendung des einfachen Diebftahl3 die Gewaltanwendung NUT verfucht 
wird, 
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8 253. 
Wer, um ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögens: 
vortheil zu verjchaffen, einen Anderen durch Gewalt oder Drohung zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlajjung nöthigt, ift wegen Erprefjung mit 
Gefängniß nicht unter Einem Monat zu beftrafen. | 
Der Verſuch iſt ftrafbar. [StrK]. | 


1. Das Wefen der Erprefiung im allgemeinen. — Die Erpreiiung richtet fd 
ebenſo wie der Raub ſowohl gegen die Freiheit ald auch gegen dad Bermögen 
Dadurch erflärt fich die Aufnahme beider Delikte in denfelben Abfchnitt. Die Erpreflung 
ift aber ferner, was der Raub nicht begrifflich fordert, ein Bereiherungsbelitt | 

Dieje drei Erforderniffe ftehen theoretiich in folgendem Taufalen Verhältnis: die 
Yreiheitöbejchränfung muß das Vermögen einer andern Berjon beichädigen, und burd 
diefe Bermögensbeijhädigung muß dem Täter oder einem dritten ein VBermögensporteil 
erworben werden. | 

Bon ber theoretiichen Auffaffung unterfcheidet fich die des pofitiven Recht 
dadurch, daß es die Bollendung eintreten läßt, bevor die bezeichnete Kauſalreihe ab⸗ 
gelaufen ift. Bollendet ijt nänılid) die Erpreſſung, fobald die Freiheitähefchränfung 
den andern zu einem beftimmten, ihm vom Täter zugemuteten Verhalten genötigt 
bat, aud; wenn dadurch auf Seiten des Genötigten feine Bermögensbefchädigung, 
geichweige denn auf Seiten des Täters eine Bereicherung eintritt. 

Mit Rüdfiht Hierauf haben befonders v. Buri Beilagebeft z. GerS 39 66.6: 
und Stern, Über das Berhältnis zwiichen Nötigung und Erpreffung (1901) 113 die 
Behauptung aufgeftellt, daß die Erprefiung lediglich Freiheits- und Bereicherungsbeltt, 
nicht aber Bermögensbelift fei. Indeſſen fprechen gegen dieſe Auffaflung in gleider 
Maße Hiftorifche Entwidlung, fyftematifche Stellung und Worlaut des Gejeges, der 
legtere deshalb, weil „rechtswidrig“ nur ein ſolcher Vermögensvorteil fein kann, der 
dem Vermögen eines andern entzogen wird. Über bie hiftorifche Entwidlung ſ. gran, 
Bergl. Darftellung 6 5 ff. In Wahrheit ift der Standpuntt des Geſetzes der, dag, wen 
bie Vermögensbeſchädigung auch nicht eingetreten zu fein braucht, fie doch jedental! 
beabfichtigt jein muß. Zwingt aber ein Schäfereibefiger einen Tpazierengehende: 
Tierarzt, feine durch Krankheit im Wert heruntergefommenen Schafe zu heia 
(Bilnow, Raub und Erpreſſung [1875] 50), fo kann von Erpreſſung feine Rebe fin. 
Ebenfowenig dann, wenn jemand gegen ein von Eraminanden verjprochenes Honorar 
den Eraminator gewaltiam von der Prüfung fernhält. Auch der Zwang zur Gewährun; 
einer Anftellung ift (im Gegenfag zu bier und da in der Praxis hervorgetretenen 
Anſchauungen) nit als Exrprefiung anzujehen. Das Gleiche gilt bei Zwang fü 
für den Zäter bei einem dritten zu verwenden; fo auch im Ergebnis & 3 8, 
N 5 9. 

U. Die Erpreffung als Freiheitsdelikt erfordert die Anwendung von Genal! 
oder Drohung. 

1. Über den Begriff der Gewalt ſ. $ 52 11. Es genügt, wie mit der herrjdenbe 
Lehre anzunehmen ift, jowohl abjolute wie fompulfive Gewalt (j. $ 240), wem 
auch bie legtere die Negel bildet. Wer einen andern fefihält, Damit er nit! 
durch Klageerhebung die Verjährung der Forderung unterbreche, begeht eben 
Erpreffung wie ber, weldyer das gleiche Biel dur Androhung von Prügen 
erreicht. Im übrigen fordert die Literatur faft einftimmig, daB fich die Gewalt 
gegen die Berjon richten müffe. Sie gerät aber dadurch in Konflikt mit $ 255. Denn 
nach diefer Stelle ift die durch Gewalt gegen die Perjon begangene Exprefiung 
nicht mehr eine einfache, ſondern eine räuberifche. Über die verſchiedenen Verfuche 
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zur Löjung des angeblichen Widerſpruchs |. Frank a. a. D. 21 ff. In Wahrheit 
liegt ein Widerfprud überhaupt nicht vor. Enthält nämlich die Drohung zugleich 
ſelbſt ein Übel, fo ift fie — die fibrigen Erforberniffe des Gewaltbegriffs voraus- 
geſetzt — nad) dem Sprachgebrauch des Geſetzes Gewalt. Wer z. B. die Kunft- 
fchäße eines Sammlers zerichlägt, wendet im Sinne des Geſetzes Gewalt an, 
mag gud) genau genommen nur die Furcht vor Fortſetzung des Zerſtörungswerks, 
aljo die Drohung, den andern beeinfluffen. Es genügt mithin folche Gewalt 
gegen Sachen, welche die freiheit der Willensentjchliegung oder Willensbetätigung 
beeinträchtigt, und anderfeits ift jede Gewalt, Die auf eine Perſon phyſiſch ein- 
wirkt, geeignet, den Tatbeftand der räuberifchen Erpreflung zu erfüllen. S. dazu 
Olsh.gweig. 14 und oben 8 240. 

Über den Begriff der Drohung f. $ 48 II 1a. Wie die Drohung beichaffen fein 
muß, fagt daS Geſetz nit näher. Selbftverftändlich aber kann jemand wegen 
einer Drohung nur dann beftraft werben, wenn fie verboten, aljo rechtswidrig 
if. Es Handelt fi) mithin Darum, die Rechtswidrigkeit der Drohung zu beftimmen. 
Daß das Geſetz jede Drohung verbiete, kann unmöglidy angenommen werden. 
Denn e8 gibt auch im bürgerlichen Recht zahlreiche Fälle, bei denen bie durch 
Drohung veranlafte Willenserklärung trog BGB 88 123. 823 durchaus wirkſam 
ift. 3. B.: ein Gelchäftöreifender erzielt durch Drohung mit Kündigung die 
Zufage einer Gehaltserhöhung. ©. dazu G. Pland, Der Begriff der Wider- 
rechtlichfeit im $ 128 des BGB's (in ben Feſtgaben der Göttinger Fakultät für 
Negelöberger [1901]), Angeloff, Widerrechtliche Beftimmung durch Drohung (1903), 
Frank ZH 14 392ff. 

Man kann die Rechtswidrigfeit der Drohung nit beftimmen ohne Nüd- 
ſicht auf die Befchaffenheit bes angebrohten Übels. Iſt Diefes an fich (abfolut) 
rechtswidrig, jo ift es für das Gebiet der Erpreffung feine Androhung eben« 
falls ; 3. 8. Bedrohung mit einer ftrafbaren Handlung. Die eigentliche Schwierigkeit 
liegt in ber Frage, wann die Androhung eines an fi nicht rehtsmwibrigen 
ũbels als rechtöwidrig bezeichnet werden kann. Nach den Motiven foll rechts» 
widrig jede Drohung fein, die zur Erlangung eines rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteils angewendet wird; rechtswidrig aber nennen die Motive jeden Vermögens» 
vorteil, auf deffen Erlangung kein Anſpruch befteht; es ſoll aljo gewiflermaßen 
die Drobung ihre Redtswidrigfeit von dem Bermögensvorteil entlehnen. Aber 
diefe Auffaflung ift ſchon logiſch nicht Haltbar, weil es fich bei der Drohung 
um beren „Berbotenfein* handelt, während es einen verbotenen Vermögensvorteil 
überhaupt nidyt gibt. Das RG fordert eine Drohung, die geeignet ift, bie 
Freiheit der Willendentichließung zu beichränfen oder die Freiheit der Willens» 
betätigung zu hindern. So z. B. E 86 384 und in dem gleichen Sinne Olsh.⸗ 
Zweig. 5, Oppenh.⸗Del. 3. Iſt aber die Drohung hierzu nicht geeignet, jo nimmt 
das RS immerhin Verſuch an (E25 354). Es ift deshalb nicht möglich, auf 
diefem Wege eine Abgrenzung zu gewinnen. 

An Wahrheit läßt fich eine foldye nur finden, wenn man fich die Natur der 
Erpreffung als eines Freiheits delikts vergegenwärtigt. Bollftändig frei ift der 
Menſch niemals, ſtets iſt etwas vorhanden, was Die Autonomie feiner Entfchließungen 
hemmt. Das Gefeg will dem Menſchen nicht mehr Freiheit geben, als er ohnehin 
hat, ed will ihn nur vor abnormen Freiheitsbeeinträchtigungen ſchützen. Die 
Ankündigung eines folchen Übels, deſſen Befürchtung fchon ohnehin feine Ent« 
ſchließungen belaftet und beeinflußt, enthält Daher feine Beeinträchtigung feiner 
Freiheit und ift feine Drohung im Rechtsſinne. 

Auf Grund diefer Erwägungen gelangt man zu folgenden Sätzen: rechts⸗ 
widrig und geeignet, den Tatbeftand der Erpreffung zu erfüllen, 
iR die Drobung: 
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a) wenn das angefündigte Übel an ſich rehtswibdrig ift, 

b) wenn es an fich erlaubt ift, aber außerhalb natürliden, vers 
kehrsmäßigen Zufammenhangs mit dem Entſchluſſe fteht, zu 
dem ber Bedrohte genötigt werden joll. 

Mit ber bier vertretenen Auffaffung ftimmt namentlich die norwegiihe Juris 
prudenz und Gejeggebung überein. S. Frank, Vergl. Darftellung 6 89 ff. 102 1. 
Ähnlich auch Binding, Lehrb. 1 379. 

Es ift demnach nicht (verfuchte) Erprefiung, wenn der Mieter Kündigung ix 
Ausficht ftellt, falls ihm nicht ein neuer Ofen gejegt werbe; ebenjowenig, wenn 
die Arbeiter Lohnerhöhung verlangen unter Hinweis auf Arbeitsniederlegung nad 
gejeglicher Kündigung. Es ift nicht Erpreflung, wenn der Käufer einen Nachlaß 
von dem vereinbarten Kaufpreis fordert, midrigenfall$ er die Geſchäftsverbin⸗ 
dung abbrecdyen werde; ebenſowenig wenn jemand wegen einer wider ihn ſelbſt 
ober feine Frau oder fein Kind begangenen ftrafbaren Handlung Strafanzeige 
antündigt, jofern nicht der Täter eine angemeflene Summe ihm oder der Armen⸗ 
tafje zahle. Bedenklich daher E 36 353. Steht allerdings der Fordernde in feiner 
Beziehung zu dem Verbrechen, beffen NRichtanzeige er verkaufen will, jo liegi ein 
typifcher Fall der Erpreffung („Chantage*) vor. Ebenfo wenn der finanziell 
beruntergefommene ehemalige Freund eine Ehemannes biefem Geld abverlangt 
unter Drohung mit Enthällungen jeruellen Charakters. 

Unhaltbar E 21 114 (Arbeiter einer Fabrik, denen es rechtlich freiftend, 
jederzeit die Arbeit niederzulegen, Tündigten dies für den Fall an, daß ber 
Unternehmer nicht gewifle von ihm getroffene, einzelne Arbeiter in ihrem Ber 
mögen belaftende Maßregeln zurüdnegme; Verurteilung wegen Erprefiung). €. 
Dagegen Frank ZStrW 14 392 und im Anfchluß daran Udkast til Almindelig 
borgerlig Straffelov (Kristiania 1896) 2 209. 

Zum mindeften bedenklich auch E 36 15 (Beftrafung wegen Erpreffung, wei 
der Leiter eines Unternehmerfartelld für den Yal des Kaufs bei Outſider 
Lieferungssperre in Ausjicht geftellt Hatte). Gegen dieſes Urteil auch Binding, 
Lehrb. 1 379. 

Sit ed nach dem Vorhergehenden aud) nicht erforderlich, daß das angekündigt 
Übel an fid) rechtswidrig fei, fo kann doch umgefehrt in der Ankündigung eine 
xechtlich gebotenen Verhaltens keine Drohung gefunden werden, weil e8 fein Übel 
im Sinne des Gejeges ift. Wer als GerichtSpollzieher eine ihm rechtlich obliegende 
Zwangsvollſtreckung in Ausficht ftellt, fofern der Schuldner ihm nicht 100 Warl 
zahle, begeht feine Erprefiung. Ebenjowenig wer von einem Kaufmann eine Geld⸗ 

jumme fordert, widrigenfall8 er nicht mehr für ihn ſchmuggeln werbe. 

Im übrigen genügt au Drohung mit Unterlaffung, fofern das Handeln 
rechtlich geboten war. R 6 508. Iſt aber der die Handlungspflicht begrünbente 
Rechtsakt nichtig, fo ift die Drohung mit Unterlafjung nicht rechtswidrig. 8. B. 
ein Mädchen, das zu einem Hungerlohn engagiert ift (BEB $ 138), droht mit 
Nichtantreten bes Dienftes. 

Ausreihend ift auch die Drohung mit Bufügung eines Übels durch drite 

(2. buch Behörden), fofern fih nur der Drobende einen Einfluß darauf 

zuichreidt (andernfall® würde überhaupt Feine Drohung vorliegen). E 15 38. 
82 335. 

Daß die Berwirflihung des angedrohten Übels beabfidtigt 
werde, ift nit erforderlich; fie braucht nicht einmal möglich zu fein. Wohl 
aber muß der Täter beabfichtigen, die Drohung als ernft gemeint erfcheinen zu 
laſſen. 

Die Drohung kann auch durch ſchlüſſige Handlung erfolgen. Dies Hl 
beſonders wichtig für die ſogenannte Revolverpreſſe. S. dazu Tarde in den 








Bivanzigfter Abſchnitt. Raub und Erprefiung. $ 253. 413 


Actes du congrös pEntenitaire de Bruxelles (1091) Band 2, Kohler in Zherings 
%3 35, Frank, Bergl Darftellung 6 115. 

Näheres über die Drohung bei Binding a. a. D. 8A ff, Thurom, Beiträge zur 
Lehre von der Erprefiung (192). S. auch Stämpfli, Erprefiung und Chantage 
(193), Heine ArchSoz6 17 589 ff., Heinemann SozPr Jahrgang 1902 Nr. 11, 
Derjelbe in der Feſtgabe der Rechtsanwaltſchaft für Wille (1905) 137 ff. 

Gewalt und Drohung müſſen ſich gegen die Perſon richten, bie 
zu einem befiimmten Berbalten (III) genötigt werden foll. Damit ift 
aber nicht gefagt, daß das angebrohte Tibel dieſe Berfon unmittelbar treffen müſſe. 
Es genügt vielmehr, daß es auch für fie ein Übel if, und das trifft namentlich 
dann zu, wenn zwifchen ihr und der durch das Übel unmittelbar zu treffenden 
Berjon nähere Beziehungen beſtehen, ja für ben Verſuch wird man es als aus⸗ 
zeichend anfehen miüflen, wenn ber Täter das Borhandenfein folder Beziehungen 
nur annimmt. 

DI. Die Erprefiung als Vermögensdelift. — Durch Gewalt ober Drohung 
muß eine Perfon zu einer Handlung, Duldung oder Unterlafjung genötigt 
werden. S. darüber $ 240 11]. Näher bezeichnet das Geſetz das abgendtigte Berhalten 
nicht. Iſt aber die Erprefiung ein Bermögensbelilt (oben 1), jo folgt, daß dieſes 
Berbalten in der Abſicht erzwungen fein muß, dadurch das Bermögen einer andern 
Berfon zu jchädigen. Allerdings braucht Die Bermögensbeichädigung nicht einzutreten, 
es genügt, wenn das Berhalten nach dem objektiv möglichen und vom Täter 
beabfihtigten Lauf der Dinge eine Vermogensbeſchädigung nad fih ziehen kann, 
gleichgiltig ob unmittelbar (Hingabe von Geld) oder unter Mitwirkung anderer 
Faktoren (Ausftelung einer Schuldurkfunde). Mit Hecht fordern deshalb Meyer⸗Allf. 
486 ein Berhalten von vermögensrehtlicher Bedeutung. Die in früheren 
Auflagen vertretene Anficht, nach welcher das Verhalten ben Eharalter einer Vermögens⸗ 
diepofition haben müfje, wird aufgegeben. Wer den Gläubiger gewaltiam von ber 
Klageerhebung abhält, begeht Erprefiung. Ebenjo wer ihn nötigt, das Berreißen 
einer Schuldurkfunde zu dulden. ©. dazu Merkel, Holgend. Handb. 8 727, Binding, 
Lehrb. 1 376. Darauf, ob das zu jchädigende Vermögen dem Genötigten oder einem 
dritten gehört, kommt es nicht an. 

IV. Die Erprefiung als VBereiherungsdelift. — Der Täter muß beabfichtigen 
($ 59 IV), durch das abgendtigte Verhalten ſich oder einem dritten einen redht3-» 
widrigen Bermdgensvorteil zu verichaffen. Die Frage, warn ein Vermögens⸗ 
vorteil als ein rechtswidriger bezeichnet werden Tann, iſt beftritten. Sicher ift, daß ein 
Bermögensvorteil, auf defien Erlangung ein Rechtsanſpruch beſteht, fein rechts⸗ 
widriger if. Wer feinen Schuldner zur Zahlung zwingt, kann dadurd) Nötigung, 
aber nicht Erpreffung begehen. Sicher ift ferner, daß ein Bermögensvorteil, den 
jemand als Erſatz für einen begründeten Anſpruch ſich oder einem dritten erftrebt, 
nicht als rechtswidrig bezeichnet werden kann; z. B.: man droht, eine Forderung 
von 100 Mark einzuflagen, wenn nicht der Schuldner 10 Marl an die Armentafie 
zahlt. E 36 384. 

Die Motive nennen redytswidrig jeden VBermögensvorteil, auf den der Täter 
keinen Anſpruch bat. Ihnen folgt meiſt das NG. E 1 318. 21 114. 36 354. 30 
337. 34 16. Indeſſen erjchöpft fi hierin das Weſen der Rechtswidrigkeit des Ver⸗ 
mögensvorteils feineswegs. Es fordert vielmehr, daß der Vermögensporteil dem Ver⸗ 
mögen eined andern im Widerfprud mit den Grundfägen des Pripat- 
rechts entzogen wird. So Merkel, Holgend. Handb. 3 733, Olsh⸗Zweig. 45 
zu & 268, Kitzinger GerS 55 1 ff. ©. über die Frage auch Jehle, Der rechtswidrige 
Bermögensvorteil bei Erprefiung und Betrug (1905) 45 ff. 

Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit des erftrebten Vorteils 
gehört zum Vorſatz. Nimmt ber Täter an, daß ihm ein Anſpruch auf den 
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Bermögensvorteil zuftehe, jo fehlt e8 an dem Vorſatz. Hierher gehört aber auch, was 
viel zu wenig beachtet wird, der Fall, daB der Drohende annimmt, die auf die 
Drobung hin ergebende Erklärung des andern Teils begründe für ihn einen Anſpruch 
M. a. B.: Die Annahme, ein giltiges Rechtsgeſchäft zu jchließen, ſteht 
dem Borjag entgegen. 

(In den früheren Auflagen und ZStW 14 392 ff. bezeichnete ich dem rvet!- 
wibrigen Bermögensporteil ald einen ſolchen, der vor dem Recht feinen Beftand hat, 
vielmehr vom Gemährenden im Wege des Rechts zurüdgefordert werden kann. Tem 
haben fi angefchloffen Thurow a. a. O. 75, Beling, 2. v. ©. 176 und im wejentliden 
v. Liſzt $ 139; weit entgegenfommend auch Binding, Lehrb. 1 363,4. Die ältere 
Faſſung follte in erfter Linie jagen, daß ein Vermögensvorteil, den ein erfchöpfend 
inftruierter Zivilrichter zufpricht, im Strafrecht nicht als rechtswidrig angejeben 
werben kann, daß alfo die zivilrechtliche Giltigkeit des unter dem Einfluß em 
Zwangs zuftande gefommenen Rechtsgeſchäfts bem XTatbeitande der Grprefiung 
entgegenfteht. Hieran ift mit Entſchiedenheit feftzuhalten. Die frage der zivil 
rechtlichen Giltigfeit aber hängt von der Qualität der Drohung ad. Die Ausführungen 
oben (II 2) fuchen dieje näher zu beftimmen. Deshalb untericheidet fich die jest 
vertretene Faſſung don der älteren mehr der Form als der Sache nadı). 

Se nachdem der erftrebte Bermögensvorteil in der Erlangung einer Sache oder 
etwas anderem beftehen foll, kann man zwiſchen Sacdherprefiung und Bermögen?- 
erpreflung unterfcheiden. Die lettere hat erft im Laufe des 19. Jahrhunderts al⸗ 
gemeine Anerkennung gefunden. 

V. Der Verſuch ift ftrafbar. Er liegt vor, wenn der Täter mit der Gewalt 
anwenbung oder Bedrohung begonnen, ben andern aber zu dem beablichtigten Werhaltr 
nicht genötigt hat. Vergl. dazu 8 240 VI. Iſt aber die Nötigung gelungen, fo iſt das 
Delikt vollendet, mag auch quantitativ das abgenötigte Verhalten Hinter dem Borjat 
des Täters zurüdhleiben; z. 8. der Angegriffene gibt Geld her, aber nicht die ganz 
verlangte Summe. Ebenfo Binding, Lehrb. 1 380, Dlsh.-Zweig. 9, E33 18. - 
Unhaltbar R 7 248, welche Entfcheidung annimnıt, daß bei Erftrebung eines objeltt 
nicht rechtswidrigen, fubjeltiv aber dafür gehaltenen Vermögensvorteils Erprefiung‘ 
verſuch vorliege. Gegen das RG aud) Olsh.⸗Zweig. 15. 

VI. Über das Verhältnis der Erprefiung zu andern Delikten ift folgende 
zu bemerfen: 

1. Gegenüber ber Nötigung ftellt fich die Erpreflung wie jegt meift angenommen 
wird (Olsh.⸗Zweig. 13, Stern a. a. O. 91 ff.), als Spezialdelilt dar. Dagegen 
hält v. Liſzt $ 141 Idealkonkurrenz für möglich. 

2. Bwang zur Duldung eines andern in Bereiherungsabiidt 
begangenen Vermögensdelikts ift grundfäglid nur als Erprefiuns 
anzufehen, ohne Konkurrenz des andern. ©. $ 73 VIL20£ (©. 165). Gberio 
Binding Lehrb. 1 374. Bei Zwang zur Duldung der Pfandkehr ($ 289) da 
gerade umgefehrt E 18 399 nur wegen bes legteren Delikts verurteilt, 6 2 
435 dagegen Idealkonkurrenz mit Erprefiung angenommen. — Zweifel Eünnen 
entftehen, wenn jemand in der Form der einfachen Erpreflung zur Duldun 
eines ſchweren oder eines Nüdfalldiebftahls nötige. Die Beſtrafung Tediglid 
megen Erprefiung wurde hier der Schwere bes Falles nicht gerecht werden, ſodaß 
in diefem Falle die Möglichkeit von Idealkonkurrenz nicht wohl abzulehnen IH 
Abweichend will Binding a. a. O. nur wegen fehweren Diebſtahls, event ia 
Idealkonkurrenz mit Nötigung ftrafen. — Entiprechend liegen die Berhältif, 
wenn jemand einen andern nötigt, ein Bermögensdelift zu begehen. Wil 
den Borteil für ſich erlangen, fo ift er grundfäglich nur wegen Erprefiung ſtrafbar. 
Hat der andere das Delikt fchon begangen und wird er gezwungen, dem Tite 
die Vorteile zu überlaſſen, jo hält E 85 278 Konkurrenz mit Hehlerei für muöglit 
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3. Die viel beiprodhene Frage, ob bie Erpreſſung mit Raub in Idealkonkurrenz 
treten Tann, hat prinzipielle Bedeutung nur für den Tall, daß es fi um die 
Erlangung einer Sade, alſo um Saderprefjung, und zwar in der Form ber 
räuberijhen Erpreflung ı$ 255) handelt. Der Raub, beftehend in der Nötigung 
zur Duldung der BWegnahme einer Sache, ftellt ſich aber als ein Spezialfall 
ber räuberifchen Grprefiung bar, ſodaß Idealkonkurrenz ausgeſchloſſen ift. 
Ebenio v. Buri Beilageheit 3. Gers 29 6, Liebling, Über das Verhältnis zwiſchen 
Raub und Erprefiung (1897) 41, Roth, Das Berhältniß der Erpreffung zu Raub 
und Nötigung (1899) 46 ff., E 4 429; im Ergebnis auch Binding, Lehrb. 1 378 
(wegen Subfidiarität der Erpreſſung). U. 4. (wie die legte Auflage dieſes 
Kommentars) Olsh.⸗Zweig. 13, Gauß, Erpreffung und Raub (1901) 78, Bosler, 
Zur Unterfheibung von Raub und Erprefiung (1896) 26. 

4. Sehr beftritten ift au dad Berhältnis der Erpreffung zum Betrug. 
Wie Merkel, Sriminaliftiiche Abhandlungen (1867) 2 202ff. betont, weiß bei 
Der Erprefiung der Gendtigte, Daß durch das abgendtigte Verhalten ihm (ober 
einem Dritten) ein Vermögensſchaden angefügt wird, während der VBetrogene die 
vermögensichädigende Qualität feines Tuns gerade nicht erfennt. Wer alſo mit 
der Drohung eine Täufchnng Über Tatſachen verbindet (indem er ſich z.B. für 
eine Autorität3perfon ausgibt), begeht Erpreiiung und Betrug nur bann in 
Spealfonfurrenz, wenn der Angegriffene das abgenötigte Verhalten zwar zum 
Zeil, aber nicht ganz als vermögenjchädigend erfennt und ſowohl durd die 
Drohung, wie aud durch die Zäufchung motiviert wird. Das RS (f. bei. 
GoltdA 51 194) und Olsh.⸗Zweig. 55 zu $ 264 nehmen Idealkonkurrenz unter 
dieſer legteren Vorausſetzung ſchon dann an, wenn fi) mit der Drohung die Vor⸗ 
jpiegelung falſcher mit bem angedrohten Übel nicht in Verbindung ftehender Tat- 
fachen verbindet. Dagegen will Binding, Lehrb. 1 373 auch in diefen Fällen 
& 253 ausſchließlich anwenden. 

5. Wegen Konkurrenz; mit Bettel |. $ 361 zu Nr. 4. 

Vu. Qualifizierte Fälle |. 88 254. 255. 
VII Wegen Aberfennung der bürgerl. Ehrenrechte |. & 256. 


8 254. 


Bird die Erpreſſung durch Bedrohung mit Mord, mit Branditiftung 
oder mit Verurfachung einer Uberſchwemmung begangen, fo iſt auf Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren zu erkennen. [StrK]. 


Wegen Polizeiauflicht |. $ 256. — Idealkonkurrenz kann bier befonders mit 
Landzwang ($ 126) eintreten. 


$ 255. 


Wird die Erpreifung durch Gewalt gegen eine Perſon oder unter An⸗ 
wendung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Reben 
begangen, }o iſt der Thäter gleich einem Räuber zu beitrafen. [SchwG). 


Eogenannte ränberifche Erprefiung. Wegen der „Bewalt gegen eine Perſon“ 
und der „Drohung mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben“ f. $ 249 IL, 


$ 253 II 1, wegen der Strafe 88 249—251, wegen bes Berhältnifie® zum Raub 
8 253 VI S. 
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$ 256. 


Neben der wegen Erprefjung erkannten Gefängnißftrafe fann auf Ber: 
luft der bürgerlichen Ehrenrechte und neben der wegen Raubes oder Er: 
preſſung erfannten Zuchthausftrafe auf Zuläffigfeit von Polizei-Auffict 
erfannt werden. 


Berg. 83 32. 38. 45. 


Einuudzwanzigfler Abſchnitt. 
Begünftigung und Hehlerei. 


1. In dem 21. Abſchnitt faßt das Gefeg unter der Überjchrift Begünftiguns 
und Hehlerei eine Reihe von Delikten zufammen, die fi, fämtlich in irgendwelcher 
Weife auf ein bereit begangenes anderes Delikt beziehen. Ich nenne dieſes Vordelift. 
Eben weil das Vordelikt in der Vergangenheit liegt, find Begünftigung und Hehlerei 
feine Formen der Teilnahme. Vergl. Borbem. I zum 3. Abjchnitt des 1. Teils 
Behandelt fie das Geſetz demgemäß auch als felbftändige Delikte, jo wird ſich dod 
zeigen, daß ihnen in mehrfacher Beziehung ebenjo eine afzeflorifche Natur innewohnt 
wie der Anftiftung und der Beihilfe. De lege ferenda empfiehlt Beling, 2. v. 2. 
472 ff. und Bergl. Darftellung 7 63. 225 ff., die fachliche Begänftigung (f. u. II 1) md 
die Partiererei (8 258) unter Dem Geſichtspunkte der „Nachtäterſchaft“ auf gleichem us 
mit der Teilnahme zu behanbdelır. 

I. Tas Verhältnis der 88 257 ff. zu einander ift nicht ganz Klar und bedari 
einer voraufgehenden Erläuterung. Namentlich wird das Verſtändnis dadurch 
erichwert, daß das Geſetz den Begriff der Hehlerei in mehrfadhem Sinne verwende. 

1. Die Begünftigung ($ 257) befteht in der Förderung eines Berbreders (de: 
„Vortäters“), jei ed um ihn vor Strafe zu fchügen (perſönliche Begünftigung‘. 
fei e8 um ihm die Vorteile des Verbrechens zu fichern (fachliche Begünftigung. 
Immer aber erftrebt der Begünftiger einen Vorteil des Vortäters. Verfolgt et 
Dabei gleichzeitig einen eignen Borteil, jo ift die Begünftigung eine ſchwere ($ 25 
lester Zeil des erſten Satzes). Wenn fich nun diefe ſchwere Begünftigung ar 
Diebftahl, Unterihlagung, Raub oder Duafiraub bezieht, jo nennt fie das Geie 
Hehlerei und bedroht fie in dieſem alle mit befonders fchwerer Stralt 
(8 258). 

2. Berfchieden von der Begünftigung ift die Partiererei des 8 259, meift Ead- 
hehlerei genannt. Während nämlich die Begünftigung eine objektive Förderuns 
des Vortäters verlangt, braucht eine folche bei der Partiererei weder vorzuliegen 
noch beabfichtigt zu fein. Ihre Strafbarkeit wird lediglich dadurch begründet, 
daß der Täter den durch das Delikt gefchaffenen rechtswidrigen Zuftand in dr 
Abficht perpetuiert, fich felbft einen Vorteil zu verſchaffen. Das heißt: der 
Bartierer wird gerade deshalb beitraft, weil er aus Eigennug bie Wirer 
berftellung des rechtmäßigen Zuftandes erichwert, namentli dem Berechtigten 

. die Wiedererlangung der Sache, die ihm durch das Vordelikt entzogen iſt. Ta 
Verhältnis der Partiererei zur Beglinftigung ift ſehr beitritten. Nach ber emer 
Auffaffung ift Partiereret dann ausgeſchloſſen, wenn jemand neben dem 
eigenen Vorteil auch den des Vortäter8 beabfichtigt. So Binding, Lehrb. 138. 
Olsh⸗Zweig. 28 zu 8 259, Gretener, Begünftigung und Hehlerei (1679) 110 
125 ff. Nach der andern, wohl richtigen Auffaffung fteht Die Abficht, den Wortäter 
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zu begünftigen, dem Begriff der PBartiererei nicht entgegen. So Oppenh.⸗Del. 1 
zu $ 259, Waldthauſen GoltdA 29 389, Beling, Vergl. Darftellung 7 86, E 80 


268. Die erſte Auffafiung leugnet die Möglichkeit einer Idealkonkurrenz, bie 
zweite läßt fie zu. 


8 257. 


Wer nach Begehung eines Verbrechens oder Vergehen? dem Thäter 
oder Theilnehmer wiſſentlich Beiltand leiftet, um denjelben der Beitrafung 
zu entziehen oder um ihm die Vortheile des Verbrechens oder Vergehens 
zu jichern, ift wegen Begünftigung mit Geldftrafe bis zu ſechshundert 
Marf oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und, wenn er dieſen 
Beiltand ſeines Vortheild wegen leijtet, mit Gefängniß zu beftrafen. Die 
Strafe darf jedoch, der Art oder dem Maße nach, feine fchwerere fein, 
ala die auf die Handlung jelbit angedrohte. 

Die Begünftigung ift ſtraflos, wenn dieſelbe dem Thäter oder Theil- 
nehmer von einem Angehörigen gewährt worden ift, um ihn der Bes 


itrafung zu entziehen. [SchG, wenn dieses für Vordelikt zuständig, 
sonst StrK bez. SchG). 


Die Begünftigung ift als Beihülfe zu beftrafen, wenn fie vor Be- 
gehung der That zugejagt worden iſt. Dieſe Beitimmung leidet auch 
auf Angehörige Anwendung. 


I. Arten der Begünftigung. — Man unterfcheidet perſönliche oder echte 
und fachlihe oder unehte Begünſtigung. Jene liegt vor, wenn die Abficht 
darauf "gerichtet ilt, den Täter oder Teilnehmer der Beitrafung zu entziehen, diefe, 
wenn die Abjicht darauf gerichtet ift, ihm die Vorteile des Verbrechens oder Vergehens 
zu fihern. ©. darüber bejonders Binding, Normen 2 565 und Lehrb. 2 642. Nach 
Anſicht der meiften wenden fich beide Delikte gegen die Rechtöpflege. So z. B. v. Lifzt 
$ 183, Meyer-Allf. 559. Dagegen jehen einzelne, wie Binding a. a. D., Olsh.⸗Zweig. 
31, Lohmeyer, Das Wejen der Begäünftigung (1904) 56 ff. in der ſachlichen Begünftigung 
ein Delitt gegen das Bermögen. Aus der erfleren Auffallung wirb mit Beling, 
Bergl. Darftelung? 17 zu folgern fein, daß ein im Auslande begangenes Vor⸗ 
belift nur dann genügt, wenn feinetwegen im Inlande ein Strafanſpruch ent» 
ſtanden ift. 

IL Das Vordelikt. — Die Vegünftigung bezieht fich auf ein voraufgegangenes 
Delikt, und zwar auf ein Verbrechen oder Vergehen. (Begünftigung einer Über- 
tretung ift ftraflos.) Weitere Anforderungen an das Vordelikt ftellt das Geſetz 
niht auf. Es ift daher die Begünſtigung eines Sonderdelikts (©. 81) aud) dann 
itrafbar, wenn es der Begünftiger nicht ald Täter begehen kann. So bie herr» 
(dende Lehre. Die Vertreter der oben I a. E. angeführten Anficht (Binding uſw.) 
behaupten, daß fich die fachliche Begänftigung nur auf ein Vermögensdelikt beziehen 
Iönne. Dagegen u. VI a. E. Einzelnes: 

1. Ter Tatbeſtand des Vordelikts muß nach der objeftiven wie nach ber jubjektiven 
Seite hin erfüllt fein. Strafbare Begünjtigung eines unzurechnungsfähigen oder 
ichuldlojen oder in Notwehr befindlichen Täter gibt es nicht. BayOhL&Str 6 
94. Nur fcheinbar abweichend E 6 336; vergl. dazu $ 55 1. $ 56 III. Iſt das 
Vordelikt ein Antragsdelift, jo kann, weil der Antrag nicht zum Tatbeitande 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 27 
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gehört, die Begünftigung zwar ſchon vor Anbringung bes Antrags geleiftet werben, 

aber ihre Berfolgung ift davon abhängig, daß der Strafantrag geftellt wird. S. 

unter II. Der Umftand, daß dem Täter des Borbelilis ein perſönlicher 

Strafausfchliegungsgrund zur Seite ftebt, hindert nicht die Gtrafberkit ber 

fahlichen Beglnftigung, wohl aber die Möglichkeit perjönlicher bezüglich dieſes 

Täters. (Allerdings kann man tatſächlich die Strafentziehung einer Perſon 

beabfichtigen, die in Wahrheit gar nicht ftrafbar ift; in diefem rein fubjeltinen 

Sinne ift aber der Begriff der Abficht nicht zu verftehen; vergl. $ 253 Va. E.) 

Entiprehend ift nach Eintritt eines GStrafaufhebungsgrundes, namentlih der 

Berjährung, zwar noch fachliche, aber nicht mehr perjönliche WBegünftigung 

möglid. Durchaus ebenfo Olsh.Zweig. 2. 32; bezgl. der Berjährung a. A. 

Binding, Lehrb. 1 667. — Die irrtümlidhe Annahme eines Vordelikts vermag 

defien Mangel nit zu erjegen. So Beling, Bergl. Darftellung 7 18. 

2. Bezieht fich die Beiftandsleiftung auf ein noch bevorſtehendes Delikt, fo it fie 
nicht Begünſtigung, jondern Beihilfe. Aber auch wenn das Delikt bereits be- 
gangen ift, kann eine dem Täter gewährte Unterftügung noch Beihilfe jein, nämı=- 
li dann, wenn bie Aufredhterhaltung des in ftrafbarer Weile begründeten Zu⸗ 
ftandes noch zum Tatbeſtande des Delikts gehört, diefes mit andern Worten ein 
fortdauerndes ift (8 74 V 5b 8). 3. 8. ich verhindere den eingefperrten Men⸗ 
ſchen an der Wiedererlangung der Freiheit. Anberfeits ift auch bei Tauerdeliften 
nicht jede nad) Begründung des rechtswidrigen Yuftands gewährte Unterftügung 
al8 Beihilfe anzufehben. AMG 9 293 (301). Vergl. auch E17 227 (bezieht ſich 
auf mehrfache Unterftügung eines fortgejegten Delikts: Idealkonkurrenz von Ber 
güinftigung und Beihilfe). €. dazu Beling, Vergl. Tarftellung 7 20. 

. Iſt das Vordelikt bereit3 in dag Stadium des ftrafbaren Verſuchs eingetreten, 
ohne aber vollendet zu fein, jo ftellt fih die Unterftügung bald als Veihilfe, bald 
als Beglinftigung dar. Beihilfe ift fie dann, wenn fie ben Eintritt des Erfolge: 
befördert (3. B. ich jchäre ein zum Zwecke der Branditiftung eines Haufes ange 
zündetes Feuer), Begünftigung ift fie, wenn fie den Eintritt des Erfolges nicht 
befördert (3. B. ich verhelfe dem Täter zur Flucht). Vergl. darliber Köhler Gerz 
61 58, der aber das Gebiet der Beihilfe zu weit erftredt. 

III Afzeflorietät der Begünftigung. — Aus dem Gefagten ergibt fich, dat 
die Strafbarkeit der Begünftigung als folder in mehrfacher Beziehung von der dei 
Vordelikts abhängt. Ohne dieſes hat die Beiftandsleiftung grundſützlich ebenſowenig 
ftrafrechtliche Bedeutung, wie der Anftiftung und der Beihilfe rechtliche Bedeutung 
ohne die Begehung der Haupttat zufommt. Deshalb kann man auch der Begünftigunz 
mit den Motiven eine alzefforifhe Natur zufchreiben. Diefe äußert fich u. a and 
darin, daß fi} der wegen des Vordelikts geftellte Strafantrag ftillichiweigend auf die 
Begfinftigung mit bezieht und umgefehrt. 8 63. Daraus ergibt ſich aber, daß, 
wenn das Vordelikt nur auf Antrag verfolgbar ift, das Gleiche audı 
für die Begäünftigung gilt. Bergl. $ 247 Abi. 3. Co bie herrichende Lehr, 
a. U. Olsh.⸗Zweig. 51. ©. dazu Binding, Lehrb. 2 648/9. Aus der rechtlichen Um 
felbftändigteit der BeiftandSleiftung an fich folgt weiter, daß eine mehrfache Bei 
ftandsleiftung in Bezug auf dasfelbe Vordelikt immer nur al$ eine firafbar 
Handlung ericheint (vergl. $ 74 V 1b). Ebenfo die herrichende Lebre, ſ. Olsh⸗ 
Biveig. 26, Köhler GerS 61 79. 80. Im Übrigen äußert‘ fi die Alzefforietät aud 
in prozefjualer Beziehung, 3. B. StPO 88 3. 56 Nr. 3. 

Allerdings ift die Abhängigkeit der Begünftigung von der Hauptat nicht immer 

Die gleiche wie bei Anftiftung oder Beihilfe. Namentlich ift darauf hinzumeifen, daß 

ein rein perfönlicher Strafausichliegungsgrund des Haupttäter8 zwar dem Anſtifter 

und Gehilfen niemals zu gute kommt, aber, wie ob. II1 bemerkt, bei perjön- 
liher Begünftigung auf den Begünftigten wirken kann. ©. über die frage auf) 


oe 
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dv. Buri, Kaufalität (1885) 77. Gegen die Anwendung des Atzeflorietätöbegriffs auf 
dieſe Fälle Beling, 2. v. ©. 478 ff. und Vergl. Darftellung 7 13. 206. 


IV. Zäter der Begünftigung kann nad) dem Wortlaute des Geſetzes jeder fein, 
gleichwohl müflen verſchiedene Einfchräntungen gemacht werben: 

1. Die Seldftbeglinftigung ift ftraflos. Diefer niemals angezweifelte Sat findet 
auch im Wortlaute bes Geſetzes feine Stügße. Denn man Tann fi nicht ſelbſt 
„Beiftand leiften”. 

Aud) die Begünftigung, weldhe Täter des Vordelikts oder Teilnehmer 
an dieſem einander leiften, ift nach richtiger Anficht ſtraflos. Der Beweis für 
dieje jehr beftrittiene Behauptung liegt in dem dritten Gabe bes & 257. Wer 
nämlich vor der Tat eine nach ihrer Begehung zu leiftende Unterftügung zujagt, 
macht ſich aller Regel nach der piychiichen Beihilfe ſchuldig, infofern er den ver⸗ 
brecherifchen Entfchluß flärkt oder bem Täter Verhaliungsmaßregeln gibt. Gegen 
über dieſer pigchifchen Beihilfe aber fol der nachträglich wirklich gewährte Bei⸗ 
ftand nicht mehr als Begünftigung in Betracht Tommen. Hat fomit jchon die 
leichtefte Form der Teilnahme gegenüber der Begünftigung Tonfumierende Kraft, 
fo muß dieje noch vielmehr ber Anftiftung und ber Mittäterfchaft zugeftanden 
werden. Ahnlich Villnow, Maub und Erprefiung (1875) 68 ff. Im Ergebnis 
übereinftimmend Hälfchner 2 882, Merkel in Holgend. Handb. 4 425, v. Fries 
35h 7 565, Kohler 128, Rüd.-Stengl. 18, Köhler GerS 61 61 ff. (welch letzterer 
aber gewiſſe Ausnahmen zuläßt). A. N. die herrfchende Lehre, 3. B. Olsh.⸗Zweig. 
27, Oppenh.⸗Del. 2, v. Lifzt 8 183, Höpfner, Einheit und Mehrheit d. Verbrechen 
8 222, Binding, Lehrb. 2 662, Meyer⸗Allf. 563, Beling, Vergl. Darſtellung 

7 56, E 16 374. 21 375. Aber ſelbſt Nieland (Über Bufammentreffen von Bes 
günftigung mit Teilnahme [1892)), der die herrihende Lehre am entchiebenften 
vertritt, muß zugeben, daß die geidichtliche Entwidlung ebenjomohl gegen ihn 
ſpricht wie die ausländiſche Gefeßgebung. Wenn fich die herrichende Lehre auf 
Die angeblich felbftändige Natur der Begünftigung ftüßtl, fo widerlegt fich dies 
durch die Ausführungen unter OL 
3. Eine andere Frage ift die, ob der Täter ober Teilnehmer ſich der Anitiftung oder 

Beihilfe zu der ihm felbft (von einem dritten) gewährten Begünftigung jchuldig 

machen Tann. Auch fie muß entgegen der berrichenden Lehre (E 4 60. 8 366) 

verneint werden. Denn wenn, wie unter 2 dargelegt wurbe, die Beteiligung an 

der Haupttat die nachfolgende :Begünftigung eines Teilnehmers Tonjumiert, jo 
muß das Gleiche erft recht für idie eigene Begünftigung in jeder Form gelten. 

— Die Anfichten gruppieren ſich wie zu 2. Doc; ftehen hier Meyer-Allf. 562 

und dv. Liſzt $ 183 auf unferer Eeite. 


V. Die Handlung befteht darin, daß dem Täter ober Teilnehmer Beiſtand 
geleiftet wird. Dies Tann auch durch Unterlaflung einer rechtlich gebotenen Handlung 
(3. B. Beugnisverweigerung) gefchehen. Vergl. auch ARME 8 182. Ob die Beiftands- 
leiftung dor oder nach der Berurieilung erfolgt, ift gleichgiltig. Ebenjowenig kommt 
e8 darauf an, ob durch die Beiftanbleiftung in der" Tat ber Verbrecher ber Strafe 
entzogen wirb, bezw. ob ihm die Vorteile bes Delitts gefichert werden, oder nicht. 
Im Begriff der Beiftandsleiftung liegt aber, daß eine wirkliche Förderung zu teil wird. 
Ehenfo dv. Liſzt $ 183, Meyer-Allf. 562, Köhler Gerſs 61 56. Bergl. Frank ZEtrW 
12 319. Biel zu weit gehen bie herrihende Lehre und das RG (E 20 233. 21 375), 
welche Beiftandgleiftung fchon dann annehmen, wenn nur eine auf Unterftühung 
abzielende Handlung vorgenommen mwurbe. Dem liegt eine Verwechſelung von 
Bollendung und Verſuch zu Grunde. Allerdings verlangen Olsh.⸗Zweig. 10, Binding, 
Lehrb. 2 655, E 86 76, AMG 6 118 immerhin eine Handlung, die geeignet ift, 
eine Unterftüßung zu gewähren. 


N 
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Die Art und Weiſe der Beiltandleiftung kann felbftverfiändlich eine ſehr ver- 
fchiedene jein: 

1. Für die perjönliche Begünftigung kommen 3. B. in Betradt: Einhänbi- 
gung der Mittel zur Flucht, Berdedung von Spuren der Tat, Ablegung eines 
falſchen, wenn aud) unbeeidigten, Zeugnifjes, Befreiung des gefangenen Täters 
(Idealkonkurrenz mit 8 120; ebenfo Olsh.⸗Zweig. 20, Binding, Lehrb. 2 595, 
E 7 244, während u. a. Köhler GerS 61 70, Beling, Vergl. Darftellung 7 21 
nur Gefangenenbefreiung annehmen; |. aud) & 121 V), widerrechtliche Verweige⸗ 
rung der Beugenausfage (nicht: gegenüber einem Bolizeibeamten, weil biejem 
gegenüber keine Berpflitung zur Ausfage befteht), Einwirkung auf Zeugen 
Unterlafiung der pflichtgemäßen Anzeige (wird jedoch meift unter $ 346 falleni. 
Man wird au nicht umhin können, bie Anftiftung oder Beihilfe zum Selbſt⸗ 
morbe bes Täter8 ufw. als Begünſtigung zu qualifizieren. 4. A. v. Liſzt $ 18. 
Ein rechtlich erlaubtes Verhalten kann dagegen niemals ftrafbare Begünftigung 
fein. Der Verteidiger macht fich ſelbſt dann nicht ftrafbar, wenn er im In⸗ 
terefie des fchuldigen Angeklagten unwahre Behauptungen aufftellt. Denn recht⸗ 
liche Grenzen find, fofern es fih um Vertretung oder „Berbeiftandung” des 
Angellagten handelt, der Verteidigung nicht gezogen. Ebenſo im Ergebnis Olsh 
Bweig. 15, Beling a. a. O. 24, v. Lilienthal DIZ 6 651. U. U. Köhler Gerz 
61 68; vergl. auch Birkmeyer, Deutjches Strafprogeßrecht (1898) 357, Binding, 
Lehrb. 2 651. Daß fich der Verteidiger der Beglinftigung ſchuldig machen Tann, 
wenn er außerhalb diejer pflihtmäßigen Tätigkeit in den Gang der Juſtiz ein- 
greift, 3. B. Beugen befticht, ift ſelbſtverſtändlich. Im übrigen find namentlich 
folgende Fälle beitritten: 

8) Berbüßung der Strafe für einen andern. Hier muß grundfäglid 
Begünftigung angenommen werben. & 8 366. Die vielbefprochene Frage, ob in 
der Zahlung der Geldftrafe für den Berurteilten eine Be 
günftigung liegt, ift im Anſchluß an Binding, Lehrb. 2 651/2, Olsh.⸗Zweig. ?1 
folgendermaßen zu enticheiden: Begünftigung liegt nicht vor, wenn jemanden 
das Geld zur Zahlung der Geldftrafe geſchenkt wird, ferner nicht, wenn ihm 
die bezahlte Gelditrafe zurüderftattet wird. Denn in beiden Fällen ift die 
Geldftrafe aus dem Bermögen des Berurteilten gezahlt. Dagegen ift ‚bie 
Bahlung der Geldftrafe für den Berurteilten ohne Berpflihtung zur Rüd: 
erftattung als Begünftigung anzujehen. Im lebteren Sinn iſt E 0 232 
beizutreten. ©. dazu bei. v. d. Deden ZStr® 12 97 ff., Bozi DI3 1 257f. 
Lammaſch DYZ 2 432 ff., v. Lilienthal daſ. 489 ff.; 

b) falſche tatfächliche Erklärungen in einem für einen andern ein 
gereihten Begnadigungsgefud. Hier ift Begünftigung zu bejahen. 
Ebenjo v. Liſzt $ 183, Rüd.⸗Stengl. 9, DOI8b.-Biveig. 19, Binding, Lehrb. ? 
653, Veling a. a. ©, 33, E 35 128. Einzelne nehmen an, da nur bei Bor 
legung faljcher Beſcheinigungen Begünftigung vorliege. So Hälfchner 2 576, 
Merkel in Holgend. Handbuch 3 740. 4 427. Schlechthin verneinend DOppenh. 
Del. 14; 

c) Einwirfung auf den Antragsberehtigten in der Art, daß er veran⸗ 
laßt wird, den Strafantrag nicht zu ftellen ober den geftellten zurückzuziehen. 
Wenn das Gejeh die Durchführung des ftaatlichen Strafanipruchs don dem 
Billen des Antragsberechtigten abhängig macht, jo madht es ihn auch von den 
Faktoren abhängig, bie für die Willensbildung maßgebend find. Daher if 
grunbjäglich Begünftigung zu verneinen. A. A. Rüd.-Stengl. 4. Iſt allerdinge 
der AntragSberehtigte zu feinem Verhalten genötigt worden (& 240), fobah 
fein wahrer Wille nicht zum Ausdrucke fommt, fo ann darin Begünftigung 
liegen. Olsh.⸗Zweig. 3 verneinen ſchlechthin; Beling a. a. O. 32 fieht in dem 
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gefchilderten Verhalten bloß Anftiftung zur Begünſtigung (dann müßte aber, 

was zweifellos nicht der Fall ift, in der Unterlafſung ber Antragftellung 

Begünftigung liegen). Bergl. no Köhler GerS 61 59 und Binding, Lehrb. 

2 654. 

2. Zum Tatbeftand der fahlihen Begünftigung genfgen nur ſolche Hand⸗ 
lungen, die bazu beftimmt find, dem Täter die Vorteile des Verbrechens oder 
Vergehens zu fihern, namentlich zu verhindern, daß der rechtmäßige Beſitzer die 
ihm durch bie ftrafbare Handlung entzogene Sache mwiebererlange. Die Hands 
lungen müflen aljo beftimmt fein, den durch das Vordelikt verurfadyten Zuſtand 
fortzujegen oder zum Nachteil der Verletzten wirtſchaftlich fruchtbar zu machen. 
Dahin gehört 3. B. die Erhebung des Betrag auf das von bem Portäter 
geftoblene Sparkaſſenbuch. E 89 236. Ungenügend find ſolche Handlungen, die 
ledigli eine Erleichterung oder vorteilhaftere Geftaltung der Benußung 
bezweden, 3. 8. Heilung des geftohlenen Pferdes. Kohler 159, Köhler Gerſ 61 78, 
Binding, Lehrb. 3 667, Olsh.- Zweig. 29, E 26 119. 

VI. Der Borfag der Begünftigung fest fi aus folgenden Beltandteilen zu- 
fammen: 

1. Bewußtjein, daß der Unterftügte eine ftrafbare Handlung be— 
gangen und (bei fahliher VBegänftigung) in Folge deſſen einen 
beftimmten Borteil habe. Das Bemußtfein, daß die Handlung gerade ein 
Verbrechen oder ein Bergehen darftelle, ift mit ber herrichenden Lehre nicht zu 
fordern. Wenn der Täter jedoch infolge eines tatfählihen Irrtums das Vor⸗ 
delift nur für eine Übertretung hält, fo wird dadurch der Vorſatz ausgeſchloſſen. 
So Olsh.⸗gZweig. 25, E 31 285. Literaturnachweife bei Binding, Lehrb. 2 658 und 
Köhler GerS 61 65. — Die irrtümliche Meinung, daß ber Täter ftraflos jet, 
ijt mit dem Borjag der perſönlichen Begünftigung unvereinbar. 

2. Bemwußtfein Beiftand zu leiften. Dagegen braucht der Unterftübte nicht 
zu wiflen, daß ihm Beiftand geleiftet wird. Es ift nicht einmal nötig, Daß der 
gewillt ift, die ihm angebotene linterftügung zu benugen. E 86 78. 

3. Abficht ($ 59 IV), entweder a) ben linterftügten der Veftrafung zu entziehen 
(perfönliche Begünftigung), ober b) ihm die Borteile bes Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens zu fichern (fachliche Begünftigung). — In feinem Fall genügt das bloße 
Bemwußtjein, daß die Beiftanbleiftung einen ber bezeichneten Erfolge haben 
werde. Bielmehr ift erforderlich, daß der Täter gerade durch die Vorftellung 
dieſes zu erreichenden Zieles zum Handeln bejtimmt (oder mitbeitimmt) werde. 
Ebenfo bei. Köhler GerS 61 58, Beling a. a. O. 29, E23 105. 82 24. 4015. Auf 
das weiter zurüdliegende Motiv (Mitleid) fonımt es ebenfowenig an mie auf 
einen jenjeit8 der bezeichneten Abficht erftrebten Erfolg. Wer einen andern be» 
günftigt, weil ex ſelbſt durch die Verurteilung fompromittiert würde, hat immer» 
hin die Abficht, ihn der VBeitrafung zu entziehen. E 832 24. 

Bas bie Vorteile des Verbrechens oder Wergehens betrifft, die bei der ſach⸗ 
lien Begünftigung dem Verbrecher gefichert werben follen, jo nehmen die meiften 
an, daß nur Bermögensporteile gemeint fein. So 3. B. Binding, Lehrb. 
3 664, Olsh.⸗Zweig. 31, v. Lifzt $ 183, Lohmeyer a. a. D. 58. Dies ift jedoch 
zu eng. Bei Fälſchung eines Adelsbriefs kann z. B. ber Vorteil in der Führung 
des Adel3prädilats liegen, und diefer Vorteil kann zweifellos dem Fäljcher ge» 
fiihert werden. Grundjäglich übereinftimmend u. a. Oppenh.⸗Del. 15, Köhler 
SerS 61 77, Meyer-Alf. 560, Beling a. a. D. 36, E 25 265, RMG 8 182. 
E3 ift fomit den oben I a. E Angeführten auch darin nicht beizutreten, daß 
ſachliche Begünftigung nur bei Vermögensdelikten denkbar und 3. ®. bei Mord 
und Körperverlegung ausgeſchloſſen fei, zumal dba der Vorteil dieſer Delifte 
gerade in der Erreichung eines Vermögensvorteils liegen Tann. 
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VIL Erſchwerter Fall. — Erichwert tft die eigennügige Begünftigung, dann 
vorliegend, wenn der Unterftügende gleichzeitig eigenen Vorteil erftrebt. Auf die 
Erreihung des Vorteil fommt es nit an. Der Begriff des Vorteil befchräntt 
fih nicht auf den Vermögensvorteil. Immerhin aber muß eine irgendwie meßbare 
Aufbeflerung der Verhältniffe beabfichtigt werden. Die herrſchende Lehre G. B. 
Olsh.⸗Zweig. 99) erklärt wie bei $ 49a (vergl. daſ. 113) auch ganz vorübergehende 
Genüffe für ausreichend. Dagegen u. a. Binding, Lehrb. 1 283. 2 661, ber aber 
annimmt, das Geſetz beziehe fich nur auf Bermögensvorteile. — Befonders ſchwerer 
Fall $ 258. 

VIII. Da die Strafe der Begünftigung niemals höher jein barf als die auf das 
Vordelikt angedrohte, jo Tann, wenn dieſe nur eine Geldftrafe ift, auch bei erjchwerter 
Begünftigung nur auf Geld erkannt werden. 

Der Umftand, daß bie vor der Begehung des Vordelifts zugefagte Begünſti⸗ 
gung als Beihilfe beitraft wird, hat erheblichen Einfluß auf die Strafe, begründet 
auch die Anwendbarkeit des $ 50. Übrigens darf die Stelle nicht fo verflanden 
werden, als fei die bloße Zuſage nachträglicher Begünftigung unter allen Umſtänden 
Beihilfe. Vielmehr ift, wenn die Unterftüßung tatfächhlidy nicht gewährt wird, zu 
prüfen, ob ihre Bufage für die Tat förderlich war. Eingehender darüber Beling 
a. a. O. 42ff. ©. aud) oben IV2. | 

Wegen des Antragserforbernijfes ſ. o. IIL 

IX. Strafausfchliegungsgrund. — Leiftet ein Angehöriger ($ 52 Abi. 2 
perfönlide Begünftigung, fo fteht ihm ber perjönlidde Strafausfchliegungsgrund 
des zweiten Abſatzes zur Geite. Diejer wirkt auch dann, wenn der Angehörige nur 
als Anftifter oder Gehilfe bei der Begünftigung erſcheint. E 14 102. Vergl. jedod 
Abf. 3. Abweichend behauptet Beling a. a. O. 39. 40, dab es ſich um einen ob⸗ 
jeftiven Strafausfchließungsgrund handle. 

Vergl. dazu 8 247 (IV). $ 289 Abi. 5. 

X. Idealkonkurrenz ift namentlih möglid mit Meineid und !Oefangenen- 
befreiung. ©. über legten Punkt ob. V 1 und wegen Idealkonkurrenz mit Bartiererei 
Borbem. 3. 21. Abſchn. LI. 


8 258. 


Wer feines Vortheil3 wegen fich einer Begünftigung fchuldig macht, 
wird als Hehler beftraft, wenn der Begünſtigte 

1. einen einfachen Diebjtahl oder eine Unterjchlagung begangen hat, 
mit Gefängniß I[SchG, wenn dieses für Vordelikt zuständig, sonst 

Strxk bez. SchG], 

2. einen fchweren Diebftahl, einen Naub oder ein dem Raube gleich 
zu beitrafendes Verbrechen begangen hat, mit Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren [StrK]. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißjtrafe 
nicht unter drei Monaten ein. 
Dieſe Strafpvorſchriften finden aud) dann Anwendung, wenn ber 
Hehler ein Angehöriger ift. 
I. Die hier behandelte fogenannte Perſonenhehlerei ift nichts anders als ein 


erfehwerter Fall der eigennügigen Begünſtigung ($ 257 VII), mithin ein bejonders 
ſchwerer Fall der Begünftigung überhaupt. Der Uualififationsgrund Liegt in der 
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Beichaffenheit des Vordelikts. ©. Nr. 1 und 2 ‚des Geſetzes. Der Mundraub 
(8 370 Nr. 5) und der landesrechtlich ftrafbare Forſt⸗ oder Felddiebſtahl find nicht 
al8 Diebftahl anzujehen. 

Wenn vielfach (fo neuerdings auch Olsh.⸗Zweig. 2, ſ. jedoch diejelben Anm. 5) 
wegen der in das Geſetz aufgenommenen Worte „als Hehler” die Selbſtändigkeit des 
Delikts oder dod) die Unanwendbarfeit verichiedener für die einfache Begünſtigung 
gegebenen Borjchriften behauptet wird, jo widerlegt fich dieſe Auffaflung durch den 
legten Abjag der vorliegenden Stelle. Denn erklärlich ift die bier gegebene BVe⸗ 
ffimmung nur auf Grund der Annahme, daß ohne fie der zweite Abſatz des 8 257 
auch auf die Berfonenhehlerei Anwendung fände. So bei. Merkel in Holgend. 
Handb. 3 743, Binding, Lehrb. 1 385. Bergl. dazu Köhler GerS 61 90 ff. 

Iſt aber die Perjonenhehlerei nur eine qualifizierte Begünſtigung, fo ergibt 
ſich folgendes: 

1. $ 257 Abi. 3 findet nebit allen daraus gezogenen Folgerungen auch auf Die 
Berfonenhehlerei Aumwendung. Bergl. $ 257 IV. Ebenjo Binding, Lehrb. 1 385. 
A. A. Olsh.⸗Zweig. 5, Beling, Bergl. Darftellnng 7 51.' 

2. Iſt das Vordelikt ein Antragsdelikt, fo ift e8 auch die Perfonenhehlerei. Ebenſo 
Merkel, Holgend. Handb. 3 743, Rüd.-Stengl. 6, Hälſchner 2 886. U. U. 
Olsh.⸗Zweig. 6, Köhler GerS 61 90. Praftifche Bedeutung hat die Frage aller» 
dings nur für den Yall, daß der Hehler ein Angehöriger des durch den Dieb- 
ftahl oder die Unterſchlagung Berlegten if. ©. 8 247. 

3. Unter den entiprechenden Borausjegungen wie die einfache Begünſtigung (vergl. 
$ 257 II 3) ift auch Berfonenhehlerei bei nur verſuchtem Vordelikte möglid) 
Ebenjo E 31 40. 

4. Bar da3 Vordelikt Diebitahl oder Unterichlagung, jo findet 8 247 Anwendung. 

A. A. Beling a. a. O. 

. Die weitere Folgerung, dab die Strafe des Hehler# nicht höher fein darf als die 
auf das Vordelikt angebrohte, hat nur für die Unterfhlagung Bedeutung, weil 

im übrigen bie im 8 258 angedrohten Strafen die des Vordelikts nicht überjteigen. 


II. Der Vorſatz muß bei der Perfonenhehlerei in höherem Maße fpezialifiert 
jein als bei der einfaden Begünftigung, injofern nämlidy der Täter willen muß, 
daß gerade eines der im 8 258 bezeichneten Delikte begangen wurde. Bu dieſem 
Bewußtfein ift aber die Kenntnis der rechtlichen Qualifizierung nicht erforderlich, 
es genügt vielmehr auch die Kenntnis der Tatſachen, aus denen fich die betr. Delikts⸗ 
begriffe ergeben. Übereinftimmend Binding, Lehrb. 1 384, Köhler GerS 61 89. 

IV. Bar das Vordelikt Raub oder Quaſi⸗Raub, fo ift die Hehlerei Verbrechen 
und daher auch der Verſuch ftrafbar. Ebenjo v. Liſzt $ 153, Köhler GerS 61 92, 
Beling a. a. DO. 23 und jetzt auch Olsh.⸗Zweig. 4. Bielfach aber wird die Möglich- 
teit des Verſuchs deshalb geleugnet, weil man fchon eine in der Abficht der Yörberung 
borgenommene Handlung als vollendete Begünftigung anfieht und deshalb für den 
Berfuch fein Raum bleibt. ©. 8 257 V. 


or 


8 259. 


Wer feines Vortheil3 wegen Sachen, von denen er weiß oder den 
Umjtänden nad) annehmen muß, daß fie mittel3 einer jtrafbaren Handlung 
erlangt find, verheimlicht, ankuuft, zum Pfande nimmt oder ſonſt an fich 
bringt oder zu deren Abjate bei Anderen mitwirkt, wird al3 Hehler mit 
Gejängniß beitraft. [SchG, wenn dieses für Vordelikt zuständig, sonst 
StrK bez. SchG]. 
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I. Über das Weſen der Partiererei ober Sachhehlerei im allgemeinen und ihr 
Berhältnis zur Begünftigung |. Borbem. II zum 21. Abſchn. Bu bemerken ift hier 
nur, daß fich das Delikt nach der herrſchenden und zutreffenden Anſicht gegen des 
Bermögen richtet. ©. darüber Beling, Bergl. Darftellung 7 90 ff. 

II. Objekt und Vordelikt. — Objelt ber PBartiererei kann nur eine Sack, 
feine Forderung, fein Hecht fein. Vergl. 88 242 I. 246 II 1. Auf Beweglichkeit ober 
Unbeweglichfeit kommt es nit an. Auch kann die Sache herrenlos fein (& 292. 
felbft an der eigenen Sache ift unter Umftänden (vergl. bei. 8 289) Rartiererei 
möglid. E 18 303. 20 222. Immer aber ift Borausfegung, daß die Sache mittels 
einer ftrafbaren Handlung erlangt wurde. Hierin liegt folgendes: | 

1. Welcher Art die ftrafbare Handlung war, ift an ſich gleichgiltig, namentlich ce 
nügt eine Übertretung (anders bei der Begünftigung), auch braucht das Vorbelitt 
nicht gerade ein Vermögensdelikt zu fein; 3. B. ift es jehr wohl möglich, def 
eine Sache durch einen Meineid erlangt wurde. E 4 440. Ymmerbin folgt av: 
dem vermögensrechtlichen Charakter der Partiererei, daß die Erlangung der Sache 
in einer Weiſe erfolgt fein muß, durch weldde die Bermögensrechte einer Perſon 
geichädigt werben. Die Übertretung einer Polizeiverordnung, die das Erlegen 
nicht jagbbarer wilder Tiere bei Strafe verbietet, genügt daher nicht. E 37 23, 
S. auch u. 3. Anderſeits genügt auch eine Iandesrechtlic ftrafbare Handlung. 
Über die Frage, ob das Landesreht die Bartiererei felbftändig regeln kam 
. EG $ 2 VI. Steht dem Täter des Vordelikts ein perſönlicher Str 
ausichhliegungsgrund oder ein Strafaufhebungsgrund (Verjährung) zur Seit, 
oder ift feine Handlung wegen ausländifcher Begehung oder wegen mangelnden 
Strafantrag® nicht verfolgbar, jo ändert dies nichts an ber Strafbarkeit der 
Handlung und jomit auch nichts an der der Bartiererei. Ebenfo bzgl. im Aus 
lande begangener Delikte bei. E 18 298. (Ullerdings muß die im Ausland be 
gangene Handlung auch nad deutſchem Rechte ftrafbar fein. A. A. Neumeyer 
ZErW 23 440), Abweichend bzgl. der Verjährung Binding, Lehrb. 1 357. 
Immer aber muß auch der jubjettive Tatbdeftand des Vordelikts erfüllt fein. 
Daher liegt nicht Partiererei, wohl aber möglicherweije linterfchlagung vor, 
wenn jemand eine Sadhe an ſich bringt, Die ein im Sinne des $ 51 Geiſtes⸗ 
franfer entwendet hatte. E 85 73. Ob Partiererei an einer von einem Eh: 
unmiünbigen entwenbeten Sache denkbar ift, hängt von der Beantwortung der 
zu 88 55.L 56 III beleuchteten Sragen ab. ©. E 6 336. 

. Ein Bormann des Partiererd muß die Sache „mittels“ einer ftrafbaren Handlung 
erlangt haben, d. h. es muß zwiſchen diefer und der Erlangung Kauſalzuſammen⸗ 
haug beftehen. Dies kann auch dann zutreffen, wenn der unmittelbare Bor 
mann ein gutgläubiger Beliger war. So die Herrichende Lehre und R 3 6. 
6 451. A. A. Villnow, Raub und Erprefiung (1875) 97. ©. dazu u. 3 um 
wegen bed Falle, daß der Bormann fich Die Sache im Wege der Unterjchlagung 
zugeeignet hatte, & 246 III 1. 

. Obgleich die erwähnten Tatbeſtandsmerkmale gegeben jind, können doch bürger> 
lichrechtliche Borfjchriften dem Zatbeftande der Partiererei entgegenftehen, 
nämlich dann, wenn troß des ftrafbaren Erwerb der Eacdhe der Erwerber un: 
anfechtbarer Eigentümer geworden ift. Denn der Eigentumserwerb an ber 
Sache bewirkt den zivilrechtlichen Echuß aller über fie getroffenen Verfügungen, 
und eine Verfügung, die zivilrechtlichen Schug erfährt, kann als ſolche nicht zum 
Gegenftande eines ftrafrichterlichen Einfchreitend gemacht werden. Daher liegt 
in dem Anlaufe einer erbettelten Sache oder eined don dem Jagdberechtigten 
während der Schonzeit erlegten Wildes ebenfowenig Partiererei wie in dem 
Ermwerbe einer gejchmuggelten Sache oder des Hurenlohnes einer Frauen’ 
perjon, welche gemwerbsmäßige Unzucdt treibt. So die hHerrichende Lehre 


[2 


— 
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G 6 218. 7 91. 11 342. Aus den gleihen Grimde kann audy an ber 
Sache, die an Stelle der in firafbarer Weiſe erlangten getreten ift, Keine 
Partiererei begangen werben, aljo 3. B. nicht an der Uhr, die der Dieb für dag 
geftohlene Geld gelauft bat; nicht an dem Gelde, das auf das geftohlene Spar- 
kaſſenbuch erhoben wurde (ed müßte denn in der Erhebung des Geldes eine bes 
fondere ftrafbare Handlung liegen, E89 236), ja nicht einmal an bem für das ge- 
ftohlene einaewechſelten Gelde. So die herrichende Lehre, welche aber die Bes 
gründung zumeift in einer „Unterbrechung des Kaufalzufammenhanges* finbet. 
E 2 443. 8 433. 23 55. 26 317. Teilweiſe a. A. Beling, Bergl. Darftelung 7 69. 
Bedentlih E 4 321, R 2 72. Troß Verarbeitung der geſtohlenen Sade nimmt 
E 25 402 uud troß Vermiſchung E 29 155 Partiererei an. Die erfte diefer Ent» 
ſcheidungen ift indeflen jeßt gegenüber BGB 8 950 nicht haltbar; fo auch 
Binding, Lehrb. 1 387, Olsh.⸗Zweig. 4 und jest RS in GoltdA 49 117; bes 
denklich ift auch Die zweite. Über beide Urteile j. Köhler Ger 61 103. Auf dem 
bier vertretenen Standpuntt Beling a. a. DO. 79, RMG 5 257 (264). Mit Recht 
Hält die herrichende Lehre daran feft, daß der Erwerb eines vitiöfen, d. h. an- 
fehtbaren Eigentums ber Bartiererei nicht entgegenfteht. Obwohl alfo die 
durch Betrug oder Erprefiung erlangte Sache zunädft in das Eigentum bes 
Empfängers übergeht, kann ſich ein Dritter demnach folange der PBartiererei daran 
jchuldig machen, ald noch die Anfechtungsmöglichkeit befteht. Vergl. Merkel in 
Holgend. Hanbb. 8 745. 4 429, Olsh.⸗Zweig. 17, die jedoch mit der hier vertretenen 
Anficht nicht völlig übereinftimmen. Wollte man das anfechtbare Eigentum dem 
unanfechtbaren gleichftellen, jo wäre der Tatbeitand des $ 259 nahezu durch den 
der Unterfhlagung gededt. — Aus dem bier Geſagten folgt übrigens auch, daß 
das Dazwiſchentreten einer Mitteldperjon der Möglichkeit weiterer Bartiererei 
entgegenftehen kann, dann nämlich, wenn die Mitteleperjon zufolge ihres guten 
Glaubens Eigentum an der Sache erworben hat. Ebenfo Binding, Lehrb. 1 386. 
Näheres über die Frage bei Köhler GerS 61 109. 

4. Eine Sache, die durch die ftrafbare Handlung hervorgebracht wurde, ift nicht 
mittels ihrer erlangt; 3. 8. Die gefäljchte Urkunde oder Münze. Ebenfo Binding 1 
387, Olsh.⸗Zweig. 4. A. X. Köhler GerS 61 108 bezügl. folder producta sceleris, 
welche der Einziehung unterliegeu. 


II. Berhältuis der Partiererei zum Vordelikt. — Aus dem Gejagten er» 
gibt fi, daß die Partiererei in ähnlicher Weife wie die Begünftigung in einem 
Alzejjorietätsverhältniffe zu dem Vordelikte fteht. R 9 712. it fie hiernach 
feine völlig felbftändige Handlung, fo folgt, daß mehrfache Partiererei von feiten 
derjelben Perſon Hinfichtlich einer oder mehrerer durch diejelbe ftrafbare Handlung 
erlangten Sachen feine Realkonkurrenz ausmadt. Bergl. $ 74 V 1b (E. 168). 
Abweichend lehnen Olsh.Zweig. 26 Neallonkurrenz nur in dem Falle ab, daß ſich 
die mehreren Bartierereihandlungen auf dieſelbe Sache beziehen. Näheres 
bei Köhler GerS 61 122ff. Immerhin aber befigt die Partiererei eine größere 
Ceibftändigfeit gegenüber dem Vordelikte ald bie Begüinftigung. Dies zeigt fi) 
in folgenden Beziehungen: 

1. Die Bartiererei ift niemals Antragsdelift, aud dann nicht, wenn es 
das Vordelikt if. Denn die 88 63 und 247 ſprechen nur von dem Begünftiger, 
nicht von dem „Hehler“. So die herrichende Lehre. A. U. Häljchner 3 886, 
Merkel in Holgend. Handb. 3 743. 

2. Die Höhe der auf die Partiererei angedrohten Strafe ift unabhängig von der 
des Borbelitts. 

3. Auch Ungehörige des Täters des Vordelikts ober des Teilnehmers an bemfelben 
machen fich durch Partiererei ftrafbar. 
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IV. Was bie Handlung betrifft, jo it die richtige Gruppierung ber vom Ge 


lege aufgezählten Tätigfeiteu für feine Auslegung jehr wichtig. 


1. Offenbar erjcheinen das Antaufen und Bumpfandnehmen als Beifpiele des Anfich⸗ 


co 


u 


bringend*. Ob das Gleiche auch für das Verheimlichen gilt, if zweifelhaft. 


Überwiegende Gründe, namentlich die Überlieferungen aus der preußifchen Praris 
(vergl. Oppenhoff, Br. StGB 5. Auflage zu $ 237) und die Entftehungsgeichic:e | 


Olsh.⸗Zweig. 8), jprechen dafür, daß das Verheimlichen nicht als eine Unterart 
de3 „Anſichbringens“, jondern als ein jelbftändiger Fall der Partiererei anzuiehen 


it. So bie herrjchende Lehre; vergl. E 83 120. Hieraus folgt, daß die Verheur:- | 


lihung aud ohne „Anfichbringen“ der Sache, 3. B. durch Srreführung des 
fudenden Beamten oder Eigentümers, begangen werden kann. ©. audy u. Vi. 


. Der Begriff des Anſichbringens fordert die Erlangung einer tatjädhlichen 


Berfügungsgewalt über die Sache (regelmäßig alſo deren Bejig) derart, dag der 
Erwerber nad) dem Willen der Beteiligten über die Sache im eigenen Snterefe 
fol verfügen Tönnen. E 4 48. 9 199. 18 303. 89 308. 365. Damit iſt zunädt 
gelagt, daß der Erwerb immer ein abgeleiteter, derivativer jein muß 
Für diefes Erfordernis und überhaupt für die aufgeftellte Definition ſprechen 


die vom Geſetze als Beifpiele gegebenen Erwerbsarten (verlaufen, zum Pfande 


nchmen). & 20 209. R 9 712. Wer fi der Sade ohne oder gegen den Billen 
des Bortäter8 bemädtigt, kann dadurch u. U. Diebftahl (8 242 VI), Raus, Er 
prefjung begehen. Aus der vertretenen Anficht folgt ferner, daB das Entleihen 
oder Inverwahrungnehmen der Sade fein Anfichhringen ift (mohl aber 
kann ed Begünftigung, 88 257,8, fein. So Binding, Lehrb. 1 360, Olsh- 
Zweig. 10,R& DYZ 9 1092. Auch, bier a. U. Beling a. a. D. Ebenſowenig 
da8 bloße Mitgenießen oder die bloße Erlangung des Unterhalt durd 
die Sache. Das iſt von bejonderer Wichtigkeit, wenn der Vortäter der Ehegaue 
des andern Teils if. E 2401. 39308. 365. A. A. Beling a. a. D., Köhler Ger? 
61 95. Berbindet ſich allerdings mit dem Genuß der Sache eine felbftändig 
Berfügungsgewalt über fie, jo liegt darin ein Anlichbringen. Ebenfo in der An 
nahme als Geſchenk oder zu Tauſch. Auf die zivilrechtliche Giltigkeit de 
Vertrags, der den Übergang der Verfügungdgewalt vermitteln fol, kommt & 
nit an. E 4 184. Sn dem bloßen Anlauf der Sache ohne Erlangung de 
Befiges ift kein Anfichhringen zu finden. E 17 59. U. U. Kohler 20. 


. Eine Mitwirkung zum Abſatze bei dritten liegt vor, wenn im Einver⸗ 


jtändnis mit dem feitherigen Inhaber (regelmäßig dem Täter des Vordelilis, 
die wirtſchaftliche Verwertung der Sache durdy Übergang bderjelben an einen 
dritten bewirkt oder bei einer jolden Verwertung (im Einverftänbniffe mit dem 
feitherigen Inhaber) mitgewirkt wird. Als wirtichaftlidhe Verwertung gemig! 
auch die Berpfändung. E 17 392. Ein unentgeltliches Losſchlagen der Eade 
(Berfchenken) jol nach E 82 214 nicht ausreichen. Dagegen Binding, Lehr. 1 
390. Ohne ausdrüdliches Einverftändnig des jeitherigen Inhabers Tann vor 
einem Mitwirken keine Nede fein, E 24 352. Liegt aber dieſes Einverftändms 
vor, fo genügt auch eine rein mechaniſche Tätigkeit, 3. B. das Überbringen der 
Sache. Nach richtiger Anfiht muß der Abfag perfekt geworben fein. Tem 
nur unter Diefer Vorausjegung fann man von einer Perpetuierung des redi% 
widrig begründeten Zuftandes fprechen. Überdies geht dem „Anfichbringen“ nid! 
das verfuchte, fondern nur das vollendete Abjegen parallel. So Binding, Lehr. 
1 391, Meyer-Alf. 510, Oppenh.⸗Del. 21, Köhler GerS 61 98, Beling a. a. O. 7. 
A. A. Olsh.⸗Zweig. 15, Merkel in Holgend. Handb. 4 413, E 5 251. 8 531. 
V. Die Verfhuldung jeht ſich aus folgenden Beftandteilen zujammen: 


. Bemwußtjein, daß die Sache durch eine ftrafbare Handlung erlangt 


wurde. Diejes Bemwußtjein muß zu ber Zeit vorhanden jein, zu der der Täter 





D 
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die Sache an ſich bringt oder verheimlicht. E 2 69, R 5 616. (Möglichermweije 
liegt alsdann Unterfchlagung vor). Trotz gutgläubigen Erwerbs Tann fid) aber 
der Beliger der Partiererei fchuldig machen, wenn er die Sache nad) erlangter 
Senntnid verheimlicht. 33 120. Es wird aber die auf Fahrläffigkeit 
berubende Unkenntnis der Provenienz der Sache der Kennini der Provenienz 
gleichgeftellt. So auffallend dies ift, jo Tann man doch die Worte „oder den 
Umftänden nad annehmen mußte” nichts anders deuten. Ebenjo v. Liſzt 8 147, 
Meyger- Alf. 510, Merkel in Holgend. Handb. 4 430, Köhler GerS 61 105 (der 
jedoch grobe Fahrläffigfeit fordert). Die berrichende Lehre dagegen verlangt 
Vorſatz und findet in den zitierten Worten nur eine widerlegliche Bemweisregel 
in dem Sinne, daß der nachgewielene gute Glaube ſtets von der Strafe befreit. 
So Binding, Lehrb. 1 392,3, Olsh.⸗Zweig, 21, Hälfchner 2 893, Oppenh.-Del. 
10, Beling a. a. D. 82, € 7 85. 89 6,R 7 752. Biel zu meit freilich geben 
Diejenigen, welche wie A. Frank, Der ſubjektive Zatbeftand des Deliktes der 
Sachhehlerei (1899) 18 ff. Yahrläffigkeit nit nur in Beziehung auf die Pro- 
venienz der Sache, jondern bezüglich aller Tatbeitandsmerfmale für ausreichend 
anjeben. 
Bemwußtfein, Die Sache zu verheimlichen, an fich zu bringen oder zu ihrem Ab» 
fage bei dritten mitzuwirken; 
Abſicht (8 59IV) Durch die Handlung einen eignen Borteil zu er» 
langen. Abfiht, für einen andern einen Vorteil zu erlangen, genügt nicht. 
E 27 342. Der Borteil braudt Fein Bermögensvorteil zu fein. Anderſeits 
fteht der Umftand, daß der volle Preis für eine Sache gezahlt, alfo nur .der 
zormale Handelögewinn erjtrebt wurde, dem Begriffe des Vorteil nicht ent» 
gegen. E 8 167, R 1 830. 2 772. Im übrigen |. über den Begriff des Vor⸗ 
teild & 257 VII. 

Die Abficht, die Sache, wenn auch gegen Erlangung eines Borteils, dem Be⸗ 


rechtigten zurüdzugeben, fteht, dem Weſen des Delifts entjprechend, dem Ber- 
ſchulden entgegen. So Olsh.⸗Zweig. 25, Beling a. a. O. 82, 


VI Was die Möglichkeit der Täterfchaft betrifft, jo unterliegt es zunächft feinem 


Zweifel, daß (im Gegenfage zur Begünftigung) ſich auch ſolche Berfonen wegen Par- 
tiererei ſtrafbar maden können, die Angehörige bes Täters des Vordelikts oder 
der Teilnehmer an demjelben find. Beftritten Dagegen iſt Die Frage, ob Täterfchaft 
auch von feiten ber an dem Borbelikte ſelbſt Beteiligten möglich ift. Dabei ift zu 
unterfcheiden. 


1. 


“= 


Daß auch der Alleintäter des Vordelikts ftrafbarer Täter oder Teilnehmer 
der Bartiererei jein könne, wird von feiner Seite behauptet (es ſei denn, daß er 
die Sache bereits an einen dritten weitergegeben hatte; vergl. Binding, Lehrb. 
1 391), widerlegt fich namentlich auch durch die Ausdrücke „an ſich bringen” 
und „zum Abſatze mitwirken”. 


. Ebenfowenig Tann ſich der Mittäter bes Vordelikts Der Partiererei fchuldig 


machen. Denn das in ber Erlangung der Sache liegende Delikt fonjumiert Die 
nachfolgenden Pispofitionen über fie genau jo wie der Diebftahl die Unter⸗ 
fchlagung. Übereinftimmend Oppenh.⸗Del. 2, Olsh.⸗Zweig. 27 (diefer jeboch mit 
der Einſchränkung, daß der Mittäter nach Törperlicher Verteilung ber Sachen 
Partiererei begehen könne), beſonders aber E 34 304. 


. Was Anſtifter und Gehilfen des Vordelikts betrifft, jo iſt bei ihnen Die 


Möglichkeit der Bartiererei im allgemeinen zu bejahen. Ebenſo Merkel in 
Holtend. Handb. 8 745, Olsh.⸗Zweig. 27, Oppenh.⸗Del. 2, E 5 282. 8 370. 19 
354. 32 394. Man wird aberjimit Binding, Lehrb. 1 391 die Einſchränkung 
machen müſſen, ‘daß der Anftifter durch Anfichbringen dann Feine Partiererei 
begeht, wenn der Täter die Sachen don vornherein gerade für ihn erworben 
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hatte. Abweichend nehmen v. Kries ZStrWe7 565, Köhler GerS 61 110, v. Lijʒt 
$ 147 an, daß ber an dem Vordelikte Beteiligte überhaupt nicht wegen Partiererei 
beftraft werden könne. 

Someit nach dem VBorhergehenden Teilnahme an bem Borbelift und Partiererei 
zufammentreffen, fragt e8 fih, ob Idealkonkurrenz oder Neallonklurres; 
vorliegt. Beachtet man, baß die Bartiererei feine jelbftändig ftrafbare Handlung 
ift (j. o. IID, fo erjcheint durchweg die Annahme von Idealkonkurrenz begründer 
Dies ift keineswegs fo unverftändlicy, wie Binding, Lehrb. 1 391/2 behauptet, jelbt 
dann nicht, wenn die einzelnen Alte zeitlich weit augeinanderfallen. Der vertretenen 
Anficht neigt ſich auch E 82 394 zu, obwohl dieſes Urteil mit der herrichenden Lehre 
(Olsh.⸗Zweig. 27, Oppenh.⸗Del. 2) an der Möglichkeit einer Realkonkurrenz feihält. 
Bergl. über die Frage Köhler Ger& 61 111, Lucas 106. 

VII Was das Verhältnis zu andern Delikten betrifft, jo ift zunächſt zu unter 
fcheiben, ob die PBartiererei von vornherein mit Zueignungsabficht begangen wurde 
oder nit. Im eriteren Falle werden nachfolgende Unterſchlagung oder Saddr 
Ihädigung konſumiert, im zweiten konkurrieren fie mit. Dabei ift aber zu beachten, 
daß die Annahme diejer beiden Delikte unter Umjtänden davon abhängt, ob di 
Eigentumsübertragung angefochten wird. ©. $ 246 II S.— Wegen bes Berbältuire 
zur Begünftigung |. Vorbem. z. 21. Abfchn. IL, zur Erpreijung $ 253 VI2. 


8 260. 


Wer die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitsmäßig betreibt, wird 
mit Zuchthaus bis zu zehn Fahren beitraft. [StrK]. 


Die Stelle bezieht ſich auf beide Fälle der Hehlerei ($$ 258. 259). Über die 
Begriffe der Gewerbs- und Gewohnheitsmäßigkeit |. S. 170. 


$ 261. 


Wer im Imlande wegen Hehlerei einmal und wegen darauf be 
gangener Hehlerei zum zweiten Dale bejtraft worden ift, wird, wen 
ji) die abermals begangene Hehlerei auf einen ſchweren Diebftahl, einen 
Raub oder ein dem NRaube gleich zu beitrafendes Verbrechen bezieht, mit 
Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beſtraft. Sind mildernde Umftänd 
vorhanden, jo tritt Gefängnißjtrafe nicht unter Einem Jahre ein. 

Bezieht fich Die Hehlerei auf eine andere jtrafbare Handlung, fo it 
auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erfennen. Eind mildernde Um 
ſtände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ei. 

Die in dem $. 245 enthaltenen Vorjchriften finden auch Bier An: 
wendung. [StrK]. 


Die Stelle bezieht fi gleichmäßig auf die 8$ 258 und 259. Bu bemerken if, 
daß eine Vorbeitrafung wegen Hehleret für einen fpäter begangenen Diebftahl oder 
Raub Rückfall begründen kann, nicht aber umgelehrt eine Vorbeſtrafung wegen 
Diebftahld oder Raub Rüdfall für eine fpäter begangene Hehlerei. Vergl. im 
übrigen 88 244. 245. 
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$ 262. 


Neben der wegen Hehlerei erfannten Gefängnißitrafe kann auf 
Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte und neben jeder Verurtheilung gegen 
Hehlerei auf Zuläſſigkeit von Polizei-Aufficht erfannt werben. 


Bergl. 88 32. 38. 45. 49. 


Bweiundzwanzigfter Abfdnitt. 
Betrug und Untreue. 


$ 263. 


Wer in der Abficht, fich oder einem Dritten einen rechtäwidrigen 
Vermögensvortheil zu verjchaffen, da Vermögen eines Anderen Dadurd) 
bejchädigt, daß er durch Vorfpiegelung falſcher oder durch Entitellung 
oder Unterdrüdung wahrer Thatjachen einen Irrthum erregt oder unter: 
hält, wird wegen Betruges mit Gefängniß beitraft, neben welchem auf 
Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark, jowie auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden Tann. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann ausſchließlich auf die 
Gelditrafe erfannt werden. 

Der Verſuch iſt jtrafbar. 

Wer einen Betrug gegen Angehörige, Bormünder oder Erzieher be- 
geht, it nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüdnahme des Antrages 
iſt zuläſſig. IStrK bez. SchG, bei Wert bis zu 150 Mk. SchG]. 


I. Der Betrug läßt fich definteren als die in redhtswidriger Be» 
reiherungsabfiht durch Täauſchung bewirkte Vermögensbeſchädigung. 
Da, wie unten näher auszuführen iſt, die Vermögensbeſchädigung durch eine Ver⸗ 
mögensdispofition der getäufchten Berfon vermittelt werden muß, jo ergeben ſich für 
ben objektiven Tatbeftand folgende Beitandteile, die ſämtlich unter einander in Kauſal⸗ 
zufammenhang ftehen tmüffen: Täufhungshandlung — Srrtumserregung 
— Bermögensdispofition — Bermögensfhädigung. Hieran fchließt ſich 
als eritrebter, aber nicht mehr zum objektiven Zatbeitande geböriger Erfolg: die Er⸗ 
reichung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils. 

II. Die Täuſchungshandlung kann beitehen: 

1.in dem Borfpiegeln falfher Tatfahen. Der Begriff der Tatſache 

(f. darüber auch $ 186, ferner Liepmann, vergl. Darftellung 4 255, v. Lilienthal 

daf. & 390) gehört dem täglichen Leben an. Er bezeichnet: 

a) alle Zuftände ‘oder Ereigniffe, welche der Vergangenheit oder Gegenwart, im 
Gegenſatz zu benjenigen, welche der Zukunft angehören. Etwas YZufünftiges 
ift ebenfowenig eine Tatſache wie ein Weizenkorn fhon Weizen ift. Das 
Verſprechen, demnächſt zu zahlen, die Erklärung, daß in aller Kürze Die Bahn 
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an einem Grundſtück vorüberführen werde, find nicht Behauptungen von Tat- 

fahen. E 20 142. 4. A. Rommel, Betrug (1894) 18, Binding, Lehrb. 134 

(Tatſache ſei alles, was gemußt werden kann). Bugzugeben ift, daß möglicher 

weife die Erflärung von etwas Zukünftigem gleichzeitig die Behauptung vor 

etwas Gegenmwärtigem, aljo eine Tatſache enthält, jo in den angegebenen Bei 

Ipielen die Behauptung ber jet vorhandenen Bahlungsabficht, der Geneh⸗ 

migung der Bahn dur den Landtag. Bergl. auch Groß, Der Raritüter⸗ 

betrug (1901) 172. Aus dem vertretenen Standpunkt ergibt fi), da gemiie 
gormen der Erbfchleicherei jelbft dann nicht als Betrug beftraft werben fönner., 
wenn man das Erfordernis der Vermögensbeihädigung als gegeben anteht, 

Ver 3. DB. einem Kranken vorrebet, er werbe in die Hölle fommen, fofen x 

fein Bermögen nicht der Kirche vermache, fpiegelt feine Tatfache vor; 

alles, was wahrnehmbar ift oder geweſen ift, im Gegenjab zu dem, mas ert 

auf Grund einer Denktätigkeit erfannt wird. Deshalb fallen Urteile, nament: 

lih Werturteile und Meinungsäußerungen, im allgemeinen nicht unter den 

Begriff der tatfächlichen Behauptungen (wichtig bei der Beurteilung va 

Rellamen und Gründungsprofpelten, 3. B.: „die beite Seife ber Welt“, „Char 

lade von nicht dageweſener Qualität und Feinheit des Geſchmacks). Tem 

durch die Erkenntniskritik feftgeftellten Satze, daß die Denktätigkeit bei jeder 

Wahrnehmung mitwirkt, tragen weder Sprachgebrauch noch Geſetz Rechnurg 

Deshalb ift die Grenzlinie im Cinzelfalle außerordentlich ſchwer zu ziehen. 

Namentlih Tann fi) unter der Form eines Urteil die Behauptung em 

Tatjache verbergen. So liegt unter Umftänden in ber Empfehlung em: 

Ware als gut die Behauptung der Tatjache, daß man ſie geprüft, in der 

Berlaufe einer Kuh als „zugfeit* die Behauptung, daß fie gewiſſe Arbeit: 

leiftungen erfüllt babe. Einzelnes: 

c) Der Wahrnehmbarkeit dur die Sinne fteht die auf Eelbftbeobadhtung fe 
ruhende gleih. Daher gibt es auch „innere Tatſachen“. So die herrſchendt 
Lehre und da8 RG in zahlreichen Enticheibungen. 8.8. E11 305. 24 216, 
30 333, R 2 690. 3 294. ©. bei. Heilbronner, Der Begriff „Unterdrüdurz 
wahrer Tatfachen* (1898) Yff., Binding, Lehrb. 1347. In der Behanpung 
etwas zu wiſſen, einen beftimmten Willen, eine beftimmte Abſicht zu header 
(3. B. einen Dienft antreten zu wollen), liegt daher die Behauptung et: 
Tatſache. A. U. Merkel in Holgend. Handb. 3 758, Hälfchner 2 263, Es 
a. a. D. 184. ©. aud unten V 8. 

9) Unter den Begriff der Tatfache fällt auch die Identität einer Perfon, idra 
deshalb, weil fie ftet3 durch finnfällige Vorgänge (namentlich Zeugung ımd 
Geburt, aber aud) Ausfertigung eines Anftellungsdefreis) bedingt if. 

y) Aus dem gleichen Grunde gehören auch die Bermögensverhältnifie einer Feic 
zu ben Tatſachen. Es gibt daher einen fog. Krebitbetrug, beftehend ız 
ber Täuſchung über die Vermögensverhältniſſe des Krebitfuchenden 

d) Au Rechtsverhältniſſe können u. U. al8 Tatſachen erjcheinen, r⸗ 
ſofern ihnen nämlich ſtets Tatſachen zugrunde liegen. Deshalb it Bettug 
in der Art möglid, daß jemand eine fremde Sache als eigene beruft 
Dabei ift aber zu beachten, dat nad) dem BGB der gutgläubige Erwerb 
regelmäßig Eigentümer und darum nicht in feinem Bermögen gefdädigt 
wird. Eingehender hierüber Binding, Lehrb. 1 352 ff. 

Über die Frage, ob Zäufhung über jede Tatſache genägt, 

fiehe u. VI 1. 

Zum Begriff des Worfpiegelns genügt, wie” mit ber herrſchenden Lehre 
anzunehmen fein wird, dag Aufftellen einer bewußt unwahren —— ohne 
daß beſondere künſtliche Veranſtaltungen erforderlich waͤren. A. A. (mit die 
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früheren Aufl. diefes Kommentars) v. Lilzt $ 139, Groß a. a. D. 66 168ff., 
Seifried, Borjag und Handlung des Betrugs (1906) 24 umb befonders Stohler, 
Zreu und Glauben im Berfehr (1898) 28, nad) welchem erforderlich ift, „daß der 
Täter etwas getan babe, um feine Behauptung dem Getäufchten zu infinuieren, 
ſei es durch Vorſchützen falfcher Veweiſe, ſei es auch burd die Hartnädigfeit und 
Sicherheit des Vorbringens“. Zweifellos kann der Begriff des Vorſpiegelns 
auch durch ſchlüſſige Handlungen erfüllt werden. Man denke an Kunſtgriffe 
beim Pferdehandel, durch bie dem Tiere der Anſchein gewiſſer Vorzlüge ver⸗ 
liehen werden ſoll. Zahlreiche Beiſpiele bei Groß a. a. O. Auch die falſche 
Etikettierung gehört hierher. Dabei iſt aber zu beachten, daß vielfach im 
Handel die Etikette nur die Bedeutung eines Namens hat und keineswegs immer 
als Behauptung einer beſtimmten Herkunft der Ware aufgefaßt werden darf. 
Bergl. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 88 1. 4. Aus dem 
Geſagten folgt, daß es Vorſpiegeln ſeiner falſchen Tatſache iſt, wenn bewußt 
wahrheitswidrig behauptet wird, der geforderte Preis ſei der in dieſem Geſchäft 
übliche; ber Tatbeſtand des Betrugs aber wird daburd für fich allein noch 
nicht erfüllt, weil namentlich die Vermögensbeſchädigung hinzukommen muß. 
Auch in dem bloßen Überjchreiten einer Tare Tann die Borfpiegelung einer 
falſchen Tatſache liegen, fofern dadurch der Anſchein erwedt werben foll, ale 
babe bie Zare eine beftimmte Höhe. A. U. Kohler a. a. DO. 23. Vergl. & 352 
und GewO $ 148 Nr.8. Das Entipredende gilt bei Lieferung einer Ware 
von vertragäwidriger Beichaffenheit, jofern der Lieferant etwas tut. mas dazu 
beftimmt ift, den Empfänger der Lieferung in einen pofitiven Irrtum zu ver» 
fegen. E 14 210. Das könnte 3. B. der Yal fein, wenn die obere Lage ber 
Ware anders Hergeftellt wäre als die untere. S. auch Hegler, Bergl. Darftellung 
7 440, RY 15, RS in GoltdÜ 47 283. 50 392. In der unbefugten Be⸗ 
nugung eines Legitimationspapiers (bef. eines Sparkaſſenbuchs) kann die 
Borfpiegelung einer faljhen Zatjache liegen. Dennoch wird die Annahme eines 
vollendeten Betrugs regelmäßig zu verneinen jein; nicht aus dem Grunde, weil 
der Bahlende auch durch Leiſtung an den unbefugten Inhaber befreit wird — 
denn ber zur Innehabung |Berechtigte wird immerhin geihädigt —, fondern 
deshalb, weil fih der Zahlende regelmäßig Feine Borftelung über die Legiti« 
mation des Empfjänger® madt. So Olsh.⸗Zweig. 17. Macht er fih aber eine 
ſolche Vorſtellung, jo ift doch auf feiner Seite erforderli, daß fie zur Leiftung 
ber Bahlung befiimmend oder mitbeftimmend ift und baf ber Präfentant des 
Papiers dies weiß. Deshalb ftehen auch der Annahme verjuchten Betrugs Bedenken 
entgegen. Ueber die Frage, ob in der Wegnahme des Papiers zum Bivede ber 
Erhebung des Betrugs Diebitahl liegt, |. $ 242 VII 2b (©. 386,7). 

Unter dem Gefihtspuntte des Boripiegelns falfcher Tatſachen durch konklu⸗ 
dente Handlung find auch meift der fog. Kreditbetrug und die Zechprellerei 
zu betrachten. Indem der Saft Epeijen oder Getränke beftellt, legt er die Abjicht 
zu zahlen an den Tag, und wenn er jie in der Tat nicht Hat (ſei es wegen 
mangelnder Bahlungsfähigfeit, ſei es aus andern Gründen), fo fpiegelt er fie 
vor. Betrug ift allerdings nur dann anzunehmen, wenn bie Forderung ge⸗ 
fährdet ift; denn nur in bdiefem Falle kann von Bermögensbeihädigung 
bie Rebe jein. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 20. Dagegen lehnt Binding, Lehrb. 1 360/1 
dieſes Erfordernis ab. Gegen die Anſicht von Kronader, Iſt Die Bechprellerei 
Betrug? (1906), nach der es bei der Zechprellerei an der Abficht fehlen fol, fich 
einen rechtswidrigen Bermögensvorteil zu verichaffen, |. Hegler a. a. O. 437. 
Bergi. über die frage noch Kohler a. a. DO. 26, Hälfchner 2 253, Merkel in 
Holgend. Handb. 3 762, Gryciedi, Studien über den ftrafb. Betrug (1870) 
104, R 2 690. 4 89, E 8 68. 9 168 und unten III Sb. IV 3. 
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Falſch iſt eine Tatſache dann, wenn ſie der Wahrheit nicht 


entſpricht. Dabei iſt es unerheblich, ob fie ihr überhaupt entſprechen fanır. 
Es reiht daher auch die Borfpiegelung einer unmöglidhen Tatjadhe aus, ; B. 
man könne beren; die Täuſchungshandlung Tann ferner beftehen 


. in dem Entjtellen einer wahren Tatſache, db. h. in der Verſchiebung der 
richtigen Verhältniffe oder in der Hinzuflgung oder Auslafjung einzelner Rc⸗ 


mente; 


. in der Unterdrüdung einer wahren Tatſache. (Bergl. darüber bie chen 


I 1ba angeführte Abhandlung von Heilbronner, — lnterdrüden bezeichne: 








zunächſt, wie die Motive hervorheben, ein pofitives Tun, alfo eine ſolche han» 
lung, die darauf berechnet ift, gewiffe Tatjacdhen der Kenntnisnahme eines an 


dern zu entziehen. 3. 8. das Verdeden eines Schönheitsfehler8 beim Pierde 
Bergl. E 20, 144. 22 183 dein gewiſſes Maß von Heimlicdhkeit jet erforderlich. 
26 18. 31 208. Es Tann aber das Uinterdrüden auch durch Unterlaffung, alic 
durch Berfchweigen, begangen werben, nämlich dann, wenn eine Berpfliätung 
zur Mitteilung vorliegt. Die Verpflichtung muß eine rechtliche fein. Cine bir} 


moralifche genügt nicht. In leßterer Beziehung a. A. Oppenh.⸗Del. 52, Rommel 


Betrug 43. Wann aber eine rechtliche Verpflichtung zur Mitteilung vorliect. 
ift bis jest noch nicht mit genügender Sicherheit feitgeitellt morden. Man be: 
zwar unbedingt Olsh.⸗Zweig. 13, v. Lifzt $ 139, Meyer Alf. 478, Binding 
Lehrb. 1 348, RG in Goltd A 51 51 zuzuftimmen, wenn fie die Grundiä: 
über die Unterlafjungsdelitte auch bier anwenden wollen, trotzdem bleiben zahl: 
reiche Zweifel übrig. Im allgemeinen ift zu jagen, daß die Unterlajlung einer 


rechtlic) gebotenen Mitteilung für ſich allein nicht oder doch regelmäßig nicht 


als Unterdrüdung einer wahren Tatfache angejehen werden kann, weil ihr fem: 
täufchende Kraft innemohnt. Wer 3. B. die Pflicht zur Ablegung bes Zeugniſies 
oder einer Rechnung nicht erfüllt, unterdrädt dadurch allein feine Tatſace. 
wohl aber tut er das, wenn er bei der Beugenausfage oder der Rechmmng⸗⸗ 
ablegung eine Zatjache verjchweigt. Vergl. Binding, Lehrb. 1 348, € %Ü 1. 


36 114. 87 61, bei. aber Notering GerS 67 205 ff. Über die Frage, man 


eine Pflicht zur Mitteilung vorliegt, ift folgendes zu bemerfen: 

a) Zunächſt wird eine folche Verpflichtung zumeilen direft durch das Geſetz mr 
geftellt. Eo Hinfichtli) der Rechnungsleguug und der Zeugensausſage. Eimer 
andern Fall ausdrüdlicher gefeglicher Verpflichtung |. ZPO $ 840. Dagegen 
kann aus der Haftbarkeit für gewifle Tatſachen nicht die Verpflichtung 3 
ihrer Mitteilung gefolgert werden. U. U. Haager GerS 27 579 ff. Teshilt 
macht ſich der Verkäufer durch Verſchweigung von Mängeln der Ware feim: 
Betrugs fchuldig. E 2 430. Dies gilt auch für den Verlauf von Nahrung: 
oder Genußmitteln, die unter Nahrungsmittelgefeg $ 10 fallen. Wollte mar. 
diefe Stelle beranzieben, um eventuell eine Strafbarleit wegen Betrug zu 
begründen, fo ſetzte man ſich nit nur mit ihrer Entftehungsgeichichte in Wider 
ſpruch, fondern ſchränkte auch ihr eigenes Anwendungsgebiet ziwedwidrig er. 
E 29 35. 

b) Eine Verpflihtung zur Mitteilung wird durch ausdrüdliche Übernahmt 
begrünbet. Daher liegt Unterdrüdung einer Tatſache vor, wenn jemand bei 
übernommener Schilderung feiner Bermögensverhältnifie unglinftige Moment 
verſchweigt. R 5 395. Auch ein Vertrag mit formell anderem Inhalt fans 
eine Pflicht zur Mitteilung erzeugen. Iſt 3. B. der Kaſſierer vertragägemäs 
zur Dedung jedes Kaſſendefekts verpflichtet, fo ift anberfeitS der Geſchäftshert 
verpflichtet, die Entnahme von Beträgen dem Raffierer anzuzeigen. ©. uf 
E 4 227. 17 62 (Verpflichtung des Verficherten gegenüber der Berficherung‘ 
gejellichaft zur Mitteilung, daß er ſelbſt den Brand verurfacht habe). Dagegen 
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läßt ſich nicht behaupten, daß man bei dem Eingehen eines Bertragsverhältnifies 
zur Mitteilung derjenigen Umftände verpflichtet wäre, welche der Kredit⸗ 
würdigfeit entgegenitehen. E 2 5. 31 208. 

c) Eine Pfliht zum Geſtändniſſe einer Schuld befteht felbft dann nicht, 
wenn deren Gläubiger ausdrüdlich danach fragt. E 23 244. 

111. Srrtumserregung und Arrtumsunterhaltung. — Die auf Täuſchung 
berechnete Handlung muß von Erfolg begleitet fein, d.h. der Täufchende muß einen 
Irrtum erregt oder unterhalten haben. Irrtum bedeutet eine pofitive der Wahrheit 
nicht entjprechende Borftellung. Der Mangel jeder Borftellung, aljo das bloße Nicht⸗ 
wiſſen, ift fein Irrtum. So bejonder8 Groß a. a. O. 189, DISh.- Zweig. 2, v. Liſzt 
$ 139. Bergl. aud) Bitelmann, Irrtum und Rechtsgeſchaäft (1879) 321 ff. In dem 
heimlichen Mitfahren fogenannter blinder Paſſagiere ift daher feine Irrtums⸗ 
erregung zu finden. So außer den Genannten auh RMO 5 76 (85) mit fcharfer 
Unterfheidung zwiſchen error und ignorantia fact. ©. no u. V 5. 

Ohne Erregung oder Unterhaltung von Irrtum gibt e8 feinen Betrug. Deshalb 
kann das Einwerfen eines nur Außerlich dem Bebnpfennigftüd ähnlichen Metallſtücks 
in einen Automaten nicht al$ Betrug angejehen werden. U. U. Günther, Automaten 
recht (1892) 31. Ebenſowenig macht fich eines Betrugs jchuldig, wer im Einverftändniffe 
mit dem Schaffner und dem jonft zur Kontrolle berufenen Perjonal einen Zug ohne 
Fahrkarte benußt. Eo im Prinzip au E 17 217. Möglicherweife aber liegt Beſtechung 
vor. Nicht unbedenklih E 35 311. Über die Frage, ob durch Betteln unter Bors 
fpiegelung eines angeblichen Gebrechens oder eines angeblichen Notitandes Betrug 
begangen werden Tann, ſ. u. Vlia. 

Einzelneg: 

1. Sowohl die Erregung wie die Unterhaltung des Irrtums muß in urſächlichem 

.  Bufammenhange mit der Täufhungshandlung jtehen. Bet der Irrtums⸗ 
unterhaltung ift daß in der Art möglich, daß die Fortdauer des früher fchon 
vorhandenen Irrtums auf der Täuſchungshandlung beruht. Bergl. E 89 80. 
Bon der Srrtumsunterhaltung ift Daher die bloße Benugung, die Ausbeutung 
eines Irrtums wohl zu unterjcheiden. Dies ift bejonders wichtig bei Ausbeutung 
abergläubifcher Borftellungen. ©. Binding, Lehrb. 1 351. Aus dem gleichen 
Grunde it es fein Betrug, wenn fich jemand, 3. B. der Käufer, Über den 
Bert der Ware felbft täufcht und ſich nun der Berfäufer daraufhin einen 
unangemefjen hohen Preis zahlen läßt. Vergl. Binding a. a. O. 352, Groß 
a. a. D. 185 ff. Wiſſentliche Annahme einer nicht gejchuldeten Zahlung tft 
nur dann Betrug, wenn pojitive Täujchungshandlungen mit unterlaufen, durch 
welche der Irrtum des Schuldners errregt oder der bereit3 vorhandene befejtigt 
wird. E 20 326. Eine ſolche Täufchungsgandlung kann aber ſchon in dem 
Einfordern der Schuld oder in der Erteilung einer Quittung liegen. Bergl. E1 
314. 19 161. Zuweitgehend in der Konitruftion von Betrug Binding, Lehrb. 1 
348/9, Hegler a. a. DO. 423. Man wird 3. B. in der Annahme einer Bahlung 
durch die Pojt feinen Betrug fehen können. 

2. Die Irrtumserregung oder Unterhaltung muß gerade auf diejenigen Beftandteile 
der Täufchyungshandlungen zurückführbar jein, die ſich als Täuſchung über Tat- 
jahen daritellen. Preiſt jemand ein Barterzeugungsmittel durch allgemein 
gehaltene Reklame an und läßt er dabei die unwahre tatjächliche Behauptung 
mitunterfließen, daß das Mittel nur aus duftenden Alpenkräutern angefertigt fet, 
fo ift eine Verurteilung wegen Betrug! nur dann möglich, wenn feltiteht, daß 
jich ein anderer gerade durch dDieje Angabe Hat täufchen laſſen. Zuftimmend 
Hegler a. a. D. 428. 

3. Erforderlich ift ferner, daB die Täufchung gerade durch diejenige Boripiegelung 
ujw. erfolgte, die fich der Täter als faufal für die Täufchung Dachte. Dies 

Frant, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 28 
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iſt nicht nur wichtig, wenn bei einer Erkläͤrung Wahres und Falſches neben⸗ 
einander herläuft, ſondern auch dann, wenn es ſich um die Täuſchung durch 
Angabe eines falſchen Motivs handelt. Wer erklärt, daß er ein Dar⸗ 
lehen zu einem gewiſſen Zwecke aufnehmen wolle, wird im allgemeinen nicht 
annehmen, daß der andere ſich gerade hierdurch zur Hingabe des Darlehns 
beſtimmen laſſe. Auch die Vorſpiegelung der Abſicht zu erfüllen wird 
hiernach ſeltener Täuſchung ſein, als gewöhnlich angenommen wird. 

4. Gleichgiltig iſt, ob die Täuſchung durch eine Fahrläſſigkeit des Getäuſchten 
befördert wird. In der falſchen Deklaration des Gewichts auf dem Frachtjcheine 
kann daher Betrug liegen, trotz der Verpflichtung der Bahnbeamten zur Kontrolle. 
E 15 266. Vergl. Binding, Lehrb. 1 350 und RO GoltdA 54 298. 

IV. ®ermögensdispofition des Getäuſchten. — Durch die Erregung ober 
Unterhaltung eines Irrtums wird der objektive Tatbeitand des Betrugs noch mat 
erfüllt. Es muß vielmehr eine Vermögensbeihädigung als Folge der Täuſchung Hin 
zufommen. Nun ift Mar, daß ein Irrtum niemald unmittelbar eine Vermögens⸗ 
beihädigung bewirkt. Wohl aber kann er eine Bermögensbeihädigung mittelbar 
bewirken, infofern nämlid der Srrende auf Grund feines Irrtums ein gewißpe⸗ 
Berhalten einjchlägt, das feinerjeitS eine Bermögensbeihädigung (jei es feiner eignet 
iei e8 einer andern Perſon, ſ. unten V 3) zur Folge hat. | 

Wil man den Tatbejtand des Betrugs mit einiger Schärfe von dem ander 
Delikte trennen, jo ift zur verlangen, daß dieſes Verhalten des Getäufchten nunmeb: 
die Bermögensbeihädigung unmittelbar herbeiführe. (Gejegt, es wird jemand 
durch irgend eine Täufchung zu einer Reife beitimmt, und nun plündert ter 
Täujchende unter Benugung der Abmwejenheit des Eigentümerd Haus und Hof ars, 
fo begeht er nicht Betrug, fondern Diebitahl.) Daraus folgt aber, daB das 
ihädigende Berhalten des Getäufchten eine Bermögensdispofition jein mut 
So die Herrichende Lehre, |. bejonders Merfel in Holgend. Handb. 3 763. Tas 
Erfordernis der Bermögensdispofition ift nit in dem Sinne zu verftehen, als müßile 
der Getäufchte eine bewußte, gefchweige denn eine vollgiltige Verfügung über jein 
oder eines andern Vermögen treffen. Es kommt nur darauf an, daß nad außen 
hin zunächſt die Wirkung der VBermögensdispofition hervorgerufen wird. E. dazu 
Hegler a. a. 0.424, E16 1. 28 144. Wenn auch felten, jo ift doch eine unbemwußie 
Bermögensdispofition immerhin denkbar. Sie liegt 3. B. vor, wenn jemand 
veranlaßt wird, einen Schuldſchein zu unterjchreiben, der ihn gegenüber als eirt 
Petition dargeftellt wurde. Merkel in Holgend. Handb. 8 777 fordert ftet3 bewußte 
Dispofition und fieht daher in dem hervorgehobenen Falle nur eine ftrafloje Bor 
bereitungshandlung. Erſt im Augenblide der Benntzung des Schuldicheins joll die 
Strafbarkeit beginnen. Dagegen mit Recht Olsh.⸗Zweig. 26. 

Auch in der Form der Unterlaſſung it eine Vermögensdispojition denkber, 
nämlich dann, wenn ohne die Täuſchung eine pofitive Dispofition getroffen worden 
wäre, welche eine Bermögensbeichädigung abgewendet hätte. 8. B. Nichteinklagen 
einer Forderung. 

Die Frage, ob zwiſchen der Täuſchung und der Vermögensdispoſition Kauſal⸗ 
zujammenbhang beiteht, richtet fi) nach den allgemeinen Regeln. S.$ 1IIL Her 
nad ift es nicht erforderlich, daß der Getäuſchte ausschließlich durch die Irrtums⸗ 
erregung zur Vermögensdispofition bejtimmt wird. RMG 8 274. 

V. Bermögensbeihädigung. — Pie durch Täufchung veranlaßte Vermögen: 
dispojition muß eine Dermögensbejchädigung zur Folge haben. Die Frage, wanı 
eine Bermögensbefchädigung vorliegt, ift außerordentlich beitritten. Der Streititand 
muß nad zwei Richtungen hin ind Auge gefaßt werden. 

1. Zunächſt Handelt es fih um den Begriff des Bermögene. Nach ber 
herrihenden Lehre ift Vermögen ber Inbegriff der geldwerten rechtlichen 
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Beziehungen, die jemanden zum Selbſtintereſſe zuſtehen. So die Formulierung 
bei Jehle, Der rechtswidrige Vermögensvorteil bei Erpreſſung und Betrug (1905) 
11. Es tomme nicht darauf au, ob die rechtliche Beziehung geradezu ein ſubjektives 
Hecht ausmache; vielmehr gehöre z. B. auch die Kundfchaft zum Vermögen. So 
Olsh.⸗Zweig. 28, E 6 75. 26 227. Anderſeits fei Geldwert erforderlich, ſodaß 
wertloje Sachen jelbft dann nicht zum Vermögen gerechnet werden, wenn fie 
einen Affeltionswert haben. So Birtmeyer 78, v. Lifzt $ 139, E 16 1. Auf 
der gleihen Wuffafjung beruht aud) E 86 205, ein Urteil, das klagloſe Forderungen 
(and Spiel oder Wette) nur dann zum Vermögen rechnet, wenn der Schuldner 
sahlungsmillig if. ©. aber E 40 21 (29. — Nach der entgegenftehenden 
Auffejjung, weldhe namentlich Binding, Lehrb. 1 236 ff. vertritt, gehören zum 
Bermögen nur Rechte und jelbftverftändlih auch Sachen, an welchen echte 
beftehen; ausgejchlofien aber jeien rechtliche Beziehungen, die nicht Rechte ſind, 
wie die Kundſchaft; dagegen wird auf Geldwert kein Gewicht gelegt. 

Sodann fragt es ſich, wann das Vermögen als geſchädigt anzuſehen iſt. Die 
herrſchende Lehre nimmt eine Vermögensbeſchädigung dann an, wenn ber 
Geſamtwert des Vermögens gemindert ift. Wer einem andern durch Täuſchung 
einen Vermögenswert entzieht und gleichzeitig einen entſprechenden Gegenwert 
in deſſen Vermögen übergehen läßt, mache ſich hiernach keines Betrugs ſchuldig. 
So Olsh.⸗Zweig. 18, Meyer⸗Allf. 480, Hegler a. a. O. 426/7, v. Liſzt 8 139, 
beſonders aber E 16 1 (f. dazu die für dieſes Urteil erſtatteten Referate GerS 
45 321 ff.) Beltimmt A den B zur Verficherung und PBrämienzahlung bei der 
Geſellſchaft Z, während ® glaubt, es handle ſich um die Geſellſchaft Y, fo nimmt 
Die herrichende Lehre nur dann Betrug an, wenn die Gefelfchaft X nicht Die 
gleichen Sarantieen und Augfichten bietet wie Y. E 28 310. Täufchende Lieferung 
von gleich fichern und im gleichen Kurſe ftehenden Bapieren an Stelle der vertrags⸗ 
mäßig vereinbarten bewirkt hiernach ebenfalld feine Vermögensbeſchädigung. Zergl. 
auch E 37 356 (betr. die Liquidation von Brandſchäden). Bei der Abmeflung von 
Wert und Gegenwert zieht die herrfchende Lehre allerdings auch die individuellen 
Berhältniffe der beteiligten Berfonen in Betracht. Denn es ift ſehr wohl möglich, 
daß durch dasjelbe Ereignis das eine Vermögen gefchädigt wird, das andere nicht. 
Erhält z. B. ein Detaillift unter dem Scheine der bejtellten eine andere Ware 
geliefert, jo ijt fein Bermögen bejchädigt, wenn die gelieferte Ware für ihn 
unverfäuflich ift, Dagegen nicht, wenn fie den gleichen Handelswert hat wie die 
beitellte und für ihn ebenfo verfäuflich ift wie Diefe. ©. dazu BayObLGStr 6 
68. Als Gegenwert für ein Bermögensobjelt ift aber nad) einzelnen Vertretern 
der berrichenden Lehre auch der vertraggmäßige Gegenanſpruch anzujehen, 
fofern dieſer volle Sicherheit bietet, während natürlid) der Deliktsanſpruch zur 
Ausgleihung nicht herangezogen werden darf. So u. a. Hegler a. a. O. 427/8. 
Dagegen wollen anjdeinend Olsh.⸗Zweig. 22 a. E. audy den vertragsmäßigen 
Gegenanſpruch nicht ald Gegenwert gelten lafjen. 

Nah der abweihenden Auffafjung liegt eine Vermögensbeſchä⸗ 
digung ſchon dann vor, wenn Die Bermögensdispojition ohne die Täuſchung 
nicht erfolgt wäre. Hiernady würde aljo ſchließlich die ſubjektive Schägung über 
das Borhandenfein oder das Fehlen der Vermögensbeſchädigung enticheiden. So 
Stenglein GerS 40 102 ff. Wieder anders Binding, Lehrb. 1 237 ff. 355 ff. 
Nah ihm ift eine Bermögensbejhädigung vorhanden, wenn jemand ohne Die 
Einwilligung des Geſetzes um ein einzelnes Vermögensrecht gebracht oder 
wenn ihm nicht geleiftet wird, was er zu fordern hat. Die wirtjchaftliche Aus- 
gleihung würde hiernach nit in Betracht kommen. 

Was zunächit die legte der beiden Fragen betrifft, jo kann es wohl feinem 
Zweifel unterliegen, dab man das Gebiet des Betrug zu eng faßt, wenn man 
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im ftrengften Sinne die Verlegung von fubjeltiven Rechten fordert. Allerdings 
wird man unter diefen Begriff die Belaftung einer Sache mit einer Dienſtbarkeit 
oder die Aufgabe einer Sicherheit (M 1 18) Bringen können, nicht aber die Ein⸗ 
gehung einer Verbindlichkeit, z. B. einer Bürgſchaft. Und doch nötigt, von inneren 
Gründen ganz abgejehen, ſchon der Sprachgebraud dazu, hier eine Bermögen>- 
verlegung anzuerlennen. Kommt es alfo nicht auf Die Beſchädigung einzelner 
Bermögensrechte an, jo kann nur die Beeinträchtigung der Wertgejamtheit 
maßgebend fein, die fich aus der Vergleichung der altiven und der pajfiven Werte 
ergibt. 

Es fragt fih nun, in welcher Beziehung die Perſon zu ben Werten ſtehen 
muß, die bei diefer Berechnung als Faktoren einzuftellen find. Denn nur, wenn 
eine gewiſſe Beziehung vorhanden iſt, kann man die Werte oder ihre Tifferenz 
zu dem Bermögen einer Berjon reden. Da wirtichaftliche Beziehungen 
zu einem Wert ihn niemals zu einem eigenen machen können, jo find rechtliche 
zu fordern und zwar wird man binfichtlich der paffiven Werte zu jagen haben: 
ed müſſen ſolche fein, die ein anderer rechtlih (wenn aud unter Vorbehalt 
von Einwendungen) von der Perjon verlangen kann — Hinfichtlid der 
aktiven aber: ed müſſen foldde fein, über mweldye die Perſon im eigenen 
Intereſſe rechtlich verfügen oder deren Leiſtung fie im eigenen Intereſſe rechtlich 
verlangen kann. Hat eine Perſon auf die Erlangung eines Wertes nur 
eine Ausficht (Eripeltanz), jo gehört er inicht zu ihrem Vermögen. Daher it 
es ein Betrug, wenn jemand, der die Möglichkeit hat, fich ein Pfandrecht an 
Bermögensbeftandteilen feine® Schuldner zu verichaffen, von einem andern 
Gläubiger durch Täufhungen davon abgehalten wird. E 33 55. Bebdentli 
€ 21 36 (ein Gläubiger läßt nad) Eintritt der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
pfänden und verfteigern und entzieht fo andern Gläubigern Objekte, an die fie 
fih Hätten halten könnten; WBerurteilung megen Betrugs); j. darüber Frank 
3StrW 14 401 ff. Mit Recht Hat ferner E 13 8 Betrug in dem alle verneint, 
da eine zum Kauf ſchon entichloffene Berfon durch Täufchung wieder abjpenitig 
gemacht wurde. Ebenſo E 6 75 bei Entziehung zufünftiger Kundſchaft. 
Wenn dagegen & 26 227 die Entziehung der feften Kundichaft als Bermögen!- 
beihädigung anfieht, fo ift dem deshalb nicht beizutreten, weil die Beziehungen 
zur Kundſchaft Hinfihtlich fpäter abzujchließender Verträge nur mirtichaftliche, 
feine rechtlichen find. Übereinftimmend Binding, Lehrb. 1 343 und Noterinz 
GerS 67 214 ff., der für Die vertretene Auffaffung aud) BGB $$ 188. 1298 heran» 
zieht. Das Intereſſe an der Erhaltung der Kundichaft wird jeßt wie andere rein 
wirtfchaftliche Intereffen durch das Gefeg zur Bekämpfung des unlauteren Wert 
bewerbs geihüßt. | 

Bon dem gleiden Standpunkte aus ift aber überhaupt Die Frage nach der 
Entziehung von Gewinn zu beurteilen. Der Gewinn gehört nur dann zum 
Bermögen, wenn ein rechtlich begründeter Anjpruch auf feine Erlangung beftcht. 
Deshalb ift ed nicht Betrug, wenn ein Erbichleiher durch Täuſchung über den 
Nebenswandel einer Perſon den Erblaffer veranlaßt, das dieſer zugedadhte Ber: 
mädtnis ihm ſelbſt auszufegen. Neuerdings folgern Olsh.⸗Zweig. 21, v. iii 
8 139, Hegler a. a. DO. 429, Meyer-Allf. 480, E 38 108 aus BGB $ 252, daß 
der Gewinn ſchon dann ein Vermögensbeftandteil ei, wenn er nad dem 
gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nach den befonderen Umſtänden, inbejondere 
nach den getroffenen Anftalten und Vorkehrungen mit Sicherheit erwartet werden 
fonnte. Indeſſen dürfte es fich dabei mehr um eine finguläre Beftimmung für 
ba8 Gebiet der bürgerlichen Schadenserfaßberechnung handeln. Übereinftimmend 
Binding, Lehrb. 1 344, NRotering Ger& 67 219 ff., NAMES 191. ©. zu der frage 
auch BayObLGStr 4 201. 5 161. 7 202 (im Ergebnis wie RG). 





Bweiundzmwanzigfter Abſchnitt. Betrug und Untreue. 8 268. 437 


Aus der vertretenen Auffaffung folgt, daß die Entziehung von Werten, die 
jemand widerrechtlich befißt, (3. B. der geftohlenen Sache) feine Vermögens 
beichädigung im Rechtsſinne darftellt. Unerlaubdte, unfittlide Handlungen 
oder Verträge vermögen feine rechtlichen Anfprüde zu erzeugen; infolgebeflen 
fann auch niemand in feinem Vermögen dadurch gejchädigt werden, daß ihm Die 
Erfüllung eines foldyen Anjpruchs entzogen wird. Der Bordellwirt, der eine 
Dirne gegen Entgelt engagiert, ift im Rechtsſinne nicht betrogen, wenn dieje das 
Handgeld annimmt in der Abficht, niemald im inne der Vereinbarung zu 
handeln, zumal da ihm wegen der turpis causa ein NRüdforderungsrecht nicht 
zufteht. Ebenfowenig ift im Recdtsfinn bejchädigt, wer Geld zum Zwecke einer 
Beftehung oder zur Überlafjung von Abtreibungsmitteln Hingibt. Co Olsh.⸗ 
Zweig. 18, Hegler a. a. O. 428/9 E 19 186. 21 161. 27 300. 36 334. 87 30 
(vergl. 180) 161. 88 428 (letzteres Urteil jedoch mit Galli DIZ 9 1125 Berſuch 
annehmend; hiergegen ob. ©. 69. 72). U. U. Lucas 372 ff, Lindenberg DIEB 
9 425. 1055. Hegler macht darauf aufmerkfam, daß bei vielen hierher gehörenden 
Fällen Betrug ſchon deshalb zu verneinen ift, weil es an der Bermögensdispofition 
fehlt, 3. 8. die Hure gewährt den Beilchlaf, getäufcht durch die Vorſpiegelung 
der Bahlungsabficht. 

Dies vorausgejandt, wird man fagen dürfen: Bermögensbefhädigung 
ift die Entziehung eined Bermögensmwertes oder die Belaftung 
mit einer vermögensrechtlichen Verbindlichkeit ohne Gewährung 
eines entſprechenden Gegenwertes. Wirb die Täuschung bei Eingehung 
eines Rechtsgeſchäfts begangen, fo ift ein Gegenwert ber vertraggmäßig erworbene 
Gegenanipruch des Getäufchten. Wird die Täufchung bei der Bertragserfüllung 
begangen, jo bejteht die eine Bermögensbejchädigung bewirkende Dispojition in 
der Annahme der Leiftung. In legterer Beziehung übereinftimmend NG in Goltda 
50 393, Hegler a. a. O. 440. Die Frage, ob eine Bermögensbefchäbigung vorliegt, 
ift mithin zu bejahen, fobald anzunehmen ift, daß eine venditio omnium 
bonorum (der Aktiva wie der Bajliva) weniger ertragen würde als vor ber 
Bermögensdispofition. Bejaht Tann die Frage ſchon bei der Hinausfchiebung 
eines Zahlungstermins oder der PBrolongation eines Wechjels werben. 

Cehr beftritten ift die Frage, ob eine Vermögensbeſchädigung darin liegt, 
daß jemand ohne das erfordberlihe Legitimationspapier (Eintrittslarte, 
Fahrkarte) einen Raum betritt oder benugt. Grundjäglich ift die Frage zu 
verneinen. Namentlich fann fie aus den oben dargelegten Gründen nicht deshalb 
bejaht werden, weil dem Berechtigten ein Gewinn entzogen werde. Bu vielen 
verfehlten Konftruftionen läge überhaupt fein Anlaß vor, wenn man ben 
mindeftens häufig durchichlagenden Gefichtspunft des Hausfriedensbruches 
($ 123 O1) genügend beaditete. Wer ſich durch eine Täuſchung den Zutritt zu 
einem Sonzertfaale verjchafft, begeht, wie mit voller Entichiedenheit behauptet 
werden muß, feinen Betrug. Abweichend Rotering GerS 60 269, der die 
entgegenftehende Anficht auf Die Behauptung einer durch den Eintritt ermachjenden 
Forderung ftüßt. Uber mielo foll diefe durch den bloßen Eintritt entftehen? 
Anders freilid die Eifenbahn » Verkehrsordnung $ 21 bei Benubung des 
fahrenden Eifenbahnzuges, jofern der ohne Bezahlung mitreifende Fahrgaſt zur 
Nachzahlung verpflichtet if. Demgemäß Tann er die Bahn an ihrem Bermögen 
Ihädigen, indem er die Realifierung diefes Anſpruchs vereitelt oder gefährbet. 
So wohl aud) Hegler a. a. D. 439. 

Anders faßt das RG (befonders E 24 318. 25 212) das Verhältnis auf. 
Seiner Anficht nad) liegt die Bermögensbefhädigung fehon in der Erzielung des 
Transportes „ohne Entgelt“, da ja die Bahn um die Transportloften geichädigt 
werde. Dieje Auffafjung ift in mehrfacher Beziehung unbaltbar. Zunächſt kann 


438 Zweit. Teil. Bon d. einz. Verbr., Bergehen u. Übertretungen u. deren Beftrafung. 


man wegen des Anſpruchs auf Nachzahlung nicht von einem Transport „ohne 
Entgelt” reden, jodann wird die Bahn dur ein Deitfahren ohne Fahrkarte nicht 
in ihrem Bermögen gejchädigt, jondern umgelehrt bereichert, eben weil ihr der 
Anſpruch auf Nachzahlung erwächft. 

Aus der hier vertretenen Anficht folgt, daß ber Betrug nicht ſchon, wie bie 
Praris annimmt (E 4 295), mit dem Einfteigen ohne Fahrkarte, fondern früheitens 
dann vollendet ift, wenn es der Beanıte (der Schaffner) infolge der Tänfjchung 
unterläßt, den Fahrgaſt zur Nachzahlung des nach der Eifenbahnverkehrsorduung 
8 21 begründeten Anſpruchs aufzufordern. 

Aber auch die Konftruftion der zum Tatbeftande des Betrugs erforderlichen 
Srrtumserregung macht bier befondere Schwierigkeiten. Sie Tann nicht darin 
gefunden werden, daß der Pafjagier ohne Fahrkarte mitfährt. Denn in dem 
Mangel jeglicher Vorftellung liegt fein Irrtum (f. o. III), und den Irrtum des 
Schaffners, „es fei alles in Ordnung”, hat der Paffagier nicht verurjadt. Auch 
die Täufchung des zur Mitfahrt zulaffenden Beamten genügt nicht, weil dieie: 
gemäß dem eben Ausgeführten, indem er die Mitfahrt geftattet, Leine die Bahn 
fhädigende Bermögensverfügung trifft. A. A. E 17 217. Ausreichend ift viel- 
mehr nur die Erregung einer poſitiv falſchen Vorſtellung in der Perſon derjenigen 
Beamten, die für die Realifierung des durch die Mitfahrt bereit entftandenen 
Anſpruchs auf Nachzahlung zu forgen haben. Diejer Anficht fteht am nächſten 
Binding, Lehrb. 1349, infofern er Die Täufchung mit der Reviſion des betreffenden 
Bugabteild beginnen läßt. — Über den Fall, daß der Baflagier im Einverftändnis 
mit den oben bezeichneten Beamten handelt, ſ. o. III. Vergl. auch & 266 ILLa. €. 
— Nach dem Gefagten beurteilt fich auch die Frage, ob eine dritte Perſon durd 
Benutzung einer als unübertragbar bezeihneten Fahrkarte oder 
dergleichen Betrug begehen kann. Allerdings ift dabei die bürgerlichrechtlice 
Vorfrage nach der Buläffigfeit einer folchen Beichränfung zu beantworten. Die 
Praris bejaht. Vergl. R 9 114 und Über die ganze Lehre Iherings J 23 321, 
v. Bar Ger& 40 481, de Jonge, Die V’.ibertragbarleit der Retourbilleis 
(1888), derjelbe, RetourbilletS und fein Ende (1889), Stenglein GerS 42 150. 
Wünjchenswert wäre eine ausdrüdlicde Beſtimmung, wie fie das Poſtgeſet 
8 29 gibt. Dieje Stelle jpricht übrigens entjchieden gegen die herrichende Lehre. 

Beitritten ift ferner die Frage, ob eine zum Betrug genügende Vermögens⸗ 
bejhädigung aud beim Spiel möglih if. Allerdings entfteht durch Spiel 
feine Verbindlichkeit im NRechtsfinne (BGB $ 762) und zwar, wie & 40 21 ausfüht:, 
auch nicht durch Gefchidlichfeits- oder Kunſtſpiele. Aber daraus folgt keineswegs. 
daß ſchlechthin beim Spiel fein Betrug begangen werden könne. A. A. Kohler, 
Treue und Glauben 43 ff. 


VI. Das Verhältnis der Vermögensdispofition zur Bermögensbefhädigung 
ift nad) zwei Eeiten hin befonders ins Auge zu faflen. 

1. Es fragt fich, ob zum Tatbeitande des Betrugs eine ſolche Bermögen3dispofttion 
genügt, welche der Getäufhte mit dem Bewußtjein ihrer Tchädigenden 
Wirkung vornimmt. Nach den Ausführungen oben ©. 20/1 ift die Frage 
zu verneinen. Denn es ift in dieſem alle nicht der Täufchende, der das Ber 
mögen jchädigt, jondern der Getäufchte ſelbſt. Im Ergebnid übereinftimmend 
Merkel 329, Binding, Lehrb. 1352. S. aud) $ 253 VI4. Den gleichen Gebanten 
fann man auch fo ausdrüden: es genügt nur die Täufhung über eine 
folde Tatfahe, welde dem Getäuſchten das Schädigende feiner 
Bermögensdispofition verſchleiert. ©. dazu Rotering GerS 67 2211. 
Auffallend iſt e8, daß man die Konjequenzen dieſes Satzes nicht völlig anerfennt. 
Dieje find aber: 
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a) Es gibt feinen Bettelbetrug. U. A. die berrichende Lehre (E 4 352. 
6 360), der infonfequenterweife auch Binding a. a. O. beitritt. Speziell gegen 
die bier gegebene Begründung Ceifried a. a. D. 64, meil der Geber um ein 
ideales Aquivalent geſchädigt werde. Aber diefes kommt bei ber frage ber 
Bermögensbeichädigung gar nicht in Betracht. Übereinftimmend, ſoviel ich 
jehe, nur die Bemerkungen zum oſterreichiſchen Ausſchußbeſchluß zur Regierungs- 
vorlage von 1874 (Protokolle des Haufes der Abgeordneten des öfterreichifchen 
Reichsrats 1891. XI. Seſſion ©. 329). Allerdings lehnt auch die herrſchende 
Lehre (Olsh.⸗Zweig. 38) Betrug dann ab, wenn ber Getäufchte nur gibt, um 
den Bettler 108 zu werben, ohne ſich eine Vorftellung über die Wahrheit der 
vorgeipiegelten Leiden zu machen. 

b) Der Teil einer Bermögensdispofition, welder dem Dispo» 
nierenden als vermögensihädigend bekannt ift, genügt nicht, 
um den Tatbeftand des Betrug erfüllen zu helfen. Leibe ich 
jemanden ein Bud, da& er unter faljcher Borfpiegelung erbeten hat, fo liegt 
darin injofern eine Bermögensbeichädigung, als an Stelle des ficheren Beſitzes 
ein wenig fiherer Anſpruch auf Rüdgabe tritt. Da ich aber dieſe Bermögens- 
beichädigung bewußt ſelbſt vollziehe, jo kann Betrug nicht angenommen werden. 
Eignet fi) der Entleiher das Bud) nachträglich an, fo begeht er Unterfhlagung. 
Inſofern übereinftimmend Binding 1 363, derielbe Lehrb. 1 354, v. Bar 
GerS 40 492, Häljchner 2 269, Merkel in Holgend. Handb. 8 697. 764. Das 
gegen nimmt die berrichende Lehre Betrug an, wenn es der Täter bon born» 
herein auf die Subftanz der Sache abgejehen Hatte, ihm aber nur ber 
Gewahrfam übertragen wurde. Realkonkurrenz von Betrug und Unter 
Tchlagung joll dagegen vorliegen, wenn fi) der Täter auf Grund eines 
fpäter gefaßten Gntjchluffes die Sache angeeignet hat. E 15 426, Olsh.⸗ 
Zweig. 56. 

2. E3 fragt fi) weiter, ob Identität der getäufchten und der geſchädigten 
Perſon erforderlich ift. Die Frage ift mit der berrichenden Lehre zu verneinen, 
weil das Geſetz die Identität nicht fordert. Selbitverftändlich aber muß ber Ge⸗ 
täufchte tatſächlich in der Lage fein, über fremdes Bermögen zu verfügen. So 
E 11 246. 21 110. 236. 25 244. 39 82, RG in GoltdA 51 189. Bergl. befonders 
NRimpau, Über die Etrafbarkeit des Betrugs ... beim Mangel der Identität 
des Getäufchten und bes Geſchädigten (1892). Dagegen fordern Merkel 329, 
Binding, Lehrb. 1 345, Hegler a. a. D. 430, daB bei VBerfchiebenheit ber ge- 
täufchten und der geſchädigten Berfon die legtere nicht nur die tatfächliche 
Möglichkeit, fondern audy ein Hecht Habe, über daS Vermögen der erfteren zu 
verfügen. Jedenfalls ergibt ſich die Möglichkeit eines Betruges durch 
Täuſchung ded Prozeßrichters. Vergl. darüber Michel, Der ftrafbare 
Betrug im Bivilprozeß (1897), Görres Buſchs3 34 1ff. In dem Aufftellen einer 
unmahren Parteibehauptung kann indeflen grundfägli nur eine ftrafbare Vor⸗ 
bereitungshandlung gefunden werden, weil ber Richter nicht der (beftrittenen) 
Behauptung, jondern erſt den Beweijen Glauben ſchenken darf. Dies trifft auch 
für eine in der Klage angefündigte Beweisantretung zu. E 32 1. Dagegen 
fieht E 40 9 in der förmlichen Bemweisantretung eine Verſuchshandlung (jehr 
bedentlid). Im übrigen hat das RG wiederholt erklärt, daß in dem Yäljchen 
von Beweismitteln Beirug liege und zwar auch dann, wenn es ſich lediglich 
um ein Beglaubigungsmittel im nichtfontradiktoriichen Verfahren handelt, oder 
wenn da8 Beweismittel formell echt, materiell aber unrichtig ift; 3. B. Der 
Schuldner beruft fich auf eine Duittung, die fi) auf eine andere als die ein- 
geflagte Forderung bezieht (Michel a. a. O. 25). Oder: zur Begründung der 
exceptio plurium concumbentium beruft fi) der Bellagte auf das Zeugnis 
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eines verheirateten Mannes, der im Einverſtändnis mit ihm das Zeugnis 
verweigert, um jo den wahrheitswidrigen Eindrud zu erwecken, als babe cr 
mit der Klägerin den Beifchlaf vollzogen. E 86 114. ©. auch E 2 91. 16 193. 
39 143, RM 2 421. Dagegen verneint das RG den Betrug, wenn ſich der 
Richter pflichtwidrig dur die einfache, d. h. burch Beweiſe nicht unterftügte 
Behauptung Hat täufchen laſſen. E 1 227. 5 321. 20 391. Den Grund findet 
es in ber Erwägung, daß in derartigen Yällen nicht die faljche Vorſpiegelung, 
fondern die Pflichtwidrigkeit kauſal fei. Dies widerfpricht vollftändig der font 
vom RS befolgten Kaufalitätstheorie. S. Frank ZEtrW 12 320 und vo. IV 4 
Man wird vielmehr auch in dieſem Falle Betrug anzunehmen haben, fofern die 
Partei fi) die Behauptung nicht ledigli als Vorbereitung für eine Tpätere 
Bemweisführung dachte, ſondern unmittelbar durch die Behauptung die Täuſchung 
bewirfen wollte So auch Michel a. a. DO. Mit dem RG im weſentlichen üßer- 
einftimmend vd. Liſzt $ 139, Olsh.⸗gweig. 40, Oppenh.Del. 61, Friediam, Der 
Begriff der Tatſache (1898) 48. Dagegen liegt nad) Kohler 50 in der Täufchung 
des Prozehrichterd niemald Betrug, während anderfeit8 nach Rommel, Betrug 

55, Binding, Lehrb. 1 350 jchon die bloße Behauptung genügt. Vergl. zu der 

Frage auch Merkel, Sriminaliftifche Abhandlungen (1867) 2 186. 283. — Fit 

der Richter verpflichtet, auf eine PBarteihandlung bin eine (da8 Vermögen des 

Gegners jchädigende) Enticheidung zu treffen, ohne daß es auf jeine (des Richter?‘ 

Überzeugung anfäme, fo kann von Betrug feine Mede fein. Dies gilt von dem 

Geſuch um Erlaffung eines BahlungSbefehls, aber auch von dem Parteieid. 

— Auh durch Täuſchung des Prozeßgegners kann Beirug begangen 

werden, fofern die Täufchung darauf abzielt, den Gegner (nicht etwa zum 

Beweiſen, jondern) zu einer ihn jchädigenden Vermögensdispofition (Geſtändnis. 

Anertenntnis, Zurücknahme der Klage) zu veranlaſſen. Vergl. Mertel a. a. C. 

2 286, Michel a. a. ©. 18 ff., Olsh.- Zweig. 40, R 9 232. 

Ta Identität zwifchen dem Getäuſchten und dem Gefchäbigten nich 
erforderlih ift, fo Hat man auh in dem Berfauf einer mifjentlid 
fremden Sade Betrug zu jehen. So Olsh.⸗Zweig. 22. A. A. Binding, 
Rehrb. 1 352, Hegler a. a. DO. für den Yall, daB der Käufer Eigentümer wird; 
aber der frühere Eigentümer tft doch immerhin gejchädigt. 

VII. Vorſatz und rechtswidriger Vermögensvorteil. — Der Dolus de 
Betrügers fordert: 

1.da8 Bemwußtfein der Arrtumderregung, 

2.da 8 Bemußtfein der Vermögensbejhädigung, d. h. die Vorausſficht, 
daß der Getäufchte zufolge des Irrtums eine Vermögensdispofition vornehmen 
werde, die fein oder eines andern Vermögen jchädigt. 

In beiden Beziehungen genügt dolus eventuali.. Eo fann 3. B. die Bor 
fpiegelung einer aus der Luft gegriffenen Tatſache, die nad) der Boritellung de} 
. Tätersbebenfowohl wahr wie unwahr fein kann, den Begriff der Täuſchung nad 
ber jubjeltiven Ceite! Hin erfüllen. E 203. In Bezug auf innere Tatſachen if 
allerdings dolus eventualis nicht benfbar. E 30 333. Dagegen reicht dad Bewußt⸗ 
fein, daß möglicherweiſe eine Vermögensbeſchädigung eintreten werde, unter 
Umftänden aus. E 19 90; 

3. die Abficht, ſich oder einem dritten einen rehtsmwidrigen der- 
mögenspvorteil zu verfhaffen, alfo aud das Bemwußtfein, daß 
der erftrebte Vermögensvorteil rehtswidrig ift. Durch dieſes Er» 
forbernis tritt der Zetrug in Die Reihe der Bereiherungsbdelikte em. — 
Wann ber Vermögensporteil ein rechtswidriger ift, ift hier ebenjo beftritten, 
wie bei ber Erpreſſung und in beiden Fällen weſentlich gleihmäßig zu ent 
fcheiden. €. 8 253 IV. Die Rechts widrigkeit erlangt ein Vermögensvorteil 
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Dadurd, daß er dem Bermögen eined andern im Widerfpruch mit den Grund⸗ 
jägen des Privatrechts entzogen wird. Rechtswidrig ilt der Vermögensvorteil 
aljo, infofern er vermögensichädigend if. Daraus folgt, daB die Objekte der 
VBermögensfchädigung und der Bereicherung identilch fein müſſen. So Merkel, 
Scriminaliftiihe Abhandlungen (1867) 2 118, derjelbe in Holgend. Handb. 3 373 
(während er in Lehrb. 329 die Identität nur ald das Normale bezeichnet), 
Hegler a. a. D. 433. Belteht ein Anſpruch auf Erlangung des Vermögens⸗ 
vorteils, jo ift er nicht rechtswidrig. 

Die Rechtſprechung erklärt jeden Vermögensvorteil für rechtswidrig, auf defien 
Gewährung kein Rechtsanſpruch beiteht; fie Hält alſo nur das legte, negative 
Moment für erheblich (|. beſonders E 26 258) und lehnt daher das Erfordernis 
der Identität zwiſchen dem entzogenen Bermögensobjeft und dem Gegenitande 
ber Bereicherung ab. E 17 264 (e3 genüge, wenn Täuſchung und Beſchädigung 
erfolgen, um dafür von einem dritten belohnt zu werben), 27 221, R 3 202, 
DRS Roftod in GoltdA 49 144 (einem Geſchäftsreiſenden war wegen fchledhter 
Erfolge gefündigt worden; um die Kündigung rüdgängig zu maden, gab er 
fingierte Barenbeitellungen auf und fchädigte das Vermögen des Gejchäftsherrn 
um bie Frachtauslagen). Übrigens wirb das Erfordernis der Identität auch nicht 
von allen denjenigen aufgeltellt, welche den Begriff ver Rechtswidrigkeit fo faflen 
wie es oben geſchieht. So 3. B. Olsh.⸗Zweig. 50. Immerhin betonen diefe, daß 
beim Mangel eines Kauſalzuſammenhangs zwiichen dem VBermögensvorteil und 
der Täufhung der Tatbeftand des Betrugd nicht erfüllt jei; fo bei Täuſchung 
gegen Belohnung durch einen dritten. 

Das Bemwußtfein, daB der Bermögenspvorteil in dem bezeichneten Sinne rechts⸗ 
widrig ſei, gehört zum Borjag. Diefer wird alſo ausgejchloffen durch Die 
Annahme eines Rechts auf Erlangung des Vorteils, ſowie durch Die Annahme, 
es werde (troß der Täufchung) ein vollgiltiges Rechtsgeſchäft geichloflen. In 
erfterer Beziehung übereinftimmend die Herrichende Lehre, in legterer v. Lilzt 
& 139. 

Es genügt aber nit das bloße Bewußtſein bes Täters, daß er durch die 
Täuſchung und die dadurch hervorgerufene VBermögensdispvujition einen rechts⸗ 
widrigen Bermögensporteil erlange, jondern er muß mit ber entjprechenden Abjicht 
handeln, d. h. (j. $ 59 IV) es muß die Borftellung des zu erreichenden Vermögens⸗ 
vorteil® beftimmend auf feinen Entichluß einwirken. Das wäre etwa zu 
verneinen, wenn ein Sammler einem andern ein unechtes Gemälde ald echt 
verfauft, nur um fih an ber Verſchlechterung der Cammlung zu erfreuen. 
Weſentlich übereinftimmend außer v. Liſzt 8 139 OLG Stuttgart Württ$ 16 
316. ©. auh RMG 8191. U. A. Binding, Lehrb. 1365. Am einzelnen ift es 
fraglich, ob die reihe Heirat einen rechtswidrigen Vermögensvorteil darftellt. 
Die Heirat jelbft iſt nicht als Vermögensvorteil anzujehen, wohl aber kann ein 
folcher in dem SHeiratsgute liegen. Als rechtswidrig betrachtet diefen das NG, 
wenn bie Berheiratung nur als ein Mittel erjcheint, un demnädjft das eheliche 
Berhältnis in rechtswidriger Weiſe nach der Wermögensjeite hin auszubeuten. 
E 8 12. 14 137. 34 85. 

VID. Zur Vollendung des Betrugs gehört nicht der Eintritt der Bereicherung, 
wohl aber der des Bermögensihadend. Nachträgliche Aufhebung des Schadens 
Heht der Vollendung nicht entgegen. E 2 89. 4 295. 39 80. Strafbarer Verſuch 
liegt vor, fobald der Täter beginnt, mit der auf Zäufchung berechneten Tätigkeit 
auf die andere Berjon einzuwirken. Der Vollendung kann namentlich entgegenftehen, 
daß der „andere* fich nicht täufchen läßt, oder daß er zwar getäuſcht wird, aber die 
ihädigende Bermögensdispofition nicht vornimmt. Soll durch eine betrügerifche 
Iperation ein nur vermeintlich vorhandenes Vermögensobjekt erlangt werden, fo 
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liegt Verſuch am untauglichen Objekt vor. E 10 11. 11 72. Mit Necht lehnt ARE 

4 230 die Annahme eines ftrafbaren Verſuchs dann ab, wenn der Täter irrtümlich 

annimmt, der erftrebte Vermögensporteil jei rechtswidrig. ©. o. ©. 69. 

IX. Strafantrag. — Nach Abſatz 4 ift der Betrug ein relative Antragsbelite. 
Über „Angehörige* ſ. $ 52 IV, fiber „Bormünder* 8 247 II 1 und über „Erzieber” 
8 17411V 1. „Gegen“ die genannten Berfonen richtet fich der Betrug, wenn er ihr 
Vermögen jchädigt. Der im $ 247 Abſatz 3 ausgeſprochene Sab gilt auch hier. Sc 
die herrſchende Lehre. Vergl. namentli Binding 1 122, der mit Necht Die Analagıc 
als den durchſchlagenden Grund bezeichnet. 

X. Das Verhältnid des Betrugs zu andern Delikten madt namentlid 
Echwierigfeiten: 

1. gegenüber den Münzdeliften (88 146 ff.). Die herrichende Lehre hält Ideel⸗ 
konkurrenz für möglich. Es ift zuzugeben, daß die Münzdelikte ohne Bereicherun;:- 
abficht und ohne Schädigung eines fremden Vermögens denkbar find. Tatjädhlio 
aber werden beide Momente ſtets vorliegen. Deshalb find die Münzdelifte als 
Spezialfälle des Betrugs anzufehen und die Möglichkeit einer Idealkonkurren: 
zu verneinen. Dies liegt um fo gewifler im Sinne bes Geſetzes, als fonit due 
Strafandrohung des $ 148 nahezu bedeutungslos wäre. Bezüglich dieſer Sıele 
ftimmt denn auch die herrfchende Lehre zu. Abweichend jedoch DISh.- Zweig. 5, 
Gerland GerS 59 311 ff. Prinzipiell übereinftimmend Merkel in Holtend. Hands. 
8 222, Rüd.-Stengl. 6 zu $ 149; 

. gegenüber dem Meineid. Hier ift Idealkonkurrenz möglich. ©. jedoch für den 
Tall des Parteieives oben VI 2 gegen Ende; 

. gegenüber ber Unterfhlagung. ©. darüber o. VIib; 

. gegenüber der Erpreffung. ©. darüber 8 253 VI 4; 

. gegenüber dem Verſicherungsbetrug. ©. darüber $ 265 I; 

. gegenüber einer Urkundenfälſchung. Hierüber |. & 268 III; 

. gegenüber Nahrungsmittelgejep 8 10. Hier ift Idealkonkurrenz möglıc. 
NR 5 555. 6 795. Dagegen ift Realkonkurrenz ausgeſchloſſen, wenn der Berlaui 
in der Weife erfolgt, wie es bon vornherein bei der Herftellung beabjictig: 
wurde. E 11 355 ff. S. aud o. II3 a a. E.; 

8. gegenüber der Defraudation. Sofern Spezialvorſchriften wegen Hinterziehung 
öffentlicher Abgaben, Gefälle und dergleichen beftehen, fchließen fie Die Anwendung 
des 8 263 aus. Fehlt e8 an foldhen Beitimmungen, jo findet Dagegen $ 26 
Anwendung. Bu beachten ift noch die Giltigkeit landesrecdhtlicher Beſtimmungen 
nah EG 8 2. Bergi. E15 306. 81 354. Eingehend Honemann, Das Berhältrt: 
zwiichen der Defraudation und dem Betruge (1894), Kaulla. Die rechtliche Natur 
der Defraudation (1897), Behr GerS 54 220 ff, Weber GerS 58 1 ff.; vergl. aut 
Binding, Lehrb. 1 341, Olsh.⸗Zweig. Vorbem. 8 z. 22. Abſchn.; 

9, gegenüber zahlreichen Beſtimmungen der Handeldgefeggebung, namentlich GEF 
88 318. 314 Nr. 1, Börſengeſetz $$ 75. 79. Die Mehrzahl diefer Borjchriiten 
iſt deshalb aufgenommen worden, weil ſich das Bedürfnis herausgeftellt haue. 
teils das Stadium der Strafbarkeit fchon früher als beim Betrugsverjuch 
beginnen zu laffen, teil die Strafbarkeit unabhängig von dem fchwieruen 
Nachweis der einzelnen Betrugsmertmale zu machen. Deshalb wäre es inner.ih 
gerechtfertigt, dann, wenn Betrugsverſuch oder vollendeter Betrug nachweisbar 
vorliegt, Tedigli auf Grund des 8 263 zu beftrafen. Dabei gerät man aber 
mit der Höhe der angedrohten Strafen in Konflikt, da diefe in den erwähnten 
Geſetzen meift höher find als im $ 263. Berückſichtigt man weiter, daß unter 
die zitierten Stellen auch Fälle zu jubfumieren find, die außerhalb des Betrugze⸗ 
tatbeftandes liegen, jo wird man die Möglichkeit der Idealkonkurrenz zu bejaben 
haben. Ebenſo Hegler a. a. O. 445. 


N 
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5 264. 


Wer im Inlande wegen Betruges einmal und wegen Darauf begangenen 
Betruges zum zweiten Male beitraft worden ift, wird wegen abermals 
begangenen Betruges mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zugleid) 
mit Gelditrafe von einhundertfunfzig bis zu fechstaufend Mark beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißjtrafe nicht 
unter drei Monaten ein, neben welcher zugleich auf Geldftrafe bis zu 
dreitaufend Marf erfannt werden Tann. 

Die im $. 245 enthaltenen Vorjchriften finden auch Hier Anwendung. 
[StrK]. 


I. Beim Betrug wirkt der Nüdfall nur dann jtraffchärjend, wenn er ein gleich“ 
artiger if. Bergl. im übrigen 88 244. 245. 

I. Der im wiederholten Rüdjalle begangene Betrug bedarf unter den gleichen 
Borausjegungen eines Antrags wie der einfache. Ebenjo Oppenh.⸗Del. 78 zu $ 268. 
Es ift in der Tat auch gar nicht einzufehen, weshalb bier etwas anderes gelten 
follte, als bei dem Parallelfalle des Diebſtahls ($ 247). 4. A. Olsh.⸗Zweig. 2, 
Rübd.-Stengl. 5. 


$ 265. 


Wer in betrügerifcher Abficht eine gegen Feuersgefahr verficherte Sache 
in Brand feßt, oder ein Schiff, welches als jolches oder in feiner Ladung 
oder in jeinem Frachtlohn verfichert ift, ſinken oder jtranden macht, wird 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zugleich mit Gelditrafe von ein- 
Hundertfunfzig bi8 zu fechstaufend Mark beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißjtrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein, neben welcher auf Gelditrafe bis zu dreitaufend 
Mark erfannt werden kann. [SchwG). 


I. Der Verficherungsbetrug ift al3 ein Spezialfall des Betrugs anzufehen. Er 
weit namentlich die Eigentümlichkeit auf, daß die Bollendung nicht erft mit der 
Bermögensbejchädigung, ſondern ſchon mit einer dieſe vworbereitenden Handlung 
eintritt, nämlich mit der Ynbrandjegung der verficherten Sache, dem Sinken⸗ oder 
Strandenmachen des verficherten Schiffes. Außerdem ift ein Strafantrag niemals 
erforderlich. Aus der vertretenen Auffafjung des Deliktes folgt, daß bei nachträglicher 
Ziquidation der Verficherungsfumme Betrug nicht Tonfurriert. Ebenſo im Ergebnis 
Hälſchner 2 279, Merkel in Holgend. Handb. 8 781, v. Liſzt $ 140, Binding, 
Lehrb. 1 369, Meyer⸗Allf. 483. A. U. Olsh.Zweig. 6, dv. Speßhardt, Der Ber- 
ſicherungsbetrug (1885) 70, Hegler, Bergl. Darftellung 7 444, E 17 62, erftere deshalb, 
weil fie den Berficherungsbetrug nicht für einen Spezialfall des Betrugs, fondern 
für ein del. s. g. halten. Dagegen ijt Idealkonkurrenz mit Brandftiftung möglich. 
Ebenjo DISh.-Zweig. 6, RS in GoltdA 35 398. Die weitere Gtreitfrage, ob eine 
Berurteilung wegen Berficherungsbetrugs eine Rüdfalldftrafe für Betrug begründet, 
ift in Konſequenz ber vertretenen Anjchauung über das Verhältnis beider Delikte mit 
Binding, Lehrb. 1 309 gegen die herrichende Lehre zu bejahen. 
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II. Objekt der Handlung ift eine verficdherte Sache und zwar entweder 
1. eine gegen Feuersgefahr verjicherte Cache irgend welcher Art ohne Bejchräntunz 
auf die in den 88 306. 308 genannten (jog. Brandverjiherungebetrun 
2. ein Echiff, weldhes als ſolches oder in feiner Ladung oder in feinen Frachtlohn 
gegen die Gefahren der Schiffahrt verfichert ift (jog. Seeverjicherungsbetruc. 
In beiden Fällen wird ein materiell giltiger Berficherungsverirag voranägejegt. 
©. v. Speßhardt a. a. O. 39. 

Die Handlung beiteht in dem erften Falle im „Inbrandſetzen“ (vergl. & 3061, 
im zweiten im „Sinken⸗ oder Strandenmadjen“ (vergl. $ 323). 

III. Der Dolus umfaßt: 

1. das Bewußtjein, daß durch die Handlung eine Sache in Brand geſetzt bez. be} 
Sinfen oder Stranden eines Eciffes bewirkt werde; 

2. das Bemußtfein, daß die Sache oder das Edhiff uſw. verfichert fei; 

3. eine betrügerifche Abficht, d. h. die Abficht, die Berfiherungsjumme für io 
oder einen dritten zu lufrieren. E 28 352. Dieſer Abſicht fieht ed mict 
entgegen, Daß der Wert der Eache höher ift, als die VBerfiherungsjumme. zo 
H. &. Schmidt, Het oogmerk van wederrechteliike bevoordeeling (18961 3%. 
IV. Täter Tann jeder fein, nicht nur der Verficherie. So v. Lilzt $ 14, 

Olsh.⸗Zweig. 4, Kohler 130, E 28 352. 426. A. A. v. Epeßhardt a. a. D. 36. 51 

eng auch Binding, Lehrb. 1 369. 


$ 266. 


Wegen Untreue werden mit Gefängniß, neben welchem auf Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden fann, beitraft: 

1. Bormünder, Kuratoren, Güterpfleger, Sequeſter, Mafjenverwalter, 
Bollitreder legtwilliger Verfügungen und Verwalter von Stiftungen, 
wenn fie abſichtlich zum Nachtheile der ihrer Aufſicht anvertrauten 
Perſonen oder Sachen handeln; 

2. Bevollmächtigte, welche über Forderungen oder andere Vermögens 
jtücfe des Auftraggebers abfichtlich zum Nachtheile desfelben verfügen: 

3. Feldmeijer, Verjteigerer, Mäfler, Güterbejtätiger, Schaffner, Wägen, 
Meſſer, Brader, Schauer, Stauer und andere zur Betreibung ihr: 
Gewerbes von der Obrigkeit verpflichtete Perfonen, wenn fie, kt 
den ihnen übertragenen Gefchäften abfichtlich Diejenigen benachtheiligen, 
deren Gejchäfte fie bejorgen. 

Wird die Untreue begangen, um fich oder einem Anderen einen %er 
mögensvortheil zu verfchaffen, fo kann neben der Gefängnißitrafe au 
Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark erfannt werden. [StrK)]. 





I. Das Wefen der Untreue im allgemeinen. — Die Untreue it begriflid 
Zreubruh durch Bermögensbefhädigung Sie fegt aljo ein Werhältnt? 
der Treupflicht voraus und zwar genauer ein folches, das zur vermögen! 
rechtlichen Fürſorge verpflichtet. ©. über diefe beftrittene Frage fyreudentkl. 
Vergl. Darftellung 8 114 ff. Nach dem Gefege genügen aber nur beftimmie Irr 
verhältniffe, und nur innerhalb ihrer kann Untreue begangen werden. 


. 
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Hierin Tiegt folgendes: 

Die Möglichkeit der Täterſchaft ift befchränkt. Nur die im Gefeg ausdrücklich 
genannten Perſonen können Täter der Untreue jein. 

Untreue ift nur dann gegeben, wenn der Täter gerade auf Grund bed Ber- 
hältnifies gehandelt hat, das ihn zur Wahrnehmung fremder Bermögendinterefjen 
verpflichtet. Es muß aljo 3. B. der Bormund als ſolcher die Benachteiligung 
des Bermögens jeine® Mündeld vorgenommen haben. Sind unter Trennung 
der Geichäftskreije mehrere Bormünder beftellt, jo kann jeder nur innerhalb des 
jfeinigen eine Untreue begehen. Iſt der Vormund zugleih Schuldner feines 
Mündels, fo liegt Feine Untreue vor, wenn er die Forderung verjähren läßt. 
€ 13 333. 19 80. Auf diefem Standpunft ftehbt auch E 36 133, aber feines» 
wegs die gejamte Rechtſprechung des RGE's, 3. B. nicht E 26 136. ©. Darüber 
sreudenthal a. a. O. 114 und u. IV a. E. 

I. Charakteriftik der einzelnen Tätergruppen. 

Die erfte Gruppe umfaßt zumeift gejesglihe Bertreter. — Zu ben 
Bormündern gehört aud der Gegenpormund. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 4, 
Binding, Lehrb. 1399, Draheim, Untreue und Unterfchlagung (1901) 20. Zweifelnd 
Frendenthal a. a. DO. 108. Die Frage, ob der Bormund auch noch nad) Aus⸗ 
iheiden aus jeiner Stellung Untreue begehen Tann, wird folange und injofern 
zu bejaben jein, ald das Bormundicaftsverhältnis noch in einzelnen Beziehungen 
jortdauert; vergl. BGB 88 1890. 1993. Ebenjo im wejentlihen Draheim a. a. O. 
19, Binding, Lehrb. 1 402, Olsh.Zweig. 4, E 17 241. UA. U. Hreudenthal 
a. a. O. Über den Begriff des Kurators ſ. $ 34 III und E 24 109. TDiejes 
Ürteil fordert ein fraft Geſetzes beftchendes Schutzverhältnis fiber eine Berion, 
zufolge dejlen dem Betreffenden zwar nicht die alleinige Fürſorge, wohl aber Die 
Wahrung jpezieller und vorwiegend ſachlicher Interefjen übertragen it. Dem— 
nad ift der Pfleger des BGB 88 190y—1914 al3 Kurator anzujchen (ebenjo 
Binding, Lehrb. 1399, Olsh.⸗Zweig. 4), nicht aber der „Kurator“ einer Sparlaffe. 
Ter Beiftand der Mutter ift nur Kurator, fomweit ihm gemäß BGB $ 1693 
die Stellung eines Pflegers zufonmt. E 35 339. As Maſſenverwalter 
eriheint nach heutigem Rechte der Konfursverwalter. Bergl. Kohler, Leitfaden 
des deutſchen Konkursrechts (1903) 214, E 26 106. Nicht aber jind Die 
Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes Mafjenvermwalter, cbenfowenig Kuratoren. 
E 39 383. 

Die zweite Gruppe beſchränkt ſich auf den Bevollmädtigten, als 
den gewillfürten Vertreter. Darauf, ob eine förmlide Vollmacht 
(ſchriftlich oder mündlich) erteilt it, fommt es nit an. Zu den Bevoll» 
mädtigten rechnet E 19 271. 23 315 aud die von der Vertretung nicht aus⸗ 
geichloffenen Teilhaber einer offenen Handelögefellichait, desgl. E 15 4, R4 
653 Beamte, welche kraft ihrer Stellung zu privatrechtlihen Handlungen mit 
dindender Wirkung für den Staat oder eine Korporation berufen find. A. U. 
bezgl. des erjten Punktes Ammon, Die Untreue (1994) 61, bezgl. beider Draheim 
a. a. O. 25, Freudenthal a. a. DO. 109/9, Binding, Lehrb. 1 400, Meyer⸗Allf. 
499. Daß der Gerihtspollzieher als Bevollmäcdhtigter der Bartei anzufehen 
it, geben alle kriminaliſtiſchen Schriftiteller zu. Unter den Zivilprozefjualiften ift 
es ſehr beftritten. Die Frage, ob der Bevollmächtigte auch noch nad Auf— 
hebung der Vollmacht Untreue begehen fann, ift ebenjo zu beantworten wie Die 
entjprechende ;yrage bei dem Pormund. S. o. 1, BGB $$ 169. 171. 175, E 14 
184. Gerade hier ift aber von bejonderer Bedeutung, daß Untreue nur injofern 
möglih ift, als eben das Vollmachtsverhältnis noch fortdauert. E 36 133. 
Die Auffaffung der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes als Bevollmächtigte, 
jet es des Gemeinſchuldners, fei e8 der Gläubiger, lehnt E 89 383 ab. Wer nur 
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technifche Dienftleiftungen vorzunehmen beauftragt und ermächtigt ift, ıft midı 
Bevollmädtigter. Daher macht fid) der Schreiber eines Anwalts feiner Untrene 
ichuldig, wenn er einem Bertrage einen von dem Diltate oder dem Skonzept a> 
weichenden Inhalt gibt. S. E7 877. 

3. Die Dritte Gruppe umfaßt jolde Berfonen, die von der Obrigkeit 
zur Betreibung ihres Gewerbes verpflichtet find. Bergl. Gewd 
8 36. Sie können gleichzeitig Bevollmächtigte jein. Sind fie es nicht, i 
fönnen jie mit fremden Bermögensangelegenheiten fraft ihrer gewerblichen 
Tätigkeit betraut werden. Borausfegung iſt ftet$, daß in der Tat eine 
obrigfeitliche Verpflichtung ftattgefunden Hat. Deshalb gehören lediglich privatır: 
beftellte Berfteigerer und Privatmäller nicht Hierher. Bezgl. der lepteren i. 
Draheim a. a. O. 23. 


Die Aufzählung innerhalb der erften beiden Gruppen it 
erfhöpfend, dagegen läßt die dritte eine Ausdehnung auf alle 


obrigfeitlih zum Gewerbebetrieb verpflichteten Perjonen zu. 


II. Die benachteiligende Handlung if in Nr. 2 weſentlich fpezieller bezeichnet 


als in Nr. ı und 3. Untreue bes Bevollmädtigten liegt Daher nur vor, wen: 
er über eine Forderung oder ein anderes Bermögensftüd des Auftraggeber: 
abfichtlich zum Nachteile besfelben verfügt. Über den Begriff des Vermögens ‘. 
8 263 V. Abweichend von der dort vertretenen Auffaffung rechnen E 26 106.8 
414 die Konkursmaſſe zum Vermögen des Konkursverwalters. Dagegen auch Freuder⸗ 
thal a. a. O. 112. Tas zweite diefer Urteile betrifft den Yall, dab der Gemein⸗ 
ſchuldner, dem der Konkursverwalter die Fortführung des Geſchäfts übertragen kei. 
' die Geſchäftseinnahmen für ſich verbraudt. Es würde vielleicht möglich jein, di: 
Untreue dadurch zu Fonftruieren, daß man die Konkursmaſſe zum Bermögen de 
Gläubiger rechnet. Vermögensftüde find alle Beftandteile des Aktivvermögens. > 
Trahein a. a. ©. 31. Der Nichterwerb eines Vermögensftüdes für ben Auftrag⸗ 
geber ift nicht als ftrafbare Untreue anzujehen. Ebenjomenig die Belaftung de 
Vermögens des Auftraggebers mit Echuldverbindlichkeiten. E 10 72. 18 376, Olsb⸗ 
Zweig. 9, Freudenthal a. a. O. 111, Draheim a. a. D. 49. A. A Binding, Lebrb. 
1 401. Diejem ift jedoch zuzugeben, daß eine dingliche Belaftung des Bermögen 
als eine Verfügung über Vermögensftüde erfcheint. Mit Recht bejahen das zweikt 
der angeführten Urteile und E 28 315 die Frage, ob ein von dem Auftraggeber 
aaeptienien Wechſelformular zu deſſen Vermögen gehört. Ebenfo Dleh.-Bizeig. >. 

A. Binding, Lehrb. 1 401,2, Draheim a. a. D. 31, Freudenthal a. a. O. 111. 

Übrigens ſchlägt bier auch die befannte Streitfrage ein, ob der Beltg zum 
Bermögen gehört. Dies kann für Die $ 246 II 3b erwähnten Fälle Bedeutung haben. 
Vergl. Kroneder GoltdA 34 402 ff., Draheim a. a. D. 35 ff. 

Obwohl das Gejeg in den einzelnen Nummern nur von pofitiven Handlungen 
redet, fo fteht diefen doch hier wie fonjt die Unterlafjung einer pflichtmäblg 
gebotenen Handlung glei. Dan denke daran, daß der Vermögensverwalter eine 
Forderung des Geſchäftsherrn abfichtlid) verjähren läßt. R 7 692. E U Al}. 
Auch gehört hierher der Fall, daß der Eifenbahnichaffner (fofern man ihn als Berol- 
mädhtigten anfieht; vergl. o. III 1) von einem „blinden Paſſagier“ die Nachzahlung 
nit einfordert. 

Beitritten ift bie Frage, ob die Handlung innerhalb der Yu: 
ftändigteit des Täters liegen muß, die ihm das Treuverhältnis 
gewährt. Bejahend der Sache nad) Binding, Lehrb. 1401. U. M. die herrſchende 
Lehre. ©. befonders Freudenthal a. a. D. 114/55. Für die Bejahung fpricht aber 
nit nur der Name bes Delifts, fondern auch das praltifche Bedürfnis, bad z 
feiner Aufftellung geführt hat. Wenn 3.8. der Bevollmächtigte an den Bermögen: 
jtüden des Vollmachtgebers Unterfchlagung, Betrug, Sahbeihädigung begeht, io 
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greifen bie diefen Tätigkeiten entiprechenden Belikt&begriffe ein. Der Vollmacht⸗ 
geber foll durch das Verbot der Untreue vor ſolchen (rechtsgejchäftlichen) Verfügungen 
geſchützt werden, die ohne dies rechtswirkſam wären und es 3. T. auch find. Daraus 
folgt, daß Ide alkonkurrenz mit diefen Delikten im allgemeinen ausgejchloffen tft. 
Ebenfo Binding, Lehrb. 1 363. A. A. E 832 259, R 10 201. 

IV. Als Erfolg der Handlung erjcheint die Benachteiligung. Aus der 
ſyſtematiſchen Stellung folgt, daß dieſe nur als vermögensrechtliche gedadıt 
werden darf. So die herrſchende Lehre. E 14 404. 16 77. 28 280. 27 39. Daher 
madıt fi der Bormund, der das Mündel verkuppelt, der Untreue nicht ſchuldig. 
A. A. Ammon a. a. O. 44. 59. Gegen diefen Binding, Lehrb. 1 396, Draheim 
a. a. O. 41ff. — Über den Begriff der Vermögensbefchädigung |. $ 265 V, & 39 
814. 335. In Diefem letteren Urteil fieht das RG eine Benadteiligung darin, 
daß der Gefchäftsreifende, der von den Kunden feiner Firma Schuldbeträge ein— 
gezogen hat, dieſe zwar an feine Firma abführt, aber unter der Angabe, daß ſie von 
andern Schuldnern gezahlt jeien als der Wahrheit entipriht. Solche Vermögens» 
befhädigungen, die innerhalb der ordentlichen Gejchäftsführung liegen, 3. B. durch 
das Geben von Trinkgeldern verurfacht werden, gehören nicht Hierher. 

Der Verſuch ift ftraflos. Bergl. E 16 77. 

V. Der Vorſatz wird durch das Wort „abjichtlich“ hervorgehoben. Der Täter 
muß alfo zweifellos die benachteiligende Wirkung feiner Handlungsiweije erfennen. Nad) 
dem unter IV Gejagten ift weiter das Bemußtjein zu verlangen, daß die Handlung 
außerhalb einer ordnungsgemäßen Gefchäftsführung liegt. Dagegen darf man nicht 
fordern, daß die Benadteiligung erftrebt werden müſſe. „Abſichtlich“ bedeutet viel- 
mehr nicht3 anderes als vorjäglih. Für dieſe Auslegung ſpricht namentlich die Er» 
wägung, daß der legte Abſatz den eritrebten Erfolg durch einen Finalfag („um ſich 

. . einen VBermögensporteil zu verfchaffen”) einführt, und daß, wenn fhon das Wort 
„abſichtlich“ in dieſem Sinne zu deuten wäre, für den qualifizierten Fall faum etwas 
übrig bliebe. So die herrichende Lehre (E 1 172) (die jedoch entgegen der ©. 134 
vertretenen Anjicht dol. event. für ausreichend Hält), Abweichend Oppenh.-Zel 1, 
Merkel in Holgend. Handb. 4 440. 

VI. Qualifiziert ift die Uintreue, wenn der Täter fid) oder einem andern einen 
Vermögensporteil verjchaffen will. Rechtswidrig braucht dieſer nicht zu fein. 
A. A. Binding, Lehrbuch 1 403. Deshalb gehört auch Hierher der Fall, daß der 
Gejchäftsreifende an einen Kunden zum Nachteil des Gefchäftsheren zu billig ver» 
verfauft, um dafür von dem Kunden „geichmiert” zu werden. 

VI. Über Idealkonkurrenz ſ. o. IV a. €. 

VII. Durch die neuere Geſetzgebung ift der Tatbeftand der Untreue auf eine 
Reihe anderer Verhältniffe ausgedehnt worden. Gef. über die eingefchriebenen Hilfs- 
faffen $ 34, Gef. betr. die Kranfenverfihderung $ 42, GUVG $ 45, Unfallverficherungs- 
geſetz f. d. Land» und Forftwirtfhaft $ 47, YBau-Unfallverficherungsgef. $ 14, Eee- 
Unfallverfiherungsgef. 8 45, Invalidenverſicherungsgeſ. 8 93, Hypothefenbantgef. 8 36, 
Börjengel. 8 79 Nr.2, HGB $ 312, Gef. üb. die privaten Verficherungsunternehmungen 
88 110. 113. Alle diefe Gef. haben die Bedeutung von leges speciales. ©. E. 86 25. 


Dreiundzwanzigfler Abſchnitt. 
Urfundenfälidung. 


Durch die Überfchrift des Abſchnitts werden hier wie anderwärts nicht ſämtliche 
in ihm behandelte Delikte gededt. Einerſeits jcheiden die in den 88 271. 274. 278 
geregelten Zatbeilände aus. Anderjeit3 umfaßt der 23. Abſchnitt auch nicht ſämt⸗ 
lihe Urkundendelikte. Bergl. außerdem 88 92 Nr. 1. 133. 299. 348. 349. 3683. 
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Wer in rechtswidriger Abficht eine inländische oder ausländiiche 
Öffentliche Urkunde oder eine ſolche Privaturfunde, welche zum Beweiſe von 
Rechten oder Nechtöverhältnijfen von Erheblichkeit ift, verfälicht oder Fälic- 
lich anfertigt und von derjelben zum Zwecke einer Täufchung Gebrauch 
macht, wird wegen Urkundenfälſchung mit Gefängnig beitraft. [StrK'. 


I. Das Wefen der Urfundenfälfhung int allgemeinen. — Urkunden geniehen 
einen bejonderen ftrafrechtlihen Schug mit Rüdficht auf ihre Hervorragende Bedeutung 
für das Nechtsieben. Dieje fann darin beitehen, DaB der Inhalt der Urkunde eine 
unmittelbar rechtserhebliche Tatfache ijt (3. B. ein Wechjelafzept) oder doch den Schluß 
auf eine folche zuläßt (3. B. die Urkunde berichtet über einen Kauf). Iſt die urkund⸗ 
liche Erklärung fo wie fie vorliegt von der Perjon abgegeben worden, von welcher 
die Urkunde herzurühren vorgibt, fo iſt Diefe echt, andernfald un echt. «liber die 
verfchiedenen Faſſungen des Begriffs der Echtheit |. Binding, Lehrb. 2 209 u. ViaE. 
(5.459). Die Echtheit der Urkunde wird nicht dadurch beeinflußt, daß fie einen 
unmwahren Inhalt Hat (unmwahre Urkunde), aud) nicht dadurch, daß die Ausitellura 
der Urkunde durch Zwang oder Täuſchung herbeigeführt worden ift (erzmungen: 
oder erſchlichene Urkunde). Wohl aber fann die Echtheit dadurch beeinflußt werden. 
daß der urfprüngliche Inhalt, wenn auch von dem Ausſteller jelbit, geändert wir. 
E. darüber u. V 1b. 

Das Wejender Urkundenfälſchung befteht in der Heritellung einer 
unechten Urkunde. Bollendet wird fie Durch dad Gebrauchmachen von der unechter 
Urkunde. Dagegegen jcheiden au: 

1. die Herftellung einer unwahren Urkunde S. darüber 85 345. 1. 

Sonft u. U. ald Betrug jtrafbar; 

2. der Zwang zur Urfundenausftellung; möglicherweife als Exrpreiiung 
itrafbar; 

3. das Erfhleidhen einer Urfundenausftellung durch Täuſchung, woriz 
der Tatbeitand des Betrugs liegen kann; 

4. das widerrechtliche Inverkehrſetzen einer Urkunde; möglicherwei: 

Unterfhlagung oder Untreite. 

II. Ser Begriff der Urfunde, den die Motive irrtümlicherweife als feftitehen) 
bezeichnen, iſt in Wahrheit jehr beftritten. Die zahllofen darüber aufgeftellten An 
ihten jtimmen jachlicy doch darin überein, Daß die Urkunde zunächit eine Erklärunz 
ift. Das BVerdienit, hierauf mit größter Schärfe Hingewiejen zu haben, fommt Brod⸗ 
mann GerS 47 401 ff. zu (jeßt auch felbjtändig unter dem Titel Die Urkunde [190. 
Die rechtliche Bedeutung der Urkunde liegt mithin in dem Gedanken, den fie äußert. 
Dadurch unterfcheidet fie fi vom Augenjcheinsobjekt (3. B. dem Hauje, dem ‚stufe. 
dem Hunde). Auch dieſes kann rechtlihe Bedeutung und namentlich Beweiskran 
Haben, aber nicht Fraft feines gedanklichen Inhalts (dem es regelmäßig gar nicht har. 
ſondern fraft feiner Lage und Beichaffenheit. Bergl. E 36 317. Häufig fagt man. 
die Urkunde beweije über eine außerhalb ihrer jelbft Liegende Tatjache, das Augen 
Tcheinsobjeft nur über fidh ſelbſt. So 3. B. John 35: 4 36, Oppenb.-Tel. 4, 
E 17 292. 19 62. 30 329. 36 317. Dagegen Weismann ZS5t28 11 13, Binding. 
Lehrb. 2 204, Beling ZStrW 18 292, Brodmann, Urkunde 64 ff. In der Tar ıü 
die erwähnte Formulierung in doppelter Beziehung falſch. Denn einmal fann and 
ein Augenſcheinsobjekt über eine außerhalb feiner ſelbſt liegende Tatſache Beweis er⸗ 
bringen, 3. B. das Erdreich darüber, daß hier jemand gegangen ijt, der elektriſche 
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Apparat über ein Gewitter, fodann aber würde es inkorrekt fein, wenn man behaup- 
ten wollte, der Wechſel beweife, daß der Ausfteller eine Erklärung abgegeben habe, 
vielmehr ift der Wechjel die (perpetuierte) Erflärung. 

In der Berpeinierung der Erklärung liegt der Schlüflel, der zu dem zweiten 
Degriffsmertmale führt. Durch fie unterfcheidet fich Die Urkunde von der mündlichen 
Gedankenänßerung. Sie ift eine vox mortua im Gegenjag zur vox viva. Aber 
da$ lebendige Wort verraufcht, das tote bleibt beftehen. Indeſſen ift auch nicht jede 
perpetuierte Erklärung eine Urkunde, z. B. nicht in gemiffer Form gelegte Steine, auch 
nicht abgebrodyene Zweige. Bielmehr gehört zum Begriffe der Urkunde eine Sache 
(Papier, Holz, Stein), auf der ſich die Erklärung befindet und die dann felbft zu 
einem Beftandteile der Urkunde wird. Die Erklärung muß m. a. W. verkörpert fein, 
die Urkunde ifi in zweiter Linie eine verförperte Erflärung. 

Das eigentliche Gebiet des Streites beginnt erft, wenn man weiter bie Frage 
aufwirft, ob jede verförperte Erflärung, z. B. jeber Privatbrief als Urkunde anzu- 
jehen iſt. Eine in Theorie unb Praxis weit verbreitete Anſicht engt den Urkunden» 
begriff Dadurch ein, daß fie bie Beweisbeftimmung als wefentlich erklärt. Dies 
in bem Sinne, daß die Urkunde entweder von vornherein mit einem animus pro- 
bandi angefertigt fein oder doch nachträglich durch einen maßgebenden Willen Die 
Beitimmung erhalten haben müſſe, eventuell als Beweismittel zu dienen. So nament- 
id Merkel in Holgend. Handb. 3 783 und ihm folgend Berner 596, v. Liſzt 8 160, 
Meyer-Allf. 604, Olsh.-Zweig. 3, Oppenh.-Del. 40, Hälfchner 2 520, E 4 4. 17 103. 
252. 20 6. Dagegen Binding, Lehrb. 2 188, Mommſen GerS 36 38, v. Buri GerS 
36 185, Riedel GerS 88 538, v. Kries ZSHW 6 148 ff, Weismann ZStrW 11 21, 
22, Beling ZSHW 18 292, P. Merkel, Die Urkunde im deutſchen Strafrecht (1902) 
145. 222 ff. 287 ff, E 2173, R5 625. (Mußer der Bemweisbeftimmung fordern manche 
noh Fähigkeit, Beweis zu erbringen. So E 34 53. Bergl. darüber B. Merkel 
a. a. O. 293 ff.). 

Zunächſt ift zu betonen, daß die Streitfrage für das Gebiet der Urkunden- 
fälihung ohne Bedeutung ift. Schafft der Fälſcher die Erklärung in rechtswidriger 
Abficht neu, fo fertigt er zweifellos eine Urkunde fälfchlich an; denn die rechtswidrige 
Abficht ift ein animus probandi. Verfälſcht er in der gleichen Abficht ein ohne biefen 
animus verfertigted Schriftftüäd, jo macht er aus ihm jedenfall eine Urfunde Er 
fertigt alfo auch in diefem alle eine Urkunde fälichlih an. Denn zum Anfertigen 
gehört doch nicht, daß er die Urkunde aus nicht8 gemacht haben müßte. Bedeutung 
erlangt die Streitfrage erit für die übrigen Urkundendelikte, namentlich für Die 
Urfundenvernidytung und »Befeitigung der 88 274. 348. 

Fordert man einen animus probandi zum Urfundenbegriff, jo gelangt man zu 
dem innerlich unhaltbaren Ergebnis, daß dis poſitive fchriftlihe Erklärungen einen 
geringeren Schutz genießen als referierende. Wer ein Protofoll aufnimmt, Hat 
die Vorftellung, daß es möglicherweife einmal zum Beweis benugt werben könne, 
wer aber jchriftlich eine Ware beftellt, oder eine Bejtellung annimmt, denkt regel- 
mäßig gar nidyt daran, daß feine Erflärung ald Beweismittel in Betracht kommen 
Iönne, und noch viel weniger beabſichtigt er, durch fie ein Beweismittel zu 
ihaffen. Nun wäre es Doch fehr eigentümlich, wenn derartige Erklärungen in 
geringerem Maße geihügt fein follten als ſolche, die feinen dispoſitiven Charalter 
haben und ſich nur durd ihre Beweisbeflimmung auf das Rechtsleben beziehen. 
So gewiß eine Tatſache von unmittelbarer Rechtswirkung bedeutfamer ilt als eine 
jolde, die nur als Beweis für eine foldhe dient, jo gewiß muß ein Schriftitüd, 
deifen Inhalt felbft eine rechtserhebliche Tatſache ift, mindeftend den gleichen 
Schuß genießen, wie ein Schriftftüd, deffen Inhalt nur den Schluß auf eine ſolche 
zuläßt. 

Anberjeits führt das entgegengeſetzte Beſtreben, den Begriff ber Urkunde 
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lediglich nach objektiven Geſichtspunkten zu beitimmen, ebenfall zu unbefriedigenden 
Gregebniſſen. Das gilt befonderd für P. Merkel, der a. a. O. 328 die Urkunde 
befiniert als „ein Originalfchriftftüd, worin deutlich und anfcheinend von einem dazu 
berufenen Ausfteller Rechtsvorgänge, Gefchäftsangelegenheiten, Beugnifie, Urteile, 
Gutachten und dergleichen glaubwürdig bejcheinigt ober feftgeftellt find“. Dancch 
wären Schriftftüde, deren Inhalt fi) nur zufolge befonderer Umſtände rechtlich 
verwerten läßt, niemals Urkunden, fo 3. B. Briefe rein perfönlichen Inhalts, jelpt 
dann nicht, wenn ihre Vorlegung in einem Eheſcheidungsprozeſſe ſchon gerichtlich 
angeordnet ift. 

Iſt nun bie Urkunde gerade wegen ihrer Bedeutung für den Rechtsverkehr 
beſonders geſchützt, kann fie aber nady rein objektiven Geſichtspunkten nicht befriedigend 
definiert werden, und ift endlid das jubjeltive Erfordernis der Beweisbeftimmung 
nicht brauchbar, fo bleibt als das allein mögliche Ergebnis: Urkunde iſt eine 
verkörperte, für den Rechtsverkehr beitimmte Erklärung. 

Die Beftimmung für den Rechtsverkehr erforbert nit, dab des 
Driginal der Urkunde dem Rechtsverkehr zugänglich gemadyt werde (man denfe etwa 
an gerichtliche Urteile). Auch braucht der Ausfteller der Erflärung ihr nicht jelrt 
diefe Beitimmung zu geben. Zut er es, jo kann man im Anſchluſſe am Binding 
Lehrb. 2 187 ff. die Urkunde als Abſichtsurkunde bezeichnen, im Gegenjag zur 
Zufallsurkunde, db. h. einer folden, die erft durch eine dritte Perjon oder 
wenigſtens erft nachträglich dieſe Beitimmung erlangt. Bertrauliche Brivatbriefe ſind 
3 B. zunächſt feine Urkunden, fie werden aber dazu, jobald jemand in prozeßgemäfer 
Form erflärt hat, durch fie beweifen zu wollen, vorausgefeht, daß er fie entweder 
jel6ft in Händen hat, oder daß der Inhaber verpflichtet ift, fie auf Berlangen ber 
auszugeben. Vergl. ZPO 88 422. 423. 429, BGB $ 810, HGB 88 45. 46, Eii 
88 94. 95. Nur in diefem Sinne fcheint e8 mir haltbar, wenn die herrſchende 
Lehre vielfach von einer Bemweisbeitimmung dur einen „maßgebenden Willen‘ 
redet. 

Ausdrücklich ift zu betonen, daß der Nechtöverfehr keineswegs ein privat» 
rechtlicher zu jein braucht. 

Die Frage ob die Erklärung für den Rechtsverkehr beftimmt ift, muB nad den 
konkreten Berhältniffen beantwortet werden. Hinfichtlich der Bezeichnung des Abfender: 
auf Boftpaketadrejlen hat E 17 141 die Frage verneint. Nachdem aber & 38 211 
die entiprechende Frage bei gemöhnlichen und telegrapbifchen Poſtanweiſungen kejcht 
bat, wird man einen Umſchwung in der Rechtſprechung zu konftatieren haben. 

Unter der einfeitigen Betonung der Beweisbeftimmung leidet die Lehre vor 
den Urkfundedeliften ungemein. Auch Binding Tann fi nicht Davon fr: 
machen. Er definiert Lehrb. 2 208 die Urkunde ald „ein Schriftftüd, durch melde! 
der Ausfteller eintritt für die Wahrheit einer darin enthaltenen, aljo bekundeten. 
rechtlich bedeutiamen Tatjadye*. Bei einem Wechſelakzept vermag ich eine folde 
Tatfache nicht zu erkennen, ebenfowenig bet einer Bertragsofferte. Wohin aber dieit 
Auffaffung führt, zeigt E 19 62. Hier wird Roftennoten des Gerichtspollziehers die 
Urfundeneigenjchaft abgeiprochen, weil fie nicht mehr beweifen, al® daß der Gericht’ 
vollzieher den betreffenden Betrag verlange. Eollte wirklich die Fälſchung einer jolden 
Note weniger jtrafbar fein, als die eines Entjchuldigungszetteld wegen Schul 
verſäumnis? Vergl. E 21 187. 

III. Folgefäge aus dem Begriffe der Urkunde. — Aus dem Umftande, def 
die Urfunde eine Erklärung ift, ergeben ſich folgende Konjequenzen: 

1 Der Urfundenentwurf ift feine Urkunde Denn zum een te 
Erflärung gehört es, daß ſich der Erklärende ihrer entäußert hat. Pas fehlt 
aber gerade beim Urkundenentwurf; er ift Vorbereitung einer ErHlärung, aber 
nicht jelbft Erflärung. Wer einen Urkundenentmurf als ſolchen faälſcht und 
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von ihm als ſolchem Gebraud macht, begeht feine Urkindenfälfchung, wer 

einen fremden Urfundenentwurf vernichtet, Teine nach $ 274 ftrafbare Handlung. 

Bergl. aud Binding a. a. D. 207, E 23 205 (übereinftimmend). 

2. Die Abſchrift einer Urkunde tft grundfäglih nicht ſelbſt Urkunde, 
Denn fie ift nicht Erklärung, jondern Reproduktion einer Erklärung. Wer von 
einer echten Urkunde eine falſche Abichrift nimmt und von diefer als Abjchrift 
Gebraud madt, begeht feine Urkundenfälihung. Ebenfowenig, wer ein Schrift» 
ſtück als Abjchrift eines gar nicht eriftierenden Originals anfertigt und für Die 
Abjchrift eines eriflierenden ausgibt. Binding a. a. O. 209, € 24 281. 26 270. 
Indeſſen bedarf der aufgeitellte Grundjag zweier Einjchränfungen: 

a) Iſt die Abfchrift auch keine Erflärung des Ausftellers des Originals, jo kann 
fich mit ihr doch eine Erklärung bes Abfchreiberd über die Übereinftimmung 
mit dem Original verbinden, ſodaß fie injofern Original⸗Urkunde tft. Wer die 
beglaubigte Abjchrift eines Vertrags nachträglich ändert, verfälfcht damit eine 
Urkunde. 

Geht der Wille des Ausſtellers dahin, daß Reproduktionen feiner Erklärung 

im Rechtsverkehr als Original gelten follen, jo verjchwindet ber Gegenfag 

zwifchen Original und Abſchrift. Dies ift namentlich für gedruckte oder font 

vervieljältigte Profpekte von Wichtigkeit. E 29 357, Olsh.⸗Zweig. 18, Binding 

a. a. D. 208. Etwas weitergehend erflärt E 85 145 von dem Vollkaufmann 

zurfidtbehaltene Abfchriften von Handelsbriefen für Urkunden, Hauptjächlich 

deshalb, weil fie nad) BGB 8 810 der Vorlegungspflicht unterliegen. ©. auch 

B. Merkel a. a. DO. 255 ff. und unten VII 

3. Eine in Schrift (oder fchriftvertretenden Beiden), verfaßte Notiz 
ift nur dann eine Urkunde, wenn fie in jich verſtändlich ift. Denn 
jede Erklärung jegt notwendigerweife einen Gedanken voraus, der durch fie 
zum Ausdrucke gebradt wird. Dur adgerifjene Worte wie „ja* oder 
„nein“ können zwar Gedanken geäußert werben, aber nur, wenn man bie 
begleitenden Umftände — hier die poraufgegangene Frage — mit hinzunimmt. 
Für ſich allein betrachtet, find fie feine Erflärungen. Iſt nın die Urkunde eine 
verförperte Erklärung, fo wird ber Begriff durch bie Niederfchrift abgeriflener 
Worte oder Ziffern grundfäglich nicht erfüllt. Co auch E 20 6. Deshalb find 
Sarderobenummern, Biermarlen, Bifitenfarten Feine Urkunden. 
Allerding3 kann durch das Hingeben, das Vorzeigen, den Beſitz folder 
Gegenſtände etwas erklärt werben, der Gegenftand felbft aber erklärt nichts. 
— Abweichend Hiervon hat E 4 3 als Urkunde eine Blechmarte erklärt, die als 
Aufjchrift die Ziffer 1 trug, und deren Beſitz als Legitimation für gewiſſe Arbeits» 
leiftungen galt. Für dieje Enticheidung John ZStrWe6 54, Riedel GerS 88 
552. Dagegen mit Recht v. Buri GerS 86 194. 89 41, Weismann 8StrW 11 
25, B. Merkel a. a. DO. 216 ff. — Aus dem gleichen Grunde ift die Urkunden 
qualität bein Malerzeichen zu verneinen. A. U. Goldſchmidt GerS 55 179, 
E 3 53. Desgleichen bei Namen in der Wäfche Hier und ander« 
wärts erflären fich zahlreidye Streitfragen dadurch, daB die Verſtändlichkeit 
gewiſſer Notizen nicht ohne weiteres bejaht, noch auch ohne weiteres verneint 
werden Tann. Dan wird in diefer Beziehung folgende Grundfäge aufftellen 
mäüffen: 

a) Abgeriffene Worte, Zeichen und Ziffern können durch den Gegenſtand, auf 
dem fie verförpert find, einen gedanklichen Inhalt erlangen, das heißt 
zu Erklärungen werden. Ebenſo P. Merkel a. a. DO. 235. 241 mit dem 
Bulage, daß die Bedeutung ber Worte uſw. entweder geſetzlich beftimmt oder 
doch ihre Anwendung in einem beftimmten Sinne allgemein verfehrsüblich 
fein müfle. Demgemäß hat das RG Ziffern mit Namensangabe auf einer 
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Geldrolle für Urkunden erllätt. E 183 71. Desgleichen, jedoch ſchon ir 
bedenklicherer Weife, die als Bollverjchluß verwendete Plombe auf einem 
Rollo (E 18 193. 15 214; ebenjo Riedel GerS 38 546, a. A. Weidmau 
ZStrW 11 26, B. Merkel a. a. DO. 215; vergl. Übrigens Nereinszoligeier 
& 159) und fugar das Siegel auf dem Spundloc eines Faſſes. Goltd A 3 1: 
— Meift wird aus diefem oder einem ähnlichen Grunde aud) der mit Zeichen 
verfehene Grenzftein (ſ. u. c) für eine Urkunde angeſehen. Dies trifft indeñen 
nicht zu. Denn eine Erklärung läßt fih bier nur unter Zuhilfenahme der 
Umgebung fonftruieren. Die Umgebung aber gehört nicht mehr zum Gren. 
ftein ſelbſt. Es fehlt alſo an der Berlörperung ber Erklärung. Daß der 
rohe Grenzftein Teine Urkunde ift, muß hiernach entgegen der berrichenden 
Anficht für zweifellos angefehen werden. Übereinftimmend Weismann Z&urE 
11 25. Vergl. auch $ 274 Rr. 2. Ebenjowenig läßt ſich mit Olsh.⸗gweig 
19 und & 22 182 die Urkundenqualität eines Stimmzettel3 in der Wahlum 
annehmen. Gegen das Urteil auch Beling Zt 18 291 ff, B. Merkel 
a. a. DO. 247. 

 b) Abgekürzte Redewendungen können Erklärungen enthalten und 
enthalten fie jedenfalls dann, wenn die Abkürzung eine üblide 
tft. Daher find Yahrlarten als Urkunden anzuſehen. E 20 6. Gerade hir 
ift die Grenze jehr flüſſig. Durch diefen Umftand wird es verſtündlich, dei 
der Waldhammerfchlag in Theorie und Praxis bald als Urkunde angeſeher 
wird, bald nicht. Vergl. E 25 244. 89 147 und u. c. 

c) Der Umftand, daß die Zeichen nur für eingeweihte Berfoner 
einen gedanklichen Inhalt haben, ſteht nach der herrſchendes 
Lehre der Urlundenqualität nicht entgegen. So beſonders EI: 
852 gegen Mommfen Ger& 86 35, v. Buri daf. 173 ff. Hälfchner 2 54, 
P. Merkel a. a. O. 235. 313. Bon biefem Standpunkte aus Hat die angeführt: 
Entſcheidung den Stempel für eine Urkunde erflärt, Durch den berabredeie- 
maßen die Beamten einer Eifenbahnverwaltung die Prüfung und Genehmigex; 
von Schienen beicheinigen follten. Vergl. auch E 6.289. 11 183. 34 435. Tx 
legtere Urteil erflärt Stiche auf einem Bifferblatt, die mittel$ einer jogenannter 
Kontrolluhr hervorgebracht find, für Urkunden. Dagegen Weißmaun, Berg- 
Darftellung 7 336, der mit Recht darauf hinmweilt, daß es bier an dem Ans 
fteller fehle. 

Die berrihende Lehre nimmt demgemäß an, daß Schriftlidfeit 
nit zum Weſen der Urkunde gehöre U. U. Brobmann, Urkunde 11 
Binding a. a. D. 175 ff, P. Merkel a. a. O. 223 ff., Beling 92. Sicherlich ik 
Binding im Net, wenn er behauptet, daß nur bei der von ihm vertretenen. 
nod im preußiihen StGB ausdrücklich anertannten Auffaffung eine fdark 
Scheidung ber Urkunden und der „Beweiszeichen“ möglich jei. Indeſſen bei 
fich, wie BGB $ 807 bemeift, die deutſche Rechtsſprache viel zu weit ben der 
Biftorifch überkommenen Anfchauung entfernt, als daß ohne Anderung de 
Gejeges eine Umkehr zu erwarten fein dürfte. (Hiergegen B. Merkel a. a. C. 
231.) Mit diefer Bemerkung fol indefien die Mechtiprehung des RGS's nicht 
durchaus gebilligt werden, namentlich beachten viele Urteile das fogleicdy unter 4 
hervorzuhebende Erfordernis nicht hinreichend. Außerdem ift aber Daran fef- 
zubalten, daß Münzen und Wertzeihen aller Art nicht Urkunden 
im Sinne des StGB’ find. Das folgt aus ihrer abgefonderten Behandlun; 
(vergl. den 8. Abſchnitt, ferner 88 275. 276, Invalidenverſicherungsgeſetz 85 109. 
154. 184). Weſentlich übereinftimmend E 830 329. 823 116, Olsh.⸗Zweig. 31. 
A. a. Gerland GerS 59 121. 316 ff. — Als durchichlagenden Gefichtspunft für 
die Unterfcheidung der Beweis⸗ oder Identitätszeichen von ben Urkunden ſiellen 
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Olsh.⸗Zweig. 20 den auf, ob das Zeichen nur eine einfeitige Behauptung 

enthält oder ob es Traft Herkommens oder Vereinbarung die Bedeutung hat, als 

Beweismittel zu dienen. Ebenfo E 36 15 (betreffend Namenszeichen auf 

Kälbern), 39 147 (betreffend Bablenzeichen auf fogenannten Nummerpfählen an 

Holzhaufen). ©. dazu Weismann, Bergl. Darftellung 7 337 (der die Beſchränkung 

Des Urfundenbegriffs auf Schriftftüde ablehnt). 

- Aus dem Begriffe der Urkunde als einer Erflärung folgt endlich, 
daB man aus ihr felbft muß entnehmen können, von wem fie 
berrübrt. Denn eine Erflärung ohne erflärende Perſon fteht in der Luft, und 
wenn ber Erflärende nicht aus der Erklärung felbft zu entnehmen ift, jo fehlt 
es an ber für den Urkfundenbegriff erforderlichen Berkörperung. So im Ergebnis 
auch & 4 69. 80 118. 84 205. 86 129. 38 248, RMG 9 247, Beling 8ZStrW 
18 295, P. Merkel a. a. D. 243 ff. Die beiden vorlegten der angeführten 
Urteile bes RG’3 verfagen einem Schriftftüd, das mit dem Bufabe „p“ zu 
einen: Ramen gezeichnet tft, die Urkundengualität; das legte ebenfo den durch 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 4./8 1896 zur Feitftellung von Über» 
arbeiten vorgefehenen Kalendertafeln. Mit der fonftigen Praxis aber ftimmt es 
nicht überein, wenn E 12 170 Briefadreffen fchlechthin als Urkunden behandelt. 
Weiter, aber zu weit gehend, fordert Binding a. a. D. 201 prinzipiell, daß 
Die Urkunde unterjchrieben oder mit Handzeichen verjehen jei. ©. unten V 1 
vor b. 

IV. Objekt der Urkundenfälfhung Tann fein: 

1. die Öffentliche Urkunde. Zu deren Begriff gehört im weſentlichen folgendes: 

a) Ausftellung von einer Öffentliden Behörde oder einer mit 
Öffentlihem Glauben verfehenen Berfon. Über den Begriff der 
Behörde ſiehe $ 114. Zu den öffentlihen Behörden gehören, wie 
P. Merlel a. a. O. 333. 3984 mit Recht bemerkt, auch die Behörden 
öffentlicher Sorporationen. S. aber $ 19611. Die Eskadron⸗ und Kompagnie⸗ 
chef3 find öffentliche Behörden, die von ihnen ausgeftellten Urlaubspäfie 
Tönnen baher öffentlihe Urkunden fein (f. u. e). RMG 4 29. 54. 9 64. 
Beftritten ift die Frage, ob Arzte bezliglich der Impfſcheine zu den mit 
öffentlichem Glauben verjehenen Berfonen zu rechnen find. Berneinend Binding 
a. a. D. 220, E 28 332. Dagegen wohl mit Recht P. Merkel a. a. O. 837. 
338. Bergl. Impfgefeg $ 12. 

b) Ausftellung innerhalb der Amtsbefugnifje, bezw. innerhalb 
des zugewiefenen Geſchäftskreiſes. Die Beurkundung muß baber 
zum öffentlichen VBerufstreife der Behörde gehören. So Binding a. a. D. 213. 
Deshalb erflärt E35 69 die von der Vermögensverwaltung,'einer Gemeinde 
zum Beweiſe privatrechtlicher Beziehungen mit Privatperfonenfaufgenommenen 
Urkunden für Brivaturkunden. Man darf aber darum den von einer ftaatlichen 
Bahnbehörde ausgeftellten Fahrkarten den Charakter öffentlicher Urkunden 
nicht beftreiten. Denn wenn fi) auch die Bedeutung der Fahrkarte nad 
Privatrecht bemißt, jo gehört doch ihre Ausitellung ganz wejentlih zum 
Öffentlichen VBerufstreife der Bahnbehörden. Ebenjo im Ergebnis E 8 409. 
28 42, P. Merkel a. a. O. 367ff. A. A. Binding a. a. D. 213, Beling 3StrW 
18 295. — Aus ähnlichen Gründen erklärt & 37 318 für öffentliche Urkunden 
die Gepädiceine der Staatseifenbahnen und E 86 363 die von ftädtijchen Leib» 
ämtern in Preußen ausgeftellten PBfandfcheine. — Ob die Beſtimmung der 
Amtshefugnifie oder des Gefchäftsfreifes nur durch Gejeg ober aud) durch 
Berordnung erfolgen kann, beurteilt fi) nad) dem einfchlagenden Staatsredt. 
— Mit Recht erllärt E 18 76 die von dem Borfigenden im Strafprozefle 
unterzeichnete Ladung zur Hauptverbandlung nicht für eine öffentliche Urkunde, 
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weil die Ladung nad) StPB $ 213 Sache der Staatsanwaltſchaft iſt. Bedenklich 
erjcheint dagegen die in E 30 118 vertretene Auffaffung, nad der mur dir 
Bezirksfeldwebel, nicht aucd, das Bezirtstonmando befugt ift, die Meltun 
von Mannichaften zu befcheinigen. Bergl. dazu E 34 302, welches Urteil die , 
Eintragungen des Bezirksfeldwebels in den Militärpaß über Meldungen der 
Mannſchaften für öffentliche Urkunden erklärt. 

c) Wahrung der vorgefchriebenen Form. Auch Hier beurteilt es ji 
nach bem maßgebenden Staatsrecht, ob die Formvorfchriften nur durch Geis 
oder au durch Verordnung ergehen können. Der Mangel einer weientlide: 
Formvorſchrift ficht der Eigenfchaft der Urkunde als einer öffentlichen entgeger 
dagegen kommt es auf den Mangel einer unwefentlihen nit an EM 
35. 12 331. 24 281. Was eine mejentlihe und was eine unmwejentlice it. 
muß durch Wuslegung entfchieden werden. Für wejentlih erflür 38. 
E 24 281 bei preußifchen Urteildausfertigungen die Unterfchrift des Geriät: 
chreibers und die Hinzufügung bes Siegels; E 30 369 bei Pofteinlieferun.: 
büchern die Unterjchrift des Boftbeamten; RMG 4 54 bei Urlaubepäfs 
bayerijcher Eskadron⸗ oder Kompagniechef8 die Beifügung des Dienithesd:. 
RMG 9 64 bei Urlaubepäflen der entiprechenden preußiſchen Cheis ir 
Unterjchrift (unter Ausſchluß des Fakfimileftempels); — für nicht wejentlid 
€ 12 231 bei dem Pfändungsprotofoll (ZPO 8 762) die Unterſchrift de | 
Perjonen, mit denen verhandelt worden ift. Kaſuiſtik bei P. Merkel a... 
347. Nach diefem (349) ift ſchlechthin als weſentlich zu verlangen, daß u: 
der Urkunde hervorgehen müſſe, welche Behörde fie ausgeftellt und melde 
Amtscharafter oder welche Stellung der Ausfteller hat. — Leidet die verfülitt 
Urkunde an dem Mangel einer mwefentlichen Formvorſchrift, fo liegt nidt di 
Fälſchung einer öffentlihen Urkunde vor. Hat der Fälfcher die Urt: 
fälfchlicd) angefertigt, ihr aber durch Vernachläſſigung einer wefentlichen jo: 
vorjchrift nicht den Anſchein einer echten öffentlichen gegeben, jo if iz 
jedenfall$ die Fälſchung einer öffentlichen Urkunde nicht gelungen. — Fetu 
es an Formvorſchriften, fo muß die Wahrung der bei Urkunden der kı: 
Art üblihen Form für erforberlih und ausreichend angejehen werden =. 
üiber die Frage DISh.- Zweig. 7, E 25 69, AMG 4 210. 

d) Beftimmung der Urkunde fürden Verkehr nad außen. Erflänmirr. 
die im inneramtlicdyen Verkehre abgegeben werben, find nicht mit derjenige: 
Beweiskraft ausgeftattet, welche den innern Grund des GStrafichuges kit 
Eo, jedoh mit verichiedener Motivierung, Riedel GerS 39, 161 fj., Yintuz | 
a. a. O. 215. Auch das RS fteht auf dem Boden diefer Auffaffung. Verz. 
E 1 42. 11 291 (Bemerkungen bed Boftboten auf der Poftanweijung ode: 
Poltpafetadreffe über die erfolgte Aushändigung), 19 352 (Revifionsvermer: 
ber Steuerbeamten auf den Betriebsplänen der Brennereien), AR 5 724 webh 
äeiliche Anzeigen eines Schutzmannes). U. U B. Merkel a. a. D. Br. 
Er legt Gewicht darauf, ob die Ausftellung in Folge einer öffentlichsamtliät: 
Verpflichtung oder lediglich der inneramtlichen Verpflichtung erfolgt. 

Eine Privaturkfunde wird zu einer öffentlichen, wenn der Inhalt von ent 
zuftändigen Behörde uſw. in vorgeichriebener Form als richtig befcheinigt mir. 
Die bloße Beglaubigung der Unterjchrift macht aber die darüberftehende priva⸗ 
urkunde nicht zu einer öffentlichen. Noch viel weniger iſt die (unbeglaubigt 
Abfchrift einer öffentlichen Urkunde felbft eine öffentlihe. — Es Tann aber amt 
umgefehrt eine öffentliche Urkunde 3. T. eine private fein, fo das von em 
Gerichtöfchreiber aufgenommene Protokoll über eine Llageerhebung. EI #. 

Daß die öffentliche Urkunde zum Beweife von Rechten oder Rechtsverholinmen 
von (Erheblichkeit fei, fordert das Geſetz nicht ausdrüdlich; es fragt ſich ade, et 
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es Hffentliche Urkunden gibt, denen diefe Eigenichaft fehlt. „Deshalb ift der Streit, 
ob das Erfordernis zu fubintelligieren jei ober nicht, müßig. Ebenjo P. Merkel 
a. a. D.356. ©. einerjeit3 Riedel a. a. O. 163, anderfeits John ZStrW 4 27, 
WeiSmann daf. 11 53, Binding a. a. ©. 221. 

Eine die weſentlichſten Erforderniffe der öffentlihen Urkunde enthaltende 
Definition gibt ZPO $ 415. — Objekt kann ferner fein 


. eine Privaturfunde, welhe zum Beweile von Nechten oder Nechts- 


verbältnifien von Erheblichfeit ift. — Es unterliegt feinem Zweifel, daß der 
Begriff der Privaturfunde nur ein negativer ift und eine nichtöffentliche 
Urkunde bezeichnet. Einigkeit beiteht auch) Darüber, daß die Urkunde zum Beweife 
von Rechten ujw. erheblich fein kann, obwohl fie nur einzelne der in Betracht 
tommenden Zatjachen zu beweifen geeignet ift, 3. B. den NRüdtritt vom 
Bertrage, aber nicht beifen Abſchluß (E 1 293), den Umfang der geleijteten 
Arbeit, aber nicht den bedungenen Lohn (E 11 183. Im übrigen aber ift es 
beftritten, in welchem Sinne daS Erfordernis der Beweiserbeblichkeit zu ver» 
ſtehen jei. 

Zunädft ift Ear, daß unter Umftänden fchlehtbin jede Urkunde zum 
Bemeije von Rechten uſw. von Erbeblichfeit fein fanı. Denn wenn eine Reihe 
von Sndizien für eine beftimmte Tatſache ſpricht, jo kann gerade das durch die 
Urkunde dargebotene weitere die Kette der Beweisführung jchließen. 

Auf der andern Eeite aber jpricht der Wortlaut des Geſetzes dafür, daß Die 
Bemweiserheblichteit der Urkunde nicht von äußeren Zufälligkeiten abhängen darf, 
fondern eine ihr felbft innewohnende Eigenfchaft fein muß. Die Frage ift Daher 
dDiefe: wie ift die Beweiserheblichkeit der Urkunde als eine ihr 
jelbf innewohnende und nidht erjt durch äußere Zufälligfeiten 
bedingte Eigenjhaft näher zu beftimmen? 

Die Antwort fann nur lauten: e8 muß au der Urkunde jelbft ein 
unmittelbarer Schluß auf eine rehtserhebliche Tatfache gezogen 
werden können. So ſachlich aud die Herrichende Lehre, wenn fie verlangt, 
daß die VBemweiserheblichkeit der Urkunde „aus ihrem Inhalte, objeltiv an⸗ 
gejehen, hervorgehen und erfennbar fein muß“. So E 1 293. 8 187, Olsh.- 
Zweig. 15. 

Der erwähnte Schluß kann gezogen werden, 

a) wenn die Urkunde eine unmittelbar rechtserhebliche Erklärung enthält. Hier⸗ 
her gehören zunädft die fogenannten dispofitiven Urkunden, d. h. dies 
jenigen, durch welche ein rechtSerheblicher Wille erklärt wird. 3. B. Teitamente, 
Schuldſcheine, Quittungen, Wechſel, Berlaufsofferten und deren Annahme, 
Beftellzettel, Berichtigungsfchreiben an die Redaktion einer Zeitung (E 38 
137), unter Umftänden au) Empfehlungen eines Krebitfuchenden (R 8 298). 
Außerdem aber die an den Schuldner gerichtete Mitteilung über eine erfolgte 
Abtretung der Forderung, ferner Erklärungen über daS Lebensalter oder über 
frühere Krankheiten beim Abſchluſſe eines Lebensverficheruugspertrags. Bergl. 
Weismann ZStr®W 11 8. — Fehlt es einer Urkunde diefer Art an der vom 
Geſetz geforderten Form, jo Tann damit ihre Beweiserheblichkeit entfallen. 
Vergl. Olsh.⸗Zweig. -18; 

wenn die Urkunde über eine rechtserhebliche Tatſache berichtet, ſie alſo eine ſo⸗ 
genannte Zeugnisurkunde iſt. Hierher gehören namentlich die ſogenannten 
Beweisurkunden, d. h. ſolche, die zum Beweiſe einer Tatſache errichtet ſind, 
3. DB. Protokolle über die Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft oder 
die Handelsbücher eines Kaufmanns. E 4 4 (mit Ausnahme des Falles, daß 
fie nur dazu dienen follen, ihm ſelbſt eine Überjicht über den Stand des 
Geſchaͤfts zu gewähren; alsdann find fie nach der oben vertretenen Auffafjung 


b 
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überhaupt Feine Urkunden). Aber auch rein perfönlich gehaltene Mitteilungen 

find hierher zu rechnen. Eo erklärt e8 € 82 133 für Urkundenfälichung wenn 

jemand unter falidem Namen der Militärbehörde mitteilt, daß ein Reſerviſt 
ohne genügende Entichuldigung bei der Stontrollverfammlung gefehlt base. 

Bergl. auch E 28 227. Auf der andern Eeite ftehen zahlreiche Urteile bes 

RG's (E 8 187. 19 174. 24 395), bie privaten Zeugniffen oder Gutachten 

grundjägli die Beweiserheblichkeit abiprechen, weil ed aus progefixalen 

Gründen der VBernehmung bes Ausjteller als Beugen bedürfe. Aud RRE 

5 72 verlangt, daß die Urkunde in irgend einem geordneten Berfahren 

Beweiserhbeblichleit haben müffe. Tagegen weilt B. Merkel a. a. O. 431 ff. 

mit Recht darauf hin, daß es auf die Bemweiserheblichkeit nicht nur im Prozente, 

jondern auch im außergerichtlichen Verkehr ankomme; 

c) wenn die Urkunde die rechiserhebliche Tatfache zwar nicht berichtet, ihr Inhelt 
aber einen unmittelbaren Schluß auf fie zuläßt. Eo kann 5. B. ein Liebes⸗ 
brief einen direkten Ehluß auf ein ehebrecherifches Verhältnis zulafien. Auch 
das Datum kann einen folden Echluß ermöglichen; z. B. das Datum einer 
Poftlarte darauf, daß ein Prokuriſt, der bei Meidung einer Bertragsftraje den 
Sig bes Geſchäftes nicht verlaffen darf, an einem dritten Ort war. Mit Rech 
aber erklärt E 87 5, baß die Beweiserheblichleit einer ‘Urkunde aus ihrem 
Inhalt, nit aus ihrem Tafein zu folgern fei. 

Dagegen fehlt e8 an der Beweiserheblichkeit, wenn die Urkunde an ſich nu 
einen Echluß auf ein Indiz einer rechtserheblichen Tatſache zuläßt; oder wenn dos 
Rechtsgeſchäft, auf das fie fich bezieht, nichtig ift, e8 fei denn, daß das als ſolches 
aidtige Nechtsgefchäft in anderer Beziehung eine rechtserhebliche Tatjache darſtelt 

362. 

Die Nechtserheblichkeit der Tatfahe braucht aus ber Urkunde jelbft nicht er 
fihtlich zu fein. So die herrjchende Lehre. Vergl. Weismann ZEetr® 11 16 gegen 
dv. Buri GerS 36 185. (Damit verträgt es fich fehr gut, daß der Schluß auf de 
Eriftenz der Tatjache, wie oben gefagt, direft auß der Urkunde muß gezogen werden 
können. Den von P. Merkel a. a. D. 399 behaupteten inneren Widerſpruch muß ih 
beftreiten).! 

Der Standpuntt des Geſetzes ift ſehr unklar und mit völliger Konfequenz gar 
nicht durchzuführen. ©. dazu Weismann, Vergl. Darftelung 7 342. Tennod iſt e⸗ 
bebenklich, mit diefem (Str 11 16) das! Erfordernis der Beweiserheblichkeit ledig. 
lich als Beſtandteil des Vorfages zu verftehen. 


Unerbeblid find folgende Punkte: 

a) die Natur bes Rechtes oder Rechtsverhaltniſſes. Namentlich gehören auch ſolche 
Privaturkunden hierher, die für ein Öffentliches Rechtsverhältnis beweiser 
heblich find, 3. B. die lage, der Zahlungsbefehl. Bergl. E 32 133. 87 FR 
Bweifellos ift als eine für Mechte beweiserhebliche Urkunde auch ein joldes 
ärztliche Rezept anzujehen, durch das ber Mpothefer zur Abgabe des er 
fhriebenen Stoffes erft ermächtigt wird. Bedenklich aber ift es, iwenn E38 
149 das Ärztliche Rezept ganz allgemein für beweiserheblich erflärt. Dagegen 
Weismann ZEtrW 11 63. Gleichgiltig ift ferner, 

b) ob die Urkunde für die Entftehung oder für die Fortdauer oder für die Ber 
änderung oder für den Übergang eines Rechtes oder Nechtöverhältnifies ber 
weiserheblich if. Eo P. Merkel a. a. DO. 417. Gleichgiltig ift endlich, 

c) ob die Urkunde im Inland oder Ausland ausgeflellt ift. Der Umftand, det 
das Geſetz ausdrücklich nur die ausländische öffentliche Urkunde der inländiſchen 
gleichftellt, beweift nichts für dag Gegenteil. Er erklärt ſich ausreichend durch 
die Erwägung, daß es einer ausdrüdlichen gefeglichen Vorſchrift bedurfte, um 
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den Erllärungen ausländiicher Urkundsbehörden auch im Inlande erhöhten 

Rechtsſchutz zu gewähren. 

V. Die Handlung fegt fi aus verjchiedenen Beſtandteilen zufammen, die bei 

vollendeter Urfundenfälfchung fumulativ vorliegen mälffen. 

1. Berfälihung oder fälfchlihe Anfertigung einer Urkunde. — Die Bers 
fälſchung feht das Borhandenfein einer Urkunde voraus und befteht darin, 
daß diefe durch Anderung ihres urfprünglichen Inhalts in eine unechte ums 
gewandelt wird (ein weitered Berfäljchen ift möglich; ebenfo Olsh.⸗Zweig. 25, 
E 4 69, RMG 7 289, ſachlich aud Binding a. a. O. 231). Die fälfchliche 
Anfertigung jegt das Borhandenfein einer Urkunde nicht voraus und befteht 
darin, daß eine unechte gejchaffen wird. Indeſſen gehen beide Begriffe häufig 
ineinander über. Binding a. a. D. 230 hält die Unterfcheidung überhaupt für 
wertlos. Das Gemeinichaftlihe und allein Wefentliche befteht in der Erwedung 
des äußeren Anſcheins, als babe dieſe Perſon diefe urfundlide 
Erklärung abgegeben, obwohl fie diejelbe entweder überhaupt 
nicht ober doh nicht an dieſem Drte oder nit zu diefer Zeit ab- 
gegeben bat. Demgemäß iſt zu unterjcheiben zwifchen der Täufchung über 
die Berjon des Erflärenden und der Zäufchung über Ort und Beit der Er 
Härung. 

a) Die Täufhung über die Berjon des Erklärenden ift in verfchiedener 

Weiſe möglid). 

a) Der Faälſcher ftellt eine urfundlide Erklärung völlig neu 
Ger und bezeichnet daher eine andere Berjon als Ausfteller. 
Am häufigiten geichieht das durd Unterzeichnung mit einem fremden Namen; 
erforberli aber ift die Unterfchrift nicht: es genügt, wenn fonft erjichtlich 
ift, wer angeblid) die Erklärung ausgeftellt hat; 3. 8. bie Urkunde beginnt 
mit den Worten: IH N NR erkläre ufw. Oder der Schuldner trägt in das 
Handelsbuch jeines Gläubigers eine Schuld als getilgt ein. E 4 4. Bergl. 
aud) E 11 183. 

8) Der Fälfcher verfieht eine Namensſchrift unbefugt mit einer 
Erllärung fodaß es den Anſchein gewinnt, als habe der 
Träger bes Namens die Erklärung abgegeben. Dieje jogenannte 
Blanktettfälfhung wird in $ 269 beſonders behandelt. 

y) Der Fälſcher erwedt den Anſchein, als rühre eine bereits 
vorhandene Erklärung von einer andern Berjon her. Er ändert 
3. B. die Unterſchrift oder fügt eine neue Hinzu. 

d) Der Fälſcher Ändert den Inhalt einer vorhandenen Erklärung, 
indem er 3. B. die Wechſelſumme ändert. Auch hierin liegt eine Täufchung 
fiber die Berjon des Erflärenden. Denn die geänderte Erklärung ift nicht 
von dem Auöfteller, fondern von dem Fälſcher abgegeben. 

Namentlich in den unter « und y hbervorgehobenen Fällen entfteht die Frage, 
ob die Berfon, die anfcheinenb die Urkunde ausgeftellt hat, in Wahrheit eriftieren 
muß. Cie wird mit Recht von der berrichenden Lehre und E 8 187 verneint, 
jodaß Urkundenfälfchung auch dann vorliegen fann, wenn der angebliche Aus⸗ 
fteller nur eine fingierte Perſon ift. Anderſeits ift hervorzuheben, daß, wer 
einen Urkundentert mit einem ihm nicht gebührenden Namen unterjchreibt, das 
mit noch nicht ohne weiteres eine ftrafbare Urfundenfälfchung begeht oder zu 
begehen verjucht, mag auch die Urfunde eine unechte werden. Zunächſt deshalb 
nicht, weil zur Urfundenfälfhung die Abficht der Täufchung gehört. Dieje ift 
aber in Fällen diejer Art durchaus nicht immer vorhanden. 3. 8. es hinter- 
legt jemand eine Sache unter falfchem Namen und quittiert demnächſt unter 
dem gleichen Namen über die Zurückgabe. So Weismann ZEtr®® 11 36. 38. 
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Vergl. E 13 145. 17 141 (154). Auch wer als Bevollmächtigter des Gläubiger: 
die Quittung in deſſen Namen ausftellt, will regelmäßig nicht den Anſchein 
hervorrufen, als babe fie der Gläubiger jelbft unterfchrieben, fondern er wıl 
nur kenntlich machen, daß er die Annahmeerklärung für den Gläubiger und mt: 
Wirkung für diefen abgebe. Ferner Tann es fein, daß jemand die Befugnis 
bat, mit fremdem Namen zu zeichnen. Eine ſolche Befugnis Tann wohl mır 
durd) Ermächtigung des Namensträgerd begründet werden. Dan denke an der 
Handlungsgehilfen, der im Wuftrage des Prinzipald unter Geſchäftsbrieſe den 
Firmenſtempel drüdt. Col freilich nad) der Abficht der Beteiligten ber Anſchein 
hervorgerufen werden, als habe der Ermächtigende die Unterjchrift perjönlic 
vollzogen, jo wird im allgemeinen die Wirkſamkeit der Ermächtigung zu verneine 
und Urkundenfälihung anzunehmen fein. & 16 325. 22 377. 3 220. 3 1%. 
Bei öffentlichen Urkunden halten Olsh.-Zweig. 26, E 4 69. 5 151 bie 
Ermädtigung, mit dem Namen des Beamten zu zeichnen, der als vollziehende: 
erjcheint, jchlehthin für ungiltig. A. A. Binding a. a. O. 234/5. — Vom Stand: 
punfte des bürgerlichen Rechts aus |. über die Frage H. Lehmann, Pie Unter: 
fchrift im Tatbeſtande der jchriftliden Willenserklärung (1904), bei. ©. 81ff. 
Ganz anders liegen die Dinge, wenn jemand mit feinem eigenen Rama: 

zeichnet, Dabei aber fälfchlicherweife ein Verhältnis angibt, zufolgebeflen e: 

befugt wäre, rechtlich für einen andern zu handeln. 8. B. jemand nennt id 

Profurift, ohne e8 zu fein. Hier ift Falſchbeurkundung gegeben (ſ. o. I). Vie 3 

als folche in dem angegebenen Falle ftraflos, doc kann Betrug vorliegen. Ber: 

einen ähnlichen Fall E 5 259. Wird allerdingd durch einen derartigen Zuiez 
eine Täujchung liber die Identität des Erllärenden bezwedt, jo trifft wiedenz 
der Geſichtspunkt der Urkundenfälſchung zu. 3.8. Fräulein M. DM. zeichnet ci 

Frau M. M., um den Anſchein zu ermweden, als fei die urkundliche Erlüun; ı 

von ihrer Schwägerin abgegeben worden. Bergl. dazu E 30 43 umd über di 

ganze Frage Weismann, Bergl. Darftellung 7 370. — Eine Befugnis zur 

Änderung der Urkunde ſchließt felbitverftändlih den Begriff der Urkunden 

fälfhung nicht minder aus als Die Befugniß, mit fremden Namen zu zeichnen 

Bei öffentlichen Urkunden wird man eine Privatperfon niemals als zer 

Anderung befugt anfjehen dürfen, jelbft dann nicht, wenn die Urkunde & 3. 

als gerichtliche Protokoll) objektiv falſch berichtet oder im Eigentum dene 

fteht, der die Änderung vornimmt. Übereinftimmend in letzterer Beziehung CH 

114, vergl. aber u. VI1 a. E. Über unzuläffige Änderung don Bertragsurhnder 

j. € 3 50. 

b) Täufhung über Ort oder Heit der abgegebenen Erklärung. Te 
bei wird eine vorhandene Urkunde vorausgefegt; das Delikt kann alſo in dieie 
Art nur dur Verfälſchung, nicht durch fälſchliche Anfertigung begangts 
werden (falfche Datierung einer Urkunde, die man eben ausftellt, ift fein 
Urkundenfälichung). Regelmäßig befteht Hier die Handlung darin, daß de 
Fälſcher dad datum loci vel temporis Ändert. Unbedingt nötig aber ift de 
nit. Hat nämlich der Fälſcher die Urkunde felbft ausgeftellt, fo kann a 
dur Anderung des Inhalts der Erklärung den Anfchein hervorrufen, al 
habe er die Erklärung früher abgegeben. 8. 8. der Gläubiger verringert den 
Betrag auf der dem Schuldner eingehändigten Quittung, die ihm der Zuial 
nachträglich wieder in die Hände gejpielt bat. Ebenjo würde e3 Urkunden 
fälſchung fein, wenn ein Kaufmann feine Handelsbücher (bevem Urkunden 
qualität vorausgefegt) nachträglich in entiprechendem Sinne verändert. Über: 
einflinnmend Binding a. a. O. 240, Hälſchner 2 542, Merkel in Holgen. 
Handb. 3 793, Olsh.⸗Zweig. 29, Meyer-Alf. 606. U. U. Oppenh.⸗Del 13. 
E 5 450, R 8 570. 405, meift wegen des Eigentums des Täters. Tarmi 


u_ 
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aber kann e3 nicht anfommen, benn ſonſt wäre auch die fäljchliche Anfertigung 
einer Urkunde auf eigenem Papier unmöglid). Mit der hier vertretenen 
Anjicht übereinftimmend E 85 145, ein Urteil, daß die Anderung zurück⸗ 
behaltener Abſchriften von Geſchäftsbriefen für Urkundenfälſchung erklärt. 
Bergl. auch E 36 167 (der Eigentümer des Wechſels ſchiebt ein Blanko⸗ 
giro ein.) 

Bei der Änderung eines Schriftſtücks, das der Ändernde felbjt entworfen 
hat, ift für die Annahme von Urkundenfälihung maßgebend, daß es zur 
Zeit der Ünderung fchon Urkunde ift. Dazu gehört die Entäußerung der 
Erflärung; |. oben II 1. Wenn aljo der Schuldner den Sculdichein 
vor der Nushändigung an den Gläubiger ändert, jo begeht er feine 
Urkundenfälihung, mag er aud bei der Aushändigung des Schuldſcheins 
den Irrtum erweden, daß er ihm ben vereinbarten Inhalt gegeben habe. E 87 
83. — Über die Frage find weiter zu vergleichen John 8StrW 4 50, Beling, 
93. Nach Beling ift die Urkunde echt, „wenn der fich in ihr als Ausiteller 
Nennende tatjächlid) der Urheber des Gedankeninhalts ift*. Dann wäre die Ans 
derung, die ber Schuldner nachträglich an der Quittung vornimmt, Urkunden» 
fälfchung, nidyt aber die Anderung, die der Gläubiger nachträglid am Schuldichein 
vornimmt. Das ſcheint mir unbefriedigend, 

Uber Örenzfälle von Urkundenfälfchung und Urkundenvernichtung f. 8 274. 
Gebrauchmachen von der verfälichten oder fälſchlich angefertigten Urkunde 
zum Zwed der Tänfchung. 

a) Der Begriff des Gebrauchmachens iſt jehr beitritten. Man hat ſchon in 
der legten Periode des gemeinen Rechts (Henke, J. C. Mittermaier, Heffter) 
zur Vollendung der Urkundenfälichung das Gebrauchmachen deshalb gefordert, 
weil die Fälſchung ſelbſt noch feine Verlegung oder Gefährdung eines Rechts⸗ 
gutes enthalte. Dieje Anficht ift, wie ſchon in mehreren Partikularrechten, jo aud) 
im RStGB zum Giege gelangt. (©. über dieſe Entwidlung Hugo Meyer 
GerS 47 106ff.) Erkennt man als den inneren Grund des Erfordernifles den 
joeben mitgeteilten an, jo folgt, daß ein Gebrauchmachen vorliegt, 
Sobald berzutäufchenden Berfon die Urkunde zugänglich gemadht, 
ihr die Möglichkeit der Kenntnisnahme gewährt if. Denn bon 
dieſem Augenblide an kann man von einer Gefährdung ſprechen. Es genügt 
alfo nicht, wenn ſich der Fälſcher nur auf die in feinem Bejige befindliche 
Urkunde beruft oder fih zu ihrer Vorlegung bereit erklärt (K8 319), ſelbſt nicht, 
wenn er eine einfache Abjchrijt als folche vorlegt (E 16 228). A. A. Hugo Meyer 
GerS 47 98. Dagegen iſt das Delikt vollendet, jobald ber Täter Dem andern 
die Urkunde in verfchlofienem Kouvert üherſandt Hat, jelbft vor der Eröffnung, 
oder wenn durch Borlejen die Kenntnisnahme ermöglidht wird (E 15 110). 
Die bloße Aufgabe zur Poſt genügt allerdings noch nicht, aber tatjächliche 
Kenntnisnahme kann nicht gefordert werden. Übereinftimmend die herrſchende 
Lehre, namentlich dad RG. S. Olsh.⸗Zweig. 35, RMG 5 72. A. A. v. Lilzt 
& 161,Binding a. a.D. 251, Lucas 384. Wenn E 14 242 ein Gebrauchmachen 
ion in dem Antrage auf Herbeiſchaffung der Strafakten fieht, in denen ſich 
die gefälfchte Urkunde befindet, fo kann dem nicht beigetreten werden. Das 
gegen auch Binding a. a. DO. 252. Mit Recht verneint AMG 7 153 (indirelt) 
den Begriff des Gebrauchmachens bei Übermittelung des Inhalts einer Urkunde 
durch militärischen Winkipruch. 

b) Die Frage, mem gegenüber der Fälſcher vonder Urfunde Gebraud 
maden muß, beantwortet ji aus dem u. VI 3 Gejagten dahin, daß es 
eine foldhe Perſon fein muß, die der Täter Durch den gebanklichen Inhalt der 
Urkunde zu einer rechtserheblichen Handlung veranlaffen will. Zrifft Dies zu 
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fo fteht der Umftand, daß es dem Täter in legter Inftanz auf die Täufchunz 
einer andern Perfon anlommt, und daß die erjte nur die Täufchung weiter 
geben joll, der Vollendung des Delikts nicht entgegen; 3. B. e8 werden einem 
Rechtsanwalt gefälfchte Wechjel zum Zwecke der Einklagung überſandt. Pin 

ding a. a. O. 243, E5 4397. ©, auch 85 337.4. X. Weismann HS 11:0. 

— Wein dagegen die Mitteldperfon nicht getäufcht, jondern nur ala Bote zur 

Überbringung der Urkunde benugt werden foll, fo tritt die Vollendung erk 

ein, jobald fie der andern die Urkunde zugänglic) madt. Etwas abweichend 

findet Weismann a. a. O. 75 fchon in der, Übergabe der Urkunde an ber 

Boten die Vollendung, wenn dieſer ein Bote des zu Täufchenden if. — 

Wiederum anders liegt die Sache, wenn die Mittelöperfon in bie Täujchung 

eingeweiht wird und im inverftändnife mit dem Fälſcher einen dritten 
täuſchen fol. Die Vollendung tritt in dieſem Falle erft ein, fobald die Mittels 
perfon gegenüber der andern von der Urkunde zum Biwede ber Täuſchung 
Gebrauch macht. Geſchieht dies, jo find Fälſcher und Mittelöperjon als Mur 
täter ftrafbar. Ebenjo R 4 248. 8 481. Im mefentlichen übereinftimmend 
auch Meyer GerS 47 98, Olsh.⸗Zweig. 49. Der von Ddiefen EC hriftftellem 
wenigftend unter Umftänden für zuläffig eradhtete Rucgriff auf 8 270 iſt m 
deiien ausgeichlofien. ©. $ 270. 

ec) Über den „Zweck der Täufchung” ſ. unter VI 2. 

Mehrere Akte des Gebrauchmachens ftellen immer nur ein Gebrauchen ber, 
So Binding a. a. D. 254. 262, Merkel in Holgend. Handb. 8 798. Dagegen 
wollen Olsh.⸗Zweig. 50, Oppenh.-Del. 32, € 8 311. 15 290, RMG 6 166 auf dr 
fpätern Alte 8 270 anwenden, aljo Realfonfurrenz zulafien. 

VI. Das Verſchulden jegt fi) aus verichiedenen Momenten zufammen: 

1. Zunächſt finden die allgemeinen Regeln des $ 59 Anwendung. ©. daſ. HiaE 
Die Annahme, zur Ausftelung der Urkunde zivils oder öffentlichrechtlich befugt 
zu fein, Ichließt den Borfag aus. Ebenſo E 34 50. 

3. Eodann fordert das Geſetz, daß ſpeziell das Gebrauchmachen zum Zwecke ber 
Zäufhung erfolge. Beiteht das Wefen der Urkunde darin, daß fie em 
Erflärung, und das der Erklärung darin, daß fie eine Gedanken⸗ 
äußerung ift, fo muß die Täufhung gerade darauf gerichtet jein, 
Durch den gedanklichen Inhalt der Urkunde zu täufchen, b. h. de 
Meinung hervorzurufen, daß dieſe Erflärung von diefer Perfon (an dieſen 
Orte und zu dieſer Zeit) abgegeben worden fei. Es fehlt alfo an dem Zweck de 
Tänfchhung in dem hier maßgebenden Sinne, wenn ber Täter nur über das 
Alter der Urkunde oder über ihren Verkaufswert als Rarität täufchen mil. 
Dies wird allgemein anerfannt. ©. u. 3e. Anderſeits liegt Täuſchungs⸗ 
abjiht audy dann vor, wenn durch das Gebrauchmachen von der Urkunde nur 
ein über den Inhalt der Erklärung bereits vorhandener Irrtum unterhalten 
werben fol. Auch ift e8 nicht erforderlich, daß der andere gerade über das m 
der Urkunde verbriefte Rechtsverhältnis getäujcht werben fol. E 19 113. €. 
auch u. 3d. 

3. Offenbar ift in der Verfolgung der Täufchungsabficht und felbft in ihrer Ber 
wirklichung noch fein Eingriff in eine fremde Rechtsſphäre zu finden. Dekhalb 
verlangt das Gejeg außerdem eine rechtswidrige Abfiht. Wie zu & 59 IV 
ausgeführt wurde, bezeichnet Abjicht einen erftrebten Erfolg, der durch das Wittel 
des objektiven Tatbeſtandes verwirklicht werden jol. Hier geitaltet fi de 
Berhältnis in der Art, daB der Täter durch den Gebraudy der Urkunde eine Ti 
ſchung und durch diefe nody etwas weiteres erftreben muß. Nun ift ficher, dab 
man durch eine Täufchung nur dann etwas erftreben fann, wenn ber Getäuicte 
unter dem Einfluffe der Täufchung ein beftimmtes Verhalten einfchlagen fol. 
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Diefes Berhalten braucht, wie ſich aus einer vergleihenden Heranziehung des 
$ 268 ergibt, nicht die Verlegung eines fremden Rechtes ober Nechtögutes zu 
bewirken. &3 genügt vielmehr, wenn jein Erfolg ein irgendwie rechtlich erheblicher 
if. Rechtswidrig ift mithin Die Abficht, Die getäufchte Perſon durch 
ben gedantlihen Inhalt der Urkunde zu einem rechtserheblichen 

Berbalten zu veranlaffen. Buftimmend Binding a. a. D. 242. Auch bie 

berrichende Lehre fteht ziemlich nahe, indem fie in der rechtswidrigen Abficht die 

Abſicht fieht, im Nechtsleben Beweis zu erbringen. ©. bei. Weismann 

Z3StrW 11 47 ff, Ol8h.- Zweig. 46, E 9 399. — Aus dem Gefagten ergibt ſich 

für eine Reihe von Einzelfragen folgendes: 

a) Will der Täter den Getäufchten nicht zu einem rechtderheblichen Handeln 
beftimmen, fo liegt eine Urfundenfälfhung vor. 3. 8. ein Student hängt 
gefälfäte Duittungen über Schneiderrechnungen an den Chrijtbaum, um 
feinem Bater eine Freude zu bereiten. Oder es fäljcht jemand ein hiftorifches 
Dokument, um das politifche Leben zu beeinfluffen, oder um fich den Ruhm 
des Entdederd zu verſchaffen. — Diefe Erwägungen find auch dann von Bes 
Deutung, wenn die Urkunde eine Deliktsurkunde ift, d. 5. wenn durch fie 
ber Tatbeitand eines Delilts, 3.8. einer Beleidigung erfüllt wird. Wer unter 
einem faljchen Namen einen beleidigenden Brief jchreibt, begeht nur dann eine 
Urkundenfälihung, wenn er den Getäufchten dadurch zu einer rechtlich erheb- 
lichen Handlung, 3. B. zu einem Strafantrage oder zu einer Kündigung, ver» 
anlafien wollte. Übereinftimmend & 8 187 (195). Dagegen nehmen Weis⸗ 
mann Z3StrW 11 80 und E 32 56 ſtets lirfundenfälfchung an, ohne daß 
das RG in diefem Urteil auf das gejegliche Erfordernis der rechtswidrigen 
Abſicht überhaupt einginge. Vergl. über die Frage aud Binding a. a. O. 
242 und E7 47. 

b) Unerheblich ift, ob ber Erfolg der Handlung, zu welcher ber Setäufchte ver, 
anlaßt werden foll, jelbft ein rechtöwidriger ift oder nit. Wer bem Gläu- 
biger oder dem Richter eine gefälſchte Duittung über eine bezahlte Schuld 
vorlegt, begeht Urkundenfälihung. E 17 200. 21 69. A. X. in einem ähn- 
fihen Falle, aber vereinzelt, E 24 210. 

c) Daß der Getäuſchte an dem in der Urkunde verbrieften Rechtsverhältniſſe be- 
teiligt fei, kann nicht gefordert werden. Die rechtswidrige Abficht liegt z. B. 
and dann vor, wenn jemand einen Hypothefenbrief, in dem er ſelbſt als 
Släubiger erfcheint, nur deshalb fäljcht, um einen dritten zum Sreditieren zu 
veranlaſſen. So die herrſchende Lehre, auch & 7 52. 8 187. A. N. Merkel in 
Holgend. Handb. 3 796. 

d) Dan wird auch nicht verlangen dürfen, daß der Getäufchte nach der Abficht 
bes Täters gerade durch das in ‚der Urkunde verbriefte Rechtsverhältnis zu 
einem beftimmten Verhalten veranlaßt ‚werden fol. Es genügt evielmehr, 
wenn der Täter die Beeinflufjung durch einen andern Zeil des gedanflichen 
Inhalts beabfichtigt. Deshalb ift e8 Urkundenfälichung, wenn jemand auf einer 
ftempelpflichtigen Urkunde nur das Datum ändert und die jo geänderte Ur⸗ 
funde der Stempelbehörde präfentiert, um den Anſchein der fpätern Aus» 
ftelung bervorzurufen und der Strafe der Stempelbinterziehung zu entgehen. 
So bie herrichende Lehre. Bergl. bei. Meyer GerS 47 86 fl., Binding a. a. 
D. 240, R 7 86, E 3 337. 32 56. 36 167. 

e) Soll dagegen der Getäufchte nicht durch den gedanklichen Inhalt der Urkunde, 
ſondern nur durch ihr Alter oder ihre äußere Beſchaffenheit zum Handeln ver⸗ 
anlaft werden, jo kann von Urkundenfälfchung feine Rede fein. Bergl. o. 2. 
VIL Einer gejonderten Behandlung bebarf die Frage ber Depeichenfälichung. 

Ob man ſich der Urkundenfälſchung ſchuldig macht, indem man ein Telegramm ver» 
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fälſcht oder Fälfchlich anfertigt und einer Perſon durch Vermittelung des Zelegraphben- 
amtes zugehen läßt, ift oder war wenigſtens deshalb beitritten, weil man zweifelte, 
ob dabei zum Zwecke der Täuſchung von einer Urkunde Gebraud) gemadht wird. 
Das Aufgabetelegramm ift eine Urkunde. Dean kann aber nit mit Dambadı, 
Das Telegraphenftrafrecht (1897) 110 behaupten, daß der Abfender von dem Aufgabe 
telegramm gegenüber dem Telegrapbenbeamten zum Zwede der Täuſchung Ge 
brauch made. Denn für dieſen ift der gedankliche Inhalt der Depejche völlig gleich 
giltig. Das Gebrauchmachen erfolgt vielmehr erjt gegenüber dem Adrefinten, alto 
durch das Anktunftstelegramm. Bon diefem mar e8 früher beftritten, ob e3 Ur: 
funde ſei. Die Frage wird jegt unter Berufung auf BGB $ 127 allfeitig bejahr. 
In erfter Linie aber fpricht für die Bejahung die Erwägung, daß das Antımft3 
telegramm im Rechtsverkehr dem Original (dem Aufgabetelegramm) gleichgeftelt 
wird. ©. o. III 2 und über die Depeſchenfälſchung im allgemeinen Meili, Fälſchung 
einer telegraphifchen Depejche (11879), Weismann ZStW 11 31, Lenz, Die Fälſchungs 
verbrechen (1897) 115 ff. 183 ff, Meyer GerS 42 105, Goldfchmidt daf. 55 208, 
Binding a. a. D. 254 ff., Olsh.⸗Zweig. 41, v. Lifzt $ 161.| 

Fälſchung einer Depeiche ohne Mitwirkung des Telegraphen (durch Vefchreibung 
des Formulars) ift natürlich ebenfalls denfbar. Wird die Handlung von einem Tele 
graphenbeamten begangen, jo nimmt E 30 238 Yalfchbeurfundung ($ 348) an; denn es 
werde bekundet, Daß eine Depejche gewiſſen Inhalts zu einer gewiſſen Zeit eingetroffen 
jei. Konjequenter Weiſe läge hiernach, falls ein Nichtbeamter die Handlung begebt 
Fälſchung einer öffentlihen Urkunde vor. Dagegen betont mit Recht Binding a. a, 
D. 256, daß gemäß Telegraphenorönung 8 22 das ZTelegraphenamt jede Berant- 
wortlichkeit für die Richtigkeit des Zelegrammsd ablehne, e8 alfo durd die Aus 
fertigung nicht beurfunde. Auch gegen die Auffaffung der amtlichen Notizen auf dem 
Telegramm als öffentlicher Urkunden wendet ſich Binding a. a. DO. 259. 

VIU. Die Vollendung der Urkundenfälfhung tritt mit dem Gebraucdhmaden 
zum Biwede der Täufhung ein. ©. o. V 2. VI2. Es ift weder erforderlich, dei 
die rechtöwidrige Abjicht verwirklicht, noch auch daß der andere wirklich getäufgt 
werde. Der Verſuch ber einfachen Urkundenfälichung ift ftraflos. Vergl. 8 26%. 

IX. Selbft wenn man annimmt, daß Münzen ald Urkunden anzujehen iind, 
jo iſt doch Idealkonkurrenz zwilchen Urkundenfälfhung und Münzfälfchung deshalb 
ausgefchloffen, weil alddann die Gejegesftellen, welche die legtere behandeln, als leges 
speciales gegenüber $ 267 erfcheinen. Ebenjo Olsh.Zweig 51. Dasjelbe gilt aud 
bzgl. der 88 275. 277 des Gejeged zum Schuge der Warenbezeihnungen, 96% 
8 316, Inpalidenverfiherungsgejeges $ 184, E 32 116. 86 351. — Weitere Spezial⸗ 
beitimmungen |. $ 363 und Schaumweinſteuergeſ. $$ 22—26. — Qualifizierte Fülle 
88 268. 348. — Dagegen iſt Idealkonkurrenz möglich mit Beleidigung und falſcher 
Anfehuldigung. — Uber das Verhältnis der Urkundenfälfhung 3. Betrug f. $ 26. 


$ 268. 

Eine Urfundenfälihung, welche in der Abficht begangen wird, fih 
oder einem Anderen einen VBermögensvortheil zu verfchaffen oder einem 
Anderen Schaden zuzufügen, wird beitraft, wenn 
1. die Urfunde eine Brivaturfunde ift, mit Zuchthaus big zu fünf Jahren, 

neben welchem auf Gelditrafe bi3 zu dreitaufend Mark erfannt werden 

fann [StrK.]; 
2. die Urfunde eine Öffentliche ift, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, 
neben welchem auf Geldſtrafe von einhundertfunfzig big zu ſechstauſend 

Mark erfannt werden fann [SchwG]. 
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Sind mildernde Umjtände vorhanden, fo tritt Gefängnißitrafe ein, 
velche bei der Fyälfchung einer Privaturkunde nicht unter Einer Woche, bei 
ver Fälſchung einer öffentlichen Urkunde nicht unter drei Monaten betragen 
ol. Neben der Gefängnißjtrafe fann zugleich auf Gelditrafe bis zu drei⸗ 
auſend Mark erkannt werden. 





I. Schwere Urkundenfälſchung liegt vor, wenn fie begangen wird: 

1. in der Abficht, fi oder einem andern einen Bermögendporteil 
zu verschaffen. — Über den Begriff der Abficht ſ. $ 59 IV. Das Erfordernis, 
daß ber Bermögensvorteil ein rechtswidriger fein müſſe, ftellt daS Geſetz nicht 
auf. Die herrichende Lehre hält die Erfirebung eines Vermögensvorteils des⸗ 
halb auch bann für ausreichend, wenn ber Täter auf feine Erreichung einen Auſpruch 
hat. So E11 155. 20 9 und ſachlich audy Olsh.⸗Zweig. 1. 2. Dem kann jedoch 
nicht beigetreten werden, weil es nicht verftändlich ift, mwiefo jemand darum 
itrenger follte bejtraft werden können, weil er durch die Handlung nur eritrebt, 
was ihm gebührt. So auch Binding, Lehrb. 2 264, Weißmann Bergl. Dar⸗ 
ſtellung 7 346. Nur das wird man zugeben dürfen, ba dem Vermögensvor⸗ 
teil feine Bermögensfhädigung auf Eeiten der zu täufchenden Perſon oder der- 
jenigen zu entipredhen braucht, für die fie handelt. Demnach wird e3 genügen, 
wenn die Täufhung vorgenommen wird, um von einem dritten Lohn dafür 
zu erhalten (E 18 145), oder um fi) einen lediglich prozeffualen Vermögens» 
vorteil zu verichaffen (E 31 256. 36 166), oder einen Vermögensfchaden von ſich 
abzumenden (nad) E 33 133 fogar, wenn ber Vermögensichaden nur vermeintlich 
droht). Ferner genügt die Abficht, fih im Beſitz eines bereits erlangten Ber» 
mögensporteil zu erhalten (KMG 10 225). Nah Binding a. a. DO. 265 ift 
das Erfordernis der Rechtswidrigkeit einfach zu fubintellegieren. Gegen die Ans 
iiht von E 27 300, daß der erfchwerte Fall auch dann vorliege, wenn fich 
der tyälfcher der veriprochenen Zahlung für eine unfittlihe Handlung entziehen 
wollte, |. Olsh.⸗Zweig. 2. 

. Abficht, einem andern Schaden zuzufügen. — Hier ift es beitritten, 
ob der Schaden ein vermögensrechtlicher fein müſſe oder nicht. Die Herrjchende 
Lehre verneint. Berner 601, Binding a. a.D. 266, dv. Liſzt 8 161, Oppenh.⸗ 
Del. 5, Rüd.⸗Stengl. 6, E 8 187, RS in GoltdN 40 324 (ed genüge jogar 
die Abjicht, die gerechte Beftrafung eines andern zu veranlafien,, E 33 137 (Abs 
fit, einen andern dem Spott preiszugeben), E 34 243 (Abſicht der Schädigung 
an Freiheit oder Ehre). Dagegen mit Recht Merkel in Holgend. Handb. 3 800, 
Häljchner 2 552, Olsh.⸗Zweig. 3. Denn, wie die leßteren hervorheben, ent» 
ipricht dem über den Begriff des Vermögensrechtlichen hinausgehenden „Borteil” 
auf der andern Seite der „Nachteil“ ($ 274) und ift die allgemeine Schädigungs⸗ 
abfiht fchon in der zum Tatbeftand bes einfachen Deliktes erforderlichen rechts⸗ 
widrigen Abficht enthalten. 

H. Ser Verſuch der jchweren Urkundenfälfchung if ftrafbar. Fraglich aber ift 
e8, wann der ftrafbare Berjud) beginnt. Die Entſcheidung ift davon abhängig, ob 
man die Berfäljchung oder fülfchliche Anfertigung der Urkunde nur als Vorbereitung» 
oder al8 Ausführungshandlungen betrachtet. Für die letztere, herrſchende Anficht 
Ipriht namentlich der Wortlaut des 8 267. Hätte der Gefeßgeber bie Verfälichung 
oder fälfchliche Anfertigung nur als Vorbereitungshandlung gedacht, fo wäre ber 
Vortlaut der Stelle ein anderer. Es kommt ferner in Betracht, daß verfchiedene 
frühere und daß ausländifche Gefeßgebungen mit der Berfälfchung oder fälfchlichen 
Anfertigung das Delikt ſchon vollendet fein laffen. Anderjeits könnte man einwenden, 
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daß, folange der Täter von der Urkunde nicht Gebrauch gemacht hat, jte fein Anternum 
fei und feine Tätigkeit auf einer Stufe ftehe mit dem Falle, daß ein beleidigender 
Brief nur gejchrieben, aber noch nicht abgejendet wird. Diejer Vergleich hinkt aber. 
Denn die ſchädigende Wirkung einer gefälichten Urkunde kann auch durch einen gu! 
gläubigen dritten herbeigeführt werden, während dies nicht oder doch nicht in dem 
gleihen Maße bei dem beleidigenden Brief zu befürdhten if. 8. B. der Kontur 
vermwalter findet in den Papieren des flüchtigen Schuldners eine gefäljchte Duittung 
vor. Im Ergebnis weſentlich übereinftimmend Merkel 122, v. Liſzt 8 161. 
Olsh.⸗Zweig. 7, Binding a. a. O. 248, Beling, 2. v. ®. 255, E 16 133. Nach 
Hälfchner 2 553 follen die Umftände des Falles enticheiden, ob in der Berfälihung 
uſw. nur ftraflofe Borbereitungshandlung oder ſchon Verſuch zu finden jei. Vergl 
auch & 754. Dagegen liegt nad) Baumgarten, Lehre vom Verſuch (1885) 413, Koher. 
Studien 18 ftrafbarer Verſuch erit dann vor, wenn mit dem Gebrauchmaden be 
gonnen wird. — Daß auch vom Standpunlie der hier vertretenen Anficyt aus die recht⸗ 
widrige Abficht bereits bei der Herftellung des Falſifikats vorhanden fein muß, ik 
ſelbſtverſtändlich. 

III. Idealkonkurrenz der ſchweren Urkundenfälſchung iſt namentlich mit de 
trug möglich. Zwiſchen beiden Delikten beſteht nicht das Verhältnis der Geige 
konkurrenz. Daß nicht durch jeden Betrug Urkundenfälſchung begangen wird, iſt jelft- 
verftändlid. Anderfeits wird auch nicht durch jede ſchwere Urfundenfälfchung Ber: 
begangen. Benn dieſer erfordert in dem Eintritte der Bermögensbejchädigung 
ein gänzlich außerhalb des Zatbeitandes der Urkundenfälichung liegende Moment. 
So die herrihende Lehre. E 1 111 (mit der zutreffenden Ausführung, Daß bei eier 
mittel3 der gefälfchten Urkunde begangenen Betruge nicht Real:, jondern Ideallen 
kurrenz vorliege), 3 169. A. A. Hälfchner 2 554, Merkel in Holzend. Handb. 331. 
Über die praftifche Konjequenz f. 8 73 V. — Dagegen iſt allerdings mit Rommel 
Der Betrug (1894) 166 ff. gegen die herrſchende Lehre (EE 2 12) daran jeltzubate 
daß Betrugs verſuch nicht mit ſchwerer Urkundenfälfchung konkurrieren kann. dr 
dieſem Falle liegt in der Tat nur ſcheinbare (notwendige) Konkurrenz vor. 


g 269. 

Der fälſchlichen Anfertigung einer Urkunde wird es gleich geachte, 
wenn Jemand einem mit der Unterfchrift eine Anderen verjehenen Rapım 
ohne deſſen Willen oder dejjen Anordnungen zumider durch Ausfüllung 
einen urkundlichen Inhalt gibt. 


J. Die fogenannte Blankettfälſchung wird zur Vermeidung von Zweifeln der 
fälfchliyen Anfertigung einer Urkunde ausdrücklich gleichgeftellt. Bei der hier vertretene 
Auffaffung vom Weſen der fäljchlichen Anfertigung ($ 267 V 1) ift die Stelle über 
flüſſig. So aud Weismann ZStrW 11 35, Binding, Lehrb. 2 237, und der Sud 
nad E 39 32. Die GSleichftellung kann je nad) Umftänden zur Beftrafung wege 
Falſchung einer öffentlichen oder einer privaten Urkunde führen. 

II. Borausjegung der Blankettfälſchung ift das Vorhandenfein eines mit der 
Unterfchrift eines andern verfehenen Papiers. Daß Unterfchrift Hier nicht i 
firengften Sinne genommen merden kann, ift jelbitverftändlih. Denn das Gefeg hit 
als Normalfall gerade den im Auge, daß das Papier nur den Namen eines anden 
trägt. Unterfchrift ift Daher gleichbedeutend mit Namensihrift. Veglaubigte jan 
zeichen erfegen die Namensichrift hier wie fonft. Die Frage, ob Blankettfaäljchung 
auch dann vorliegen Tann, wenn das Papier jchon vor der DeliktShandlung einen 
urkundlichen Inhalt Hatte, ift müßig, da doch in diefem Falle zweifellos Urkunden 
fälfchung im Sinne des 8 267 gegeben ift und 8 269 nur eine authentifche Inter⸗ 
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pretation dieſer Etelle enthält. E 15 67. Bergl. auh E 26 138. — Die 
Gleichitelung des Pergaments mit Bapier unterliegt feinem Bedenken. — Der 
Umftand, daß das Papier die Unterfchrift des Täters jelbit enthält, ſteht dem 
Begriffe der Blanteitfälfchung nicht jchlechtHin entgegen. Hatte nämlich der Täter, 
al3 er die Unterfchrift auf das Papier fehte, das Recht, für eine andere Berfon mit 
rechtlicher Wirkung für dieſe zu zeichnen, jo madt er ſich der Blankettfälſchung 
ihuldig, wenn er nad) Wegfall diefer Berechtigung den urkundlichen Inhalt einfügt. 
E 15 67. 

IH. Die Handlung ſetzt fich aus verfchiedenen Alten zufammen: 

1. Es muß ben Bapier durch Ausfüllung ein urkundlicher Inhalt 
gegeben werden, d. 5. es muß nunmehr dem äußeren Anjcheine nach eine 
öffentliche oder eine zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erhebliche 
Brivaturfunde im Sinne des 8 267 vorliegen. Wie dies bewirkt wird, ift gleich» 
gültig. Erforderlih ift nur, daß die urkundliche Erklärung als eine folche ber» 
jenigen Perſon erjcheint, deren Namensſchrift das Papier urſprünglich trug. 
Dazu gehört aber nicht notwendig, daß die Namensichrift nunmehr als Unter- 
fchrift ericheine. 

Die Ausfülung muß ohne den Willen oder gegen die Anordnungen 
(iſ. dazu Binding a. a. O. 237/8) derjenigen Perfon erfolgen, deren Namens» 
fchrift daS Papier trägt. Das Geſetz beitraft demnach aud) den fogerrannten 
Blankettmißbrauch, d. h. den Fall, dat die gewährte Befugnis, dem Papiere 
einen urkundlichen Inhalt zu geben, mißbraudt wird. 83. B.: es wird bei 
einem in blanco afzeptierten Wechſel bie Wechjelfjumme in vertragsmwidriger 
Weiſe erhöht. 

. Bon ber Urkunde muß in derjelben Weife Gebrauch gemacht werben wie 
in dem Normalfalle des $ 267. 

IV. Der Vorſatz umfaßt außer den zu $ 267 berborgehobenen Momenten 
(namentlich audy der rechtswidrigen Abfiht) daS Bemwußtfein, ohne den Willen oder 
gegen die Anordnungen derjenigen Berjon zu Handeln, von welcher die Namensſchrift 
herrührt. 


h3 


$ 270. 


Der Urkundenfälichung wird e3 gleich geachtet, wenn Jemand von einer 
falfchen oder verfäljchten Urkunde, wifjend, daß fie faljch oder verfälfcht ift, 
zum Zwecke einer Täufchung Gebrauch macht. 


I. Anwendungsgebiet der Stelle. — Wird eine Urkundenfäliäung in der Art 
begangen, daß von zwei Perſonen, welche einverftändli und beide in rechtswidriger 
Adfiht Handeln, die eine fälfcht und die andere von der gefäljchten Urkunde zum 
Zwede ber Täufchung Gebraudy macht, fo liegt gemäß $ 47 Mittäterfchaft vor. 
Die Anwendung der vorliegenden Stelle auf diefen Fall würde zwar Das praftifche 
Ergebnis nicht beeinfluflen, immerhin aber eine Trübung des gefeßgeberifchen 
Gedantens bedeuten. Das eigentliche Anwendungsgebiet des 8 270 umfaßt vielmehr 
folgende Fälle: 

1. Die fälfchende und bie Gebrauch machende Perfon find nicht ibentilh, und cs 
fehlt unter ihnen entweder an dem Einverftändnifle, oder die fäljchende hat nicht 
in rechtswidriger Abſicht gehandelt. 

2. Die fäljchende und die Gebrauch machende Berjon find identiſch, e8 wurde aber 
die Fälſchung ohne die rechtswidrige Abſicht vorgenommen. 

’ IL Die Handlung befteht in dem Gebrauchmachen in demfelben Sinne wie bei 

267. 

Srant, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 30 
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II. Zum Borfag gehört das Bewußtſein, daß die Urkunde fäljchlich angefertigt 
oder verfäljcht ift; ferner muB der Täter, der von ihr zum Zwecke der Täufchung Gebraud 
macht, dies in rechtswidriger Adficht tun. Vergl. $ 267 VI2. Das legtere Erfordernis 
ift mit der berrichenden Lehre aus dem BZufammenhange der Beltimmungen zu 
entnehmen. E 12 112 (Aufnahme in die Frage an die Geichworenen). 


$ 271. 


Wer vorfählich bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen oder That: 
jachen, welche für Rechte oder Nechtsverhältniffe von Erheblichkeit find, 
in Öffentlichen Urkunden, Büchern oder Regiltern als abgegeben oder ge 
ichehen beurfundet werden, während fie überhaupt nicht oder in anberer 
Weije oder von einer Perjon in einer ihr nicht zuftehenden Eigenſchaft 
oder von einer anderen Perjon abgegeben oder gejchehen find, wird mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder mit Geldftrafe bis zu dreihundert 
Mark beitraft [StrK]. 


I. Allgemeine Bedeutung der Stelle. — Die Stelle behandelt die mittelbare 
Falſchbeurkundung (fo Rechtsanwalt Neter in Karlsruhe). Ganz fchlecht ift die 
übliche Bezeichnung bes Delikts als intelleftuelle Urkundenfälſchung; denn es ıt 
nicht mit der Urkundenfälſchung der voraufgebenden 88, fondern mit der Falid- 
beurkundung des 8 348 in Beziehung zu fegen. (Über den Unterfchieb von Ur 
tundenfälfhung und Faljchbeurfundung ſ. $ 267 I). Beide Etellen jollen die Beweis⸗ 
fraft öffentlicher Urkunden fichern, indem fie die Herftellung öffentlicher Urkunden 
mit unwahrem Inhalte unter Strafe jtelen. Vergl. E 82 386. $ 348 bat den Fall 
im Auge, daß der Beamte fchuldhaft und vorfäglich etwas Unwahres beurkunder 
Ver einen Beamten beitimmt, eine Falſchbeurkundung vorzunehmen.. beratt, 
dab aud der Beamte den Inhalt der urkundlichen Erklärung als falſch tennt, if 
als Anitifter zu dem Delikte des 8 348 zu beitrafen (es jei denn, daß dem Beamten 
der Geſichtspunkt der Nötigung [$ 52] oder der Unzurechnungsfähigfeit zur Seite 
ftände). Bergl. ob €. 81 IIL ©. 93 (IM) 1 und € 18 52. Kennt dagegen ber 
Beamte die Unrichtigkeit der aufgenommenen Erklärung nicht, fo könnte der dritte 
höchſtens unter dem GefichtSpunfte der mittelbaren ZTäterjchaft zur Verantwortung 
gezogen werden. Aber dieje Auffafjung erachtet das Gejeg für ungeeignet, weil ber 
dritte nicht Beamter ift; es ſchafft daher durch die vorliegende Stelle ein beſonderes 
Delikt. ©. dazu ob. ©. 82 IV 2a. — Aus den Gefagten ergibt fidy, daß regel: 
mäßig der Beamte durch Täuſchung zur objektiven Falſchbeurkundung veranlaßt wird. 
Mit Recht aber weift Binding, Lehrb. 2 289/90 darauf Hin, daß auch die Benupung 
eine® aus andern Gründen ſchuldlos handelnden Beamten genügt. 

H. Die Handlung beiteht darin, daß eine materiell unrichtige Beurkundung ix 
einer Öffentlichen Urkunde, einem öffentlichen Buche oder Negifter bewirkt wird. ln 
mittelbar muß die Beurkundung ſtets Durch die Urfundsperjon vorgenommen werben. 
Trägt etwa der dritte (ohne ausdrüdliche Genehmigung) die falſche Tatſache jelbt 
in ein Öffentliches Regifter ein, als rühre der Eintrag von ber Urkundsperſon ber, 
fo begeht er Urkundenfälſchung aus $ 267. Wie der Täter die falfche Beurkundung 
bewirft, ift im übrigen gleichgiltig.. Namentlich braucht er nicht perfönlich vor ber 
Urkundsperſon zu erfcheinen. Es kann alfo auch eine jchriftlide Mitteilung einer 
falſchen Erklärung genügen, jofern daraufhin die Beurkundung vorgenommen wird. 
Ebenfo gleichgiltig ift ed, ob Die Urkundsperjon jelbft oder ihr Schreibgehilfe ge 
äufcht wird. E 18 367. Ja, auch gegenüber einem zurechnungsfähigen und nicht 
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enötigtern Beamten bedarf es nicht unter allen Umftänden einer Täufchung, nämlich 
ann nicht, wenn er ohne Nüdficht auf feine eigene Vorftellung vom Sachverhalt 
ur Beurkundung verpflichtet if. 


Die Frage, inwiefern die Beurkundung im Widerfpruche mit ber Wahrbeit 


chen Tann, wird von dem Wortlaute des Geſetzes fehr eingehend beantwortet. 
yervorzubeben find folgende Punkte: 
1. Bird eine Erflärung als foldhe aufgenommen und ift fie jo wie fie aufgenommen 


12 


wird aud) von diejer Berfon abgegeben worden, aber inhaltlich falſch, jo fragt 
ed fih, ob mittelbare Falfchbeurfundung vorliegt. Der Standesbeamte 
protofolliert 3. B. nicht die Tatſache der Geburt eines Kindes, fondern nur, daß 
der & erihienen ſei und die Geburt des Kindes angezeigt habe. Iſt auch 
dieſe Anzeige erfolgt, jo kann doch das Angezeigte jelbft, nämlich die erfolgte 
Geburt (jei ed überhaupt, ſei e8 nach Zeit und Ort), unwahr fein. In einem 
ſolchen alle hat äußerlich betrachtet der Exrflärende es nicht bewirkt, „daß eine 
Erflärung ..... in Öffentlichen Urkunden, Büchern oder Negiftern als abges 
geben beurfundet wurde, während fie überhaupt nicht ober in anberer Weiſe 
oder von einer Perſon in einer ihr nicht zuftehenden Eigenfchaft oder von einer 
anderen Berfon abgegeben wurde.” Deshalb kann intelleftuelle Urkundenfälichung 
nur dann angenommen werden, wenn fich aus anderweiten Vorſchriften ergibt, 
daß, wenn aud formell nur die Erklärung als foldhe, fo doch materiell 
deren Inhalt (bier die Tatſache der Geburt) beurkundet wird. Dies trifft aber 
in dem mitgeteilten alle zu, wie fih aus 88 1. 15 bes Perjonenftandsgejeges 
ergibt. Bergl. Frank ZStr® 14 405 ff. bei Beiprehung von E 22 60. Das 
Gleiche gilt bezügl. des Heiratsregifters für alle Eintragungen, die es gemäß 
Perjonenftandögef. $ 53 enthalten fol. E 34 265. Dagegen find bie gericht» 
lichen Protokolle über die Vernehmung eines Beichuldigten nicht Dazu 
beftimmt, deſſen Identität mit demjenigen zu befunden, der er zu jein vorgibt. 
Wer fi) als Beichuldigter einen falfchen Namen beilegt, Tann nicht beshalb 
wegen mittelbare Yalfchbeurfundung beftraft werden, weil er bewirkt hat, daß 
da8 Bernehmungsprotofoll auf den falfchen Namen lautet. E 11 126. 188. 314. 
A. A. Binding a. a. D. 283. Die legte der angeführten Entfcheidungen kommt 
(wie auch VayObLGEStr 4 197) jelbft dei dem Strafurteil zu dem gleichen 
Ergebnid. Aber mit Unreht. Denn das Strafurteil liefert im Rechtsleben 
Beweis darüber, daß gegen dieſe Perſon dieſes Namens dieje Entfcheidung 
gefällt worden ift — nicht etwa bloß über die Identität der verurteilten Perſon 
mit derjenigen, gegen weldye fich das Verfahren richtet. Die Auffafiung desRG's 
iſt um fo befremdender, als es vielfach die Angabe eines falfchen Namens gegen» 
über dem Gefängnigauffeher deshalb für intellektuelle Urkundenfäljchung erklärt, 
weil diejer eine Liſte Über die Tatfache der Strafverbüßung unter namentlidher 
Bezeichnung der Sträflinge zu führen hat. ©. außer E11 188 unten III 1. 2. 
Es ift in der Tat nicht einzufehen, weshalb einer derartigen Lifte höhere und andere 
Beweistraft zulommen foll als dem Strafurteile. Ebenſo Binding, Lehrb. 2 283, 
der aber ganz allgemein falſche Angaben zur Berfon in einem Prozeſſe als mittel- 
bare Falſchbeurkundung anſieht. S. über die Frage auch Weismann, Vergl. 
Darftelung 7 375. 379. Dem Handelsregifter des alten HGB's gefteht E 
18 179 eine Beweiskraft nur bezüglich der Tatſache der abgegebenen Erklärung, 
nicht bezügl. ihres Inhaltes zu. A. A. für das neue Recht Staub, Kommentar 
z. HGB 6. u. 7. Aufl. 85 ff. Vergl. auch Gef. üb. d. freim. Gerichtsbarkeit $ 12. 


. Umgekehrt Tann jeine mittelbare Falſchbeurkundung auch dann vorliegen, wenn 


der Inhalt der Erklärung richtig ift, die Ertlärung felbft aber von einer andern 

Perſon abgegeben wurde, als e3 nad) ber Beurkundung ben Anfchein hat. GSelbft 

Identität der wirklich erflärenden mit der in der Urkunde als erflärend bezeich⸗ 
. 30* 
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neten Perſon ſteht der intelleftuellen Urkundenfälichung nicht entgegen, wenn in 
der Urkunde der Erflärende in einer ihm nicht zuftehenden Eigenjchaft auftritt 
3. 8. die & gibt fi für eine Hebanıme aus, ohne es zu fein, und wird in der 
Urkunde als ſolche bezeichnet. 

III. Beweistraft der Eintragung. — Wie fi) aus bem unter I darg:- 
legten Zwede der Stelle ergibt, findet fienur Anwendung auf older 
Ertlärungen, Berbandlungen oder Tatjadhen, hinsichtlich deren die 
bffentliche Urkunde ufw. Bemeis zu erbringen beftimmt if. So da: 
RG in Eonitanter Rechtſprechung. Vergl. bei. 32 386. Daher verneint E 3 313 
mittelbare Falſchbeurkundung, wenn ein öffentlicher Fleiſchbeſchauer durch unrichtize 
Angaben veranlaßt wird, in dem ausgeftellten Schauattefte den Namen und Rohns:t 
bes Befiters des Schladhttieres faljch anzugeben. Ebenjowenig liegt nad) E 20 24% 
das Delikt vor, wenn der Stanbesbeamte durch unrichtige Angaben des verheirateten 
Bräutigam veranlaßt wird, den leßteren in der Bekanntmachung de3 Aufgebot: 
oder in dem Protofoll über Nachſuchung des Aufgebots fälſchlich als ledig oder 
verwitwet zu bezeichnen; deögleicyen nicht, wenn ſich jemand bei Erflärung einer 
Klage zu Protokoll des Gerichtsjchreibere einen falſchen Namen beilegt (E 3 
346); wohl aber, wenn ber Standesbeamte veranlaft wird, den Stand bed Ehe⸗ 
gatten falſch zu buchen; ebenjo bei Bewirtung des falſchen Eintrags über den Ir 
des Todes (E 37 207). Nah E 17 402. 22 345 erbringen die bayriſchen Eim’: 
gefangenenverzeichnifie ziwar Beweis darüber, daß der Berurteilte die Strafe verbif: 
bat, nicht aber darüber, ob der Verurteilte und die Strafe VBerbüßende den Name 
zu führen berechtigt ift, unter bem er verurteilt wurde. Abweichend ift Binding 
Lehrb. 2 283/4 der Anficht, daß die Bewirkung des Eintrags einer faljchen Tatſache 
ftet3 al8 mittelbare Falſchbeurkundung aufzufaflen fet, ohne Rückſicht auf die Beet: 
beftimmung der Urkunde. 

Einträge in ſolche Urkunden ufw., die nur für den inneramtlichen Bertebr 
beftimmt find, fcheiden fchon deshalb aus, weil dieje Urkunden feine öffentlicen 
find ($ 267 IV 1 d). Deshalb bat E 14 11 der in Württemberg vorgejchriebene 
amtsgerichtlihen Gefängnislifte für Unterfuchungsgefangene die Eigenſchaft eine 
öffentlichen Urkunde abgeſprochen; desgl. E 12 228 dem preußifchen Einmohnermelde 
regifter. Dagegen wurden für öffentliche Negifter erflärt: von E 7 373. 11 185 dei 
preußiiche Gefangenbuch II (unter teilmeife fehr bedenklicher Begründung), von E LE 
315 das preußifche Gefangenbuch I und durch E 84 299 die in ben preußiice 
Strafanftalten des Minifteriums bes Innern auf Grund des Minifterialerlafles vor 
22./3 1898 eingeführten Gefangenbücher; desgl. durch E 22 345 das bayrifcdye Chur. 
gefangenenverzeichnis und durch E 81 262 das braunſchweigiſche Kerferregifter. ES 
332 ſpricht den Impfſcheinen und Impfliſten die Eigenſchaft als öffentliche Urkunde: 
ab. ©. darüber 8 267 IV 1a. 

Was die Rechtſprechung des RGE's über Die Gefangenenregifter betrifft, ' 
weift Silberſchmidt ZStrWe 19 403 ff. mit Recht darauf Hin, daß Die zahlreiden 
Unterfcheidungen des RGSE's hinſichtlich der verjchiedenen Staaten wohl nicht haltbar 
find. Weiter ift aber zu betonen, daß es, wenn an Stelle bes Verurteilten em 
anderer die Strafe verbüßt, dieſem meift an dem erforderlichen Dolus fehlen wir. 
weil er ſich regelmäßig gar feine Vorftellung von der Megifterführung macht. ?e: 
überfieht die Praris ganz ungerechtfertigtermeife. Vergl. jedoh R 7 190. 

IV. Inhalt des Eintrags. — Die eingetragene Erklärung, Ber 
bandlung oder Tatſache muß für Rechte oder Rechtsverhältniſſe por 
Erheblichkeit fein, d. h. fie muß für fich allein oder in Berbindung mit ander 
Tatſachen die Entftehung, Erhaltung, Veränderung eines echtes ober Redt- 
verhältnifies bewirken. So Olsh.⸗Zweig. 11 zu $ 267. Dies trifft nach E 0 1? 
auch Hinfichtlich des Ortes einer Geburt zu; nicht aber hinſichtlich der Zahl des m 
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Belige eines Deutjchen beſindlichen Viehs. Ob das Hecht ober Rechtsverhältnis ein 
öffentliche oder privates ift, ift gleichgiltig. 

V. Der Vorſatz befteht in dem Bemußtfein, daß zufolge der Handlung des 

Täters eine Erklärung, Verhandlung oder Tatſache durch eine Urkundsperfon unrichtig, 
aber in öffentlichen Glauben beaniprudyender Weiſe beurkundet wird, in Verbindung 
mit dem Bewußtſein von der Hecht3erheblichkeit diefer Erklärung ufw. Eine Abſicht 
wird nicht gefordert, d. h. der jubjeltive ZTatbeftand iR auch dann erfüllt, wenn ſich 
der Täter durch die Boraugficht der Beurkundung zu der Handlung nicht hat be- 
ftimmen lafjen, er aber weiß, daß fie erfolgt. Dies ift nicht nur bei der Berbüßung 
einer Strafe für einen andern, fondern auch dann wichtig, wenn etwa anjtatt ber 
eidespflichtigen eine andere Perſon den Eid vor Gericht leiſtet (vergl. $ 158 II). Es 
genügt jogar dolus eventualis. E 18 309. 
. VI Die Vollendung tritt mit dem Abichluffe der Beurkundung ein. Bedarf 
es dazu der Unterfchrift der Urkundsperſon, fo liegt vorher nur Verſuch vor, der 
jedoch lediglid) im Falle des 8 272 ftrafbar if. Bedarf es ber Unterſchrift zum 
förmlichen Vollzuge der Beurkundung nicht, jo ift die Vollendung ſchon mit der 
Niederfchrift des Tertes gegeben. Die Frage, ob aud die Unterfchrift der bie 
Beurkundung bewirtenden Berfon, aljo des Täters, erforderlicy ift, fann man nicht 
fchledythin mit Oppenh.⸗Del. 9 verneinen. Vielmehr enticheiden auch in diefem Falle 
die im einzelnen maßgebenden Formvorſchriften. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 10, Binding 
a. a. O. 287/9. Das Gebrauchmachen von der unmahren Urkunde gehört nicht zur 
Bollendung. ©. dazu 8 273. 

VL. Die Verjährung joll nad E 21 288 erft mit der legten materiell unrichtigen 
Beurkundung zu laufen beginnen. Dies ift eine Konfequenz der zu $ 67 H befämpften 
Anficht. 

VIII. Ideallonkurrenz ift namentlich möglich mit Unterdrüdung des Perſonen⸗ 
ftandes und Betrug (vergl. 8 272), aber auch mit Urkundenfälihung aus $ 267, 
nämlich dann, wenn die falſche Beurfundung durch eine gefälfchte ſchriftliche Erklärung 
herbeigeführt wurde. — Eine Spezialvorfchrift |. Seemannsordnung 8 107 Nr. 1. 
NS in GoltdA 51 187 fieht auch $ 82 des Geſetzes betreffend die Gejellichaften mit 
befchräntter Haftung als eine Spezialbejtimmung an. 


8 272. 

Wer die vorbezeichnete Handlung in der Abficht begeht, Jich oder einem 
Anderen einen Vermögensvortheil zu verjchaffen oder einem Anderen 
Schaden zuzufügen, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft, 
neben welchem auf Gelditrafe von einhundertfunfzig bis zu fechstaufend 
Mark erkannt werden kann. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißjtrafe ein, 
neben welcher auf Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark erfannt werden 
kann [SchwG]. 


I. Vergl. die Bemerkungen zu $ 268. 
II. Der Verfuch beginnt mit der Einwirkung auf die Urfundsperfon. Daß biefe 
mit der Beurkundung ſchon angefangen habe, fann nicht gefordert werden. 


$ 273. 
Wer wifjentlic) von einer faljchen Beurkundung der im $. 271 be 
zeichneten Art zum Zwede einer Täufchung Gebrauch macht, wird nach 
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Borichrift jenes Paragraphen [StrK] und, wenn die Abficht dahin ge- 
richtet war, ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu ver: 
Ichaffen oder einem Anderen Schaden zugufügen, nach Vorſchrift des 
$. 272 beitraft [SchwG]. 


Die Stelle fteht zu 8 271 in demjelben Verhältniſſe wie $ 270 zu $ 2367. Sie 
bat Fülle im Auge, bei denen die faljche Beurkundung nicht oder menigitens nid 
dolofer Weife Durch ben Täter bewirkt worden ift, dieſer aber von ihr zum Zwede 
der Täuſchung Gebrauch macht (vergl. $ 267 V 2), obwohl er ihre Unrichtigfeit tenrı. 
Dabei ift e8 gleichgiltig, ob die falfche Beurkundung durch einen dritten gemäß $ 71 
bewirkt worden ift, oder auf einem unbeeinflußten Irrtum der Urkundsperſon berät 
(R 2 300), oder endlich von diefer Dolofer Weife ($ 348) vorgenommen worden fi. 
So die herrſchende Lehre. ©. bejonders Binding, Lehrb. 2292. ft aber die falit: 
Beurkundung im Wege der mittelbaren Falſchbeurkundung (8 271) zu ftande gefommer, 
jo kann deren Täter, nicht auf Grund der vorliegenden Stelle beſonders beftraft werben, 
fall8 er von der falfhen Beurfundung zum Bwede der Täuſchung Gebrauch madı 
Died muß mit ber berrjchenden Lehre gegen Rüd.-Stengl. 12 wegen des oben ke: 
borgehobenen logiſchen Berhältnifies der 88 271 und 273 als richtig angejehen werden. 
BZutreffend bezeichnet daher Binding a. a. O. 298 die vorliegende Stelle als jubidär 
gegenüber $ 271. Dagegen wollen Olsh.⸗Zweig. 2 mwenigftend unter Umftänden Reul- 
fonfurrenz zulafjen. 


$ 274. 
Mit Gefängniß, neben welchem auf Geldftrafe bis zu dreitaujend 
Mark erfannt werden fann, wird beitraft, wer 
1. eine Urkunde, welche ihm entweder überhaupt nicht oder nicht au 
Ichließlich gehört, in der Ablicht, einem Anderen Nachtbeile zuzufüger, 
vernichtet, bejchädigt oder unterdrüdt, oder 
2. einen Grenzſtein ober ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze od 
eines Waſſerſtandes beftimmtes Merkmal in der Abficht, einem Ar 
deren Nachtheil zuzufügen, megnimmt, vernichtet, unkenntlich madı, 
verrüdt oder fäljchlich jet [StrK]. 


1. Zu Nr 1 (fogenannte Wrkundenbefeitigung oder Urkundenumnter 
drüdung). 

1. Objeft der Handlung ift eine Urkunde, die dem Täter entweder überhant 
nicht oder nicht ausfchließlich gehört. Der Begriff der Urkunde ift derſelbe we 
in den vorhergehenden Etellen; ſ. darüber $ 267 IL Cine andere, aber hirts 
bamit verwechſelte, Frage ift die, ob Objekt bes Delikts auch ſolche Privat 
urkunden fein können, die nicht zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverholtniſer 
von Erheblichkeit ſind. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Ebenſo E 9 241 un! 
befonders PB. Merkel, Die Urkunde (1902) 457. A. A. wohl Binding, Lehrk. - 
298, Olsh.Zweig. 2. — Die Urkunde gehört dem Täter nidt el’ 
ſchließlich, wenn fie im Miteigentum eines andern fteht. So Hälfcner 2 5. 
Merkel in Holgend. Handb. 8 807, v. Liſzt $ 163, Meyer⸗Allf. 610. Nah € 8 
37 gehört eine Urkunde dem Täter ſchon dann nicht mehr ausſchließlich, wer! 
einem britten ein dingliches Mecht an ihr zufteht ober wenn der Täter dei 
Beſitz auf einen andern mit der Verabredung Übertragen hat, daß beim Ein“ 
eine gewiſſen Ereigniſſes der dritte Eigentümer werden folle. Rod weiet: 
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gehend nehmen Olsh.⸗Zweig. 2 an, daß fchon bei einem begründeten Heraus» 

gabeanſpruch eines dritten die Urfunde dem Täter nicht ausschließlich gehöre. 

Dagegen E 83 288. 

2 Die Sandlung kann beitehen: 

a) in dem Bernichten oder Bejhädigen der Urkunde. Das eine ober das 
andere liegt vor, je nachdem der gedankliche Inhalt der Erflärung entweber gar 
nicht mehr oder nicht mehr mit derjelben Deutlichkeit wie vorher zu erkennen ift. 
Unter den legteren Fall gehört namentlid die Minderung der Beweiskraft durch 
Radierungen, Durdhftreichiingen und dergleichen. E 10 43, R 2 135.8 722. Eine 
Beichädigung lediglich des Körpers der Urkunde tft nur dann nad) 8 274 zu 
beftrafen, wenn etwa bie für öffentliche Urfunden vorgejchriebene Form dadurch 
befeitigt wird. Die Beſchädigung des Inhalts einer Urkunde (des Tertes) Tann 
fih als Urkundenfälfchung darftellen, nämlich dann, wenn ber fibrig bleibende Reſt 
nun etwas anderes bekundet, einen andern Einn ergibt, als ohne die Beſchä⸗ 
digung. So in dem von E 8 370 erledigten Yalle, bei dem der Schulbner 
durch Abreißen von Papier ber Teilguittung ben Anfchein der Gejamtquittung 
gegeben hatte. Dagegen liegt nicht Urkundenfälfchung, fondern Urkunden⸗ 
befeitigung vor, wenn bei einer öffentlichen Urkunde die Unterichrift unleferlich 
gemacht wird. E 34 114. Dedgleichen bei Ausradierung einer Notiz in einem 
Geſchäftsbuch, die mit deſſen fonftigem Inhalt nicht im Zuſammenhang fteht. 
€ 86 331. ©. aud) E 19 71.206. 30 175 und dagegen Binding, Lehrb. 2 239, 
gegen das zweite Urteil aud) Olsh.Zweig. 27 zu $ 267; 

b) in einem Unterdrüden der Urkunde. Wie Ols.⸗Zweig. 6 mit Recht her⸗ 
vorheben, ift Unterdrüden nicht gleichbedeutend mit dem in 8 133 gebrauchten 
Ausdrude „Beifeiteichaffen*, infofern zwar dieſer letztere, aber nicht jener 
erftere Begriff eine örtliche Entfernung verlangt. Unterdrüden bedeutet viel- 
mehr: der Benugung eines andern entziehen. E 1 159. Dies Tann nidyt mur 
durch Berfteden, Wegſchaffen der Urkunde, jondern durch jede Handlung 
geichehen, Durch welche die Benußung, namentlich auch die rechtzeitige Benutzung, 
vereitelt wird. Beſonders gehört hierher die rechtswidrige Vorenthaltung ber 
Urkunde. Vergl. E 10 391 (Zurüdhaltung eines irrtümlich an faljche Adreſſe 
abgegebenen Briefes tro& Aufforderung zur Herausgabe). E 22 182 (Entfernung 
eined Wahlzettel3 aus der Urne; |. Dagegen $ 267 III 3 a). Heimlichkeit gehört 
nicht zum Begriffe E 22 388. 

3. Der Dolus erfordert die Abjicht, einem andern Nachteile zuzufügen. 
Wegen des Begriffs der Abjicht ſ. $ 59 IV. Sachlich übereinftimmend Olsh.⸗ 
Zweig. 7, E 16 150 und RG in GoltdA 46 37. Nachteil ift das Eonträre 
Gegenftüd von Vorteil, bedeutet alfo jede meßbare Verſchlechterung der Verhältnifie 
ohne Beichränfung auf die Seite des Vermögens. So die herrichende Lehre. 
N 2 374, E 22 283 (Abficht, einem andern den Beweis eines Rechts zu erjchweren). 
AA. Merkel in Holgend. Handb. 8807. Stets aber muß die Abſicht darauf gerichtet 
jein, durch Entztehung der Urkunde al3 folcher, d. h. durch Vereitelung der Benutzung 
ihres gedanklichen Inhalts, einem andern Nachteile zuzufügen. Wer eine Urkunde 
nur deshalb vernichtet, um die Sammlung eines andern zu fchäbigen, oder aus 
reiner Schadenfreude, kann nur wegen Sachbeſchädigung ($ 308) verantwortlich 
gemacht werden. E 81 1413. — Sit bie Abſicht des Täters auf Zueignung 
der Urkunde gerichtet, jo ift Iediglich wegen Diebftahls oder Unterfchlagung zu 
beftrafen. So mit Recht Olsh.⸗Zweig. 6 gegen die in den vorigen Auflagen 
dieſes Kommentars und von E 8 79 vertretene Annahme einer Idealkonkurrenz. 
Bergl. ©. 16508 und E 85 64. 

Im übrigen it Jdealkonkurrenz möglich mit $ 133, nicht aber mit & 308. 
Begen bes Verhältnifies zu 8 348 ſ. daſ. 
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LU. Zu Rr. 2, (Grenzverrüdung). 

1. Objekt der Handlung fann fein: 

a) ein Grenzftein. Schon der Umitand, dat das Gejeß den Grenzitein 
gejondert behandelt, fpricht gegen die $ 267 III 3a befämpfte Anficht, nah 
welcher der Grenzitein al$ Urkunde anzujeben tft; 

b) ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze beſtimmtes Merkmal. 
Die Beitimmung kann, fofern fie nicht auf Herkommen oder ftillichweigente 
Anerkennung zurüdführt, nur von einem maßgebenden Willen ausgehen. Eir- 
feitige Anordnung eines der Nachbarn genügt nicht (R 10 46), ebenjoweng 
die eines unzuftändigen Beamten (E 23 254), wohl aber ein Übereinfommen 
unter den Beteiligten. Unter ber erwähnten Vorausjegung ift es gleichgültig, ob 
da8 Merkmal ein natürliches oder ein künftliches, ob es ein dauerndes ober 
nur probiforisches (R 1 811. 5 25; vergl. jedoch E 31 143) iſt, ob es zur 
Abgrenzung des Eigentums oder fonjtiger Rechte dient. Allerdings verlang: 
NR 6 509 dingliche Natur der abgegrenzten Rechte. Tagegen aber Bindin:. 
Lehrb. 2 348. Auch) Merkmale zur Bezeichnung unterirdijcher (Bergmwerfi) 
Grenzen gehören hierher. Eingehender darüber Köhn, Die Grenzfäljchung 
(1904) 25 ff.; 

e) ein zur Bezeihnung eines Waſſerſtandes beftimmtes Merimal 
Gemeint ift, wie fih aus dem Zufammenhang ergibt, nur ein ſolches Merkmal, 
das Nutzungsrechte abgrenzt, befonders aljo der Aichpfahl, nicht aber Erinnw 
rungsmarken, durch welche die Höhe einer Überſchwemmung kenntlich gemalt 
wird. 

In allen drei Fällen find die Eigentumsverhältniſſe unerheblich. 

2. Die Handlung Tann beftehen in einem Wegnehmen, Vernichten, Un: 
kenntlichmachen oder fälſchlichen Segen. Letzteres trifft dann zu, wenn 
der äußere Anjchein ermwedt wird, als fei das verwendete Material durd Her 
kommen, ftilfchweigende Anerkennung oder burd einen maßgebenden Willen zer 
Bezeichnung der Grenze beftimmt. Bergl. E 16 280. 

3. Zum Dolns gehört auch hier die Abjicht, einem andern Nachteile zuzufügen, 
in bem oben 18 bdargelegten Sinne. Auffallender- und infonfequentermer 
begnügt fich aber hier das RG mit dem bloßen Bewußtſein der Echäbigung. 
NR 5 80. 9 552. 

Wegen bes Verhältnifies biefer Stelle zu $ 370 Nr. 1 f. dajelbft. Ideal⸗ 
konkurrenz mit Sachbeſchädigung ift ausgeſchloſſen. ©. Köhn a. a. D. 40 f.. 


$ 275. 
Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten wird beftraft, wer 

1. wiffentlich von falfchem oder gefälfchtem Etempelpapier, von falſchen 
oder gefäljchten Stempelmarfen, Stempelblanfetten, Stempelabdrüden, 
Poſt⸗ oder Telegraphen-Freimarfen oder gejtempelten Briefkuvers 
Gebrauch macht, 

2. unechtes Stempelpapier, unechte Stempelmarfen, Stempelblanfer: 
oder Stempelabdrüde für Spielfarten, Päſſe oder jonftige Druchſachen 
oder Schriftitüde, ingleichen wer unechte Poſt- oder Telegraphen⸗ 
Sreimarfen oder gejtempelte Brieffuvert3 in der Abficht anfertigt, fe 
al3 echt zu verwenden, oder 

3. echtes Stempelpapier, echte Stempelmarfen, Stempelblantette, Stempel: 
abdrüde, Poſt- oder Telegraphen-Freimarken oder geftempelte Brief; 
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kuverts in der Abjicht verfälicht, fie zu einem höheren Werthe zu ver- 
wenden [StrK]. 


I. Die Etelle behandelt die Fälſchung von Wertzeichen. — Es Tann dahin 
geitellt bleiben, ob die hier behandelten Wertzeichen dem Begriffe der öffentlichen 
Urfunde unterzuordnen find oder nicht. Jedenfalls ftehen fie ſowohl diefen wie dem 
Gelde und den Wertpapieren fehr nahe. Wenn nun das Gejeh in den 88 146. 267 
eine ausdrückliche Beſtimmung für erforderlich erachtet, um ausländiiches Gelb dem 
inländifchen Gelde, ausländiiche öffentlihe Urkunden den inländifhen gleichzuftellen, 
jo Hat man 8 275, bei dem e3 an einer entiprechenden Borjchrift fehlt, nur auf 
inländifche Wertzeichen zu beziehen. Ebenſo Binding, Lehrb. 2 340, Hälfchner 
2 566, dv. Lift & 163, Olsh.⸗Zweig. 2, Rüd.»Stengl. 1, Hegler, Prinzipien des 
imternationalen Strafrechts (1906) 97. U. U. Oppenh.⸗Del. 3, Meyer-Allf. 610, 
E 6 387. 

1I. Die einzelnen Nummern find nicht gerade glüdlich georbnet. Es entipricht 
nämlich 

Nr. 2 der fälfchlihen Anfertigung einer Urkunde ($ 267); 

Nr. 3 der Berfälfchung einer Urkunde (8 267), dagegen 

Nr. 1 dem wiſſentlichen Gebrauchmachen von einer fälfchlich angefertigten oder 

verfälichten Urkunde (8 270). 

Bon Wichtigkeit ift dieſes Verhältnis deshalb, weil es den Ausſchluß einer 
Konkurrenz zwiſchen den Delikten der Nr. 2 und 3 einerfeitS und der Nr. 1 anders 
jeit3 ergibt. Im übrigen nähert fich aber der Tatbeitand der Nr. 2 und 3 dem der 
Münzfälſchung, infofern das Geſetz nicht verlangt, daB von dem Yallfififate 
wirklich Gebraudy gemacht werde, jondern nur fordert, daß der Täter die Abſicht 
habe, das Falfifilat ala echt bezw. zu höherem Werte zu verwenden. 
Tagegen gehört bei Nr. 1 ein Gebrauchmachen zum ZTatbeftande im objektiven 
Einne. 

Daß in fämtliien Nummern der Geſetzgeber nicht nur den beflimmungs- 
gemäßen Gebraud) bezw. die beitimmungsgemäße Verwendung im Auge hat, ergibt 
ih auß der wefentli abweichenden Faſſung des 8 276. Strafbar macht fi alfo 
auch, wer gefälfchte Wertzeihen an einen andern veräußert, oder wer jelbft die 
Faͤlſchung in der Abficht der Veräußerung vornimmt. E 6 387. U. U. namentlich 
Oppenh.⸗Del. 8. 10. Immer aber ift erforderlich, daß von dem Wertzeichen als 
joldem im Rechtsverkehr mit dritten Gebrauch gemacht werden fol. Wer 
gefälfchte Marken unter dem Borgeben, fie jeien et, zu Sammlerzweden veräußert, 
fällt nicht unter $ 275. € 6 387. Bergl. auch E 24 111. 

OL Durch die vorliegende Stelle find 8 23 des Wechielftempelfteuergefeges und 
$ 2 des Geſetzes betr. die Einführung von Telegraphenfreimarfen v. 16./5 1869 al3 
bejeitigt zu betrachten, leßterer aber nur teilmeife. S. 8 276. Bu vergleichen ift 
das Geſetz betr. den Spiellartenftempel v. 3./7 1878 8 12. 

Eine Ergänzung bat die Etelle erfahren durch Invalidenverſicherungsgeſetz 
88 187. 188, Schaummeinfteuergejeg 88 22 ff., Fleiſchbeſchaugeſetz $ 26 Nr. 3. 


$ 276. 

Wer wiljentlich Schon einmal zu ftempelpflichtigen Urkunden, Schrift: 
jtüden oder Sormularen verwendetes Stempelpapier oder jchon einmal ver- 
wendete Stempelmarfen oder Stempelblanfette, ingleichen Stempelabdrüde, 
welche zum Beichen ftattgehabter Verfteuerung gedient haben, zu ſtempel⸗ 
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pflichtigen Schriftſtücken verwendet, wird außer der Strafe, welche durch 
die Entziehung der Stempelſteuer begründet iſt, mit Geldſtrafe bis zu 
ſechshundert Mark beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher wiſſentlich ſchon einmal ver⸗ 
wendete Poſt⸗ oder Telegraphenwerthzeichen nach gänzlicher oder theilweiſer 
Entfernung des Entwerthungszeichens zur Frankirung benutzt. Neben 
dieſer Strafe iſt die etwa wegen Entziehung der Poſt- oder Telegraphen- 
gebühren begründete Strafe verwirkt [SchG). 


I. Die Stelle (deren zweiter Abf. durch Geſetz v. 13./5 1891 eingefügt worden it) 
betrifft die wiederholte Verwendung von Wertzeihen. Dabei ift zu unterſcheiben: 
1. In dem erften Abſatz Handelt es fih um Stempelmwertzeichen. Term | 
wiederholte Verwendung (zu flempelpflicätigen Echriftftüden) ift ſtrafbar, ohr: 
Rückſicht darauf, ob das Entwertungszeichen vorher entfernt wurde ober nidt 
Wurde e8 vorher entfernt, jo ficht da8 RG darin kein befonderes Delikt. ER 
329. 82 116. — Wechſelſtempelmarken dürfen nach der Entwertung jelbfi dam - 
nicht wieder verwendet werden, wenn ber Wechfel, der zur Entmwertung Anls‘ 
gab, nicht in Umlauf kommt. E 87 152. 

2. Sn dem zweiten Abſatz wird die wiederholte Verwendung von Poſt⸗ um 
Telegraphenwertzeidhen mit Strafe bedroht, jedoh nur für dem el. 
daB das Entwertungszeichen vorher entfernt wurde. Zur Ergänzung greifen di: 
88 27. 28 des Poſtgeſetzes und $ 2 bes Geſetzes über die Telegraphenfrei- 
marlen ein. 

Sn beiden Fällen wird die an biefer Stelle vorgefehene Strafe ohne Nüdfidt 
auf bie 88 73. 74 mit ber Defraubationsftrafe fumuliert. E 87 152. 
I. liber Ergänzungen der Stelle |. (außer oben I2) 8 275 IV. 


S$ 277. 

Wer unter der ihm nicht zuftehenden Bezeichnung ala Arzt oder al? 
eine andere approbirte Medizinalperjon oder unberechtigt unter Dem Namen 
ſolcher Perſonen ein Zeugniß über feinen oder eines Anderen Geſundheits⸗ 
zuftand ausſtellt oder ein derartiges echtes Zeugniß verfälicht, und davon 
zur Täufchung von Behörden oder Verficherungsgejellfchaften Gebraud 
macht, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beitraft [StrK]. 


I. Die Fälſchung von Gefundheitszeugnifien umfaßt drei Fülle: 

1. Es ftellt jemand unter feinem Namen ein Geſundheitszeugnis aus, indem et 
fih als approbierte Mediginalperſon bezeichnet, ohne es zu fein. Das wäre an 
ſich Falſchbeurkundung. S. $ 267 V 

2. Es ſtellt jemand unter dem Namen eines andern, der approbierte Medizinal⸗ 
perfon ift, ein Gefundheitszeugnis aus. 

3. Es verfälfcht jemand ein von einer approbierten Mebizinalperfon ausgeſtellte⸗ 
Geſundheitszeugnis. 

In den beiden letzteren Fällen handelt es ſich um privilegierte Urkunden 
fälſchung. In keinem Falle kommt auf Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Beugnifet 
etwas an. E 0 138. U. U. Merkel in Holgend. Handb. 8 812. 

I. Gefundheitszeugniffe find auch ſolche fiber früher durchgemachte 
Siranfheiten. So Binding, Lehrbuch 2 273, Olsh.⸗Zweig. 1. Auch die fachverflän- 
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Dige Wiülrdigung mwahrgenommener auf die Geſundheit bezüglicher Tatjachen (3. 8. 
Erflärung über die vorausfichtlide Dauer des Heilungsprozeſſes) Fällt unter den 
Begriff Des Geſundheitszeugniſſes. E 33 293 (in einem nach & 278 zu beurteilen- 
den Falle). 

DI. Welche Medizinalperjonen zu den approbierten gehören, ergibt ſich für 
da3 Heid, aus GewO 8 29. Dadurd wird indefien nicht ausgeſchloſſen, daß landes- 
rechtlich eine Approbation in weiterem Umfange gefordert wird. So Bayern für 
die Bader. E 6 260. Dagegen gehören nach E 10 340 die Hebammen nicht hier- 
her, Doch ift mit v. Liſzt 8 163, Olsh.⸗Zweig. 1 zu behaupten, daß, wenn fie landes⸗ 
rechtlich einer Approbation bedürfen, für fie dDasjelbe gilt wie für andere Medizinal- 
perjonen. 

IV. Bollendung tritt in allen Fällen erft ein, wenn von dem Zeugnijle 
zur Täuſchung von Behörden oder Berfiderungsgefellfhaften Gebraud 
gemacht wird. Bei einverftändlidem Zuſammenwirken mehrerer liegt Mittäterjchaft 
vor. Vergl. $ 270. Die Täufchung braucht nach dem unter I Gefagten nicht darauf 
gerichtet zu fein, daß eine faljche Voritellung über den Gefundheitszuftand einer 
Berjon ermwedt werde, fondern nur auf Herporrufung des Glaubens, als ſei das 
Zeugnis von einem Arzte uſw. ausgeftellt worden. 

V. Idealkonkurrenz mit GewO $ 147 Nr. 3 ift möglidh, fofern ſich der 
Ausfteller mit feinem rihtigen Namen, aber mit dem falfchen Prädikate als Arzt 
ujmw. bezeichnet. Ebenfo Olsh.⸗Zweig 5, Oppenh.⸗Del. 1. A. U. Binding, Lehrb. 2 
273. — Idealkonkurrenz mit 88 267. 268 ift ausgeſchloſſen. E 6 1. Auch gegen» 
über $ 363 ift die vorliegende Stelle lex specialis. E 31 296. 


$ 278. 


Ärzte und andere approbirte Medizinalperfonen, welche ein un— 
richtiges Zeugniß über den Geſundheitszuſtand eines Menſchen zum Ge: 
brauche bei einer Behörde oder Verficherungsgejellichaft wider bejjeres 
Willen ausstellen, werden mit Gefängniß von Einem Monat bi zu zwei 
Jahren beitraft. [StrK]. 


I. Uusftelung unrichtiger Geſundheitszeugniſſe. — ES Handelt fih um 
einen Fall der Falſchbeurkundung. Denn im Gegenjage zu $ 277 wird ein 
materiell unrichtiges Gejundheitszeugnis (8 277 IT) gefordert. Die Bollendung 
tritt mit ber Ausftellung (= Entäußerung) ein, ohne daß es eines wirklichen Ge» 
brauchmacdyens bedürfte. Wohl aber ınuß der Täter entweder willen, daß das 
Zeugnis zum Gebrauche bei einer Behörde oder Berficherungsanitalt beitimmt ift, 
oder aber felbft einen derartigen Gebrauch beabfichtigen. Bezüglich der Beſtimmung 
des Zeugniſſes genügt dolus oventualis, nicht aber bezügl. der Nichtigfeit feines 
Inhalts. 

I. Die Möglichkeit der Täterjchaft ift befchränkt. Zur Ergänzung greift $ 277 
ein. Bergl. baf. II. Wegen Teilnahme ſ. ©. 81 II. 


$ 279. 

Wer, um eine Behörde oder eine Verfiherungsgejellichaft über feinen 
oder eine Anderen Gejundheitzzuftand zu täufchen, von einem Zeugniſſe 
der in den 88. 277 und 278 bezeichneten Art Gebrauch macht, wird mit 
Gefängniß bis zu Einem Jahre beitraft. |StrR]. 
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Die Stelle fteht zu 88 277. 278 in einem ähnlichen Berhältnifie wie $ 270 zu 
$ 267 und $ 273 zu $ 271. Demnach ift mit E 82 295 anzunehmen, daß die Ae- 
nugung eines objektiv unrichtigen ärztlichen Beugnifies genügt. Selbftverftändlih ge» 
hört aber das Bewußtſein der Unrichtigkeit zum Dolus. 


$ 280. 


Neben einer nach Vorſchrift der 88. 267, 274, 275, 277 bis 279 
erfannten Gefängnißjtrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. 

Bergl. 88 32. 35. 


Dierundzwanzigfier Abſchnitt. 
Banferutt. 
Die hierher gehörigen 88 281—283 find erjeßt durch die Konkursorbnung vom 
20./2 1877 (neue Faſſung dv. 17./5 1898) 88 239 ff.') 


Sünfundzwanzigfler Abſchnitt. 
Strafbarer Eigennuß und Verlegung fremder Geheimnijje. 


Gemäß den Ausführungen zu ES $ 2 III 3 jind die landesrechtlichen Ber 
hriften über unbefugte Aneignung von Bernftein noch in Kraft. S. preußiſches 
Gej. v. 22.:2 1867. 


§ 284. 


Wer aus dem Glüdsipiele ein Gewerbe macht, wird mit Gefängniß 
biz zu zwei Jahren beftraft, neben welchem auf Geldftrafe von dreihundert 
bi3 zu fechstaufend Mark, ſowie auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden fann. 

ft der Verurtheilte ein Ausländer, fo ift die Landespolizeibehörde 
befugt, denfelben aus dem Bundesgebiete zu verweilen. [StrK]. 


I. Zum Begriff des Spiels, ſoweit es fi dabei um die Leiftung von Ver—⸗ 
mögenswerten handelt, gehört, daß Gewinn und Berluft der Parteien von einem 
zulünftigen noch ungewiſſen Ereignis abhängig gemacht werden. Dies kann auch ki 
Berträgen der Fall fein, die nicht unter den Begriff des Spiel (oder befler: des 
Cpielvertrags) fallen, namentlich bei Berficherungsverträgen. Gerade mit Rüdjiär 
hierauf fordert mıan neuerdings zum Begriffe des Spiels, daß die in dem Vertrag” 
ſchluſſe liegende Vermögensgefährdung (bemußtermaßen) nicht durch Die normalen 
wirtichaftlichen Faktoren gerechtfertigt wird. So in verfchiedener Formulierung 
Kohler, Lehrb. d. bürgerl. Rechts 1 309, A. Elfter ArhBürgR 26 34 ff, Kriegsmam. 
Vergl. Daritellung 6 382 ff. 

Für das Strafrecht ift die Frage von Bedeutung, ob ein Unterjchied zwiſchen 
Spiel und Wette befteht und worin er eventuell liegt. In Betracht komme 
folgende Anfichten: 

1. ein generifcher Unterfchied befteht nicht: jedes Spiel ift im Grunde go 





1) Zert und Erläuterung diefer Stellen |. im Anhang. 
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nommen eine Weite. So bei. Stenglein ZStrW 3 111ff. und in Rud.St. 2, 
Kriegämann a. a. DO. 387; 
2. e8 befteht ein generifcher Unterichied. 

a) Bon einer objettiven Theorie wird er darin gefunden, daß beim Spiel- 
vertrage Gewinn und Berluft vom Ausfalle einer von ben Kontrahenten zu 
entfaltenden Tätigfeit abhängig gemadt werden. Co namentlid) Thöl 
Deutfches Handelsrecht 5. Aufl. $ 304. Auch Gerber-Eofad, Syſtem bes 
Deutichen Privatrechts 8 219 fordern eine Tätigkeit, die entweder von ben 
Parteien jelbft oder von einem durch fie beauftragten dritten vorgenommen 
wird. Danach würde ſich der Betrieb am Zotalifator nicht als Spiel, fondern 
als Wette darftellen; 
nad einer fubjettiven Theorie liegt der Unterfchied im Motiv: bei 
der Wette gilt es den Beteiligten um die Entjcheidung eines Meinungstampfs, 
bei dem Spiele nicht. Nach diejer Anficht, die nunmehr im Gtrafredjte 
berricht, erfcheint das „Wetten“ am Totalifator und daS fog. Buhmaden 
als Spiel, fofern uneingeweihte, nicht jachverftändige Perjonen teilnehmen 
weil es dieſen nicht auf die Erhärtung ihrer Meinung über die Rennfähigfeit 
der Pferde, fondern nur auf die Erzielung eine Gewinne ankommen kann. 
E 6 172, 421. 7 21, Jonas BSR 2 551, Olsh.⸗Zweig. 1. ©. dazu u. IIL 

IL Das Glüdsfpiel ift eine Art des Spiels. (Gegenſatz: Kunſtſpiel) Seine 
ſpezifiſche Eigentümlichleit befteht darin, daß der Ausfall ganz oder doch weſentlich 
tom Zufall abhängt. Für das Recht kommt das Glüdsfpiel nur infofern in Be⸗ 
tracht, als der Gewinnit einen Bermögenswert darftellt. Es entipricht aber ferner 
fowoHl Dem Sprachgebrauche als auch dem legislativen Grunde bes Geſetzes eine 
Beichränkung des Begriffs auf folche Fälle, bei denen es fi um Gewinnfte von 
nit unerheblidem Werte handelt. Die Grenze Tann nur nach den individuellen 
Verhältnifien der Mitjpielenden, und zwar jpeziell nad) denen des Mindeftvermögen- 
den gezogen werden. Bgl. Schiffer Gers 51 188 ff. Das RG lehnt die Berück⸗ 
fchtigung der Bermögensverhältnifie der Spieler ab und betrachtet die „allgemeine 
geſellſchaftliche Anſchauung“ als maßgebend. E 6 70. 18 342. 19 252. Aber bei 
der Berfchiedenartigkeit der Vermögensverhältniffe gibt es eine folche faum. Olsh.⸗ 
Zweig. 2 wollen die fozialen Berhältniffe des geſamten Kreiſes der Mitfpielenden 
berüdjichtigen. Wie aber, wenn dieſe verfchieden find? Nach Kriegsmann a. a. O. 
309 joll das Objekt des Spiels dann Fein unerhebliches fein, wenn es möglich ift, 
mit ihm einzelne Lebensbedürfnifje zu befriedigen. Aber jeder Menfch hat Lebende 
bedürfnifie, Die fich mit minimalen Aufwendungen befriedigen lafjen. 

Subjeltiv gehört zum Begriffe des Glücksſpiels Feine geminnfüchtige Abficht. 
Eo die herrfchende Lehre, 3. B. Nönnderg, Das Reichs» und Zandeslotterie- und fonftige 
Olüdzipielftrafrecht (1907) 73. E 6 70.7 21. A. Q. (wie die früheren Aufl. diefes 
Kommentars) Merkel 342. 

Adgejehen von ben unter I erwähnten Fällen bat das RG u. a. für Glüds- 
friele erflärt: bag „Kümmelblätthen” (E 1 118), die ‚„Kartenlotterie” (E 12 388), 
das „Mauſcheln“ (Goltd A 87 150) das „Tivolibillard” (NR 7 17). 

Über Lotterie und Wusfpielung ſ. 8 286. 

IIL Strafbar ift, wer aus dem Glüdsfpiel ein Gewerbe madıt (8 74 V 2 ba). 
Dabei wird aber, wie fid) aus $ 360 Nr. 14 ergibt, vorausgejeßt, daß der betr. 
wirklich jpielt, d. H. fi) den Chancen des Spiels unterwirjt. Wer, ohne jelbft zu 
fpielen, gewerbsmäßige Glücksſpiele „veranftaltet” (8 286) oder „hält“ (& 360 Nr. 14) 
oder dabei Hilfe leiftet (3. B. als Kroupier), kann auf Grund der vorliegenden Stelle 
nicht beftraft werden. So die herrfchende Lehre. ©. bei. E 14 28. 29 376. A. N. 
Rönnderg a. a. DO. 83 ff. Iſt aber jemand in dem bezeichneten Sinne gewerbsmäßiger 
Epieler, jo fragt e8 ſich, ob ihn die polizeiliche Genehmigung des Spielunternehmens 


b 
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von Eirafe befreit. Verneinend mit Recht DISh.-Zweig. 9, E 29 376. Bejahend 
dagegen Binding, Lehrb. 1 407, Hälfchner 2 446. Die Frage ift jeht deshalb be- 
fonder® wichtig, weil nad) dem Gef. betr. die Wetten bei öffentlich beranitalteten 
Pferberennen v. 4./7 1905 die Konzeffionierung von Wettunternehmungen bei ſolchen 
Nennen reichsgeſetzlich vorgefehen ift. Allerdings dedt die Konzeflion nicht nur ben 
Unternehmer, jondern auch den Spieler, aber dieſen nur Binfichtlich des Einzel⸗ 
ſpiels (denn nach den Ausführungen unter I 2b Handelt es ſich in der Tat nicht 
oder nicht nur um Wetten, jondern auch um Spiele) und beftraft wird ja nicht der 
Spieler, fondern das gewerbsmäßige Epielen. S. aud) $ 286 VL & 360 Wr. 14. 

IV. Begonnen und gleichzeitig vollendet ift das Glücksſpiel ſchon mit dem 
Einfegen. € 1 118. 

V. Einziehung der zum Glücksſpiele gebrauchten oder beftimmten Gegenſtände 
gemäß $ 40. Der Einſatz des nichtgewerbsmäßigen Spielers unterliegt nicht der 
Einziehung. Pol. Binding a. a. O. 413. Ebenſowenig das, wenn auch durch ge 
werbsmäßiges Glüdsijpiel erworbene Geld. CE 39 78. 

VI Zeilnahme ift nad allgemeinen Regeln möglih. Insbeſondere ericheint 
der Kroupier als Gehilfe. Bol. aud) $ 285 V. 

VIL Wegen Konkurrenz mit Zuwiderhandlungen gegen das Reichsſtempelgeſ. 
ſ. & 31 114. 32 355. 88 55. 89 186. Ausgeſchloſſen ift Idealkonkurrenz mit $ 6 
des Gef. betr. die Wetten uſw. v. 4./7 1905. E 838 33. 89 186. 


$ 285. 


Der Inhaber eines öffentlichen Verſammlungsoris, welcher Glüd: 
ipiele daſelbſt gejtattet oder zur Verheimlichung folcher Spiele mitwirkt, 
wird mit Geldftrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark beitraft. [Stk 
bez. Sch@|]. 


&I. Die Strafbarleit der Geftattung von Glädsipielen iſt von der Etrais 
barkeit der Beteiligung am Glücksſpiele unabhängig. Es Tommt alio 
nicht darauf an, daß die Teilnehmer aus dem Glüdsfpiele ein Gewerbe machen. ©. 
u. V. Im übrigen ift der Begriff des Glücksſpiels derjelbe wie bei $ 284. Wegen 
der Lotterie und der Ausfpielung vergl. $ 286 I 8. 

IH. Zäter ift der Inhaber eines döffentliden Berfammlungsortes 
d. h. eines ſolchen, der jedermann, ohne individuelle Beſchränkung zugänglid it. 
Der Umftand, daß Eintrittögeld erhoben wird, oder der Zutritt an fonftige von der 
Andivibualität unabhängige Bedingungen (3. B. Anlegen von Masten) geknüpft it, 
fteht der Öffentlichkeit nicht entgegen. — Der Begriff des Inhabers umfaßt nch 
der berrichenden Lehre (E 24 256. 36 324) nicht nur den Eigentümer ober Pächter, 
fondern jeden, der zu eigenem Rechte oder in Vertretung des Berechtigten (menz 
auch ohne ausdrüdlichen Auftrag für den Einzelfall) über den Ort zu verfügen hat 
(3. B. Wirtsfrau oder Oberfellner in Abweſenheit des Wirts). 

III. Die Handlung ann jein: 

1. ein Geftatten des Glücksſpiels an dem öffentlichen Verſammlungsorte 
„Geftatten“ bedeutet jomohl die ausdrüdliche Erteilung einer Erlaubnis als and 
das einfache Dulden. Das Delikt kann alſo aud) einfaches Unterlafjungsdelilt 
fein. Ebenfo die herrſchende Lehre; vergl. Binding, Lehrbuch 1 410, Landsberg 
Kommiffivdelifte durch Unterlafiung (1890) 207. Selbſtverſtändlich muß der 
Inhaber wiflen, daß gefpielt wird oder geipielt werden fol. R8 317. Über 
haupt muß er alle die Umſtände kennen, die für den Begriff des Glüdsipiel 
weientlich find. Demnad gehört zum Dolus auch ein Einblid in bie Höhe 
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bes Epielobjeltd. Bergl. $ 284 II und E 19 253. — Das Spiel muß an 
dem öÖffentlihen Berfammlungsorte ftattfinden. Solange aber die 
regelmäßig allgemein zugänglichen Orte nur individuell beftimmten Perſonen 
zugänglich find, find fie nicht öffentliche Berfammlungsorte. E. 6 70. Ander⸗ 
jeit3 find auch die Privaträume des Wirt! öffentliche Verſammlungsorte, 
wenn und folange fie allgemein zugänglich gemacht werden. ©. auch u. 2; 

2, ein Mitwirten zur Verheimlihung des Glüdsfpiels In diefem 
Falle wird nicht gefordert, daB das Spiel in dem öffentlichen Verfammlungsorte 
ftattfinde, wohl aber muß der Inhaber als joldher zur Verheimlichung mit» 
wirten. Oppenh.Del. 6. Der Begriff des Mitwirkens verlangt eine pofitive 
Tätigfeit (3. B. Verfchließen der Haustüre oder Überweifung eines Privatzinmers. 
E 6 70). Ber Dolus iſt der gleiche wie unter 1. 

Soweit eine Konzejlionierung des Glüdsfpieles zuläffig ift, namentlich alfo auf 
Grund des Gel. v. 4/2. 1905, dedt die erteilte Erlaubnis auch den Inhaber des 
öffentlichen Berjammlungsortes. 

IV. Borfag ift überall erforderlich. So die herrichende Lehre. ©. 0. III1 u. 2. 

V. Iſt das geitattete oder verheimlichte Glüdsfpiel (mie der Inhaber des Ver⸗ 
jammlungsortes weiß) ein gewerbsmäßiges, fo liegt Jdealkonkurrenz mit Beihilfe 
zu dem Delikte des & 284 vor. U. U. Binding, Lehrb. 1 410, der in diefem Falle 
mir die vorliegende Stelle anwenden will. 


$ 286. 


Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß öffentliche Lotterien veranftaltet, 
wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Gelditrafe big zu drei- 
taufend Mark beitraft. [StrK bez. SchG]. 

Den Lotterien find öffentlich veranjtaltete Ausſpielungen beweglicher 
oder unbeweglicher Sachen gleich zu achten. [SchG]. 


L Begriff der Lotterie. — Die Lotterie ift eine befondere Art des Glüdsfpiels. 
Cie muß mithin die zu $ 284 I. II entwidelten Merfmale des Glücksſpiels auf- 
weijen, außerdem aber auch eine fpezifiiche Differenz, die fie von anderen Arten des 
Glücksſpiels unterfcheidet. Tiefe Differenz bejteht in einem Gegenjag zwiſchen 
Unternehmer und Spieler, die fi) nach verjchiedenen Richtungen Hin geltend 
macht. Zunächſt erlangt der Unternehmer durch den Lotterievertrag einen un bes 
bingten Anfprudy gegen den Spieler auf Leiftung des Einfages, während der Epieler 
gegen ben Unternehmer einen durch den Ausfall des Glücksſpiels bedingten Anſpruch 
auf Zeiltung des Gewinnes hat. Daß aber der Unternehmer unbedingt an irgend einen 
Epieler leiften muß, fteht. durch den Lotterievertrag feſt. Infolgedeſſen ift er 
an dem Ausgang des Spieles wirtihaftlih nicht interejjiert. Ein 
Intereſſe hieran haben nur die Epieler ; aber in rechtlichen Beziehungen ftehen fie nicht 
untereinander, jondern nur zum Unternehmer. So Rönnberg, Das Reichs⸗ und 
Landeslotterie ... . . . recht (1907) 94 ff., Kriegsmann, Bergl. Darftellung 6 142 ff. 
(legterer auch unter Berufung auf den Niederländer Noyon). Das Intereſſe der Spieler 
braucht Übrigens nicht gerade durch ein Riſiko bedingt zu fein. Bielmehr fieht 
e8 dem Begriffe der Lotterie nicht entgegen, wenn ein Gewinn ficher unb mit dem 
Einjag gleichwertig if. E 17 379. 34 447. Auch braucht der Einſatz nicht als ſolcher 
bezeichnet zu fein. Er kann auch dann vorliegen, wenn ber Unternehmer außer Be⸗ 
teiligung an der Lotterie noch etwas anderes, z. B. ein Beitungsabonnement, ge⸗ 
währt und nur dieje Leiltung in dem Namen zum Ausdrud bringt. & 1 53. 2 
390. 16 83. 25 180. 34 447. ©. dazu Kriegsmann a. a. D. 416. Die herrſchende 
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Lehre behauptet noch eine weitere Eigentümlichleit ber Lotterie, darin beftehend, daf 
bie Entfcheidung über den Gewinn Durch da8 Lo 8 erfolge. Daneben läßt fie aber aud 
„Losſurrogate“ zu. Eo Olsh.Zweig. 2, Binding, Lehrb. 1 410, E 10 245. 12 38. 
NR 9 300. Diefes letztere Urteil betrachtet 3. B. als Losfurrogate Nummern, die ein 
Wirt feinen Stammgäften zum Bmede der Legitimation gibt und deren BVeſitz fie 
zur Auswahl unter äußerlich gleichen Paketen mit teil wertlojem teil$ wertvollen 
Inhalt berechtigt. Ebenſo find nach E 16 83 die Kuverts, in denen ſich die Löſung 
eines Preisrätſels befindet, Losfurrogate. Ter Begriff der Losfurrogate wurde 
ſchon in den früheren Auflagen als unbraudybar abgelehnt. Ceine Anwendimg bat. 
mie vorauszufehen war, namentlich feit E27 47 zu dem Ergebnis geführt, dab bx 
NS in neueren Entſcheidungen die Frage, ob ein der Auslofung ähnliches Ber: 
fahren vorliegt, nicht einmal aufwirft. Vergl. 3. 8. E 36 123: eine Zeitung batie 
500 Mark der Witwe desjenigen Abonnenten verſprochen, der als erfter in jeinem 
Berufe nach dem 1./4 1902 verunglüden würde: Berurteilung wegen Beranitaltur« 
einer Lotterie. Dagegen lehnen es Olsh.⸗Zweig. 2, E 10 245. 22 388 ab, Würfe: 
als Losfurrogate anzufehen, erftere aber nur deshalb, meil jonjt fein Unterſchied 
zwiſchen Lotterie und Glücksſpiel bleiben würde. 

Iſt der Begriff der Losfurrogate unbrauchbar, fo bleibt nur die Möglicter, 
entweder an dem Erfordernis des Lofes feftzuihalten oder. aber die Art und Were 
der Gewinnermittelung für unerheblich zu erklären. Den erfteren Standpunlt ver 
tritt (wie die früheren Aufl. diefes Kommentare) jegt Rönnberg a. D. 101, (momit id 
allerdings feine Bemerkungen ©. 94 nicht zu vereinigen vermag), den leßterer 
Schritt tut Kriegsmann a. a. O. 6 410. 415. In ber Tat fanıı es auf die Art nm 
Weiſe der Gewinnermittelung deshalb nicht ankommen, weil es ſich dabei nur ı7 
eine Technik, um einen Trid Handelt, der die juriftiiche Natur des Gejdhif: 
unberührt läßt. 

Es iſt daher eine Lotterie in allen Fällen des Glüdsfpield anzunehmen, in 
welchen der Gegenjag zwijchen Unternehmer und Spieler in dem oben entwidelte: 
Sinne au&gebilbet if. Sobald aber der Unternehmer felbft mitſpielt, ſich ſelbſt dei 
Chancen des Spiels unterwirft, ift die Lotterie zu verneinen. Dieſes legtere tritt 
auh für da8 Heuer- und PBromefjengefhäft zu, d. h. für den Rerar 
des erhofften Gewinns. Die herrfchende Lehre aber fieht darin Lotterie. 3 
133. 4 50. 7 161. Gegen diefe Rönnberg a. a. O. 102 ff., Kriegsmann a. a. ©. 414. 
Wird ein ideeller Anteil des Loſes felbft verkauft, jo lehnt aud) die herrjchende Yebre 
2otterie ab. 

Beftritten ift außerdem, ob eine Lotterie auch dann vorliegt, wenn fich nur eir 
Cpieler beteiligt. Bejahend Olsh.⸗Zweig. E 1 357. 414. 5 482. 10 245, verneinm 
Nönnberg 94, Kriegsmann 411. Es wird zu unterfcheiden fein. Iſt der Vertrag m 
dem Sinne gejchloffen, daß fich der Unternehmer der gejamten Gewinne ohne Kid 
fiht auf die Zahl der Spieler entäußert, fo ift der Bertrag ein Lotterievertrat. 
Läßt dagegen der Vertrag bie Möglichkeit offen, daß bei geringer Beteiligung rm 
Teil der Gewinne beim Unternehmer bleibt, jo handelt es fi nur dann um eine 
Xotterie, wenn die Ausfcheibung der zurlidbleibenden Beträge vor dem eigentliher 
Spiel erfolgt. 

Nach der vertretenen Auffafiung vom Wefen der Lotterie wird ihre Lerar 
ftaltung ohne Aufftellung eines beftimmten Planes faum denkbar fein. Wenu aber 
einzelne Urteile des RGE's (3. B. E 18 342) in der Aufftellung eines folchen Planet 
gerade das Charatteriftitum der Lotterie finden, jo bürfte diefer Punkt zu flarf be 
tont fein. 

DO. Begriff der Ausipielung. — Die Gleichftelung der Ausſpielung mit der 
Lotterie kann nur bedeuten, Daß e8 bei einer Beranftaltung, die ben Gegenfag zwiſchen 
Unternehmer und Spieler aufweift und in dem unter I bezeichneten Sinn durdfüht 
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auf die Natur des Gewinnes nicht ankommt. Die vorliegende Stelle findet alfo 
Anwendung, gleichgiltig ob der Gewinn in Geld oder in andern Sachen beiteht. 
Rad) der herrfchenden Lehre (E 10 245. 17 379. 19 258..29 66. 34 141) ift nicht 
nur die Natur des Gemwinnes, fondern aud die Art und Weiſe feiner Ermittelung 
unerheblich. Diejer legtere Punkt fcheidet hier deshalb aus, weil auf die Gewinner⸗ 
mittelung auch bei der Lotterie fein Gewicht gelegt wurde. Giehe o. I. Hält man 
fie-aber für erheblich, fo ift es jedenfalls fonfequenter und befriedigender, mit Rönn- 
berg a. a. D. 99 ff Gewinnermittelung dur Los auch zum Begriff der Ausfpielung zu 
fordern. Den Gegenjag zwiſchen Unternehmer und Spieler fordert die herrſchende Lehre 
auch bei biejer. — Biel beſprochen war vor einiger Zeit bie Frage ob das „Schnees 
ballen-, aud) Hydra» und Gellaſyſtem“ als Ausipielung anzufehen ſei. Bejahend 
E 34 140. 321. 390. 403, Binding, Lehrb. 1 411/2, Braun i. d. Ztiſchr. Das Recht 
Jahrg. 1901 Nr. 16, DI3 6 453, Spohr daf. 454. N. A. Staub daf. 198, v. Lifzt 
daf. 195, ſtriegs mann a. a. D. 415. | 

III. Die Handlung beiteht in dem eranftalten einer öffentlichen Lotterie 
oder Ausfpielung ohne obrigfeitliche Genehmigung. Das Erfordernis der Genehmigung 
wird alfo von re ichswegen aufgeliellt, dagegen beitimmt das Landesrecht Die 
zuftändige Behörde. Offentlich ift eine Lotterie oder Ausfpielung dann, wenn fich 
an ihr ein größerer durch individuelle Beziehungen nicht zufammengehaltener Per⸗ 
fonenfrei® beteiligen kann. Bergl. $ 110. So bei. E 81 413 mit der Aus⸗ 
führung, daß eine Lotterie auch dann eine öffentliche fein könne, wenn fie unter ben Arbei⸗ 
tern derjelben Fabrik ftattfindet. Beranftaltet ift die Rotterie oder Ausſpielung dann, 
wenn dem Publikum die Beteiligungsmöglichkeit gewährt if. E 85 44. Die bloße 
Rundgebung, daß demnächſt die Möglichkeit beftehe, fich (etwa durch Loskauf) zu bes 
teiligen, genügt nicht. E 9 201. Anderfeit3 gehört zur Beranftaltung nicht. der 
wirkliche Abjad von Loſen. Täter der Beranftaltung ift, wer die Möglichkeit der 
Beteiligung gemährt, alfo nicht notwendigerweife nur der Unternehmer. E34 447. U. A. 
Rönnberg a. a. D. 110. Wer fi auf den Abſatz von Loſen beichräntt, ift nicht Ver⸗ 
anftalter, fondern Kollefteur und je nad Umijtänden als Gehilfe oder Begünftiger zu 
beftrafen. Bergl. R 8 728. Dagegen will ihn Binding, Lehrb. 1 410 nur als Ge- 
hilfen gelten laſſen. Eine Abweichung von der erteilten obrigkeitlichen Genehmigung 
iR ftrafbar. E 28 236. 

IV. Als Verſchulden genügt wegen des polizeilihen Charakter des Delikts 
Fahrläſſigkeit. Ebenſo Merkel in Holgend. Handb. 4 456, Olsh.⸗Zweig. 11. Da- 
gegen fordert die herrjchende Lehre Vorſatz. E 27 31, Binding, Lehrb. 1 410. 411. 
Praktiſch wird die Differenz wenig erheblich jein. Ein fahrläffiges Beranftalten 
einer Zotterie oder Ausipielung ift nicht denkbar. Einholung der Genehmigung von 
einer zu ihrer Erteilung unzuftändigen Behörde läßt ſich faum jemals als Ber» 
ſchulden anfehen. Berlangt man aber Borjab, fo wird dieſer durch irrtümliche An» 
nahme der Buftändigfeit ftetS ausgefchlofien. E 3 49. 27 30. Die Yahrläffigkeit 
wird alſo höchftens bei Überfchreitung der Erlaubnis oder dann in Betracht fommen, 
wenn jemand glaubt, die Genehmigung jet erteilt, während fie e8 in der Tat nicht 
iſt. Die irrtümliche Annahme, daß das Unternehmen nicht genehmigungsbebärftig 
jei, beachtet die Praxis mit Recht nit. E 19 257. 29 376. Dagegen Binding, 
Lehrb. 1 411. 

V. Einfäge und ausgefegte Gewinne unterliegen der Einziehung, nicht aber 
bereit3 in das Eigentum der Spieler übergegangene Gewinne. Denn die Spieler 
find nicht Teilnehmer. 

VI Verhältnis der Stelle zu andern. 

Die Frage, ob die $$ 284. 285. 360 Nr. 14 auf bie Lotterie (und die Ausfpielung) 
Anwendung finden, wird von der herrjchenden Lehre verneint. Sie nimmt aljo an, 
daß die Lotterie, obwohl Glücksſpiel, durch $ 286 als eine lex specialis geregelt jei. 

Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 91 
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So Binding, Lehrb. 1 406, Olsh.⸗Zweig. 7 zu 8 284, E 10 245. Dagegen Röm- 
berg a. a. D. 78 ff. In der Zat ift ber berrichenden Lehre nicht beizutreten. Die 
Beftimmung des $ 286 trifft überhaupt nicht den Spieler, fondern ben Beran- 
ftalter. Der Beranftalter einer Lotterie jpielt aber nach den Ausführungen unter 
I nicht, ſelbſt nicht bei mangelnder Fbentität mit dem Unternehmer. Demnad if 
8 286 auch nicht als lex specialis zu denfen. Im übrigen ift zu unterjcheiben: 

1. Iſt die Lotterie nicht genehmigt, fo fteht der Anwendung des & 284 auf den 
Spteler fein Bedenken entgegen. Ebenfo trifft auf den Inhaber bei Ber- 
fammiungsortes 8 285 zu. Auch $ 360 Nr. 14 ift anwendbar, umd zwar 
kann diefe Stelle mit 8 286 deshalb in Idealkonkurrenz treten, weil bei ihr 
ber Ort der Tat von Bedeutung ift, der bei & 286 völlig außer Betracht 
bleibt. 

2. Iſt die Lotterie genehmigt, fo hängt die Anwendbarkeit der 85 285. 360 
Nr. 14 davon ab, ob ſich die Genehmigung auf Abhaltung an dieiem 
Drte erftredt. Die Unwendbarfeit des $ 284 auf die Spieler iſt ebenjal 
zu behaupten, fofern man ber oben 8 284 III binfichtlidy des Spielend bei 
fonzeffionierten Wettunternehmen aufgeitellten Anficht beitritt. 

Im einzelnen weicht auch Rönnberg von der hier vertretenen Auffaffung viel⸗ 


fa) ab. 
Wegen Konkurrenz mit dem Reichsftempelgefet f. E11 9. 16 301. M 3%, 
wegen Konkurrenz mit GewO 8 148 |. € 14 384. 


8 287. 
Bergl. anftatt der urfprünglichen Stelle Gef. über den Markenſchutz vom 30.11. 
1874 8 14 und jegt 


Geſetz zum Schutze der Waarenbezeichnungen 
vd. 12./5 1894. 


$ 14. 


Per wiflentlich’oder aus grober Fahrläffigfeit Waaren oder deren 
Berpadung oder Umhällung, oder Anfündigungen, Preisliften, Geſchaͤfts 
briefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit dem Namen 
oder der Firma eined Anderen oder mit einem nadı Maßgabe dielet 
Geſetzes geſchuͤtzten Waarenzeichen wiberrechtlich verfieht oder dergleichen 
widerrechtlich gefennzeichnete Waaren in Berfehr bringt oder feilbält, 
ift dem Verletzten zur Entfchädigung verpflichtet. 

Hat er Die Handlung wiſſentlich begangen, fo wird er außerdem mit 
Geldftrafe von einhundertfünfzig bis fünftaufend Mark oder mit er 
fängniß bie zu fechd Monaten beitraft. Die Strafverfolgung tritt nur 
auf Antrag ein. Die Zurücdnahme des Antrages ift zuläffig. 

$ 15. 

Wer zum Zwed der Täufchung in Handel und Berfehr Waaren 
oder deren Berpadung oder Umhüllung, ober Anfündigungen, Preid 
liften, Gefchäftsbriefe, Empfehlungen, Redynungen oder dergleichen mit 
einer Augftattung, welche innerhalb betheiligter Verfehröfreife ald Kenn 
zeichen gleichartiger Waaren eines Anderen gilt, ohne deſſen Genehmi 
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gung verfieht, oder wer zu dem gleidyen Zwecd derartig gefennzeichnete 
Waaren in Berfehr bringt oder feilhält, ift dem Verletzten zur Ents 
(hädigung verpflichtet und wirb mit Geldftrafe von einhundert bis 
dreitaufend Marf oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beftraft. 
Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zuruͤcknahme des 
Antrages ift zuläffig. 

$ 16. 

Wer Waaren oder deren Berpadung oder Umhällung oder Ans 
fündigungen, Preisliften, Gefchäftöbriefe, Empfehlungen, Rechnungen 
oder dergleichen fälfchlich mit einem Staatdwappen oder mit dem Namen 
oder Wappen eines Ortes, eined Gemeinde- oder weiteren Kommunals 
verbandes zu dem Zweck verfieht, über Befchaffenheit und Werth ber 
Waaren einen Irrthum zu erregen, oder wer zu dem gleichen Zweck der- 
artig bezeichnete Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, wird mit 
Geldftrafe von einhundertfünfzig bis fünftaufend Mark oder mit Ge- 
fängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 

Die Berwendung von Namen, weldye nadı Sandeldgebraud zur 
Benennung gewiffer Waren dienen, ohne deren Herkunft bezeichnen zu 
jellen, fällt unter diefe Beftimmung nicht. | 


$ 288. 


Wer bei einer ihm drohenden Zwangsvollitredung in der Abficht, 
die Befriedigung des Gläubiger zu vereiteln, Beitandtheile feines Ver: 
mögens veräußert oder bei Seite fchafft, wird mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Gläubigers ein. [StrK 
bez. Sch@). 


I. Sogenannte Vollfiredungsvereitelung, auch Vereitelung der Zwangsvoll⸗ 
firedung [(gegen biefen Namen jedoch Behme, Der Schuldner und die drohende 
Bwangsvollftredung. [1894)). — Während 8 137 im Intereſſe der obrigleitlichen 
Autorität Handlungen unter Strafe ftellt, Die eine bereit3 vollzogene Zwangsvoll⸗ 
fredung in ber praftifhen Wirkung vereiteln, richtet fich die vorliegende im Inter⸗ 
efie des Gläubiger gegen ſolche Handlungen, burch welche eine erft bevorftehenbe 
Vollſtreckungshandlung vereitelt werden fol. Verletzt ift Dort der Staat (die öffentliche 
Autorität), hier Dagegen der Gläubiger und zwar gerade berjenige, von deſſen Seite 
die Zwangsvollſtreckung droht. Deshalb ift auch nur diefer antragsberechtigt. E 
17 44. Vergl. 8 61 IV und E 82 433 (Antragöbefugnis des Konkursverwalters). 
— Tie Stelle weift ferner einen Barallelismus mit KO 88 239—244 auf: bie 
Entziehung eines Vollſtreckungsobjektes wird beftraft, gleihgiltig ob es fih um 
General» oder um Spezialeretution handelt. 

DI. Der objektive Zatbeftand erfordert folgendes: 

1. &8 muß eine Zwangsvollſtreckung, d. 5. eine zwangsweiſe durch das zus 
fändige Organ erfolgende Verwirklichung eines Unfpruches, drohen. Nicht unter 
den Begriff der Zwangsvollſtreckung fällt die Bollziehung eines Arreſtes. E15 

81* 
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114. 26 9. Eine Bmangsvollitredung droht dann, wenn der Gläubiger zu ihrer 
al8baldigen Betreibung imftande und gemillt ift oder demnähft (2. 
wenn er an die Forderung denkt, vgl. E23 177) gemwillt fein wird. Ob bies 
zutrifft, kann nur auf Grund der konkreten Berhältniffe beurteilt werden. Der 
Wille kann aus der Mahnung erbellen, unbedingt jchlüffig aber ift fie nicht. 
Die Praris pflegt daher eine bloße: Mahnung, wenn nicht etwas Weiteres 
binzufommt, als unzureichend anzufehen. E 20 256; vergl. auch Behme a. a. 
D. 31. Mit größerer Sicherheit ift der Wille aus der Erhebung der Klage oder 
der Zuftellung eines Zahlungsbefehls oder der Erwirkung eines Arre ſtes zu 
entnehmen. E 15 114. Die Möglichkeit, die Zwangsvollitredung alabalb zu 
bewirken, liegt jedenfall mit der Erlangung eines vollitredbaren Titels 
vor. Aber auch ohne einen foldden Tann der Zeitpunkt der tatſächlichen Voll⸗ 
ftredbarfeit nahe gerüdt fein, 3. 8. durch Erhebung der Klage oder durch Zu⸗ 
ftelung eines Zahlungsbefehls. Vergl. E 1 37. Will man den Zweck de} 
Geſetzes nicht vereiteln, jo muß man die dem Schuldner durch Erhebung dhike- 
nöfer Einwendungen gegebene Möglichkeit, die Sache hinauszuziehen, gänzlich außer 
acht lafien. A. A. Lenz, Der firafrechtlide Schu des Pfandrechts (1893) 132 f}. 
Eine Zwangsvollitredung kann aud dann noch drohen, wenn fie bereit3 be 
gonnen bat, jofern nämlich noch Vollſtreckungsakte bevorſtehen. E 1742.35 02. 
— Es ift aber nicht die Zwangsvollſtreckung, wogegen fi das Delift richtet, 
nicht der ſog. Vollftredungsaniprucd, jondern der materielle Aniprud. Das 
folgt daraus, daß das Gefeh die Abfiht fordert, die Befriedigung ber 
Gläubiger zu vereiteln. Zeigt fich der materielle Anfpruch als nicht vorhanden, 
fo liegt das Delift trotz Vereitelung der Zwangspollfiredung nicht vor 3 B. 
das vorläufig pollitreddare Urteil wird in höherer Inſtanz aufgehoben; ober 
der Anſpruch erweift fi als nidtig. € 13 192. ©. auch E 31 121. %e 
friedigt der Schuldner den materiellen Anſpruch, jo macht er fich nicht firafbar, 
mag er auch dem GerichtSpollzieher Vermögensſtücke verheimlichen. Eingehen⸗ 
ber darüber Wach, Bergl. Darftellung 8 55 ff. — Fälligleit des Ar 
ſpruchs ift nicht erforderli. E 24 238. Ob der Anſpruch privatrechtlice 
oder öffentlichrechtlicder Natur ift, ift ebenſo gleichgiltig wie die Perfönlichten 
des Berechtigten. Unerheblidy iſt namentlich auch, ob der Schuldner, gegen ber 
fi die Zwangsvollftredung richten würde, obligatoriſch oder dinglich Hafikr 
ift. Ebenſo find durd) die Stelle Anſprüche auf Vornahme einer Handlurg 
(3. 8. einer Auflafjungserflärung) gejhügt, obwohl ein direkter Zwang zu 
Bornahme der Handlung nicht ftatthaft iſt. E 38 227. Beräußert jemand, dem 
zur Beit keine Zwangsvollftredung droht, der vielleicht auch feinen Gläubiger 
hat, Bermögensftüde im Hinblid auf zufünftige Gläubigerjhaft und Zwang 
vollftredung, jo nimmt Binding Lehrb. 1 419 ein bedingtes Delift an: di 
Handlung werde ftrafbar in dem Augenblide, da von dem fpäteren Gläubiger 
die Biwangsvollftredung droht. Dagegen Olsh.⸗Zweig. 5, Wach a. a. D. 3% 
Bergl. auch Behme a. a. D. 32 ff., E 81 122. 83 298. 


. Die Bwangspollftredung muß ihm, db. 5. dem Täter drohen. Täter 


kann daber nur derjenige fein, gegen welchen fich die Zwangsvollſtreckung richten 
wide. Hierin liegt eine offenbare Liüde des Gejeges, die namentlich dahin 
führt, daß Vertreter einer juriftifchen Berfon bei einer diefer Drohenden Bang 
bollftredung troß Veräußerung oder Beileiteihaffung des Gejellfchaft3permögen: 
nicht Täter fein können. E 16 121. Abweichend Binding a. a. D. 417. Anden 
ſeits ift nach dem unter 1 Gejagten nicht erforderlich, daß der Täter gerade ber 
Schuldner jei. Eine wegen einer ehemännlichen Schuld in das gemeinfchaftlide 
Bermögen der Ehegatten einzuleitende Zwangsvollſtreckung droht auch der Frau 
€ 81 138. Überhaupt droht die Zwangsvollſtreckung jedem, gegen den gemäß 





Fünfundzwanzigiter Abfchnitt. Strafb. Eigennub uſw. 8 288. 485 


Z3PO $ 727 ff. die VBollftredungsklaufel erteilt werden kann. Inſofern überein» 
ſtimmend Binding a. a. O. 417. 

3. Die Handlung befteht in dem Beräußern ober Beifeitefhaffenvon 
Beftandteilen „jeines* Vermögens, d. h. des dem Täter gehörigen. 
Beräußert der Schuldner eine dem Gläubiger gehörende Sache, deren zwangs⸗ 
weiſe Wiebererlangung er vereiteln will, jo macht er fich megen Unterjchlagung, 
aber nicht auf Grund des 8 288 ftrafbar. Eben weil der Gelichtöpunft ber 
Unterſchlagung eingreift, Itegt bier feine Lüde im Geſetz vor. (Eine ſolche 
nimmt Lenz a. DO. 125 an. Gegen ihn Behme 40.) — Zu den Beftandteilen 
des Bermögens zählt alles, was möglicherweife der Zwangsvollſtreckung unter» 
mworfen werden Tann, namentlich auch Forderungen und Nießbrauch. 

Eine Veräußerung ift in allen Handlungen zu finden, durch welche Beſtand⸗ 
teile de3 Vermögens der Bwangsvollftredung rechtlich unzugänglich gemadht werben. 
„Beräußern ift Ausfcheiden aus dem Vermögen im Sinne der Vollſtreckungsmaſſe“ 
So Wad a. a. O. 259. Der bloße Berlauf von Sachen ohne Eigentumsübertragung 
genügt alfo nit. E 32 20. In der Vermietung oder Berpadhtung von Gegen«- 
fänden Tann, ſoweit das BGB und die ZPO anwendbar find, eine Veräußerung 
nicht gefunden werben, da doch wenigitens der Anſpruch auf Herausgabe pfändbar 
it. Bergl. ZPO 88 809. 847, Gef. üb. Die Bivangsperfteigerung 88 57. 183. bs 
weichend für da8 frühere Recht E 6, 100 und für das geltende Meyer⸗Allf. 491. 
Anderjeit$ genügt die Beftellung eines Pfandrechts. E 7 237. 8 1. 38 227 (letzteres 
Urteil auch dann bejahend, wenn dur Hypothekenbeſtellung nur der Anſpruch auf 
Auflaffung des Grundftüdes beeinträchtigt wurde), Das Gleiche nimmt E 34 8 bei 
der Einräumung einer Vormerkung an. Endlich muß auch in der Beftellung einer 
Dienftbarleit oder in der Dereliktion eine Veräußerung gefunden werben. Nicht aber 
nah & 88 227 in der ehemännlichen Genehmigung der Hypothefenbeftellung. — Der Um» 
fand, daß die Veräußerung der Anfehtung unterliegt, ijt ohne Einfluß. Dagegen 
ift anzunehmen, daß eine rechtlich gebotene Veräußerung, z. B. Zahlung einer 
fälligen Schuld, nicht ftrafbar tft. Ebenfo v. Liſzt $ 138. A. N. die Herrichende 
Lehre, 3. ®. Olsh.Zweig. 14, R1 37. 

Ein Beifeitefchaffen ift in jeder Tätigfeit zu finden, durch welche ein Objekt 
der Zwangsvollftredung, wenn fie in Wirklichfeit ftattfinden follte, tatfächlich ent« 
jogen würde. Bergl. 8 133. 8. 8. Berfteden, Verleihen, Zerftören von Sachen 
oder Echulddofumenten. E 19 25. Dagegen genügt ein bloßes Beichädigen nicht. 
€ 27 122. Zn einem Scheinverfauf fieht E 27 313 ein Beifeitefchaffen. Bergl. 
auch E 85 62. Das bloße Ableugnen des Bejiges genügt zweifellos nicht. ©. 
Bad) a. a. D. 60. 


II. Zum Vorſatz gehört außer dem Bewußtfein, daß eine Zwangsvollſtreckung 
in dem unter II 1 erläuterten Sinne droht, die Abficht, die Befriedigung des Gläu⸗ 
biger8 zu vereitelt. Gemäß ber zu 8 59 IV aufgeftellten Auslegungsregel bezeichnet 
Abficht den erfirebten Erfolg. Ebenio v. Lifzt $ 138. A. A. Binding, Lehrb. 1 
419. 420, Olsh.⸗Zweig. 14, E 27 241: es genüge das Bewußtfein, daß der Erfolg 
mit Beftimmtheit eintrete. Zweifellos reicht e8 nicht aus, wenn der Täter nur bie 
Ablicht hat, eine beftimmte einzelne Zwangsvollftredung zu vereiteln, zumal dann, 
wenn er aus dem Erlöfe veräußerter Eachen den Gläubiger befriedigen will. ©. o. 11. 
Anderfeil8 braucht die Abficht nicht dahin zu gehen, die Befriedigung völlig zu 
bereiteln. | 

IV. ®er mit Kenntnis der Berhältniffe, namentlid) aud) der Abſicht des 
Taͤters, Sahen von ihm erwirbt, macht ſich der Beihilfe ſchuldig. E20 214. Uber 
auch diefer Sag muß gegen bie herrichende Lehre infofern eingejchräntt werden, als 
ein Recht auf den Erwerb, z. B. auf Beldzahlung, Die Rechtswidrigkeit befeitigt. 
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V. Idealkonkurrenz ift möglich mit $ 137, fjofern die Zwangsvollſtrecung 
bereit8 begonnen bat (ſ. o. I1 a. €). Ebenſo E 17 42, Olsh.⸗Zweig. 18, Binding, 
Lebrb. 1 420. 


$ 289. 

Wer feine eigene bewegliche Sache, oder eine fremde bemegliche Sache 
zu Öunften des Eigenthümers derfelben, dem Nubnießer, Pfandgläubiger 
oder demjenigen, welchem an der Sache ein Gebrauchs⸗ oder Zurũck⸗ 
behaltungsrecht zufteht, in rechtäwidriger Abjicht wegnimmt, wird mir 
Gefängniß bis zu drei Jahren oder mit Geldftrafe big zu neunhundert 
Mark beitraft. 

Neben der Gefängnißitrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehren- 
rechte erfannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Die Beitimmungen des $. 247 Abjat 2 und 3 finden auch hier An- 
wendung. [StrK bez. SchG!]. 


I. Das gewöhnlich als Pfandkehr, neuerdings aud als Beſitzrechtsſtörung (Har- 
burger, Vergl. Darftellung 6 322) bezeichnete Delikt entfpricht im weſentlichen dem 
römifchen furtum possessionis, d. 5. der Berlegung von Beligrechten an der eigenen 
Sache des Täters. Der Zatbeitand ift aber infofern weiter gefaßt, als aud em 
dritter Täter fein kann, jofern er nur die Sade zu Gunften des Eigentümers 
wegnimmt. 

DI. Objekt des Delifts ift eine ſolche bewegliche Sache, an welder ein Nieß⸗ 
brauchs⸗, ein Pfand», ein Gebrauchd- oder Zurückbehaltungsrecht befteht. Ob em 
ſolches Recht begründet ift, bemißt fich ſelbſtverſtändlich nach Bürgerlichen Aedt. 
Über Nutznießungs- (oder Nießbrauchs)rechte ſ. BGB 88 1030 fi. 1055 Fi. 
1383. 1649. 1652. 1685. 1686. Bon Bfandrechten fommt für die Praxis weniger 
das vertragsmäßig beftellte Fauftpfandrecht (BGB 88 1204 ff.) als vielmehr das gejez⸗ 
liche Pfandrecht und zwar hauptjächli daS des Bermieterd und Verpächters in 
Betracht (BGB 85 559 ff. 581. 595). ©. darüber E 34 88. 36 332 (letzteres Urteil 
mit der Ausführung, daß die im BGB $ 1362 aufgeftellte Rechtsvermutung im Straf⸗ 
verfahren feine Anwendung finde), Wegen der Aufhebung des fjogenannten Kahl⸗ 
pfändungsredt3 dur BOB $ 559 ſ. 0.8 2 V 1b. Vergl. au u. II. Das Ge 
brauch srecht muß nicht gerade dinglichen Charakters jein. Daher Tann du 
Delitt aud) durch Wegnahme einer auf beftimmte Beit verlicehenen oder vermieteten 
Sadje begangen werden. Bergl. E 17 358. 82 12. Zurüdbebaltungsregte 
finden fih BGB 88 273 fi. 1000 ff. 972. ©. auch HGB 88 369 ff. Aurkerden 
können BZurfidbehaltungsrechte vertragsmäßig begründet werden. ©. u. II. 

IH. Die Handlung befteht in dem Wegnehmen. Ein durdyichlagender Srum. 
weshalb hier der Begriff des Wegnehmens anders gefaßt werden follte al im 824 
tft nicht erſichtlich. Es muß aljo die Sache aus dem Gewahrfam einer ber in 
Geſetze bezeichneten Berjonen weggenommen werden. So im Prinzip au E 3 115, 
27 222. Das erite diejer Urteile erflärt daher die Stelle für unanmwendbar, wen 
der Hypothekenſchuldner bewegliche, von der Hypothek ergriffene Zubehörftüde ver 
äußert. Ebenjowenig würde fie aber auch dann zutreffen, wenn der Schulbner ar 
pfändete Gegenftände verkauft, die der Gerichtsvollzieher in feinem Gewahrjam ge 
lafien Hat. Im übrigen aber nimmt die herrfchende Lehre an, daB der Gewahrian 
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fein jo enger zu fein brauche wie im Falle bes 8 242 und daß baher der heimlich aus⸗ 
ziehende („rücdende*) Dieter jchon dann auf Grund des & 289 beftraft werben könne, 
wenn der Bermieter feinen unmittelbaren Gewahrfam an den eingebrachten Saden 
hatte. So Binding, Lehrb. 1 318, Lenz, Der ſtrafrechtliche Schuß. des Pfandrechts 
(1893) 118, v. Lilzt $ 129, Olsh.⸗Zweig. 7, Harburger a. a. O. 923 ff, E 1 429. 
3 57. 4 43. 6 321. 22 126. 25 125. 88 174. Gtellt man fich auf dieſen (m. E. nicht 
gerechtfertigten) Standpunft, jo ift e8 nur eine logifche Konfequenz, 8 289 auch dann 
anzuwenden, wenn der Mieter nur mit joldden Sachen gerüdt ift, an denen er dem 
Bermieter vertragsmäßig ein (da8 Berbot der Kahlpfändung illuforifch machendes) 
Zurüdhaltungsrecht eingeräumt hatte. So E 35 150. 37 119 ff. Ob freilidh ein 
ſolches Zurückbehaltungsrecht wirkſam beitellt werden kann, ift ſehr Beftritten. ©. 
über bie Frage Altvater DYZ 7 914, Mittelftein daf. 386, Dertmann daſ. 8 136, 
Hellwig i. d. Ztichr. Das Recht Jahrg. 1903 ©. 169 ff., Orxtloff AchVBürgN 22 281 ff., 
Martinus EivA 96 114 ff. 

Die Berftörung fteht der Wegnahme nicht gleich. E 15 4341. U. A. Olsh.⸗ 
Zweig. 7. 

IV. In fubjektiver Beziehung ift namentlih das Bewußtſein erforderlich, 
einen fremden Nießbrauch, ein fremdes Pfandreht uſw. zu breden. In diejer Be⸗ 
ziehung genügt dol. event. Bergl. Frank ZStW 14 409 U. N. E 21 312. 
Außerdem verlangt das Geſetz folgendes: 

1. Bei jedem Täter muß eine ve htswidrige Abficht vorliegen, d. h. Die Ab» 
ficht, die Ausübung des Nießbrauchs, Pfandrechts uſw. zu vereiteln. Dabei ber 
zeichnet Abſicht den erftrebten Erfolg. Bergl. & 59 IV. Ebenſo die herrſchende 
Zebre |. E 21 312. 28 318, fachlich auch Olsh.⸗Zweig. 11. Dagegen Hält Bin« 
Ding, Lehrb. 1 320 Abficht für gleichbedeutend mit Vorſatz. 

2. Iſt der Zäter nicht felbft der Eigentümer der Sache, jo muß die Wegnahme 
zu Gunſten des Eigentümers erfolgen, d. 5. fie muß erfolgen, um dem 
Eigentümer die tatjächlide Ausübung desjenigen Rechts zu gewähren, das dem 
andern zuftehbt. Mangelt e3 an diejer Abficht, fo kann Diebftahl vorliegen. 
Notwendig aber ilt das nicht. 

V. Berlegt ift derjenige, deſſen Rechtsausübung vereitelt werden fol. Ihm 
ſteht daher der Strafantrag zu. 

VL Wegen Abſ. 5 vergl. die Ausführung zu 8 247. 


$ 290. 


Öffentliche Pfandleiher, welche die von ihnen in Pfand genommenen 
Gegenjtände unbefugt in Gebrauch nehmen, werden mit Gefängniß big zu 
Einem Fahre, neben welchem auf Geldjtrafe bis zu neunhundert Mark 
erkannt werden Tann, beitraft. [Sch@). 


I. Die hier ausnahmsweife unter Strafe geftellte Gebrauchsanmaßzung entipricht 
einem Teil des römifchen furtum usus. 

IL Öffentliche Bfandleiher find ſolche, die ihr Gefchäft offenkundig derart 
betreiben, daB fie individuell unbeftimmten Perſonen zugänglich find. Auf die Kon⸗ 
zeiftonierung (GewO 8 34) fommt es nidht an. E 8 253. 269. 

UL Unbefugt ift jedes Ingebrauchnehmen, das nicht mit Genehmigung des 
Berpfänders erfolgt. Enthält das Gebrauchen zugleich ein Verbrauchen, jo geht die 
Gebrauchsanmaßung in der Unterjchlagung auf. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 6, Binding, 
Lehrb. 1 322, Köhler, Die Grenzlinien zwiſchen Idealkonkurrenz und Geſetzeskon⸗ 
turrenz (1900) 41, & 16 147. U. 4. Harburger, Bergl. Daritellung 6 320. 
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$ 291. 

Wer die bei den Übungen der Artillerie verfchoffene Munition, ober 
wer Bleitugeln aus den Kugelfängen der Schiekitände der Truppen ſich 
widerrechtlich zueignet, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oDer mit 
Geldſtrafe bis zu neunhundert Mark beitraft. [SchG]. 


I. Anwendungsgebiet der Stelle. — Der die Munitiondaneiguung be 
bandelnde Paragraph unterfcheidet zwifchen der bei den Übungen der Artillerie ver- 
fhoflenen Munition und den Bleitugeln in den Echießftänden der Truppen. Bei 
der Nrtilleriemunition legt das Geſetz alfo feinen Wert darauf, wo ſie ſich befindet, 
während die Bleifugeln ſich gerade in den Schießjtänden befinden müſſen. Zweifel⸗ 
108 fteben bieje Bleitugeln im Eigentum des Militärfistus. Auch bei verihoffener 
Artilleriemunition iſt im allgemeinen der Fortbeſtand des fißfaliichen Eigentums ze 
behaupten. Tenn da nad) ihr gefucht zu werden pflegt, fo ift die Aufgabe des Be 
figes nicht in der Abficht erfolgt, auf das Eigentum zu verzichten. Anderfeits 
geht e8 zu weit, wenn Biermann, Das Sachenrecht (1903) zu BGB 8 959 an- 
iheinend behauptet, daß in dem Berfchießen von Artilleriemunition niemals eim 
Aufgeben des Eigentums liege. Vielmehr ift ein julches anzunehmen, wenn Die 
Militärbehörde von vornherein nicht mit der Möglichleit der Wiebererlangung 
rechnet (3. B. bei Schießübungen auf offenem Meer) oder wenn fie endgiltig von 
der Wiedererlangung des Befiges abſieht. 

Es fragt jich nun, ob fi die Etelle auch auf die zulegt ermähnte Herrenlofe Ar- 
tilleriemunition bezieht. Diefe Frage ift zu verneinen. Denn die Stelle febt eine 
in der Bueignung ſchon an fich liegende Widerrechtlichleit voraus, und eine foldye 
ift nur dann vorhanden, wenn die Zueignung ein beftehende8 Eigentumsrecht verlegt. 
Ein Zueignungsverbot im Sinne von BGB $ 958 kann in ber Etelle nicht gefunden 
werden. Vielmehr bezieht fie fih nur auf ſolche Munition, die fortdauernd im 
Eigentum des Fiskus fteht. Ebenjo im Ergebnis Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 
1 310, v. Lifzt $ 129, Harburger, Vergl. Daritellung 6 310. 4. A. Meitgenberg 
ZSW 28 87. 

I. Berhältnis der Munitionsaneignung zu Diebftahl und Unterſchlagung. 
— Die Bleikugeln in den Kugelfängen der Truppen ftehen nit nur im Eigentum, 
fondern auch im Gewahrſam des Militärfistus; die bei Schießübungen vericdhofiene 
Munition bleibt je nach Umftänden bald im fisfaliichen Gewahrfam bald nidt. 
Soweit der Gewahrjam erhalten bleibt, würde demnach die rechtswidrige Zueignung 
als Diebftahl, foweit er nicht erhalten bleibt, als Unterfchlagung anzufehen jein. 
Das Geſetz aber vereinigt die verjchiedenen Fälle zu einer Einheit und fchafft daran 
ein bejonderes Bergehen, das als ſolches weder mit Diebftah! nıd 
mit Unterfhlagung konkurrieren Tann, weil ed je nach den Umſtänden 
Spezialfall des einen oder des andern Delikts if. So die meilten, vgl. bei. 
Lehr, An melden Sachen kann fein eigentlicher Diebftagl begangen werben ? 
(1894) 21 ff., Hälfchner 2 312, Meyer-AMf. 472, Harburger, Bergl. Darftellung 6 
911, Metigenderg a. a. DO. 85. 87, mohl auch Binding, Lehrb. 1 311. Dagegen 
Balten D1Sh.-Bweig. 3 Idealkonkurrenz für möglid. Ohne genügenden Grund 
nehmen v. Liſzt $ 129 und R 2 490 au, daß die Bueignung aus geichlofienen 
Schießplätzen oder Kugelfängen als gemeiner Diebſtahl anzujehen ſei. Inſofern aber 
ſtimmt v. Liſzt mit der hier vertretenen Anſicht überein, als er die Möglichkeit einer 
Idealkonkurrenz beftreitet. Als zweifelhaft bezeichnet die yrage E 39 26. 

Ill. Bet Bueignung jolcher verjchoffener militärifher Munition, die wicht unter 
$ 291 fällt, nimmt Mettgenberg a. a. O. 85 mit guten Gründen Etraflofigfeit an. 
E 39 26 Hat aber bei Zueignung verichoffener Patronenhülſen auf Diebftahl erfamnt. 
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$ 292. 

Wer an Orten, an denen zu jagen er nicht berechtigt ift, die Jagd 
ausübt, wird mit Geldftrafe bis zu dreihundert Marf oder mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten beitraft. 

Iſt Der Thäter ein Angehöriger des Jagdberechtigten, jo tritt die Ver⸗ 
jolgung nur auf Antrag ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläffig. 
'SchG]. 


I. Die Wilderei befteht in der Verlegung eines fremden Zueignungsrecht3 
durch unberedhtigte Jagdausübung. Ihr Objekt ift ein wildes herrenlofes jagbbares 
Tier. Hat der zur Zueignung Berechtigte (oder ein anderer für ihn) von dem Tier 
Beſitz ergriffen, jo geht es in fein Eigentum über und ift von nun an Objelt bes 
Diebſtahls, der Unterfchlagung, des Mundraubs. Erfolgt aber die Beligergreifung 
durch einen Richtberecdhtigten, fo bleibt das Tier nach berrichender Lehre herrenlos. 
S. Biermann, Das Eachenredht zu BGB $ 958, Erome, Eyftem (1905) 3 381. Mithin 
it da8 Zier in einem foldhen Falle weder Objelt des Diebftahls, noch der Unter» 
ihlagung, noch des Mundraubs. E. dazu $ 242 III 2b. Die von Ebner GoltdA 
54 252 vertretene Anficht, nach der das Tier trotz des Gewahrjams Objekt der 
Wilderei bleiben ſoll, ift fehr bedenklih. Denn die Kehrfeite wäre die, daß es dem 
Bueignungsredhte der Perfon unterworfen wäre, in deren Jagdgebiet es verwahrt 
oder eiwa verloren wird. 

Welche Tiere jagdbar find, beurteilt fih nad den bürgerlichen 
Rechte, und zwar ift nad EG 3. BGB Art. 60 das Landesrecht maßgebend. 

In Breußen (mit Ausnahme der Provinz Hannover, der Hohenzollernichen 
Lande und der Inſel Helgoland) gilt jet die Zagdordnung vom 15./7 1907, die in 
$ 1 den Kreis der jagdbaren Tiere beftimmt. Dabei wird zu beachten fein, daß, 
wenn unter der Herrichaft des Älteren preußifchen Rechts ein damals, aber jetzt 
nicht mehr jagdbares Tier gewildert murbe, die Handlung troß 8 2 noch beftraft 
werden kann. S. dafelbft V1d. Nach bayerifhem (E 19 349) und württen- 
bergiihem Recht (Kübel im Württeınb. Gerichtsblatt 15 294 ff.) erftredt fich die 
Jagdbarfeit auf alle nugbaren Tiere. Sehr weitgehend das großherzoglich heſ⸗ 
jiiche Gejeh vom 19./7 1858. — Sofern das Landesrecht nicht das Gegenteil ergibt, 
find auch das Fallwild und deſſen einzelne Teile jagbbar, mag es burch natürliche 
Urfachen eingegangen fein oder nicht (Fallwild im engeren und weiteren Sinne), &8 
226. 18 84.18 226. Dagegen ift umgelehrt die Jagdbarkeit abgemorfener Wildftangen 
ohne entgegenftehende Beſtimmung des Landesrechts zu verneinen. Anders für 
Bürttemberg Kübel a. a. D. 300. E 40 2 lieft allerdings in dem „Hirfchiprengen“ Jagd» 
ausübung. Wegen der Eier jagdbarer Bögel f. $ 368 Nr. 11. Nichtjagdbare Tiere 
unterliegen dem freien Zange. Wegen der Vögel fiehe jedoch Reichsgeſetz vom 
22./3 1888. Außerdem greifen zuweilen Iandesrechtliche Borfchriften ein, welche das 
Fangen nichtjagbbarer Tiere auf fremden Grundftüden unterfagen. Co preußijches 
Geld» und Forftpolizeigefeb $ 33. Der Umftand, daß Tiere zu gewiſſen Zeiten 
(Schonzeiten) oder bis zur Erreihung einer gewiſſen Größe oder eines gewiſſen 
Alters Iandesrechtlich nicht erlegt werden dürfen, fteht ihrer Kagbbarkeit in dem hier 
intereffierenden Sinne aud) während jener Beit nicht entgegen. 

I. Die Handlung befteht in dem unberechtigten Ausüben der Jagd. Dem 
Bortlaute nach bedeutet Jagdausübung diejenige Tätigkeit, welche zum Zwecke 
des Erlegend vorgenommen wird. Es wird mithin, wenn man den Ausdrud in 
diefem Einne nimmt, ein lebendes Tier als Objelt vorausgefekt. Dies ift nad) 
Talde, Das preußifche Jagdrecht (4. Aufl. 1903) 206 und Hälfchner 2 339 auch der 
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rechtliche Sinn. Dagegen veriteht die herrſchende Lehre, die fich außer auf Den 

inneren Grund ber Beftimmung (f. Nagler, Berge. Darſtellung 8 455) namentlich 

auch auf die Praxis des früheren preußifchen Strafgeſetzbuchs ($ 274) berufen Zaun, 
unter Zagdausübung jeden Eingriff in Die dem Jagdberedtigten zu— 
ftehende Befugnis der Dflupation bes Wildes. 

Läßt man dies gelten, jo umfaßt die Jagdausübung folgendes: 

1. die Befigergreifung mit Zueignungsabfidt; 

. 2. unter Umftänden die Befigergreifung ohne BZueignungsabjidt, 
dann nämlih, wenn fie eine Gefährdung des Wildes oder des Wildſtandes 
enthält. 8. B.: es fängt jemand einen Hafen, um ihn in anderm (ebenfallE 
fremden) Jagdgebiet wieder laufen zu lafien. Die herrfchende Lehre lehnt die 
bervorgehobene Einjchräntung hier ftillichweigend ab, muß aber infolgebeflen zu 
unbraudbaren Ergebnifien gelangen. Wenn ein Epaziergänger einen Hajen au!» 
greift, um ihn zu betrachten und dann an Ort und Stelle wieder laufen zu 
laffen, fo ift garnicht zu verftehen, wieſo darin. eine Beeinträchtigung fremden 
Jagdrechts liegen fol. Das Gleiche gilt beim Aufnehmen von Yallwild, um es 
dem Jagdberechtigten zu bringen; 

3. das Erlegen des Wildes (oder Fangen in Schlingen oder Gruben) ohne 
Abſicht der Beſitzergreifung; 

4. jede auf eines der vorbezeichneten Ziele gerichtete Tätigkeit, wem 
und jofern fie fich bereits als Eingriff in die Olfupationsbefugnifie des Verechtigten 
darftellt. Dies aber tut fie wiederum nur, fobald fie eine Gefährdung des Wildes 
oder des Wildftandes enthält. In diefem Momente liegt der Anhaltspunkt 
für die Abgrenzung ber ftraflofen Borbereitungs- und Berfudshandlungen von 
dem vollendeten Delilt. Die herrichende Lehre (vergl. Binding, Lehrb. 1 33%, 
NS in GoltbU 48 366) rechnet natürlich ebenfall8 mit dieſem Gegenjag, fe 
erfennt aber das hier aufgeitellte Kriterium nit an und betont wejeutlich den 
Begriff der „Zagdausübung*. Wer Patronen zum Zwecke bes Wilderns anfertigt, 
wer ſich zum gleichen Zwecke in ein frembes Jagdrevier begibt, übt zweifello: 
noch nicht die Jagd aus. Dagegen findet die berrichende Lehre eine Jagd⸗ 
ausübung ſchon darin, daß jemand, mit Schlingen ausgerüftet, in fremden 
Sagdgebiet die zum Legen geeignete Stelle aufſucht. E 11 249, R 8 378. Bon 
dem bier vertretenen Standpunkte aus ift dies eine ftrafloje Borbereitungd 
bandlung (j. jedoch $ 365 Nr. 10). Das Gleiche gilt, wenn jemand Fallwild in 
fremden Sagdgebiete nur auffucht. U. A. Olsh.⸗Zweig. 12; dagegen mit Recht 
Dalde a. a. O. 204, vergl. auch Binding, Lehrb. 1 329. Wohl aber liegt Jagd⸗ 
ausübung in dem Durdyftreifen des Jagdgebietes (R 7 84) oder Anfteben, 
felbft mit ungeladenem, aber leicht fhußfertig zu machendem Gewehr (& 11 122. 
20 4). Ebenfo in dem Treiben in fremdem Sagdgebiete, um das Wild zum 
Herübertreten auf das eigene zu veranlafien; vergl. R 10 831. RS in Golida 
48 3866 macht hierzu jedoch bie Einſchränkung, daß das Herübertreiben immerhin 
unmittelbar die Offupation (?) ermöglichen müfje. Zn dem bloßen Anfangen 
mit der Schlingenlegung liegt m. &. nur eine Borbereitungshandlung. WA 
E 11 249. Biel zu weit aber geht Biebarth, Das Forſtrecht (1887/89) 357, 
wenn er ſchon das Schaden ftiftende Aufftören des Wildes als Jagdausübung 
betrachtet. 

In den Fällen unter 1. 2 und 4 Tommt es nad) dem oben Gefagten nicht 
darauf an, ob fi die Handlung gegen lebenbes oder gegen Yallwild handelt. 

II. Ort der KXagdausübung. — Die Jagd muß an einen Ort au 
geübt jein, an dem der Täter zum Jagen nit beredtigt if, d. b. 
an einem ſolchen Orte, an dem eine andere Perſon exkluſiv zum Jagen befugt 
ift. Auf Gebieten mit freier Jagd Tann daher das Delikt nicht begangen werden, 
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3 B. nicht auf offenem Meere. Im übrigen ift es ftrafrechtlich gleichgiltig, ob jene 
Befugnis auf dem Rechte der Jagd oder auf dem Rechte ber Jagbausübung 
beruht. Tiber diefen Unterfchied f. v. Brünneck Civa 48 80 ff., Nagler a. a. D. 434fl. 
Ber als Eigentümer eines Heinen Grundftüds darauf zwar das Recht ber Jagd, 
aber nicht das der Jagdausübung hat (mehrere Kleine Srundftüde find zur gemeinfamen 
Bejagung an einen dritten verpadhtet worden), kann fi, indem er darauf jagt, des 
widerrechtlichen Jagens fchuldig machen. Umgekehrt kann das Delift nicht begehen, 
wem kraft des Rechts der Jagdausübung die exkluſive Befugnis zu jagen zufteht, ſelbſt 
dann nicht, wenn er die im Pachtvertrage vorgejchriebenen Bedingungen Übertritt, 
jollten dieſe auch gejeblich geboten fein. Ebenſo bejonders DISh.-Bweig. 9. Die 
Möglichkeit der Täterſchaft kann ferner zufolge eines prekariſtiſchen Verhält- 
niſſes entfallen, wie e8 3.8. bei Jagdgäften vortommt, denn bie Widerrechtlichkeit 
wird durch Erlaubnis befeitigt. Nach dem oben Gejagten ift es auch zweifellos, daß 
der mit dem Recht der Jagd oder der Jagdausübung Verſehene die vorliegende Stelle 
richt Übertritt, wenn er etwa dem Landesrecht oder den Pachtvertrag entgegen prefas 
riftiiche Sagdausübung geftattet. Doc greifen hier zumeilen Iandesrechtliche Strafe 
beſtimmungen ein; f. großberzoglich heſſiſches Geſetz vom 26.77 1848 Artikel 10 und 
19.7 1858 Arikel 8 und dazu Urteil des Kammergerichts vom 7./3 1902. Beſtritten 
aber ift die Frage, ob fich der Prefarift durch Überfchreitung der erteilten Erlaubnis 
im Sinne des $ 292 ftrafbar madıt. Für die Strafbarleit (menigftens unter Umjtänden) 
E 9 431, dagegen Binding, Lehrb. 1 325. In Wahrheit ift die Frage mit Olsh.⸗ 
Zweig. 9, Oppenh.-Del. 5a zu bejahen. Denn der Ort, auf den: ein Prekariſt jagt, 
itt ſtets ein foldher, auf dem er zu jagen nicht berechtigt if. Seine Jagdausübung 
kann zwar zufolge Erlaubnis aufhören, eine widerrechtliche zu fein, aber das gilt 
nur, foweit die Erlaubnis reiht. Daraus folgt, daß wildert, wer Die Erlaubnis 
bat, für den Jagdberechtigten zu jagen, tatjäcdhlich aber nur für fi jagt. ARME 
10 127. 

Die Zumeifung eines Teils des verpachteten Gemeindejagdgebiet8 an eine andere 
Gemeinde bewirkt nady E 37 48 im Gebiete ber preußiſchen Landgemeindeordnung 
b. 3./7 1891 und des preußifchen Jagdpolizeigeſetzes v. 7./3 1850 das Erlöfchen der 
Jagdbefugnis auf jenem Teil. 

Maßgebend für die Frage, wo die Jagd ausgeübt wurde, ift nicht 
der Standort des Jägers, jondern der des Wildes. Mer alſo von 
fremdem Sagdgebiete aus auf Wild fchießt, das in feinem eigenen Jagdgebiete 
fteht, macht ſich aus 8 292 nicht ftrafbar. Denn er verlegt fein fremdes Okkupations⸗ 
recht. Vergl. jedoch $ 368 Nr. 10. Umgekehrt aber ift ftrafbar, mer von eigenem 
Sagdgebiet aus auf Wild fchießt, das fich auf fremden Jagdgebiete befindet. Ob 
jemand auf eigenem Jagdgebiet angefchoffenes Wild auf fremdes Jagdgebiet verfolgen 
oder, wenn es verendet ift, dort abholen darf, hängt davon ab, ob die Kagdfolge 
landesrechtlich geftattet if. Allerdings wird vielfach behauptet, fie ſei burch Die 
vorliegende Stelle, aljo reichSrechtlich befeitigt. So Binding a. a. O. 325, v. Liſzt 
$ 134, Nagler a. a. DO. 438. Dem ift indeflen nicht beizutreten. Denn Die Frage, 
ob jemand an einem beftimmten Orte zum Sagen berechtigt ift, überläßt $ 292 
durchaus dem Landesrecht; und wenn diefes die Jagdfolge geftattet, fo geftattet es 
injofern auch da3 Sagen an einem dritten Ort. Im Ergebnis übereinjtimmend 
DSH. Zweig. 8. Tatjächlich fcheint nun freilich die Jagdfolge überall landesrechtlich 
aufgehoben zu fein (Dalde a. a. D. 18. 201; f. auch E 18 266). Aus der bier 
bertretenen Anfiht ergibt fi aber, daß fie landesrechtlich wieder eingeführt 
werden Tann. 

IV. Die allgemeinen NUnrechtsausfchliefungsgründe gelten auch bier. ©. oben 
E. 103 ff. Bedrohen jagdbare Tiere ein Orundftüd, jo wird das Hecht der Notwehr, 
nad der herrſchenden Lehre das des Notftandes (BGB $ 228), begründet. Damit 
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ift natürlich eine Befugnis zur Erlegung noch nicht gegeben. Beſonders aber wird 
bie Nechtswidrigkeit dadurch ausgefchloflen, daß jemand im Intereſſe des Jagd» 
berechtigten handelt. Nicht als ob man fchlechthin auf fremdem Sagdgebiet das 
Wild abſchießen dürfte, um es dem Berechtigten einzuhändigen, wohl aber ift man 
nah richtiger Unficht befugt, im Intereſſe des Berechtigten ein kranles Zier in 
Verwahrung zu nehmen, auch ein waidwundes zu töten. ©. darüber Nagler a.a.£ 
467, der nur den Borfaß verneint. — Außerbem greifen zahlreiche landesrechtliche 
Beitimmungen ein, 3. B. preußifche Jagdordnung v. 15./7 1907 &8 61 ff., württems 
bergiſches Geſetz v. 27./10 1885 Art. 7 in der Durch das Ausführungsgefeh z FEB 
v. 28.,7 1899 Artikel 206 geänderten Faſſung. Ob das Landesrecht die Befugnis 
dat, die Rechte, welche das BEB den Gefährbeten gewährt, einzuichränfen, {ik 
ſehr zweifelhaft. Solche Beftimmungen aber, die ihm weitergehende Rechte 
gewähren, find nicht zu beanftanden, fo das von Preußen dem Grundftüdäbefiger 
gewährte Recht der Tötung von Schwarzwild. 

V. Zum Borfag gehört das Bewußtſein, daß das gejagte Tier ein herren 
lojes jagdbares (E 10 234) ift und daß ba, wo gejagt wird, bem Täter bie Befugnis 
zum Sagen nicht zufteht. Irrtum in einer dieſer Beziehungen fchließt den Borjaz 
auch dann aus, wenn er ein rechtlicher ift (8 59 V 1). Es genügt aber dol. event. 
Nimmt umgelehrt der Täter an, dab fich feine Handlung gegen ein berrenlofes 
jagdbares Tier richte, mährend das Objekt in Wahrheit ein nichtjagdbares oder ein 
in fremdem Eigentume ftehendes oder überhaupt kein Tier, jondern etwa ein Menid 
if, jo fann wegen Mangels an ZTatbeftand (S. 69) von ftrafbarer Jagdausübung 
feine Rede fein. A. A. OLS in Bojen Goltd A 46 350. Ebenfo wird der Vorſatz au 
geſchloſſen durch die irrtümliche Annahme eines Umftandes, der, wenn er borlägr, 
bie Rechtswidrigkeit befeitigen würde. 

VL Die Treiber fieht die herrichende Lehre als Gehilfen an. Dies fann indefien 
höchſtens dom Standpunkte der fubjelten Teilnahmetheorie aus als richtig zugegeben 
werden. Auch der Treiber wirkt phufifch auf das äußere Objekt der Handlung em, 
indem er das Wild den Echügen zutreibt. Er iſt deshalb als Mittäter anzujeben 
(befonders wichtig wegen $ 298). Übrigens ift auch R 10 331 mit ber herrichenten 
Lehre faum vereinbar. Gegen die bier vertretene Anficht Binding a. a. O. 329. — 
Wer das erlegte Wild im Einverftändnis mit dem Schügen wegſchafft, ift in Konſequenz 
der berrichenden Lehre ebenfall3 Täter. Denn wenn die Aneignung von Fallwild 
al3 Jagdausübung erjcheint, dann muß auch hier das Gleiche gelten. Tagegen uehmen 
Oppenh.-Del. 11 nur Beihilfe an. 

VD. Dad Delikt ift relative Antragsdelikt (Abfag 2). Antrag‘ 
berechtigt ift derjenige, deffen erfiufive Befugnis zur Ausübung der Jagd (j. o. IM 
verlegt wurde und bei Mehrheit der Befugten jeder für fi allein. Stehen aber ven 
mehreren Befugten nur einzelne zu dem Täter im Verhältnis des Angehörigen (5 32. 
fo ift das Delikt überhaupt fein Antragsdelikt. E 4 158. 

VI. Qualifizierte Fülle 88 298. 294. — Wegen der Einziehung $ 29% 
— Ergänzungsdelitt $ 368 Nr. 10. 


$ 293. 

Die Strafe fann auf Geldftrafe bis zu jechshundert Marf oder anf 
Gefängniß big zu ſechs Monaten erhöht werden, wenn dem Wilde nicht 
mit Echießgeiwehr oder Hunden, fondern mit Schlingen, Neben, allen oder 
anderen Vorrichtungen nachgeftellt oder, wenn dag Vergehen während ber 
gejeglichen Echonzeit, in Wäldern, zur Nachtzeit oder gemeinfchaftlich von 
Mehreren begangen wird. [StrK bez. SchG]. 
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I. Der bier qualifizierte Fall des Wilderns lehnt fich unmittelbar an ben Tat- 
beftand des & 292 an. Geine Bebeutung beftebt Lediglich in der Zuläfiigfeit einer 
Höheren Strafe. Daher fehlt ed an einem durdhichlagenden Grunde für die von der 
berrichenden Lehre und dem R& (E 4 330) vertretene Anficht, daß das Antrags⸗ 
erfordernis des $ 292 Abſatz 2 hier wegfalle. Übereinftimmenb Merkel 335,Oppenb.- 
Del 6, Rüd.-Stengl. 12 und eingehend unter Berüdjichtigung der Borgefchichte des 
Geſetzes Binder GerS 36 122 ff. 

IL Zu den einzelnen Strafichärfungsgränden ift zu bemerken: 

1. Zu dem NRadjftellen „mit anderen Vorrichtungen al3 mit Schießgewehr ober 

Hunden“ gehört bipmw. bas Legen vergifteter Köder. E 14 419. 

2. Die geſetzliche Schonzeit beftimmt fi nad Landesrecht. Das Bewußtſein, 
während der Schonzeit zu jagen, gehört zum Dolus. Abweichend Oppenh.- 
Del. 3. Hervorzuheben ift, daß das Sagen nad) jungen Zieren, die forjtrechtlich 
nicht erlegt werden dürfen, vom Gefege nicht als Strafihärfungsgrund benußt 
wird. 

Abgeholzte „Wälder“ find Feine Wälder. Ebenjowenig eine mit ganz niedrigem 

Beftande bewachjene Fläche. So Talde, Jagdrecht 212. A. A. Olsh.⸗Zweig. 4 

und RS GoltdA 46 203. Nach dieſen foll die forftwirtichaftlihe Benutzung 

allein maßgebend fein. Man kann aber doch unmöglich eine kahle Yläche, die 
zum Bwede ber Bewaldung befät wird, ſchon jetzt als Wald bezeichnen. Biel- 
mehr iſt die forjtwirtichaftliche Benugung nur dann von Bedeutung, menn fid) 
eine Yläche der bezeichneten Art innerhalb eines Waldes befindet. — Beftritten 
ift weiter Die fyrage, ob bier, d. 5. für die Strafichärfung, der Standort des 

Täters oder des Wildes enticheidend fei. Im erfteren Sinne Binding, Lehrb. 1 

331, Beling ZStr® 18 297, derjelbe 2. v. DB. 244 und Nagler, Bergl. Dar⸗ 

ftellung 8 470. Dagegen jehen Dlsh.- Zweig. 4 und E 25 120 beide Orte als 

gleich maßgebend an. 

4. Nachtzeit — Zeit der Dunkelheit. R 8 12. 

5. Zum Begriffe der gemeinſchaftlichen Begehung durd) mehrere gehört nicht 
nur das Bewußtjein der Tätergemeinfchaft, jondern aud) ein gewifjes räumliches 
Kooperieren in der Art, daB die Beteiligten während der Kagdausübung Yühlung 
miteinander behalten. Bergl. E 4 261. Der Dolus des Wildern® muß bet 
mindeitens zwei Teilnehmern vorliegen. E 17 403. Sagt der eine berechtigt, 
der andere unberedhtigt, fo kann ein gemeinjchaftliches Begehen nicht angenommen 
werben. Die entgegengejeßte Anficht des RE's (R 8 546, Goltd A 51 400) 
bezeichnen auch Olsh.⸗Zweig. 4 als bedenklich. 


w 


$ 294. 


Wer unberechtigtes Jagen gewerb3mäßig betreibt, wird mit Gefängniß 
wicht unter drei Monaten beftraft; auch kann auf Berluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte, ſowie auf Zuläſſigkeit von Folge uff erfannt werden. 
IStrK]. 


I. Wegen des Begriff der Gewerbsmäßigfeit |. $ 74 V 2ba. 

U. Da bier ber Tatbeftand neu gegeben, die Anlehnung an $ 292 aljo in 
weientlicher Beziehung verlafien wird, jo ift mit der allgemeinen Anficht anzunehmen, 
daß es bei gewerb3mäßigem Wildern unter feinen Umftänden eines Strafantrags 
bedarf. 


IIL Wegen der Teilnehmer vergl. $ 50 II 1. 
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$ 295. 


Neben der durch dag Jagdvergehen verwirkten Strafe iſt auf Em- 
ziehung des Gewehr, des Jagdgeräths und der Hunde, welche der Thäter 
bei dem unberechtigten Jagen bei fich geführt Hat, ingleichen der Schlingen, 
Nebe, Fallen und anderen Vorrichtungen zu erkennen, ohne Unterſchied, 
ob fie dem PVerurtheilten gehören oder nicht. 


I. Bon dem bie Einziehung prinzipiell regelnden $ 40 enthält die Stelle drei 
Abweichungen: 

1. Die Einziehung der bezeichneten Gegenftände ift nicht in dag Ermeſſen des Ge⸗ 
richt8 geftellt, jondern geboten. 

2. Die Einziehung findet ftatt ohne Rüdjicht darauf, wen die Gegenflände ge- 
hören. Iſt der an fich einzuziehende Gegenſtand jeboch mittels einer firafharen 
Handlung erlangt, die in dem gleihen Verfahren zur Feſtſtellung kommt, jo iſt 
nah StPO 8 111 Rüdgabe geboten. E 18 43. U A. v. Liſzt $ 134. — Te 
die Einziehung ohne Rüdfiht auf die Eigentumsverhältnifie flattfindet, jo it 
fie feine Strafe und daher auch bei Idealkonkurrenz mit einer höher ſtrafbaren 
Handlung auszufpreden. So Dlsh.-Zweig. 1. 6. A. U. Rud.⸗Stengl. 7. Ei 
9811, R 8 390. Nach OLG Stuttgart Württ$ 16 222 ift Die Einziehung au 
in dieſem alle Strafe, jedoch nur fofern fie den Schuldigen trifft. XergL 
8401. 8 73 VI2. 

3. Die Einziehung des Gewehrs, des Jagdgeräts und ber Hunde muß fchon bann 

-  ftattfinden, wenn fie der Täter bei dem unberechtigten Jagen bei ſich geführt 
bat, ohne Rüdficht darauf, ob er fie dazu hat gebrauden wollen. Dagegen it 
bie Einziehbarfeit der Schlingen, Netze, Fallen und andern Borricdhtungen das 
von abhängig, daß fie der Täter gebraucht hat oder hat gebrauchen wollen. €o 
auch DISh.-Zmweig. 2. Jagdgeräte find „ſolche lebloſe Gegenftände, welde 
nad ihrer VBeichaffenheit an ſich zur Verwendung bei der Jagd geeignet und 
dazu auch dauernd beftimmt find.” Pferde, die den Schlitten gezogen haben, 
in dem der Wildfrevler faß, find mithin nicht Jagdgeräte. E 22 15. Ter 
Schlitten ſelbſt kann es fein. Iſt er es nicht, fo beurteilt fich feine Einzich 
barleit nach 8 40, ift alſo davon abhängig, daß er „zur“ Begehung des Delikte 
gebraucht wurde, und in jedem Falle nur fakultativ. Erſteres trifft micht zu, 
wenn etwa die gelegentlich dur den Wald fahrenden Inſaſſen von dem 
Schlitten aus Schüffe auf Wild abgegeben haben. E 22 15. Hat der Schlitten 
nur dazu gedient, um den Täter an das fremde Jagdgebiet zu bringen, fo ik 
er zu einer Borbereitungshandlung benugt worden und daher nicht einziehbar 
(vergl. $ 40 III 2). Nah Binding, Lehrb. 1 311 gehören Transportmittel nie 
mal3 zum Sagdgerät. — Unter den mitgeteilten Vorausſetzungen kann aud ein 
Fernglas Jagdgerät fein. RG GoltdA 52 247. 


s n. Über die Unzuläffigfeit des objektiven Strafverfahrens !. 
42 1. 


8 296. 

Wer zur Nachtzeit, bei Fackellicht oder unter Anwendung jchädlicer 
oder erplodirender Stoffe unberechtigt fiicht oder krebſt, wird mit Gel: 
itrafe bis zu ſechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
beitraft. [StrK bez. Sch@]. 
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1. Die Begriffe des Fiſchens und bes Krebſens entiprechen durchaus dem des 
Sagens (vergl. $ 292 II). Beltritten ift jedoch die Tyrage, ob das „Fiſchen“ gerabe 
in einer auf Erlangung von Fiſchen gerichteten Tätigkeit beftehen muß oder ob es 
genügt, wenn der Täter andere unter die ausichließliche Fiſchereigerechtſame fallende 
Tiere erlangen will. Die berrfchende Lehre (vergl. E 17 161) enticheidet mit Recht 
im leßteren Einne. Sie wird nicht nur durch den Zweck des Geſetzes, jondern auch 
durch den allgemeinen Sprachgebrauc, (,Perlfiſcherei“) "unterftügt. A. A. Oppenb.- 
Tel. 2. Allerdings muß die Abjicht immer auf die Erlangung von Tieren gerichtet 
jein, fodaß die „Bernfteinfifcherei” nicht hierher gehört. 

I. Tas Fiſchen oder Krebjen muß unberehtigt fein. Es Handelt fih um 
einen qualifizierten Sal des 8 370 Nr. 4. Doch Tann das Filchen bei Yadellicht 
ujw. in eigenen Gewäſſern landesrechtlich firafbar fein. Vergl. preuß. Gef. v. 30./5 
1574 $ 21. 

II. Wie das Komma Hinter Nachtzeit ergibt, find der Strafihärfungsgründe 
drei. Das Geſetz barf nad allgemeiner Auffaffung nicht jo verftanden werden, als 
ob die Anwendung ſchädlicher oder erplodierender Stoffe nur bei Nachtzeit 
fraffhärfend wirkte Als ſchädliche Stoffe bezeichnet preuß. Sei. vom 30./5 
1874 8 21 „giftige Köder oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche“. 
Wegen der erplodierenden Stoffe ſ. $ 311. Wer bei Fackellicht fiſcht, fiſcht 
(abgefehen von den faum praftiichen Fällen dichten Nebels) zur Zeit der Duntelheit. 
Teshalb Tann unter Nactzeit Hier nicht, wie die herrfchende Lehre be⸗ 
bauptet, die Zeit der Dunkelheit, fondern nur die ber ortsüblichen Nachtruhe ver- 
Handen werben. Rad) E 87 117 genügt ed, wenn Nebe bei Tag gelegt werden, aber 
während der Nacht im Waffer bleiben. 


8 296.8. 

Ausländer, welche in Deutichen Küſtengewäſſern unbefugt fiſchen, 
werden mit Gelditrafe bis zu ſechshundert Mark oder mit Gefängniß bis 
zu ſechs Monaten beitraft. 

Neben der Geld- oder Gefängnißitrafe ift auf Einziehung der Fang: 
geräthe, welche der Thäter bei dem unbefugten Fiſchen bei fich geführt hat, 
ingleichen der in dem Fahrzeuge enthaltenen Fiſche zu erkennen, ohne 
Unterjchied, ob die Fanggeräthe und Fiſche dem Verurtheilten gehören oder 
nicht. [StrK]. 


l. Die Küftenfifherei von Ausländern iſt jeit der Novelle vom 26./2 1876 
ftrafbar. Iſt die Seefifcherei auch nicht Gegenſtand eines Privatrechts, jo unterliegt 
ie doch völferrehilichen Grundſätzen. Diefe geben dahin, daß der Uferftaat die 
Küftenfifcherei feinen Angehörigen vorbehalten Tann, wie das Deutfchland durch bie 
vorliegende Stelle tut. S. dazu Nagler, Bergl. Tarftellung 8 521 ff. Der Begriff 
der Küftengewäfler beurteilt ji) nad Völkerrecht. ©. 8 250 3. 

II. Über den Begriff des Fifchens |. $ 296. Was Gegenftand der Fiſcherei 
it, fann fi, wie aud die herrichende Lehre annimmt, nur nach den echte des 
Uferftaates beftimmen. 

111. Täter fann nur ein Ausländer im ſtaatsrechtlichen Sinne fein, ein In⸗ 
länder aber ſich der Beihilfe oder Anftiftung fchuldig machen. ©. ob. ©. 81. Ob ber 
Ausländer im In⸗ oder Auslande wohnt, ift gleichgiltig. Dagegen bleibt ein aus⸗ 
ländifcher Bedienfteter eines. Inländers nach dem Sinne des Geſetzes ftraflos. 

. IV. Die in dem zweiten Abfage vorgeichriebene Einziehung ift obligatoriich 
und ohne Rückicht auf die Eigentumsverbältniffe anzuordnen. Eine weitere Aus⸗ 
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nahme von dem Grundſatze des $ 40 liegt darin, daß auch die Fiſche der Einziehung 
unterliegen, obwohl fie nicht producta sceleris find. Die Einziehung des Fahrzeuges 
beurteilt fih nah 8 40. Schlehthin gegen Einziehung des Yahrzeuges Oppenh⸗ 
Del. 7, wohl aud) Binding, Lehrb. 1 333. 

V. Die Fifcherei in der Nordſee außerhalb der Küſtengewäſſer regelt ſich durch 
den völferrechtlichen Vertrag vom 6./5 1882 (Reichsgeſetzblatt 1884 ©. 25 ff.) und 
das deutſche Ausführungsgeje vom 30./4 1884. 


8 297. 

Ein Reijender oder Schiffgmann, welcher ohne Vorwiſſen des Schiffers, 
ingleichen ein Schiffer, welcher ohne Vorwiſſen des Rheders Gegenitände 
an Bord nimmt, welche das Schiff oder die Ladung gefährden, indem ſie 
die Beichlagnahme oder-Einziehung des Schiffes oder der Yadung veran: 
Iaffen können, wird mit Gelditrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark 
oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. [StrK]. 


— — — — 


I. Die Schiffsgefährdung durch Konterbande iſt deshalb ſtrafbar, weil fie ge 
eignet iſt, dauernd oder vorübergehend den Reeder um das Schiff oder den an der 
Ladung Intereſſierten um dieſe zu bringen. Die Handlung befteht darin, der 
Gegenftände an Bord genommen werden, welche Schiff oder Ladung der Beſchlas⸗ 
nahme oder Einziehung ausfeßen, 3. B. Waffen für eine Friegführende Madt. S 
dazu RS in GoltdA 52 90. Das Berbringen an Bord muß injofern heimlich ge 
jchehen, als der Echiffer (Kapitän) oder, wenn diefer jelbft der Täter ift, der Reeder 
nicht8 davon weiß. Die Vollendung wird man auf den Augenblid zu legen 
haben, da das Schiff in See fticht. — Die berrichende Lehre beichränft die Anwendımz 
der Stelle auf See jdiffe. 

II. Täter können fein: 

1. ein Reifender, mag er auch blinder Baflagier fein. A. A. Pappenheim ZEtr® 
13 844. Der Befradhter als ſolcher ift nicht Reiſender; 

2. ein Schiffsmann. Nach der Seemanndorbnung ift der Ehiff8o ff izier zwar 
nicht Schiffsmann, aber grundjäglich (8 3) denſelben Borjchriften unterftellt mı 
diefer, mithin kann er auch Täter fein. Zu den Edhiffsoffizieren zählen abe 
auch die Ärzte, Proviant- und Zahlmeifter (Seemannsordnung $ 9. Ob mar 
im übrigen den Begriff auf die im eigentlichen ſeemänniſchen Dienfte angefellz 
Perſonen zu beichränfen ober gemäß Seemannsorbnung 8 2 auf „jede fonfig 
zum Dienfte auf dem Schiffe während der Fahrt für Rechnung des Reeders angefeltt 
Perſon“ auszubehnen Hat, ift nicht zweifellos, aber mit Olsh.⸗Zweig. 1, Nagler, 
Vergl. Darftellung 6 457 in legterem Sinne zu enticheiden. Deshalb gehören ; % 
auch Maſchiniſten, Köche und Köchinnen zu der Schiffsmannihaft. Anderſeits ik 
nad berfelben Stelle der Lotſe auszufcheiden. Endlich kann Täter fein 

3. der Schiffer, d. h. der Kapitän. 
Über Möglichkeit der Teilnahme ſ. S. 81 IIL Der Alleinreeder kann id 
auch der Teilnahme nicht ſchuldig machen. ©. Binding, Lehrb. 1 253, OLSH.- Zweig 1. 


II. Zum Borfat gehört Kenntnis der Gefährbung in dem unter I erläuterten 
Sinne ; fowie das Bewußtſein davon, daß ber Schiffer, bezw. der Reeder von der 
Anborbnahme der Gegenftände nichts weiß. Bloße Fahrläffigfeit genügt nicht. U 
A. Hälfchner 1 325, Brud, Die Yahrläffigkeit (1885) 49. 
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8 298. 


Ein Schiffämann, welcher mit der Heuer entläuft, oder ſich verborgen 
hält, um fi) dem übernommenen Dienfte zu entziehen, wird, ohne Unter- 
Ichied, ob das Vergehen im Inlande oder im Auslande begangen worden 
it, mit Gefängniß bi3 zu Einem Jahre beſtraft. |SchG]. 


I. Während im allgemeinen der Vertragsbruch nicht ftrafbar ift, ift es nad 
diefer Stelle der Heuervertragsbruch. Heuer iſt ber Lohn des Schiffsmanns. 
& 298 betrifft den Fall, daß der Schiffämann nach gänzlicher oder teilweifer 
Auszahlung der Heuer (vergl. Seemannsordnung, 88 44 ff.) in der Abficht bes 
Vertragsbruchs entläuft oder ſich verborgen hält. Hält er fi) nad Abichluß des 
Heuervertrages, aber vor Auszahlung der Heuer verborgen, um fich dem Antritte 
bes Dienftes zu entziehen, jo wird er nad) Eeemannsordnung $ 33 mit Geldftrafe 
bis zu ſechzig Mark beitraft; hält er fich (vor Auszahlung der Heuer) verborgen ober 
entweicht er, um fi der Fortjet ung bes Dienftes zu entziehen, fo trifft ihn nad 
der gleichen Stelle Geldftrafe bis zu dreihundert Mark oder Gefängnisftrafe bis zu 
drei Monaten. Dieje beiden legten Fälle find nur auf Antrag des Kapitäns zu 
verfolgen. 

lI. Über ben Begriff des Schiffsmanns |. $ 297 II2. Seemannsordnnung 
$ 93 nimmt ausdrüdli auf die vorliegende Stelle Bezug. Hierdurch fchräntt fie 
deren Anwendungsgebiet aber nicht ſoweit ein wie ihr eigenes. Daher ift die Bes 
ftrafung auf Grund des $ 298 nicht Davon abhängig, daß das Schiff ein Kauffahrtei- 
Ihiff mit dem Rechte Die Reichäflagge zu führen ift ; vergl. Dagegen Seemannsorbnung 
$ 1. Die herrichende Lehre wendet Die Stelle nur auf Seejciffe an. Dagegen wohl 
mit Recht Binding, Lehrb. 1 415, Nagler, Bergl. Tarftellung 6 465. 

IV. Die Strafe tritt ein ohne Nüdjicht Darauf, ob der Ort der Begehung im 
Ssnlande oder tim Auslande liegt. Ter Sinn dieſer Beftimmung iftjehr beitritten. 
Man wird fie am ridhtigften mit Hegler, Prinzipien bes internat. Strafrechts 
(1906) 142 dahin zu verftehen haben, daß es fi überhaupt nur um ben Schub 
deuticher Schiffe handelt, dann aber auf den Ort der Begehung und die Staats⸗ 
angehörigfeit des Schiffsmanns nichts anfommt. ©. Über die verjchiedenen Unftchten 
Nagler a. a. D. 466,7. 

V. Hinfitlih der Strafe it zu bemerken, daB die Seemannsordnung 8 93 
mildernde Umftände und in diefem Falle Gelditrafe bis zu dreihundert Mark zuläßt. 
Diefe Strafbeftimmung gebt, jomweit die Seemannsordnnung überhaupt angewendet 
werden kann, als lex posterior der ded StGB’ vor. Someit aber nur das StGB 
anwendbar ift, lann von diejer Strafmilderung fein Gebrauch gemacht merben. 


VI, Wegen der Verjährung der unter die Seemannsordnung zu fubfumierenden 
Fülle ſ. daf. & 121. 


8 299. 


Wer einen verjchlofjenen Brief oder eine andere verſchloſſene Urkunde, 
die nicht zu feiner Kenntnißnahme bejtimmt ift, vorfäßlich und unbefugter 
Weile eröffnet, wird mit Geldftrafe bis zu dreihundert Mark oder mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. [SchG]. 

I. Die Verlegung des Briefgeheimniſſes fordert als äußeres Objekt ein 


berichloflened nicht zur Kenntnisnahme des Täters beftimmtes Schriftſtück. Dahin 
Frank, Strafgefegbug, 5.—7T. Aufl. 92 
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gehören auch Zeichnungen, Preiskurante, Viſitenkarten. Denn indem dad Geſetz den 
Brief als Beiipiel einer Urkunde aufführt, tbringt es zum Ausdrucke, Daß es ben 
Begriff der Urkunde in dem Sinne irgend eines Schriftftüds gebraudt. Noch weiter 
gehend Sererhe, die Verlegung fremder Geheimniſſe (1906) 43 und Finger, Vergl. 
Daritelung 8 316,7, die nicht einmal ein Schriftitüd fordern, jondern nur die 
äußere Form des Verſchluſſes entjcheiden laſſen und daher auch verjchloflen kuvertierte 
Photographieen hierher rechnen. Vergl. dazu E36 267. (Mäheres über den Begriff 
des Briefes bei $ 354). 

Für das Borhandenfein eines Verſchluſſes find gemäß dem Spradhgebraug 
folgende Erfordernifle aufzuftellen: 

1. Es muß eine Vorrichtung vorhanden fein, welche dazu beftimmt ift, Unbefugten 
die Einfihtnahme zu vermehren. 

2. Diefe Vorrichtung muß aus einem „fremden“ Etoffe (3. B. Gummi, Oblaten) 
beitehen, mag er audy mit dem des Schriftſtücks gleichartig fein (3. B. ein Streifen 
gummierten Papiers). Ein zufammengefaltetes Schriftftüd ift fein verſchlofſenes, 
jelbft dann nicht, wenn bei der Zujammenfaltung ein bejonderer Kunſtgriff an- 
gewendet worden ift. Dagegen ift ein zufammengenähtes Echriftftüd ein ver 
ichloffenes. Ebenfo ein mit Bindfaden zujammengeichnürted. Abweichend r. 
Rifzt 8 120. 

3. Der Verſchluß muß entweder an dem Cchriftitüde ſelbſt oder an feiner äußeren 
Umbüllung (3. B. dem Kuvert) angebradht fein, ſodaß Schriftſtück und Verichluß 
als Einheit erfcheinen. Vergl. Kohler ABArgR 7 94 ff. (def. 115. 117), Fried 
länder ZStr® 16 756 ff. (bei. 781). Ein in verichloffenen Pulte befindlicher 
Brief ift nicht verfchloffen, jondern abgeſchloſſen oder eingefchloflen. 

U. Die Handlung befteht in der Eröffnung des Shriftftüde. 
Diefe Tann in jeder Weije erfolgen, Durch melche der Verſchluß derartig bejeitigt 
wird, daß eine Kenntnisnahme des Inhalts möglich if. Cubftantielle Verlegung 
bes Verſchluſſes ift nicht erforderlich. Ein Fünftlihes Herausnehmen des Briefes 
aus dem Umſchlage genügt. E 20 375. Immerhin aber bedarf es einer Anderung 
des räumlichen Verhältniffes zwiſchen Schriftſtück und Berichluß, ſodaß das Him 
durchleien oder Hindurchleuchten nicht jtrafbar ift. Ergibt fi) nach der Eröffnung, 
daß das Schriftftüd doch zur Kenntnisnahme des Öffnenden beftimmt ift (die Adreike 
war 3. B. falſch, oder der Adreſſat fol das Schriftftüd dem andern mitteilen), jo 
liegt eine ftrafbare Handlung nicht vor. S. dazu Seréxhe a. a. D. 64. 

Die Eröffnung muß vorfäglicher und unbefugter Weife erfolgen. Ausnahınen 
von der durch das Poftgejet $ 5 garantierten Unverleglichfeit des Briefgebeinniifes 
ſ. StPO 88 99, 100, KO 8 121, Boftordnung v. 20/3 1900 $ 46, wohl auch Verein“ 
zollgeſ. 91. Außerdem kann die Befugnis zur Eröffnung fremder Briefe in dem 
Erziehungsrechte begründet jein. Bergl. BGB $ 1626. Dagegen läßt fi eine Be 
fugnis des Ehemann zur Eröffnung der an feine Frau gerichteten Briefe auf Grund 
des BGB's nicht behaupten. Ebenſo Binding, Lehrb. 1 130, Finger a. a. D. 316, 
Olsh.⸗Zweig. 5. Wohl aber wird man annehmen mifjen, daß auch auftragloje Ge 
Ihäftsführung unter Umjtänden eine Befugnis begründen Tann. Näheres über dieſe 
Stage bei Gerhard, Der ftrafrechtlide Schutz des Briefes (1905) 26 ff. 

II. Zum Vorſatz gehört das Bewußtſein, daß der Brief uſw. nicht zur Kennt» 
nisnahme des Täters beftimmt if. Er wird ausgeichloffen durch die Annahme 
eines ſolchen Umſtandes, der, wenn er vorläge, eine Befugnis zur Eröffnung in jid 
ſchlöſſe. Die Herrfchende Lehre fordert Bemußtfein der mangelnden Befugnis. — 
Abficht der Kenntnisnahme wird nicht verlangt. 

IV. Antragöberechtigt ift der Eigentümer der Urkunde im Augenblide der 
Eröffnung, demnach bei Briefen der Abfender, folange fie nicht in den Gewahrjem 
bes Adreſſaten gelangt find, „jpäter der Adreſſat. Ebenfo Olsh.Zweig. 8, v. Liſzt 
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$ 120. Im Ergebnis ſtimmt grundjäglich auch Friedländer a. a. D. 787. 788 üiber« 
ein, obwohl er die Antragsbefugnis als Ausflug des Autorrechts anfieht. Nach 
anderer Anficht find ftets Abſender und Empfänger antragsberechtigt. So 3. B. 
Merkel in Holgend. Handb. 8, 844, Serörhe a. a. O. 96. 

V. Bergl. das Beamtenbelitt bes 8 354.| 

VL Durch Diebftahl ober Unterfchlagung ber Urkunde wird das Delilt des 
$ 299 Tonjumiert. Berg. $ 73 VII 2 c 4. Übereinfimmend RMG 10 250. 


$ 300. 

Rechtsanwalte, Advokaten, Notare, Vertheidiger in Straffachen, Ärzte 
WBundärzte, Hebammen, Apotheker, ſowie die Gehülfen diefer Perſonen 
werden, wenn fie unbefugt Privatgeheimnifje offenbaren, die ihnen kraft 
ihre3 Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut find, mit Gelditrafe 
bis zu eintaujendfünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu Drei 
Monaten beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. [StrK bez. SchG]. 





I. Der Geheimnisbruch ſetzt zunächſt das Vorhandenſein eines Geheimniſſes 
und zwar eines Privatgeheimniſſes voraus. Dieſes beſtimmen im Anſchluß an 
E 13 69 Olsh.⸗Zweig. 2 etwa 'als Mitteilung, bie entweder unter der ausdrück⸗ 
lihen Auflage der Geheimhaltung oder unter Umftänden gemadt wird, bei denen 
ein Intereffe des Mitteilenden an der Geheimhaltung erfichtlich if. Ähnlich Hippe 
Goltd A 46 296. Dagegen Liebmann, Die Pflicht des Arztes zur Bewahrung an» 
vertranter Geheimnifje (1890) 16 ff., Dittermaier ZEtr® 21 202. Lebterer verfieht 
unter einem Privatgeheimnifje tatſächliche VBVerhältniſſe, die einen einzelnen als 
Frivatmann betreffen und nicht einem weiteren Kreiſe befannt find, jondern nur 
wenigen und zwar ſolchen Leuten, von denen ihre Geheimhaltung erwartet werben 
darf. Bgl. auch Blaczel, Tas Berufsgeheimnis des Arztes (1898) 24 fj., Günther, 
Die Verfchwiegenheitspflicht des Arztes (1894) 29, Seréxhe, Die Verlegung fremder 
Geheimnifje (1906) 57 ff. 

In der Tat ift der Definition des RGE's nicht beizutreten. Denn der Begriff 
des Geheimniſſes ift unabhängig von der Mitteilung an eine Perfon; man 
Hat Geheimniffe, bie man niemanden mitteilt, und gerade diefe ſind die tiefften. 
Anderfeits: ift eine Tatfache einem größeren Perfonenfreife befannt, fo Tann fie 
durch die Mitteilung an eine dritte Perfon auch dann nicht zu einem Geheimnifje 
werden, wenn die Mitteilung unter Schweiggebot erfolgt. Freilich ift zu beachten, 
daß die Tatſache ber Mitteilung felbft ein Geheimnis fein Tann, audy wenn es die 
mitgeteilte Tatſache nicht if. 8. B. Hat der Verteidiger ein ihm abgelegtes Ges 
Handnis feines Klienten als Geheimnis zu bewahren, obwohl deflen Schuld alle 
gemein befannt ift. 

Butreffend wird man das (Privat-) Geheimnis beitimmen können als eine 
wenigen Berfonen befannte Tatjache, an welche ſich das Intereſſe fnüpft, daß 
ie überhaupt nicht oder doch nicht weiteren Streifen befannt werde. Ob dieſes 
Anterefie rechtliche Billigung verdient, ift für den Begriff des Geheimnifjes gleichgiltig. 

IL In zweiter Linie fordert ber Geheimnisbruch, daß das Geheimnis dem 
Täter anvertraut wurde. Diejer Ausdrud ift nicht, wie man wiederholt behauptet 
Bat, ohne Bedeutung. Er enthält vielmehr den bejtimmteften Hinweis darauf, daß das 
Interejle an dem Nichtbelanntiwerden der PBerjon, die von der Tatjache erfährt, er» 
iennbar gemadjt werden muß. Anvertrauen ift auch nicht gleichbedeutend mit Mit⸗ 
teilen. Denn mitteilen kann man nur, was man ſelbſt weiß, und gerade das ift 

52* 
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beim Anvertrauen nicht erforderlich. Der Patient, der feinem Arzt nur die Symptome 
einer Krankheit erkennbar macht, vertraut au) dann an, wenn die Krankheit umb 
fogar die Symptome ihm felbft unbelfannt find. Man denfe an Harnunterjuhungen. 
Anvertrauen bezeichnet aljo eine Tätigfeit, Durch welche etwas unter der ausdrädlichen 
oder aus den Umftänben zu entnehmenden Auflage der Berichwiegenheit dem Wiſſens⸗ 
freije einer Perſon zugänglich gemadht wird. Vergl. E 18 60. 26 5. 

Kraft des Amtes, Standes oder Gewerbes wirb ein Geheimnis ander» 
traut, wenn es der betr. Perſon vermöge ihrer Berufstätigfeit zugänglich gemadt 
worben. Syn der überwiegenden Mehrzahl der Fälle wird der Anvertrauende den Zwed 
verfolgen, ven andern zu einer Berufstätigleit zu veranlafjen. 

IL Die Handlung befteht in ber unbefugten Offenbarung des Frivar- 
geheimnifies. Dffenbaren bedeutet nicht etwas ber Öffentlichkeit kund geben. 
fondern dem Wiflensfreije irgend jemandes zuführen. ine förmlide Mür- 
teilung ift bier ebenſowenig erforderlih wie beim Anvertrauen. Auch derjenige 
offenbart, der einem andern Einblid in Geheimalten gewährt. Der Umftand, dat 
ber dritte eine Perſon ift, auf deren Verſchwiegenheit der Dffenbarende rechnet und 
rechnen barf, fteht nicht entgegen. Ebenfo Mittermaier a. a. D. 211, Hippe a. a. T. 
290, Olsh.⸗Zweig. 8. 

„Unbefugt* heißt: obne bejondere Erlaubnis („Unbefugten it das 
Betreten der Bauftelle verboten‘). Das Schweigegebot ift alfo nur ein bedingter. 
©. dazu Binding, Normen 1 (2. Auflage) 70, Lehrb. 1128, Sererhe, Die Verlegung 
fremder Geheimniſſe (1906) 88. Es fragt fi) nun, wer die Erlaubnis erteilen kaun 
und worin fie zu finden ift. 

1. Daß die Erlaubnis von dem Anvertrauenden (dem „Treugeber‘) erteil 
werben kann, indem er von der Berfchwiegenheitspflicht entbindet, wird allgemeit 
anerfannt. 

2. Man darf aber auch nicht bezweifeln, daß die Erlaubnid® von ber Redii: 
ordnung erteilt werden kann. Dies ift in verfchiedener Weile möglich. 

a) Zunächſt fo, daß das Recht die Dffenbarung bes Geheimnifies gerabez: 
gebietet. Ob das Offenbarungsgebot den Vorrang vor dem Offenbarung! 
verbot bat, ift in erfter Linie nad den Grundfägen über Pflichten: 
tollifion (S. 105 gegen Ende) zu enticheiden. Kollidiert die durch $ 13. 
oder die nachgebildeten Stellen (f. bafelbit I) angeordnete Anzeigepflict, it 
ergibt ſchon die Vergleichung der angedrohten Strafen, daß ber Geſetzgeber bie 
Anzeigepflicyt höher bewertet als die Verſchwiegenheitspflicht. Die Offenbarung 
bes andertrauten Geheimnifjes ift alfo in diefen Fällen nicht nur erlandt, 
fondern geradezu geboten. So im Ergebnis die herrſchende Lehre. A. A 
Bendir GoltdA 52 78. Das Gleiche gilt unbeftrittenermaßen für bie Pflich 
zur Anzeige gemeingefährlicdher Krankheiten auf Grund des Reichsgeſetzes von 
30.;6 1900. Denn bier rechnet ber Gefeggeber in erfennbarer Weiſe jelbt 
bamit, daß die anzuzeigende Tatfache dem Pflichtigen auf Grund feiner Beruf 
tätigfeit anvertraut worden ift. Auch Iandesrechtliche Anzeigepflichten bie 
Art erflärt die berrichende Lehre für giltig (in Preußen wird die Kabinett‘ 
order v. 8./8 1835 angewendet, während man weitergehende Polizeivderordnungr 
für unftatthaft Hält; |. Kammergericht in DYZ 8 33). X. U. Bendix a. at. 

. 12, jedody mit Unrecht, da es ſich in $ 300 nicht um ein unbedingtes nid 
rechtliche Schweigegebot handelt. Unter dem Geſichtspunkte der Pflichten 
tolifion muß man aud den Hausarzt mindeftens für befugt anichen. 
eine anftedende Krankheit des Gefindes oder des Bräutigams der Tochter 
dem Hausherren kundzugeben. Über derartige Fälle Placzek a. a. D., Zromm, 
Die rechtliche Stellung bes Arztes (1902), Aſchaffenburg in Hoches Hand 
buch ber gerichtlichen Piychiatrie (1901) 119 ff. (zitiert nad) dem ©. U. 
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Derjelbe in der ärztlichen Sachverftändigenzeitung (1901) Nr. 23, Hoffmann in 
dem offiziellen Bericht der dritten Hauptverfammlung des deutfchen Medizinal« 
beamtenvereind. — Butreffendb erklären Meyer-Allf. 521, daß allgemein eine 
Mitteilung an ſolche Berfonen keine unbefugte fei, denen ein Recht auf Mit- 
teilung zuſteht. 

b) Erheblichere Zweifel treten dann auf, wenn bie Offenbarung des Geheimniffes 
nicht gerade vom Recht ausdrüdlich gefordert wird, aber bie Berichwiegenheit 
mit den berechtigten Intereſſen dritter follidieren würde. Zuweilen Tann 
bier, was nur felten beadytet zu werden pflegt, der Geſichtspunkt der Notwehr 
ober bed Notftandes eingreifen. Darüber Yinger a. a. O. 368, beſonders aber 
Landsberg in der Deutichen Mediziniihen Wochenſchrift Kahrgang 1907 Nr. 4 
(j. denfelben auch in der Mediziniichen Klinik 2. Jahrgang 1265. 1274). Aber 
auch wenn eine direlte Anwendung dieſer Beftimmungen nicht möglidy fein follte, 
wird der Richter zu ihrer analogen Ausdehnung in allen Fällen befugt fein, 
in welchen das Intereſſe an ber Geheimhaltung weniger wiegt als das Intereſſe 
an der Offenbarung. Andernfall® könnte z. B. der Arzt jein Honorar unter 
Umftänden nicht mit Erfolg einklagen, er wäre aljo rechtlos geftellt. ©. dazu 
Mittermaier a. a. D. 217 ff. und das dort angeführte Urteil des LG's Hamburg. 
A. U. Landsberg a. a. DO. Ebenſo wird fich teild aus diefem teil aus bem 
unter a angeführten Grunde & 38 62 rechtfertigen (ein Arzt hatte einer Frau, 
deren Kinder häufig eine andere Frauensperſon zu ſich ins Bett nahm, mit» 
geteilt, daß dieſe an Syphilis leide; Freifprechung). Gegen diejes Urteil Bendix 
in ber Beitichrift für Belämpfung der Gejchlechtsfranfheiten (1906) 372 ff., 
Finger a. a. ©. 862. ©. aud) Landsberg a. a. O. Mit der vertretenen 
Anſicht weſentlich übereinftimmend Binding, Lehrb. 1 128, Olsh.⸗Zweig. 9, 
v. Liſzt $ 120, Meyer-Allf. 111, Sererhe a. a. DO. 92. ©. auch Graf Dohna, 
Die Rechtswidrigkeit (1905) 110 ff. Lediglich wiſſenſchaftliche Anterefien 
berechtigen nicht zur Offenbarung. 

c) Endlich fragt es fi, ob die gemäß StPO $ 52, MetGO 8 188, ZPO $ 383 
zur Beugniäweigerung berechtigten Perſonen ſich ftrafbar machen, wenn fie 
diefes Recht nicht gebrauchen, und als Zeugen ein anvertrautes Geheimnis 
offenbaren. Die Frage ift mit der berrfchenden Lehre zu verneinen. Zunächſt 
ift aus einer Vergleichung der angeführten Stellen mit StPO $ 58, MStSO 
8 188, 8P0 $ 376 zu folgern, daB das Geſetz die Ausfage in dieſen Fällen 
erlaubt. Außerdem ergibt ſich die Erlaubnis auch dadurch, daß der Richter 
befugt ift, die Ausjage entgegenzunehmen und im Prozeß zu verwerten. Alles 
das wäre bei einem Verbote der Ausfage nichi denkbar. A. A. Bendix GoltdA 
52 12, Simonfon DYBZ 9 1014, Gaupp⸗Stein, Die Civilprozeßordnung (1906) 
1 874, Zanböberg a. a. D. und RS Entſcheidung in Zivilſachen 58 815. 

IV. Zäter kann nur eine der im $ 300 bezeichneten Berfonen fein. Bezüglich 
der Ärzte ift es fraglich, ob lediglich die approbierten unter das Gefeg fallen oder 
jeder, der fich fonft gewerbsmäßig mit der Ausübung der Heilfunde von Menfchen 
befaßt. Die Frage ift in erflerem Sinne zu enticheiden; dafür jpricht namentlich 
8 277. So auch die herrichende Lehre. Tierärzte gehören nicht hierher. Olsh.⸗Zweig. 
5, Hippe a. a. O. 288. — Zu bemerken ift, Daß den Rechtsanwälten ufw. ihre Gehilfen 
gleichgeftellt find. Dies beruht auf dem Gedanken, daß die Mitteilung an einen 
Sehilfen Häufig nicht als ein unbefugtes Offenbaren anzujehen ift, namentlich dann 
nicht, wenn der Rechtsanwalt uſw. im Intereſſe des andern Teils nicht tätig werben 
ann ohne Unterftügung durch einen Gehilfen. Bu den Gehilfen eines Arztes wird 
man namentlich auch zur Ajliftenz zugezogene Studenten zu rechnen Haben, felbft 
dann, wenn fie in erfter Linie lernen jollen. Veröffentlichen fie einen interejfanten 
Fall unter Bruch des ärztlichen Geheimniſſes (Namensnennung), jo machen fie ſich 
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ftrafbar. Haben fie nicht als Gehilfen fungiert, fo trifft die Strafe den Arzt, der 
ihnen die Fälle unter Namensnennung mitteilt. — Dritte Berfonen können ſich der 
Teilnahme ſchuldig madyen (©. 81). 

V. Vorſatz ift erforderlih. So Die herrfchende Lehre A. U. Sererbe a. a. O. 
12 ff. Demnad) ınuß der Täter willen, daß das, was er offenbart, ein Brivatgeheimuis 
in dem mitgeteilten Sinne if. Er muß aber auch wifien, daß er vffenbart. Hält 
er den Adreffaten jeiner Mitteilung ebenfall8 für eingeweiht, jo Handelt er nid 
vorſaͤtzlich. 

VI Die Frage der Antragsberechtigung iſt beſtritten. Aus dem unter I 
vertretenen Begriffe des Privatgeheimnifjes folgt, daß jedenfall8 derjenige verlegt 
und demgemäß zum Strafantrage berechtigt ift, deffen Intereſſe durdy die Offenbarıma 
verlegt wird. Dagegen hält die herrſchende Lehre Iediglich denjenigen für antrags- 
berechtigt, der dem Täter das Geheimnis anvertraut Hat. So Binding, Lehrb. 1 125, 
DI8h.» Zweig. 11, Finger a. a. O. 370, E 13 60. Mit Recht führt aber Mittermaier 
a. a. D. 205 aus, daß fomohl der eine als aud) der andere ald antragsberechtigt 
angejehen werden muß. Denn allerdings iſt auch der „Zreugeber“ durdy Den Ber- 
trauensbruh verlegt. lbereinftimmend v. Liſzt $ 120, Meyer⸗Allf. 521, Serörhe 
a. a. O. 96. 

VII Idealkonkurrenz ijt mit,$ 356 möglidı. 

VII. Strafbare Berlegungen von Privatgeheimnifjen finden ſich 
auch außerhalb de3 StGB's. ©. Geſetz zur Belämpfung des unlauteren Bett- 
bewerbs 88 9. 10, EUBGS $ 151, UBS für die Land- und Forſtwirtſchaft $ 161. 
Dagegen gehört StGB $ 184 b nicht hierher. 

Die Frage, ob landesgejegliche Strafbefimmungen noch Giltigfeit haben, 
ift zu bejahen, fofern fie fich auf andere Perſonenklaſſen beziehen als das Reichsrecht 
Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 1 und E 15 40. A. A. Hippe a. a. O. 286, Serörhe a. a. C. 


70. 71. 
8 301. 

Wer in gewinnfüchtiger Abficht und unter Benugung des Leichtjinns 
oder der Unerfahrenheit eines Minderjährigen ſich von demfelben Schuld: 
Icheine, Wechjel, Empfangsbefenntnifje, Bürgfchaftsinitrumente oder eine 
andere, eine Verpflichtung enthaltende Urkunde ausstellen oder auch nur 
mündlich ein Zahlungsperfprechen ertheilen läßt, wird mit Gefängniß bi 
zu ſechs Monaten oder mit Gelditrafe bis zu eintaujendfünfhundert Mart 
beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. [StrK]. 


I. Durch die einem preußifchen Geſetze von 1857 nachgebildete Stelle wird in 
gewiſſem Umfange die Erteilung von Kredit an Minderjährige mit Strafe bedroßt. 
Der Umſtand, daß der Minderjährige aus einem befonderen Grunde unbejchräntt 
geichäftsfähig ilt, Iteht der Anwendung des Gejeges nicht entgegen. Namentlich hat 
man troß BGB 8 3 Abi. 2 auch die für volljährig erklärten Minderjährigen 
hierher zu rechnen. Ebenfo R. Schmidt, Bergl. Darftellung 8 283. A. A. Binding, 
Lehrb. 1 447, Olsh.⸗Zweig. 1, v. Liſzt 8 1483. 

I. Die Handlung beſteht in dem Abſchluſſe eines vom Geſetz näher ſpezialiſierten 
Geſchäfts mit dem Minderjährigen. Dabei darf man fich durch die fchlechte Fafſung 
der Stelle nicht zu der Anfchauung verleiten lafien, als bedrohe fie nur die nach⸗ 
trägliche Beitärfung einer Schuld mit Strafe. Vielmehr wird die Strafbarfeit 
durch die Eingehung des Kreditgefchäfts ſelbſt begründet, fofern es in beſtimmter 
Weiſe zuftande gefommen ift und einen bejtimmten Snhalt hat. 
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1. Das Geſchäft muß zuftande gekommen jein unter Benutzung bes Leichtſinns 

oder der Unerfahrenheit des Minderjährigen. Über diefe Begriffe |. $ 3022 
IV 2. Eine diefer Eigenjchaften muß aljo bei dem Minderjährigen vorgelegen 
und ihren Einfluß auf das Zuftandelommen bed Geſchäfts geäußert haben. 
Es ergibt fid) daraus, daß das Gefchäft für den Minderjährigen ein wirtſchaftlich 
nachteiliges fein muß. So Binding a.a. D. 446, Olsh.⸗gZweig, 2. Nachteilig 
aber kann ein Gejchäft für den Minderjährigen aud dann fein, wenn er einen 
vollen Gegenwert erhalten Hat; 3. B. er hat diefen verjpielt oder vertrunfen. 
SFR dagegen das Geſchäft zur Erlangung des notwendigen Lebensunterhaltg 
abgeichlofien worden, jo fehlt eg an diefem Erfordernis, wohl aber kann Wucher 
vorliegen. A. U. Oppenb.-Del. 6. Unter Borausfegung der Benachteiligung des 
Minderjährigeh kann das Gefchäft beftchen 

a) darin, daß ſich der Täter von ihm eine Urkunde ausftellen läßt, welche eine 

Berpflidhtung enthält. Empfangsbelenntniffe genügen nur dann, wenn dieſes 
Erfordernis bei ihnen zutrifft. Welchen Inhalt die Verpflichtung hat, ift gleich⸗ 
giltig. Abweichend fordern Olsh.⸗Zweig. 5, daß fie in der Leiftung von Geld 
oder geldwerten Sachen beftehen müſſe. Bon wen die Initiative zum Abſchluß 
des Geſchäfts ausgegangen ift, ift unerheblich. E 31 118. Das Geſchäft kann 
ferner beftehen 

b) darin, daß fich der Täter von dem Minderjährigen ein „auch nur mündliches“ 

Zahlungsverſprechen erteilen läßt. In diefem alle muß der Inhalt des 

Verſprechens auf Geldzahlung gerichtet fein. Dagegen ift es auch bier gleich" 

giltig, von welcher Seite die Initiative ausgegangen ift. Das „nur mündliche” 

Zahlungsverſprechen fteht im Gegenſatz zu dem vorher erwähnten fchriftlichen. 

Daher fteht ihm ein durch jchlüffige Handlung abgegebenes gleid. Ebenſo 

Olsh⸗Zweig. 5, dv. Lifzt $ 142, E 81 118. Das Beftellen von Waren (etwa 

Auftern und Sekt) mit fih daran anjchließender Annahme in der Form ber 

Lieferung genügt alfo. 

DL Zum Borjaß gebört das Bewußtſein, daß der andere Teil ein Minder- 
jähriger ift, daß er fich aus Leichtfinn oder Unerfahrenheit auf das Gefchäft einläßt, 
mithin auch das Bewußtſein, daß das Geſchäft den Minderjährigen wirtichaftlidh 
benachteiligt. Nur wenn man diefes Ießtere ſcharf betont, kann man ber berrichenden 
Lehre darin beitreten, daß die gewinnſüchtige Abſicht nicht mehr fordert, als 
Adficht der Bereicherung und daher jchon bei Erftrebung des gewöhnlichen Geſchäfts⸗ 
gewinns genüge. ©. dazu R. Schmidt a. a. O. 283. Nah E 6 47 kann gewinnfüdtige 
Abſicht auch vorliegen, obwohl der Wechſel, ven fich der Täter ausftellen läßt, nur 
Sicherheit für eine an fich begründete Forderung gewähren fol. — Außerdem wird 
man zum Vorſatz das Bewußtſein verlangen müflen, daß es ſich um ein Kiredit- 
geihäft Handelt. Liefert der Wirt Speifen oder Getränke an einen Minder⸗ 
jährigen in ber Annahme, daß dieſer alsbald zahlen werde, fo fällt er nicht unter 
dieſe Stelle. 

IV. Antragsberechtigt ift der Minderjährige als der Verlehte. Vergl. 8 65. 

Die Antragsfrift beginnt, fobald der Minderjährige das Bewußtſein erlangt, da eine 
Benugung feines Leichtſinns oder feiner Unerfahrenheit in gewinnfüchtiger Abſicht 
vorliegt. Bergl. E 6 47. 


2 


$ 302. 

Wer in gewinnfüchtiger Abficht und unter Benußung des Leichtfinng 
oder der Unerfahrenheit eines Minderjährigen ſich von demfelben unter 
Verpfändung der Ehre, auf Ehrenmwort, eidlich oder unter ähnlichen Ver- 
jiherungen oder Betheuerungen die Zahlung einer Geldfumme oder die Er- 
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füllung einer anderen, auf Gewährung geldwerther Sachen gerichteten 
Berpflichtung aus einem Nechtögefchäfte verfprechen läßt, wird mit Ge 
fängniß bis zu Einem Jahre oder mit Gelditrafe bis zu Dreitaujend 
Mark beitraft. 

Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrer: 
rechte erfannt werden. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, weldjer jich eine Syorderung, von der 
er weiß, daß deren Berichtigung ein Minderjähriger in der vorbezeichneten 
Weife verjprochen hat, abtreten läßt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. [StrK]. 


Die Stelle hebt aus dem Tatbeftande der vorigen die Fälle berbor, bei denen 
das Verſprechen auf Leiftung von Geld oder geldwerten Sachen gerichtet ift, und 
erflärt fie für ftrenger jtrafbar, fofern das Verſprechen unter einer bejonderen 
Bindung ded Gewiffens abgegeben wird. Außerdem dehnt die Stelle die Strafe auf 
den Beifionar (den „neuen Gläubiger*) aus. Aber auch bei diefem wird geminn- 
jüchtige Abficht (ſ. $ 301 IIE) verlangt. Wer daher nicht die Abficht der Einziehung 
oder weiteren Übertragung der Forderung hat, fondern fie ſich etwa als Freund be 
Minderjährigen abtreten läßt, unı die Angelegenheit aus der Welt zu fchaffen, macht 
fih nicht ftrafbar. 

8 3028. 


Wer unter Ausbeutung der Nothlage, des Leichtfinng oder der Uner- 
fahrenheit eines Anderen mit Bezug auf ein Darlehen oder auf die 
Stundung einer Geldforderung oder auf ein anderes zweileitiges Rechts⸗ 
gejchäft, welches denjelben wirtbichaftlichen Zweden dienen joll, fich oder 
einem Dritten Vermögensportheile verjprechen oder gewähren läßt, welde 
den üblichen Zinsfuß dergeftalt überfchreiten, daß nach den Umpftänder 
des Falles die Vermögensportheile in auffälligem Mißverhältnifje zu der 
Leitung ftehen, wird wegen Wucher® mit Gefängniß bis zu jedi 
Monaten und zugleich mit Geldjtrafe bis zu dreitaufend Mark beitrait. 
Auch kann auf Berluft der bürgerlichen Chrenrechte erfannt werben. 
[StrK]. 


I. Die den Wucher betreffenden 88 3022a—302 d find durch Geſetz vom 21.5 
1880 eingefchaltet worden. Die Novelle vom 19./6 1893 hat den $ 302 hinzugelügt, 
ben Tatbeftand des 8 302a erheblich erweitert und einzelne ergänzende To 
ftimmungen gegeben. Nunmehr regelt 8 302e den Wucher im allgemeinen, 
8 302a ben Zins wucher. Die ftaat3redhiliche Giltigfeit der Novelle ift übrigens 
beftritten, weil fie erft nach Ablauf der Legislaturperiode desjenigen Reichstags, der 
fie befchloffen Hatte, verkündet wurde. Vergl. darüber Jaſtrow in der „Ration” 
1892/98 Nr. 42, Geiershöfer, Tas geltende deutfche Wucherrecht (1893), Eeuftert 
Z3StrWe 14 607. — Den Wucherparagraphen nachgebildet Börſengeſetz $ 76. 

II. Der Begriff des Wuchers im allgemeinen fordert ein Rechtögeichäft, da} 
einen beftimmten Inhalt aufweiſt und unter beftimmten Borausfegungen zuſtande 


iommt. 
1. Seinem Inhalte nach muß das Nechtsgefchäft ein zweiſeitiger läftiger Bertiag 
fein, ein Vertrag alfo, bei dem Leiftung und Gegenleiftung einander gegenüber 
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ſtehen. ©. darüber R. Schmidt, Bergl. Tarftelung 8 245. Wucherifchen 

Charakter erlangt das Rechtsgeſchäft durch das Mißverhältnis zwiſchen 

Leiftung und Gegenleiftung, d. 5. dadurd, daß die Leiſtung des Wucherers an 

Wert binter der Leiftung des Bemwucherten erheblich zurüdbleibt. Iſt das Ge⸗ 

ihäft ein Kreditgefchäft, in der Art, daß die Leiftung des Bewucherten erft 

jpäter erfolgen foll, jo ift der Wucher ein Kreditwucher. Sein Weſen befteht 
aljo darin, daß der Bewucherte in Zukunft erheblich mehr zu leiften hat als 
ber gegenwärtigen Leiſtung des Wuchererd entipricht. Den naturgemäßen 

Gegenſatz zu dem Sreditwucher bildet der Barwucher. Sebt jener ein Kredit⸗ 

geſchäft, fo ſetzt diefer ein Bargefchäft voraus. Wegelmäßig aber jtellt man 

dem Kreditwucher den Sad» ober Geſchäftswucher gegenüber. Das erklärt 
fi) daraus, daß die Wuchergefeugebung vom Darlehen, alfo einem Krebitgefchäft, 
ausgegangen ift und fpäter ſolche Geichäfte berüdjichtigt Hat, bei denen der 

Wucherer eine andere Sache als Geld Hingibt oder erhält. De lege lata bat 

die Unterjheidung wenig Wert. ©. dazu Zfopescul Grecul, Das Wucherftraf- 

recht (1906) 246, R. Schmidt a. a. DO. 251 ff. 
. 2Za8 Rechtsgeſchäft muß unter Ausbeutung der wirtjhaftliden 

Schwäche einer Perſon zuftande gekommen fein. 

Der Bucher mweift masıche Berührungspunfte mit der Erprefjung auf. Auch 
der Erprejier beutet die Lage aus, in der ſich eine Berjon befindet; der mejentlidye 
Unterjchied ift aber ber, daß er diefe Lage felbft hervorruft, während jie der Wucherer 
nur benugt. Ebenſo berührt fich der Wucher mit dem Betrug und zwar in dem 
Mißverhältnis von Leiftung und Gegenleiftung. Der Unterſchied liegt darin, daß 
dem Wucher eine Täufchung nicht wefentlich ift und daß fie, wenn fie unterläuft, fich 
nit auf „Tatſachen“, bezieht. S. dazu dv. Lilienthal in Conrads Jahrb. Jahrg. 
18860 S. 377, Jfopescuf Grecul a. a. D. 822 ff., Schmidt a. a. DO. 239, Frank, Vergl 
Tarftellung 6 113. 

HI. Der Inhalt des wucheriſchen Rechtsgeſchäfts. — Nach der älteren Faſ⸗ 
jung mußte das Rechtsgefhäft ein Darlehen oder die Stundung von Geld» 
forderung fein. Diefen Geſchäften find jegt gleichgeftellt: 

1. zweijeitige Rechtsgeſchäfte, weldhe denjelben wirtjchaftliden 
Zweden dienen follen. Der wirtſchaftliche Zweck des Darlehns befteht für 
den Schuldner in der Erlangung baren Geldes; der wirtichaftlide Zweck der 
Etundung befteht für den Schuldner darin, daß er der Notmwendigfeit über⸗ 
hoben wird, ji) bares Geld zu verihaffen. Es genügen aljo alle Geichäfte, 
welche einen diefer Zwecke verfolgen. 3. ®.: e8 wird einem Geldbedürftigen 
eine Forderung, die ihm gegen einen dritten zufteht, gegen bar, aber weit unter 
dem Werte abgelauft. Oder: der Gläubiger läßt ſich dadurch befriedigen, daß 
er Mobiliar des Schuldners erheblich unter dem Werte übernimmt. Überein- 
ftimmend die herrichende Lehre, bei. E 86 111. 89 126; vergl. auch E 25 315. 
28 135. Erheblic enger Binding 1 454, v. Liſzt 8 143, Meyer⸗Allf. 502, nach 
welchen dem Tarlehen oder der Etundung einer Geldforderung nur joldhe Rechts⸗ 
gefchäfte gleichitehen, fraft deren der Echufdner Geld oder andere vertretbare 
Sachen jpäter zuüdleiften fol. Die Genannten beziehen alſo die Stelle nur 
auf den Kreditwucher und prüfen die Frage, ob ein NRechtögeichäft denjelben 
wirtihaftlichen Zmweden dient wie Darlehen und Stundung, vom Standpunkt bes 
Släubigerg aus, 

Nechtsgeichäfte, die mit Bezug auf ein Tarlehen oder auf die Stundung einer 
Seldforderung oder auf ein NRechtögefchäft der unter 1 bezeichneten Art ab⸗ 
geichloffen werden. Dahin gehört das Geſchäft, durch welches ein Darlehensvor- 
vertrag wieder rüdgängig gemadt wird. E 4 104. Auch die Bermittelung 
eines Darlehens ift hierher zu rechnen. In diefer Beziehung a. A. Olsh.⸗Zweig. 


1 


29 
. 
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5, E 28 288. 29 78. 85 111. 36 226. Übereinftinnmend aber v. Liſzt & 145, 

Meyer-Alf. 502. 

. Um mwuderijch zu fein, muß das Rechtsgeſchäft ein Mißver hältnis zwijcher 
Leiftung und Gegenleiftung aufweilen. Das Mißverhältnis beſteht in der Über⸗ 
fchreitung (nicht des gejeglichen, fondern) des üblihen Zinsfußes derart, daß nach 
Umftänden des Falles die Bermögensvorteile in auffälligem Mißverhältnis 
zu der Leiſtung ftehen. Veftritten iſt die Frage, ob bei der Abmeflung der Ber: 
mögensvorteile auf der einen Seite und ber Leiftung auf der andern der Stand- 
punkt des Gläubiger8 oder des Schuldnerd maßgebend if. Man fege folgender 
Hall: ein vermögender, aber augenblidlich in Geldverlegenheit befindlicher Kaufmanz 
nimmt zur Abmwendung einer Zwangsvollſtreckung ein Darlehen von 1000 Mark au, 
das er verabredungdgemäß nad) einem Monat mit 1100 Marf zurüdzahlen, aljo mt: 
120 °/, verzinjen jol. Vom Standpunkt des Gläubiger aus betrachtet, wird da: 
zegelmäßig einen hohen Gewinn bedeuten, der in auffälligem Mißverhältnis zu feiner 
Reiftung ſteht. Vom Standpunkte des Schuldner8 aus angeſehen, beſteht Ddiefe: 
Mipverhältnis nit; denn die Leiftung, die ihm feinen Kredit erhalten hat, war 
ihm mehr wert als die bezahlten Binfen. Die herrichende Lehre bemißt Bermögen:- 
vorteil und Leiftung vom Standpunkte des Gläubiger aus. So Olsh.⸗Zweig. 9, € 
11 388. 20 379. 39 126. A. A. wohl mit Recht v. Lilienthal ZStr® 8 208, v. Liz 
8 143, Sfopescul Grecul a. a. O. 267, weil zum Wucer eine Bermögen“ 
befhädigung gehöre. ©. darüber audy R. Schmidt a. a. O. 266 ff. und über 
den BerechnungSmodus des NWS (E 20 279. 31 239) die legten Auflagen dieſes 
Kommentars. 

IV. Das Rechtsgeſchäft muß zuftande fommen unter Ausbeutung der Not: 
Jage, des Leichtfinns oder der Nnerfahrenheit des Bemwucherten. 

1. Die Notlage muß eine wirtſchaftliche, und zwar eine dringende, d. 5. die 
wirtfchaftliche Eriftenz bedrohende, wenn aud) nur vorübergehende, Geldverlegenkeit 
fein. & 4 390. 28 288, v. Liſzt $ 143. Eingebildete Notlage genügt nicht. Olsb⸗ 
Zweig. 10, R. Schmidt a.a.D. 242, E 28 288. A. A. Binding, Lehrb. 1 45. 
Eine gänzlich finanzielle Deroute darf nicht verlangt werden. E 5 9. Bielmehr 
fann fid) auch ein Wohlhabender in Notlage befinden. Der Umitand, daß da: 
Darlehen zu produftivem Zwecke benußt werden foll, fteht der Notlage an ſich 
feineömweg$ entgegen. E 4 390. 

2. Reichtfinnig handelt, wer „den Folgen feiner Handlung aus Sorglofigter 
oder aus Mangel genügender Überlegung die ihnen zufommende Bedeutung nic 
beilegt*. 

3. Unerfahrenheit bedeutet mangelnde Gejchäftsfenntnis im allgemeinen oder au 
bem in Trage fommenden Gebiet, ſodaß 3. B. der Geldjuchende die Mögliche 
nicht erfennt, fich andermweit Geld zu beſchaffen, oder nicht imſtande ift, die Tray 
weite des Gefchäfts zu überjehben. Bon der Unerfahrenheit wohl zu unterfcheider 
ift Die mangelnde Kenntnis einer für das Geſchäft erheblichen Tatſache. E 37 205. 
Vergl. auch E 25 315 und zu den Begriffen des Leichtfinns und der Unerfahrenber 
noch R. Schmidt a. a. D. 242. 

Einen diejer Umftände muß der Täter „ausbeuten”, das heißt: er mul 
wifjen, daß er bei dem Geldjuchenden vorliegt und er muß ihn in gewinn— 
ſüchtiger Abſicht benugen. 

Hierdurch beſtimmt ſich der Vorſatz. 

V. Täter iſt derjenige, der ſich oderyeinem dritten die Bermögendvorteil 
verfprechen oder gewähren läßt. Auch eine Mittelöperfon (Agent) Tann daher Täter 
fein. In legterer Beziehung a. U. dad RG, das in dem Agenten nur einen Gehilfen 
fieht. Dies erflärt fich teil$ aus der fubjeltiven Teilnahmetheorie des RG's, teile 
aus dem Uniftaude, daß es das Vermittelungsgeſchäft nicht unter die vorliegende 
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Stelle rechnet. ©. o. III 2. Bom Standpunkte der hier vertretenen Anfchauung aus 
tt der im Hintergrunde bleibende Gläubiger, welchem der Agent den mwucherifchen 
Bermögensvorteil verfprechen oder gewähren läßt, je nach Umftänden als Anftifter 
oder Sehilfe zu beirachten. — Der Bewucherte iſt niemals ftrafbarer Teilnehmer. 
S. ob. ©. 81. 

VI. Die Vollendung tritt ſchon ein, jobald fich ber Täter den Vermögensporteil 
bat verjprechen lafjen, jelbftverftändlih aber mit der Abfiht, fich die verſprochene 
Leiftung demnächſt aud, wirklich zu verſchaffen. E 15 333. Die tatfächliche Entgegen» 
nahme der Leiftung fommt, wenn fie der Täter fich in diefem Sinne hat verſprechen 
lajien, nur noch infofern in Betracht, als die Verjährung mit ihr zu Iaufen beginnt. 
€ 32 143. ©. au E 88 426. 

$ 302b. 


Wer ſich oder einem Dritten die wucherlichen Vermögensvortheile 
($. 3022) verjchleiert oder mwechjelmäßig oder unter Verpfändung der 
Ehre, auf Ehrenwort, eidlich oder unter ähnlichen Verficherungen oder 
Betheuerungen verjprechen läßt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre 
und zugleich mit Geldftrafe bis zu jechstaufend Mark beſtraft. Auch 
tann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. [StrK]. 





Schwerer Wucher liegt vor, wenn fi der Wucherer die mwucherifchen Ber- 
mögensvorteile im beftimmter Form verjprechen läßt, nämlich 

1. verfchleiert, d. h. fo, daß die Übervorteilung verdedt und dem Geſchäft der 
Anjchein des erlaubten gegeben wird. 3. B.: um die Höhe des Zinsfußes 
unfennili zu maden, nimmt der Wucherer in den Schulpfchein eine höhere 
Kapitalfumme auf als er darlehnsmeife ausgezahlt hat. Ober: die hohen Binfen 
für ein Darlehen treten in der Form des Kaufpreifes für ein dem Echulbner 
aufgendtigtes Kaufgejchäft (3. B. von Lotterielofen) auf. Entſprechendes Bes 
mußtjein auf Seiten des Täterd gehört zum Borjage. Einer Täufchung bes 
Schuldner bedarf es nit. E 18 332. 21 434, N 4 385; 

2. wechfelmäßig, d. h. in Wechjelform. Dazu genügt die Einhändigung eines 
Blankoakzepts, deſſen Ausfüllung dem Gläubiger überlafien bleibt. So Olsh.⸗ 
Zweig. 2. A. U. Hälfchner 2 440. Dagegen reicht es nicht aus, wenn für bie 
Prolongation eines Wechſels beſonders hohe Zinfen bedungen, aber nicht wechſel⸗ 
mäßig azugejichert werden; 

3. unter Berpfändung der Ehre, auf Ehrenmwort, eidlich oder unter 
ähnlichen Berfiderungen. Dabei ift zu beachten, daß das Verſprechen 
in dieſer Weiſe beftärft jein muß. Es genügt demnad) nicht die ehrenmwörtliche 
Erklärung über die Bermögensverhältnifje. Ebenjo OL$h.- Zweig. 2. A. A. Stenglein 
Nebengeſ. 721. 

$ 302. 


Diefelben Strafen ($. 302a, 8. 302b) treffen denjenigen, welcher mit 
Kenntniß des Sachverhalts eine Forderung der vorbezeichneten Urt erwirbt 
und entweder dieſelbe weiter veräußert oder die wucherlichen Vermögens“ 
oortheile geltend macht. [StrK]. 


Die Stelle betrifft den Nachwucher. Er ſetzt eine wucheriſche Forderung 
boraus. Diefe ift aber nur dann vorhanden, wenn bei der Begründung auch der 
fubjeltive Tatbeſtand bes Wucherd erfüllt war. Näheres bei Leo Kitzinger, Das 
Bergehen bes Nachwuchers (1905) 7 fi. Die Handlung befteht darin, daß der Täter 
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die Forderung mit Kenntnis bes Sachverhalts erwirbt und entweder weiter 
veräußert oder die wuherifhen Vorteile geltend madt. Gine erft nah 
dem Erwerb eintretende Kenntnis (dolus subsegquens) reicht mithin nicht aus. Durch 
VWeiterveräußerung wird ber Tatbeftand nur dann erfüllt, wenn die Forderung al: 
wucherifche weiter veräußert wird. Wer nad) Erwerb ber Forderung dem Schuldner 
das Übermaß erläßt und den Reſt weiter veräußert, begeht feinen Nachwucher 


$ 302d. 


Wer den Wucher ($$. 302a bis 302c) gewerbs- oder gewohnheit:: 
mäßig betreibt, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten und 
zugleich mit Geldjtrafe von einhundertfünfzig bis zu fünfzehntautend 
Mark beſtraft. Auch ift auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte zu 
erfennen. [StrK]. 


Gewerbs- oder gemohnheitsmäßiger Wucher. Da die Gemohnheitsmäßig 
feit ftetS eine Mehrzahl von Bergehungen fordert (8 74 V 2 ba), fo können jolde 
Fülle, die zur Zeit ihrer Begehung nicht firafbar waren, nicht zur Begründung der 
Gemwohnheitsmäßigteit herangezogen werden. Dagegen nimmt das NG an, daß die 
Gewerbsmäßigkeit, weil fie lediglih durch eine beftimmte Abficht charakteriftert 
werde, auch aus Fällen geichlofien werben könne, die vor dem Wuchergeſetze (beit. 
vor der Novelle) liegen. E 5 369. 

$ 302e. 


Diejelbe Strafe ($. 302d) trifft denjenigen, welcher mit Bezug cıf 
ein Rechtsgeſchäft anderer ala der im $. 3024 bezeichneten Art gewerk:: 
oder gemwohnheit3mäßig unter Ausbeutung der Nothlage, des Leichtiinn: 
oder der linerfahrenheit eines Anderen ſich oder einem Dritten Rer: 
mögensvortheile verjprechen oder gewähren läßt, welche den Werth der 
Leiſtung dergejtalt überjchreiten, daß nach den Umftänden des Falle 
die Vermögensportheile in auffälligem Mißverhältniß zu der Leiſtung 
ſtehen. [StrK]. 


I. Die durch die Novelle v. 19./6 1899 Hinzugefügte Stelle erweitert den Tar 
beitand des Wuchers über den in $ 302 a geregelten Darlehnswucher hinaus auf ale 
Rechtsgeſchäfte (fofern fie nur gegenfeitige und Jäftige find; vergl. $ 302 a II), malt 
aber die Strafbarkeit davon abhängig, daß der Wudyer gewerbs mäßig oder 
gewohnheitsSmäßig begangen wird. ©. darüber & 74 V 2 ba. Im übrigen it 
der Tatbeftand der gleiche, nur kann bei Beantwortung der Frage nad bem Wii 
verhältnis zwifhen Leiftung und Gegenleiftung nicht der übliche Zinstus 
herangezogen werden. Das Rechtsgeſchäft ift ein mucheriiches, wenn ſich dad er 
wähnte Mißpverhältnis (nad) den Umftänden des alles) aus ihm felbft ergitt: 
nicht dürfen die Abzüge zur Vergleihung herangezogen werben, die der eine cl 
dem andern bei der Bertragserfüllung madt. E 29 78. 

DI. Die nah diefer Stelle ftrafbaren Wucherfälle bezeichnet man meilt als 
Sach⸗ oder Geſchäftswucher. S. dazu $ 3028 I. I 1. Dahin gehören namentliß 
der Bieh- Land» und Warenwuder. 3. B.: Der Handeldmann A „leiht” dem Lauer 
ein Kalb im Werte von 50 Mark, jo lange bis dieſes Kalb jelbft zwei Kälber 
geworfen haben werde. Alsdann follen fämtlicde Tiere verkauft und der Erldii 
geteilt werden. Die Fütterung liege inzwiſchen dem Bauer ob. Vergl. über der 
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ertige Verträge namentlich „Der Wucher auf dem Lande” in den Schriften bes 
Bereins für Sozialpolitit Bd. 35, v. Lilienthal ZSHWB 8 157 ff. Außerdem 
fönnen aber auch Arbeitöverträge von beiden Seiten aus wucherijch fein. 

H. Zum Vorſatz gehört die Kenntnis der Umftände, welche für die Ab⸗ 
meflung des Wertes der Leiftung und ber Vermögensvorteile maßgebend find. 
E 29 78. 


Sehsundzwanzigfier Abſchnitt. 


Sachbeſchädigung. 

Auf die Materie der Sachbeſchädigung beziehen ſich außer den im folgenden 
gegebenen Vorſchriften die durch EG 82 Abſ. 2 aufrechterhaltenen Beſtimmungen der 
landesrechtlichen Forſt- und Feldpolizeigeſeze. Die Abgrenzung des Keichosrechts 
gegenüber dem Landesrechte erfolgt durch die Feld- und Forſtpolizeigeſeze. S. EG 
& 2 IV und $ 370 Nr. 1. 2. 6. 

$ 303. 


Wer vorfäglich und rechtswidrig eine fremde Sache beichädigt oder 
zerjtört, wird mit Gelditrafe bis zu eintaufend Mark oder mit Gefängniß 
bis zu zwei Jahren beftraft. 

Der Verſuch iſt jtrafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Fit das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, fo iſt die Zurüd- 
nahme des Antrages zuläjfig. [SchG bei Schaden bis 150 M., sonst 
StrK bez. SchG]. 


I. Objekt der Sahbefhädigung ift eine in fremdem Eigentum ftehende 
(j. jedoch $ 304) Förperlihe Sache ohne Rückſicht darauf, ob ſie einen Ber: 
mögenswert hat oder nicht. Vergl. & 242 I. III. Doch jchließt bei Zerſtörung 
oder Beichädigung einer wertlofen Sache die Annahme, daß der Verletzte nicht da⸗ 
gegen einzuwenden babe, den Dolus aus. E 10 120. ©. u. IV. Daß eine fog 
Sachgefamtheit als folche nicht unter den Begriff der Sache fällt, wird jebt allgemein 
äugegeben. Bergl. BGB 8 90. Das Auseinanbertreiben eines Bienenſchwarms ift 
demnach nur dann Sahbejhädigung, wenn der Täter dabei bewußtermaßen Die 
einzelnen Bienen befhädigt. Immerhin will Binding, Lehrb.1 248 das Auseinander- 
werfen gejeßter Lettern als Sachbeſchädigung beitrafen. — Im Gegenfage zum Dieb» 
ftahl kann aber Objekt der Sachbefchädigung auch eine unbewegliche Sade fein. 
(def. 88 804. 305). 

I. Die Handlung ift entweder ein Beſchädigen oder ein Berftören. 

1. Die Beſchäd igung erfordert eine Einwirkung auf die Subftanz der Sache, 
eine Befeitigung des Maßes von Unverfehrtheit, das fie zur Zeit aufmeift. Wer 
die Sache lediglich dem Eigentümer entzieht, begeht feine Sachbeſchädigung. 
Dahin gehört das Abgraben von Waſſer aus einer Waflerleitung und deſſen 
Überleitung in einen Mühlgraben. & 89 328. Ebenfo das Fliegenlaflen eines 
Bogels. A. A. Binding, Lehrb. 1 249, Kohler, Einführung in der Rechtswiſſen⸗ 
wiflenfchaft 2. Aufl. (1905) 156. 175. Allerdings kann hierin Sachbeſchädigung 
liegen, fofer der Bogel im weiteren Verlauf — etwa durd) die Kälte — be- 
ſchädigt wird und der Täter dies vorausfieht, unter der Bedingung jedoch, 
daß der Bogel in dem fritiichen NAugenblide .nicht herrenlos geworben ift. 
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Bweifellos ift das Wusftrömenlaflen von Gas, das Auslaufenlafien von Wein 
als Sachbeſchädigung anzujehen, weil hier die Sachſubſtanz als ſolche beſchädigt 
wird. Das Gleiche gilt, wenn etwa ein Buch, ind Waffer geworfen wird, 
wegen ber Befchädigung, die e8 durch das Wafler erleidet. Anders jeboch, wenn 
die Hineingemorfene Sache den Einwirkungen des Waflerd nicht unterliegt, 
3 ®. ein goldener Ring. Co im Prinzip die herrfchende Lehre und E 18 27, 
während Binding und Kohler Sachbeſchädigung ſchon bei Eigentumsentziehung 
annehmen. Daß SHerabdrüdung des Markt« oder Preifes einer Sade 
nicht hierher gehört, ift zweifellos. S. darüber Börſengeſ. 85 5 
76. — Da8 Beijhmugen einer Sade rechnen allgemein Hierher Oppenh. 
Del. 8, dagegen Olsh.⸗Zweig. 4 nur dann, wenn ber Schmuß bie Sache an 
greift. Diefer legtere Geſichtspunkt dürfte in dem Sinne richtig fein, daß ih 
bie Beihmugung als Sachbeſchädigung bdarftellt, fofern fie milteld Angreifene 
der Sachſubſtanz eine bemerkbare Abnugung berfelben bewirkt. Das wird 
beim Befchmugen der Wäſche Teineswegs immer zutreffen. Ähnlich Binding, 
Lehrb. 1 248, der dieſem Fall den andern gleichftellt, daß Die Sache durch Ve⸗ 
ſchmutzung aus einer feither ungebraucdhten zu einer gebrauchten wird. — S. zu 
der Frage auch Schmoller, Bergl. Darftellung 6 163. — Aeußerlich bemerkbar 
braucht die Bejchädigung nicht zu fein. E 37 411 fieht daher Sachbeſchüdigung in 
pathologiſchen Beränderungen an dem Nervenfyftem eines Pferdes („Kiplic 
machen“). 

Anderſeits liegt nicht in jeder Verlegung der Subſtanz eine Sachbe⸗ 
ſchädigung. Es kommt vielmehr darauf an, ob die Brauchbarkeit der Sache 
beeinträchtigt wird oder nicht. Vergl. v. Liſzt & 132, E 38 177. Die mit 
Tinte ausgeführte Korrektur eines Druckfehlers kann z. B. die Brauchbarfeit 
eines wiflenjchaftlichen Werkes erhöhen, die eines Prachtwerkes dagegen ver 
mindern. Umgefehrt liegt bei zufammengefegten Sachen (corp. ex cohaerentibas) 
unter Umfländen eine Beichädigung ſchon in der Trennung der einzelnen Zeile 
boneinander oder in der Aufhebung ihres funktionellen Zuſammenwirkens. 3.%. 
eine Maſchine wird durch Einfügung eines Keils zum Stehen gebradt. E 9 
182. Bergl. dazu Bay ObLGEStr 119%. Von diefem Standpunkte aus vor- 
ichreitend, fieht E 88 329 Sachbeſchädigung in dem Ausheben eines Wegweiſers 
oder eines ſolchen Steins, der in die Erde feit eingefügt ift, um als Merkmal 
für den Waflerftand („Bräzifionsnivellement“) zu dienen (bedenklich ). Eine 
Bertminderung darf jchon deshalb nicht gefordert werben, meil auch eine 
wertlofe Sache Obiekt der Sachbeſchädigung fein kann. Deshalb find felbft Fäalle 
bentbar, bei welchen trog Wertserhöhung Eachbefhädigung vorliegt; z. B. Be 
malen einer Leinwand. Oder: der Verkäufer einer fehlerhaften Sache bejeitigi 
den Mangel und vermindert jo deren Brauchbarkeit im Prozeſſe als Augen 
ſcheinsobjekt. E 33 177. Bei Vornahme einer Reparatur wird es nicht zuläftg 
fein, lediglich deshalb Sachbeſchädigung anzunehmen, weil fie zunächft mit einer 
Verlegung der Subjtanz verbunden it. Die Tätigfeit muß vielmehr als Ganz 
angejehen werden. E 33 177 läßt dieſe frage offen, verneint aber die Sach⸗ 
beihädigung wegen mangelnden Vorſatzes. Bergl. übrigend auch Heimberger, 
Strafrecht und Medizin (1899) 46. 


. Die Zeritörung ift ein erhöhter Grad der Beichädigung, derart, daß die Sache 


für ihre Zwecke völlig unbrauhbar wird. (ine teilweife Lerftörung (wichtig 
wegen $ 305) liegt vor, wenn entweder einzelne Beitandteile der Cache mit jelb- 
ftändiger Bejtimmung für dieſe unbrauchhar gemacht find (Geländer bei der 
Brüde), oder menn Die ganze Sache für einzelne ihrer Zwedbeftimmungen untaug- 
lich geworden ift (eine Brüde kann zwar noch zum Gehen aber nicht mehr zum 
Fahren gebraucht werden. So R 7 274. Wird aber einer diefer Erfolge ohne 
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Beichäbigung herbeigeführt, jo liegt darin auch feine Beritörung. E 89 223 (Ent- 
fernung der LReitungsftangen von einem Motorwagen). 

IIL Rechtswidrig ift die Sachbeſchädigung ftets, fofern fie nicht ein befonderer 
Grund redtfertig.. Namentli wird fie ausgeſchloſſen durch Einwilligung 
Des Eigentümer (E 27 420), durch erlaubte Gelbithilfe, durh Notitand 
und Notwehr. Spezialbeitimmungen gelten vielfach Hinfichtlic der in fremden 
Jagdgebieten umberlaufenden Hunde und Saten. Prinzipiell läßt fi die Be⸗ 
Hauptung, dab der Sagdberechtigte zur Tötung befugt fei, nicht aufftellen. Nur 
auf Grund bejonderer Borfchriften, meiſt fehr partikulärer Natur (vergl. ES z. 
BESB Urt. 69), kann die Frage bejaht werden. ©. E 7 128. 23 296. 24 62.225, 
NAMES 9 201. Fehlt ed an derartigen Beitimmungen, fo fann u. U. die Tötung 
wegen Notftanded oder Notwehr ftraflos fein, wegen letterer, fofern man Notwehr 
gegen Ziere für zuläffig hält. Vergl. $ 53 I 2. — Über vertragsmäßigen Verzicht 
auf das Zötungsrecht des Jagdberechtigten ſ. Bay ObLGECtr 3 366. 

IV. Zum Vorſatz gehört das Bemußtfein, daß die Sade eine fremde ift und 
Daß fie Durch die Handlung beichädigt oder zerftört wird. Außerdem finden die Aus» 
übrungen zu 8 289 IV entiprechende Anwendung. 

V. Antragsberechtigt ift jeder durch die Handlung unmittelbar Verletzte; außer 
dem Eigentümer 3. B. der Mieter, der Käufer, wenn er die Gefahr trägt, der Ent» 
leiher. & 1 306. 4 326. 8 399. Nicht aber die Verficherungsgejellichaft, bei der Die Sache 
verjichert if. NG in GoltdA 50 287. Grundjäglich abweichend halten v. Liſzt $ 132, 
Merkel 317, Meyer- Alf. 442, DIi&h.- Zweig. 13 nur den Eigentümer für antragäbe» 
rechtigt. — Über den Begriff der Angehörigen vergl. $ 52. 

VI Der Verſuch ift trog des Vergehenscharakters ftrafbar. 

VII Idealkonkurrenz ift namentlidy möglich mit dem Delikte des & 133. Denn 
dort wird nicht vorausgefeßt, daß die Sache eine fremde fei. Dagegen ift Ideal⸗ 
tonfurrenz ausgefchloffen mit den Delikten der 8$ 274. 317 (E 81 249). — Amalie 
fizierier Fall ſ. 8 305. — Wegen des Verhältniffes der Sachbefhädigung zum Dieb- 
ſtahl j. $ 242 VII 2a. 8243 XLS 73 VI 2c2. 

8 304. | 

Wer vorjätlich und rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer im 
Staate beitehenden Religionsgefellfchaft, oder Sachen, die dem Gottesdienſte 
gewidmet find, oder Grabmäler, öffentliche Denkmäler, Gegenjtände ber 
Kunst, der Wiſſenſchaft oder des Gewerbes, welche in öffentlichen Samm- 
[ungen aufbewahrt werben oder öffentlich aufgeftellt find, oder Gegenſtände, 
welche zum öffentlichen Rußen, oder zur Verſchönerung öffentlicher Wege, 
Pläge oder Anlagen dienen, beſchädigt oder zerjtört, wird mit Gefängniß 
biö zu drei Jahren oder mit Geldftrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mart 
beitraft. 


Neben der Gefängnißftrafe fann auf Verluſt der bürgerlichen Ehren 
vechte erfannt werben. 


Der Verfuch iſt ftrafbar. [StrK bez. SchG|. 


1. Sachbeſchädigung mit Verlegung Öffentlicher Interefjen. — Während Sn 
diejenigen Fälle der Sahbefhädigung im Auge Hat, Durch welche lediglich private 
Intereſſen verlegt werden, handelt e3 fi Hier um Eakybeihädigungen, die fi N 
dffentlide Antereffen wenden. S. Schmoller, Bergl. Tarftellung 6 152. ie 
Sahbeihädigung des $ 304 iſt daher nicht Antragsdelitt, au fann 
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ber Eigentümer der Sade jelbit Täter fein. Allerdings wird aud bei 

ihm vorausgefeßt, daß er rechtswidrig handelt. Die Rechtswidrigkeit kann aber hier 

immer nurdurdh befondere Umftände begründet und keinesfalls ſchon deshalb angenommen 
werden, weil fidh ein Öffentliches Intereſſe an die Unverfehrtheit der Sache fmünfı: 

3. 2. nicht lediglich aus dem Grunde, weil fie dem öffentlichen Nutzen dient. 

R10595. Wohl aber Handelt der Eigentümer rechtswidrig, wenn er einen Befand- 

teil ſeines Grundſtücks, der als foldher ihm gehört (WEB $8 93. 94), den er aber 

dort dulden muß, zerfiört. Denkbar ift e8 auch, daß etwa Friedhof⸗ ober Bau: 
orbnungen dem Eigentümer die Deformation gewiſſer unter 8 304 fallenden Gegen- 
fände unterfagen. Auch wird die einer rechtögiltigen Vereinbarung zumiderlauiende 

Beihädigung ale rechtswidrig angefehen werden müflen. 

IL Objekte find: 

1. Gegenftändeder Berehrung einer im Staate beftehenden Religion“ 
gejellihaft. ©. F 167 114. €. 

2. Sachen, die dem Gottesdienft gewidmet find S. 8 243 IL 

3. Grabdentmäler. Nach der zu $ 168 II vertretenen Anficht fchließt die de 

Ihädigung des Grabdenfmald nicht immer eine Beihädigung des Grabe! m 

fi. Es kann aber die Beihädigung des Grabdenfmals gleichzeitig Berübun | 

befhimpfenden Unfug an dem Grabe fein, jodaß Idealkonkurrenz mit $ 16‘ 

vorliegt. E 39 156. 

. Öffentliche Denkmäler, db. h. folde Dentmäler, die an einem öffentlicer 

Weg oder Plat oder an einer öffentlichen Straße aufgeftellt find. ©. 8. 1161!. 

. Gegenftände der Kunft, der Wiſſenſchaft oder des Gemerbek, 

welche in Öffentlihen Sammlungen aufbewahrt werben ode 

öffentlich aufgeftellt find. Offentlich bedeutet hier (ähnlich wie im voriger 

Falle): allgemein fihtbar, zugänglid. Zu beachten ift, daß es ſich immer ım 

Intereſſen der Kunft, der Wiflenjchaft, des Gewerbes im allgemeinen handel: 

nicht um Die eines einzelnen Gewerbebetriebe. Öffentlich zum Verlkauf auf 

ftellte Waren eines Schuhmachers genießen nicht den Echuß diefer Stelle. Ebenie _ 
wenig das Gerüft eines Eeiltänzerd. 

6. Segenftände, welche zum öffentlihen Nugen oder zur Verſchönerurg 
Öffentliher Pläße oder Anlagen dienen. Über den Begriff der Lffent 
lichkeit j. au bier $ 116 11. 

a) Zum öffentlihen Nuten können auch folche Gegenflände dienen, die md: 
von jedermann gebraucht werben Dürfen. E 81 143. Auch Wege gehörs 
hierher. E 28 117. Sind fie aber gebaute Straßen (alfo nicht bloß a 
getreten), fo fallen jie unter $ 305. 

b) Zur Berfhönerung öffentliher Wege, Plätze uſw. dienen namentlid 
Häufig Bäume und fonftige Anpflanzungen. Ob bei einer Befchädigung oder 
Berftörung folder Gegenftände die tyeldpolizeigelege zur Anwendung komm 
oder $ 304 ober beide in Idealkonkurrenz, richtet fich in erfter Linie nad dei 
Selbpolizeigefegen ſelbſt. Ergeben diefe fein Refultat, jo wird $ 304 als die 
ipeziellere Beftimmung vorgehen. Dies gilt für das preußifche Feld« und york | 
polizeigefeß zufolge $ 30 Nr. 5 daſ. Vergl. auch Olsh.⸗Zweig 6 

ec) Ein Dienen zum öffentlihen Nuten oder zur Berfchönerung ift nicht ſcho 
durch das rein tatfächlihe Verhältnis gegeben; der Gegenftand muß vielmehr 
durch einen menfhlihen Willen die entjpredhende Beftimmung erlag! 
haben. Anderſeits aber ift nicht erforderlich, daB dieſe Beſtimmung von Ar 
fang an (bei der Anbringung uſw. des Gegenftandes) getroffen wurde 
E926. Der Umſtand, daß der Gegenſtand gleichzeitig Erwerbszweden dient, 
ſteht nicht entgegen. Demgemäß rechnet E 34 1 den Motorwagen einer TU 
den öffentlichen Berfehr bejtimmten Straßenbahn hierher. Nach E 39 2% 
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dienen dem Öffentlichen Nutzen in Preußen auch die trigonometrifhen Mark⸗ 
feine. 

IIL Die Beihädigungshandlung muß bier derartig fein, daß fie den Gegen- 
ſtand im derjenigen Beziehung minder tauglich oder nüglich macht, vermöge welcher 
ich ein Öffentliches Intereſſe an ihn knüpft. E 5 318. Wer aljo einen Gegenitand, 
der zum Öffentlichen Nuten dient, befchädigt, ohne dabei defien eigentümliche Brauch⸗ 
barfeit zu verringern, kann nicht auf Grund des 8 304 beitraft werden. E 7 1%. 
9 219. 

IV. Zum Vorſatz gehört inshejondere das Bewußtjein von der eigentümlichen 
Bedeutung des Gegenitandes. 

V. Der Verſuch ift trotz des Vergehenscharakters itrafbar. 

VL Idealkonkurrenz mit $ 308 wird man im Anfchluffe an Olsh.⸗Zweig 6, 
Schmoller a. a. ©. 152 für möglich Halten müſſen. — Spezialbeftimmungen enthalten 
die 85 315. 317. 318a. 

$ 305. 


Wer vorjäßlich und rechtöwidrig ein Gebäude, ein Schiff, eine Brüde, 
einen Damm, eine gebaute Straße, eine Eifenbahn oder ein anderes Bau— 
wert, welche fremdes Eigenthum find, ganz oder theilweije zeritört, wird 
mit Gefängniß nicht unter Einem Monat beitraft. 

Der Berjud) iſt jtrafbar. [StrK]. 


J. &3 handelt fih hier um qualifizierte Fälle der Sahbeihädigung 

im Sinnedes $ 303. Bur erhöhten Strafbarfeit wird gefordert, daß ſich Die Hand⸗ 

lung gegen beitimmt bezeichnete in jremdem Eigentum ftehende Objekte richtet und 

in einer gänzlichen oder teilweijen Zeritörung beiteht. Über den Begriff der Zer- 
itörung f. $ 303 112. Übrigens findet die Qualifizierung aud) darin Ausdrud, daß 
es feines Strafautrags bedarf. 
Fi Objette find: 
1. Gebäude. ©. darüber $ 243 II; 
. Schiffe, d. 5. größere Fahrzeuge; 

. Brüden. E 24 26 fordert „ein Bauwerk von einiger Erbeblichkeit, 
d. 5. von einer gewiſſen Größe, inneren Feſtigkeit und nit ganz unbe» 
deutender Tragfähigkeit”. Bloße Stege find feine Brüden, werden auch 
fauın ald „ein anderes Bauwerk“ angefehen werden fünnen; 

4. Dämme; 

5. gebaute Straßen. Gegenjag : einerſeits natürliche, anderjeit$ ausge⸗ 
tretene Straßen. Auch die Kanäle pflegt man zu den gebauten Straßen zu 
rechnen. Jedenfalls find fie Baumerle; 

. Eifenbahnen. ©. darüber 8 315. Zweifellos Handelt es ſich bier nur 
um die mit Schienenfträngen verfehenen Straßen, nicht um die Wagen und 
Zofomotiven. Sind die Schienen in den Straßen eingelaflen, jo liegt 
jedenfalls ein Bauwerk vor. Deshalb if der Streit Über den Begriff der 
Eijenbahn Hier nahezu müßig; 

. andere Bauwerke. Hierzu ift folgendes zu bemerken. Die fpeziell ges 
nannten Objekte gehören mit Ausnahme der Schiffe zu den unbeweglichen 
Sachen und werden jäntlich dem Begriff des Bauwerks untergeordnet. 
Bill man diejen legten Begriff fih nicht ganz verflüchtigen lafien, fo muß 
man daran feithalten, daß unter einem Bauwerk eine unbeweglidhe Sadıe 
zu verftehen ift, mag auch die linbeweglichleit nur durch Die eigene Schwere 
begründet fein. Die Subfumtion der Schiffe unter die Bauwerke erflärt fich 

Brant, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 33 
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daraus, daß nach äÄlterem Zivilrecht Schiffe Häufig zu den unbeweg⸗ 
lihen Sadyen gezählt wurden. Ebenſo E 15 203. 30 246, R6 417.9 1%. 
(Dagegen wollen Olsh.Zweig. 2 den unbeweglichen Sachen diejenigen gleich- 
ftelen, welche in volkswirtſchaftlicher Hinficht Diefelbe Bedeutung bean- 
ipruchen, 3. B. transportable Mühlen; a. U. au Binding, Lehrb. 1 250. 
E 15 263 fordert: Herftellung durch menſchliche Kunft und Arbeit derart, 
daß das Werk ſich als ein felbftändiges, in fich abgeſchloſſenes Ganze dar⸗ 
ſtellt. Dahin zählen: Fifchteihe, Mauern, Hoftore (R 2 140), auch ım 
Rohen noch unfertige Neubauten (E 30 246); nicht aber ein Schormfeir, 
der einen Beftandteil des Hauſes bildete und bei einem Brande allein ſteher 
geblieben if. E 27 420. 

Ill. Der Verſuch ift troß des Bergehenscharafters ftrafbar. €. dazu $ Yin. 


Siebenundzwanzigfer Abfdnitt. 


Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. 


I. Die in dieſem Abfchnitte behandelten Telitte haben daS Gemeiniame, da5 
durch fie eine Gefahr hervorgerufen wird, deren Umfang ſich nicht überjehen läfı. 
ob eine Gemeingefahr, d. h. eine Gefährdung individuell unbejtimmter Perſonen 
oder Sachen zum Tatbeſtande des einzelnen Delilts gehört, fann freilid nicht jder 
aus feiner Aufnahme in den 27. Abſchn. fondern nur aus dem Telikisbegrifie jelbt 
gefchloffen werden. Über das Wefen der Gefahr und die Unterfcheidung zwiſchen 
funfreten und abftraften Gejährdungedelitten |. 0. ©. 17/8 und v. Ullmann, Verci. 
Darftellung 9 32 fi. Epeziel über den Begriff der Gemeingefahr v. Rohland 
Die Gefahr im Strafrecht (1888), Siebenhaar ZEIT 4 245, Binding, Normen 1 5%. 
Lehrb. 2 4, Miricka, Tie Formen der Etrafichuld (1908) 195 ff. Zuſammenüelun 
der verjchiedenen Anfichten bei Kiginger, Vergl. Tarftellung 9 5 fi. 

11. E14 214 erflärt die gemeingefährliden Verbrechen oder Vergeben jäntlid it: 
Tauerdelilte ($ 74 V 5b; E. 170) in dem Einne, daß fie jolange begangen 
würden, als die Gefahr andauert. Dagegen betonen Dlsh.- Zweig. 2 mit Recht, da 
es ſtets auf den Tatbeſtand des einzelnen Telift$ anfomme. 


$ 306. 
Wegen Branditiftung wird mit Zuchthaus bejtraft, wer vorfäglid m 
Brand feht:' 

1. ein zu gottesdienftlichen VBerfammlungen bejtimmtes Gebäude, 

2. ein Gebäude, ein Schiff oder eine Hütte, welche zur Wohnung von 
Menichen dienen, oder 

3. eine Räumlichkeit, welche zeitweije zum Aufenthalt von Menfchen dien, 
und zwar zu einer Zeit, während welcher Menfchen in derjelben ſich 
aufzuhalten pflegen. [SchwG]. 


I. Objekt der ſchweren Brandftiftung kann fein: 

1. ein zu gotteödienftliden Berfammlungen beftimmtes Gebäude 
Bergl. $ 243 U. In diefem Falle ift die Zeit der Begehung unerheblid); 

2, ein Gebäude (vergl. $ 243 III 1 und E 32 128), ein Schiff (ohne Rüdiidt 
auf die Größe) oder eine Hütte, welde zur Wohnung von Menſchen 
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bienen (vergl. $ 243 VII). Unter Hütte verfteht E 17 179 ein jelbftändiges 
unbewegliche8 Ganze, dag eine nicht völlig geringfügige Bodenfläche bedeckt und 
zum Schuße gegen äußere Einwirkungen in einer dem jeweiligen Zwecke genügen» 
ben Dauerbaftigfeit und Feſtigkeit, ſei es durch Wand und Dach, oder fonft aus⸗ 
reichend abgeſchloſſen if. Das Urteil bezieht ſich jpeziell auf $ 308; in der vor- 
liegenden Stelle kann e3 auf die Größe der bededten Bodenfläche nicht ankommen, 
jofern nur die Hütte zur Wohnung von Menfchen dient. — Die Zeit der Tat 
ift aud) in diefem alle unerheblich; 

3. eine Räumlicdhleit, welche zeitweife zum Aufenthalt von Menſchen 
dient. Unter Räumlichfeit ift ein irgendwie abgefchloffener beweglicher oder 
unbeweglicher Raum zu verftehen (Olsh.⸗Zweig. 7), z 8. ein Künftlerwagen 
oder ein Zirkus. — In diefem Falle liegt jchwere Brandftiftung nur dann vor 
wenn die Tat zu einer Zeit begangen wird, während welcher fi Menichen in 
der Räumlichkeit aufzubalten pflegen. . 

In feinem der verjhiedenen Fälle ift es erforderlich, daß fi zur 
Zeit der Tat Menſchen in der Räumlichleit wirklid befinden. Dem 
geieggeberifchen Gedanken zufolge genügt eine abftrafte Gefährdung von Menſchen, 
die fich daraus ergibt, daß die Räumlichkeit ihrer Beftimmung oder ihrem Gebrauche 
nad Menſchen zum AufenthaltSorte dient oder zu dienen pflegt. 

Endlidy fommen infeinem der verfchhiedenen Fälle die Eigentums— 
verhältnijje in Betradt. Auch der Eigentümer felbft Tann demnad 
Täter fein. 

II. Die Handlung beſteht darin, daß eine Sache in Brand geſetzt wird. 
Demnad gehört zur Vollendung jedenfall da8 Brennen. Dieſes unterjcheidet ſich 
einerjeit3 von dem Ankohlen, Anglimmen, anderſeits ‚von der völligen Berftörung, 
ber Einäjcherung. Ein Gegenjtand brennt, wenn ihm daß Feuer derartig mitgeteilt 
ift, daß es fich auch nach Entfernung des Bündftoffs an dem Gegenſtande weiter zu 
verbreiten vermag. Ähnlich € 1 375. 7 131. 5 326, Binding Lehrb..2 15, Olsh.- 
Zweig. 2, v. Lifztt$ 149. Ausbruch heller Flamme gehört umfoweniger zum Tat- 
beitande, ald eine Sache auch durch nur glimmendes euer zerjtört werden kann. 
E 18 362. Handelt es jih um die Inbranbjegung eines Gebäudes, fo genügt nad 
dem Gefagten zum Zatbeitand des vollendeten DeliltS das Brennen "eines neben 
dem Haufe lagernden Holzhaufens jelbjt dann nicht, wenn bereit3 die Flammen an 
das Haus fchlagen oder es antohlen. Ebenſowenig ift das Delikt dann vollendet, 
wenn bei einer von innen heraus vorzunehmenden Brandftiftung das Feuer nur 
etwa auf dem Speicher lagerndes Heu ergriffen hat. Sit Dagegen ein Gebäudeteil 
jelbft in der oben näher bezeichneten Weije in Brand gejegt, fo ilt die Brandftiftung 
vollendet. Dabei ift aber hervorzuheben, daß immer die Möglichkeit einer Weiter- 
verbreitung des Feuers an den ganzen Gebäude vorliegen muß. 

IH. Zum Vorjage gehört: 

1. da8 Bewußtſein des Inbrandſetzens; 

2. die Kenntnis der eigentümlichen Dualität der Sache, 3. B. daß fie ein zu gottes» 
dienftliden Verjammlungen beſtimmtes Gebäude if. Fehlt diefe Kenntnis, fo 
find folgende Unterfcheidungen von Wichtigfeit: 

a) Der Täter vermwecjjelt eine der im 8 306 genannten Räumlichkeiten mit einer 
andern in derjelben Stelle genannten. Ein ſolcher Irrtum ift unerheblich, weil 
die einzelnen Objekte rechtlich gleichwertig find. Ebenjo Binding a. a. O. 18. 
Bergl. auch E 35 285. N. U. Olsh. Zweig. 10. 

b) Der Täter vermechielt eine der im $ 306 genannten Räumlichkeiten mit einer 
unter den $ 308 fallenden, hält 3. 8. ein Wohnhaus für eine Scheune. In 
dieſem Falle fehlt der Vorſatz der jchweren Branditiftung und kann nur wegen 
einfacher beftraft werden. Ebenſo Binding a. a. D. 
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c) Der Täter Hält eine der unter den $ 306 fallenden Sachen für eine ſolch 
die weder unter dieſe Stelle noch unter $ 308 fallen würde. Hier fanı mır 
von fahrläfjiger VBrandftiftung die Rede jein. 

IV. ®egen Zuläfligkeit von Bolizeiaufjicht vergl. $ 325. 

V. Idealkonkurrenz ift namentlich denkbar mit Mord oder Totſchlag mi: 
Verfiherungsbetrug (vergl. $ 265 I) und, da es auf die Eigentumsperhältnifie nic: 
anlommt, auch mit der Sachbeſchädigung in den Füllen der $$ 303. 305. Cieni: 
Dlsh.- Zweig. 12. 





$ 307. 


Die Brandftiftung ($ 306) wird mit Zuchthaus nicht unter zehn 
Sahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beitraft, wenn 

1. der Brand den Tod eines Menſchen dadurch verurjacht hat, des 
dDiefer zur Zeit der That in einer der in Brand gejegten Räumlid: 
feiten fich befand, 

2. die Brandftiftung in der Abficht begangen worden ift, um unter de 
günjtigung derjelben Mord oder Raub zu begehen oder einen Ar 
ruhr zu erregen, oder 

3. der Brandftifter, um das Löfchen des Feuers zu verhindern oder; 
erſchweren, Zöjchgeräthichaften entfernt oder unbrauchbar gemaiı 
Hut. [SchwG). 








I. Befonders ſchwere Branditiftung. 

1. Bu Ar. 1. — Nicht jede auf den Brand zurüdjührbare Verurſachung des Tote: 
eines Menfchen genügt, fondern der Tod muß außer auf den Brand audı darar 
zurückführbar fein, daß der Getötete ſichzur Zeit der Tat in ber in Brai 
geiegten Räumlichleit befand. Daher if die Stelle nicht anwendbar, wenn er 
Feuerwehrmann beim Löſchen verunglüdt. Im übrigen fordert die berriden: 
Lehre nicht, daß der Tod durch Verbrennen eingetreten fei, fondern hält es; ?. 
für ausreichend, wenn der Tod unmittelbar durch einen zur Rettung umkr 
nommenen Sprung verurfadht wurde. So DI8h.-Yweig. 4, Oppenb.- Del. 6. Bers- 
$ ı II. Schreden als direlte Todesurſache dürfte nicht genügen. Che 
Dppend.-Del. 6. A. A. Olsh.⸗Zgweig. 4 — Ein fiber den Vorſa tz ber ſchwert 
Brandftiftung ($ 306) hinausgehendes Verſchulden braucht nicht vorzuliegen. — 
Abweichend fordern v. Liſzt $ 149, Olsh.⸗Zweig. 2 das Bemußtfein, daß fih cr 
Menſch zur Zeit der Tat in den Mäumlichkeiten befinde. Dagegen mit Reit 
Meyer⸗Allf. 594, Oppenh.⸗Del. 7, Binding, Lehrb. 3 19. 20 (letzterer jebod Fair 
läfligfeit fordernd). — Iſt der Borfap bes Täters auf die Tötung gerichtet, ii 
Zonturrieren Mord oder Totſchlag. S. Vorbem. 3. 16. Abfchn. IV." 

2. Zu Nr. 2. — Dieſe Stelle findet feine Anwendung, wenn die Tötung dire 
durch das Feuer bewirkt werden fol. Es muß immer noch eine meitere Tätigfett 
al8 die der Brandlegung beabfichtigt werden. — Wegen des Aufruhrs |. $ 115. 

3. Zu Nr. 3. — Ob der Täter dieſe erfchwerenden Handlungen vor oder nach de 
Brandftiftung, ob er fie perjönlich oder durch einen Gehilfen, ober durch eine 
ſchuldlos handelnden dritten vollzieht,"ift gleichgiltig. ©. dazu Beling, 2. v. ° 
2361. 439. — Das Mbftellen des Waflers gehört nicht bierber. 

II. Über den Verſuch der qualifizierten Fälle als folcher f. & 43 VI 3. 
III. Wegen der Zuläfligleit von Polizeiaufſicht vergl. 325. 
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$ 308. 


Wegen Branditiftung. wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren be= 
itraft, wer vorfäßlich Gebäude, Schiffe, Hütten, Bergwerke, Magazine, 
Waarenvporräthe, welche auf dazu bejtimmten Öffentlichen Plätzen lagern, 
Borräthe von landwirthichaftlichen Erzeugniffen oder von Bau= oder 
Brennmaterialien, Früchte auf dem Felde, Waldungen oder Torfmoore 
in Brand jebt, wenn dieſe Gegenjtände enimeder fremdes Eigenthum 
find, oder zwar dem PBrandftifter eigenthümlich gehören, jedoch ihrer 
Beichaffenheit ‘und Lage nach geeignet find, das Feuer einer der im 
8. 306 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Räumlichkeiten oder einem der vorjtehend 
bezeichneten fremden Gegenjtände mitzutheilen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. [Schw@G). 


I. Die hier behandelte einfache Brandftiftung pflegt man in die unmittelbare 
und in die mittelbare einzuteilen. Won unmittelbarer Brantftiftung jpricht man 
dann, wenn bag Objelt im fremdem Eigentum fteht, von mittelbarer, wenn es dem 
Täter gehört; denn in ben legteren und gerade in dem legteren Falle ift die Strafbarkeit 
davon abhängig, daß das Objekt geeignet ift, daS Feuer einem fremden Objelt oder 
einer der im 8 306 Nr. 1—3 bezeichneten Räumlichkeiten mitzuteilen. Trotzdem 
wirken die erwähnten Bezeichnungen mehr verwirrend als klärend. 

1. Die Inbrandfegung fremder Sachen der im Tert bezeichneten Urt ift ftrafbar, 
auch wenn andere Sachen nicht gejährbet werden. Grund ber Pönalifierung if 
außer ber Eigentumsbefhähigung die abftratte Gemeingefahr. Trogdem muß 
man annehmen, daß die Einwilligung des Eigentümers die Etrafbarteit Dann aus» 
ichließt, wenn das Objekt nicht: geeignet ift,‘ das Feuer den oben näher ange⸗ 
gebenen Räumlichkeiten oder Gebäuden mitzuteilen. Denn lommt gegenüber dem 
brandlegenben Eigentümer felbft der Gefichtspunft der abftraften Gemeingefahr 
nicht zur Geltung, fo ift nicht abzufehen, weshalb er gegenüber dem mit feiner Zus 
ſtimmung handelnden dritten von Bedeutung fein ſollte. & 12 138. A. U. Wanjel 
GerſS 31 25 ff. — Ebenfo wie an einer ;nur im Miteigentum des Täters 
ftehenden Sache Diebftahl, ift auch unmittelbare Brandftiftung an ihr möglich. 
E 11 345. | 

2. Die Inbrandfegung eigener Sachen der im, Text bezeichneten Art ift nur dann 
ftrafbar, wenn dadurch gewiffe andere Sachen gefährbet werben. Der Schluß 
auf die Gefährdung darf aber nur aus der Lage und Beichaffenheit ber in 
Brand gejegten Sache, nicht aus ber Beichaffenheit des Feuers oder ber Wind- 
richtung gezogen werden. Es ift aljo, wie Olsh.⸗Zweig. 6 hervorheben, Straf» 
barfeit auch dann begründet, wenn wegen der Windrichtung die Gefährbung 
eines fremden Gebäubes in concreto ausgeichlofien war. Vergl. aud) Sieben- 
haar ZStW 4 214. A. A. v. Lifzt 8 149. |Wird dagegen! die Beichaffenheit 
bes Objektes vor der Inbrandſetzung geändert, 3. B. das Strohdach abgenommen! 
io kann mit ber Gefahr audy die Strafbarkeit entfallen. 

II. Objelte der einfachen Brandftiftung können jein: 

1. Gebäude. Bergl. $ 248 III 1 und E 82 128. 

2. Schiffe. Nur größere Fahrzeuge fönnen hierher gezählt werden, weil nur bieje 
ihrem Werte nad) den fonftigen Objekten entſprechen. Olsh.Zweig. 8. A. A 
Binding, Lehrb. 2 14. 
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3. Hütten. Vergl. $ 30612. 

4. Bergwerfe. 

Magazine, d. h. Etabliffements, welche nicht eigentliche Gebäude darftellen, oh: 

aber Räumlichkeiten umfaflen, die dazu beftimmt find, erhebliche Borräte ar. 

Waren ober fonftigen Gebrauchsgegenftänden für längere Zeit zu bergen. Sc 

im weſentlichen E 18 407. Bedenklich aber ift die in biefem Urteil aufgettelite 

Behauptung, daß die Warenvorräte felbft zum Magazin gehören. 

6. Barenporräte, weldhe anf dazu beftimmten öffentlihen Bläger 
lagern, und Borräte von landwirtjhaftliden Erzeugniffen ode 
von Bau⸗ oder Brennmaterialien. — Borräte find zu Gebraud- 
äwweden vereinigte größere Duantitäten von Gegenftänden, welche zu künftiger 
Berwenbung beftimmt find. E 10 186. 28 39 (auch wenn fie auf dem Transpor 
begriffen find). Nur folche Vorräte genügen, die dad Geſetz namhaft madt, allı 
3 B. nit Vorräte von Knochen. Unter landwirtihaftlihen Erzengnilien 
verfteht E 27 14 alle Rohprodufte der Ausnugung des Grund und Bodens, bei 
deren Gewinnung letterer jeldft der Subftanz nad) unverändert bleibt — mitbi: 
auch foldhe, auf deren Entitehung und Gedeihen feine menſchliche Taͤtigkeu 
berwendet worden ifl. Dahin zählt E 39 22 auch Baummwollballen. Eine di 
Subftanz verändernde Umarbdeitung oder Verwendung bejeitigt den NBegrir. 
Bergl. R 2 85 (Stroh und Heu als Beftandteile eines Düngerhaufend). — 3: 
bemerfen ift, daß Waren vorräte nur dann hierher gehören, wenn fte auf der 

‘ Dazu beftimmten Öffentlichen (d. h. allgemein zugänglichen, wenn aud im 
Privateigentum ftehenden) Pläten lagern, während es bei Borräten von lard: 
wirtfchaftlichen Erzeugniflen oder von Bau ober Brennmatertalien unerheblich tt. 
wo fie fich befinden. 

.Früchte auf dem Felde, gleichgiltig, ob fie bereit3 vom Grund und Bote 
getrennt find oder nicht. Beim Abmähen ftehen gebliebene Grasftoppeln rednt! 
E 38 140 hauptſächlich deshalb zu den Früchten auf dem Feld, weil das Gr: 
ohne Wiederholung der Ausſaat von feldjt wieder wächſt. 

8. Waldungen, db. 5. größere mit eng zufammenftehenden Bäunten ober Büſcher 
bewachfene Flächen. Wenn E 9 381 und Olsh.⸗Zweig. 3 annehmen, ba} 
auch eine nur mit Walderzeugniflen bededte Fläche eine Waldung fei, fo ift der 
nicht beizutreten. Bergl. auch $ 293 Il 3. Die! Waldung als folge mir 
in Brand gejegt, d. h. e8 muß das feuer derart entzlindet fein, Daß es ſich an’ 
der Fläche als ſolcher ohne weiteres Zutun zu verbreiten und Die Bäume ode 
Büfche zu ergreifen vermag. Unter’diefer Borausfegung genügt e3 zur Vollendunı 
wenn nur da8 Laub brennt. E 2 314. 

9. Torfmoore. 

Die Inbrandfegung anderer als der im Geſetze bezeichneten Objekte fällt, ſofem 
fie überhaupt ftrafbar ift, unter den Begriff der Sachbeſchädigung. 

II. Zum Vorſatz gehört das Bemußtfein, daß fi Die Handlung gegen eir 
Objekt der betreffenden Art wendet. Namentlich) muß alſo ber Täter bei ber unmittel 
baren Brandftiftung wiſſen, daß das Objekt in fremdem Eigentum fteht, und bei de 
mittelbaren, daß es feiner Lage und Beichaffenheit nad) geeignet ift, bag Feuer 
einem der nähert bezeichneten Objekte mitzuteilen. Eine Verwechſelung ber verfchiedenen 
Objekte der einfachen Brandftiftung umtereinander hat bier ebenſowenig Bedeutung 
wie in dem entiprechenden Fall des 8 306. Webereinftimmend E 85 235. Xercl 
&8 306 III 2. 309 1. 

IV. Wegen Buläffigfeit von Polizeiaufſicht ſ. $ 825. 

V. Idealkonkurrenz mit Brandftiftung der 88 306. 307 iſt micht möglid. 
So mit Recht gegen die herrfchende Lehre Binding, Normen 2 586, Hälfchner 2 6%. 
Auch mit der Sachbefchädigung des 8 303 tft Idealkonkurrenz ausgeſchloſſen. Vergl. 


— 


t 
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näber Olsh.⸗Zweig. 9. Dagegen ift Idealkonkurrenz mit Verſicherungsbetrug möglich. 
&.8 2651 


8 309. 


Wer durch Fahrläfiigkeit einen Brand der in den 88. 306 und 308 
bezeichneten Art berbeiführt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre 
oder mit Geldjtrafe bis zu neunhundert Mark und, wenn Durch den 
Brand der Tod eines Menjchen verurfacht worden iſt, mit Gefängniß 
bon Einem Monat bis zu drei Jahren beitraft. [StrK bez. SchG). 


I. Zahrläffige Brandftiftung Liegt ach dem zu 8 59 VI Ausgeführten nicht 
nur dann bor, wenn der Täter zufolge eines vermeibbaren Irrtums die brandftiftende 
Birkung feiner Tätigkeit nicht vorausfah, fondern auch in dem weiteren Falle, daß er 
wol diefe Wirkung vorausfah, aber nicht die relevante Eigenfchaft des Objekts erkannte. 
8. 8. er hielt irrtümlicherweife die angezündeten Warenvorräte für feine eigenen. 
Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 5. Vergl. $ 306 LIL 2. 

II. Was den qualifizierten Fall Verurſachung des Todes eines Menfchen) betrifft, 
jo gilt Hier nicht die im 8 307 Nr. 1 aufgeitellte Befchränfung, daß ſich der Getötete 
zur Beit der Tat in den in Brand gejegten Räumlichkeiten aufgehalten haben müfle. 
Daher verurteilte E 5 202 in einem alle, in welchem der Getötete in das Haus 
zurüdgegangen war, um eine vergeflene Sache zu holen, dabei aber den Tod gefunden 
hatte. — Idealkonkurrenz mit fahrläjjiger Tötung ift möglich. Ebenſo ‚Die meiſten, 
ſ. Olsh.⸗Zweig. 6. Vergl. Vorbem. z. 16. Abſchn. IV. 


$ 310. 


Hat der Thäter den Brand, bevor derſelbe entdedt und ein weiterer 
al3 der durch die bloße Inbrandſetzung bewirkte Schade entitanden war, 
wieder gelöjcht, jo tritt Straflofigfeit ein. 


I. Der in 8 46 Nr. 2 behandelte Strafaufhebungsgrund der tätigen Neue wird 
bei der Brandftiftung regelwidrig aud) dann wirkjam, wenn die Tat bereits vollendet 
it, vorausgefett, daß der „Rüdtritt*, bier in dem Löjchen beftehend, zu einer Zeit 
erfolgte, als (der Brand noch nicht entdedt und) ein weiterer als der durch die Brand⸗ 
ftiftung bewirkte Schaden nicht entitanden war. Mit Recht nehmen die meiflen einen 
weiteren Schaden dann an, wenn das Teuer fich bereits räumlich weiter verbreitet 
Batte al3 auf den Ort, an dem ed ummittelbar gelegt wurde. Freilich Tann eine 
mathematifche Befchränfung auf den erjten Herd nicht gefordert werden, und es wird 
immer dem richterlichen Ermeſſen ein großer Spielraum bleiben. — € 1 875, welcher 
Rid.-Stengl. 2 beitreten, fordert, daß der weitere Schaden erheblich fei. 

Bezüglich des Entdedens gilt das Gleiche, wie zu 8 46 Nr. 2. Auch infofern 
findet da dort Gefagte Anwendung, ald der Nüdtritt (das Löfchen) durch eigene 
Tätigkeit des Täters erfolgen muß und fremde Kräfte nur dann Hierher zählen, wenn 
fie durch den Täter in Bewegung gejeßt worden find. E1 375. Die bloße Abſicht 
des Löſchens genügt nicht zur Herbeiführung der Straflofigfeit, felbft dann nicht, 
wenn fie bereit$ vor der Inbrandſetzung vorhanden war. ©. das ſehr intereſſante 
Urteil E 18 355. Dagegen Kohler 122. 

II. $ 310 findet gleihmäßig auf vorſätzliche wie auf fahrläſſige Brandfliftung 
Anwendung. Vergl. hierzu E 19 394. Hier erflärt das MG, bei fahrläffiger Brand⸗ 
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ftiftung könne dem Täter das Löſchen des Brandes nur dann zugute kommen, wem 
er zuerft den Brand als foldyen erfannt habe. Andernfalls ſei biefer bereits enibedt. 
Dagegen 8 46 III 2c. 

III. Daß die Straflofigleit nur zu Sunften des Täters wirft, dritte Beteiligte 
aber durch eigenen Rüdtritt (Löfchen) fich der. gleihen Bergünftigung teilhaftig machen 
tönnen, wird bier allgemein anerfannt. — Mit Rüdficht auf die Möglichkeit einer 
Idealkonkurrenz zwiſchen Branditiftung und Sachbeſchädigung (i. 8 306 IV) läft fih 
die Frage aufwerfen, ob bei NRüdtritt von ber Brandftiftung Strafbarkeit wegen 
Sachbeſchädigung übrig bleibt. Dieje Frage ift aber ſowohl nach Wortlaut wie noch 
Abficht des Geſetzes zu verneinen. 


$ 311. 
Die gänzliche oder theilmeife Zerftörung einer Sache durch Gebraud 
ton Pulver oder anderen erplodirenden Stoffen ift der Inbrandſetzung 
der Sache gleich zu achten. 


—. 


I. Erplodierende Stoffe find nur ſolche, welche ſelbſt explodieren. 
d. h. ihre Daſeinsform verändern, dabei einen größeren Raum em 
nehmen und jo ihre Umhüllung zerſprengen. 3. B. Benzin, Schießbaumwolle, 
Dynamit. Ändert aber der Stoff feine eigene Dafeinsform nicht, ſondern bewirkt er 
die Zeriprengung feiner Umgebung, indem er in feiner bisherigen Form eine größere 
Ausdehnung annimmt, fo ift e8 fein erplodierender, 3. B. Waflerdampf. Eo E 22 u. 
A. A. Rüb.-Stengl 3. Auch Olsh.⸗Zweig. 7 zur 8 296 legen auf die Anderung der 
Dajeinsformen kein Gewicht, fchließen aber doch den Waflerbampf aus. 

II. Unerheblich ift, ob ber Gebrauch des erplodierenden Stoffes ein jmd 
entjprechender ift oder nit. E 19 279. Welcher der 8$ 306309 zutrifft, ob Vol⸗ 
endung oder Berjuch vorliegt, richtet fich nach den Umftänden. Doch wird hei 
Verſuch meift Sprengſtoffgeſetz 5 anzumenben fein. Daß die tatfächlichen Rom 
fegungen des & 310 hier zutreffen könnten, ift nicht wohl denkbar. Eoliten fie abe 
äutreffen, fo wäre bei vorjäglichem Verhalten immer noch Eprengftofigefeß $ 5 z— 
beachten. 

TI. Über Zuläſſigleit von Polizeiaufſicht ſ. $ 325. 


$ 312. 

Wer mit gemeiner Gefahr für Menfchenleben vorſätzlich eine Über: 
ſchwemmung berbeiführt, wird mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren 
und, wenn durch die Überfchemmung der Tod eines Menfchen vernrjaht 
worden ift, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit Tebenk: 
länglidem Zuchthaus beitraft. [SchwG). 


J. Während bei ber Brandftiftung das Moment der Gefahr im Cinzelfalle nit 
bejonders nachgewiejen zu werden braucht, vielmehr, wie man fich vielleicht ausdräden 
kann, untwiderleglich vermutet wird, muß es bei vorfäglicher Herbeiführung einer 
Überfhwemmung in jedem Ginzelfalle feftgeftellt werben, Daher Zonfretes ode 
ſpezielles Gefährdungsdelikt. S. ob. ©. 17. _ 

II. Eine eigentümliche Behandlung erfährt bie überſchwemmung mr dem, 
wenn durch fie eine gemeine Gefahr und zwar bier für Menſchen herdorgeruſen 
wird. ©. darüber Vorbem. z. 27. Abſchn. 1. Eine Mehrheit gefährbeter Perſonen 
oder Sachen ($ 318) ift erforderlich. Abweichend u. a. Siebenhaar JE! 4 25° 
libereinftimmend die herrichenbe Lehre. E. 5 309, R 5 557. 7 577. Vergl. $ 321. 
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IU. Überfhwemmung bedeutet eine Entfeffelung der Naturfraft 
des Waſſers. Es wird aljo eine gewifle Gewalt, mit ber das Waſſer vordringt, 
und eine gewifle Tiefe desfelben gefordert. Ein „Untermwafierjegen” ift daher nicht 
notwendig Herbeiführung einer Überſchwemmung. Wichtig ift dieſer Punkt namentlich 
für 8 818. R7 577. 

VI. Beftritten ift die Frage, ob ſich der Vorſatz auf die Gemeingefahr beziehen, 
ob mit andern Worten der Täter die gemeingefährdende Wirkung jeines Tuns vor» 
ausjehen muß oder nicht. Die Frage ift zu bejahen, da die Gefährdung zweifellos 
ein Tatbeſtandsmerkmal bildet. Die eigentümliche Stellung des Wortes „vorjäglich“ 
dürfte nicht ausreichen, um eine Ausnahme von der allgemeinen Regel zu begründen. 
Ebenfo Binding, Normen 2 580, Lehrb. 2 32, Hälfchner 2 688, v. Lift $ 149, 
Meyer: Auf. 595. A. U. Olsh.⸗Zweig. 5, Rüd.-Etengl. 6. 

V' Der qualifizierte Fall — Berurfachung des Todes eines Menihen — kann 
mit Totſchlag oder Mord konkurrieren. Bergl. Borbem. 3. 16. Abjchn. IV. 

VI. Über Zuläffigkeit von Bolizeiaufficht |. $ 325. 


$ 313. 
Wer mit gemeiner Gefahr für das Eigenthum vorfäglich eine Über: 
ſchwemmung berbeiführt, wird mit Zuchthaus beitraft. [SchwG]. 
Iſt jedoch die Abficht des Thäters nur auf Echuß feines Eigenthums 
gerichtet gewejen, jo ift auf Gefängniß nicht unter Einem Jahre zu 
erfennen. [StrK]. 


I. Der Hier behandelte leichte Fall der Herbeiführung einer überſchwemmung 
unterfcheidet fidh von ben fchweren des 8 812 dadurch, daß hier nur eine Gefahr für 
das „Eigentum”, d. 5. für Sachen verlangt wird. Im übrigen vergl. 8 812. 

II. Idealkonkurrenz mit vorjäßlicher Sachbeſchädigung ift möglich (dagegen 
Binding 1 369). Desgleichen mit dem Delikte des 8 312. Denn wenn auch im allge 
meinen jede Überſchwemmung, die eine Gefährdung von Menfchen enthält, gleichzeitig 
eine jolde von Sachen in ſich ſchließen wird, fo find doch Fülle denkbar, in denen 
dies nicht zutrifft, 3. B. bei nadten Kindern, die zum Baden bereit, fich in der Nähe 
eines Fluſſes aufhalten. A. A. Binding, Lehrb. 2 32. 

ID. Der zweite Abſaß berüdfichtigt ausnahmsmeife den Eigentumsnotftanb. 
Vergl. 8 54. Das Delikt ift in diefem alle nur Vergehen, daher Verſuch ftraflo®. 
Bergl.$ 1 I 2c. 

IV. Über Zuläffigfeit von Bolizeiaufficht vergl. $ 325. 


8 314. 


Wer eine Überſchwemmung mit gemeiner Gefahr für Leben und 
Eigenthum durch Fahrläffigkeit herbeiführt, wird mit Gefängniß bis zu 
Einem Jahre und, wenn durch die Ueberſchwemmung der Tod eines 
Menfchen verurfacht worden ift, mit Gefängniß von Einem Monat bis 
zu drei Jahren beftraft. [StrK]. 


Fahrläffige Herbeiführnng einer Überfhwemmung. — Bergl. im allgemeinen 
$ 312. — Wird der Tod eines Menfchen verurfacht, fo ift Idealkonkurrenz mit fahr» 
läifiger Tötung vorhanden. €. Borbem. z. 16. Abſchn. IV. 
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$ 315. 

Wer vorfäglich Eijenbahnanlagen, Beförderungsmittel oder fonitige: 
Zubehör derjelben bergeftalt befchädigt, oder auf der Fahrbahn burd 
faljche Zeichen oder Signale oder auf andere Weile folche Hinderniie 
bereitet, daß dadurch der Transport in Gefahr gejeht wird, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. 

Iſt durch die [Handlung eine ſchwere Körperverlegung verurjaht 
worden, fo tritt Zuchthaugftrafe nicht unter fünf Jahren und, wenn ber 
Tod eine Menfchen verurfacht morben ift, Zuchthausſtrafe nicht unter 
zehn Jahren oder lebenzlängliche Zuchthausitrafe ein. [SchwG]. 


I. Die Gefährdung des Eifenbahntransports ijt als ſolche nur dann ſtrafbar. 
wenn fie durch die Befchädigung der im Gefehe bezeichneten Objelte oder durch die 
Bereitung von Hinderniflen auf der Fahrbahn bewirkt wird. Wer den Lolomotiv⸗ 
führer dienjtunfähig macht oder gar tötet, ift jomit wegen Transportgefahr nicht ftratbar. 

II. Objefte der Beſchädigung (vergl. $ 305) können fein: 

1. Eifenbahnanlagen. Der Begriff der Eifenbahn kann weder für dad modern 

Recht überhaupt, noch für dad StGB im bejonderen einheitlich ausgelegt werben. 

Da der 27. Abſchnitt, wenn auch nicht ausfchließlich, jo doch Überwiegend, turd 

die Entfeffelung der Naturfräfte charakteriliert wird, da ferner die angedrohte 

Strafe ſehr hoch ill, fo Hat man mit ber hHerrichenden Lehre nur 

Eifenbahnen mit elementaren Betrieb3fräften (3. B. Dampf, Elektrizität, 

aber auch Gegengewicht) hierher zu rechnen, namentlih aljo Bferbeeifen- 

bahnen auszuſchließen. E 11 33. 12 205, 371. 16 431. 35 12. Draptieil- 
bahnen find nad Olshie⸗Zweig. 3 nur dann Eifenbahnen, wenn fie fih au 

Scienenjtreden bewegen; denn zum Begriff der Eifenbahn gehöre das Bor- 

bandenjein feiter, die Bahn genau vorzeichnender Schienen. Ausgeſchloſſen 

feien deshalb die fogenannten ſchwebenden Drabtjeilbahnen. Bergl auch 

Lood, Der ftrafrehtlihe Schu ber Eiſenbahnen (1893) 159. Es fragt fid 

indeffen, ob das Erfordernis feftliegender Schienen im Sprachgebrauche be 

gründet if. Weſentlich wird wohl nur fein, daß die Fortbewegung auf 
eijerner (oder fonjt metallener) Grundlage erfolgt. Elevatoren fcheiben 

Daher zweifellos aus. — Im übrigen ift es unerheblich, ob die 

Bahn Öffentlichen oder privaten Zwecken (E 9 233. 13 350, a. U. Rüd.- 

Stengl. 1), ob dem Transport von Menſchen oder nur von Gütern, ob fie dem 

großen oder nur dem Lokalverkehr (Straßendampfbahnen E 11 33) dient, ob 

fie als Voll», ald Sekundär- oder Kleinbahn anzujehen ift (E 16 4311. Über: 
einftimmend auch Olsh.-Zweig. 4, v. Liſzt 8 150, Meyer-Alf. 596, v. Ullmann, 

Vergl. Darftellung 9 87. 9. U. Binding, Lehrb. 2 40, der nur die dem 

allgemeinen Verkehr von Ort zu Ort ımd der Landesperteidigung dienenden 

Lokomotiveiſenbahnen Hierher rechnet, namentlich aljo die elektrifchen Bahnen 

ausfchließt. Ebenjo Eger, Handb. d. preuß. Eifenbahnrecdhts (11896) 2 152. — 

Eijendbahnanlagen find alle fejten unbeweglichen Beftandteile der Eiſenbahn 

(namentlih Damm, Schienen, Schwellen, Betriebsgebäude) ; 

. Beförderungsmittel, d. h. Xolomotiven und Wagen; 

3. fonftiges Zubehör, d. h. alle Sachen, welche dem Zwecke des Eifenbahnbetriebe: 
dienen. Vergl. Meves GerS 26 194. Hierher gehören namentlich bie Weiden: 
und Signalficherungsanlagen mit Einſchluß der Telegraphenanlagen. 

II. Die Handlung befteht in der Bereitung von Hinderniflen auf der Fahr⸗ 
bahn. Fahrbahn ift der Raum, foweit er von einen Transporte beftridyen wird. 


nn 
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Der Raum neben den Schienen gehört zur Fahrbahn nur infoweit, als er beftrichen ift, 
d. H. Wagen und Lokomotive über das Geleife hinausragen. Bergl. E 15 82. Tie 
Bereitung des Hindernifjes fann entweder in der Art erfolgen, daß der Täter es felbit an» 
bringt (3. B. durdy Ausreißen der Schienen, durch Auflegen fchwerer Steine) oder dadurch, 
dag er — mittels faljcher Zeichen oder Signale — den Transport auf eine Fahr- 
bahn lenkt oder auf einer folchen erhält, die ihm Hinderniffe bietet. Auch der ge- 
fährdete Transport felbft fann als Hindernis erfcheinen, - namentlid dann, wenn er 
in ein falfches Geleife gelenft wird. E 81 198. 

IV. Der Erfolg befteht in der Gefährdung des Transports. Über den Begriff 
der Gefahr f. ©. 17. 18. Nach der dort gegebenen Begriffsbeltimmung ift e8 ſelbſt⸗ 
veritändlich, daß die Abwendung der Verlegung durch befondere Umftände dem 
Borhandenfein einer Gefahr nicht entgegenftehbt.. E 14 136. 30 178. Anderfeits Tann 
durch rechtzeitige Warnung aud) die Gefahr bejeitigt werden. 

Der Begriff des Transportes wird fowohl in konkretem wie in abftraftem 
Sinne gebraudt. Im erfteren bezeichnet er den Gegenftand, der übergeführt wird, 
im leßteren die Tätigleit des Überführens. Dafür, daB die borliegende Stelle den 
Begriff Iediglich in der einen diefer Bedeutungen verwendet, jpricht nichts. Sie umfaßt 
Daher : 

1. die konkrete Transportgefährdung. Dieſe liegt dann vor, wenn ein 
dem Eifenbahnbetrieb entſprechendes Gefährt (ſ. o. Il 1) oder die darauf be= 
findliden Menſchen oder Gegenftände gejährdet werden. E 8 415. 16 66. Die 
Kleinwagen (Dräfinen) gehören nicht hierher; fie werden durch menfchliche Kraft 
bewegt. So die meilten, beſ. DL8h.-Zweig. 8, Meyer:Allf. 596, Lood a. a. O. 
190, Eger a. a. O. 2 157. A. 9. Supper, Das deutiche Eijenbahnftrafrecht 
(1893) 35. Dagegen iſt es gleichgiltig, ob der Transport eine größere oder 
fleinere Strede zurücklegen jol. Deshalb fällt audy die Gefährbung von Rangier- 
zügen oder -Lokomotiven unter Das Gefeg. Der Umſtand, daß ſich das Ge⸗ 
fährt zur Zeit nicht in Bewegung befindet, jteht dem Begriff des Transports 
nicht entgegen. & 11 328; 

2. die abftrafte Transport= oder Betriebsgefährdung. Diefe liegt dann 
vor, wenn ein nur möglicherweile fahrender (durch elementare Triebfräfte be» 
wegter) Transport gefährdet fein würde, fall er die betr. Stelle paſſirte. E 11 
205. 328.30 178. Prinzipiellabweichend Rüd.-Stengl. 2. Reit jemand Schienen 
auf, jo liegt vollendetes Delift vor, audy wenn der Schaden repariert wird, längſt 
bevor ein Bug auf der Strede ift. Vergl. Binding, Lehrb. 2 43. Gelbftver- 
ftändlich find Reparaturen, die von der zuftändigen Stelle unter Beobachtung 
der erforderlichen Vorſichtsmaßregeln angeordnet ſind, ſchon wegen Wegfalls der 
Rechtswidrigkeit nicht ſtrafbar. 

V. Der Vorſatz erfordert das Bewußtſein der Gefährdung. 

VI. Bei dem qualifizierten Falle des zweiten Abſatzes wird nicht verlangt, 
daß ſich der Getötete oder Verletzte in dem Eiſenbahnzuge uſw. befand, noch auch 
ein beſonderes Verſchulden in Bezug auf den ſchweren Erfolg. Olsh.Zweig. 12, 
Oppenh.⸗Del. 11. Bergl. au u. IX. 

VII. Strafbarer Verſuch liegt vor, fobald mit der Beſchädigung der Eijen- 
bahnanlage ujw. ober mit der Bereitung des Hindernifjes der Anfang gemacht worden 
ift. Dagegen ift das Delikt in dem Augenblide vollendet, in welchem eine Gefahr 
für den Betrieb erwadjlen ift. Wer nad) Bejchädigung der Eifenbahnanlage vor der 
VBenugung warnt, ann ſich ſomit nicht auf den Strafaufhebungsgrund des 8 46 berufen. 
Wegen des Verſuchs des qualifizierten Fall als folchen ſ. F43 VI 8. 

1X. Ueber Zuläffigfeit von Bolizeiaufficht f. 8 325. 

X. Idealkonkurrenz ift namentlich zwijchen den Tötungs- oder Körperver- 
legungsbeliften einerfeit3 und dem qualifizierten Falle des Abf. 2 anderfeits denkbar. 
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€ 31 198. Bergl. Borbem. 3. 16 Abſchn. IV. Tesgleichen mit 8 305, fofern es ſich 
um eine gänzliche oder teilmeife Zerftörung handelt. 


$ 316. 

Wer fahrläffigerweife Durch eine der vorbezeichneten Handlungen den 
Transport auf einer Eifenbahn in Gefahr feßt, wird mit Gefängnik bis 
zu Einem Jahre oder mit Gelditrafe big zu neunhundert Mark und, 
wenn durch die Handlung der Tod eines Menfchen verurſacht worten 
ift, mit Gefängniß von Einem Monat bis zu drei Jahren beitraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Leitung der Eifenbahnfahrten umd zur 
Aufficht über die Bahn und den Beförderungsbetrieb angeftellten Perſonen, 
wenn fie durch Vernachläfligung der ihnen obliegenden Pflichten einen 
Transport in Gefahr ſetzen. [StrK bez. SchG]. 


I. Die fahrläffige Gefährdung” des Eifenbahntraneports tritt in zwei ver: 

ſchiedenen Yormen auf: 

1. ald gemeines Delitt mit gleihem Zatbeftande wie dag Verbrechen det 
$ 315, nur mit dem Unterfchied, daß die Handlung fahr läſſig begangen mird. 
Man kann darüber ftreiten, ob das Gefe nicht wenigftens bezüglich der Be 
Ihädigung oder ber Bereitung von Hinderniflen Vorſatz fordert. Aber die Stellung 
bes Wortes „Fahrläffigerweije* jowohl mie innere Gründe ſprechen ſcharf dagegen. 
Eo die herrſchende Lehre und E 22 357. Daher liegt der Tarbeftand des & 316 
vor, wenn ein Fabrifant durch Unterdeflaration der Fracht einen Achſenbruch 
während der Fahrt verurfadht. Maßgebend ift ftetS das Verſchulden in Bezug 
auf die Gefährdung. Wer z. 2. vorfäglich beichädigt, aber nur fahrläffig ge 
jährdet, ift auf Grund gerade dieſer Stelle firafbar. Die Gelditrafe ift erit 
durch Gel. dv. 27./12 1899 zugelaffen und fo eine bei ibeellem Zuſammentreffen 
jehr merkbare Intongruenz mit $ 230 bejeitigt worden. — In dem qualifizierten 
Falle (Tod eines Menfchen) finden die Bemerkungen zu $ 315 VII entiprecente 
Anwendung. Dergl. auch u. II. — Sodann tritt das Delikt auf 

2. als Son derdelikt mit folgenden Eigentümlichkeiten: 

a) Täter fann nur eine zur Leitung der Eifenbahnfahrt und zur Anfficht über 
die Bahn und den Beförderungsbetrieb angeftellte Perfon fein. Das „md 
ift dabei nicht fumulativ, fondern alternativ zu verftehen. Beide Perſonenkllaffen 
umfaffen nicht nur bie höheren, fondern auch die niederen Angeftellten. % 3 
259. € 21 15. 

b) Die Handlung braudjt nit in einer Beſchädigung der Bahnanlage oder in 
einer Bereitung von Hinderniffen zu beftehen, kann vielmehr in jeber Bernad> 
läffigung obliegender Pflichten Tiegen und fomit Handlung im engeren Einn 
oderlinterlaflung fein. Die Pflichten find in Reglements und Juftruktioner 
niedergelegt. Die Nichtbefolgung einer derartigen Vorſchrift enthält aber nidt 
ohne weiteres die Verlegung einer Pflicht im Einne der vorliegenden Stelle. 
S. barüper ©. 1388 5. 0. 

c) Der Erfolg befteht in der Gefährdung (nicht des, jondern) eines Tran 
ports. Die herrfchende Lehre erklärt dieſe Abweichung von dem Wortlaut de 
& 315 unb 8 316 Abj. 1 für unerbeblid. & 11 205, Olsh.⸗Zweig. 5 zu $ 33. 
Binding, Lehrb. 2 42. Jedoch mit Unrecht. Denn wollte man mit der ber 
ihenden Lehre auch die bloße Betriebsgefährbung ($ 315 IV 2) hierher 
rechnen, fo wäre die Haftbarfeit der Bahnangeltellten übermäßig weit ausge 
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dehnt. SKonfequenterweife müßte 3. B. eine nur ganz vorübergehende faljche 
Beichenjtellung beftraft werden. Vergl. auch u.d. Mag aud, was die herrichende 
Lehre betont, die. Entftehungsgeichichte nichts poſitiv dafür ergeben, Daß die 
Abweichung vom Wortlaute des $ 315 eine bewußte ift, jo ergibt ſich doch auch 
nicht3 für das Gegenteil — und gerade Died wäre zu beweijen. Weberein- 
ftimmend v. Liſzt $ 150, Meyer-Alf. 596. 

d) Das Berichulden beiteht in der vorjäglichen oder fahrlälfigen Vernachläſſigung 
der Dienftpflichten. Ein beſonderes Berjchulden binfichtlich der Gefährdung wird 
sticht gefordert. So die berrichende Lehre. E 22 163. 30 178, Loock, Der ſtraf⸗ 
rechtliche Schug der Eifenbahnen (1895) 202ff., Olsh.⸗Zweig. 5, Beling 8StrW 
18 298, welch' Iegterer hervorhebt, daß es ſich hier wie anderwärtd um einen 
Fall der Erfolgshaftung handle. 4. A. Binding a. a. O. 46, v. Lijzt $ 150, 
Meyer-Allf. 596, Supper, Das deutfche Eifenbahnftrafrecht (1893) 54. 

U. Hinfihtlih der Idealkonkurrenz finden die Ausführungen zu $ 315 IX 
entiprechende Anwendung ; auch die Delikte des erften und bes zweiten Abjapes 
fönnen miteinander fonturrieren. So Olsh.⸗Zweig. 9. Speziell wegen Idealkon⸗ 
furrenz mit fahrläffiger Körperverlegung |. o. I und E 31 198. 


$ 317. 

Wer vorjäglih und rechtswidrig den Betrieb einer zu öffentlichen 
Zweden dienenden Telegraphenanlage dadurch verhindert oder gefährdet, 
daß er Theile oder Zubehörungen derjelben bejchädigt oder Veränderungen 
daran vornimmt, wird mit Gefängniß von Einem Monat bi3 zu Drei 
Sahren beitraft. [Strk]. 


I. Die durdy Gef. v. 13./5 1891 neugejaßte Stelle betrifft die vorfägliche Ge- 
fährdung des Zelegraphenbetriebes. Dem Wortlaute nad) bezeichiet 
Zelegraph eine Porrihtung, die in die Kerne fchreibt. Diefe wört⸗ 
lide Bedeutung aber Tann fchon deshalb nit zu Grunde gelegt werden, 
weil der Ausdrud Telegraph mejentlidy älter ift ale der allerdings in Die 
verne jchreibende elektriihe Telegrapf. Namentlich gehören auch optiſche Tele- 
graphen hierher. Im übrigen ift zunächſt von Wichtigkeit, DaB der Zelegraph zur 
Bermittelung von Mitteilungen dient, ohne daß der Träger diefer Mitteilung (das 
Papier) felbft von Ort zu Ort befördert wird. Die Mitteilung wird vielmehr am 
Empfangsorte reproduziert. Aus Ddiefem Grunde war es zweifelhaft, ob das 
Telephon unter den Begriff des ZTelegraphen fiel, weil es zweifelhaft tft, ob die 
Schallmellen reproduziert oder einfah wie durh ein Sprachrohr meitergetragen 
werden. Crfterer Anſicht E 19 55. Nunmehr ift der Zweifel befeitigt Durch 3 3188 
(eingefchoben duch Geſetz vom 13./5 1891). Daß die Rohrpoft nicht unter den Be⸗ 
griff des Telegraphen fällt, war vorher fiher. ©. aber jet wiederum $ 318a. 

11. Die Handlung beftegt in der Beihädigung oder Beränderung von Teilen 
G. B. Drähten, Zfolatoren) oder Zubeh örungen (3.8. Bapierftreifen) einer zu öffent⸗ 
lihen Bweden dienenden Telegraphen anlage. Bon der Beichädigung unterſcheidet 
ſich die Veränderung dadurch, daß fie die Teile in ſich intakt läßt, aber ihre Be- 
stehungen zur Anlage ändert; 3. B. Herunterziehen des Drahtes. E 37 53. Die Ver: 
binderung eines Beamten an der Abgabe einer Depeche fällt nach der jegigen 
Baflung zweifellos nicht mehr unter die Stellen. 

Zu Öffentlihen Zweden dient eine Telegraphenanlage dann, wenn fie dent 
Intereſſe eines individuell unbeſtimmten Perſonenkreiſes dient. Gegenſatz: Privat⸗ 
intereſſe, z. B. eine Telephonleitung, welche das Bureau eines Werkes mit ben 
Fabrikräumen verbindei. Staatliches Eigentum ift nicht erforderlich. Iſt daher eine 
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in Brivateigentum ftehende Leitung jedermann zugänglich, jo dient fie auch öffen- 
lichen Zweden. E29 244. Öffentlichen Zwecken kann aber eine Telegraphenanlage and 
dienen, obwohl ihre Benutung nicht jedermann freifteht. Dies gilt für folche, durch 
die den innern Verkehr der Behörden betreffende Mitteilungen weitergegeben werden. 
Olsh.⸗Zweig. 3, Binding, Lehrb. 2 50. Auf die unterjeeiihen Telephankabel findet 
die vorliegende Stelle Anwendung; doch enthält dag Gef. v. 14./3 1887 Epezial« 
beftimmungen. 

111. Der Erfolg der Handlung befteht in der Verhinderung oder Gefährdung 
des Betriebes. Weber den Begriff der Gefahr |. ©. 17. 18. Wie der Wortlaut ohne 
weiteres ergibt, braucht die Uebermittelung eines bejtimmten Einzeltelegramms mdt 
gefährdet zu fein. Vergl. $ 315 IV. 

IV. Der Borfag muß ſich nicht nur auf Beſchädigung oder Veränderung, jondern 
auch auf die Verhinderung oder Gefährdung des Betriebes beziehen. E 22 39. 

V. Idealkonkurrenz mit $ 304 ift ausgeſchloſſen, ba die vorliegende Stelle eıne 
CS pezialbeftimmung enthält. E 34 249. 


$ 318. 

Wer fahrläjfigerweife durch eine der vorbezeichneten Handlungen 
den Betrieb einer zu Öffentlichen Zweden dienenden Telegraphenanlage 
verhindert oder gefährdet, wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder 
mit Geldſtrafe bis zu neunhundert Mark beitraft. 

Gleiche Strafe trifft ‚die zur Beauffichtigung und Bedienung der 
Telegraphenanlagen und ihrer Yubehörungen angejtellten Perſonen, wenn 
fie durch Vernadjläfligung der ihnen obliegenden Pfichten den Betrieb 
verhindern oder gefährden. [StrK bez. ‚Seh6]. 


Die fahrläffige Gefährdung des Zelegraphenbetriebes kann ebenio mie die 
fahrläjfige Gefährdung des Eiſenbahntransports ($& 316) in zwei verjchiebenen 
Formen auftreten: 

1. al8 gemeine Delitt (Abfag 1). Ju diefem Falle fiimmt der Tatbeitand 
mit dem ber vorfäglichen Gefährdung ($ 317) bis auf die Abweichung im 
Berfchulden überein. Die Stelle trifft au dann zu, wenn die Beſchädigung 
oder Veränderung der Telegraphenanlage vorjätlich, die Verhinderung oder 
Gefährdung des Betriebs aber nur fahrläffig herbeigeführt ift. 3. B. Der Tüter 
bat die Anlage ſchuldhafterweiſe nit als ZTelegraphenanlage erfannt. Vergl 
v. Pritiwig u. Gaffron GoldA 30 165; 

2. als Sonderdelikt (Abi. 2). ALS ſolches kann eine Betriebsverhinderung oder 
⸗Gefährdung ftrafbar fein auch ohne Vornahme von Beſchädigungen oder 
Beränderungen in der Zelegraphenanlage. 


8 318a. 

Die Vorſchriften in den 88. 317 und 318 finden gleichmäßig 
Anwendung auf die Verhinderung oder Gefährdung des Betriebes der 
zu Öffentlichen Zweden dienenden Rohrpojtanlagen. 

Unter Telegraphenanlagen im Sinne der 88. 317 und 318 timd 
Serniprechanlagen mitbegriffen. 


S. 8 317 1. 
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$ 319. 

Wird einer der in den 88. 316 und 318 erwähnten Angeftellten 
wegen einer der in den $$. 315 bis 318 bezeichneten Handlungen 
verurtheilt, jo kann derjelbe zugleich für unfähig zu einer Beſchäftigung 
im Eifenbahn= oder Telegraphendienfte oder in beftimmten Zweigen dieſer 
Dienſte erklärt werden. 


I. Die Unfähigfeit zur Beſchäſtigung im Nohrpoftdienfte kann nicht aus⸗ 
gelprochen werden; denn $ 318 a ftellt die Rohrpoſt nur binjichtlich der 88 317. 318 
den Zelegraphenanlagen glei. Ebenjo Binding, Lehrb. 2 53, Oppenh.⸗Del. 3, 
Olsh.⸗Zweig. 1. 

II. Über die rechtliche Natur der Mafregel ſ. S. 42 I. 


$ 320. 

Die Vorſteher einer Eijenbahngefellichaft, ſowie die Vorjteher einer 
zu Öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenanftalt, welche nicht jofort 
nach Mittheilung des rechtsfräfiigen Erfenntnijjes die Entfernung des 
Verurtheilten bewirken, werden zu Geldftrafe bis zu dreihhundert Mart 
oder mit Gefängniß big zu drei Monaten bejtraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher für unfähig zum Eifenbahn= 
oder Telegraphendienite erklärt worden ift, wenn er fich nachher bei einer 
Gifenbahn oder Telegraphenanjtalt wieder anftellen läßt, ſowie die— 
jenigen, welche ihn wieder angejtellt haben, obgleich ihnen die erfolgte 
Unfähigfeit3erflärung befannt war [StrK]. 








Die hier angedrobten Etrafen dienen der Turchführung des & 319. Zu bemerfen 
it, daB ftantliche Eifenbahnbeamte nicht unter Abjaß 1 fallen. Olsh.⸗Zweig. 2. U. A. 
die herrfchende Tehre, die auf einem zwar innerlich gerechtfertigten, aber pofitivrechtlich 
nicht erlaubten Analogiefhluffe beruht. 


$ 321. | 

Wer vorſätzlich Wafjerleitungen, Echleujen, Mehre, Deiche, Dämme 
oder andere Wafferbauten, oder Brüden, Fähren, Wege oder Echuß: 
wehre oder dem Bergmwerfäbetriebe dienende Vorrichtungen zur Wajfer: 
haltung, zur Wetterführung oder zum Ein- oder Wusfahren der Arbeiter 
zeritört oder bejchädigt, oder in ſchiffbaren Etrömen, Flüſſen oder Ka— 
nälen das Fahrwaſſer ſtört und durch eine diefer Handlungen Gefahr 
für das Leben oder die Gefundheit Anderer berbeiführt, wird mit Ge— 
fängniß nicht unter drei Monaten beitraft. [StrK]. 

Sit durch eine diefer Handlungen eine ſchwere Körperverlegung ver— 
urſacht worden, jo tritt Zuchthausftrafe bis zu fünf Jahren [Strk] 
und, wenn der Tod eines Menfchen verurjacht worden ift, Zuchthaus 
itrafe nicht unter fünf Sahren ein [SchwG]. 
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I. Gefährdung durch Verletzung von Wafler-, Wege» oder Bergwerk 
einrichtungen. — Die Objekte der Handlung laſſen ſich in folgende Gruppen zerleger: 

1. Waſſerbauten im meiteften Sinne des Wortes, 

2. da8 Fahrwaſſer in ſchiffbaren Strömen, Ylüffen oder Kanälen. Flüſſe ui. 
die nur flößbar find, gehören nicht hierher. E 18 85; 

3. gewifje Bergmwertsbauten, 

4. Führen, Wege aller Art. Daß fie öffentlich oder gebaut jeien, wird nicht 
verlangt. E 30 393. Daher gehören auch Leinpfade Hierher, desgleichen Wege 
über das Eid. Nicht minder Notwege. E 27 363. 

IL Die Handlung beiteht bei den Objekten unter 1, 3 und 4 in einem Berftören 
oder Befhädigen (vergl. $ 303), bei dem unter 2 erwähnten Fahrwaſſer in einen. 
Stören desſelben. Das Stören fegt eine Änderung des Fahrwaſſers in demjenigen 
Beziehungen voraus, welche für die Schiffahrt von Bedeutung find. Ein falide 
Fahren gehört nicht hierher. E 18 85. Auf den Umftand, daß der Täter als Eigentün:er 
des tatjächlich beitehenden (Not⸗)Wegs nicht verpflichtet ift, die Benugung durch andıre 
zu dulden, legt E 27 363 kein Gewicht. Dieje Anjicht wird auch dem BGB entiprek.ı 
Dagegen aber Binding, Lehrb. 2 64. 

Die Handlung, worin fie immer beftehen mag, muß ald Erfolg (zivar fee 
Gemeingejahr. aber doch) eine Gefahr für das Leben oder die Gejundheit anderer 
herbeiführen. O6 der Borjag fih auf die Gefährdung erftreden muß oder nidt, ıt 
ebenfo beftritten und in dem gleichen Sinne zu beantworten wie bei & 312. like: 
einitimmend E 35 53. 

DI. Der qualifizierte Fall tann je nach den Umſtänden mit ſchwerer 
Körperverletzung (5 224) oder Mord, Totſchlag oder fahrläſſiger Tötung in Idern 
fonfurrenz treten. — Im übrigen ilt Sdeallonfurrenz namentli möglich mit der 
Delilten der 88 304. 305. 312 (a. X. bezüglich des $ 312 Berner 647, der $ 3: 
allein anwenden will). 

IV. ®egen Bolizeiauffidht f. 8925. 

V. Über fahrläffige Begehung des Delikts |. $ 326. 


$ 322. 
Wer vorjäglich ein zur Sicherung der Schifffahrt beitimmtes yeuer: 
zeichen oder ein anderes zu dieſem Zwecke aufgeitelltes Zeichen zeritör, 





wegſchafft oder unbrauchbar macht, oder ein folches Tyeuerzeichen au: 
Löfcht !ober feiner Dienftpflicht zumider nicht aufjtellt, oder ein falihe 


Zeichen, welche3 geeignet iſt, die Schifffahrt unficher zu machen, aufitellt, 


insbefondere zur Nachtzeit auf der Strandhöhe Feuer anzündet, welder 


die Schifffahrt zu gefährden geeignet ift, wird mit Zuchthaus bis jı 


zehn Jahren bejtraft. 
Sit durch ‚die Handlung die Strandung eines Schiffes veruriadt 


worden, jo tritt Zuchthaugitrafe nicht unter fünf Sahren und, wenn der | 


Tod eines Menfchen verurfacht worden ift, Zuchthaugftrafe nicht unter 
zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausftrafe ein |SchwG). 


I. Die Gefährdung der Schiffahrt im Sinne diejer Stelle kann erfolgen: 

1. dur Einwirkung auf ein zur Sicherung der Schiffahrt beſtimmte⸗ 
Beiden, und zwar muß die Einwirkung beftehen in einem Zerftören ode 
Wegſchaffen oder Unbrauchbarmachen oder Auslöfchen. Zur Sicerum 
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der Schiffahrt beftimmt ift ein Zeihen nur dann, wenn es bauernd ber Schiffahrt 
als ganzen dient oder dienen jollte. Mit Olsh.Zweig. 1 wirb anzunehmen 
jein, daß es fich hier nur um joldye Zeichen Handelt, die unter öffentlicher 
Autorität ftehen. A. A. (wie die früberen Auflagen dieſes Kommentars) Binding, 
Lehrb. 2 60, Hälfchner 2 657; 

2. Durch dienftpflidhtwidriges Nichtaufftellen eines foldhen Zeichens; 

3. dur Aufftelleu eines falſchen Zeichens, welches geeignet ift, die Schiff⸗ 
fahrt umficher zu maden. Als befonderen Fall erwähnt das Geſetz das 
Anzünden eine Feuerd auf Strandhöhe, welches die Schiffahrt zu gefährden 
geeignet ift. 

Der Eintritt einer tonfreten Gefahr wird in feinem Falle gefordert. Das Delitt 
ift mithin abftraftes Gefährdungspdelift. Darays ergibt fi, daß zum Vorſatz 
da3 Bewußtſein von der Gefährlichkeit der Handlung nicht gehört. Nur bei der 
Aufitellung eines faljchen Zeichens oder Anzündung eines Feuers auf der Strandhöhe 
zur Rachtzeit gehört zum Vorſatze das Bewußtſein, daß das Zeichen oder das Feuer 
geeignet ift, die Schiffahrt zu gefährden. Im übrigen muß bei dem Berftören, Weg- 
ſchaffen, Unbrauchbarmachen oder Auslöfchen des Feuer- oder andern Zeichens der 
Täter deſſen Beziehung zur Schiffahrt kennen. 

DH. Bei dem qualifizierten Fall wird man unter Schiff jedes Fahrzeug zu 
verfiehen Haben. Ebenjo Olsh.⸗Zweig A. Vergl. im Übrigen wegen des Kaufals 
zuſammenhangs ©. 21b, wegen des Verſuchs ©. 74 ob, wegen des Verfchuldeng ©. 130 
und über Idealkonkurrenz ©. 339/40. 

IU. Polizeiaufſicht kann zugelaflen werden. 8 325. 

IV. ®egen fahrläffiger Begehung des Delikts j. 8 326. 


$ 323. 

Wer vorfäglich die Strandung oder das Sinfen eines Schiffes be- 
wirt und dadurd Gefahr für das Leben eines Anderen herbeiführt, 
wird mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durch die Hand: 
lung der Tod eines Menfchen verurfacht worden ift, mit Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beitraft. [SchwG). 


I. Bewirfung des Strandens oder Sinlens eines Schiffes ift als befonderes 
Delitt (ſ. 8 322 Abjay 2) nur ftrafbar, wenn dadurch Gefahr (©. 17) für das Leben 
eine3 andern herbeigeführt wird. Ob fi der Gefährbete auf dem Schiffe befunden 
daben muß, ift beftritten. Bejahend Binding, Lehrb. 2 62, verneinend Olsh.⸗Zweig. 3. 
Jedenfalls ift nad) den Ausführungen ©. 20 unter a zu behaupten, daß die Gefahr, 
in welche fi bie Bergungsmannſchaft bewußt verjegt, nicht genügt. — Als Schiff 
muß nad dem Zwecke der Beitimmung jedes Fahrzeug, namentlid) jeder Flußkahn, 
angejehen werden. & 8 218. — Zum Sinten gehört kein völliges Untertauchen. 
E 35 399. — Die Frage, ob ſich der Vorſatz auf die Gefährdung erſtrecken muß, iſt 
ebenjo beftritien wie im alle des $ 312 und wie dort zu bejahen. 

II. Wegen des qualifizierten Falles vergl. die zu $ 922 II zitierten 
Etellen, wegen fahrläffiger Begehung $ 326. 

II. PBolizeiaufficht kann zugelajien werben. $ 325. 


5 324. 

Wer vorſätzlich Brunnen= oder Wafjerbehälter, welche zum Gebrauche 
Anderer dienen, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Verkaufe oder 
Verbrauche beſtimmt find, vergiftet oder denſelben Stoffe beimifcht, von 

Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 34 
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denen ihm befannt ijt, Daß fie die menjchliche Gejundheit zu zeritören ge 
eignet find, ingleichen wer folche vergiftete oder mit gefährlichen Stoffen 
vermischte Sachen wiſſentlich und mit Verſchweigung dieſer Eigenſchaft 
verfauft, feilhält oder jonft in Verkehr bringt, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod eines Menſchen 
verurfacht worden iſt, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit 
lebenslänglichem Zuchthaus beitraft. [SchwG|]. 


l. Die Stelle behandelt zwei verfchiedene Delikte, zunächft bie gemeingefährlice 
Vergiftung, darin beftehend, daß vergiftet werden: 

1. Brunnen oder Wajfjerbehälter, welde zum Gebraude anderer 
dienen. Dabei find unter „anderen“ nur Menſchen zu verftehen. WBiehtränfe 
gehören nicht hierher. Der Umftand, dad der Täter Eigentimer des Brummen 
ift, ift jelbftverftändlich unerheblich. 

2. Gegenftände, weldhe zum dÖffentliden Verkaufe oder Berbraude 
beitimmt find. Bumöffentliden Verkaufe find Gegenftände dann beitimmt, 
wenn fie dem käuflichen Erwerbe individuell unbeftimmter dritter Berjonen zu 
gänglich gemacht find. Gleichgiltig ift, ob der Gegenitand gerade in der Yorm ver: 
giftet wird, indererin den Verkehrgelangt. S. Binding Lehrb. 269, DISh.=-Fweig.3, 
Kitinger, Vergl. Darftellung 9 120/1. — Zum Berbraude beftimmt find jolde 
Gegenftände, deren wirtfchaftlicher Wert darin befteht, daß fie vernichtet (gegefien. 
ee verbrannt, verwaſchen) werden. ©. bejonders Siginger a. a. L. 

ffentlich ift der Verbrauch dann, wenn er unbeftimmt welchen Berjonen möglich 

gemacht werden ſoll. 

Dem Bergiften fteht gleich das Beimiſchen von Stoffen, welche 
die menfhlidhe Geſundheit zu zerftören geeignet find. ©. über beide 
Begriffe 8 229. Troß des Wortlaut kann ed aber nur maßgebend fein, ot 
ſchließlich ein bei ſachgemäßem Gebrauch gelundheitszerftörendes Produkt zuftand: 
fommt. So Riginger a. a. ©. 121. 

Zum Vorſatz gehört außer der Kenntnis der Beitimmung der Gegenftänie 
auch die Kenntnis von der Bedeutung der zugefügten Stoffe. 

II. Das zweite Delift ift das Inverkehrſetzen „ſolcher“ vergifteter oder ut 
gefährlichen Stoffen vermiſchter Sachen, d. h. der unter I genannten. Als Spezia 
fälle werben das Berfaufen oder Feilhalten erwähnt. S. darüber bie % 
merfungen zu 8 367 Nr. 3. Außerdem fällt das Verſchenken unter das Geſeh. 
E 3 119. Sachen, die durch natürliche Vorgänge vergiftet find, gehören midt 
hierher. Dies drüdt das Gefeh durch das Wort „ſolche“ aus, das eine Bezugnahnt 
auf die vorhergehenden Handlungen enthält. Aus dem gleichen Grunde fällt de 
verbotswidrige Verkauf von Biften nicht unter Diefe Stelle. ©. $ 367 Nr 3. — Zum 
Borjag gehört auch hier die Kenntnis der gefundheitszerftörenden Eigenſchaften der 
Sache. Strafbarkeit tritt nur dann ein, wenn die gefährliche Eigenjchaft ber im den 
Verkehr gebrachten Sache verſchwiegen wird. 

IH. Dualifiziert find beide Delikte, wenn durch die Handlung der Tod eins 
Menfchen eintritt. Idealkonkurrenz mit Mord oder Todſchlag ift in diejem del: 
möglid. 

IV. Wegen Bolizeiauffiht ſ. $ 325, wegen fahrläffiger Begehung 
$ 326. 

V. Die Stelle ift durch das Nahrungsmittelgefeg dom 14./5 1879 ergänzt worden 
befien Beftimmungen als leges speciales vorgeben. 
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$ 325. 


Neben der nach den Vorſchriften der 88. 306 bis 308, 311 bis 313, 
315, 321 bis 324 erkannten Zuchthausftrafe kann auf Zuläffigfeit von 
Bolizei-Aufficht erfannt werden. 


Vergl. $ 38. 
8 326. 


Iſt eine der in Den 88. 321 big 324 bezeichneten Handlungen aus 
FJahrläffigkeit begangen worden, fo ift, wenn durch die Handlung ein 
Schaden verurjacht worden ijt, auf Gefängniß bis zu Einem Jahre und, 
wenn der Tod eines Menjchen verurfacht worden iſt, auf Gefängniß von 
Einem Monat bis zu drei Jahren zu erfennen. [Str&K]. 


Die fahrläffige Begehung eines der Hier erwähnten Delikte iſt nur dann 
frafbar, wenn dur) die Handlung ein Schaden entftanden if. Diefer Schaden 
kann nicht der unmittelbar durch die Handlung ſelbſt verurfachte, 3. B. das Stranden 
eines Schiffes, jondern er muß ein. weiterer fein. Beftritten ift bie Srage, ob jeder 
beliebige Schaben genügt oder ob er ber in den 88 321—324 ausbrüdlich oder ftill- 
ihweigend geforderten Gefährbung entiprechen muß. Erfterer Anficht Hälfchner 2 655, 
Olsh.⸗Zweig. 4, E 8 218. 85 899, R4 569. 8 750. Lebterer Anficht mit Recht Binding, 
Lehrb. 2 56, Rüd.-Stengl. 1, v. Lifzt 8 151. 


$ 327. 


Wer die Abfperrungs- oder Auffichts- Maßregeln oder Einfuhr: 
verbote, welche von der zuftändigen Behörde zur Verhütung des Ein- 
führen® oder Verbreitens einer anftedenden Krankheit angeordnet worden 
find, wifjentlich verlegt, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren be= 
itraft. [StrK bez. Sch@)]. 


Iſt in Folge diejer Verlegung ein Menſch von der anjtedenden 
Krankheit ergriffen worden, jo tritt Gefängnißitrafe von drei Monaten 
bi8 zu drei Jahren ein. [StrK]. Ä 


L Allgemeine Bedeutung der Stelle. — Die Stelle beftimmt bie Strafe, 
welche bei Zumwiderhbandblung gegen gewiſſe fanitätspolizeilidhe Maß⸗ 
regeln einzutreten bat. Der Inhalt der Maßregein bleibt dem Ermeſſen ber zu- 
fändigen Behörden innerhalb der Grenzen überlaffen, welche das außerhalb des 
StGB's beſtehende Mecht zieht. Es handelt fih alfo um ein Blankettgeſetz. 
Der Richter hat zwar die Zuftänbigkeit der anordnenden Behörde, ſowie die Zuläffigkeit 
der Maßregel, nicht aber beren Zwedmäßigfeit zu prüfen. — Wie fich aus der Ber- 
gleihung mit 8 328 ergibt, Handelt es fich Hier um Maßregeln gegen menſchliche 
Krankheiten. So bie herrſchende Lehre. Auch Binding, Lehrb. 2 92 weicht nicht 
eigentlich ab. Er ift nur der Meinung, daß 8 328 lediglich einen privilegierten Fall 
des 8 327 enthalte. Bon Reichsgeſetzen, auf Grund deren Anordnungen der bier 
fraglichen Art ergehen können, fommt in eriter Linie das Geſetz betreffend die 
Belimpfung gemeingefährlicher Krankheiten (Meichsfeuchengefeg) vom 30./6 1900 in 
Betracht. Allerdings liegt fein Grund zur Ausfchließung foldher Krankheiten vor, 

34* 
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die zunächft bei Tieren oder Pflanzen auftreten, fich aber (wenn auch in anderer 
Form) auf Menfchen übertragen, wie Rot der Pferde, Tollwut der Hunde, Zrichinofe 
der Schweine. So audy v. Lifzt $ 152, DISH.- Zweig. 8, Kiginger, Vergl. Darftellung 
9 148, & 21 121, R 9 92. Vorausſetzung ift aber dabei, daß es fich um eine jolde 
Anordnung handelt, durch die der gefundheitlihe Schug von Menſchen bezwedt 
wird. Bergl. E21 121. 24 332. In zweiter Linie können aljo auch die Anordimungen 
in Betracht kommen, welche ergehen auf Grund des Rinderpeſtgeſetzes vom 7./4 1569, 
bes Geſetzes betreffend die Beſeitigung von Anftedungsftoffen bei Viehbeförderungen 
vom 25./2 1876, des Biehjeuchengeleges in der Neufaflung vom 1./5 1894 und der 
Gen O 8 56 Abſatz 3. E 81 342. Endlich können ſich fanitätspolizeiliche Anordnungen 
auch auf Qandesgejege ftügen, fofern Dieje neben den Reichsgeſeten nod 
Giltigkeit haben. 
II. Anwendungsgebiet der Stelle im einzelnen. 

1. Es muß eine Anordnung vorliegen, db. h. die zuftändige Behörde muß in einer 
Gehorfam fordernden Weiſe befehlend oder verbietend auftreten. Den Gegeniat 
bilden befonder® Ratſchläge und Warnungen, 3. B. vor bem Genufle ungefocter 
Mild. E35 201 ſcheint Berwaltungsverordnungen völlig ausjchließen zu wollen. 
Das geht indeflen zu weit. Wenn dad RO Jnftruktionen für Hebammen zu 
Bermeidung des Wochenbettfiebers nicht hierher rechnet, jo ift ihm allerdings bei 
zutreten, aber namentlich deshalb, weil eine ſolche Inſtruktion nicht eine Anordnung 
der im Gejege geforderten Art ift. 

2. Die Anordnung muß die Verhütung des Einführend oder Berbreitens 
einer anftedenden Krantheit bezweden. Darüber, daf es fich Hier nur um 
eine Menſchen krankheit handelt, |. oben I. Aberauch nicht alle Anordnungen diejer 
Art hat das Geſetz in Auge, fondern nur Abfperrungs= oder Aufſichts— 
maßregeln und Einfuhrverbote. Die erfteren beiden Yafien, wie & 81 42 
ausführt, eine ſcharfe Echeidung voneinander nicht zu, haben aber das gemeinjam. 
daß fie eine Einſchränkung der Bewegungsfreiheit von Menfchen (oder Tieren 
enthalten. Außerdem muß fid) der Zwed der Anordnung auf die Verhütung de 
KEinführens oder Verbreiteng einer anftedenden Krankheit richten. Tem 
nah find folde Anordnungen ausgeichloffen, welche die Verhinderung be 
Entftebens der Krankheit bezweden. Beſtritten ift die (Frage, ob ſich das Geſttz 
nur auf folhe Anordnungen bezieht, die gegenüber einer bereits drohenden oder 

ausgebrochenen Krankheit erlafien worden (aljo vorübergehender Natur) find ober 
auf folche, die für den all einer etwa drohenden oder etwa ausbrechenden 
Seranfheit erlaffen worden (alfo Dauernder Natur) find. Der Wortlaut des Geſetzes 
nötigt nicht zu der engeren Auslegung, und innere Gründen |prechen eher gegen 
fie. So bejonder8 Olsh.⸗Zweig. 5, Kitzinger a. a. O. 146, E 87 178 (1: 
vereinigte Strafſenate); abweichend u. a. v. Lilzt $ 152. Es kommt aljo nur 
darauf an, ob die Anordnung von Verhütungsmaßregein gegen eine etwa 
drohende Gefahr rechtlich ftatthaft ift. Für die Mehrzahl der Anordnungen, 
die auf Grund des Neichdfeuchengefeges erlaflen werden, ift die Frage zu ver- 
neinen. Bergl. befonders 88 11. 25 dafelbft. ©. aud) E 27 357. 36 360, verneinend 
bezüglich des Reichsſeuchengeſetzes, jedoch ftehe dem Gericht feine Prüfung 
darüber zu, ob die von der Berwaltungsbehörde ertennbar angenommene Seuden 
gefahr auch wirklich vorgelegen habe. ©. auf E 37 273. — Im Übrigen ift et 
gleichgiltig, ob die Anordnung einen generellen oder einen jpeziellen Inhalt hat 
(3. B. Anordnung der Tötung eines tollen Hundes). 

3. Die Anordnung muß von der zuftändigen Behörde ausgehen. Die Zuſtändigkeit 
beurteilt ſich, ſoweit nicht ausnahmöweije das Reichsrecht Beſtimmungen enthält, 
nad Landesrecht. Für Preußen nehmen E 24 436. 37 273 bie Zuſtändigkeit des 
Megierungspräfidenten an, laſſen aber die Möglichkeit einer Delegation zu. Ohne 
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eine ſolche verneint das RG die AZuftändigfeit ber Landes: und Orts⸗ 
poligeibehörden. Gegen dieſe Belchräntung Keller Goltda 45 249 fi. 
Sehr beftritten ijt die Frage, ob den von ben zuftändigen 
Behörden ausgehenden Anordnungen diejenigen gleichftehen, Die 
fih unmittelbar im Geſetz finden, wie das namentlich im Biehjeuchen- 
gefeg der Fall ift. Theoretiſch iſt die Frage zu verneinen, weil der Gejehgeber 
feine Behörde if. Die vereinigten Straffenate des RGE's haben ſich aber 
jegt in bejahendem Sinne ausgeiproden. E 37 178. Eingehender darüber 
Koref Goltd A 46 182 ff., Stenglein, Nebenftrafgefege zu Reichsviehſeuchengeſetz 
$ 65, Binding, Lehrb. 2 91 und die vorigen Auflagen dieſes Kommentars zu $ 328. 

IH. Zum Borjag gehört das Bewußtfein des Zumiderhandelnd, mithin auch 
die Kenntnis der Anordnung, nicht minder die Kenntnis ihres Zweckes, ſowie 
das Bewußtſein der Zuftändigfeit der anorbnnenden Behörde und die Kenntnis 
der Nechtsverbindlichkeit; jedenfalls wird der Dolus durch die Annahme der 
Unzuftändigfeit der Behörde oder der Ungiltigkeit der Anordnung ausgeſchloſſen. 
E 36 359, BayObL®Str 5 154. 

IV. Idealkonkurrenz mit 8 328 ift nach der oben I vertretenen Anficht möglich. 
Außerdem kann fie namentlich ftattfinden mit Bereinszollgefeyg $ 134, vergl. dajelbit 
$ 158. ©. dazu E38 26. Dagegen ijt Idealkonkurrenz ausgeſchloſſen mit den Strafe 
vorichriften des Reichsjeuchengefeßes. Denn die 88 44. 45 desſelben enthalten Spezial» 
beftimmungen, während $ 46 dajelbit nur fubfidiäre Bedeutung hat. Auch die Straf- 
beftimmungen des Geſetzes betreffend die Schlachtvieh> und Fleiſchbeſchau v. 3/7. 1900 
find als Spezialgejege anzuiehen. 

V. Über die Frage, ob noch nach Aufhebung der Maßregel die Strafe ein- 
treten kann, ſ. 82V 2; wegen de qualifizierten Falles die Nachweifungen bei $ 322. 

VI Strafandrohungen, welche Landesgeſetze oder Bolizeiverordnungen bei Zus 
widerhandlungen gegen Anordnungen der vorbezeichneten Art enthalten, find ungiltig. 
Ebenſo Kiginger a. a. D. 148, während DISh.- Zweig. 1 Iandesrechtliche Beftimmungen 
gegen fahrläfjige Übertretungen der Sicherheitmaßregeln für zuläffig“ halten. 


$ 328. 

Per die Abjperrungs= oder Aufſichts-Maßregeln oder Einfuhrver- 
bote, welche von der zuftändigen Behörde zur Verhütung des Einführeng 
oder Verbreitend von Viehſeuchen angeordnet worden find, wiſſentlich ver- 
legt, wird mit Gefängniß big zu Einem Jahre beitraft. [StrK bez. SchG]. 

St in Folge dieſer Verlegung Vieh von der Seuche ergriffen worden, 
jo tritt Gefängnißftrafe von Einem Monat bis zu zwei Jahren ein. [StrK]. 


I. Die Stelle hat die gleiche allgemeine Bedeutung mie Die vorige, mit dem 
Unterfchiede jedoch, daß fie fich nicht auf Menichen-, fondern auf Tierfranfheiten 
bezieht. ©. im einzelnen 8 327. 

DI. ®egen Idealkonkurrenz j.$327 IV. Außerdem ift Idealkonkurrenz möglich 
mit $ 5 des zitierten Gejeße8 vom 25./2 1876; nicht aber mit den Strafbeitimmungen 
des Viehſeuchengeſetzes, weil diefe nur jubfidiäre Giltigfeit haben (E 27 357), 
auch nicht mit denen des Geſetzes betreffend Zuwiderhandlungen gegen die zur 
Abwehr der Ninderpeft erlaflenen Vieheinfuhrverbote vom 21./5 1878, meil diefe die 
ipezielleren find. 

8 329. 


Wer die mit einer Behörde gefchlofienen Lieferungsverträge über 
Bedürfniffe des Heeres oder der Marine zur Zeit eines Krieges, ober 
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über Lebensmittel zur Abwendung oder Bejeitigung eines Notbftandes 
vorjäßlich entweder nicht zur beitimmten Zeit oder nicht in der vorbe 
dungenen Weije erfüllt, wird mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten 
beitraft; auch kann auf Verlujt der bürgerlichen Chrenrechte erkanm 
werden. 

Liegt der Nichterfüllung des Vertrages Fahrläjfigkeit zum Grunde, 
jo ijt, wenn durch die Handlung ein Schaden verurjacht worden ift, aut 
Gefängniß bis zu zwei Jahren zu erfennen. 

Diejelben Strafen finden auch gegen die Unterlieferanten, Vermittler 
und Bevollmächtigten des Lieferanten Anwendung, welche mit Kennmiß 
des Zweckes der Lieferung die Nichterfüllung derjelben vorſätzlich oder 
aus Yahrläffigfeit verurjachen. [StrK]. 


I. Die Stelle bedroht die Nichterfüllung gewiſſer Lieferungsverträge, alio 
einzelne Fälle des Vertragsbruchs mit Strafe. Borausgejegt wird ein Vertrag, 
der mit einer Behörde ($ 114 11) abgefchloffen wird und kraft deſſen ſich deren Gegen 
fontrahent zu einer ber folgenden Lieferungen verpflichtet: 

1. von Bedürfniffen des Heeres oder der Marine zur Zeit des Kriege, aliv 
von Kriegsbedürfnifjen irgend welcher Art. In diefem Falle ſpricht man vos 
dem Vertragsbruch des Armeelieferanten. Daß es ſich um Kriegsbedürfaifie 
deutſcher Kontingente handelt, ift jelbftverftändliche Vorausſetzung. Allerdings 
wird man mit Binding, Lehrb. 2 102 die Truppen der deutfchen Bundesgenoſſen 
gleichzuftellen haben. Inſofern a. A. Laß, Der Vertragsbruch des Armeelieferanten 
(1888) 75; 

2. von Lebensmitteln zur Abmwendung oder Bejeitigung eine: 
Nahrungs) Notftandes. In diefem Falle fann man von dem Bertrag:: 
bruche des NotftandSlieferanten fprechen. In entiprechender Weiſe wie m 
vorigen Falle ift vorauszufegen, daß es fi um einen Notftand handelt, defien 
Befämpfung deutſchen Behörden obliegt. 

Daß der Vertrag zur Zeit des Krieges oder des Notftandes abgejchlojien wär 
ift nicht erforderlih. Auch ift es nicht nötig, daß die Lieferung gerade zur Krieg‘ 
oder Notjtandszeit fällig wird. Go bei. Binding a. a. D., Olsh.⸗Zweig. 3. Wem 
der erſtere bemerkt, daß tatfächlicher Ausbruch des Krieges nit verlangt werde, jo 
bürfte noch weitergehend zu jagen fein, daß der Bertrag gar nicht im Hinblid anf 
einen beftimmten drohenden Krieg abgeſchloſſen zu jein braucht. 

Außerhalb des Tatbeſtandes liegt die Nichterfüllung zwangsweiſe auferlegtrt 
Lieferungen (Requijitionen), 

II. Die Handlung, alfo der Vertragsbruch, befteht darin, daf entweder über 
haupt nicht oder nicht zur beſtimmten Beit oder nicht in der vorbebungenen Beik 
geliefert wird. ©. noch unten IV 2. 

III. Täter können fein: 

1. der „Lieferant“, d. 5. der Gegentontrahent der Behörde, 

2. deffen Unterlieferanten. Dabei ift aber zu beachten, daß der Bruch dr 
Bertrags, welchen der Unterlieferant mit dem Lieeranten abfchließt, an fid mid! 
unter daS Geſetz fällt; 

3. Vermittler und Bevollmächtigte des Lieferanten. 

IV. Die Schuld kann fein: 

1. eine vorfägliche, dann vorliegend, wenn der Verpflichtete bei Kenntnis 

der Berfon des Gegentontrahenten, des Vertragsinhaltes und des Vertragszwede⸗ 
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entweder den Vertrag mit dem Bewußtſein abjchließt, daß er ihn nicht erfüllen werde, 
oder die Möglichkeit ihn zu erfüllen bewußt nicht benußt; 

2. eine fahrläjfige, dann vorliegend, wenn der Berpflichtete mit Kenntnis 
des Gegenkontrahenten, des Bertragsinhaltes und des Vertragszweckes entweder 
den Bertrag leichtfertig (d. 5. ohne genügende Befinnung auf die Erfüllungsmög- 
lichkeit) abjchließt oder wenn er die Möglichkeit ihn zu erfüllen zwar nicht bewußter⸗ 
maßen aber dod in fonft vorwerfbarer Weiſe nicht benugt. Daß auch bei Fahr⸗ 
löäfjigfeit der Bertragszmed erkannt fein müffe, beftreitet Binding a. a. O. 103. ©. 
auch Prittwig-Gaffron GoltdA 30 169. Anderfeits aber Laß a. a. DO. 46 ff. — 
Strafbar ijt die fahrläffige Nichterfüllung nur dann, wenn da⸗ 
Durd ein Schaden entftanden iſt. Beiden im dritten Ab. genannten Unter- 
lieferanten ift da8 zwar nicht ausdrüdlich gejagt, aber aus dem Zufammenhange zu 
ergänzen. Binding a. a. O., Olsh.⸗Zweig. 6. Über den Begriff des Schadens 
waltet die entiprechende Streitfrage ob, wie beim 8 326. Nach dem dort Ausge- 
führten würde nur eine Schädigung der Kriegsbebürfniffe, bezw. ein Ausbruch oder 
eine Verlängerung des Notftandes als Schaden anzufehen fein. Nicht aber wäre 
e8 Schaden, wenn die Behörde etwa einen andern Vertrag unter ungünftigeren Bes 
dingungen abjchließen müßte. So vornehmlih Laß a. a. O. 53, auch Binding a. 
a. D., vd. Liſzt $ 154. A. A. bei. Olsh.⸗Zweig. 6. 


$ 330. 


Wer bei der Leitung oder Ausführung eines Baues wider die all- 
gemein anerkannten Regeln der Baufunft dergeitalt handelt, daß hieraus 
für Andere Gefahr entjteht, wird mit Gelditrafe big zu neunhundert 
Mark oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beitraft. [StrK]. 


I. Baugefährdung. — Daß unter den Begriff des Baues nicht nur Hoch», 
fondern auch Tief» und Erddauten fallen, ift fiher. 3. 9. Errichtung eines Bahn 
dammes. E 23 277. Schon aus diefem Grunde gehört auch die Ausſchachtung des 
Grund und Bodens zur Herftellung eines Yundaments Hierher. Beftritten aber ift 
die Frage, ob auch das Niederreißen eines Bauwerks ſich ald Bauen barftellt. 
Überwiegende Gründe fprechen für die Bejahung. So jekt auch E 25 90. 28 318. 
gegen & 21 142. 

Reparaturen fallen unter den Begriff des Baues, wenn durch fie das Baus 
wer? ganz oder teilweile neu errichtet oder bejeitigi wird. ©. Oppenh.-Del. 1, Olsh.⸗ 
Zweig. 2. 

D. Zäter Tann fein: 

. wer den Bau leitet, d. h. wer die maßgebenden Anordnungen für die Auss 
führung des Baues im ganzen trifft. Die Benugung von Zwiſchenorganen 
oder der Umjtand, daß einzelne Arbeiten in Akkord gegeben find, fteht dem Be⸗ 
griffe der Bauleitung nicht entgegen. Anderjeit3 ijt in der Anordnung neben- 
fächlicher Arbeiten feine Leitung be3 Baues ald Ganzen zu finden. ©. die Ur- 
teile des RG's in GoltdA 38439. 89 323. Ebenſowenig liegt eine Leitung des 
Baues in der bloßen Ausarbeitung des Planes; jo auch R& in GoltdA 50 39u. 
Täter kann ferner fein 

wer den Bau ausführt. Hierdurch wird jeder irgendwie, wenn auch in 
untergeordneter Weife, bei dem Bau Mitwirkende getroffen. Dabei ijt jedod) 
zu beachten, daß nur eine fehlerhafte Ausführung in Frage kommt. 
Wer die ihm von einem andern zugewiejene Arbeit technijch richtig ausführt, 
haftet nicht, wenn das Fehlerhafte in der Anordnung der Arbeit felbt liegt. 


— — 


NS 
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Außerdem kommt in Betracht, daß die Fahrläſſigkeit ftet3 imdividuell jetz: 

jtellen ift. 

III. Die unter Strafe geftellte Tätigkeit befteht in dem Handeln gegen die 
anerkannten Regeln der Baukunſt. Gegen diefe Regeln aber fann aud dırd 
Unterlafiung, 3. 8. Niätbeauffichtigung der Arbeiter, verjtoßen werden. Derartige 
Fälle find unbedenklich ald Handlung im weiteren Sinne hierher zu rechnen. R5 >. 

IV. Verſchulden. — Da ber Zweck des Geſetzes gerade dahin geht, unberuiere 
Perjonen von der Leitung oder Ausführung eines Baues abzuhalten, jo kann Zolus 
nicht gefordert werden. Denn dieſer müßte auch die Kenntnis ber Bauregeln umfafen. 
Es genügt daher Yahrläfffigfeit. Ebenjo Binding, Lehrb. 2 105. 

V. Der Erfolg beiteht in dem Eintritt einer Gefahr für andere, d. 5. für 
ihre Perſon. Nicht genügend ift eine Gefahr für das Eigentum. Wer die gefährdete 
Perfon ift, erjcheint gleichgiltig. Namentlich gehört auch die Gefährdung der Im: 
handwerker hierher. Ebenfowenig tft erforderlich, daß die Gefahr durch Einftürzen droke: 
ed genügt auch eine Gefahr in hygieniſcher Beziehung. E 27 388. Anderfeit ab 
muß eine Gefahr wirklich eingetreten fein; die bloße Möglichkeit einer ſolchen, z ?. 
für die etwa zu erwartenden oder für die zufünftigen Bewohner des Hauſes gemüg! 
nicht. Abweichend in legterer Beziehung die herrichende Lehre. Vergl E 6 129 um) 
RES. in GoltdA 38 444. Andeflen nähert ſich E 81 180 der hier vertretenen Anfıdk. 

VI. Das Delikt ift vollendet mit dem Eintritt der Gefahr, dauert aber nicht je 
lange wie biefe, ift alſo fein Dauerdelikt. So Kitinger, Ort u. Beit der Handlurz 
im Strafredht (1902) 259. 

VO. Idealkonkurrenz mit 88 222. 230 ift möglich 

VIH. Zur Ergänzung vergl. $ 367 Nr. 13—185. 


Adbtundzwanzigfler Abſchnitt. 


Verbrechen und Vergehen im Amte. 


I. Der Begriff der Amtsdelifte ift ſehr beftritten, namentlich in feinem Ver 
hältnis zu den Disziplinarvergehen. Wie befonders Binding Ger& 64 If 
und Lehrb. 2 395 ff ausführt, beiteht das Weſen der Amtsdelikte in der Berleguns 
bon Intereſſen dritter durch den Träger einer Amtsgemalt alt 
ſolchen. Dagegen richtet ſich das bloße Disziplinarvergehen gegen die Anſprüde. 
die dem Staate als Dienftherrn gegenüber dem Beamten zuftehen. Aehnlich Wachinger. 
Vergl. Darftellung 9 284 ff. ©. auch Laband, Deutiches Reichsſtaatsrecht (1901) 
98 ff. 

Das geltende Recht freilich ift weit Davon entfernt, die Amtsverbrechen in dieſen 
Sinne aufzufafien. Der 28. Abſchn. enthält eine bunte Zufammenftellung von Te 
litten, deren Täterſchaft z. T. völlig unabhängig ift von der Innehabung eines Ant 
wie von der Beamtenqualität (3. B. 8 333). Läßt man die Delikte der letzteren Art kei 
Ceite, fo fann man mit der berrfchenden Lehre unterfcheiben zwischen eigentliden 
und uneigentliden Amtsdelikten. Ein eigentliches Amtsdelikt oder befier Beamten 
belift liegt dann vor, wenn ed nur von einem Beamten (8 359), oder einer mit ber Ber 
waltung eines Amtes betrauten Berfon (Olsh.⸗Bweig. 1) begangen werben kann 5 ?. 
88 331. 332), ein uneigentliches, wenn bie Beamtenqualität des Täter nur einen 
Straferhöhungs- oder Strafihärfungsgrund bildet (3. 8. 88 340. 342). Außerdem unter 
ſcheidet man zwifhen allgemeinen und beſonderen Amtsdelikten (auch hier 
befier Beamtendelikten) und verfteht unter allgemeinen jolche, die von jebem ®r- 
amten, unter befonderen foldhe, bie nur von Beamten gewifler Art begangen werden 
können (3. B. einerjeitS 8 332, anderfeits & 338). 
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Soweit die Täterfchaft von der Innehabung eines Amtes abhängt, ift nur ein 
beutfches Amt gemeint. S. Hegler, Prinzipien d. internat. Strafredt3 94. 

ll. Ueber die Teilnahme bei Amtsbeliften und mittelbare Täterjchaft 
bei ihnen ſ. ob. ©. 81. 82. 59. Wefentlich übereinftimmend Binding, Lehrb. 2 413/4. 


$ 331. 
Ein Beamter, welcher für eine in fein Amt einjchlagende, an ſich 
nicht pflichtwidrige Handlung Gefchenfe oder andere Vortheile annimmt, 
fordert oder fich verjprechen läßt, wird mit Gelditrafe bis zu dreihundert 
Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten bejtraft. [StrK]. 


I. Dem Berbot der paffiven Beſtechung im weiteren Sinne (vergl. $ 332) 
liegt ber Gedanke zu Grunde, daß Amtshandlungen nicht käuflich fein follen und 
daß fich der Beamte daher nicht für fie bezahlen laſſen darf. Indeſſen gilt das 
Verbot nur unter der Borausfegung, dat dem Beamten die Annahme einer Hono⸗ 
rierung nicht gejeglih erlaubt ift. Namentlich wird das Gebührenwefen Durch 
die Stelle nicht berührt. Man bezeichnet daher das Delikt zuweilen auch ald wider⸗ 
rehtlihe Gefhentannahme So z. B. Meyer-Allf. 578. ©. dazu Birkmeyer, 
Bergl. Darftellung 9 311. 

Unter der bezeichneten Vorausſetzung bezieht fich das Verbot auf alle in das 
Amt einihlagenden Handlungen, d. b. auf alle zum Geſchäftskreiſe des 
Amtes gehörenden Handlungen, auch wenn fie im Einzelfalle nicht in amtlicher Form 
borgenommen werden, alſo nicht eigentliche Amtshandlungen find. Die herrſchende 
Lehre identifiziert indejjen die in dag Amt einjchlagenden Handlungen mit den Amts⸗ 
handlungen. S. Birkineyer a. a. O. 311, R 7 175. Dagegen Simonfon, Der Be- 
griff bes Vorteil (1889) 92. Jedenfalls bezieht fih $ 331 nur auf jolde Hand» 
lungen, bie (an fih) nit pflihtwidrig find. Sind fie pflihtwidrig, fo findet $ 332 
Anwendung. Für Privatgefchäfte darf ſich der Beamte ſchlechthin Honorieren laffen, 
mögen fie auch mit der Amtsführung zufammenhängen. Bergl. Alcalay, Active und 
paſſive Beftechung (1889) 40. Eine andere Frage iſt die, ob der Beamte Privatge- 
ichäfte erledigen barf. ©. dazu Reichsbeamtengeſ. $$ 12. 16. Im übrigen fteht 
der Handlung die Unterlajjung gleid. 

II. Die Beftehungsbandlung beiteht darin, Daß der Beamte Geſchenke oder 
andere Borteile annimmt, fordert oder ſich verjpredhen läßt. Nach der herrfchenden 
Lehre reihen nur Borteile materieller Art aus. Im übrigen |. über den Be- 
griff $ 49 a 11 3. Aus dem Umftande, daß das Gele die, Annahme von Ge- 
ſchenken in den Bordergrund ftellt, ift mit der herrjchenden Lehre (R 7 170, E 81 
339) zu folgern, daß die Leiftung mit dem Bewußtjein mangelnder Ber- 
pflichtung erfolgen muß. 

Bollendet ift die Beftechung nicht nur, wenn der Beamte den Borteil anges 
nommen, jondern ſchon, wenn er ihn gefordert Hat oder wenn er fi ihn Hat 
verſprechen laffen. Sich veriprechen läßt der Beamte auch dann, wenn er ein 
ipontan gegebenes Verſprechen ernftlic annimmt. 

Die Verhandlungen braudht der Beamte nicht jelbft zu führen. Es genügt, 
wenn dies mit feinem Willen ein dritter tut. ©. o. ©. 82/3. Übereinftimmend € 89 
193. Ebenſo reicht e8 aus, wenn ber Vorteil dem Beamten nur mittelbar zu gute 
tommen foll, unmittelbar aber einer andern Perſon, etwa feiner Frau, gewährt wird 
oder gewährt werden fol. ©. dazu Katenftein ZStr® 23 194. 

IL ®erhältnis der Beftehungshandlung zu der in das Amt einfchlagenden 
Handlung. — Der Beamte muß das Geſchenk oder den Vorteil für eine in das Amt 
einichlagende Handlung annehmen, fordern oder fich verjprechen lafien, ſodaß — und 
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zwar beiderjeits (E 11 219) — ein bewußter Zufammenhang befteht. Diejer liegt 
darin, daß dad Verhältnis von Leiftung und Gegenleiftung begründet wird. Da? 
aber ift nur möglich, wenn die in das Amt einichlagende Handlung als eine beftimmte 
ins Auge gefaßt wird, was auch bei einer Gruppe von derartigen Handlungen zus 
treffen Tanıı. Dagegen würde e3 an der erforderlichen Beſtimmtheit fehlen, wenn hd 
der Beamte etwas fchenten läßt für den Fall, daß etwa feine Tätigkeit, unbeitimmt 
wie und wann, in Anfpruch genommen werben jollte, oder wenn der Vater dem Lehre 
feines Sohnes wegen der guten Behandlung, die diefer im allgemeinen erfahren hat, 
ein Faß Wein ſchenkt. E 2 129. ©. aber & 11 219. 

Beltritten ift die Tyrage, ob pajfive Beitehung auch dann vorliegt, wenn be 
Beamte für eine ſchon vollzogene in fein Amt einfchlagende Handlung ein Geicen! 
ujw. annimmt, fordert oder ſich veriprechen läßt. Die berrichende Lehre bejatı. 
A. A. Binding, Lehrb. 2 727. Gegen diefen Birkmeyer a. a. DO. 310 mit bem Hinmreije 
darauf, daß fich die herrfchende Lehre in Übereinfimmung mit mehreren ausländijden 
Nechten befindet. Bon diefem Standpunkte aus ift freilich die Frage, wann der 
erforderliche Zuſammenhang zwiichen der Beitechung und der in das Amt einjchlagenter 
Handlung befteht, Häufig fchwer zu beantworten. Das NG erllärt es zwar nicht für 
nötig, daß die in das Amt einichlagende Handlung gerade in Erwartung einer jpäte 
erfolgenden Leiftung vorgenommen werde, jcheidet aber ſolche Fälle aus, bei dem 
der Vorteil nur beit Gelegenheit der Handlung als Ausdrud des allgemeinen Boll 
wollen oder aus gejellichaftlicher Höflichkeit (3. B. Trintgelder, E 2 179. 19 19 
gegeben wird. Vergl. auch E 36 66. 

Steht die in das Amt einfchlagende Handlung noch bevor, fo braucht der Zilk, 
fie zu vollziehen, bei dem Beamten nicht vorzuliegen. E 39 193. 

IV. Zum Vorſatz gehört das Bewußtſein, daß der andere Teil freiwillig für 
eine in das Amt einfchlagende Handlung leiftet, und das Bewußtſein, daß für dieie 
Handlung ein Borteil nicht angenommen werden darf. ©. Binding, Lehrb. 2 5 
und im übrigen oben DI. II. 

V. Zäter fann nur ein Beamter ($ 359) fein. Der andere Teil ift nicht ftrafbar, 
namentlich auch nicht als Teilnehmer. ©. o. ©. 84. Dagegen wollen DI3h.-Zweig. 1? 
auch ben andern Teil beftrafen, wenn feine Tätigkeit über das Gewähren, Anbieter 
oder Verſprechen von Borteilen hinausgeht. 

VI. Berbindet fi mit dem Verlangen eines Vorteils eine Drohung, etwa die 
im Weigerungsfalle eine beftimmte Amtshandlung nicht zu vollziehen, fo konkurriert 
nidht etwa Erpreſſung, weil deren Tatbeftand weder objektiv noch ſubjektiv mit 
dem der Beftehung vereinbar ift. Wohl aber kann in einem ſolchen Falle Exrpreflung 
(88 253. 339) allein vorliegen. 


$ 332. 


Ein Beamter, welcher für eine Handlung, die eine Verlegung eine 
Amts- oder Dienjtpflicht enthält, Geſchenke oder andere Vortheile an 
nimmt, fordert oder fich verjprechen läßt, wird wegen Beftechung mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe er. 
[StrK]. 


I. Die paffive Beſtechung im engeren Sinne unterjcheibet fich von ber paſſiden 
Beitehung im meiteren Sinne des Wortes (vergl. $ 331) dadurch, daß die Handlung, 
für welche der Beamte eine Leiftung anninımt, eine Berlegung der Amts» oder 
Dienftpflicht enthalten muß. Hierdurch erflärt fi) der Verbrechendcdarafier 
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des Delikts, der auch ben Verſuch ftrafbar macht. Bei Prüfung der Frage, ob die 
Handlung eine Verlegung der bezeichneten Art enthält, find nicht nur gejeßliche 
Beitimmungen, ſondern auch gejeglich zuläjlige Verordnungen und Dienftbefehle 
heranzuziehen. Ohne weiteres läßt ſich der Satz, daß der Beamte fein amtliches 
Wiſſen nicht im Privatinterefle verwerten dürfe, nicht aufftelen. E 87 954. 

II. Über die Befehungshandlung und ihr Verhältnis zu der Handlung, 
welche eine Berlegung der Amts⸗ oder Dienftpflicht enthält (aljo eine in das Amt 
einichlagende jein muß; Birkmeyer, Vergl. Tarjtelung 9 350), |. $ 331 L OD. IIL 
Hervorzuheben ift, daß fi auch in dieſem Falle die Beſtechung auf eine ſchon voll» 
zogene Handlung beziehen kann, und daß auch bier die Unterlafjung einer pflicht- 
gemäß gebotenen Amtshandlung der rechtswidrigen Bornahme einer in dad Amt 
einſchlagenden Handlung gleichftehbt. E 10 64. Der leiftende Teil muß zwar feine 
Leiſtung bewußtermaßen auf ein in das Amt einjchlagendes Verhalten beziehen, er 
braucht aber nicht zu willen, Daß dieſes Verhalten ein pflichtwidriges if. E 36 66. 
39 139. 

Läßt ſich ein Beamter für eine reine Privathandlung bezahlen, die er nur 
mit Einwilligung feiner vorgejegten Behörde vornehmen dürfte, fo liegt barin 
paffive Beſtechung nur unter der Borausfegung, daß die Bezahlung gerabe für die 
Nichteinholung der Genehmigung erfolgte. E 16 42. Bergl. auch $ 12 des Reichs⸗ 
beamtengejege®. 

DI. Zum Vorſatz gehört das Bewußtſein, daß die Handlung, für welche geleiitet 
wird, eine Verlegung der Amts⸗ oder Dienjtpflicht enthält. Der objektive Mangel 
ber BPflichtwidrigkeit wird Durch deren irrtümliche Annahme nicht erfegt. Auch 
der Fall gehört nicht hierher, daß der Beamte dem dritten gegenüber eine beftimmte 
pjlihtgemäße Handlung als pflichtwibrig bezeichnet und ihn fo vielleicht erſt zur 
Leiftung beftimmt. Bergl. E 10 64. Im übrigen |. wegen des Dolus $ 332 IV. 

Annahme eines Borteils ($ 331 II 1), nur um ihn al8 Beweismittel für die 
altive Beſtechung zu benugen, genügt nicht. 

IV. Iſt das pflichtwibrige Berhalten ftrafbar, fo fteht e8 zu ber paſſiven 
Beftechung im Verhältnis der Realkonkurrenz. 

V. Täter kann audy hier nur ein Beamter ($ 359) fein. Der leiftende Teil tft zwar 
nit als Teilnehmer, wohl aber möglicherweiſe wegen aktiver Beflehung ($ 333 
ſtrafbar. E 36 66. 

VI. MilitärijcheS Spezialbelitt |. NEtGB 8 140. 


$ 333. 


Wer einem Beamten oder einem Mitgliede der bewaffneten Macht 
Geſchenke oder andere Bortheile anbietet, verjpricht oder gewährt, um 
ihn zu einer Handlung, die eine Verlegung einer Amts- oder Dienftpflicht 
enthält, zu bejtimmen, wird wegen Bejtechung mit Gefängniß beitraft; 
auch kann auf Verlujt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo fann auf Gelditrafe bis zu 
eintaufendfünfhundert Mark erfannt werden. [StrK bez. SchG]. 


I. Die aftive Beftechung ift nur ftrafbar als Gegenftüd der pafliven im engeren 
Einne (& 332), d. h. wenn die Handlung des Beamten, um dereniwillen ein Vorteil 
gewährt wird, eine Berlegung der Amts- oder Dienftpflicht enthält (j. jedoch 
$ 334). Sie gehört nicht zu den Beamtendelikten und iſt nur wegen ihres inneren 
Zufammenhangs mit der paffiven Beſtechung zu diefen geftellt worden. 
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Aber auch nicht jede der paſſiven Beſtechung im engeren Sinne entſprechend⸗ 
Handlung iſt aktive Beſtechung. Das StGB forbert vielmehr, daB ber Xüter dez 
Zweck verfolgt, den Beamten zur Bornahme einer der Amts- oder Dienitpfidt 
wibderftreitenden Handlung zu beftimmen. Demnach muß die Handlung, 
wenn auch nicht objektiv, jo doch nach der Meinung des Täter noch 
bevorftehen. E 19 206. Straflos ift daher das Anerbieten oder Gewähren einer 
Belohnung für eine, fei es wirklich, fei e8 nur vermeintlich bereits vollzogen: 
pflihtwidrige Handlung. 

Im übrigen fteht hier wie fonft der Handlung die Unterlaffung gleid. 

U. Die Beftehungshandlung beftegt in dem Anbieten, Beripreden 
oder Gewähren von Geſchenken oder andern Borteilen an einen Beamten ode 
an ein Mitglied der bewaffneten Macht (d. h. an eine PBerfon des Soldatenſtandes 
Über den Begriff des Borteils f. $ 49 a Il3. Das Anbieten eines Vorteils iſt well 
zu unterjcheiden von dem Ausmalen, Schildern eines Borteil®, den fich der ander 
Teil durdy fein pflichtmwidriges Berhalten felbft erringen fol. S. $ 49 al 32. £} 
die Initiative von dem Beltecher oder von dem Beamten ausgeht, ift gleichziltte. 
E 37 172. 

Entiprechend der pajliven Beſtechung ($ 331 II a. E.) genügt es auch Hier, wern 
der Borteil den Beamten uſw. nur mittelbar zugewendet wird oder zugemende 
werden joll. Stets aber muß er perfönlih (und zwar mit dem Willen des Täter!) 
Kenntnis davon erlangen, weil nur in diejem Falle die Zuwendung Einfluß auf fen 
Entichließung haben fan. E 1104, R3 176. Wird der Vorteil dem Beamten md: 
felbft zugedacht, jo liegt nur ſtrafloſe Erkaufung der Fürſprache einer Mittelspetſon 
vor. E 18 396. 

II. Zum Vorſatz gehört außer der Abjicht, den Beamten ujw. zu bejtimmen, 
das Bewußtjein, daB das angefonnene Berhalten eine Verlegung der Amts: ober 
Dienftpflit in ſich ſchließt. Dolus eventualis genügt. Iſt das Verhalten nur neh 
der Meinung des Täters pflichtwidrig, fo liegt ein ftraflojes Putativdelift vor. 

IV. Täter ift, wer mit dem erforderlichen Vorſatz anbietet, verfpricht oder 
gewährt, mag auch die zugemutete Pflichtverlegung einem dritten zu gute kommen 
jollen. Der Beamte oder dad Mitglied der bewaffneten Macht find nicht als Zeil: 
nehmer anzujehen, machen ſich aber erfterer nach 8$ 331. 332, legteres nad) Mẽtev 
8 140 ftrafbar. 

V. Hat der Beamte zufolge der Beftechung eine pflichtwidrige Handlung begangen, 
und ift diefe ftrafbar, jo liegt Fdealfonturrenz zwifchen Beftechung und Anftiftung 
vor. So die herrſchende Lehre, während Binding 1 495 anninımt, bie Beſtechung 
falle gegenüber der Anitiftung weg. Wegen ber frage, ob Idealkonkurrenz mit $ 493 
möglid tft, |. dal. U2a. €. 


$ 334. 

Ein Richter, Schiedärichter, Geſchworener oder Schöffe, welcher Gr: 
ichenfe oder andere Vortheile fordert, annimmt oder fich verfprechen lägt, 
um eine Nechtsjache, deren Zeitung oder Entfcheidung ihm obliegt, zu 
Gunften oder zum Nachtheile eines Betheiligten zu leiten oder zu ent 
fcheiden, wird mit Zuchthaus beftraft. 

Derjenige, welcher einem Richter, Schiedsrichter, Geſchworenen oder 
Schöffen zu dem vorbezeichneten Zwecke Geſchenke oder andere Vortheile 
anbietet, verjpricht oder gewährt, wird mit Zuchthaus beftraft. Eind 
milbernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe ein. [Schw6|. 
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I. Die aftive und die paffive Nichterbeftechung beurteilen fich in erfter Linie 
nach den 88 331— 333, vorausgefegt natürlich, daß der Richter ein Beamter im Sinne 
des 8 359 ift. Erfolgt jedoch die Veltechung zu dem fpeziellen Zwede, die Leitung 
oder Enticheibung einer Rechtsſache in beitimmtem Sinne zu beeinfluffen, jo bildet 
fie ein eigentümliches Delift. Dabei fommt es nicht darauf an, ob die intendierte 
Art und Weife der Leitung oder Enticheidung eine Pflihtverlegung enthält oder nicht. 
Bielmehr liegt auch dann Beſtechung vor, wenn fie gerabe die rechtlich gebotene ift. 
Die eigentümliche Bedeutung der Wichterbeftehung ift alfo nicht nur in einer 
erheblichen Schärfung bes Strafmaßes (vergl. 88 331—333), fondern auch darin zu 
finden, daß fie als aktive ftrafbar fein kann, auch wenn es die entſprechende fonftige 
Beitehung nach $ 338 nicht wäre. Ebenfo Alcalay, Active und paifive Beſtechung 
(1899) 43. A. U. Binding, Lehrb. 2 728, Dish.- Zweig. 2, Meyer- Alf. 579. 

II. Der Begriff des Nichters fteht nach dem Wortlaute des Geſetzes in einem 
gewiſſen Gegenfag zum dem der Schiedörichter, Geſchworenen oder Schöffen, 
infofern er nämlid) auf Beamte zu bejchränfen ift, die kraft ihre8 Amtes Rechts» 
ſachen in einem geordneten Verfahren zu erledigen haben. Auf den Titel kommt es 
nicht an; auch Mitglieder bejonderer Gerichte gehören hierher, ſelbſt wenn fich das 
Geriht nur mit Sachen der nichteorbentlichen Gerichtsbarkeit befaßt (Disziplinar- 
gerichte, Berwaltungsgerichte). Die berrfchende Lehre weicht injofern ab, als fie auf 
die Beamtenqualität feinen Wert legt, und demgemäß auch nidhtbeamtete Mit- 
glieder eines Bermwaltungsgericht3 hierher rechnet. ©. Olsh.⸗Zweig. 1 
und Oppenheim, Die Rechtsbeugungsperbrechen (1886) 57 ff., Kapenitein ZEtr® 28 
176. Dem ilt nicht beizutreten; denn offenbar fol die Aufzählung der Laienrichter 
erichöpfend fein. Der. Umftand, daß das StGB hinter der modernen Entwidlung 
äurüdgeblieben ift, rechtfertigt die analoge Ausdehnung in feiner Weile. Ebenſo 
Binding a. a. D. 725, Birkmeyer, Vergl. Darftellung 9 344. Allerdings wird man 
zugeben müfjen, daß die Stelle auf Handelsrichter Anwendung findet, aber nur 
deshalb, weil GB $ 116 diefen die Pflichten der Berufsrichter auferlegt. Der 
Ausichluß der Schied3männer wird allgemein zugegeben. 

UI. Die Beftehung muß erfolgen, um den Richter ujw. zur Zeitung oder 
Entſcheidung einer Rechtsſache, deren Leitung oder Entiheidung ihm obliegt, zu 
Gunſten oder zu Ungunften eine Beteiligten zu bejtimmen. 

Hierin liegt folgendes: 

1. Die Leitung oder Enticheidung muß dem Richter obliegen. Trifft da3 nicht 
zu, fo ift das Delikt jedenfalls nicht vollendet. Yür den Fall, daß die Zu«- 
jtändigfeit nachträglich begründet wird, nehmen Olsh.⸗Zweig. 1, Binding a. a.D. 
718 mit Recht ein bedingtes Verbrechen an. Wird aber der Richter auch nicht 
nachträglich zuftändig, jo liegt wegen Mangeld am Tatbeitand feine ftrafbare 
Haudlung vor. So der Sade nah auch Katenftein a. a. O. 182. Bergl. 
Teihmüller, Die Beftechung (1887) 25. 59, Hälfchner 2 1069. 

2. Zeitung oder Enticheidung müſſen nad) der Anſicht des aktiv Beftechenden noch 
ganz oder teilweife bevorftehen. 

3. Es muß fi um eine Rechtsſache handeln. ©. darüber $ 356. 

IV, Verſuch ift möglich und jtrafbar. 


$ 335. 
In den Fällen der 88. 331 bis 334 ift im Urtheile das Empfangene 
oder der Werth desjelben für dem Staate verfallen zu erklären. 


1. Verfallserflärung. — PBie bei der Beſtechung unterlaufenden Ge— 
ihente und dergleichen find feineswegsimmer al$instrumenta sceleris 
im Sinne des $ 40 anzufehen. Denn fofern das Delikt jhon mit dem Anbieten, 
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Beriprechen, ordern vollendet ift, erjcheint bie nachträgliche tatfächliche Gewährung de⸗ 
Vorteils irrelevant. Eben beshalb würbe auf Grund bes 8 40 bie Einziehung nur dem 
ausgefprochen werben können, wenn gerabe burd die Hingabe ober Entgegennahme t:4 
Delitt begangen würbe. Um diefe Ungleichheiten abzufchneiben, beftimmt $ 335 jhleitb, 
daß das Empfangene dem Staate verfallen fei, mithin auch dann, wenn jeine Hinzabe 
der Vollendung bes Delilts erft nachfolgt. Außerdem aber erſtreckt das Geſetz die Fa- 
fallertlärung auch auf foldhe Vorteile, die nicht in Sachen beftehen und aus biefem Grurde 
der Einziehung nicht unterliegen. 

ID. Empfangen ift jeber Vorteil, über ben der Beamte tatſächlich zu verfügen 
vermochte, auch wenn er e8 abgelehnt hat, ihn zu behalten, oder wenn er zur Jette 
Urteile die Verfügungsgemwalt nicht mehr hat. Nicht nur Sachen, fondern auch Forbermgen, 
Rechte aller Art oder Handlungen können empfangen fein. Bergl. Köbner, Eimziebun; 
(1891) 17. Dagegen find nur angebotene ober verjprochene ober geforberte Vorteile mar 
empfangen. Derartige Vorteile unterliegen, fofern fie Gegenflänbe find, ber falultatwer 
Einziehung des $ 40. R 2 275. 

III. In ihren Wirkungen ift bie Verfallerklärung gleichbedeutend mit ber Eimiche 
bes 8 40, ber Borausfekung und dem Umfange nad) aber davon verſchieden. Außer den 
bereits Gefagten zeigt fich der Unterfchieb in folgenden Punkten: 

1. Die Verfallerflärung it obligatorifch. | 
2. Sie erfiredt fi auf ben Wert ber empfangenen Leiftung. Beſteht bie leptem iz 
einer Handlung ober Unterlaffung, fo ift bie Berfallerflärung auf ben Bet x 
befchränten. Jaſtrow Goltd A 33 60 ff. Im übrigen ift es beftritten, ob das Gent: 
im Urteile alternativ den Verfall des Empfangenen oder des Wertes besjelben as 
zufprehen bat (Rubo 1. 2), oder ob es fi auf das eine oder das andere u:4 
feinem Ermeffen befhränten Darf (herrſchende Anficht) oder beſchränken muf (Alceler. 
Beftehung [1889] 59). Die erftere Anficht verbient deshalb den Borzug, weil die 
Erftattung bes Wertes ihre Bebeutung für ben Ball ber Unbeitreibbarteit ii 
Bergl. Jaſtrow a. a. DO. Nur muf hinzugefügt werben, baß, wenn die Lnbeitreibburkt 
bes Empfangenen zur Zeit ber Urteilsfällung ficher ift (3. B. weil es in einer Sandlın 
beftand), der Richter nur den Wert für verfallen erllären darf. Ein Yall te 
Unbeitreibbarkleit liegt aber auch dann vor, wenn bie empfangeit 

Sache im Eigentum eines britten flieht und dieſer zur Aufgebe 

feines Eigentums nicht bereit if. Eine fo einfchneidende Maßregel wie de 

Einziehung einer einem britten gehörigen Sache wirb im Gefete ſtets aushrüdlis 

fanktioniert. Es wäre in der Tat auch horrend, wenn ber Eigentümer eines Brillar 

ſchmuckes deshalb das Eigentum daran verlieren müßte, weil ihn ber Golbarki 
einem Schutzmann in die Hand gebrüdt hat. Abweichend bie herrſchende Yet 
Zuftimmendb aber Binding, Lehrb. 2 735, Schoetenfad, Der Konfislatienkfrst 

(1905) 16. — Die Frage, ob das Empfangene oder beffen Wert tatſächlich gelrte 

wird, fteht keineswegs im Belieben des Berurteilten. Das Urteil if vielmer 

ebenfo zu vollftreden, wie ein auf fubfibiäre Freiheitsſtrafe lautendes, IE 
daß an Stelle des Empfangenen oder beffen Wertes niemals eine Freiheitsftt 
treten barf. E 22 103. Es ergibt fi danach aber auch, daß „das Empfang 

im Urteil konkret zu bezeichnen und fein Wert zu berechnen if. & 87 172. 

IV. Ein objektives Strafverfahren (8 42) findet in diefen Falle wicht fat 
Denn bie Berfallerflärung „im Urteile” Tann bier im Zufammenhange ber Beſtimmunge— 
nur bebeuten, daß fie neben einer Strafe auszufprechen iſt. Vergl. Olsh.-Zmeig. 6. 13 
Binding a. a. O. 735. 


$ 336. 


Ein Beamter oder Schiedsrichter, welcher fich bei Der Leitung od 
Enticheidung einer Rechtsfache vorjäglich zu Gunften oder zum Nachtheil 











Adhtundzwanzigfter Abſchnitt. Verbrechen u. Vergeben in Amte. $8 335 -337. 543 


einer Partei einer Beugung Des Rechtes ſchuldig macht, wird mit Zucht: 
haus bis zu fünf Jahren beitraft. [StrK]. 


I. Das Delikt ver Nechtsbengung kann von jedem Beamten (alfo nicht nur von einem 
Richter) begangen werben, fofern er in die Lage fommen kann, eine Rechtsſache (vergl. 
$ 356) zu leiten ober zu entſcheiden; z. B. von einem Berwaltungsbeamten, zu deſſen 
Geichäftstreis der Erlaß polizeilicher Strafverfligungen gehört. E 25 276. 26 56. Dem 
Beamten flieht der Schiedsrichter gleich, dagegen nicht der Geſchworene und der Schöffe, 
nit ber Beifiter im Gewerbegericht oder kaufmänniſchen Schiebögerichte Wegen bes 
Sandelsrichters |. $ 334 DI. 

U. Die Handlung befteht in ber vorfätlicden Beugung bes Rechts zu Gunften 
oder zum Nachteile einer Partei bei Gelegenheit ber Leitung ober Entfcheidung einer 
Rechtsfache. Der Täter muß alfo wiflen, baß er das Recht falſch ober einen an⸗ 
zuwendenden Rechtsſatz nicht anwendet, und er muß weiter wiflen, daß dies einer Partei 
zum Vorteile oder Nachteile gereicht. Über ben Begriff der Partei |. Oppenheim, Die 
Rehtsbeugungsverbrechen (1886) 125 ff., Binding, Lehrb. 2 558. Wenn der letztere auch 
Zeugen und Sachverſtändige als Parteien anfieht, jo geht das zu weit. Dagegen find 
unbedenllich Nebenintervenienten und Nebenlläger als fogenannte Nebenparteien hierher zu 
jäblen. So auch Olsh.⸗Zweig. 2. Ob die Nechtebeugung ſich auf bie Leitung (progeffuale 
Seite) oder auf die Entjcheibung (materielle Seite) bezieht, ift gleichgiltig. So bie 
berrichende Lehre. Auch in ber wiberrechtlichen Rechtsverweigerung liegt Rechtsbeugung. 
Ebenfo Binding a. a. D. 561, Ullmann, Vergl. Darftellung 9 367. 

II. Was die Frage ber Bollendung betrifft, fo ift zu betonen, baf bie Bevorzugung 
oder Benachteiligung einer Bartei fih als Erfolg darftellt, daß alfo vor dem einen ober 
dem andern nur Verſuch vorliegt. Ebenfo Binding a. a. DO. 563. Dagegen fafjen Olsh.- 
Zweig. 3 die Bevorzugung oder Benachteiligung rein fubjeltiv im Sinne bes erftrebten 
Erfolgs. Bevorzugung oder Benachteiligung ann fi aber fhon aus der progefiualen 
Situation ergeben, welche ben Parteien aufgebrängt wird. So, wenn etwa der Bellagte 
in die Lage verjeht wird, zur Wahrung feiner Intereffen Berufung einlegen zu müſſen. 
Die bewußtermaßen falfche Abſtimmung in einem Kollegium ftellt Verſuch dar, wenn 
tie entgegengefette Anficht durchdringt. Subjektiv falfches, aber objektiv richtige® Judizieren 
it wegen Mangels am Tatbeſtand firaflos. So Kohler 35, derf. DIZ 9 615, Binding 
a. a. DO. 559, Olsh.⸗Zweig. 4. 

IV. Speialfälle |. 88 344—846. 


Srfeht durch $ 337. 
Geieth über Benrlundung des Berjonenitandes nnd Die 
Eheſchließzung 
v. 6./2 1875 
8 67 


(Abf. 2 hinzugefügt durch ES z. BGB Art. 46 III). 

Ein Geiftlicher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den reli- 
giöfen Feierlichkeiten einer Eheſchließung fchreitet, bevor ihm nachge⸗ 
wiefen worden ift, daß die Ehe vor dem Standedbeamten gefchloflen 
fei, wird mit Geldftrafe bis zu dreihundert Marf oder mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten beftraft. 

Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn der Geiftliche 
oder der Religionddiener im Falle einer lebensgefährlichen, einen Auf: 
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fhub nicht geftattenden Erfranfung eines der Verlobten zu den relı- 
giöfen Feierlichkeiten der Ehefchließung fchreitet. 


$ 338. 


Ein Religionsdiener oder Perſonenſtandsbeamter, welcher, wiſſend, 
daß eine Perfon verheirathet ift, eine neue Ehe derjelben jchliegt, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bejtraft [StrK]. 


Die bier behandelte Mitwirkung bei Eingehung einer Doppelehe wit: 
ohne dieſe Stelle regelmäßig als Beihilfe zu dem Verbrechen bes $ 171 anzufehen ien. 
Ausgenommen wären nur bie feltenen Fälle, bei denen wohl der Perfonenftandebente 
ober ber Geiftliche, aber nicht der bigamus von ber Fortdauer ber früberen Eie 
Kenntnis bat. 

Die Handlung befteht darin, daß ein Neligionsdiener oder Perfonenftandsheumter 
eine neue Ehe ſchließt. Religionsdiener fließen aber in Deutſchland fchon jeit tem 
Gefeß vom 6./2 1875 feine Ehen mehr ab (abgefehen etwa von Grenzpfarreien, beren 
Gebiet fi in das Ausland erftredt; f. Hälfchner 2 1075, Olsh.⸗Zweig. 1), und für Me 
Perſonenſtandsbeamten gilt ſeit BGB $ 1317 dasſelbe. Auf-foldhe Ehen, die unter ter 
Herrichaft des BGB's abgefchloffen find, findet die Stelle mithin überhaupt feine In 
wendung. Ebenjo Binding, Lehrb. 1227, v. Liſzt $ 114. Bei derartigen Eheichlichunge 
ift der Perſonenſtandsbeamte nur als Gehilfe ftrafbar; die nachträgliche Einfegnung turd 
ben Religionsdiener aber ftraflos. 


8 339. 


Ein Beamter, welcher durch) Mißbrauch feiner Amtsgewalt oder durd 
Androhung eines beitimmten Mißbrauchs derjelben Jemand zu einer Hand 
lung, Duldung oder Unterlafjung widerrechtlich nöthigt, wird mit Ge 
fängniß beitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. [StrK]. 

In den Fällen der 88. 106, 107, 167 und 253 tritt Die daſelbſt un: 
gedrohte Strafe ein, wenn die Handlung von einem Beamten, wenn auf 
ohne Gewalt oder Drohung, aber durch Mißbrauch feiner Amtsgewalt 
oder Androhung eines bejtimmten Mißbrauchs derjelben begangen il. 


I. Der Stelle liegt der Gebanfe zu Grunde, daß bei ven Nötigungsbeliften, jofen 
fie von Beamten ($ 359) begangen werden, als Imwangsmittel auch ber Mißhbrauch de 
Amtsgewalt oder die Androhung eines ſolchen genügen fol. Zur Durchführung dieie 
Gedankens ftellt fie im erften Abfabe den Tatbeftand eines bem-& 240 entſprechender 
Gattungspelifts der Nötigung im Amte auf, weldhes vorliegt, wenn das abgenätistt 
Verhalten unter keine nähere Spezialifierung fällt, während fie im dritten Abfat bie Tat 
beftänbe der übrigen in Betracht kommenden befonderen Nötigungsbelifte entſprechent 
erweitert. Soweit e8 ſich babei um die Erpreffung handelt, möge bemerkt fein, daB 
gerabe diefe concussio publica den Ausgangspunkt für die Entwicklung des Delittäßegrit 
bildet und Daß die concussio privata noch nicht allen Rechten befannt if. ©. 
Frank, Bergl. Darftellung 6 1.ff. — Zumweilen faßt man bie fo entflehenden Beamter 
belifte unter der Bezeichnung der Bedrückung zufammen oder dehnt diefen Namen aud 
auf die Delikte.der 88 340—342 aus. 
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U. Unter Amtsgewalt iſt zu verfiehen; ber Inbegriff ber mit einem Amte ver 
bunbenen Befugniffe, kraft deren fein Inhaber berechtigt if, einer Berfon Vorteile oder Nach⸗ 
teile zuzufprechen. Mit Recht bat daher E 9 228 Mißbrauch der Amtsgewalt in einem Falle 
angenonımen, in weldem ein Steuerbeamter mit Erhöhung der Einfhätung gebroht 
hatte. Ebenſo würbe es ftrafbar fein, wenn ein beamtetes Mitglied einer Prüfungs» 
Iommiffion einen Sraminanden ober beffen Water mit Durchfallenlafien bedrohte. — 
Befentlich enger Olsh.⸗Zweig. 3 und Oppenh.⸗Del. 3, die den Begriff der Amtsgewalt 
nur auf bie Befugnis beziehen, unter gewiſſen Borausfegungen zu Zwangsmaßregeln 
überzugeben. Anberfeit3 zu weit Meves in Holgend. Handb. 3 794 und die früheren 
Auflagen. ©. darüber Köhler, Bergl. Darftellung 9 382/3. 

Mißbrauch der Amtsgewalt liegt vor, wenn ber Beamte von ben ihm als ſolchem 
zuftehenben Befugniffen Gebrauch macht, ohne daß die geſetzlichen Vorausfehungen dafür 
gegeben find. Der Mißbrauch Tann auch in einer Unterlaffung beſtehen. RS in 
Goltd A 50 187. 

Die Androhung eines Mißbrauchs der Amtögewalt genügt nur, wenn biefer 
ein beftimmter fein joll. Es würde 5. B. nicht ausreichen, wenn ber Bürgermeifter 
einem feiner Ortsangebörigen fagt: ich werbe did) meine Macht fühlen laffen. — Daß bie 
Drohung mit ausprüdlihen Worten ausgefprochen werbe, ift bier ebenſowenig erforberlich 
wie anderwärte. E 9 228. 


$ 340. 


Ein Beamter, welcher in Ausübung oder in Veranlafjung der Aus- 
übung feines Amtes vorfäglich eine Körperverlegung begeht oder begehen 
läßt, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beitraft. Sind mil: 
dernde Umſtände vorhanden, fo kann die Strafe bis auf Einen Tag Ge 
fängniß ermäßigt oder auf Geldftrafe bis zu neunhundert Marf erfannt 
werden. [StrK]. 


Iſt die Körperverlegung eine fchwere, jo ift auf Zuchthaus nicht 
unter zwei Jahren zu erfennen. Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein. [SchwG). 


I. Die Sörperverlegung im Amte ift vom Gefche aus dem fuftematifchen Zu 
ſammenhang mit der Körperverlegung im übrigen losgelöft und unter bie Vergehen 
im Amte geftellt worden. Daß hierbei andere als rein fyfiematifche Gefichtspunfte mit: 
geiprochen hätten, ift nicht erfichtlih. S. befonders Rofenfeld, Die Nebenklage des Reichs: 
ſtrafprozeſſes (1900) 166. Daraus ergibt ſich die Zuläffigleit der Buße. So jekt Die 
berrichende Lehre. & 12 223, R 8409. Wie im 17. Abfchnitte die Körperverlekung teils 
mit Rüdfiht auf Die Art und Weife der Begehung, teils mit Nüdficht auf den Erfolg 
qualifiziert wird, fo wird bier aus ber Stellung bes Täters ein Dualififationsgrund 
entuommen. Daraus folgt, daß die im Amte begangene Körperverlegung feine leichte 
und darum weder Antragsdelift (nah $ 232), noch Tompenfationsfähig if 
($ 233). So bie durchaus herrſchende Lehre. — Treten noch weitere erſchwerende Umſtände 
hinzu, d. b. ift die im Amte begangene Körperverlegung gleichzeitig eine gefährliche oder 
mit töblichem Erfolge, fo nehmen Olsh.⸗Zweig. 6 Idealkonkurrenz an. Dagegen & 6 432, 
R 6 212, oben $ 73 VIL1. Daß Konkurrenz mit $ 224 durch den zweiten Abfat bes 
$ 340 ausgefchlofien wird, gibt man allgemein zu. Bergl. € 12 223. 

D. Im Amte begangen ift die Körperverleung: 

1. wenn jie in Ausübung des Amtes erfolgt, d. b.: wenn ber Beamte, als folcher 
auftretend, amtliche Zwede durch eine Körperverlegung zu erreichen ſucht. ©. dazu 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 35 
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Binding, Lehrb. 2 All. Die Frage, ob bie Handlung nicht kraft befonderer Vor⸗ 
ſchriften rechtgemäß ift, fann nur auf Grund der fpeziellen Berhältniffe beantwortet 
werben. In Betracht kommen namentlih die Befugniffe zum Waffengebraude des 
Militärs, der Grenzauffihts:, der Forſt⸗, Jagd⸗ und Gefängnisbeamten. Ein häufiger 
Fall ift die Überſchreitung bes Züchtigungsrechts durch einen Lehrer. ©. darüber 
Borbem. 3. 17. Abfchn. II. Außerdem gehören hierher die Schläge, die ein Schutz⸗ 
mann dem zu Berhaftenden verjekt; 

2. wenn fie in Beranlafjung der Ausübung des Amtes erfolgt. „In Veran: 
laſſung“ ift nicht gleichbedeutend mit „bei Gelegenheit”. Wenn ein Briefträger ;. 2. jeine 
amtliche Anmefenheit in der Wohnung jemandes benutzt, um ihn zu prügeln, jo tut 
er dies nicht notwenbigermeife in Beranlafjung feines Amtes. Bielmehr erfordert 
ber Begriff der Beranlaffung, daß der Täter burd feine Amtsausübung zu der 
Körperverlegung beſtimmt wird. Ahnlich R 4 140. 3. B.: der Staatsanwali 
obrfeigt im Kaſino einen Rechtsanwalt, meil ihm Diefer an demſelben Tage in einer 
Verhandlung zu jchneidig entgegengetreten if. S. bazu Binding a. a. O. Tie 
Wendung „in Beranlafjung der Ausübung feines Amtes“ wird nicht ganz gleich zu 
verftehen jein wie die ähnliche in $ 1302. A. A. Olsh.⸗Zweig. 4. 

II. Der Beamte madıt fih nit nur firafbar, wenn er die Körperverlekung fett 
begeht, ſondern auch wenn er fie begehen läßt. Berfteht man biefen Ausdruck im 
Sinne des „Beranlaffens”, aljo der Unftiftung, fo ift er überflüſſig. Das Gleiche ai: 
für die Auffaffung, welche annimmt, daß der Beamte bafte, fofern er kraft fonft geltenter 
Beftimmungen zur Verhinderung ber Körperverlegung verpflichtet ſei (v. Liſzt $ 179. 
Man hat vielmehr die hernorgehobenen Worte fo zu verftehen, daß das StGB felbft tem 
Beamten eine berartige Pfliht unter Strafandrohung auferlegt. Zwar kann tiee 
Hinberungspfliht unmöglich gegenüber jedermann angenommen werden, wohl aber gegen 
über ſolchen Perjonen, die der Amtsgemwalt unterworfen find, alfo nicht nur gegemüher 
andern Beamten. Dagegen verftehen in wefentlicher Übereinftimmung Hälfchner 2 1045. 
Olsh.⸗Zweig. 3, E 5 332 (betr. $ 345) das Gefe fo, daß irgend eine Mitwirkung des 
Beamten erforberlidh fei. Dann würde bie Tragweite der Beflimmung in ber Gled- 
ftellung von Täterſchaft und Beihilfe liegen. 


$ 341. 


Ein Beamter, welcher vorſätzlich, ohne hierzu berechtigt zu jein, eine 
Berhaftung oder vorläufige Ergreifung und Feſtnahme oder Zmang:: 
gejtellung vornimmt oder vornehmen läßt, oder die Dauer einer Frei— 
heitsentziehung verlängert, wird nach Vorjchrift des $. 239, jedoch min: 
deitend mit Gefängniß von drei Monaten beitraft. [s. $ 239]. 


I. Die Freiheitsberaubung im Amte ftellt einen qualifizierten Fall des Telikee 
aus 8 239 dar. Wenn das dort ($ 239) gebrauchte Wort „wiberrechtlich“ bier in einen 
Sa aufgelöft wird, fo bat Dies, wie jett allgemein zugegeben wird, keine ſachliche 
Bedeutung. 

II. Im einzelnen ift zu bemerlen: 

1. Täter kann jeder Beamte ($ 359) fein, nicht nur ein foldher, der zu Verhaftungen 
ufw. berechtigt if. Anderſeits aber muß der Beamte als Beamter auftreten. 

E 27 287. 

2. Wegen des Ausdrucks „vornehmen läßt” |. 8 340 III. 
3. Wird die Dauer einer Freibeitsftrafe verlängert, fo findet nur $ 345 Anwendung. 
Hälſchner 2 1052, Olsh.⸗Zweig. 2. 
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$ 342. 

Ein Beamter, der in Ausübung oder in Veranlaffung der Ausübung 
jeines Amtes einen Haußfriedensbruch ($. 123) begeht, wird mit Gefäng- 
niß bis zu Einem Jahre oder mit Geldftrafe biß zu neunhundert ‚Mark 
beitraft. [StrK]. 


I. Der Hausfriedensbrudy im Aute verhält ſich zum einfachen Hausfriebens- 
bruch ($ 123) genau wie die Körperverlekung im Amte ($ 340) zur einfachen Körper- 
verlegung. Aus den Bemerkungen zu $ 3401 folgt: 

1. Strafantrag ift nicht erforderlich. 

2. Liegt gleichzeitig der Straffhärfungsgrund des $ 123 Abf. 3 vor, fo ift bie bort 
feftgefette Strafe maßgebend. Ebenfo im Ergebnis Olsh.⸗Zweig. 4, Rüd.-Stengl. 3, 
E 32 402. A. A. Hälſchner 3 1053, Oppenh.-Del. 8. 

II. Die Widerrechtlichkeit wird durch amtliche Befugniſſe (4. B. Durchſuchung, 
Verhaftung) ausgeſchloſſen, kann aber durch deren Überfchreitung wiederum begründet 
werden. In diefem Falle muß fubjelliv das Bemußtfein ber Amtsüberſchreitung vor- 
banden fein. 


— — - — — 


$ 343. 


Ein Beamter, welcher in einer Unterfuchung Zwangsmittel anwendet 
oder anwenden läßt, um Gejtändniffe oder Ausſagen zu erprejjen, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. [StrK]. 


L Die Ausjageerprefiung (fo Binding, Lehrb. 2 567) ift firafbar, wenn fie in 
einer Unterſuch ung erfolgt. Unterjuchung ift jedes Verfahren, das bie Ermittlung einer 
ftrafbaren Handlung und die Herbeiflührung der geſetzlichen Nepreifion zum Zwecke bat. 
E 25 366. Es gehört alfo nicht nur das Straf-, fondern auch das Disziplinarverfahren 
bierher und nicht minder das gegen Kinder wegen einer von ihnen begangenen ftrafbaren 
Handlung zum Zwede der Unterbringung in einer Beſſerungs⸗ oder Enziehungsanftalt 
eingeleitete Berfahren. 4. 9. Binding a. a. O. 544. Gleichgiltig ift das Stadium, in 
dem ſich bie Sache befindet. Schon die erften Schritte der Polizeis und Sicherheitsbe⸗ 
amten erfüllen den Begriff der Unterfuhung. € 6 82. Abweichend fordern einige, 3. 2. 
Binding a. a. DO. 545. 567, eine förmliche Unterfuchung. 

II. Die Handlung beiteht darin, baß ber Beamte Zwangsmittel ſelbſt ans 
wenbet ober „anwenden läßt“. Vergl. darliber $ 340 III. Welcher Art die Zwangsmittel 
find, ift gleichgiltig, fofern ihre Anwendung rechts widrig ift und zu dem im Geſetze 
bezeichneten Zwecke erfolgt. Nach der StPO find Zmangsmittel nur gegen Zeugen und 
Sachverſtändige, aber nicht gegen den Beſchuldigten zuläjfig. 

Der Zwed ber Handlung muß auf die Erprefiung von Geſtändniſſen oder 
Ausfagen gerichtet fein. Die Anwendung von Zwangsmitteln zur Entlarvung einer 
Krankheit fimulierenden Perſon fällt jomit nicht unter diefe Stelle. 

II. Täter fann dem Wortlaute nach jeder Beamte ($ 359) fein. Da aber das 
Sefeß eine Unterfuchung forbert, im welder das Zmwangsmittel angewendet wird, fo 
if als möglicher Täter nur ein folder Beamter anzufehen, der amtlich bei der Unter» 
ſuchung mitwirft. So befonders Köhler, Bergl. Darftellung 9 420. Biel zu eng Binding 
a. a. O. 567, der nur Richter ale Täter zulaffen will. 


$ 344. 
Ein Beamter, welcher vorfäglih zum Nachtheile einer Perſon, 
deren Unfchuld ihm befannt iſt, die Eröffnung oder Fortſetzung einer 


35* 
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Unterfuhung beantragt oder befchließt, wird mit Zuchthaus beitrait. 
[SchwG] 


I. Des Delikts der falfchen Verfolgung (fo Köhler, Vergl. Darftellung 9 429) 
kann fih ale Täter nur ein ſolcher Beamter fchuldig machen, ber von Amts wegen 
zur Verfolgung ober Unterfudung kriminell oder disziplinariſch firafbarer Handimger 
berufen if. Hierher gehören namentlid Staatsanwälte und Richter, und zwar banbelt 
e8 ſich babei um eine eigentümliche Form der Rechtsbeugung; deshalb liegt keineswegt 
ein Speialfall bes Delitts ber falfhen Anſchuldigung ($ 164), ſondern ein folder bes 
& 336 vor. 

IL Die Handlung befteht in ber Beantragung oder Beſchließung ber Eröffnung 
ober Fortfegung einer Unterfuhung gegen eine unfchuldige Perfon. Der Begriff ber 
Unterfuchung ift im allgemeinen berfelbe wie im $ 343. Jedoch wirb bier eine fürm- 
liche Unterfuchung gefordert, weil das Geſetz einen fie eröffnenden Beſchluß verausfekt 
Deshalb ſcheidet das flaatsanmwaltfchaftliche Ermittelungsverfahren aus. Übereinftinment 
Olsh.⸗Zweig. 2, Oppenheim, Die Rechtsbeugungsverbredhen (1886) 144 ff. Oppenh.⸗Del. 
2, Rüd.-Stengl. 2, Binding, Lehrb. 2 546, Köhler a. a. D. 428. A. W. v. Liſzt & 179. 
Dagegen macht fi der Staatsanwalt ſtrafber, wenn er nach erlangter Übergengung von der 
Unfhulb des Beichuldigten die Eröffnung der Vorunterfuhung oder des Hauptverfahrens, 
wohl and wenn er in der Hauptverhbanblung nach erft jet erlangter Überzengung ver 
der Unſchuld ein ungünftiges Urteil beantragt. So Oppenheim a. a. DO. 145, Cieb. 
Zweig. 2. In Ietterer Beziehung a. X. Binding a. a. O. 547, Köhler a. a. D. 49. 
Dagegen gehört bie falſche Verurteilung nicht bierber, jondern nur unter & 336. UN. 
war Hugo Meyer, Lebrb. (5. Aufl.) 683, ber das Gegenteil aus den allerdings ieh 
auffallenden Strafmafen ber 8$ 336 und 344 folgerte. — Die Unfhuld des Berfolgten 
fommt immer nur in Beziehung zu ber Uinterfuhung in Betracht, das heißt: es mu 
fih um bie Verfolgung einer Perfon handeln, die gerade an dem Delikt, wegen deſſen 
fie verfolgt wird, unſchuldig if. Deshalb gehört auch Die Verfolgung unter bem Geſichte⸗ 
punkte einer ſchwereren Berfhuldung (3. B. wegen Mords anftatt fahrläffiger Tötung) 
hierher. 

III. Der Vorſatz muß umfaffen: 

1. die Kenntnis von ber Unſchuld des Verfolgten in dem unter II dargefiellten Sinne 
Dabei macht e8 feinen Unterfchied, ob Diefe Kenntnis auf amtlichen ober auf privatem 
Wege erlangt if. Dol. event. genügt nidt; 

2. das Bewußtſein, bag zum Nachteile des Beſchuldigten gehandelt werde. Wirt alle 
bie Verfolgung deshalb eingeleitet ober fortgefett, um die Sache Harzuftellen ober 
ben Beſchuldigten zu rechtfertigen, fo liegt eine ftrafbare Handlung nicht vor. 


$ 345. 

Gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher vorjäßlich eine Etrafe 
vollitreden läßt, von der er weiß, daß fie überhaupt nicht ober nicht der 
Art oder dem Maße nad) vollitredt werden darf. [SchwG]. 

ft die Handlung aus Fahrläfligfeit begangen, fo tritt Gefängniß— 
Itrafe oder Feitungshaft bis zu Einem Jahre oder Gelditrafe biz zu 
neunhundert Marf ein. [StrK]. 


I. Die Stelle betrifft die unzuläffige Strafvollſtrecung (von Binding, Lehrb.? 
69 als Urteilsbeugung bezeichnet). Diefe tritt in einen Gegenſatz zu ber un⸗ 
zuläffigen Seftfegung der Strafe, die nur als Rechtsbeugung im engeren Eimnt 
nad 8 336 beftraft werben fann. E16 221. Das Geſetz bebroht mit Strafe aber nidt 
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denjenigen Beamten ($ 359), der die Strafe unmittelbar vollfiredt, jondern nur den⸗ 
jenigen, ber fie vollfireden läßt. Wer, ohne durch einen bindenden Befehl gedeckt zu 
fein, rechtswidrig eine Strafe ſelbſt vollſtreckt, fällt unter 88 339. 341. Ebenſo v. Liſzt $ 179, 
Köhler, Vergl. Darftellung 9 440. A. A. Binding, Lehrb. 2 570 (zufolge berichtigender 
Auslegung), Olsh.⸗Zweig. 3, E 5 332. 19 342; RMG 6 24. Der Begriff des Voll⸗ 
firedenlafjens umfaßt: 

1. Die Anordnung ber Vollfiredung; 

2. jede andere, die Bolifiredung verurfahende (bedingende) Hanblung,, 
3 ®. die beurkundende Niederfchrift eines Urteildtenore, der mit bem verkündeten 
nicht übereinftimmt (E 19 342), oder die falſche Beſcheinigung der Rechtskraft. 
A. A. Binding a. a. O. 570. Gegen biefen Köhler a. a. O. 440. Geht allerdings 
bie Handlung ber Feſtſetzung der Strafe voraus, fo ift fie wicht nach dieſer Stelle 
firafbar. ©. dazu ob. und E16 221, ein Urteil, das nah E 19 342 nicht fo ver» 
flanden werden darf, als müfje Handlung immer in das Stadium ber Strafoolls 
ftredung fallen ; _ 

3. das Zulaffen, Dulden der Strafvollfitedung, fofern fih auß der 
amtlihen Stellung die Berpflihtung zum Hindern ergibt. Demnad 
würde fi) ein Gefängnisdirektor ſtrafbar machen, wenn er e8 duldete, daß ein Ge» 
fangener nah Ablauf ber Strafzeit feftgehalten würde. Ebenſo E 30 135 beagl. 
be3 mit ber Strafvollfiredung betrauten Amtörichtere. 

II. Es handelt fih um die unzuläffige Bollftredung einer Strafe. Dieler Begriff 
umfaßt nicht nur die riminelle, ſondern aud die Disziplinar- und Ordnungsſtrafe, nicht 
aber die Zwangsmaßregeln (3. B. StPO $ 69) und nicht die fogen. Exelutivſtrafe. 
Grundſätzlich ift eine Strafe vollitredbar, jobald fie durch rechtskräftige Entſcheidung 
(gleichgiltig, ob Urteil ober Strafbefehl oder Strafverfügung, Strafbeicheid) feftgejegt und bie 
Rechtskraft beicheinigt ift. Doch gibt e8 einerjeits Strafen, die auch vor der Rechtskraft der 
Entſcheidung vollfiredbar find (3. B. GBG 8 179), anderfeits können gewiſſe Umftände 
3. B. Vollſtreckungsverjährung, Begnadigung, auch der Vollſtreckung einer rechtskräftig 
erkannten Strafe ntgegenitehen. 

III. Das Geſetz bedroht niht nur die vorſätzliche, fondern aud die 
fahrläffige Begehung. 

1. Der Borjak umfaßt das doppelte Bewußtjein, einmal daß das Verhalten eine 
Strafvollfiredung zur Folge habe, und dann das weitere, daß diefe Bollitre dung 
fei e8 der Art, fei es dem Maße nach unzuläffig ift; 

2. Sahrläffigfeit liegt vor, fobald der Täter zufolge ſchuldhaften Irrtums nicht 
weiß, daß fein Verhalten eine Strafvollftrefung zur Folge bat, oder wenn er zwar 
dies weiß, ibm aber zufolge ſchuldhaften Irrtums unbelannt ift, baß die Strafe über⸗ 
haupt der Art oder dem Maße nach nicht vollſtreckt werden barf. 

IV. Täter fann nah den Ausführungen unter I2 auch ein folder Beamter 
(8 359) fein, zu deſſen Obliegenheiten die Mitwirkung bei Strafvollfiredung nicht gehört. 
E 19 3412. U. 4. Binding a. a. O. 


$ 346. 


Ein Beamter, welcher vermöge feines Amtes bei Ausübung der 
Strafgewalt oder bei Vollitredung der Strafe mitzuwirken hat, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft, wenn er in der Abjicht, Jemand 
der gejeglichen Strafe rechtswidrig zu entziehen, die Verfolgung einer 
itrafbaren Handlung unterläßt, oder eine Handlung begeht, welche ge— 
eignet ift, eine Freiſprechung oder eine dem Geſetze nicht entfprechende 
Beltrafung zu bewirken, oder die Bollitredung der ausgejprochenen Strafe 
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nicht betreibt, oder eine gelindere als die erkannte Strafe zur Voll⸗ 
ftredung bringt. 


Eind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißjtrafe nicht 
unter Einem Monat ein. [StrK]. 


I. Während die 88 343. 345 den Mißbrauch der Strafgewalt unter Etraie 
ftellen, betrifft & 346 umgelehrt die Fälle einer Bernadhläffigung der Etrafgemalr, 
jog. Begünftigung. 
U. Täter kann jeder Beamte fein, „welcher vermöge feines Amtes bei Aus 
übung der Strafgewalt oder bei Bollftredung der Strafe mitzuwirken hat“. Hierher 
gehören nad) der herrichenden Lehre nicht nur Staatsanwälte und Nichter, fondern 
auch die Polzeibeamten (StPO 8 161), vorzugsweife dann, wenn fie zu Hilfsbeamten 
der Staatsanwaltfchaft beftellt find. E& 12 161. 21 424. — Im übrigen wird man 
mit der berrfchenden Lehre anzunehmen haben, daß es fich hier nur um die Au% 
übung der öffentlichen Strafgewalt, nicht der Disziplinargewalt handelt. Dem⸗ 
entiprechend ift auch der Ausdrud „Strafe* in dieſer Stelle auszulegen. 
IIL Die Handlung kann beftehen: 
1. in der unterlafjienen Xerfolgung einer ftrafbaren Handlung. Hierunter fälk 
nicht nur Unterlafjung der Antlageerhebung, jondern überhaupt Unterlaflung 
irgend einer auf Beftrafung abzielenden pflichtgemäß gebotenen Handlung, 
3. B. Unterlafjung der Anzeige. Unabweisbar ift die Konſequenz, daß jeder 
Bolizeibeamte, jeder Flurſchütze beftraft werden muß, wenn er es unterläßt, eine 
begangene, vielleiht nur landesrechtlich ftrafbare Übertretung zur Anzeige zu 
bringen. So auch E 28 354; dagegen fällt Die unterlaffene Selbftanzeige nicht 
unter das Geſetz. E 31 196; 
2. in einer Tätigleit, welche geeignet ift, eine Freiſprechung oder eine dem Eeſetze 
nicht entjprechende Beitrafung zu bewirken, 3. 8. Erhebung einer zu milden Anzeige; 
3. in Nichtbetreibung der Vollftredung. Unter den Begriff der Strafvoliftredung 
fallen alle diejenigen Maßregeln, durch welche die Verbüßung der Strafe ins 
Verl gefegt werden fol. E 21 424. 8. 8. Verhaftung des Berurteilten zum 
Bwede jeiner Ablieferung in die Strafanftalt; 
4. in Bollftredung einer milderen als der erfannten Strafe. Hierher wird man 
audy die Gewährung gefeglich unzuläffiger Vergünſtigungen zu rechnen haben 
3.8. der Gefängnismwärter geftattet es dem Gträfling, die Nacht in feiner, bed Ge 
fü ngniswärters, Behaufung zuzubringen. Ebenfo Köhler, Vergl. Darftellung 9 451. 
IV. Bum Vorſatz gehört nicht nur das Bemwußtjein der einzelnen unter Il 
bervorgehobenen Momente, jondern auch „die Abſicht, jemanden ber gefeßlicen 
Strafe rechtswidrig zu entziehen“. Die berrichende Lehre (E 28 384, v. Lifzt 8 179, 
Binding, Lehrb. 2 576) faßt den Begriff ber Abficht gleichbedeutend mit Borjat. 
Das ftimmt nit mit den Ausführungen zu 8 59 und ift audy au8 inneren Gründen 
nicht zu billigen. Dan erwäge folgenden Fall. Der Schumann A vergißt, den 
B anzuzeigen. Später fommt ihm die Erinnerung. Um ſich aber feine Pflichwer⸗ 
gejlenheit nachjagen zu laſſen, unterläßt er nunmehr die nachträgliche Anzeige. 
Gerade hier zeigt fih, daß Abſicht nur den erjtrebten Erfolg bezeichnen kam. 
So aud) Olsh.⸗Zweig. 3, Köhler a. a. D. 452. — Zweifellos gehört das Bewußtſein 
daß jemand der gefeglichen Strafe rechtswidrig entzogen werde, zum Borat. 
E 28 454. 
8 347. 

Ein Beamter, welcher einen Gefangenen, deſſen Beauflichtigung, Re 

gleitung oder Bewachung ihm anvertraut ift, vorſätzlich entweichen läßt 
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oder deſſen Befreiung vorjäßlich bewirft oder befördert, wird mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren beftraft. Sind mildernde Umstände vorhanden, 
jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter Einem Monat ein. 

St die Entweihung durch Fahrläſſigkeit befördert oder erleichtert 
worden, fo tritt Gefängnißjtrafe bis zu ſechs Monaten oder Gelditrafe 
bi3 zu ſechshundert Mark ein. [StrK]. 


I. Entweichenlafien von Gefangenen. — Die Stelle lehnt fi eng an & 121 
an. Sie betrifft wie diefer die Gefangenenbefreiung durch den „Hafthalter“, fett jedoch 
als Täter einen Beamten ($ 359) voraus, welchem bie Beauffihtigung, Begleitung 
oder Bewahung bes Gefangenen auvertraut ifl. Diejes letztere bebeutet, daß bie 
Beauffihtigung uſw. auf ber bienftlihen Anweiſung oder bem bienftlichen Erſuchen eines 
andern Beamten beruhen muß. Hat ber Beamte aus eigener Initiative verhaftet, fo 
fallt er nicht unter & 347. Ebenfo H. Hofmann, Die Gefangenenbefreiung (1903) 104/5. 
Noch enger v. Lifzt $ 179, der (wie die früheren Auflagen dieſes Kommentars) fordert, 
daß der Gefangene dem Täter bienftli übergeben fei. Dagegen außer Hofmann a. a. O. 
Binding, Lehrb. 2 596, M. E. Diayer, Die Befreiung von Gefangenen (1906) 8. 9. 
Die herrſchende Lehre (Binding, Mayer a. a. O., & 8 313, R 4 356) will bie Stelle 
auch dann anwenden, wenn der Beamte aus eigener Initiative verhaftet hat. Immerhin 
fordern Olsh.⸗Zweig. 3, welde im übrigen bie herrſchende Lehre vertreten, daß ber 
Beamte die Pflicht zur Beauffihtigung übernommen babe. Dagegen, fofern cine Pflicht 
zur Übernahme vorliegt, Binding a. a. O. E 27 209. 

Zur Beauffidtigung ift ein Gefangener nur dann anvertraut, wenn der Beamte 
über feine Perſon eine Aufficht auszuüben hat. Ein Bureaubeamter, der durch falfche 
eder unzureichende Einträge die vorzeitige Entlaffung eines Gefangenen bewirkt, fällt 
daher nicht unter dieſe Stelle. E 27 209. 

I. Die Vollendung tritt in jedem Falle (auch wenn bie Entweihung nur aus 
Fahrläſſigkeit befördert oder erleichtert wurbe) erft ein, fobalb ber Gefangene bie 
Freiheit erlangt hat. 

III. Mititärifches Spezialdelikt ſ. MSICB 8 141. 


$ 348. 

Ein Beamier, welcher, zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befugt, 
innerhalb jeiner Zuſtändigkeit vorjäglich eine rechtlich erhebliche That- 
jache falſch beurfundet oder in öffentliche Regifter oder Bücher falſch ein- 
trägt, wird mit Gefängniß nicht unter Einem Monat beftraft. 

Diejelbe Strafe trifft einen Beamten, welcher eine ihm amtlich an- 
vertraute oder zugängliche Urkunde vorjäßlich vernichtet, bei Seite jchafft, 
beichädigt oder verfäljcht. [StrK]. 


J. Der erſte Abſatz enthält den wichtigften Fall der Falſchbeurkundung, d. b. ber 
Serftellung einer unwahren Urkunde. Über daS Verhältnis zur Urfundenfälfchung, 
b. b. der Herftellung einer unechten Urkunde f. F 2671. 

1. Täter der Falſchbeurkundung Taun nur ein Beamter fein, ber zur 
Aufnabme öffentliher Urkunden befugt if. Eine andere Perfon Tann 
fih der Anftiftung oder Beihilfe ſchuldig machen, nicht aber ber mittelbaren Täter- 
haft. ©. ©. 81. 82. Zur Ergänzung greift 8 271 ein; fiebe bajelbft 1. 

Wegen bes Begriffs ber öffentliden Urkunde ift 8 267 IV 1 zu 
vergleihen. Beſonders gilt auch Hier der Saß, daß nur bie für den äußeren 
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Verkehr beftimmten Urkunden als öffentliche gelten. E 1 312. 11 291. 21 10. 

©. unten 2b. 

Unter der Aufnahme einer öffentlichen Urkunde verſteht Die herrſchende Lehre 
ben Uft, „burh ben ber Beamte eine vor ihm von einem andern abgegebene 
Erklärung oder von ihm bezw. durch ihm vollgogene Tatſachen zum Zwede tes 
Beweiſes fetftellt”. So Olsh.⸗Zweig. 2 im Anſchluſſe an E 1 312. Demnaqh 
würde die Stelle nicht zutreffen, wenn der Beamte befugt wäre, facta aliena mit 
voller Beweiskraft zu beurfunden. Vergl. ZPO 8 418 Abfat 3. Die herrſchende 
Lehre ſtützt ſich lediglich darauf, ba $ 348 im Gegenfag zum preußifcen StEs 
$ 323 nicht auch von der „Ausftclung“ der öffentlichen Urkunde fpridt Damit if 
aber kein durchgreifender Gefihtspunft gewonnen. Es hanbelt fich vor allem um 
ben inneren Zufammenhang bes StGB''s felbft und in biefer Beziehung namentlich 
um ben Paralleliömus zu $ 271. Diefe Stelle aber gibt zu ber aufgeftellten 
Beſchränkung keinen Anlaß. So befonders Binding, Lehrb. 2 281/2. Wefentlich üker- 
einftimmend auch Oppenh.⸗Del. 2, Rüb.-Stengl. 3. Übrigens läßt ih auch E23 351 
mit ber Olshauſenſchen Formulierung faum vereinigen. 

Daß nicht nur bie fog. eigentlichen Urfundsbeamten, fondern auch andere Beamte, 
z. B. Briefträger, Täter fein können, ift ficher. 

Die Handlung befteht darin, daß der Beamte innerhalb feiner Zu— 

ffändigfeit eine rechtlich erhebliche Tatſache falſch beurkundet ober 

in öffentliche Regifter ober Bücher falſch einträgt. Hierin liegt folgendes: 

a) Der Beamte muß nit nur zur Aufnahme öffentlicher Urkunden überhbaurt, 
fondern auch zur Aufnahme von Urkunden bezw. zu Einträgen der fraglichen Art, 
und zwar örtlich und ſachlich, befugt fein. Fehlt es am biefer Befugnis, ic 
kann Umtsanmaßung ($ 132) oder intellektuelle Urkundenfälſchung (8 271) ade 
Betrug ($ 263), vielleicht auch in idealer Konkurrenz, vorliegen. Der Umpftant, 
daß bem Beamten durch Berwaltungsverfügung die Aufnahme von Urlunden 
in befonderen Fällen verboten ift, fteht feiner Zuftändigfeit nicht entgegen 
€ 32 359. 

b) Die Beurfundung muß den Erforderniffen einer öffentlichen Urfunte 
entſprechen. Hierzu gehört namentlih auch Wahrung der für dieſe giltigen 
wefentlihen Formvorſchriften. Vergl. & 267 IV 1c. Falſche Privatbeurtundunge 
find auf Grund des $ 348 ebenjowenig ftrafbar wie ſolche Erklärungen, Bericht, 
Notizen, bie nur für den inneren Dienft befiimmt find. © 1 42. 312.48. 
11 291. 20 175. 21 104. 27 145. Weiß im legteren Falle der Täter, daß die 
inneramtlidhe Erflärung als Grundlage für eine öffentlihe Urkunde dient ie 
begeht er unter Umftänden mittelbare Falfchbeurfundung ı$ 271). Entwertung® 
zeichen auf einer Stempelmarte find nah E 39 370 als öffentliche Urkunden an 
zufehen. Wegen ber Depeſchenfälſchung vergl. 8 267 VII. 

c) Die falſche Beurkundung der Eintragung muß fi auf Tatſachen beziehe. 
Bergl. $ 263 II. Die bewußt faljhe Beurteilung. wie jie 3. ®. bei Leumund- 
zeugniffen vorkommen kann, ift auf Grund des & 348 nicht firafbar. Wei materiell 
ungeredtfertigten Dispofitionen, 3. B. Anweiſungen auf eine Kaffe, fann von 
Falſchbeurkundung feine Rede fein. R1 142. 

d) Die Beurkundung oder die Eintragung muß falſch fein, fei e8, daß ſich die 
beurkundete Tatjache überhaupt nicht, ſei e8, daß fie fich in weſentlich anderer 
Weiſe zugetragen Hat. Die Unterlafjung einer Beurkundung oder eins 
Eintrags Tann nur dann als Yaljchbeurfundung angejehen werden, wenn da 
durd eine pojitive Beurkundung als falich ericheint. 3. 8. bei Aufnahme eines 
Zeitament3 wird die einer Dispofition vom Teftator hinzugefügte Bedingung 
weggelaſſen. Ähnlich Binding, Lehrb. 2 286, Kikinger, Bergl. Daritellung 9 
467, Olsh.⸗Zweig. 7, Oppenb.>Del. 12, Rüd.»Stengl. 9. Falſch ift aber eine 


» 
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Beurkundung aud dann, wenn ber Urkundsbeamte wahrheitswidrig feine 
Anwejenheit bei einem im übrigen wahrheitögemäß berichteten Borgange 
beurfundet bat. E 18 116. 34 230. 

e) Die faljch | beurfundete ober falfch eingetragene Tatſache muß rechtlich 
erheblich jein. Diejes Erfordernis ift gleichbedeutend mit dem in 8 271 
aufgeftellten der Erbeblichkeit für Rechte oder Rechtsverhältniſſe. Vergl. dafelbit 
IV. Das RS rechnet zu ben rechtlich erheblichen Tatſachen alle, zu deren 
Beurfundung die Beamten durch die für fie gegebenen gejeglichen oder 
inftruftionellen Vorſchriften angewiefen find; auch dann, wenn fich dieſe Tats 
ſachen auf die Erfüllung von Formalitäten beziehen. & 6 361. 17 169. 82 389. 
Bergl. MSISB 8 139. 

3. Vollendung tritt ein, jobald die Beurkundung oder die Eintragung bewirkt ift. 
Ein Gebrauchmachen von der faljhen Beurkundung wird nicht ausdrücklich 
verlangt. Ebenfowenig die Verurſachung eines Schadens. Immerhin ift jpeziell 
bei der Beurkundung erforderli, daß ſich der Täter ihrer irgendwie entäußert, 
d. 5. fie bewußtermaßen der Benugung im-Nechtöverfehr zugänglich gemadt 
oder wenigftens dieje Benutzung geftattet hat. Solange dies nicht der Yall ift, 
Kiegt nur ein Entwurf vor. E 10 243. Das RS hat wiederholt erklärt, daß 
jedenfalls jo lange ein Ibloßer Entwurf vorhanden fei, als die „beurkundete“ 
Zatfahe noch eine zukünftige it. E 9 214. 8. B. ein Gericht8vollzieher 
bereitet ein Pfändungsprototoll für den folgenden Tag vor. Bweifellos bietet 
aber diefes Moment feinen Anhalt mehr, fobald der folgende Tag vorüber ift. 

4. Der Vorſatz beiteht in dem Bewußtſein des Täters, daß er ald Beamter (8 359) 
innerhalb feiner Zuftändigleit eine rechtlich erhebliche Tatfache falſch beurkundet 
ober in Öffentliche Bücher oder Regiſter faljch einträgt. Der allgemeinen Regel 
Des 8 59 gemäß muß fich das Bewußtſein auf alle angegebenen Momente mit 
Einihluß der Beamtenqualität erftreden. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 10, E 28 374. 
A. N. bezfigl. der Beamteneigenjchaft Binding a. a. O. 287. Was das Bemwußtfein 
Der Nechtserheblichkeit betrifft, jo ift es nad & 6 361 gegeben, jobald der Täter 
weiß, daß die Beurkundung der betreffenden Zatjache Durch Gejeg oder Inſtruktion 
vorgejchrieben if. ©. oben 20. Das Bewußtjein der Beurkundung wird aus⸗ 
seichloffen durch die Annahme, die betr. Urkunde fei nur für den inneren Verkehr 
beitimmt. Bergl. auch vo. 3. — Eine rechtswidrige Abſicht im Sinne des 8 267 
verlangt das Geſet nicht. 

5. Idealkonkurrenz mit $ 267 halten Olsh.⸗Zweig. 11, E 80 238 jhlethin für 
ausgeſchloſſen. Das trifft indeffen nicht zu. Man denke ſich zwei Beamte als 
zuftändig. Der eine beurfundet mit dem Namen bed andern wifjentlich falich. 

IL Die unter den zweiten Abjat fallenden Delikte find als qualifizierte Fälle 
ber in ben 88 133. 274. 267 behandelten zu denken. Der Qualifizierungsgrund liegt 
darin, daß die Handlungen von einem Beamten ($ 359) an einer ihm amtlich an⸗ 
vertrauten ober zugänglichen Urkunde (f. u. 2) begangen werden. Allerdings dedt 
ſich auch bei Weglaflung dieſes Momente der Tatbeitand nicht volljtändig. So 
braucht im Falle ber Vernichtung einer Urkunde‘ diefe nicht, wie es 8 274 fordert, 
für den Täter eine fremde zu fein; ferner gehört zur Urkundenfäljchung nicht, wie 
bei 8 267, daß die Urkunde eine öffentliche oder als Privaturfunde eine zum Beweije 
von Rechten oder Nechtöverhältnifien erhebliche ift (E 29 238. 38 46), noch daß Die 
Handlung in rechtswidriger Abfiht und zum Zwecke der Täufhung (E 4 277. 11 123) 
borgenommen wird. Aber der Gedanke ift der, daß unter den Vorausfegungen der 
vorliegenden Stellen die betreffenden Handlungen beftraft werden follen, mag auch 
die Urkunde keine fremde, mag fie aud) feine zum Beweiſe von Rechten oder Rechts» 
verhältnifien erhebliche fein ufm. Demnad) ift die Möglichkeit einer Jdealfonturrenz 
zwiichen & 348 Abfag 2 einerfeitS und den 88 133. 274. 267 anderjeit3 als aus» 
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gefchlofien anzufehen. Übereinftimmend Olsh.⸗gweig. 17, ſoweit $ 133 in Vetradt 
kommt, fonft aber abweichend. Aus der bier vertretenen Anficht folgt, daß das 
Beijeiteihaffen oder Vernichten der Urkunde zwar nicht neben der Gefängniäitrafe 
gemäß 8 274 auch mit Geldftrafe geahndet werden darf, daß aber anderfeit3 auf 
nit Gefängnisitrafe unter einem Monat zuläffig if. S. über die Frage not 
(wiederum teilweife abweichend) Binding, Lehrb. 2 302. 605. 


1. 


zZäter Tann jeder Beamte fein. Celbftverftändlid) muß er gerade zurzeit ber Tat 
Beamter fein. E 85 75. 


2. Objekt ift eine Urkunde, die dem Täter amtlich anvertraut oder zugänglid ik. 


“ 


> 


Über den Begriff der Urkunde f. $ 267 II. Formulare find nur Entwürfe don 
Urkunden. Das Gleiche gilt von noch nicht ausgegebenen Abdrüden amtlider 
Verfügungen. Aus diefem Grunde rechtfertigt fi E 17 103. Vergl. darüber 
Weismann ZEHW 11 31 ff. „Amtli anvertraut“ bedeutet dasfelbe, wie 
„in amtlicher Eigenfchaft empfangen” (vergl. $ 850 11.2). E 11 85. 925 
erflären, „anvertrauen“ ſei nicht gleichbedeutend mit „übergeben“, es bedeute viel⸗ 
mehr, daß „einem andern eine tatfächliche Verfügungsgewalt unter dem Bertram 
eingeräumt wird, er werbe feine Gewalt nur im Sinne des Cinräumenden 
gebrauchen“. Sadhlidy wird dieſe Anficht mit ber hier vertretenen überein 
ftimmen. ©. auch $ 246 VI. — Amtlich zugänglich ift dem Täter eine Urkunde 
dann, wenn er Traft feiner amtlichen Stellung zu ihr gelangen fann. Berl. 
E 82 265. 


. Die Handlung kann fein: 


a) eine vorfägliche Bernidtung oder Befhädigung der Urkunde E. 
$ 274 12a und III; 

b) vorfägliches Beifeitefhaffen der Urkunde. S. &$ 133 11 2. 27412 
E 3 9, REM 10 211. Nah dem RG gehört zum fubjektiven Tat 
beftande die Abficht, den amtliden Gewahrſam aufzuheben oder dod zu 
beeinträchtigen. Ein Beamter, der reglementwidrig Alten mit in feine Wohmug 
nimmt, mache fidy daher Friminell nicht ftrafbar; 

c) vorfäglihe Verfälfhung der Urkunde. Über ben Begriff der Ber 
fälfchung ſ. $ 267 V. Mit Unrecht nimmt E 88 46 ein Berfälichen an, 
wenn in die offene Rubrik eines (preußifchen) Strafprozeßregifters eine Eirafe 
wahrbeitsmwidrig als verbüßt eingetragen wird. Dagegen. auch der Oberreichs⸗ 
anwalt und Olsh.⸗Zweig. 15. 


. Idealkonkurrenz mit $ 354 ift deshalb möglich, weil die dort erwähnte 


Briefe nicht notwendigerweiſe Urkunden find. A. A. E 85 80. Gegen dieiel 
Urteil Binding, Lehrb. 2 949, Olsh.⸗Zweig. 8 zu $ 354. — Im übrigen if 
davon auszugehen, daß die zu $ 267 IX angeführten Gejege Epezialbeftimmunge 
auch gegenüber ber vorliegenden Stelle enthalten, foweit e8 ſich in bieler ım 
Urkundenfälſchung handelt. Eine ganz andere Frage ift bie, ob [di 
Falſchbeurkundung durch leges speciales geregelt wird. Mit Recht verneint 
E 88 349 bezgl. $ 26 Nr. 1 Gef. betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleijch 
beichau. 
$ 349. 


Wird eine der im $. 348 bezeichneten Handlungen in der Abficht be 


gangen, fich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu verfchaften 
oder einem Anderen Schaden zuzufügen, Ho ift auf Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren und zugleich auf Geldftrafe von einhundertfunfzig bie zu 
dreitaufend Mark zu erkennen. |SchwG]. 


—— 


Sn biefem Falle ift der Verfuch ftrafbar. Bergl. im einzelnen 8 268. 
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$ 350. 

Ein Beamter, welcher Gelder oder andere Sachen, die er in amt- 
liher Eigenfchaft empfangen oder in Gewahrjam bat, unterjchlägt, wird 
mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beftraft; auch kann auf Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. [StrK]. 

L Die Unterfhlagung im Amte oder Amtsunterfchlagung ſetzt in objeltiver 
wie in jubjeltiver Beziehung den Tatbeſtand der gemeinen Unterichlagung im Sinne 
des $ 246 voraus. Da der Diebſtahl im Amte nicht qualifiziert ift, fo hat gerade 
bier Die Trage des Gewahrſams bejondere Bedeutung. Entiprechend der zu 8 243 
HI a. ©. vertretenen Anficht fchreibt E 35 115 dem PBadmeifter einer Eifenbahı 
Gewahrfam auch an dem Inhalte der von ihm vermahrten Frachtgüter zu. Das 
gualifizierende Moment liegt darin, daß der Täter ein Beamter ift (und zwar muß 
er dies ſowohl zur Zeit der Sewahrfamderlangung als zur Zeit der Aneignung 
fein; € 2 181. 35 75) und daß er das Objelt in amtlicher Eigenfhaftempfangen 
oder in Gewahrſam hat. Die Bedeutung der Worte „in amtlicher Eigenſchaft“ 
iit bejtritten. Man wird folgende Säbe aufzuftellen haben: 

1. Zn amtlidyer Eigenfchaft empfängt der Beamte oder hat er in Gewahrfam zu- 
nächſt ſolche Gegenttände, deren Empfangnahme oder Werwahrung zu feiner 
amtlichen YZuftändigfeit gehört. 3.8. der Kafienbeamte die zur Kaſſe gezahlten 
Gelder, der Schutzmann (regelmäßig) gefundene Gegenftände. Cubjeltiv ift bier 
das Bewußtſein der Buftändigfeit (dev amtlichen Obliegenheiten) erforderlich. 

2. Aber auch wenn es an der Zuftändigkeit in diefem Sinne fehlt, kann der Beamte 
gleichwohl Gegenftände in amtlicher Eigenfchaft empfangen oder in Gewahrſam 
haben. Denn das Erfordernis ber Zuſtändigkeit, daß der 8 348 ausdrüdlicd 
enthält, wird im 8 350 nicht aufgeftellt. Ebenſo wie eine unzuftändige Behörde, 
bei der eine Sache anhängig gemacht ift, vorläufig amtlich mit ihr befaßt ift 
und fie als amtlihe Angelegenheit behandeln muß, Tann auch ein Beamter 
Gegenftände in amtliher Eigenjchaft empfangen, obwohl er zu deren Empfang- 
nahme unzuftändig if, nämlich dann, wenn der Gebende fie ihm gerade mit 
Nüdficht auf die Beamtenqualität und im Glauben an feine Zuftändig- 
feit übermittelt. Subjektiv bedarf es in diefem Falle der Kenntnis dieſer 
Willensrichtung bed Gebenden. — Im mejentlihen übereinitimmend Binding, 
Lehrb. 1 280, Olsh.⸗Zweig. 3, Meyer-Allf. 580, E 1 124. 153. 21 51. A. A. 
Hälfchner 2 1057. — Es liegt demnach Amtsunterſchlagung vor, wenn einem 
Gerichtsbeamten in der Meinung, er fei gleichzeitig Beamter der Gerichtskaſſe, 
Gerichtstoften gezahlt werden und er den Betrag unter Benutzung des Irrtums 
entgegennimmt und unterfchlägt. E 1 124. Ebenjo: Einhändigung einer Wert» 
fendung an einen zur Empfangnahme unzuftändigen Landbriefträger, in der 
Meinung, er fei zur Empfangnahme amtlich befugt. Dagegen wird eine Sache 
nicht in amtlicher Eigenfchaft empfangen, wenn der Gebende die Unzuftändigfeit 
des Beamten kennt und ihn nur etma mit Rüdfiht auf feine Beamtenqualität 
für beſonders vertrauenswärdig hält. E 21 51. 

U. Unter den Objekten der Unterfchlagung hebt das Geſetz ausdrüdlicy Die 
„Gelder“ hervor. Dies ift nach der herrichenden Lehre nur deshalb gejchehen, um 
anzubeuten, da& in amtlicher Eigenſchaft empfangenes Geld, troß feiner Bertreibar« 
feit, niemals in das Eigentum des Beamten übergeht und Daher niemals zu eigenen 
Biveden verwenbet werden darf. Demgemäß bat E 5 304 bei bloßem Umwechſeln 
ſolchen Geldes Unterſchlagung angenommen, dabei aber überjehen, daß jedenfalls 
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zum Vorſatz das Bewußtſein der Rechtswidrigkleit gehört ($ 246 V). So auch Bindizz 
1 280, Olsh.⸗Zweig. 5, Hälfchner 2 1055, E 26 437. Iſt dem Beamten bie Um 
wechjelung durch feine Dienftinftruftion erlaubt, jo wird ſchon die objektive Rechts⸗ 
widrigfeit aufgehoben. 

Ill. dealfonfurrenz mit Betrug iſt ebenjowenig möglich wie zwiſchen dieſer 
Delikt und einfacher Unterfchlagung. E 22 306. Bergl. 8 263 VI 1b. Die frage, ob 
Idealkonkurrenz mit 8 348 Abf. 2 möglich ift, muß verneint werden. ©. ob. ©. 
165 ce 8. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. 6. Sollte der Täter den Zueignungsentſchluß eri 
nach dem Beijeiteichaffen der Urkunde faſſen unb betätigen, jo würde Reallonturren; 
vorliegen. Wegen des Berhältnifies zum ſog. Dundraub |. $ 370 V. 


8 351. 

Hat der Beamte in Beziehung auf die Unterjchlagung die zur Ei: 
tragung oder Rontrole der Einnahmen oder Ausgaben beftimmten Rech 
nungen, Negilter oder Bücher unrichtig geführt, verfälicht oder unter: 
drüdt, oder unrichtige Abjchlüffe oder Auszüge aus diefen Rechnungen, 
Regiftern oder Büchern, oder unrichtige Beläge zu denſelben vorgelegt, 
oder ift in Beziehung auf die Unterjchlagung auf Fällern, Beuteln oder 
Packeten der Geldinhalt fäljchlich bezeichnet, jo iſt auf Zuchthaus bis za 
zehn Jahren zu erkennen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefangnißſtreſe nicht 
unter ſechs Monaten ein. Schw]. | 


L Die Stelle bezeichnet „eine Reihe von Handlungen, melche bie Amtsunler⸗ 
ſchlagung zu einer qualifizierten, faus ‚einem jBergeben zu einem Verdreches 


machen. Die ſämtlichen Handlungen müſſen in Beziehung auf die Unterfchlau; 


begangen jein, d. 5. in beabfichtigtem Zufammenhange mit ihr ſtehen. Im al: 
meinen werden fie zur Vorbereitung, Erleichterung und Berdedung dienen Tem 
nah können fie der Unterſchlagung voraufgehen, mit ihr zujfammenfallen ode 
ihr nachfolgen. &6 294. Binding, Lehrb. 1 280 bezeichnet das „qualifizierte Telit 
als verfchleierte AmtSunterichlagung. 

1I. Die einzelnen ftraffhärfenden Handlungen find: 

1. unrihtige Führung, Berfälfhung oder fünterdrüdung be 
Rechnungen, NRegifter oder Bücher, welde zur Eintragung ode 
Kontrolle der Einnahmen oder Ausgaben befiimmt find. Tier 
Schriftſtücke müſſen einen amtlichen Charakter haben. Sind fie zugleid Ur 
Zunden, fo können je nad Umftänden die Delikte der 88 267. 274 in de: 
fonfurrenz treten. Mit Recht verneinen Olsh.Zweig. 10 die Möglichkeit dos 
Idealkonkurrenz mit $ 348 deshalb, weil die erwähnten Bücher uſw. niemalt 

‚„  Öffentlihe Urkunden find. Bergl. $ 267 IV 1 d. Wird dagegen zn Ber 
dedung der Unterfchlagung eine Urkunde anderer Art verfälicht oder unterdrüch 
fo liegt Realfonfurrenz vor; 

2. Borlegung unrichtiger Abſchlüſſe oder Auszüge aus diejen Ked' 
nungen, NRegiftern oder Büchern oder unrichtiger Beläge zu den 
felben. Die Borlegung braudt nicht unbedingt gerade an einen Kontrollbeamitt 
zu erfolgen; 

3. fälfchlihe Bezeihnung des Geldinhalts auf Fäffern, Benteln 
oder Paleten. 
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ID. Täter Tann nit nur ein Kaſſenbeamter, fondern jeder Beamte fein, 
welcher amtlich Gelder zu erheben und abzuführen hat, 3. 8. ein Lanbbrief- 
träger. Namentlich ift nicht erforderlich, daß der Beamte jelbft die Gelber zu ver⸗ 
walten habe. So in lebterer Beziehung E 10 123 im Gegenjag zu ber noch von 
Oppenh.⸗Del. 4 vertretenen Anficht des preußilchen Obertribunal3. 

Die Stelle trifft auch dann zu, wenn im Einverftändnis mit dem unterjchlagenden 
Beamten ein dritter die qualifizierende Handlung vornimmt. Der dritte ift dann je 
noch Umftänden Gehilfe oder Vegünſtiger; Mittäter nur dann, wenn er auch Allein» 
täter fein könnte. 

IV. Die Verjährung beginnt, wenn die Unterfchlagung der qualifizierenden 
Handlung vorausgeht, erft mit der letzteren. & 6 294.; 

V. Berjud der qualifizierten Amtsunterfchlagung als jolcher ift denkbar. 


. $ 352. 

Ein Beamter, Advofat, Anwalt oder jonitiger Nechtsbeiftand, welcher 
Gebühren oder andere Vergütungen für amtliche VBerrichtungen zu jeinem 
Vortheile zu erheben hat, wird, wenn er Gebühren oder Vergütungen er: 
hebt, von denen er weiß, daß der Zahlende fie überhaupt nicht oder nur 
in geringerem Betrage verjchuldet, mit Gelditrafe bis zu dreihundert 
Mark oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beftraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. [Str&K]. 


I. Das übermäßige Sportulieren kann nur von foldyen Beamten begangen 
werden, zu deren Geſchäftskreis die Erhebung [von Gebühren oder andern Ver⸗ 
gütungen für amtliche Verrichtungen zu eigenem Borteile (vergl. $ 358) gehört. 
Diefen Beamten find Advokaten, Rechtsanwälte und fonftige Rechtsbeiſtände gleich- 
geftellt, obwohl fie nicht unter den Begriff der Beamten im Sinne des & 359 fallen. 
Für fie gilt das zu $ 356 I Ausgeführte. Erhebt eine andere Perjon unverſchuldete 
Gebühren, jo kann je nach den Umftänden wegen Betrugs oder Nötigung oder Amts» 
enmaßung oder Amtsmißbrauchs geftraft werden.; Bergl. auch GewO $ 148 Nr. 8 und 
ob. ©. 431. 

DO. Die Handlung befteht in der Erhebung einer Gebühr oder Vergütung, von 
welcher der Annehmende "weiß, daß fie der Bahlende überhaupt nicht oder nur in 
geringerem Betrage verjchuldet. Hierzu ift zu bemerken: 

1. Gebühr und Vergütung haben das Gemeinfame, daß fie Entihädigung für 
Mühemwaltungen find. Rein begriffli unterjcheiden fie ſich dadurch, daß die 
Gebühr durch Geſetz foder Verordnung fejtgelegt ilt, die Vergütung aber durch 
Bereinbarung oder Gewohnbeit beftimmt wird. Vergl. Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte 8 93 und Binding, Lehrb. 2 937. Mit Net aber machen Olsh.⸗ 
Zweig. 2 darauf aufmerfjam, daß die vorliegende Stelle Die Gebühr als eine 
Unterart der Vergütung anfieht. Jedenfalls ift es hiernach gleichgiltig, auf 
welche Weile die Höhe der Entichädigung beitimmt wird. 

2. Gebühren und Bergütungen treten in ‚einen Gegenja zum Erjat für 
Auslagen. Wer ald Beamter ufw. folde unberedtigtermaßen erhebt, fällt 
nit unter $ 352. E 17 169 (fingierte Portoauslagen betreffend). Dagegen 
nd die Kopialien al3 Gebühren anzujehen, audy wenn der Beamte feinem 
Ranzliften den gleichen Betrag zu zahlen Hat. Denn indem der Beante feinem 
Ranzliften das Schreiben überträgt, läßt er fich nur in der Leiftung vertreten. 
Tas Gleiche gilt für Diäten und NReijegelder, weil in derartigen Pauſchal⸗ 
jummen ein Betrag für die Mühemwaltung mitenthalten if. E 19 63. Nur 
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dann, wenn bei einer Reife der Beamte lediglich die wirklich gehabten Auslagen 
liquidieren dürfte, würde der Gebührencharafter befeitigt werden. Weitergehend 
rechnen Olsh⸗Zweig. 2 den Erfag für alle mutmaßlichen Auslagen zu ben 
Vergütungen. — Auf die in Dienftinftruftionen ufm. gebrauchte Bezeichnung 
Gebühr oder Vergütung kommt e8 gegenüber dem Reichsrecht nicht an. 

3. Da die Gebühr erhoben fein muß und das Gefe von einem Zahlenden 
ſpricht, jo ergibt fi, daß die Vollendung erft mit der wirklichen Leiſtung 
eintritt. Das bloße Anfordern ift firafbarer Verſuch. In dem Begriffe des 
Erhebens liegt weiter, daß die Gebühr oder Vergütung als eine geichuldete 
in Anſpruch genommen werden muß. Darauf, ob der Zahlende glaukt, der 
gezahlten Betrag fchuldig zu fein, oder ob er nur zur Vermeidung don Ben- 
läufigfeiten leiitet, fommt Dagegen nichts an. So Olsh.⸗Zweig. 5, Bindin; 
a. a. D. 939 gegen E 19 19. Zahlt er jedoch mit dem animus donandi un 
weiß Died der Fordernde, jo Tonkurriert unter Umftänden Verſuch aus 8 352 
mit dem vollendeten Delikt des 8 831. Dagegen will Binding a. a. O. mır bie 
lestere Stelle anwenden. Eine unterlaufende Täuſchung auf feiten des Beamter. 
fann Idealkonkurrenz mit Betrug begründen, nämlich dann, wenn auge 
ber in der Gebührenüberforderung an fich begrifflich Schon liegenden Tauſchunz 
noch eine andere unterläuft, 3. B. die Gebühr für eine garnicht geleiftete Türigfeit 
gefordert wird. E 18 219. 

4. Bewirtung der Zahlung dur Aufrechnung genügt ebenjo wie Abzug der 
Übergebühr von einem geleifteten Vorſchuſſe. Auch der Umftand, daß für den 
„Angeforderten“ ein dritter leiftet, bejeitigt den Tatbeftand nicht. Jedoch mus 
ber Beamte uſw. ſtets ein eigenes Hecht geltend machen. Daraus folgert € 19 
30, die Stelle treffe nicht zu, wenn der Rechtsanwalt der obfiegenden arte: 
übermäßige Gebühren von dem in die Prozeßkoſten verurteilten Gegner erhebt 
Der Umitand, daß der Beamte einen Zeil der Gebühren an ben Staat ab⸗ 
zuführen bat, jteht [der Anwendbarkeit der Stelle nicht entgegen, doch kann e: 
Idealkonkurrenz mit $ 353 begründen. Wird dagegen die Gebühr fi: 
den Staat erhoben, jo ift $ 352 ſelbſt dann nicht anwendbar, wenn der Staa 
dem Beamten einen Prozentjag der Gebühr als Gehalt oder Remuneration 
zuweiſt. 

II. Zum Vorſatze gehört das Bewußtſein, daß übermäßige, nicht verſchuldete 
Gebühren erhoben werden. Dolus eventualis genügt nicht, weil das Geſetz ut 
drüdlicd) das Wilfen fordert. Ebenſo Binding a. a. D. 933. A. A. Olsh.⸗Zweig. !. 
E 16 363. 


$ 353. 

Ein Beamter, welcher Steuern, Gebühren oder andere Abgaben für 
eine Öffentliche Kafje zu erheben hat, wird, wenn er Abgaben, von denen 
er weiß, daß der Zahlende fie überhaupt nicht oder nur in geringeren 
Betrage verfchuldet, erhebt, und das rechtswidrig Erhobene ganz oder 
zum Theil nicht zur Kaſſe bringt, mit Gefängniß nicht unter drei Monate! 
beitraft. 

Gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher bei amtlichen Ausgaber 
an Geld oder Naturalien dem Empfänger vorfäßlih und rechtswidrig 
Abzüge macht und die Ausgaben als vollitändig geleitet in Rechnung 
ſtellt. [StrK]. 


Ahtundzwanzigfter Abichnitt. Verbrechen u. Vergehen im Amte. $$ 352. 355. 559 


L Der erite Abjag betrifft Die übermäßige Erhebung von Abgaben. — Wäh⸗ 
rend $ 352 don !Gebühren ufw. bandelt, die dem erhebenden Beantten ujw. perſön⸗ 
lich zufließen, betrifft der erite Abſatz der vorliegenden Stelle folde „Steuern, Ge- 
bühren oder andere Abgaben“, welde für eine öffentliche Kaffe zu erheben find. 
Als öffentlih wird man aber ſchlechthin jede Kaſſe des Staates oder einer öffent⸗ 
liden Korporation anzufehen haben, in welche Steuern oder Abgaben fließen. 

Allen Abgaben ift der dffentlichrechtlihe Charakter gemeinfam. Da bie 
Gebühren ausdrülli dem Begriff: der Abgaben untergeordnet werden, fo folgt, 
daß Gebühren nur dann Hierher zählen, wenn fie ebenfalld öffentlichen Charakters 
(anders in & 352). Demnach jcheiden alle privatrechtlichen Leiftungen an den Staat 
oder eine Öffentlihe Korporation aus, 3. B. Kaufgelder für Holz aus Gemeinde- 
waldungen. Das RG geht von denjelben Geſichtspunkten aus, rechnet, aber gleichwohl 
(in jehr bedenklicher Weije) das Porto der Reichspoſt und die TFrachtengelber der 
Staat3eifenbadn zu den Gebühren. E 8 87. 223 306. Auf dem gleihen Standpunkte 
Reht Binding, Lehrb. 2 932. 

Die Handlung febt fih aus zwei Alten zujammen: 

1. pofitiv wird die Überhebung von Abgaben gefordert. Der Beamte muß 
alfo von dem dritten eine Abgabe als ſolche verlangen und der dritte muß 
leiften und zwar in der Meinung, eine Abgabe zu leiften, gleichgiltig, ob er ſich 
für verpflichtet Hält oder nicht. Beftritten ift, ob die Abgabe als ſolche eriftieren 
muß. Bejahend Olsh.Zweig. 2, E 23 262. U. A. wohl mit Recht Binding, 
Lehrb. 2 932/3, Kitinger, Vergl. Darftellung 9 481; 

2. negativ wird gefordert, daß der rechtswidrig erhobene Betrag ganz oder teil« 
weife nicht (und zwar nicht rechtzeitig) zur Kaffe gebracht wird. Bur Kaffe 
gebracht ijt aber der überhobene Betrag nur dann, wenn er als folcher ein» 
geliefert wird. E 26 259. Demnach madt fich ein Beamter ftrafbar, der über⸗ 
mäßig erhobene Abgaben zwar zur Kafje bringt, aber nur als Dedung für 
Ktaſſendefekte. ft die Ablieferung zur Kaffe nicht möglich (etwa weil der Betrag 
verloren gegangen ilt), jo kann fie durch rechtzeitige Unzeige erjept werden. Go 
Binding, Lehrb. 2 935. 

Täter fönnen nur „Erhebungsbeamte* fein. 

Aus welddem Grunde das Geſetz die Vollendung nicht ſchon mit Pem erften 
poſitiven Alte eintreten läßt, bleibt ebenſo rätjelhaft wie das Verhältnis des Delikts 
zur Erpreffung, Betrug und Amtsunterichlagung. Nach Binding a. a. O. 934/5, 
dem Kitinger a. a. O. 482 beitritt, fieht das Geſetz in der Nichtablieferung des 
Betrags eine (unmwiderlegbare) Rechtövermutung für Die Bueignungsablicht, ſodaß 
Idealkonkurrenz mit Betrug und Amtsunterjchlagung (wohl aud mit Erpreffung) 
ausgeichloffen fein fol. Vielleicht könnte auch der Gedanke der tätigen Reue hinein» 
ipielen. Die herrichende Lehre (Olsh.⸗Zweig. 6, E 17 321. 22 306. 26 259) Hält 
dagegen Idealkonkurrenz mit Betrug und Amtsunterjchlagung (wohl auch mit Er» 
preffung) für möglid). 

ID. Der zweite Abfag betrifft die amtliche Verkürzung von Leiſftungs⸗ 
empfängern. Hierbei iſt es gleichgiltig, ob der Staat die Leiftung jchuldet oder 
nicht (e8 wird 3. B. an einen Bedürftigen geleiftet), und im erfteren alle ob bie 
Schuld eine öffentlichrechtliche oder eine privatrechtlihe ift. Auch Hier ift die Handlung 
eine zweiaktige. 

'1. Der erfte Alt beiteht darin, daß der Beamte dem Empfänger von Geld oder 
Naturalien vorjäglich und rechtswidrig Abzüge madt. Dem wird die völlige 
Unterlaffung der Leiftung gleichzuftellen fein. So Binding a. a. D. 940, Kiginger 
a. a. O. 482. 

2. Der zweite Alt beiteht darin, daß Die Ausgabe als vollitändig (d. 5. in größeren 
Umfange als gejchehen) in Rechnung geftellt wird. 
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Täter kann jeder Beamter ($ 359) fein. 

Nah Binding a. a. DO. 942 ift auch Bier in dem zweiten Alte eine ummwiber- 
legbare Rechtspermutung für Amtsunterfchlagung zu jeben, Idealkonkurrenz mit bieler 
(und wohl aud mit andern Bermögensbelikten) aber ausgeſchloſſen. U. 9. bie 
berrichende Lehre. &.0.Ia. €. 


8 3538. 


Ein Beamter im Dienfte des Auswärtigen Amtes des Deutſchen 
Reichs, welcher die Amtsverjchwiegenheit Dadurch verlegt, daß er ihm 
amtlich anvertraute oder zugänglide Schriftitüde oder eine ihm von 
feinem Vorgeſetzten ertheilte Anweiſung oder deren Inhalt Anderen 
widerrechtlich mittheilt, wird, jofern nicht nach anderen Beitimmungen 
eine jchwerere Strafe verwirft ift, mit Gefängniß oder mit Gelditrafe 
bi3 zu fünftaufend Mark beitraft. 

Gleiche Strafe trifft einen mit einer auswärtigen Miſſion betrauten 
oder bei einer folchen beichäftigten Beamten, welcher den ihm burd 
feinen Vorgefeßten amtlich ertheilten Anweiſungen vorjäßlich zummider: 
handelt, oder welcher in der Abficht, jeinen Vorgeſetzten in deſſen amt: 
lihen Handlungen irre zu leiten, demſelben erdichtete oder entitellte 
Thatſachen berichtet. [StrK]. 


I. Sog. Arnimparagraph, eingeichaltet durch Novelle vom 26./2 1876 ar 
Srund der Erfahrungen, die man bei dem Prozefle gegen den früheren deutichen 
Botichafter in Paris, Grafen Arnim, gemacht hatte. 

Il. Der erfte Abſatz bedroht den Bruch des diplomatiſchen Amte—⸗ 
geheimmnifies in gewiflem Umfang mit Strafe. Täter kann nur ein Beamter im 
Dienfte des Auswärtigen Amtes fein; außer Dienft befindliche Beamte mithin trog 
Reichsbeamtengejeg $ 11 nicht. Ebenfo die meiften. A. A. (wie bie vorigen Auflag:a) 
Olsh.⸗Zweig. 3. Ausgefchloffen find ferner die diplomatijchen Beamten der deutichen 
Einzelitaaten. 

Der Bruch des Amtsgehbeimnifjes muß, um friminell firafbar zu fein, 
befteben: 

1. in der Mitteilung dem Täter amtlih anvertrauter oder jur 

gänglidher Schriftjtüde oder deren Inhaltes. ©. Dazu $ 348 11 2; 

oder 
2.in der Mitteilung einer dem ‚Täter von feinem Borgeiegter 
erteilten Anweifung oder deren Inhalt. Mitteilung einer Eröffmung, 
die nicht unter den Begriff der Anweiſung fällt, reicht alfo nicht aus. 

Sn jedem Falle wird Widerrehtlichfeit der Mitteilung verlangt. Wider 
rechtli tft aber die Mitteilung nad) Reichsbeamtengeſetz $ 11, wenn die Gebeim 
baltung der Angelegenheit ihrer Natur nach erforderlich oder don einem Bor 
geſetzten vorgejchrieben if. An wen die Mitteilung erfolgt, ift an ſich gleichgiltig. 
Doch kann die Perjon des Empfängers die Widerrechtlichleit oder wenigſtens da} 
Bewußtfein derjelben befeitigen. Auch Tann es fein, daß die Strafbarfeit durch 
Pflichtenkolliſion (S. 105) entfällt. 

Was das Berfchulden betrifft, fo nehmen Olsh.⸗Zweig. 1. 10, Hälfchner 2 
1089, Oppenh.⸗Del. 6 wegen ber polizeilichen Natur bes Delikts an, dab Fahr⸗ 
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läffigfeit genüge. Indeſſen ift diefe Auffaffung jehr bedenklich. Gegen fie aud 
Binding, Lehrb. 2 496, v. Lilzt $ 179, Meyer-Allf. 583. 

Die angedrobte Strafe ift eine jubfidiäre. Daber ift, ähnlich wie beim 8 49a, 
Idealkonkurrenz mit einem ſchwerer zu beftrafenden Delikt (3. 8. 88 93 Abſatz 1, 
348 Abſatz 2) ausgeſchloſſen. Vergl. Binding 1 356, Olsh.⸗Zweig. 11. 12. 

DI. Der zweite Abſatz bedroht mit Strafe: 

1. den diplomatiſchen Ungehorjam, beitehend in dem Zuwiderhandeln gegen eine 
amtlich erteilte Anweifung des Borgejegten; 

2. den diplomatiſchen Falſchbericht, beitehend in dem Berichte erdichteter oder 
entftellter Tatſachen an den Borgejegten in der Abficht, dieſen in feinen amtlichen 
Handlungen irre zu führen. 

Täter kann in diefem Falle jeder mit einer auswärtigen Million betrauter 
oder bei einer ſolchen bejchäftigter Beamter jein. Miſſionen find die Organe des 
diplomatifchen Verkehrs der Staaten. Die herrſchende Auffaflung, nach welcher die 
Miffion eine ſolche des Deutfchen Reiches fein muß, BZugehörigkeit zu der eines 
Einzelftaates alfo nicht genügt, wird durch den Wortlaut nicht gerechtfertigt. 

Wegen des Berjchuldens |. ob. II. 


$ 354. 


Ein Bojtbeamter, weldyer die der Poſt anvertrauten Briefe oder 
Padete in anderen, al3 den im Geſetze vorgejehenen Fällen eröffnet oder 
unterdrüdt, oder einem Anderen wiffentlich eine jolche Handlung geitattet, 
oder ihm dabei wifjentlich Hülfe leiftet, wird mit Gefängniß nicht unter 
drei Monaten beitraft. [StrK]. 


1. Die Stelle bezwedt in erjter Linie die Sicherung des Briefgeheimniſſes 
(im weiteren Sinne des Wortes) gegenüber den Boftbeamten. Täter des Delikts 
tönnen demgemäß nur Poftbeamte fein; diefe aber auch dann, wenn fie mit der 
Sendung nicht dienſtlich befaßt find. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 2 947, 
E37 40. A. A. v. Liſzt $ 179, Gerhard, Der ftrafredtlide Schug des Briefes (1905) 
11. ©. aber u. Il a. € In zweiter Linie aber dient die Strafdrohung auch dem 
öffentlichen Intereſſe an der Sicherung des Poſtverkehrs. 

II. Objekt der Handlung find die der Poft anvertrauten Briefe und Pakete. 

1. Zum Begriffe des Briefes gehört nicht, daß er verſchloſſen ift (arg. $ 299). 
Daber fällt auch die Unterdrüdung von Poſtkarten unter das Geſetz. Wefentlich 
aber iſt das Borhandenfein einer Mitteilung von Berjon zu Berfon. Der 
Umftand, daß die Poft reglementdmäßig nur auf Gewicht und Verpackung fieht 
und etwa ®arenproben im Gewichte unter 250 Gramm wie Briefe (d. 5. zu dem 
gleichen Porto) befördert, ift nicht geeignet, fie zu Briefen zu maden. Drud- 
fachen, die in Zeitungen, Korrefturen, Aushängebogen beftehen, find nicht Briefe 
E 88 276), wohl aber gedrudte oder ſonſt mechaniſch vervielfältigte Mitteilungen 
wie gedrudte Offeribriefe, Abonnementsaufforderungen, jog. Neifeavife (E 36 
267). Poſtanweiſungen müflen, um Briefe zu fein, wenigſtens etwas mehr als 
die Adreſſe enthalten, und das wirb immer zutreffen. Vergl. E 1 114. Grund» 
jäglicy abweichend, erflären v. Xifzt 8 179 und Rüd.-Stengl. 3, daß das Bors 
handenfein einer Mitteilung für den Begriff des Briefes unweſentlich, das eines 
Verſchluſſes dagegen wejentlich jei. So allerdingd auch E 22 22. 34 337. 37 
280; aber dieſe Urteile beziehen ſich nur auf das Poſtgeſetz vom 28./10 1871. 
Bergl. noch über die Frage Stenglein, Nebenftrafgel. Anmerkung 5 zu Boftgei. 

Frank, Etrafgefegbud, 5.—7. Aufl. 36 
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8 1; ferner Binding, Lehrb. 2 945, der alle Poftjendungen, fofern fie nicht Rakete 
find, als Briefe anfieht, und Gerhard a. a. DO. 11, nach welchem mafgeben) 
ift, was für die poftaliiche Beförderung al$ Brief gilt. 

2. Bun Begriffe des Pakets wird man, dem Wortlaute entjprechend, das Bor: 
banbenjein einer einen Gegenftand umſchließenden Umbüllung verlangen müfke. 
Auch bier kann der Ujus des Poſtverkehrs nicht maßgebend fein. Der Umftan). 
daß die Poſt unverpadte Gegenſtände als Rakete befördert, ift nicht geeignet, ſie 
zu Paleten zu machen. ©. dazu ob. 1. 

3. Briefe oder Pakete müflen der Poſt anvertraut, d. h. dem Poſtverkehr ix 
ordnungsmäßiger Weile übergeben fein. E 22 394. Einwerfen in den Vriei⸗ 
faften genügt. E 28 100. Ebenſo Zurüdgabe cine an eine faljche Adrefe 
gelangten Brieſes an den Briefträger. E 36 267. Nicht aber Cinhändigung 
des Briefes an einen Briefträger, Damit er dieſen in den Kaften werfe. Bindirg 
0.0.0. 945. 


III Die Handlung kann beftehen: 


‚im Eröffnen ber Briefe und Pakete. Vergl. darüber 8 299 1]; 

2. im Unterdrüden derſelben. Unterdrüden bedeutet: dem ordmungsgemäßen 
Boftverfehr entziehen. Der Umftand, daß das Objekt nachträglich doc, wieder 
den Poftverlehr übergeben wird, fteht nicht entgegen; es genügt aljo auch eine 
nur vorübergehende Entziehung. E 1 114. 28 100. ©. u. IV. 

3. Dem perjönlichen Eröffnen oder Unterdrüden fteht die Sejtattung eines folten 

oder die Hilfeleiftung dazu gleih. Der Begriff des Geſtattens umfaßt nict 

nur die Erteilung ausdrädlicdher Erlaubnis, jondern auch das Gemährenlafien, 
alſo das Dulden. Wenn daneben die Hilfeleiftung ausdrüdlih erwähnt wird. 
fo bat da8 fachlich nur die Bedeutung, daß jede Mitwirkung jedes Pofi⸗ 
beamten als Zäterichaft angefehen werden ſoll. Denn „geftatten“ kann nur 
ein folder Beamter, dem die Poitfachen amtlich zugängli find. Iſt der 

Eröffnende oder Unterdrüdende felbft PBoftbeamter, jo wird fein mitwirkender 

Kollege, obwohl Hegrifflih Gehilfe, doch als Täter beftraft. Iſt der 

Eröffnende uſw. nicht Boftbeamter, fo wird er regelmäßig je nad Um— 

ftänden gemäß 88 133. 242. 246. 274. 289. 299. 303 ftrafbar fein. XAui 

Eeiten de3 Beamten Tonfurrieren dann Anſtiftung oder Beihilfe zu einem dieler 

Delikte. Außerdem aber madıt fich der dritte gemäß der oben E. 83 vertretenen 

Anſicht der Beihilfe zu dem Beamtendelikt ſchuldig. S. dazu Binding, Lehrb.? 

950, Olsh.-Zweig. 5, beide nicht völlig übereinſtimmend, auch nicht untereinander. 

Vergl. auh E 28 100. 


IV. Die Widerrechtlichfeit wird befcitigt. wenn die Eröffnung ufw. krait 
Geſetzes oder fraft einer auf Grund des Gefeges erlaffenen Verordnung ftatthaft ik. 
Vergl. Reichspoſtgeſetz vom 28./10 1871 8 5, EtrPO 88 99. 100. 101, KO 8 12. 
Poſtordnung vom 20./3 1906 8 46. Die, wenn auch irrige, Annahme, daß ein ya 
des erlaubten Eröffnens uſw. vorliege, Ichließt den Dolus aus. — Ein Recht der 
Poſtbeamten zur Eröffnung oder Unterdrüdung von ihm felbft herftammender ode 
an ihn felbft adrejfierter Briefe oder Pakete läßt fich weder aus den angeführten 
Stellen noch aus der bayrifchen oder der wiälrttembergifchen Poſtordnung ableiten. 
Die Praris wendet daher $ 354 auch auf derartige Fälle au. So preußiſches Ober 
tribunal bei Oppenhoff, Rechtſprechung 5 304. Man wird dem (gegen die früheren 
Auflagen) beizutreten haben, weil an dem ordnungsmäßigen Poſtverkehr gleihmäßis 
Adrefiant und Adrefjat interefjiert fein können. 

V. Idealkonkurrenz ift nicht mit dem Delikte des $ 299, wohl aber mit 
Unterſchlagung und Diebftahl möglich, namentlid) mit Unterfhlagung im Amte. 4.9. 
Binding a.a.D. 948. Über das Berhältnis zu $ 348 j. daf. IL 


w—. 
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$ 355. 

Telegraphenbeamte oder andere mit der Beauffichtigung und Be— 
dienung einer zu Öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenanftalt betraute 
Berjonen, welche die einer Telegraphenanitalt anvertrauten Depejchen ver- 
tälichen oder in anderen, als in den im Gejeße vorgejehenen Fällen eröffnen 
oder unterdrüden, oder von ihrem Inhalte Dritte rechtswidrig benadh- 
richtigen, oder einem Anderen wifjentlich eine folche Handlung geftatten 
oder ihm dabei wiljentlich Hülfe leiſten, werden mit Gefängniß nicht 
unter drei Monaten beitraft. [StrK]. 


I. Die Stelle dient zunächſt in ähnlicher Weile dem Schutze des Telegraphene 
geheimmifjes, wie die vorhergehende den Schutze des Briejgeheimniffes. S. Geſetz 
über das Telegraphenwefen des Deutichen Reichs vom 6./4 1892 8 8. Über die 
einzelnen Handlungen, ſowie über Wegfall der Rechtswidrigkeit ſ. $ 354 und Tele 
grapbenordnung vom 9.6 1897 8 19. Zu bemerken ift, daß gegenüber 8 354 als 
eigentäntliche Handlung die Benachrichtigung vom Inhalte Hinzutritt. Aber aud) 
dadurch ift ein vollſtändiger ſtrafrechtlicher Schutz des Telegraphengeheimnifjes nicht 
bewirkt; denn dieſes erjtredt fich nad) Geſetz vom 6./4 1892 $ 8 aud) „darauf, ob 
und zwiſchen welchen Berjonen telegraphiiche Mitteilungen ftattgefunden haben“, aljo 
auh auf die bloße Tatjache des telegraphiichen Verkehrs. Ebenſo Köhler Seuff®l 
69 285. — Auch Hinfihtlicy der Täterſchaft geht 8 355 über 354 hinaus, injofern 
nit nur Refforts, hier Telegraphenbeamte, jondern alle mit der Beaufjichtigung und 
Bedienung einer zu Öffentlichen Zmweden dienenden Telegraphenanftalt (vergl. 8$ 316. 
317) betraute Perſonen Täter fein können, ſelbſt dann alſo, wenn diefe Berjonen 
nit Beamte im Sinne des $ 359 jind. Immer aber ift erforderli, daß der 
Betreffende von berufener Seite mit der Übernahme feiner Funktionen betraut 
worden if. E 26 183. Ebenſo Binding, Lehrb. 2 952, Olsh.⸗Zweig. 1, Dambadı, 
Zelegrapbenitrafrecht (1897) 89. Die zitierte Enticheidung führt weiter aus, daß 
die Worte „Beauflihtigung und Bedienung“ nicht kumulativ verftanden werden 
können. 

II. Außer der Verletzung des Telegraphengeheimniſſes ſtellt das Geſetz auch die 
Depeſchenverfälſchung unter Strafe. Dieſe kann ſowohl durch Verfälſchung des 
Aufgabetelegrammes, wie durch falſches Ab⸗ und Weitertelegraphieren, desgleichen 
durch Fälſchen des Ausgabetelegrammes erfolgen. — Wegen der Täterſchaft |. o. 
L — Idealkonkurrenz mit Urkundenfälihung ift möglich. Vergl. $ 267 VII. 
A. A. Meves in Holgend. Handb. 3 1005, Binding, Lehrb. 2 953. 

III. Köhler a. a. O 277 ff, Binding a. a. O. 49, Olsh.⸗Zweig. 1 nehmen anr 
daß unter den Begriff der Telegraphenbeamten auch die Telephonbeamten und unter 
den Begriff der Telegraphenanftalten auch die Telephonanitalten fallen. Dieje 
Frage ift aber zweifelhaft. Dagegen Kitinger, Bergl. Darjtellung 9 499 und die 
dort Bitierten. 


$ 356. 
Ein Advofat, Anwalt oder ein anderer Nechtsbeiitand, welcher bei 
den ihm vermöge feiner amtlichen Eigenschaft anvertrauten Ungelegen= 
heiten in derfelben Nechtsjache beiden Parteien durch Rath oder Beiltand 


ptlihtwidrig dient, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beitraft. 
36* 
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Handelt derfelbe im Einverftändniffe mit der ©egenpartei zum 
Nachteile feiner Partei, fo tritt Zuchthausfirafe bis zu fünf Jahren ein 
[StrK]. 


I. Zäterfhaft. — Obwohl im 8 359 ausdrüdlich gefagt wird, daß Abvolaten 
und Anwälte nicht al8 Beamte anzufehen feien, legt ihnen die vorliegende Stelle 
dennoch für den bier behandelten Fall der Prävarikation (au) Untreue bes 
Sachwalters, v. Lifzt 8 179) „amtliche Eigenfdhaft” bei. Bu erklären if dieſe 
auffallende Erjcheinung lediglich durch eine Reminiſzenz an ältere Partiknlarrechte, 
in weichen in ber Tat Advolaten und Anwälte als Beamte behandelt wurden. Des 
halb fallen unter den Begriff des Nechtsbeiſtandes im Sinne diefer Stelle nur folde 
Perſonen, die vermöge ihrer amtlihen Eigenfchaft mit der Verbeiſtandung betrauı 
find; alfo 3. B. nicht die Prozeßagenten (Rechtskonſulenten, Winfeladvofaten), aud 
dann nicht, wenn ihnen gemäß ZPO 8 157 das mündliche Verhandeln von der Zufiz 
verwaltung geftattet if. Ebenjo Binding, Lehrb. 2 580, DL&h.-BZmeig. 2 zu & 352, 
Neumeyer, Bergl. Darftellung 9 505, OLG Celle GoltdA 47 302 bezgl. 8 352, für 
welche Stelle wegen der „amtlichen Berrichtungen“ das Gefagte ebenfall3 Anwendun 
findet. Dagegen gehören Referendare, denen eine Verteidigung im Wege ber Beftellung 
übertragen ift, ebenjo Hierher mie ſolche Meferendare, die im Wege der Subftitntior 
zu NRechtöbeiftänden werden. Audy die jtändbig als folche angeftellten Rechtsbeiſtände 
höberer Verwaltungsbehörden (Auftitiare) hat man im Gegenja zu Oppenh.⸗Del.1 
und Binding a. a. D. 580 hierher zu zählen. 

I. Die Handlung befteht darin, daß beiden Parteien in_derjelben Rechtsſache 
durch Rat oder Beiftand pflichtwidrig gedient wird. 

1. Rechtsſache iſt jede Angelegenheit, bei der mehrere Berfonen mit wiberftreitenden 
Intereſſen beteiligt find und Die nach rechtlichen Beſtimmungen zu erledigen ik. 
(Gegenjag 3. B. ein Ehrenhandel, aber auch jede reine Berwaltungsfache.) Daß 
Streit vorhanden oder daß die Angelegenheit bereit vor eine Behörde gebradt 
worden fei, ift nicht erforderlich. Daher find namentlich auch Angelegenheiten 
ber freiwilligen Gerichtsbarkeit als Rechtsſachen anzufehen, fofern nur mehrere 
Perſonen mit widerftreitenden Intereſſen beteiligt find. Anders unterſcheidet 
bzgl. der freiwilligen Gerichtöbarfeit (für da8 Gebiet Des & 334) Katenftein Ent 
23 184. Die Zdentität der Rechtsſache wird aud bei Sachen der ftreitigen 
Gerichtsbarkeit nicht ſchlechthin durch die Identität des Prozeſſes, fondern durch 
ben Umfang der Streitmaterie (Olsh.⸗Zweig. 3) beftimmt. Wer z. 8. als 
Nechtsanwalt allgemein mit der Ordnung der Angelegenheiten einer Berfon be 
traut und in diefem Sinne für fie tätig ift, darf feine Prozeſſe gegen jeinen Ari⸗ 
traggeber übernehmen. E 28 60. Der Umftand, daß dem Redtsanmalt da} 
Mandat gekündigt wird oder daß er es niederlegt, beeinträchtigt die Sdentität 
der Rechtsſache nicht. Er darf alfo in ihr für die Gegenpartei auch jetzt noch 
nicht tätig werden. ©. bei. Neumeyer a. a. DO. 506. Zweifellos gehören audı 
Strafſachen zu den Rechtsſachen. Dennoch Tann fi der Staatsanwalt de 
Delikts der Prävarikation nicht fchuldig machen, weil er nad der StPO audı 
im Intereſſe des Angeklagten tätig werden fol. Wohl aber begeht der Verteidiger 
das Delift, wenn er dem Staatsanwalt einen dem Intereſſe feines Klienten 
widerfprechenden Hat erteilt. Ebenſo Binding a. a. O. 582 und jet aud 
v. Liſzt 8179. Dagegen nehmen Olsh.⸗Zweig. 3 an, daß in Straffadhen eine Pr> 
darikation nur dann begangen werden kann, wenn fie Brivat» oder Nebenflage 
fachen find. 

2. Das Dienen muß ein pflihtwidbriges fein und durch Rat oder Veiſtand 
erfolgen. Pflichtwidrig ift die Gewährung von Rat oder Beiftand, wenn fie im 
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entgegengefegten Intereſſe erfolgt. RAD $ 31 Nr. 2, E 23 60. Mafigebend ift 
fomit die Willensrichtung, nicht das erreichte Reſultat. — Befeitigt wird 
die Pflichtwidrigkeit namentlich dadurch, daß der Täter im Einverftändnis beider 
Parteien handelt oder ein gemeinfames Intereſſe, z. B. Herbeiführung eines 
Bergleiches, verfolgt. E 14 364. Zum teil abweichend, nimmt Neumeyer a. a. O. 
506 unter Berufung auf die Rechtfprechung des Ehrengerichtshofes an, daß auch 
bei Einverftändnis der eigenen Partei der der Gegenpartei geleiflete Dienft pflicht- 
widrig bleibe. 
IN. Qualifiziert ift da8 Delikt, wenn der Täter im Einverftändniffe mit 
der Begenpartei zum Nadteile der eigenen handelt. Binding a.a.D. 582/83, 
Olsh.⸗Zweig. 6 und Oppenh.⸗Del. 9 nehmen an, daß die Worte „zum Nachteil“ ledig⸗ 
lich die Willensrichtung bezeichnen. Es bedarf jedoch, wie die Segenüberftellung mit 
dem zu II 2 Gefagten ergibt, bes objektiven EintrittS eines Nachteils, beftände er 
auch nur in der vorübergehenden Verfchlechterung der prozeſſualen Situation. Über: 
einftimmend Neumeyer a. a. O. 507/8. Ähnlich auch Hälfchner 2 1084, Rüd.-Stengl. 4. 


$ 357. 

Ein Amtsporgejegter, welcher jeine Untergebenen zu einer ftrafbaren 
Handlung im Amte vorjäßlich verleitet oder zu verleiten unternimmt, oder 
eine ſolche ftrafbare Handlung feiner Untergebenen wifjentlich gejchehen 
(läßt, hat die auf dieſe ftrafbare Handlung angedrohte Strafe verwirkt. 

Diefelbe Beitimmung findet auf einen Beamten Anwendung, welchem 
eine Aufficht oder Kontrole über die Amtögefchäfte eines anderen Beamten 
übertragen ift, jofern die von dieſem leßteren Beamten begangene jtraf- 
bare Handlung die zur Aufficht oder Kontrole gehörenden Geſchäfte betrifft. 


Die Stelle erflärt die von einem Amtsvorgefegten oder einem Sontrolbeamten 
geleifteten Anftiftungs- und VBeihilfehandlungen zu einem Amtsdelikte für del, s. g. 
Der vollendeten Anftiftung fteht die verjuchte gleich, fofern fie in der Form Des 
„Unternehmens“ auftritt. Vergl. über dieſen Begriff $ 105. Läßt der Vorgeſetzte 
ufw. das Amtebelitt wiſſentlich gejchehen, fo jpridt man von Konnivenz. Im 
Gegenſatz zu $ 340 gibt man hier allgemein zu (vergl. Olsh.⸗gweig. 3), daß das 
einfache Nichthindern genügt. Freilich genügt die unterlaffene Hinderung nur, wenn 
der Vorgeſetzte rechtlich und tatfächlid) in der Lage ift, die Begehung bes Delifts zu 
verhindern. Binding, Lehrb. 2 738. Es Handelt fih um eine Gleidhitellung Der. 
negativen Beihilfe mit der Täterfchaft. Dieje Sleichftellung muß aber erft recht auch 
für die pofitive Beihilfe gelten. Buftimmend Binding a. a. O. 738, Olsh.⸗Zweig. 3. 
A. A. Neumeyer, Vergl. |Darftellung 9 520. — Zu beadten ift, daß der zweite Abf 
ein Rebaktionsverjehen enthält. Denn ed wird auch bier 'nicht eine „begangene“, 
fondern nur eine „zu begehende” jtrafbare Handlung des der Kontrole unterftellten 
Beamten gefordert. — Wilitärifche Spezialdelitte |. MStGEB 88 115. 116. 143. 


$ 358. 

Neben der nad) Vorjchrift der 88. 331, 339 bis 341, 352 bis 355 
und 357 erkannten Gefängnißjtrafe kann auf Verluſt der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von Einem bis zu fünf 
Jahren erfannt werden. 
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Im Gegenſatz zu der allgemeinen Hegel des 3 35 kann hiernach der Verluit der 
Fähigkeit 3. Belleidung öffentl. Amter unabhängig von der Aberfennung ber bürgr 
lichen Ehrenrechte und unabhängig von der Dauer ber Gefängnisftrafe ausgeſprochen 
werden. Dies gilt aber nur für bie ausdrüdlich bezeichneten Delikte. EM 13. 
Näheres bei DI8h.-Zweig. 2. Vergl. außerdem 88 45. 49 III 2. 


$ 359. 
Unter Beamten im Sinne dieſes Strafgefeßes find zu verftehen alle 
im Dienite des Reichs oder in unmittelbarem oder mittelbarem Dienite 
eined Bundesjtaat3 auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur vorläufig ange 
jtellte Perfonen, ohne Unterfchied, ob fie einen Dienfteid geleiftet haben 
oder nicht, ingleichen Notare, nicht aber Advokaten und Anwälte. 


I. Der Begriff des Beamten ift ftaatSrechtlich außerordentlich beftrittien. Te 
halb gibt die vorliegende Etelle eine Definition, durch welche wenigſtens die Mehrzahl 
der obmwaltenden Zweifel ausgeichloffen wird. Sie findet fchlechthin auf alle Be 
ftinmungen des StGB's Anwendung; aljo nicht nur dann, wenn es ſich fragt, ob 
der Zäter ein Beamter ift, ſondern auch dann, wenn es ſich fragt, ob die Tat geger 
einen Beamten begangen wurde. E 29 15. 

I. Maßgebend ift nad) dem Gefege die Anſtellung in Pienfte des Reichs oder 
im unmittelbaren oder mittelbaren Dienfte eines Bundesftaatd. Das Weien kt 
Anftellung ift wiederum Gegenftand lebhaften Etreites, wird aber mit Laband, Ta: 
Staatsrecht des Deutfchen Reichs 88 44. 45 als die vertragsmäßige Begrün— 
dung eines öffentlich-rechtlichen Dienftverhältnijfes aufzufaflen fein. di 
vertragsmäßige Natur zeigt ſich bei der Begründung des Dienftverhältnifies, injoferr 
nur derjenige Beamter ift, der freimillig in dasfelbe eintritt. Gefchieht dies dageger 
fraft Untertanenpflicht, jo wird die Beamteneigenfchaft nicht begründet. Deshalb find 
Soldaten, die nur zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienen, nidyt Beamte, wohl abe: 
Kapitulanten und Offiziere. Co bezüglich der Berufsoffiziere E 2915, AMG 5 21. 
Bei den Reſerve⸗ und Landwehroffizieren ift die Frage beftritten. Verneinend 2: 
band a. a. DO. $ 106 (4. Aufl. 4 175), Binding, Lehrb. 2 386. Dagegen weilt £. 
Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht 2 214 darauf Hin, daß fie zum mindejten bie 
Stellung von Beamten haben. Überzeugend aber für Beamtenqualität alle 
Dffiziere Hans Echneider, Die rechtliche Natur des Dffizierdienftes (1906) bei. 25%. 
Auch E 23 17 ff. ſpricht den preußifchen Nejerveoffizieren den Beamtencharalter zu 
(allerdings in einem Falle, bei dent es ſich nicht um Erfüllung der gefeglichen Wehr⸗ 
pflicht handelte). Als Beamte find ferner die Landgendarmen (Landjäger) anzufehen. 
Bergl. übrigens die Spezialbeitinmung MESIGB $ 145. Anderſeits ſcheiden die In- 
baber von Ehrenämtern, wie Schöffen und Geſchworene, aus. Dagegen find die 
Handelsrichter fon wegen GPS $ 116 Beamte. Der Anhalt des Bertrage 
befteht in der Übernahme einerfeit3 einer befonderen Gehorſams⸗, Treue: und 
Dienftpfliht, anderjeit3 der Verpflichtung zum Schuge und zur Gewährung de 
etwa zugelicherten Dienſteinkommens. Co richtet fid) der Vertrag auf die Begründung 
eines eigenartigen öffentlichrechtlichen Gemaltverhältnifjeg. Tritt der Staat in 
Beziehungen zu einer Perfon derart, daß ihm dieje als gleichberechtigtes Wehen 
gegenüberfteht und fein öffentlichrechtlicdyes Gemwaltverhältnis begründet wird, jo Ind 
fie privatrehtlidher Natur und machen die betr. PBerfon nicht zum Beamter. 
Dies gilt für die Arbeiter einer Etaatseifenbahn oder einer SKaiferlichen Werit 
Ebenſo für Fabrikanten, die, wenn auch dauernd, die Leiftung von VBebärfnifien für 
ftaatliche Anftalten übernommen haben. Ebenfo nah E 5 337 und E 28 239 für 
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Lohnſchreiber, welche bei den Landgerichten, Landratsämtern und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in Preußen angenommen worden find. Desgleichen nach R 6 711 bezüglich 
der Krankenwärter in einer provinzialftändifchen Heil- und Pflegeanſtalt. Der Um⸗ 
ſtand, daß jemand einem ſtaatlich eingerichteten Disziplinargericht unterworfen iſt, 
genügt für ſich allein nicht zur Annahme eines öffentlichrechtlichen Gewaltverhältniſſes. 
Deshalb ſind auch in Preußen die Privatdozenten keine Beamten. Vergl. Hubrich 
GerS 59 326ff. Die Frage, von wem die Anſtellung auszugehen hat und in welchen 
Formen fie erfolgt, beftimmt ſich nach dem einjchlagenden Staatsredht. Sit die An⸗ 
ftelung nicht von zuftändiger Seite ausgegangen, fehlt es insbejondere an der 
etwa erforderlichen Genehmigung einer höheren Behörde, jo liegt ein Beamtenverhält» 
nis nicht vor. E 14 350. 22 39, AR 6 124. ft aber die Anftellung formell korrekt, 
jo iſt fie wirfjam, auch wenn fie rechtlich, 3. B. wegen Minderjährigkeit des An⸗ 
geftellten, nicht Hätte erfolgen dürfen. E 2 82. Fehlt e8 an Formvorſchriften, 
jo genügt auch die formlofe Willenserklärung. Sind Formvorſchriften vorhanden, 
fo ift nach dem betr. Staatsrecht zu beurteilen, ob und inwieweit fie mefentliche, 
d. h. die Rechtsgiltigkeit der Anftellung bebingende find. 

Die Anftellung muß im Dienfte des Reichs oder eines Bundesftaats 
erfolgen. Im legteren alle genügt e8, wenn fie im mittelbaren Dienft erfolgt 
it. Darauf beruht der Begriff der mittelbaren Staatsbeamten, der fid 
nad Bundesftaatörecht beftimmt. Grundfäglich) umfaßt er die Beamten folder 
öffentlihen Korporationen, welche dem Staate untergeordnet, organifch in deflen 
Verfaſſung eingegliedert find, ſtaatliche Bmede verfolgen und unter ftaatlicher 
Autorität und Kontrolle ihre Angelegenheiten verwalten. E1 153. 14 130. Nament- 
lih find die Gemeinden und Kommunalverbände foldhe öffentliche Korporationen, 
daher 3. B. die von Gemeinden angeftellten Bolksfchullehrer Beamte (vergl. E25 89. 
35 182); desgleichen grundfäglich die Univerjitäten. Nicht aber find die Angeftellten 
der Krankenkaſſen (und Berufsgenofienihaften) ald Beamte anzuſehen. E 88 17. 
Kirhenbeamte gehören infoweit hierher, als fie zu Funktionen berufen find, 
welde nicht nur als kirchliche, fondern auch als ftaatliche gelten, ‘3. 3. Verwaltung 
des Kirchenvermögens in Preußen. E 8 258. 14 130. Niemals zu den Beamten 
rechnet fie Oppenh.⸗Del. 29. 


Nach der zur Herrfchaft gelangten Lehre kann die Beanıteneigenfchaft aud) Durd) 
Privatanftellung begründet werden, nämlich dann, wenn Brivatbedienftete öffentlich" 
rechtliche Funktionen vorzunehmen haben. Ev haben 3.8. die Beantten von Privat» 
bahnen bahnpolizeiliche Aufgaben zu erfüllen (R 1 565); ferner in Preußen die be- 
eidigten PBrivatforjtauffeher jagbpolizeiliche Aufgaben (preuß. Forftdiebftahlgef. 88 23 ff.) 
Inſofern Brivatbedienftete zu öffentlicherechtlichen Funktionen befugt find, rechnet 
man fie zu den Beamten. E 30 29 bejaht in dieſem Sinne die Beamtenqualität bei 
Yundefängern, die von einem Tierfchugverein angejtellt find, während fie E 29 184 
den Technikern des bayriſchen Dampffefjelrevijionsvereind abſpricht. Vergl. nod) 
€ 2306. 4 214. 10 106. 33 29 (Gefängnisärzte betr., verneinend), ferner E. Loening, 
Lehrbuch des Verwaltungsrechts (1884) 115, Laband, Staatsrecht 88 44. 45, O. Mayer 
0.0.9. 216ff. Segen diefe Lehre aber mit Recht Binding a. a. O. 388. 
Tenn das Gejeß fordert Anftelung im Staatsdienfte, und der Umftand, daß ber 
Staat Brivatbedienftete zu öffentlichen Funktionen zuläßt, vermag den Mangel ftaatlicher 
Anitellung nicht zu erfegen. Auf der abgelehnten Auffaffung beruht im wejentlichen auch 
€ 38 235, ein Urteil, das die Mitglieder der preußifchen Voreinſchätzungskommiſſion 
für Beamte erklärt. 

Nechtöförmliche Anftellung vorausgejeßt, iſt es, wie das Geſetz ausdrüdlich 
hervorhebt, gleichgiltig, ob ein Dienfteid geleiltet wurde oder nicht. Dies gilt auch 
gegenüber Reichsbeamtengeſ. F 3. Das Geſetz hat aber offenbar den Regelfall im 
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Auge, daß die Leiftung des Dienſteides der Anftellung nachfolgt. Bildet fie einen 
integrierenden Beitandteil der Anftellung, fo ift diefe ohne ben Dienfteid gar nicht 
erfolgt. ©. dazu Binding a. a. DO. 384, Olsh.⸗Zweig. 5. a. E. E16 378. 185. 19 
180. 31 293. 85 325. Auch kann es fein, daß wenigftens die Buftändigfeit von der 
Zeiftung eines Dienfteides abhängt. & 89 97. 

Il. In negativer Beziehung gelten für den Beamtenbegriff folgende Säge: 

1. Es kommt nit auf die Natur ber Dienftleiftungen an. Namentlih 
brauchen fie feine hoheitsrechtlichen zu fein; auch techniiche Dienftleiftungen 
(Schaffner einer Staatseiſenbahn), ſelbſt Dienftleiftungen rein mechanifcher Art 
genügen. E 5 337. (Bergl. dazu E 16 378, nad) welddem Urteil unter gewiffen 
Borausfegungen aus der Natur der Dienftfunktionen auf die Anftellung gejchlotien 
werden Tann). 

2. Es kommt nidht Darauf an, ob tatfählich ein Amt bekleidet wird. 
Auch der zur Dispofition geftellte Beamte ift noch Beamter. Desgleichen kann 
jedenfalls auch ber Neferendar ein Beamter fein, obwohl er (der Idee nadı) nur 
in eigenem Intereſſe tätig ift. Die von DO. Mayer a.a. O. 2% 232 und Binding 
a. a. O. 387 aufgeftellte Behauptung, daß alle im Vorbereitungsdienſt beihäl- 
tigten Berfonen nicht Beamte feien, kann nicht für richtig angefehen werde. 
Jedenfalls ift für das Strafreht nur maßgebend, ob eine Anjtellung in dem 
bezeichneten Sinne vorliegt. Wichtig ift die Frage bei. wegen 8 348. Gegen 
Binding au Olsh.⸗Zweig. 4. 

3. Es fommtnidhtdaraufan, auf welde Dauer die Beftellung erfolst 
ift. Wird ein Nichtbeamter nur zu ganz vereinzelten Dienftleiftungen zugezogen, 
die an fich einem Beamten obliegen (3. B. StPO $ 185), jo wird es im all: 
gemeinen an der Anftellung fehlen. € 5 418. 

4. Unerheblid ift es, ob die AmtSausübung den weſentlichen Lebens 
berufausmadt oder nit. Bezüglich der Boftagenten (in Elfaß-Lothringen) 
hat & 21 810 bie Bcamtenftellung bejaht. 

5. Unerheblidh ift ferner, ob der Beamte Gehalt bezieht oder nidt. 
E 89 232. 

6. Unerhebli muß e8 aber endlich auch fein, ob der Beamte einem etwa vorhau⸗ 
denen Beamtengejege unterftellt, desgleichen ob er im Sinne eines beftimmter 
Zandesgefeges als Beamter anzufehen ift oder nicht. Vergl. 35 326. 

IV. Notare gehören zu den Beamten, auch wenn jie nicht angeftellt find. 
V. Selbftverftändlich können private Vereinbarungen feine Beamtenqualität be 
gründen. E 31 293. 
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Übertretungen. 


J. Übertretungen und Polizeiübertretungen. — Aus $ 1 ergibt fich, daß der 
Begriff der Übertretungen im Sinne des RStGB's durch die Höhe der angedruften 
Strafe beftimmt wird, der Unterfchieb zwiichen Verbrechen und Vergehen auf der 
einen Seite und Übertretungen auf ber andern mithin nur ein quantitativer itt 
Der Begriff der Übertretungen dedt fih aber nicht mit dem ber Polizeiüher 
tretungen. Diefer beruht vielmehr auf der Annahme eines qualitativen Unter: 
ſchieds zwifchen kriminellem und polizeilichem Unreht. Die Frage, ob ein folder 
Unterfchied befteht und worin er eventuell liegt, ift feit einem Jahrhundert jehr 
beitritten. Sicher ift foviel, daß das ältere Recht die Scheidung in materieller und 
progeffualer Beziehung ſcharf Durchführte, während man bet ber Worbereitung dei 
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RStGB's die Möglichkeit einer Hegrifflichen Abgrenzung für ausgeſchloſſen hielt. 
©. darüber Zahariä, Handbuch des deutichen Strafprozefied (1861) 1 222, Frank, 
Studien zum Polizeiſtrafrecht (Gießener UniverfitätSprogramm 1897) und die früheren 
Auflagen dieſes Kommentard. Bom Standpunkte bes geltenden Rechts aus wird 
daher das VBorhandenfein eines Unterſchieds vielfach geleugnet. So befonders Beling, 
L. v. 8. 31ff. 131 ff, North, Die Rothilfepflicht (1906) 85 ff. Tatſache aber ift, daß 
auch das geltende Recht auf den Begriff des polizeilichen Unrechts hinweiſt (ES 
SIEB 82 Abi. 2, GewO 8 151), und e8 muß daher fchon aus diefem Grunde ber 
Berfuch feiner begrifflichen Feſtſtellung gemacht werden. 

Nah der überwiegenden Meinung befteht das Triminelle Unrecht in ber Ver⸗ 
legung oder Gefährdung beftimmter Rechtsgüter, das polizeiliche Unrecht dagegen 
im Ungehorjam gegen ftaatlie Verbote ober Gebote. Go befonders 
Olsh.Zweig. 1 zu $ 1. Diefe Formulierung geht zurüd auf Merkel, Kriminaliftifche 
Abhandlungen (1867) 97 und Binding, Normen (1. Auflage) $ 30. Indeſſen ift die 
io gefaßte Unterfcheidung deshalb nicht annehmbar, weil fie nit zum Ausdrude 
bringt, daB auch dur die Polizetübertretung materielle, fachliche Intereſſen des 
Staates verlegt werden. Die Bolizeiübertretung iſt fein reines „Formaldelikt“ in dem 
Einne, als ftände fie nur in Widerjprucd mit dem Intereile des Staates an Befolgung 
feiner Normen. Denn jedem ftaatliden Gebot oder Verbot liegt ein anderes Motiv 
zu Grunde als die Erziehung der Uintertanen zum Gehorfam. Gegen die erwähnte 
Faſſung u. a. Frank, Studien ulm. 12ff., Hofheinz, Verlegung und Gefährdung als 
riterien der Zweiteilung (1907) 13 ff. ©. jet auch Binding, Normen (2. Auf- 
lage) 8 54. 


Die Aufdedung des fachlichen, materiellen Intereſſes, gegen welches fich das 
Rolizeiunrecht wendet, fol nah Otto Mayer dem Verwaltungsrecht zufallen 
nnd in der Störung ber guten Ordnung des Gemeinwejens zu finden 
fein (Berwaltungsrecht 1 319), d. 5. des „allgemeinen Zuſtandes der Geſellſchaft, bei 
welchem bie in ihr enthaltenen Kräfte durch Schädlichkeiten möglichft wenig beeinträchtigt 
werden”. Den (fchon früher von 2. v. Stein ausgeſprochenen) Gedanken, daß die 
Rolizerübertretungen in engem Zufammenbang mit dem Berwaliungsredht ftehen, hat 
%. Goldſchmidt, Das Verwaltungsftrafredht (1902) mit voller Schärfe durchgeflihrt. 
Er faßt die PBolizeiübertretungen mit gewiflen andern Deliktsgruppen, beſonders den 
Zinanzdelitten, zufammen unter Der Bezeichnung der Verwaltungsdelikte und 
verfteht darunter Zumiderhandlungen gegen die Pflicht, Die Berwaltungs— 
tätigfeit des Staates zu unterftügen. S. auch denjelben, Das Verwaltung 
itrafrecht (in der Feſtgabe der juriftifchen Gejellichaft zu Berlin für Koch [1908)), 
Tie BDeliktsobligationen des Verwaltungsrechts (1905), ferner Goltd A 49 71 ff., 
DIR 7 212 ff. Anzuſchließen fcheint fi) Hofader VerwArch 15 404 ff. Indeſſen 
wird Durch dieſe Faltung gerade die Mehrzahl der Delikte, die man als Polzeiüber⸗ 
tretungen anfieht und die aud) Goldſchmidt Dazu rechnet, nicht getroffen, z. B. nicht 
das übermäßig rafche Fahren. ©. dazu DO. Mayer VerwArch 11 348 ff. Frank, JſVM 
12 214, anderſeits aber Goldjchmidt daſ. 220 ff. Bejonders gegen dieſen Beling 
L. v. V. 34 ff. (J4. T. auf Mißverftändnifien berubend). 


Hänfig vertreten wird ferner die Anſicht, daß Polizeiübertretungen alle Delikte 
jeien, zu deren Tatbeſtand weder bie Verletsung noch die Gefährdung eined Rechts⸗ 
guts gehört, Die aber wegen der möglidherweije in ihnen liegenden 
Gefährdung eines Rechtsguts mit Strafe bedroht find. So Rotering 
18 und in zablreihen Abhandlungen, 3. 8. IVISchr Bd. 30 (weſentlich jet Bei 
Bolizeiübertretungen die „Gefahr der Gefahr“), ZEtrWe 26 719 ff., Archſtrim Anthr 
25 111 ff., ferner Frank, Studien uſw. Dieſe Anficht, die vielfach in Verbindung mit 
der an die Spitze geftellten „Ungehorfamstheorie” auftritt, fteht und fällt mit dem 
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oben ©. 14 abgelehnten Begriff des Nechtsguts. Wie unbeſtimmt dDiejer if, zeigt 
namentlich der Auflag von Gudrian ZEHW 21 828 ff. 

Bon Standpunkte der ©. 14 vertretenen Anſicht aus Tann das Weſen der 
Bolizeiübertretungen nur in der Eigenart des Intereſſes gefunden werden, das 
der Staat an dem linterbleiben der Handlung hat. Das will jagen: ſpricht man 
von Bolizciübertretungen, fo bat man Handlungen im Auge, deren Berbot durch 
polizeilihe Intereſſen motiviert if. Nun beitinmt Otte Mayer a. a. O. 24% 
das Weſen der Polizei überzeugend ald Staatstätigleit zur Abwehr von Störungen 
für Die gute Ordnung des Gemeinwefend. Demnad find PBolizetübertretungen 
jolde Handlungen, die der Staat wegen ihres Widerſpruchs mit der 
guten Ordnung des Gemeinweſens verbietet. 

Diefe Definition leidet indefjen unter einer gewiſſen Unbeftinmtheit. Deshalb 
möge bier nod) eine andere gegeben werden, die, auf einer Yortjegung der mit 
geteilten Gedanken beruhend, wohl den Vorzug fchärferer Umgrenzung hat. 

Sit e8 Aufgabe der polizeilichen Staatstätigfeit, Störungen der guten Ordnung 
des Gemeinweſens fernzuhalten, jo gehört dazu auch die Regelung des menidliden 
Verkehrs. Für dieſen ftellt das Recht zunächſt (BGB 8 276) das ganz allgemein 
gehaltene Gebot der Sorgfalt auf, foweit fie erforderlich ift, d. h. erforderlih m 
Sntereffe der Mitmenſchen und der Gefamtheit. Diejed Gebot bedarf aber eine 
Epezialifierung für zahlreiche Lebensverbältniffe. Die fpezialifierenden Gebote unt 
Verbote find polizeilichen Charakters, und ift das Zumiderhandeln gegen fie mu 
Strafe bedroht, jo liegt in ihm eine Polizeiübertretung. Bulizeiübertretungen 
find mithin folde Delikte, deren Norm die allgemeine im Berfenr 
erforderlide Sorgfalt [pezialifiert. 

Über den Begriff der Polizetübertretungen find außer der im vorftehenden kr: 
zeichneten Literatur noch zu vergleichen: Rojenberg ZEtrW 24 1 ff., Rofin im Wörter: 
buch des Verwaltungsrechts 2 274 ff., JfVM 7 186 ff. 8 55 ff. 131 FF. 289 ff. 10 5135. 
12 200 ff, M. E. Mayer, Rechtsnormen und Aulturnormen (1903) 109 ff. Te 
legtere beftimmt die Polizeiübertretungen (die Verwaltungsdelikte) als ſolche, Deren 
Norm niht auch gleichzeitig eine KRulturnorm ift, während Hofheim 
aa. D. 73ff. die Delikte geringer Strafbarkeit als joldhe mit wandelbaren 
Normen charakterifiert. 

Eine endgiltige Löfung der Frage wird nur durch einen Willensakt bes Geſeß— 
gebers zu erreichen fein, der die von ihm als Bolizeiibertretungen angejehenen Delitte 
fharf von den Übrigen jcheitet. ©. dazu v. Liſzt in den Verhandlungen des 2%. 
Suriftentages 1 273, Kahl daſ. 3 212, Frank ZStW 18 733. Die von Geld— 
Ihmidt und Hofader in den oben angeführten Arbeiten vertretene Forderung au’ 
Überweijung der Berwaltungsdelifte an die VBerwaltungsbehörden iſt dagegen nidt 
ohne Bedenten. 

In dem folgenden werben bie nicht ald PWolizeiübertretungen anzuſehenden 
Delikte „Verletzungsdelikte“ genannt. 

II. Die praktiſche Tragweite der unterſcheidung liegt auf dem Gebiete der 
Schuldfrage. Auf Grund des preußiſchen Strafgeſetzbuchs verneinte die Praxis ber 
den Polizeiübertretungen das Erfordernis des Verſchuldens überhaupt. Vergl. Oppen⸗ 
hoff, Das StGB f. d. preußifchen Staaten (1867) 549. Diejer Auffaflung it jet: 
dadurh der Boden entzogen, daß $ 859 ſchlechthin auf ale im St6s8 
behandelten Delikte Anwendung findet, und daß für die außerhalb des Erf: 
geregelten das gleiche gilt, jofern nicht das Gegenteil erfichtlich if. Vergl. $ 59 VILL 

Übereinftiimmend namentlich E 38 104. Aus der zu EG $ 2 VI vertretenen Anficht 
ergibt fich weiter, daß die Landesgefeggebung feine Delikte, alſo auch kein Polizei⸗ 
delift, ohne Verſchulden aufſtellen kann. (Tarüber, daß nad) heutigem Rechte die 
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Polizeidelikte zum Strafrecht und nit zum Verwaltungsrecht gehören, |. Frant, 

Studien zum Polizeiſtrafrecht. De lege ferenda für Zuteilung zum Verwaltungs⸗ 

echt Goldſchmidt in feinen oben I zitierten Arbeiten) Anderſeits ſpricht ſo— 

wohl die hiftorifche Überlieferung, als auch der Zweck, den der Geſetz— 
geber bei den Bolizeidelitten verfolgt, Dafür, daß Fahrläſſigkeit als 

Schuldform genügt. Dein der gejeßgeberijche Zwed ift gerade der, cin polizei» 

näßiges Verhalten einzuſchärfen. Vergl. Mayer, Berwaltungsrecht 1309, Oppenhoff, 

StGB F.d. Breußiichen Staaten (1867) 549, Breidenbadh, Kommentar über das Grof- 

berzogl. Hell. StGB (1844) 2 13. Auch Olsh.⸗Zweig. und die Braris (ſ. Nofenberg 

a. a. DO.) bejolgen diefe Auslegungsregel. A. U. Binding, Lehrb. 2 681 (immerhin 

zugebend, daß der Zweck der Norm den Schluß rechtfertigen könne, Yahrläffigteit reiche 

aus), Beling, Württembergiſche Strafgejeßgebung (1908) 3. 8, M. E. Mayer a. a. O. 112. 

— Die Mehrzahl der Polizeiübertretungen find gleichzeitig Übertretungen im Sinne 

des 81. Aber auch, wenn fie unter den Begriff der Bergehen fallen, genügt grund: 

jäglih Fahrläſſigkeit. Vergl. 3. B. $ 330. 

III Soweit das Gegenteil nicht Kar erfihtlich ift (befonder® 88 48. 49. 74) 
finden die Vorfchriften des allgemeinen Teils auch auf die Übertretungen Anmendung. 
Ties gilt namentlich auch für die $$ 52—54. 

IV. Über die Frage der Giltigkeit des Landesrechts im allgemeinen f. EG 
$ 2I1 (beionders ©. 7 oben. Im einzelnen iſt bier folgendes zu bemerfen: 

1. Sehr Häufig treten in dem 29. Abjchnitt Blankettjtrafgejege auf. Wie 
S. 12 ausgeführt, find das ſolche Strafgefeße, deren Tatbeſtand de3 näheren 
von einer andern Rechtsquelle beitimmt wird. Diefe kann aud) eine landes= 
rechtliche fein, und gerade bei Übertretungen ift das häufig der al. 3. 8. 
8 366 Nr. 10. 8 367 Nr. 2. 9. 16. Gegenüber dem Landesrecht nimmt alfo 
das Neich folgende Stellung ein. Es erklärt, feinerjeit8 eine Handlung weder 
verbieten noch gebieten, dies vielmehr dem Landesrecht überlafjfen zu wollen. 
Wenn aber das Landesrecht verbietet oder gebictet, jo wird die bei Zuwider⸗ 
bandlungen eintretende Strafe ausſchließlich von Reichs recht beftimmt. 
Landesrechtliche Strafdrohungen find alfo von reichswegen ungiltig. ©. 3. 8. 
$ 366 II. ıBZutreffend führt aber Hofader VerArch 14 447 ff. aus, daß Dies 
nicht für landesrechtlihe Erelutivftrafen, d. h. für ſolche Zwangsmittel 
gilt, Die nur inhaltlid) mit ben echten Strafen übereinftimmen. ©. dazu Franf, 
Studien ufw. 11). — Über die Frage, ob ein Gebot oder Verbot auch von 
einer landesrechtlichen PBolizeiderordnung erlafien werden Tann, enthält das 
Reichsrecht Feine VBeitimmungen, und es Tann ohne Kompetenzüberfchreitung 
darüber nichts enthalten. 3. B. darf $ 366 Nr. 10 nicht jo veritanden werden, 
als jei darin eine Ermädhtigung der Bolizei zum Erlaſſe von Borfchriften zu 
iinden, welche die Erhaltung der Sicherheit auf öffentlichen Wegen ſchützen. 
Vielmehr ift die Zuläfligfeit derartiger Verordnungen lediglich vom Etand- 
vuntte des Landesrechts aus zu beurteilen. Ebenfo die meiften, 3. B. Rofin, 
Das Bolizeiverordnungsrecht in Preußen (1895) 71 ff., Otto Mayer, Verwaltungs 
recht 1 312, Bräuer ArhOFR 21 540 ff. A. A. Loening, Lehrb. des deutfchen 
Verwaltungsrechts (1854) 235. 

. Abgefehen von den Blankettgeſetzen find landesrechtliche Strafbrohungen 
infoweit ftatthaft, als fie mit EG 88 5. 6 vereinbar find. BZumeilen aber ift 
in den Landesgeſetzen beftimmt, daß bei Übertretung gewiſſer Vorſchriften in 
dem GStrafurteil auch beſtimmte, außerhalb der Strafe Iiegende Anordnungen 
polizeilihen Charakters zu treffen feien. 3. B. mürttembergifches BPolizei- 
ſtrafgeſetz Artikel 45 (Entziehung der Verwaltung bei Berfehlungen von Kafien- 
beamten), heſſiſches Bolizeiftrafgejeg Artifel 115 (Entfernung eines nicht kon⸗ 
zejlionierten Waſſerbetriebswerkes). Der Anficht von Hofader VerwArch 14 448, 
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beitraft: 


1 


2. 


3. 


Daß derartige Beſtimmungen gegenüber EG GBG $ 4 und ES EBD $ 6 
ungiltig jeien, ift nicht beizutreten. Denn wenn es fi) babei au um Ver⸗ 
waltungsafte handelt, fo Doch um jolche der Berwaltungsgerichtsbarkeit, und 
dieſe kann nad) der erfteren Stelle den ordentlichen Gerichten zugewiefen werden. 


$ 360. 
Mit Gelditrafe bis zu einhundertfunfzig Markt oder mit Haft wird 


wer ohne bejondere Erlaubniß Riſſe von Feſtungen oder einzelnen 
Feſtungswerken aufnimmt oder veröffentlicht; 

wer außerhalb feines Gemwerbebetriebes heimlich oder wider das Ber: 
bot der Behörde Vorräthe von Waffen oder Schießbedarf auffammelt: 
wer al3 beurlaubter Rejervijt oder Wehrmann der Land- oder Se: 
wehr ohne Erlaubnig ausmwandert, ebenfo wer als Erſatzreſervijſt 
eriter Klaſſe auswandert, ohne von feiner bevorftehenden Auswar- 
derung der Militärbehörde Anzeige eritattet zu haben; 


. wer ohne fchriftlichen Auftrag einer Behörde Stempel, Siegel, Stiche, 


Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung von Metall: 
oder Papiergeld, oder von folchen Papieren, welche nach $. 149 im 
Papiergelde gleich geachtet werden, oder von Stempelpapier, Stempel⸗ 
marfen, Stempelblanfetten, Stempelabdrüden, Poſt- oder Tee 
graphenmerthzeichen, öffentlichen Bejcheinigiungen oder Beglaubigungen 
dienen können, anfertigt oder an einen Anderen als die Behörde 
verabfolgt; 


. wer ohne jchriftlichen Auftrag einer Behörde den Abdrud der m 


Nr. 4 genannten Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder Formen, 
oder einen Drud von Formularen zu den dafelbit bezeichneten öffent: 
lichen Papieren, Beglaubigungen oder Bejcheinigungen unternimmt, 
oder Abdrüde an einen Anderen al3 die Behörde verabfolgt; 


. wer Waaren-Empfehlungsfarten, Ankündigungen oder andere Drud: 


jachen oder Abbildungen, welche in der Form oder Verzierung dem 
Papiergelde oder den dem Papiergelde nach $. 149 gleich geachteten 
Papieren ähnlich find, anfertigt oder verbreitet, oder wer Stempel, 
Stiche, Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung von 
jolden Drudjachen oder Abbildungen dienen fünnen, anfertigt; 


. wer unbefugt die Abbildung des SKaiferlichen Wappens oder vom 


Wappen eines Bundesfürjten oder von Landeswappen gebraud:: 


. wer unbefugt eine Uniform, eine Amtskleidung, ein Amtszeichen, 


einen Orden oder ein Ehrenzeichen trägt, oder Titel, Würden oder 
Adelsprädifate annimmt, ingleichen wer fich eines ihm nicht zu 
fommenden Namens einem zuftändigen Beamten gegenüber bedient: 


. wer gejeßlichen Beitimmungen zumider ohne Genehmigung der 


Staatsbehörde Ausſteuer-, Sterbe: oder Wittwenkaſſen, Verjicherung:: 
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anftalten oder andere dergleichen Gefellichaften oder Anjtalten er- 
richtet, welche bejtimmt find, gegen Zahlung eines Einfaufsgeldes 
oder gegen Leiſtung von Geldbeiträgen beim Eintritte gewijjer Be: 
dingungen oder Friſten, Zahlungen an Kapital oder Rente zu leilten; 

10. wer bei Unglüdsfällen oder gemeiner Gefahr oder Noth von der 
Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hülfe aufgefordert, Teine 
Folge leitet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche eigene 
Gefahr genügen fonnte; 

11. wer ungebührlicherweife rubejtörenden Lärm erregt oder wer groben 
Unfug verübt; 

12. wer als Pfandleiher oder Rüdfaufshändler bei Ausübung jeines 
Gewerbes den darüber erlafjenen Anordnungen zumwiderhandelt, ins⸗ 
bejondere den durch Landesgeſetz oder Anordnung der zuitändigen 
Behörde beitimmten Zinsfuß überjchreitet; 

13. wer öffentlich oder in Nergerniß erregender Weiſe Thiere boshaft 
quält oder roh mißhandelt; 

14. wer unbefugt auf einem öffentlichen Wege, einer Straße, einem 
öffentlichen Plage oder in einem öffentlichen PVerfammlungsorte 
Glücksſpiele hält. 

In den Fällen der Nummern 1,2,4, 5, 6 und 14 Tann neben der 
Gelditrafe oder der Haft auf Einziehung der Riſſe von Feſtungen oder 
Feſtungswerken, der Vorräthe von Waffen oder Schießbedarf, der Stempel, 
Siegel, Stiche, Platten oder anderen Formen, der Abdrüde oder Ab: 
bildungen, oder der auf dem Spieltifche oder in der Bank befindlichen Gelder 
erkannt werden, ohne Unterjchied, ob fie dem Verurtheilten gehören oder nicht, 

[Sch@). 





L Zu Nr. 1. — Verboten ift ſowohl das Aufnehmen als das Beröffentlichen 
eines Riſſes von Feftungen oder einzelnen Feſtungswerken, e8 fei denn, daß beſondere 
Erlaubnis (von der zuftändigen Militärbehörde) erteilt worden ift. Der Begriff des 
Riljes ift in weiteftem Sinne zu nehmen und umfaßt jede graphiiche Darftellung 
bon Feſtungen oder einzelnen Feſtungswerken. Bergl. auch Entſch. des Ober⸗ 
handelsgeriht8 24 131. Der Begriff des Beröffentlihens dedt ſich im 
weientlichen mit dem des Berbreitend. Bergl. $ 110 II 2a. Doch liegt darin nicht 
das Erfordernis, daß die Darftellung aud der Subftanz nad) zugänglich gemacht 
werde. Die Beröffentlihung kann aljo aud) Durch Vorzeigen an einen größeren, Durch 
perjönliche Beziehungen nicht verbundenen Perſonenkreis erfolgen. — Das Delift 
ift Polizeilbertretung und fann daher auch fahrläffig begangen werden. So die 
berrfchende Lehre. U. A. Binding, Lehrb. 2 492. — Iſt die Feltung ober das 
Seltungswerk ein Gegenftand, defien Geheimhaltung im Snterefle der Nandesvertei- 
digung erforderlich ift, fo tritt die vorliegende Stelle Hinter dem Geſetz gegen den 
Berrat militärifcher Geheimniffe v. 3./7 1893 zurüd; fie hat alſo infofern nur ſub⸗ 
fidiäre Bedeutung. Das Gleiche gilt im Verhältnis zu $ 86, d. h. dann, wenn der 
Täter mit bochverräterifcher Abfiht handelt. Dagegen ift (Reals)onkurrenz mit 
8 8 des Gef. v. 3.77 1893 möglich. — Wegen Einziehung vergl. den legten Abjap. 
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I. Zu Nr. 2. — Strafbar ift das heimliche Auffammeln von Borräten cn 
Waffen oder Schießbedarf, fofern es außerhalb des Gewerbebetriebes erfolgt. Ten 
heimlichen Auffammeln fteht das offene dann gleih, wenn es von der (zuftändigen) 
Behörde verboten ift. Ob ein ſolches Verbot ergehen kann, beurteilt fich nach Landes 
recht. Auch enticheidet das Landesrecht darüber, ob das Verbot als generelles oder 
nur als fpezielles zuläflig if. Der Ausdrud Borrat deutet anf Die Abſicht des 
Gebrauchmachens Hin. Vergl. $ 308 II 5. Naritätenfamniler fallen daher mit 
unter die vorliegende Stelle. Ebenjowenig Waffenhändler; denn ein Anlammein 
innerhalb des Gemwerbebetriebes ift niemals firafbar. Das Delikt ift Polizeiüber- 
tretung und in der Art fahrläffig begehbar, daß der Täter ſchuldhafterweiſe von 
dem Berbote der Behörde feine Kenntnis hatte. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. e, a. A. Rotering 
38, Oppenb.-Del. 8a. 

Ul Zu Wr. 3. 

1. Da8 Auswandern ift den Referpviften und Wehrmännern verboten, 
fofern es ihnen nicht im Einzelfalle erlaubt wird. S. dazu Gef. vom 9.1! 
1867 8 15. Ausgenommen von dem Berbot find jedod im allgemeinen die 
Angehörigen der Land» oder Seewehr 2. Aufgebots. Diefe Perjonen bedürten 
einer Erlaubnis nur dann, wenn dies in Beiten eines Krieges oder einer Krieg: 
gefahr befonders angeordnet wird. Gef. v. 11./2 1888 Art. ISA NL. 3 u. 820. 
Die ftrafbare Handlung der Neferviften oder Wehrmänner beiteht in dem Zu— 
widerhandeln gegen das Verbot des Auswanderns (natürlich nur ſoweit ed fx 
fie gilt. Nah den Ausführungen zu 8 140 III 2 a. E. it das Delikt als 
Danerdelitt anzujehen. Die Begehungszeit dauert mithin folange, bis ehre 
nachträglih die Erlaubnis erteilt wird oder die Eigenfchaft als deutſcher Re 
fervift oder Wehrmann verloren geht oder Rückkehr ins Inland erfolgt. €. ot. 
©. 158. Im weſentlichen übereinftimmend die herrſchende Lehre; ſ. Dis. 
Zweig. a a. Gegen die Annahme eines Dauerdelikts Binding, Lehrb. 2 891. 
DOppenh. Del. 17. — Den Heferviften und Wehrmännern ftehen aber in den hir 
interejjierenden Beziehungen die Erſatzreſerviſten gleich; dieſe fallen alic 
jest nicht mehr unter Die zweite, jondern unter die erfte Alternative der Etelle. 

Geſ. v. 11./2 1888 Art. IT $ 11. 

2. Zur Auswanderung berechtigt, jedoch zur vorhergehenden Anzeige an die Militkr- 
behörde verpflichtet find jegt Die Angehörigen der Rand» oder Seemet: 
2. Aufgebots. Auf fie bezieht fich jet Die zweite Alternative der Etell: 
Gef. dv. 11.;2 1888 Art. II $ 4 Nr. 3 und $ 20. Strafbar machen fidh dieie 
Mehrmänner aljo nicht durd) das Auswandern an fich, fondern Durch die Unter: 
laffung der Anzeige. Diefes Delift wird jolange begangen wie die Anzeigepflid: 
dauert, aljv nad) den Ausführungen auf ©. 30, bis die Militärbehörde Kennmi⸗ 
erlangt. Abweichend wollen bier auch Olsh.⸗Zweig. d 4 die Verjährung an: 
ſcheinend ſchon mit dem Werlaffen des Inlandes eintreten laffen. 

Sahrläflige Begehung tft zwar denkbar, wird aber bei dem engen Zuſammenhang 
der Etelle mit 8 140 nicht als ftrafbar angefehen werben fönnen. Ebenjo Bindinz. 
Lehrb. 2 691, Oppend.-Del. 16, Rüd.-Stengl. 4. AU.U. Olsh.» Zweig. e. — Wegen dei 
Berfahrens j. StPO 88 470 ff. — Dualifizierte Fälle ſ. $ 140 No. 2. 3. 

IV. Zu Nr. 4. — Die Stelle, deren jegige Faſſung auf Gej. v. 13./5 1591 
beruht, verbietet e8, gewifje Gegenftände, die zur Begehung von Münz⸗ oder Urfunder: 
deliften dienen fünnen, anzufertigen oder an andere als Behörden zu verabfolgen — t 
jei denn, daß ein fchriftlicher Auftrag einer Behörde vorliegt. Der Dolus der Mün; 
fälſchung oder der Delikte des & 275 wird nicht gefordert, vielmehr genügt wegen 
des polizeilihen Charakters Fahrläſſigkeit. Ebenfo Binding, Lehrb. 2 336, 
Rotering 34, Olsh.⸗Zweig. c. Jedoch verlangen die beiden erfteren infofern Vorſaß. 
als der Täter die Tienlichkeit der Formen zur Anfertigung von Geld uſw. fennen 
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müffe. Gegenüber ben Berlegungsdeliften und der Beihilfe dazu (88 146 ff. 275) tritt 
die vorliegende Stelle zurüd. Sie hat alfo nur fubfidiären Charakter. — Über den 
Begriff der Behörde ſ. $ 114 II. Zuſtändig braudt die Behörde nicht zu fein. 
So Olsh.⸗Zweig. b, Gerland GerS 59 287 gegen Oppenb.- Del. 23. — Siegel bedeutet 
nah R 2 663 ein Werfzeug, mitteld deſſen der Abdrud eines gewiſſen Beichens in 
einem weicheren Körper erfolgt. — Den Begriff verabfolgen verfteht Gerland 
0. a. D. 288 mit Unrecht in dem Einne, daß man fich feines Botens bei der Üüber⸗ 
mittelung bedienen dürſe. — Wegen Einziehung vergl. den lebten Abſatz. 

V. Zu Nr. 5. — Tie Stelle hat im wejentlidyen denfelben Charakter wie bie 
borbergehende Nummer. Sie verbietet unter den gleichen Vorausfegungen das Unter- 
nehmen des Abdruds der dort genannten Formen oder des Druds gewiſſer For» 
mulare. Über den Begriff des Unternehmens f. $ 105 und Gerland GerS 59 
2901. — Wegen Einziehung vergl. den legten Abſatz. 

VI Zu Nr. 6. — Das hier geregelte Delift ift mit den vorigen verwandt, 
injvjern es ſich um polizeiliche Strafdrohungen zum Echuße des Münzmefens handelt. 
So Olsh.⸗Zweig. a. Daher ift fahrläſſige Begehung möglich. Ebenſo v. Schider 29. 
AA. Binding, Lehrb. 2 337, Notering 35. Einfeitige Abbildungen in numismatifchen 
Werken können nicht hierher gerechnet werden, weil die Gefamterfcheinung die Ähn⸗ 
lichkeit mit Bapiergeld ausjchließt. Dagegen wird man mit Olsh.⸗Zweig b annehmen 
müfen, daß beiderjeitige Abbildungen diefer Urt unter das Geſetz fallen. 

VO Zu Rr. 7. — Ein Verletzungsdelikt, beftehend in der Anmaßung von 
Staatsſymbolen. So Binding, Lehrb. 2 507. Daher ift nır vorjägliche Begehung 
ſtrafbar. Eo außer Binding a. a.D., Olsh.⸗Zweig a., Rotering 35. A. A. v. Schider 29. 
— Ter Gebrauh und die Abbildung des faiferlichen Adlers zur Bezeichnung von 
Karen oder Etiketten ift allen beutfchen Fabrikanten geftattet, jedoch nicht in der 
Form eines Wappenſchildes. S. den Raiferlihen Erlaß vom 16./8 1872 und die 
Vekanntmachung des Reichskanzlers vom 11./4 1872 (RGBl. 90. 98). — Unter 
Randesmwappen find nur die Wappen der deutichen Bundesftaaten, nicht die eines 
ausländijchen Staates (E 34 26 [32]) oder der Städte oder Provinzen zu verſtehen. 
Olsh.⸗gweig. c. 

VOL Zu Nr. 8. — Auch hier liegt ein Verlegungsdelift vor, ſodaß nur die vor« 
jägliche Begehung jtrafbar ift. Ebenſo Olsh.⸗Zweig. a, Rotering 36, E 88305. Verletzt 
aber ift die ftaatliche Autorität oder Berwaltung. Unter Strafe geftellt find folgende 
Handlungen: 

1. unbefugtes Tragen einer Uniform, einer Amtskleidung, eines 
Amtszeihens, eines Ordens oder Ehrenzeichens. — Die Trage, ob 
nur inländifche Uniformen uſw. oder auch ausländiiche hierher gehören, 
ift beftritten. Der Umftand, daß das Geſetz im vierten Abfchnitte bes 2. Teils 
Handlungen gegen auswärtige Staaten beſonders regelt, kann bier nicht in 
Betracht fommen, weil nad) der vom Geſetz befolgten Ordnung die Übertretungen 
durchweg von ihren ſyſtematiſchen Zufammenhängen Iosgelöft find. Man wird 
daher mit Binding, Lehrb. 2 519, v. Schwarze 8 und NRüd.-Stengl. 13 aus⸗ 
ländifche Uniformen den inländijchen gleichzuftellen haben. SHinfichtlich der aus⸗ 
ländifchen Orden ftimmen auch Olsh.Zweig. b und Oppenh.-Del. 38. 39 überein. 
Zu weit aber gehen Rüd.»Stengl. 13, wenn fie auch Phantafieuniformen und 
Orden hierher rechnen. Unmejentliche Abweichungen von der Uniform oder den 
Orden find freilich unerheblid. — Ein Tragen einer Uniform oder einer Amts⸗ 
fleidung liegt nur danıı vor, wenn die Berfon als ganzes uniformiert oder als 
Beanter bekleidet erſcheint. Unbefugt ift da8 Tragen dann, wenn Der 
Träger nicht fraft erteilter Erlaubnis, die auch implicite iu der Anftellung oder 
der Verleihung eines Amtes liegen kann, dazu berechtigt if. Wer im allge» 
meinen das Recht hat, eine Uniform ufw. zu tragen, madt fi nidt ftrafbar, 
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wenn er fie an unpafjendem Orte oder zu unpaffender Beit trägt. Iſt aber da3 
Hecht des Tragens nur in beſchränktem Umfange verliehen, jo wird Das Tragen 
bei jeder Überfchreitung zu einem unbefugten. Dies ift wichtig für Landwehr: 
und Nejerveoffiziere. Siehe Belleidungsporfchrift für Offiziere Nr. 45. Nah 
der berrichenden Lehre find derartige Fälle niemals kriminell ftrafbar. — Ander⸗ 
jeit8 aber ijt der Begriff des Tragend nicht gleichbedeutend mit Anlegen, cr 
enthält vielmehr einen Hinweis darauf, daß der Täter im bürgerlichen Leben 
(nad außen hin, ſodaß es als ernft gemeint gelten Tann) mit Der lniform, 
dem Orden ufw. auftrete. Ein Anlegen in Freundeskreiſe, bei Masteraden oder 
auf der Bühne ift demnach nicht ftrafbar. — Sofern ed nach Landesrecht zur 
Annahme ausländifcher Orden und Ehrenzeichen einer Genehmigung bedari, 
ift das ohne eine ſolche erfolgende Tragen ein unbefugtes; 


.unbefugte Annahme von Titeln, Würden oder Adelspräbdifaten 


a) Bei den Titeln ift zu unterfcheiden zwiſchen folchen, Die verliehen und folchen. 
die erworben werden. Berliehenen Ziteln gewährt dad Recht nur banr 
Schutz, wenn die Berleihung von einem Willen ausgeht, den es ſelbſt als einen 
autoritativen anerkennt, namentlich alle vom Staate und den mit Diefem or- 
ganifch verbundenen öffentlichen Körperjchaften mit Einfluß der Univerfitäten 
und techniſchen Hochſchulen. Titel dagegen, wie fie etwa Sportsvereine ver: 
leihen, fallen nicht unter dieſe Stelle. Die Verleihung eines Titels kann ſich zu⸗ 
nächft verbinden mit Der Übertragung eines Amtes (daher Amtstitel). Inwiefern 
der Titel nad) Berluit desAmtes (mit oder ohne Zufag „a. D.*) weiter geführt 
werben kann, richtet jich nach fpeziellen, namentlid jtaatärechtlichen Beftim- 
mungen. Das RS (Annalen 9 318) nimmt an, daß ein disziplinarijch jeines 
Amtes entjegter Beamter den Titel auch nicht mit dem Zuſatz „a. D.” führen 
tönne. Außerdem aber fann ein Titel auch unabhängig von der Übertragung 
eine® Amtes verliehen werden. Alsdann bat er die Bedeutung einer Aus: 
zeichnung (daher Chrentitel). Diejer Bedeutung fieht der Umftand nidt 
entgegen, daß das Verhalten, welches zur Ehrung Anlaß gibt, die Verleihung 
des Titels herbeiführen follte. Daher ift auch die auf Grund einer Prüfung 
verliehene Bezeichnung als Titel anzufehen. So bezgl. des Doltortitels di. 
allgemeine Auffafiung; |. bei. OLG Dresden in GoltdA 54 320. Gin Ehren- 
titel ift außer Doktor z. B. Konımerzienrat, aber auch Hoflieferant. 

"Wer fich als Hoflieferanten bezeichnet, bringt dadurch nicht nur zum Ausdrud, 
daß er für den Hof liefert, jondern auch, daß ihm der Hof in Anerkennung 
feiner Lieferung, alio zum Zweck der Ehrung, eine beftimmte Bezeichnung 
beigelegt hat. Ebenſo bezügl. des Hoflieferanten: v. Schider 32 und, wie er 
berichtet, DRG Stettin Urt. v. 10./4 1896, desgl. jest auch Olsh. c e. 
A. A. Kammergericht in GoltdA 87 447. Eine andere und nur nach dem fon- 
kreten Staatsrecht zu beurteilende Frage ift freilich die, ob es ſich dabei um 
eine unter ftaatlider Autorität verliehene Bezeichnung handelt. Bon einer 
augländifchen Antorität verleihbare Titel ftehen den inländifchen gleich. Bedarf 
ed nad dem Landesrecht der Genehmigung zur Führung eines foldhen Titels, - 
jo ift ftrafbar, wer den Titel rite erworben hat, aber ohne diefe Genehmigung 
führt. Zur Führung des außerhalb Deutichlands erworbenen Doktortitel? 
ift nach einer Verordnung dv. 7./4 1897 in Breußen Genehmigung des Kultus⸗ 
minifters erforderlich. Entſchieden wurde, daß der Inhaber eines ausländijchen 
Doftortitels, deffen Umfang jedoch dem deutjchen nicht entjpricht, ſich nicht 
der für diejen legteren üblichen WUblürzungen bedienen darf. 3. B. dürfe ein 
Dr. chir. dent. (Baltimore) fidy nicht einfach als Dr. bezeichnen. So DLG 
Breslau GoltdA 42 421, dem Olsh.⸗Zweig. c beitreten. Sehr bedenklich if 
die vom OLG Celle in GoltdA 58 455 vertretene Anficht, nach der unbefugte 
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Annahme eine Doktortitel nur deshalb. vorliegt, weil der Anftalt, die ihn 
verliehen, al3 einem Schwindelinftitut nacht räglich die Befugnis zur Ver⸗ 
leihung von Ziteln ftaatlid) entzogen worden ift. Die Frage, ob auch geiſt⸗ 
lie Titel hierher gehören, ift beftritten, wird aber mit der herrſchenden 
Lehre zu bejahen fein. U. U. Oppendh.=Del. 47. 

Der Zitel kann aber auch mit einer beftimmten Lebensftellung erworben 
werden (Berufstitel). So wohl zuerift Kammergeriht GoltdA 47 314. 
Allerdings ift keineswegs jede einer Berufsftellung entiprechende Bezeichnung 
als Titel anzujehen. Es muß vielmehr Hinzulommen, daß mit dem Beruf 
öffentlichrechtliche Befugniſſe verbunden find. Daher find Titel: die 
Vezeihnung ald Rechtsanwalt (E 34 271, BayObLEStr 8 58), als 
Privatdozent (Rammergeriht a. a. D.), in Preußen auch Prozeßagent 
(DORS Eöln GoltdA 48 318). Nicht aber find Titel Bezeichnungen wie 
„Student“, „Lehrer“, „Muſikdirektor“, „Maffeur” (E 82 175) — e8 fei denn, 
DaB ſolche Bezeichnungen als Titel landesrechtlich verliehen werden, wie 3.8. 
„Profeflor“, „Oberlehrer”. Die unbefugte Bezeichnung als Arzt ift nad) 
Gew⸗O 8 147 No. 3 ftrafbar. 

Nah alledem läßt ſich der Titel beftimmen als die Bezeichnung, bie 
einer Berfon von einem autoritativen fremden ®illen zur Kennt- 
lihmadung eined Beamten» oder Amtscharakters ober zum 
Bwede der Ehrung verliehen ift, oder die ihr Eraft einer öffent- 
lihen Stellung zutommt. Ähnlich E 37 175. 

b) Würde bezeichnet eine Ehrenftellung innerhalb einer Gemein— 
Ihaft. Gemeint find aber auch Hier nur ftaatlide oder unter ftaatlicher 
Autorität (wohl auch unter Firchlicher) ftehende Gemeinſchaften, 3. B. Univers 
fitäten, Alademieen, Handelskammern, geiftliche Orden. Die Bezeichnung 
Doktor, würde“ trifft für die Gegenwart nicht mehr zu. 

c) Ein vor dem Namen ſtehendes „von“ (v.) ift meilt, aber keineswegs immer 
Adelsprädikat. Zu weflen Namen dieje „von“ gehört, der ift beredtigt, 
ed zu führen, mag er auch nicht adlig fein. ©. dazu OLG Celle SoltdA 
53 457. (Die Enticheidung der Frage, ob der Täter dem Adel angehört, aljo 
das Adelöprädifat mit Recht führt, nehmen in dec Praxis zutreffend die Ge⸗ 
richte in Anfpruh. Dagegen behauptet in Preußen das HeroldSamt als Organ 
des Königs feine ausfchließlide Zuſtändigkeit. VerwArch 14 377 ff., 
ACHÖFN 22 1 ff.) 

Strafbar ift, wer Titel, Würden oder Adelsprädifate annimmt, d. h. fich im 
bürgerlidhen Leben durch Führung des Titels uſw. den Anfchein gibt, dazu be= 
rechtigt zu jein. Ein vorübergehender Gebrauch wird nur dann ausreichen, wenn 
fich Dadurch die Abjicht Fund gibt, im Publikum dieſen Glauben zu erweden. Wieder⸗ 
holtes Gebrauchen begründet deinnad feine Realkonkurrenz. In leßterer Beziehung 
übereinftimmend Binding, Lehrb. 2 749, DISh.- Zweig. f. Bedenklich OLG Celle Goltd 
A 53 904: eine Ehefrau, die für fi) einen von ihrem Manne abgeleiteten, aber dieſem 
nicht zuftehenden Titel („Frau Rechtsanwalt”) führt, nehme den Titel an. Jeden⸗ 
falls fordert der Begriff des Annehmens ein pojitive8 Tun und es genügt nicht, 
wenn ji) jemand nur die entiprechende Anrede gefallen läßt. E 33 305. Ein 
Adelsprädifat nimmt widerrechtlich auch an, wer fi ein höheres Abelöpräbifat 
anmaßt als ihm zukommt; 

3. Der Gebraud (da8 „Sihbedienen*) eines dem Täter nicht zu- 
fommenden Namen gegenüber einem zuftändigen Beamten — 
Zuftändig ift ein folcher Beamter, der das hoheitliche, mit Zwangsgewalt 
ausgejftattete Recht hat, nad) dem Namen zu fragen. Beſonders gehören hier⸗ 
her Polizeibeamte (auch Bahnmwärter bei Ausübung der Bahnpolizei, R 1 565) 

Frant, Strafgefekbudg, 5.—7. Aufl. 37 
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und Richter, aber nicht Briefträger kei Beſorgung von Poſtſachen. R 1173. 

10 1235. — Strafbar ift audy der Gebrauch eines faliden Bornamen?. E W 

230. — Nach Landesgefegen ift zumeilen die Angabe eines falſchen Namens bet 

Ergreifung auf friiher Tat als Etrafihärfungserund anzuiehen. In derartigen 

Fällen (3. B. preußiiches Forftdiebfiahlsgefeh $ 3 Nr. 3 und preußiiches Forfi⸗ 

und Feldpolizeigeſetz 8 2 Nr. 3) findet die vorliegente Etelle wegen noimendiger 

(Geſetzes⸗Konkurrenz feine Anwendung. Ties bezeichnet Binding, Lehrb. 3 ;49 

als ſehr bedenklich. 

IX. Zu Nr. 9. — Die hier behandelten Kaffen haben ſämtlich den Charafier 
von Berlierungsanftalten. Epartafien gehören demnach nicht hierher. Strafbar it 
die ungenehmigte Errihtung nur dann, wenn nach Landesrecht eine Genehmigung 
erforderlich ift (Blankettgeſetzz, Nah E 85 346 findet die Elelle feine Anwendung. 
wenn das Verſicherungsgeſchäft nur als Nebengejchäft eines andern Gewerbebetriebs 
erſcheint. — Fahrläſſige Begehung (bei Unkenntnis der mangelnden Genehmigung, 
ift ftrafbar. — Soweit fi) die Etelle auf Verfiderungsunternehmungen im Zinne 
des Gefeged fiber die privaten Berficherungsunternehmungen bezieht, ift fie durch 
$ 108 daſelbſt aufgehoben und durch eine Epezialbeflimmung erſetzt worden. 

X. Zu Nr. 10 (fogenannter Liebesparagraph). — Die Stelle enthält ein echtes 
Unterlafiungsdelilt. Die Unterlafiung befteht darin, daß nicht Hilfe geleiftet wird. 
Etrafbar aber ift diefes negative Verhalten nur unter doppelter Boransjegung: 

1. Zunächſt muß eine Aufforderung zur Hilfeleiftung von der Polizei 
behörde oder deren Bertreter ergangen jein. Im Yalle der Seenot 
gilt als Bolizeibehörde aud) der Strandvogt. S. Strandungdorbnung vom 
17./5 1874 89. Zu der Aufforderung ift, wenn bie tatſächlichen Borausfegungen 
(ein Bedlirfnisfall) vorliegen, die Polizei von reichswegen befugt. S. Nortb. 
Die NRothilfepflicht im deutſchen Etrafredht (1906) 52 ff. Welche Art von Hilſe⸗ 
leiftung die Polizei verlangen kann, beſtimmt fidh teil8 objektiv nach dem, wa? 
erforderlich ift, teils jubjeltiv nach dem, was von dem Aufgeforberten ermeartet 
werben darf. Etatthaft kann namentlich auch das Verlangen von Sach leiftungen 
fein. Der Richter Hat das Recht und die Pflicht, nachzuprüfen, ob ein, Bedürfnié⸗ 
fall“ vorlag, ob die verlangte Leiſtung einen ftatthaften Inhalt hatte, ob fie ın 
gehöriger Form und von zuftändiger Seite gefordert wurde; nicht aber darf er 
nachprüfen, ob die begehrte Leiftung zur Bekämpfung der Gefahr geeignet und nötig 
war. So North 99, im weſentlichen aud) DI8h.- Zweig. d. Dagegen wollen Rüd.⸗ 
GStengl. und DONG Rojen GoltdA 37 449 das richterlihe Nachprüfungsrecht 
völlig ausſchließen. Die herrichende Lehre verlangt, dad die Aufforderung 
individuell ergangen fei, und erklärt daher generell gehaltene Aufforderungen 
für ungenügend. Zuftändigfeit der Bolizeibehörde ift jelbitverftändliche Voraus⸗ 
fegung; zuftändig aber ift diejenige, Die nad) Lage der Sache für dic Beleitigung 
der Gefahr zu jorgen bat. Näheres über die Zuftändigkeit bei North 58. Er 
weift Darauf hin, daß auch niedere Polizeiorgane (3. B. Schugleute) zuſtändig 
fein fönnen; Dies entipricht nit nur dem Zwecke, jundern wohl aud dem 
Wortlaut der Beftimmung, die ausdrüdlich den „Berireter* der Polizeibehörde 
für zuftändig erklärt. Die Aufforderung kann ergehen: 

a) bei Unglüdsfällen, d. 5. einen plößlich, überrafchend eintretenden Ereignis, 
durch das jemand in irgend einem Gute verlegt worden ift und das weitere 
Berlegungen beforgen läßt. Es genügt alfo auch ein Bermögensunglüd. 
Darauf, ob das Unglüd von einer Naturgewalt oder durch Tiere oder durch 
menschliche Tätigkeit herbeigeführt wurde, fommt es nicht an. Ebenfo unerheblich 
ift, ob das Unglüd nur eine oder mehrere, ob es natürliche oder juriſtiſche 
Perſonen trifft. Derſelben Anficht bezal. folder Unglüdsfälle, die nur Einzel» 
perjunen betreffen, v. Schider 36, v. Liſzt $ 189. Dagegen will North 166 bei rein 
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perjönlichen Unglüdsfällen die Stelle nur dann anwenden, wenn „organilierte* 
Hilfe nötig ift. Wichtig ift die Frage (troß GewO 8 1414 Abjah 2) beſonders 
für Arzte. Stet3 aber ift erforberlih, daß der Unglüdsfall zu der Zeit, 
da Hilfe geleiftet werden foll, noch andauert in dem Sinne, daß der Eintritt 
eines weiteren Schadens zu befürchten if. Dies ift z. 8. wichtig bei 
einer Aufforderung zur Beteiligung an den Mettungsarbeiten bei Einfturz 
eines Haujes; _ 

b) bei gemeiner Gefahr. Über den Begriff Gefahr fiehe $ 1 II und über den 
ber gemeinen Gefahr die Vorbemerkungen zum 27. Abjchnitt. Gleichgiltig ift 
auch bier das Gut, gegen welches jich die Gefahr mwenbet, und die Ber- 
anlaffung der Gefahr. Der Unterjchied gegenüber dem Unglüdsfalle liegt 
Darin, daß eine Verlegung noch nicht eingetreten zu jein braucht; 

c) bei gemeiner Rot. Die Rot teilt mit dem Unglücksfalle daS Moment, daß 
eine Berlegung bereit8 eingetreten und eine weitere zu befürchten if. Auch 
fommt es nicht darauf an, weldes But bedroht if. Der Begriff ift aber 
injofern enger, al3 die Gefährdung feine unerwartete zu fein braucht. Außerdem 
muß fie eine gemeine fein, d. H. unbeftimmt welche und wie viele Menſchen 
ergriffen haben. 

2. Ferner muß der Aufgeforderte der Aufforderung ohne erhebliche 
eigene Gefahr Folge haben leiften fönnen. Auch hier kommt es nicht 
darauf an, gegen welches But fich eventuell die Gefahr gerichtet hätte. Für den 
Begriff der erheblichen Gefahr ijt nicht nur die Höhe der Wahrjcheinlichkeit 
einer Verlegung maßgebend, jondern auch deren Echwere. So bejonders Olsh.⸗ 
Zweig. e. Man wird aber bei Beurteilung der Schwere auch den Wert des 
Gutes beachten müſſen, zu deſſen Eicherung die Hilfeleiftung verlangt wurde. 
Dies lehnen Olsh.⸗Zweig. e ab. BZuftimmend aber North 74/5. Die Rechts⸗ 
widrigfeit oder zum mindeften die Schuld kann durch Pflichtenkolliſion 
(oben ©. 105) ausgeſchloſſen werden. Die Zuläfligfeit einer Stellvertretung 
ift anzuerkennen, jofern nicht die Hilfe nad) den Umftänden nur von dem Aufs 
geforderten geleiftet werden founte. ©. North 82. 

Sahrläffige Begehung ift ftrafbar. Eo beſonders auch North 91. 3.8. der 
Aufgeforderte hält ſchuldhafterweiſe den Auffordernden nicht für einen Polizeibeamten 
oder er überſchätzt die eigene Gefahr. 

Zandesrechtliche Vorſchriften, durch welche bei einem Unglüdsfalle beftimmte 
Berjonen (z. B. VBergmerkäbefiger oder Bewohner einer gewiſſen Gegend) ohne 
ſpezielle Aufforderung zur Hilfeleiftung verpflichtet werben, bleiben unberührt. Da⸗ 
gegen find jolche landesrechtlichen Strafbeitimmungen aufgehoben, welche individuelle 
Aufforderung zur Hilfeleiftung vorausfegen. So erllärt BayObLGEStr 1 246 die 
Strafvorſchriften des bayeriſchen Geſetzes vom 28./5 1852 über den Uferſchutz 
Artitel 17. 26 für bejeitigt. 


XI Zu Nr. 11. 

1. Rubheftörenden Lärm erregen Tann Doppelt gedeutet werden: entweder 
fo, daß durdy Erregung von Lärm die Ruhe tatfächlidy geftört wird, ober fo, 
daß die Erregung von Lärm unter den obwaltenden Umftänden nur geeignet 
ift, die Ruhe zu ftören. Im erfteren alle ift das Delikt Berleyungs-, im 
zweiten Gefährdungsdelikt. Yür jene Uuslegung die früheren Auflagen 
und v. Liſzt 8 190, für dieſe die herrſchende Lehre, 3.8. Binding, Lehrb. 1 190, 
Olsh.⸗Zweig. d. Es iſt zugugeben, daß der Etandpunft der herrichenden Lehre 
dem praltifchen Bedürfnis mehr entipricht, und theoretiſch darf nicht überfehen 
werden, daß das Erfordernis einer wirklich eingetretenen Ruheſtörung am ein« 
fachſten durdy die Wendung ausgedrüdt würde: wer dur Erregung don Lärm 
bie Ruhe ftört. Man wird aljo der zweiten Auslegung den Borzug zu geben 
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haben. Zweifellos fommt es auf eine Störung gerade der Nachtruhe nit an. Tas 
Geſetz bedroht aber nicht den, ber die Ruhe „eines andern“ ftört, verlangt viels 
mehr, daß die Ruhe allgemein, die Ruhe des Publikums geftört werde. Tie 
Nichtigkeit dieſer durchaus herrſchenden Anfiht, gegen die ſich jedody Binding 
a. a. DO. wendet, folgt namentlich auch aus der gerade Hier jehr wichtigen 
Entftehungsgeichichte. ©. Darüber beſonders Zimmerle GerS 57 442. Der Begrit 
des Publikums ift nur eine beftinmte Anwendungsform des Begriffs der 
Öffentlichkeit. Enthält aber biefer einen Hinweis auf einen größeren, durch 
individuelle Beziehungen nicht zufammengehaltenen Perfonentreis ($ 110), io 
liegt ber objektive Tatbeftand der Muheftörung dann vor, wenn Die Erregung 
von Lärm unter den obwaltenden Berhältnifien geeignet ift, die Ruhe eines 
größeren, durch individuelle Beziehungen nicht zufammengebaltenen Perſonen⸗ 
freifes zu ftören. Dies kann auch dann zutreffen, wenn fid) die Störung geger 
die Bewohner eines Hauſes wendet. E 13 366. U. U. Berner 694. Die Erregung 
von Lärm muß eine ungebührliche fein. Die Auslegung dieſes Begriffs it 
beftritien. Am einfachften und natürlichften wird ihm ein negativer Sinn: „obre 
gerechtfertigte Veranlaſſung“ beigemefjen. Wer lärmt, um eine Feueröbrunft au» 
zuflindigen, oder um ſich Hilfe gegen einen Angriff zu verjchaffen, erregt den Lärcı 
nicht ungebührlichermweife. Daraus ergibt fi) auch, daß der mit einem Gewerbe» 
betriebe verbundene Lärm grundjäglid) Fein ungebührlicher fein fan. Anders 
freilich, wenn der Gewerbetreibende aus Chifane oder einer beionderen Xer: 
pflichtung zuwider handelt. Übereinftimmend Olsh.⸗Zweig. d, Entich. d. Hanfeat 
OLG 124. — Iſt die Rubeftörung ein Gefährdungspelitt, fo ift auch Vorſatz erfor: 
derlich. Der Täter muß nicht nur wiflen, daß er lärmt, ſondern aud), daß fein Berhal- 
ten geeignet ift, Die Ruhe des Publitums in dem oben mitgeteilten Sinne zu flören 
Ebenjo Binding, Olsh.⸗Zweig. a. a. D. Auch v. Liſzt fordert Vorſatz. Abweichend 
bezieht F. Frank GoltdA 84 150 den Borfag nur auf das Lärmen, nicht aber 
auf die Ruheitörung. Ebenfo RG GoltdA 43 119, OLG Colmar GoltdA 47 451. 
Dagegen mit Recht Gilliſchewski daf. 39 140. — Das Delikt Tann als unechtes 
Unterlaſſungsdelikt begangen werden, jofern eine Verpflichtung zur Verhinderung 
bes Lärmens befteht (befonders wichtig bei bellenden Haushunden). Aber and 
in dieſem Falle muß der Täter um die Erregung des rubeftörenden Lärms wien 
oder fie vorausſehen. 

2. Der Begriff des groben Unfugs ift jehr beftritten. Sieht man auf bie 
Etymologie, jo würde jedes wider Fug und Necht geichehende Handeln darunter 
fallen. Die Praxis war eine Zeitlang in der Tat dieſer Auffaffung jehr geneigt. 
Sie geftaltete den groben Unfug zu einem fubfidiären Delikte aus und umging 
auf diefe Weiſe den Satz nulla poena sine lege ($ 2). ©. dagegeu v. Bar 
GerS 40 429 ff., Hade, Der grobe Unfug (1892), Krauße ZEHW 16 657 ñ. 
v. Lilienthal in Holgendorffs Rechtslexikon Artikel „Unfug“, F. Frank in GoltdA 
34 145 ff, 36 267 ff, v. Liſzt 8 190, Meyer⸗Allf. 652, befonders aber Müller. 
Gegen den groben Unfug in der heutigen Rechtſprechung (1895). 

Es ift aber, wie allgemein zugegeben wird, undenkbar, daß der Srundjag des 
8 2 durch die vorliegende Stelle aufgehoben werden ſollte. Ihre Erklärung kann 
daher nur auf Hiftorifchem Wege erfolgen. (Bergl. darüber bejonders Yimmerle 
Goltd A 47 64 ff. und GerS 57 442 ff., Krauße a. a. DO.) In dieſer Beziehung 
fteht nun feit, daß 8 360 Nr. 11 unter Bermittelung einer preußifchen Verordnung 
vom 17./8 1835 zurückweiſt auf das „Bubengejeg* im ALRII 20 8 183, welches 
verhältnismäßiges Gefängnis oder körperliche Büchtigung oder Zuchthausftrafe 
androhte gegen, „mutwillige Buben, welde auf den Straßen oder font Unmabe 
erregen oder grobe Unfittlichfeiten verüben“. Hiermit war gejagt, daß die Hand- 
lung der äußeren Ordnung des Verkehrs zumider in einer unmittelbaren 
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Beläftigung des Bublitums, d. h. unbeftimmt welcher Berfonen (f. oben 1) 
beftehen muß. Bergleiht man dieje Faſſung mit der des preußifchen und des 
RStGð's, jo ergibt ſich ald weientlicher hier in Betracht kommender Unterfchied, 
daß das Wort „Unfittlichfeiten“ durch Unfug erfegt worden ift. Dieje Anderung 
mar umjomehr geboten, als der heutige Sprachgebraud dem Worte Unfittlichfeit 
eine geichledtliche Bedeutung gibt. 

Sachlich aber ift der Charakter der Bejtimmung der gleiche geblieben: es ftehen 
immer Handlungen in Frage, die der äußeren Ordnung bes Verkehrs wider⸗ 
ſprechen und dem Publikum unmittelbar läftig fallen. Allerdings wird man es 
aus Ähnlicyen Gründen wie oben (1) mit der herrfchenden Lehre als genügend 
anjehen müfjen, wenn die Handlung unter den obwaltenden (konkreten) Umftänden 
geeignet ift, daS Publikum zu beläftigen und zwar (weil der Unfug ein grober 
jein muß) in erheblihem Maße. So die herrſchende Lehre. ©. befonders Olsh.⸗ 
Zweig. e, E 34 364. Dagegen fordern (wie die früheren Auflagen) v. Liſzt $ 190, 
Rotering 46 tatjächliche Beläftigung. Groben Unfug verüben heißt 
fomit: Handlungen begehen, welche der Außeren Ordnung des 
Berfehrs mwiderjpreden und unter ben obmwaltenden Umftänben 
geeignet find, das Publikum unmittelbar in erheblidem Maße zu 
beläftigen. 

Als Beläftigung kommt zunächſt die äußere, finnliche in Betracht, beitehend 
z. B. in ber Verbreitung wiberlicher Gerüche oder in der frivolen Berurfachung 
einer Panik im Theater. Zweifelhaft ift, ob auch eine pſychiſche Beläftigung 
genügt. Berneinend %. Frank GoltdA 36 270, v. Bar GerS 40 429, v. Liſzt 
S 190. Bejahend namentlich Binding, Tehrb. 1 191. Man wird fich gerade im 
Dinblid auf den mitgeteilten Wortlaut des „Bubengefeges“ der Bejahung der 
Frage dann nicht entziehen können, wenn die „pfychiiche Beläftigung“ dem 
Erfordernis der Unmittelbarkeit entjpricht. Dies würde 3. B. bei frivolem 
zseuerruf der Fall fein, desgleihen wenn jemand nadt über die Straße läuft. 
Dagegen ift es unzuläffig, Handlungen, die nur im Wege der Reflerion 
pſychiſch beläftigen, als groben Unfug zu betrafen, 3. B. Boykottierungen, faljche 
Alarmnadrichten, Ankündigungen eines Wahrjagers (an. A. Oppenhoff, Recht» 
ſprechung des Obertribunal® 14 507 [Wahrjager, E 16 98 [Alarmnachrichten], 
27 292 [Boykott)). 

Soweit im vorhergehenden Entiheidungen des RG's als ab- 
weichend angeführt find, entipredhen fie nit mehr feiner gegen» 
mwärtigen Prarid. Der Wendepunft iſt mit E 81 185 eingetreten. Diejes Urteil 
lehnt e8 ab, beicyimpfende Kundgebungen gegen andere Nationalitäten als groben 
Unfug zu beftrafen. Ebenfo verneint E32 100 groben Unfug bei Beſchimpfung des 
Andentens Luther und E 36 213 bei einem Zeitungsartikel, der in frivol 
erfundener Weiſe der preußifchen Etrafjuftiz die Verurteilung eines Unfchuldigen 
vorwarf. Auch ſtimmt man jet darin überein, daß das Streifpoftenftehen 
nicht als grober Unfug beftraft werden Tann. Olsh.⸗Zweig. e y erklären pfgchifche 
Beläftigung nur dann für ausreichend, wenn fie zugleich phyſiſch beläftigt. In ein» 
zelnen Urteilen (jo in den drei zuleßt zitierten und in & 34 425) lehnt das NG bei 
lediglich pſychiſcher Beläftigung groben Unfug deshalb ab, weil zu deflen Begriff 
„pie Störung oder Gefährdung des Außeren Beftandes der 
Öffentlihen Ordnung“ gehöre. ©. auch ARMG 5 157. Gemeint ift damit, 
wie ſich namentlih aus E 19 294 ergibt, das, was oben die „Äußere Ordnung 
Des Verkehrs“ genannt murde. An deren Verlegung kann es aber auch bei 
piychifcher Beläftigung des Publikums fehlen, namentlidy) dann, wenn dieſe, wie 
beim Karnevalstreiben, der Sitte entiprict. 

Durch die Preſſe kann grober Unfug nur ausnahmsweiſe verlibt werden, weil 
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durch fie nur pſychiſche Veläftigungen denkbar find und die Störung der äußerer 
Ordnung des Verkehrs Hinzulommen muß. Bergl. F. Frank GolldA 36 270, 
Bimmerle dajelbft 47 64 ff., Goehrs, Der Rechtsfrieden (1900) 182ff. Immerhin 
ift e8 denkbar, daf die aufgeftellten Erforderniſſe bei Alarmnadrichten zutrefien. 
Weiter ging die ältere Praxis (E 16 98. 19 294), für die ſich Stenglein Ger— 
58 117 ff. ausſpricht. Auch Binding, Lehrb. 1 192 nimmt bei Tarbietung vor 
Unflätigkeiten in Wort und Bild groben Unfug an. Andere (wie Olsh.⸗Zweig. b;ı 
halten Begehung des Delikts dur die Prefie für ausgeidhlofien. 

‘Sn fubjeltiver Beziehung verlangt dad Gele Vorſatz. So jeßt weitans die 

meiften. U. 9. jedoch E 16 98 (e8 genüge Fahrläffigkeit). 

XI. Zu Nr. 12. — Eine polizeiliche Übertretung, deren näherer Tatbeftant 
durch außerhaib des StGB's liegende auf GewO $ 38 berubende Rormen geregelt 
wird (Blankettgejeg). Wegen des polizeilichen Charakters genügt Fahrläſſigkeit 
— Die Stelle bezieht fihh nur auf gewerbämäßige Pfandleiher ufm. Soweit be 
landesredhtlihen Anordnungen, wie das preußiiche Geſetz vom 17./3 1881, nur au 
tonzeffionierte Pfandleiher uw. Anwendung finden, wirft biefe Bejchräufune 
natürlih au auf das Anwendungsgebiet der vorliegenden Stelle zurüd. E 5 2%, 
— Eine Überfchreitung bes „beſtimmten“ Binsfußes enthält nicht notwendigertmeiie 
eine Überichreitung des üblidhen im Sinne des $ 3022. E 3 121. A. A. Hälfchne 
2443. Schon aus dieſem Grunde ift Idealkonkurrenz mit Wucher möglich. E38 176. 
A. A. Binding, Lehrb. 1 461, nach welchem die vorliegende Stelle hinter den 8 302 af 
zurüdtritt. — Ergänzend greift GewO 8 148 Nr. 4a ein. 

XII. Zu Nr. 18. — Die Stelle ergibt mit voller Deutlichkeit, daß das Teer 
um jeiner jelbft willen feinen Rechtsichug genicht, jondern daß als Schutzobjekt da: 
menihlihe Empfinden erfcheint. Die Beziehung des Delikts zu menſchlichen 
Intereſſen bringt das Gefeg dadurch zum Nusdrud, daß e8 entweder Öffentlichkeit 
der Begehung oder Ärgerniserregung fordert. v. Hippel, Die Tierquälerei in ber 
Strafgejeggebung des In⸗ und Auslandes (1891) 124 ff. A. A. Berner 696. Inſofera 
ift jedoch Hippel nicht beizutreten, al3 er die Tierquälerei als ein Sittlichleitsdelit: 
betrachtet. — Über den Begriff der Öffentlichkeit ſ. 110. Auf die Öffentlichkeit 
des Orts kommt es nidht an. — Bei nichtöffentliher Begehung ift die Erregung 
des Ärgernifjes Tatbeftandsmerfmal. Es muß alfo jemand tatjächlich in jeinem 
Empfinden verlegt werden. Ob dies eine Folge der unmittelbaren Wahrnehmung ber 
Tat jein muß oder ob es genügt, wenn dag Ärgernis nachträglich an den Spuren 
der Tat genommen wird, iſt bejtritten. Im erfteren Sinne wohl mit Recht die meiften. 
3. 3. DOlsh.- Zweig. a, im lebteren Binding, Lehrb. 1 193; aud v. Hippel, Berg. 
Darftellung 2 244 neigt jet der zweiten Anficht zu. Noch weiter gehend ficht DLG 
Darmftadt GoltdA 45 291 den Tatbeftand als erfüllt an, wenn das Argerni3 durd 
Hörenfagen erregt wird. 

Die Handlung jeldft kann entweder beftehen in einem bo8haften Duälen oder 
einem rohen Mißhandeln. Quälen bedeutet die Verurſachung länger forr- 
Dauernder oder fid) wiederholender erheblicher Echmerzen oder Leiden. v. Hippel, 
Bergl. Darftellung 2 245. Boshaft ift das Duälen dann, wenn ein vernünftiger 
Bwed fehlt und der Täter fi nur durch die Luſt einer Zufügung von Schmerzen 
beftimmen läßt. v. Hippel, Tierquälerei 39, Olsh.⸗Zweig. b, Binding, Lehrb. 1 19, 
Der Begriff des Mißhandelns kann hier nicht in ganz gleichem Sinne genommen 
werben wie ini $ 223. Er bezeichnet vielmehr die Erregung erheblicher Schmerzen 
oder Leiden. Roh ilt die Mißhandlung dann, wenn fie aus einer die Leiden dei 
Tieres mißachtenden Gefinnung entipringt und nicht Durch einen fozial gerecht⸗ 
fertigten Zweck geboten ift. Zu eng wohl Rotering 49, vd. Hippel, Vergl. Darftellung 
2 245, Olsh.⸗Zweig. c, wenn fie Gemeinheit (Niedrigfeit) der Gefinnung fordern. — 
Sn jeder Form kann das Delikt au dur Unterlafjung begangen werden, ſofern 
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eine Plicht zur Handlung. 3. B. zur Gewährung von Nahrung, beiteht. — In 
jubjektiver Beziehung it Vorſatz erforderlih. Diefer aber muß ſich auf die Erregung 
des Ärgerniſſes oder auf dad Moment der Vffentlichleit beziehen. 4. A. Binding 
a.a. O. injofern er Bewußtjein der Argerniderregung nicht verlangt. — Bei der Vivi⸗ 
jeftion oder dem jüdtichen Schächten wird ed regelmäßig an den Erforderniffen des 
toben oder boshaften Handelns fehlen. 

XV. Zu Nr. 14. — Unter Halten eines Glüd3fpiels verfteht man die 
Gewährung vor G:legenheit zum Spielen. Wer dad Glücksſpiel Hält, bezieht dafür 
regelmäßig einen Unternehmerzgewinn, aber er iſt darum nicht felbft Spieler, weil 
er ih den Chancen des Spiels nicht feldft unterwirft. Mithin gleiht er dem 
Beranitalter einer LVotterie oder Ausjpielung im Sinne des $ 286. Wie daſelbſt VI 
bemerkt, nimmt die herrjchende Lehre an, daß die vorliegende Stelle auf diefe Arten 
des GLüdsipield nicht anwendbar fei. Die Folgerung aber, daß eine im allgemeinen 
genehmigte Lotterie oder Ausjpielung fchlehthin an öffentlichen Wegen uſw. ftatt- 
finden dürfe, fan unmöglidy im Sinne des Geſetzes Liegen. Vielmehr bedarf e8 zum 
Halten aller Glücksſpiele an öffentlichen Orten einer bejonderen Erlaubnis, und jo 
lange e3 an Ddiejer fehlt, it daS Halten unbefugt. Daß aber bei nicht genehmigten 
Sotterien oder Ausjpielungen $ 360 Nr. 14 in Idealkonkurrenz mit $ 286 tritt, ift 
ihon zu 8 286 VI1 dargelegt worden. 

Die Frage, welche Behörde die Erlaubnis erteilt, beurteilt fich nad) Landes⸗ 
reht. Ebenſo beſtimmt dieſes, unter welcher Borausfegung fie erteilt werden darf. 
Das Reichsrecht greift nur injofern ein, als e3 die, Konzefiionierung von Spiel⸗ 
banten verbietet (Gejeg vom 1./7 1869) und die Genehmigung don „Wettunter- 
nehmungen“ bei Öffentlichen Pferderennen an beſtimmte Worausjeßgungen bindet 
(Geſetz vom 4./7 1905). Dagegen fteht der Umijtand, daß das Halten von Glücks⸗ 
ipielen gewerbsmäßig erfolgt, troß $ 284 der Erlaubnis nicht entgegen, eben weil 
der Halter des Glüdsfpiel3 an ſich nicht Spieler ift. 

Sehr häufig allerdings kommt es vor, daß der Halter gleichzeitig fpielt, fi 
feinen Unternehmergewinn ganz oder teilweife verichafft, indem er ſelbſt mitipielt- 
Wenn dıes gewerbsmäßig geſchieht, jo darf ihm die Erlaubnis gemäß $ 284 nicht 
erteilt werden, und ift das dennoch geichehen, jo wird er dadurch vor Strafe auf Grund 
de3 8 234 nicht geſchützt. E 29 284. 35 204. — Wegen des polizeilihen Charakters 
des Delikts genügt als Verſchulden Yahrläffigkeit. Ebenſo DISH.-Zweig. a, a. 9. 
Binding, Lehrb. 1 407. 

XV. Zum zweiten Wbfage vergl. $ 40 111. 8 42 Il. 


$ 361. 
Mit Haft wird beitraft: 
I. wer, nachdem er unter Polizei-Aufjicht gejtellt worden iſt, den in 
Folge derjelben ihm auferlegten Beichränfungen zumiderhandelt; 
2. wer, nachdem er des WBundesgebietes oder des Gebietes eines 
Bundesſtaats vermwiejen ijt, ohne Erlaubniß zurückkehrt; 
3. wer al3 Landſtreicher umberzieht; 
4. wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder ausſchickt, oder 
Perjonen, welche feiner Gewalt und Auflicht untergeben find und 


zu feiner Hausgenofjenschaft gehören, vom Betteln abzuhalten unter: 
läßt; 
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5. wer fi dem Epiel, Trunk oder Müßiggang dergefialt Hingibt, 
daß er in einen Zuſtand geräth, in welchem zu feinem Unterhalt 
oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Emährung er verpflichte 
ift, durch Bermittelung der Behörde fremde Hülfe in Anfprud ge 
nonmen werden muß; 

6. eine Weibsperjon, welche wegen gewerbamäßiger Unzucht einer 
polizeilichen Aufficht unterjtellt ift, wenn fie den in dieſer Hiniic: 
zur Sicherung der Gejundheit, der Öffentlichen Ordnung und des 
Öffentlichen Anjtandes erlajienen polizeilichen Vorſchriften zuwider: 
handelt, oder welche, ohne einer jolchen Aufficht unterftellt zu jein 
gewerbsmäßig Unzucht treibt; 

7. wer, wenn er aus öffentlichen Armenmitteln eine Unterjtügung emp 
fängt, fi) aus Arbeitsſcheu weigert, die ihm von der Behörde ar: 
gewiefene, jeinen Sträften angemeljene Arbeit zu verrichten; 

8. wer nad) Berluft feines bisherigen Unterfommen3 binnen der Um 
von der zujtändigen Behörde beftimmten Friſt fich fein anderweitige 
Unterkommen verjchafft Hat und auch nicht nachweijen kann, def er 

ſolches der von ihm angewandten Bemühungen ungeachtet nid: 
vermocht habe; 

9. wer Kinder oder andere unter feiner Gewalt jtehende Perjonen, 
welche feiner Aufficht untergeben find und zu feiner Hausgenoſſen⸗ 
ihaft gehören, von der Begehung von Diebitählen, ſowie von der 
Begehung ſtrafbarer Verlegungen der Zoll- oder Eteuergejege, oder 
der Gejege zum Schutze der Forſten, ber Feldfrüchte, der Jagd 
oder der Fiſcherei abzuhalten unterläßt. Die Vorjchriften dieſer 
Geſetze über die Haftbarkeit für die den Thäter treffenden Gelb 
itrafen oder anderen Geldleiftungen werden hierdurch nicht berührt: 

10. wer, objchon er in der Lage ilt, Diejenigen, zu deren Ernährung er ver: 
pflichtet ift, zu unterhalten, ſich der Unterhaltspflicht troß der Aufforde- 
rung der zuftändigen Behörde derart entzieht, daß durch Vermitie 
lung der Behörde fremde Hülfe in Anfprud) genommen werben muß 
In den Fällen der Nr. 9 und 10 kann Statt der Haft auf Gelditrait 

bis zu einhundertfunfzig Mark erfannt werden. 
[SchG] 


I. Zu Nr. 1. — Die Stelle dient der Durchführung bes 8 39 Nr. 1. Tu 
Delikt (Bannbruch) hat die Natur einer Polizeiübertretung, kann alſo aud fahr: 
läffigerweife begangen werden. Immerhin aber muß der Täter willen, daß er 
unter Polizeiaufficht fteht. Olsh.-Zweig. b, Notering 51. AA. Binding, Lehrb. 274. 
Oppenh.⸗Del. 7, die in allen Beziehungen Borjag fordern. — Spezialfall in Ar. ? 

I. Zu Nr. 2. — Die Stelle bezieht fich auf jede Berweifung aus dem Gebiet 
eines Bundesftaates oder des ganzen Reichs. Vergl. $ 39 Nr. 2, die Bemerkungen 
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dazu, jerner Freizügigkeitsgeſ. v. 1./11. 1867 8 3 Abſ. 2. Näheres bei v. Conta, Die 
Ausweifung (1904) und v. Echider 47ff. — Die Frage, ob eine rechtswirkſame Aus 
weilungspverfügung ergangen ift, unterliegt richterlicher Prüfung, namentlich auch 
binfichtli der (nach Landesrecht zu beurteilenden) Zuftändigfeit der ausweijenden 
Behörde. E 6 3758.12 154. Die angeführte Stelle des Freizügigleitsgejeges berechtigt 
die Polizei nicht, jedermann bis zum Beweiſe feiner Reichdangehörigkeit auszumeifen. 
Entſch. d. hanſeat. OLG's 140. Dasſelbe Gericht führt a. a. D. 157 aus, daß ein 
Teutjcher, der durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande die deutiche Staats 
angebörigfeit verloren hat, wenn er zurüdgefchrt ift und der Polizei gegenüber feine 
Abſicht betätigt hat, die Staatdangehörigkeit wieder zu erwerben, nicht ausgewieſen 
werden darf. — Aus dem gleichen Grunde und in entipredhendem Umfange wie bei 
Nr. 1 iſt au hier fahrläffige Begehung möglid. Mit Rückſicht auf die polizei» 
lihe Ratur des Delift3 wird man mit der herrichenden Lehre auch eine Durchreife als 
Rüdtehr anzufehen haben. Dies um jo mehr, als es den Ausgewiejenen frei fteht- 
ih die Erlaubnis zu einer ſolchen zu erbitten. Anderſeits aber trifft die Stelle nicht 
zu, wenn jemand trog Ausweifung das Inland nicht verlaffen bat. — Die Ber- 
jährung beginnt mit der Rückkehr, nicht erft mit der Beendigung des inländijchen 
Aufenthalts. Das Delift ift fein Dauerdelikt. Ebenſo Olsh.Zweig. c und Entid). 
d. hanfeat. OLG's 137. 


II. Zu Nr. 3. — Der Begriff des Landſtreichens wird vom Geſetze nidht 
näher beftimmt. Es gehören zu ihm folgende Diomente: 

1. Umberziehen von Ort zu Ort mit wechſelndem Nadtquartier. Der 
Großftadtbettler macht fich ebenfowenig der Zandftreicherei fcyuldig wie derjenige, 
der allabendlich an denfelben Ort zurüdtehrt. Ebenjo OLG Caſſel Goltd A 52 
266. A.U. Binding, Lehrb. 2 922. E. dazu v. Hippel, Vergl. Darftellung 2 167. 

2. Umberziehen ohne legale Bwede. Wer umberzieht in der (nicht nur vor» 
geblichen) Abjicht, Arbeit zu juchen, ift fein Landſtreicher. Wohl aber, wer zur 
Ausübung eines illegalen Gewerbes umherzieht. E 80 438 (Lohnhuren). Etwas 
enger v. Hippel, Die ftrafrechtlicde Bekämpfung von Bettel und Landftreicherei 
(1895) 5. 6 und v. Liſzt $ 190, infofern fie zum Landſtreichen Betteln fordern. 


Regelmäßig wird als weiteres Erfordernis der Mangel an Mitteln hinzugefügt. 
Mit Recht aber macht Rotering Goltd AU 34 128 darauf aufmerffam, daß das Weſent⸗ 
liche nicht in dieſem negativen, jondern in dem pojitiven Momente bes Lebens auf 
fremde Koſten befteht. 

Demgemäß ift zu jagen: der Randitreihherei madht ſich fchuldig, wer 
ohne legalen Zwed unter Wechſel des Nadhtquartiers und auf Rojten 
anderer lebend von Ort zu Ort umberzieht. — Gehört aber das Leben auf 
Koften anderer zum Begriff, jo kommt das während des Landftreichens begangene 
Betteln neben diefem nicht mehr in Betracht. v. Hippel, Die ftrafrechtl. Bekämpfung 
ujw. 5, Olsh.⸗Zweig. e, Binding, Lehrb. 2 924, OLG Caſſel Goltd U 52 266. Dagegen 
nehmen Oppenb.»Del. 23 Realtonfurrenz an. 

Das Delikt ift ein Dauerdelift. Die Verjährung beginnt jomit erit, wenn 
das Landftreichen aufgegeben ift, und die Verurteilung umfaßt die gefamte Land» 
ftreicherei deö Angeklagten, joweit fie nicht durch ein ftetiges Leben unterbrochen ift. 

Notitand ($ 54) ſchließt die Strafbarfeit aus. Tod ift zu beachten, daß er nicht 
ihon bei Mangel an Berufsarbeit begründet iſt. Bergl. Rotering 53. Bezügl. 
der Zigeuner nimmit diefer Echriftfteller 51 und Goltd 34 134 dauernden Notftand 
an. Wegen Überweifung an die Zandespolizeibehörde |. $ 362. 

IV. Zu Nr. 4. — Das Betteln läßt ſich im Anfchluße an den Sprachgebrauch 
und in wefentlicher Übereinftimmung mit der herrichenden Lehre beftimmen als: die 
an einen Fremden wegen wirklicher oder angeblidher Bedürftigkeit 
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gerichtete Bitte um eine in Geld oder geldwerten Sadhen beftehende 
nihtporherangebotene Unterftäßung im Intereſſe des Bittenden feld 
oder einer Berfon, für deren Unterhalt er fraft Gejeges zu forgen Hat. 
Binding, Lehrb. 2 913 FF. verlangt zu dem Betteln ein gewerbsmähiges Handeln. 
In der Tat wird ſich das wiederholte Anjprehen um eine milde Gabe häufig als 
einheitliches Delift unter dem Geſichtspunkte des fortgejegten Handelns Darit:ler. 
Aber es ift Doch angeſichts des Sprachgebrauchs bedenklich, die Abſicht der Wieder: 
bolung von vornherein zu fordern. ©. auch v. Hippel, Vergl. Darftellung 2 169 und 
vb. Liſzt $ 190. In der hier gegebenen Definition liegt folgendes: 

a) Wer die Wohltätigleit im Intereſſe ihm fremder Berjonen in Anipruh nimmt. 
bettelt nicht, jondern Folleftiert. Vergl. Entſch. d. hanjeat. OſG's 142 
(die Einfammlung von Streifgeldern fei fein Betteln). v. Hippel, Die ftraf- 
rechtliche Belämpfung uſw. (zitiert unter ILL) 10 und Bergl. Darjtelung 2 1:9 
hält ein Betteln im Intereſſe Fremder für möglich und erklärt da3 Kollektieres 
nur wegen mangelnder Nechtswidrigfeit für ftraflod. Dieje Anlicht widerſptich 
der Auffafjung des täglichen Lebens, auf die ‚der Geſetzgeber ſtillſchweigend 
verweift. Freilich trifft der Begriff des Bettelns unbedenklich zu, wenn jemand 
um milde Gaben für eine ihm fremde Perjon bittet, in deren Sold cr ſteht 
Denn in diejen Falle it auch ein eigenes Intereſſe vorhanden. In der 
1. Aufl. wurde verlangt, daß der Täter die Wohftätigkeit in eigenem Intereſſe oder 
dem einer ihm „naheſtehenden“ Berfon in Anfpruch nehme. Die jept gegebene. 
wohl beffere Formulierung ift im wejentlichen von Olsh.⸗Zweig. a entlehnt. 

b) Es muß die Wohltätigkeit einer fremden Perſon angegangen werden. 
Genauer: der Bedürftige muß dem Angegangenen fremd fein. Die Ede 
frau, die im Auftrage ihres Mannes deffen ihr unbekannten Freund um eine 
Unterftügung bittet, bettelt nicht. Fremd aber ijt der Bedürftige, „wenn cr 
zu dem Schenler in keinerlei näherem Verhältnis fteht, welches nach verftändiger 
Lebensauffaflung das Anfprechen gerade dieſer Perſon als wohlbegründet er: 
jcheinen läßt.” So v. Hippel, Befämpfung 11. Bergl. dazu BayO8t®Str 1 141, 
216. Auch dur Berufsgemeinjchaft kann unter Umftänden ein dem Begriffe 
des Bettelnd entgegenjtehendes näheres Berhältnis begründet werden. E 29 
434 (bezgl. des üblichen Ortögefchent3). 

c) Die Unterftägung darf nicht vorher angeboten jein. Aud ein al: 
gemein gehaltene3 Anerbieten fchließt den Begriff des Bettelns aus. Wer ix 
einer Öffentlichen Wohltätigleitsanftalt um eine Gabe voripricht oder fih mi 
der Öffentlichen Armenpflege in dem gleichen Sinne ins Benehmen ſezzt, bettelt 
nit. Auch aus diejem Grunde kann die Bitte um ein Ortsgejchent ftraflo! 
fein. Abweichend nimmt Binding a. a. DO. 915 Betteln au, wenn eine 
öffentliche Wohltätigkeitsanftalt ohne wirkliche oder vermeintlihde Rot ia 
Anfpruch genommen wird. 

d) Beſteht die begehrte Unterftügung nicht in Geld oder geldwerten Saden, 
fo liegt fein Betteln vor. 3. B. Bitte um Nadıtquartier. Diefer Punkt pflegt 
nicht beachtet zu werden; |. aber jest auch Olsh.⸗Zweig. a, Binding a. a. C. 
918 und (völlig zuftimmend) OLG Darmitadt Urt. v. 5./4 1907. 

e) Ebenjo entfällt der Begriff des Betteln!, wenn die Gabe nicht unter au 
drüdlicher oder ftillfchweigender Berufung auf Bedürftigfeit gefordert wir. 
Dadurch; rechtfertigt fi die Straflofigfeit zahlreicher Volksſitten. 

Bollendet ift das Betteln, fobald die Unterftägung (mündlich oder jchriftlid, 
gefordert wird. E 6 218. — Notitand fchließt die Strafbarkeit aus. Bu beachten ik 
aber, daß fich der Notftand regelmäßig durch Angehen der öffentlichen Armenpflege 
wird bejeitigen laſſen. 
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Über das Verhältnis des Bettels zum Betrug vergl. 8 263 VI 14, über das 
zur Erpreſſung $ 362 IV. 

Darüber, daß an der erbettelten Sıche feine Bartie rerei begangen werden 
fan, ſ. $ 259 118. 

Beftraft wird: 

1. wer bettelt; 

2. wer Kinder zum Betteln anleitet oder ausſchickt, auch wenn diefe 
tatjächlich nicht gebettelt Haben. Das „Kind“ braucht fein Kind des Anleitenden 
oder Ausfchidenden zu fein, noch aud) unter feiner Gewalt und Obhut zu ftehen. 
Das kindliche Alter im Sinne des StGB's endet mit vollendetem 12. Lebens» 
jahre. So beſonders aud) Binding a. a. O. 920, während nad v. Hippel, Die 
ftrafrechti. Befämpfung 21 Die geiftige Entwidlung im Einzelfall entjcheiden fol. 
Diefe Anficht empfiehlt ſich ſchon wegen ihrer Unbeftimmtheit und der mit dem 
Delikte in feinem Berhältniffe ſtehenden Shmwierigkeit der Feſtſtellung nicht. 
Bettelt das Kind infolge der Anleitung uſw. wirklich, fo beftraft die herrfchende 
Lehre den Anleitenden lediglich wegen Anitiftung, da die vorliegende Stelle nur 
jubfidiär fei. So v. Hippel a.a.D. 22, DI8h.- Zweig. c. Vom Standpunkte der 
$ 55 II vertretenen Anficht au® würde, da man die Subfidiarität zugegeben bat, 
der Anleitende oder Ausfchidende al3 mittelbarer Täter des Bettelns aufzufaflen 
fein. Ebenfo Binding a. a. D. 920; 

3. wer Berjonen, die feiner Gewalt und Aufjiht unterworfen find 
und zu jeiner Hausgenoſſenſchaft gehören, vom Betteln abzuhalten 
unterläßt. Wirkliches Betteln der Gewaltunterworfenen gehört zum Zatbeftanbe. 
Der Gewalt und Aufjiht find die Ehefrau und die großjährigen Kinder nad 
dem BGB nicht mehr unterworfen (Olsh.⸗Zweig. da), wohl aber gemäß ber 
Mehrzahl der Selindeordnungen das Gejinde. 

Die Delikte unter 1 und 2 können naturgemäß nur vorfäglih begangen 
werden, bei den unter 3 muß man mit ber berrichenden Lehre GayObLEStr £ 341 
wegen bes poftzeilichen Charakters Fahrläſſigke it für ausreichend erachten. Die 
Schuld beiteht hier in der mangelnden Beaufjihtigung, dagegen iſt Kenntnid dom 
Betteln nicht erforderlih. Abweichend fordert Binding a. a. DO. 921 Vorſatz. 

Wegen Überweifung an die Landespolizeibehürde f. 8 362. 


V. Zu Nr. 5. — Unter Strafe geftellt wird die Herbeiführung eines unters 
ftügungsbebürftigen Zuftandes durch Spiel, Trunk oder Müßiggang. Eine nur vor» 
übergehbende Unterftügungsbedürftigfeit reicht nicht aus. Im übrigen ift es gleich⸗ 
ailtig. 06 fie in der eigenen Perjon oder in der Berfon desjenigen eintritt, zu deſſen 
Ernährung der Zäter verpflichtet iſt. Nur muß tatſächlich ein auf Hilfeleiftung 
gerichtete8 CEinfchreiten der Behörde ftattfinden. S. dv. Hippel, Bergl. Daritellung 7 
174. — Die allgemeinen Regeln über den Kaufalzufammenhang ($ 1 III. IV) gelten 
auch hier. Demnach fteht der Umſtand, daß noch befondere Unglüdsfälle, mie 
Krankheit, mi twirkſam find, dem Kaufalzufammenhange nicht entgegen. Immer aber 
muß den Täter infofern ein Berfchulden treffen, als von ihm erwartet werben durfte, 
daß er ſich auf den Eintritt von Unglüdsfällen einrichte. Vergl. Rotering 57. Der 
reihe Müßiggänger, den ein undorhergefehener Banferott feines Bankier an den 
Bettelftab bringt, kann nicht beftraft werden, jelbft wenn er bei früheren Fleiße noch 
ausreichendes Bermögen haben würde. Wegen des polizeilichen Charakters des Delikts 
genügt als Berjchulden die Fahrläſſigkeit. — Die Verjährung beginnt nach $ 67 
Abſatz 4 nicht erft mit dem Eintritte des unterftügungsbebürftigen Zuſtandes, fondern 
ihon in dem Augenblide, da der Täter von dem Spiele uſw. Abſtand genom- 
men bat. 

Wegen Überweijung an die Randespolizeibehörde f. $ 362. 
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VI Zu Nr. 6. — Die jegige Faflung der Stelle berubt auf der Novelle vom 
26./2 1876. — Der Begriff der Unzucht umfaßt, wie im Anſchluß an E 37 363 
anzunehmen ift, alle unzlichtigen Handlungen (f. $ 174 I), nicht bloß den Beiſchlaf. Üter 
ben Begriff der Gewerbsmäßigkeit |. oben €. 170. In dem Weſen der gewerb⸗ 
mäßigen Unzucht liegt aber weiter, daß unzlchtige Handlungen mit indivibucl 
unbeftinmten Berfonen ins Auge gefaßt wurden. Olsh.Zweig. a. A. A. RG in 
GoltdA 47 441. 

Die einzelnen unter Strafe geftellten Handlungen find folgende: 

1. Übertretung der polizeiliden Kontrollvorfhrijten durch eine 
wegen gemwerbömäßiger Unzucht unter polizeilihe Kontrolle 
geftellte Weibsperjon. Eobald die Weibsperſon der Kontrolle unterfeli. 
„eingefchrieben* ift, ift Die Ausübung der gewerbsmäßigen Unzucht an üch 
ftraflos. Mit E 11 286 aber wird die Etelle jo auszulegen fein, daß bie Unter- 
werfung unter die polizeiliche Kontrolle die Weibsperfon nur injoweit von ker 
Strafe befreit, als fie Die gewerbSmäßige Unzucht im Bezirfe der „einfchreiker- 
den” Polizeibehörde ausübt. Die Frage, ob zwangsmweife „Einſchreibung 
zuläffig fet, ift in Preußen bejtritten. Die berrichende Lehre bejaht. Dagegen 
befonder8 Schmölder, Die Beitrafung und polizeiliche Behandlung der gewerbs 
mäßigen Unzucht (1892). Jedenfalls ift es nicht Cache des Strafrichters daräter 
zu befinden, ob die Einjchreibung mit Recht erfolgt ift. Strafbar macht ſich dit 
eingefchriebene Weibsperfon durch Übertretung der polizeilichen Vorjchriften 
Welchen Inhalt diefe Haben können, beurteilt fi nach Landesrecht. Tie ver 
liegende Stelle iſt alſo Blankettgeſetz. XVeftraft aber fann die Frauensperien 
nur werden, wenn die polizeilichen Borfchriften die Sicherung der Geſundheit. 
der öffentlichen Ordnung und des Öffentlichen Anftandes bezweden. Iſt landes⸗ 
rechtlich die Polizei befugt, ſolche Vorſchriften als rein individuelle zu geben, ſo 
findet auf deren Übertretung die Stelle ebenfalls Anwendung. Ebenſo Litt- 
Zweig. b, a. U. Rotering 58, beide aber nicht beachtend, daß in erfler Linie 
Landesrecht enticheidet. — Fahrläſſige Übertretung der Vorſchriften reidt 
zur Beftrafung aus, doch muß die Weibsperſon wiflen, daß fie der Kontrole 
unterftellt ift. 

2. Ausübung gewerbsmäßiger Unzudt durdy eine WeibSperjon, die 
einer polizeilihen Kontrolle nicht unterfiellt ift. Sn dieſem Fale 
liegt ein SKollektivdelilt vor. ©. €. 170. — Der Standpuntt des Gejeges ik 
allo der, daß die gewerb3mäßige Unzucht verboten ift, aber bon der Polize 
erlaubt werden kann (Toleranziyftem). Wegen des konzeſſionierten Bordells 
j. oben ©. 296 a. € 

Wegen Überweifung an die Qandespolizeibehörbe f. 8 362. 

Vo. Zu Nr. 7. — Eine Rolizeiübertretung. Taher genügt Fahrläſſigkeit, 
fofern der Betreffende nur weiß, daß er aus öÖffentlihen Armenmitteln Unterftügung 
empfängt. Abweichend fordern v. Hippel, Die firafrechtliche Bekämpfung uſw. :. 
derfelbe, Vergl. Daritellung 2 176, Binding, Lehrb. 2 921, DIEH.-Zweig. d Borfag. 
Denkbar ift Fahrläjligfeit allerdings nur bei ſchuldhaftem Irrtum über die Befugni: 
der Behörde zur ArbeitSanweifung und bei Beurteilung ber Frage, oh die Arbeit 
ben eigenen Kräften angemefjen ift (nur auf die Kräfte, nit auf Stand oder Bildung 
kommt es an). Stets gehört zum fubjeltiven Tatbeftand als Motiv die Arbeit 
ſcheu. 

Wegen Überweiſung an die Landespolizeibehörde f. 8 362. 

VIII. Zu Nr. 8 — Untertommen ift gleichbedeutend mit „Wohnung“, 
„Obdach“. Die meiften (f. bejonders v. Hippel, Die ſtrafrechtliche Bekämpfung uir. 
27, v. Edjider 61) nehmen aber an, daß Unterfommen die zum Lebensunterhalt 
erforderlihen Mittel bedeute. Mit dem allgemeinen Sprachgebrauche ift Dies jede 


j 
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sucht vereinbar. Auch das von v. Hippel a. a. O. 27 herangezogene preußifche Geſetz 
vom 6./1 1843 ift nicht beweisfräftig. Im Ergebnis übereinflimmend Binding, 
Lehrb. 2 924, v. Lilzt 8 190, Olsh.⸗Zweig. b, Rotering 60. 

Die Anwendung des Geſetzes fordert: 

1. Berluft des bisherigen Unterkommens; 

2. darauf ergangene Aufforderung der zuftändigen Behörde, fi binnen 
beftimmter Frift ein neues zu verfchaffen. Welche Behörde zuftändig ift, bemißt 
fich nady Landesrecht; im Gebiete des preußifchen Geſetzes vom 11.3 1850 wird 
die Ortöpolizeibehörde für zuftändig erachtet. Darüber, ob die Frift ſachgemäß 
ift, fteht dem Gerichte feine Enticheidung zu; 

3. Mangel eines Unterkommens trog Ablauf8 der beftimmten Frift. 
Durch Wechſel ded Aufenthalt Tann man ſich ber Berpflihtung, für fein 
Unterfommen zu forgen, nicht entziehen. Entſcheidungen des Hanjeatijchen 
OLG's 146; 

4. Verſchulden Hinfihtlich des mangelnden Unterfommens. Der Nachweis des 
Berſchuldens braucht dem Angeklagten nicht geführt zu werden, vielmehr ift 
auch bei zweifelhaftem Ergebnifje Verurteilung geboten. Die materielle Beweis⸗ 
laſt trifft alfo den Angeklagten. Darüber, ob ihn auch die formelle trifft, d. h. 
ob der Ridyter nur die don dem Angeflagten angetretenen Beweije erheben darf, 
ſ. Olsh.⸗Zweig. c, Benn.sBel. 331, Oppenh.-Del. 58, dv. Hippel a. a. O. 30, Rüd.- 
Stengl. 15. Da eine Ausnahme von allgemeinen Grundfägen (StPO $ 153 
Abſatz 2) nicht in meiterem Umfange zugelafien werden darf als das Geſetz 
zweifellos gebietet, fo ift die Wuferlegung einer formellen Beweislaſt gegen 
Olsh.⸗Zweig. zu verneinen. 

Wegen Überweifung an die Landespolizeibehörde f. $ 362. 

IX. Zu Nr. 9. — Eingefügt durch die Novelle vom 26./2 1876. Vergl. dazu 
oben IV 3. — Die Frage, ob zu ben Diebftählen auch foldye im Sinne des $ 370 
Nr. 5 und die Feld» und Foritdiebftahldgefege gehören, wird von der herrichenden 
Lehre bejaht. — Wegen der Strafe |. Abjah 2. 

X. Zu Nr. 10. — Eingefügt dur) Gefeg vom 12.3 1894 als Ergänzung zu 
$ 361 Nr. 5. Der Ausdrud „entziehen“ wurde gemählt, um nur ein vor ſätzliches 
Berhalten zu treffen. v. Hippel, Die ftrafrechtlihe Bekämpfung uſw. 32, Seuffert 
35h 15 813.) Zum Borfag gehört das Bewußtſein der Unterhaltspflicht. 
Eiste jolche befteht namentlih auch gegenüber unehelichen Kindern. Nach der 
berrfihenden und wohl dem gejegeberiihen Gedanken entiprechenden Lehre muß die 
Unterhaltspfliht! im Geſetz begründet fein. So bejonders v. Hippel, Bergl. 
Darftellung 2 174, Editein, Die ftrafbare Verlegung der Unterhaltungspflicht (1903) 
16. ff. A. A. wohl Enticheidungen des hanſeatiſchen OLG's 147. Ferner gehört zum 
Borjaß die Kenntnis der Aufforderung der zuftändigen Behörde, fowie das Bewußt- 
fein, zur Erfüllung der Unterhaltspfläht in der Lage zu fein. Iſt aus befonderen 
Gründen der Unterhalt in Geld zu leiften, der entiprehende Betrag aber noch nicht 
feitgeftellt, jo verneint OLG Darmitadt GoltbA 48 372 den Begriff des Entziehens. 
— Wegen der „zuftändigen“ Behörde ſ. o. VIII 2, wegen Inanſpruchnahme frenider 
Hilfe V, wegen der Strafe Abſatz 2. 


8 362. 

Die nad) Vorjchrift des $. 361 Nr. 3 bis 8 Verurtheilten können zu 
Arbeiten, welche ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen angemeſſen find, 
innerhalb und, fofern fie von anderen freien Arbeitern getrennt gehalten 
werden, auch außerhalb der Strafanftalt angehalten werden. 
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Bei der Berurtheilung zur Haft kann zugleich erfannt werden, dat 
die verurtheilte Perſon nach verbüßter Strafe der Landespolizeibehörde 
zu überweijen ſei. Im alle des $. 361 Nr. 4 iſt dieſes jedoch nur 
dann zuläffig, wenn der Berurtheilte in den lebten Drei Jahren megen 
diefer Übertretung mehrmals rechtskräftig verurtheilt worden ift, oder wenn 
derjelbe unter Drohungen oder mit Waffen gebettelt hat. 

Durch die Überweifung erhält die Zandespolizeibehörde die Being 
niß, Die verurtheilte PBerjon bis zu zwei Jahren entweder in ein Arbaits- 
haus unterzubringen oder zu gemeinnügigen Arbeiten zu verivenden. Im 
alle des $. 361 Nr. 6 kann die Yandespolizeibehörde die verurtheilte 
Perſon ftatt in ein Arbeitshaus in eine Beſſerungs- oder Erziehung 
anftalt oder in ein Aſyl unterbringen; die Unterbringung in ein Arbeits 
haus iſt unzuläjlig, fall die verurtheilte Berfon zur Zeit der Verurtheilung 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

Fit gegen einen Ausländer auf Überweifung an die Landespolizei- 
behörde erfannt, jo kann neben oder an Stelle der Unterbringung Ber: 
weilung aus dem Bundesgebiet eintreten. 


I. Die geltende Yafiung der Stelle beruht auf Gele vom 25./6 1900. 

U. Während nad) $ 18 die Haft grundſätzlich in einfacher Freiheitsentziehung 
befteht, fann fie in den hierher gehörigen Fällen mit Arbeittzwang verbunden 
werden. Doc muß dieſer, wie bei Gefängnis (8 16), ftet3 ein indivibualifierter 
fein. 

III. Der zweite Abſatz behandelt die Mberweifung an die Landespolizei- 
behörde, auch Nachhaft genannt. Der Charakter diefer Maßreget ift ſehr beitritten. 
Als rein polizeilide Maßregel ſehen fie an: Berner 226, Beling 126, derfelbe Krit. 
Bierteljahrsihr. N. F. 5 90, Rotering 62, Binding, Grundriß (7. Auflage) 36, 
Lehrb. 2 926, Thomſen 189 und (mit ausiührliher Begründung) Groblehen Gert 
70 201 ff. Nach der herridhenden Lehre und dem RG (E 7 431, GoltdA 48 3) 
dagegen ift fie eine Nebenftrafe.e So auch v. Hippel, Die korrektionelle Rad 
haft (1889) 97 ff. und derſelbe, Die ftrafrechtliche Bekämpfung von Bettel ujı. 
(1895) 52 ff. Gegen die herrjchende Lchre fällt zunächſt der Wortlaut des Geſetzes 
ins Gewicht. Denn der zweite Abſatz ftelt Etrafe und Nachhaft in einen 
ſcharfen Gegenjag. Mit dem gleichen Rechte, mit dem man 8 231 Abjag 2 gegen 
den Gtrafcharafter der Buße in Anſpruch ‚nimmt, ift Die vorliegende Eitele 
gegen den der Nachhaft zu verwerten. Aber auch innere Gründe fprechen gegen Die 
berrichende Lehre. Tenn wenn in der Tat die Nachhaft als Etrafe anzufehen wäre. 
jo fiele e8 nicht nur auf, daß fie gerade durch die Polizeibehörde vollftredt, fondern 
auch, daß die Vollitredung in deren freies Ermeflen geftellt wird. Endlich: das 
StGB Steht infofern auf dem Boden der abfoluten Theorien, als es bas Strafmaß 
nad der Echwere ber Delikte abftuft. Mit Rüdficht auf die geringe Bedeutung des 
Delikts als ſolchen wird die kurze Haftftrafe angeordnet, mit Nüdficht auf die 
Verwahrlojung des Täters die lange Nachhaft zugelafien. Ihre Trennung von 
der Vorhaft hat eben gerade den Einn, daß fie feine Strafe fein fol. Es hanbelı 
fih um ein Kompromiß zwifhen den abfoluten und den relativen Theorien; das 
Kompromiß ift derart gejchlofien worden, daß die Strafe im Sinne ber erjteren, die 
rolizeilihe Maßregel im Sinne der Iegteren beftimmt wird. 
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Iſt ſomit an der polizeilichen Natur der Nachhaft feſtzuhalten, ſo folgt, daß 
ſie auch dann verhängt werden kann, wenn ein ſchwereres Delikt konkurriert. Vergl. 
873 VI2. Dagegen zieht RG GoltdA 48 356 vom Standpunkte der hier bekämpften 
Anfiht aus für den Fall der Idealkonkurrenz zwifchen $$ 180. 961 Nr. 6 Die entgegen⸗ 
gejegte Folgerung. 

a8 den gnadenmweijen Erlaß der Nadhhaft betrifft, fo fieht ihn die 
herrfchende Lehre felbftverftändlicdy ohne weiteres als zuläjlig an. Vom Standpuntte 
der bier vertretenen Auffaffung aus muß ftet8 geprüft werden, ob und inwieweit das 
Zandesftaatsrecht eine Beeinfluffung der Qandespolizeibehörden durch das Subjekt 
der Gnadengewalt zuläßt. Es fragt fidy aber weiter, welchen Einfluß der gnadenweife 
Erlaß der Vor haft oder deren Umwandlung in Geldftrafe auf die Zuläjfigfeit der 
Nachhaft Hat. Tie Antwort ift entipredhend dem Wortlaut des Geſetzes (Abſatz 2: „nach 
verbüßter Etrafe*) dahin zu geben, daB in dem unterftellten Falle die Nachhaft 
unzuläffig ift. Ebenjo v. Hippel a. a. O. 68. Wenn Binding 1 874 eine analoge 
Anwendung bes 8 38 Abfag 3 zulaffen will, fo überficht er, daß es fich Hier nicht 
um die Berechnung einer Frift, fondern um die Zuläffigleit einer Maßregel handelt. 
Man wird jogar im Hinblid auf 8 245 mit Rubo 3 zu behaupten haben, daß felbit 
ein teilweifer Erlaß der Vorhaft die Nachhaft unzulälfig mad. 

Wegen der Xerjährung der Nachhaft f. 8 70 III und unten VIL1. 

IV. Zuläffig ift die Überweifung an bie Rolizeibehörde in den Fällen des $ 361 
Nr. 3 bis 8, ſowie des $ 181 a. Erfolgt die Verurteilung auf Grund des $ 361 Nr. 4, 
jo ift die Überweifung von der Nüdfälligfeit des Täters oder davon abhängig, daß 
er unter Trohungen oder mit Waffen gebettelt bat. Tie Rückfälligkeit erfährt injofern 
eine eigentümliche Behandlung, als eine Berbüßung der Borftrafen nicht verlangt 
wird, jondern die mehrmalige (d. h mindeftens zweimalige) rechtskräftige Verurteilung 
genügt. Der Umftand, daß bereits eines der Vorurteile Die Überweifung ausgefprochen 
bot, fteht der erneuten Überweifung nicht entgegen. E 7 431, RG in GoltbA 47 149. 
Eine „Berurteilung” liegt aber auch dann vor, wenn fie durch amtSrichterlichen Straf⸗ 
befehl oder polizeiliche Etrafverfügung ergangen ift. E 86 313. Inländiſche Bor- 
verurteilung wird mit der herrjchenden Lehre zu fordern fein. 

Auch ohne Rüdjälligfeit des Täters findet Überweifung an die Landespolizei⸗ 
behörde ftatt bei Bettel unter, Drohungen oder mit Waffen. Beide Fälle 
wurden ſchon im preußiſchen StGB $ 118 Nr. 1 hervorgehoben. Dort Hatte der 
Begriff des Bettels unter Drohungen einen Haren Sinn, weil zur Erpreffung (88 234 ff.) 
nur gewifle ſchwere Drohungen genügten. Man nahm denn audy an, Daß bei 
Anwendung jchwerer Drohungen der Vettel zur Erpreflung werde. Ta aber nad 
dem REISB 8 253 zur Erpreflung jede Trobung genügt, jo ift e8 jehr beftritten 
wie ſich jeßt der Bettel unter Trohungen zur Erprefiung verhält. Nach v. Hippel, 
Die ftrafredhtliche Bekämpfung uſw. 20 ff. bildet daS erftere Delikt einen Spezialfall 
des letzteren, ſodaß Idealkonkurrenz auögeichloflen ift. Dagegen läßt € 82 46 Ideal» 
tonfurrenz zu. So jetzt auch Binding, Lehrb. 2 919 (unter Berichtigung von Lehrb. 
1 375). Aber die Konjequenzen diejer Auffaffung find beim RG andere als bei 
Binding: jenes erflärt bei Idealkonkurrenz Überweifung an die Fandespolizeibehörde 
für unftatthaft, diefer läßt fie zu. ©. oben III. Auch Olsh.⸗Zweig. 3, v. Lilzt $ 190 
und Detler Ger& 64 191 halten Sdeallonfurrenz für möglid. Dabei entiteht aber 
die Frage, weldye Fälle des Bettelns® unter Drohungen außerhalb des Gebiets der 
Erprefiung liegen; denn gibt es feine folchen, ſo ift die Hippelſche Anficht richtig 
€ 3246 ninımt an, es feien das die Bälle, bei denen durch die Drohung fein Zwang 
zur Leiſtung ausgeübt werden folle, jo bei Drohungen nad) erfolgter Abweiſung 
(1. dazu E 85 343). Wieder anders DISh.-Zmeig. und Oetker. Das Nichtige wird 
ein, Sdealfonfurrenz in demfelben Umfange für möglid) zu erflären wie das RG 
aber mit den Bindingschen Konfequenzen. — Über den Begriff der Waffe ſ. 8 243 VL 
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Sichtbares Tragen wird hier nicht verlangt. Ebenfo Olsh.-Zweig. 3. A. U. Opren.: 
Del. 11, Binding a. a. O. 925. Wohl aber ift zu fordern, daß der Täter die Abit 
haben muß, fi} eventuell der Waffe, fei e8 auch nur als Schreckmittels, zu bedienen. 
Tut er dies tatfädhlich, jo kann Erpreflung konkurrieren wie vorher. 


V. Ob die Polizeibehbörde von der durch gerichtlicdyes Urteil ausgejprodknen 
Überweifung Gebrauch maden will, fteht in ihrem Ermeifen. Die Enticyeidung fomm: 
der Zandespolizeibehörde zu. Der Begriff ift derſelbe wie der der höheren Landes 
polizeibehörde im 8 38. ©. dafelbft IIL. Nach v. Hippel, Die ftrafrechtliche Bekämpfung 
uſw. 74 ff. fungieren als Landespolizeibehörben in Preußen die Regierungen, u 
Bayern die ViftriftSpolizeibehörden, in Sadjen die Kreishauptmannfchaften, ın 
Württemberg die Kreisregierungen, in Heffen die Kreisämter, in Elſaß-Lothringen 
die Bezirkspräfidenten. 

Maßgebend für die Zuſtändigkeit joll nach einem Bundesratsbeſchluſſe vor 
16./6 1872 der Ort der Berurteilung fein. 


VL Zeit der Beichlußfaflung. — Die Zeit, innerhalb deren die Landespolig 
behörde fich fchlüffig zu machen hat, wirb vom Geſetze nicht näher beftimmt. Zunlicie 
Beichleunigung wird in einzelnen Staaten ausdrüdlich verlangt, in andern als jelbt- 
verjtändlich angejehen. v. Hippel a. a. O. 79. Ob die vielfach übliche polizeilide 
Sicherungshaft zwiſchen der Entlafjung aus der Strafhaft einerfeit3 und der Beldlrr- 
faffung der Bolizeibehörde anderfeit3 zuläfjig fei, ift fehr bedenklich und jedenjald 
dann zu berneinen, wenn es an partifularrechtlicher Ermädhtigung fehlt. S. v. Hiprel 
a. a. O. 80 ff. 


VI. Inhalt des polizeilichen Beſchluſſes. — Seinem Inhalte nach Tann de 
Beſchluß der Landespolizeibehörde lauten: 


1. auf Unterbringung der verurteilten Berjon in einem Arbeit: 
haus auf die Dauer von höchſtens zwei Jahren. Iſt die Übermweifung an die 
Zandespolizeibehörde wegen Bettelns erfolgt, jo kann Unterbringung in einem 
Arbeitshaus nur dann angeordnet werden, wenn der Überwiefene zur Zeit de: 
Verurteilung das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte (Abfah 3. S. 
dazu Kitzinger GerS 62 169 ff., der ein bei OlshZweig 4 und in Der vorigen 
Auflage untergelaufenes Verſehen richtigftellt. Die Dauer der Unterbringun 
braucht bei der Beſchlußfaſſung nicht feft beftimmt zu werden, und ift es geſchehen. 
fo ift nachträgliche Underung des Beſchluſſes ftatthaft (indeterminate sentence.. 
Die herrfchende Lehre verfteht das Geſetz jo, als müſſe ſpäteſtens zwei Jabhre 
nah Ablauf der Etrafhaft die Internierung ihr Ende erreihen. Der Rortlax: 
gebietet diefe Auslegung keineswegs. Gegen fie auch v. Hippel a. a. ©. 92 fi. 
Binding, Lehrb. 2 926, Grobleben a. a. DO. 252. Doc find in ihrem Sinne 
ergangene Verfügungen der vorgefeßten Behörden für die niederen bindend tie 
Preußen, Bayern, Württemberg und Baden; v. Hippel 86 ff.). Eingehende: 
darüber jegt v. Hippel, Bergl. Darftellung 2 185/6; 

2. auf®erwendung der verurteilten Berjon zu gemeinnügigen Arbeiten. 
Dauer wie zu 1; 

3. im Falle des $ 361 Nr. 6 auf Unterbringung in einer Befferungs> ode 
Erziehungsanftalt oder in einem Afyl. Dauer mie zu 1; 

4. auf Nusweifung aus dem Bundesgebiete, jofern der Verurteilte em 
Ausländer ift. Diefe Ausweiſung bat dieſelbe Eigentümlichkeit. wie die bei 
Polizeiaufſicht ftattfindende. Vergl. $ 39 V zu Nr. 2. Ob fie auf länger al? 
zwei Jahre angeordnet werden darf, ift beftritten. Vejahend das zu $ 39\ 
Nr. 2 zitierte Ausfchreiben des Reichskanzleramts, Olsh.⸗Zweig. 5, v. Hippel. 
Die ftrafrechtliche Bekämpfung uſw. 175, Rüd.-Stengl. 3. Berneinend Hälihne: 
1 630, Oppenh.=Del. 15. Die erftere Anficht wird im Rechte fein. Übrigens beiteb! 
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Darüber fein Zweifel, daß die Qandespolizeibehörde aus dem Gebiete ihres Staates 
Dauernd ausweijen darf. Endlid kann 
5. Die Zandespolizeibehörde bejchließen, der Uberweifng keine Folge zu geben. 

Über die praktiſch maßgebenden Geſichtspunkte haben ſich die verbündeten 

Regierungen geeinigt und fie in einem Bundesratsbeſchluſſe vom 26./6 1889 nieder» 

gelegt (abgedrudt bei v. Hippel, Vergl. Darftellung 2 183/4). — Die Anfechtbarkeit 
des polizeilichen Beichlufjes beftinmt fi nach Landesperwaltungsredt. 


$ 363. 


Wer, um Behörden oder Privatperjonen zum Zwecke jeines beijeren 
Fortkommens oder des befjeren Fortkommens eines Anderen zu täufchen, 
Päſſe, Militärabichiede, Wanderbücher oder jonjtige LZegitimationspapiere, 
Dienft- oder Arbeitsbücher oder fonitige auf Grund bejonderer 
Vorſchriften auszuftellende Zeugnijje, fowie Führungs: oder Fähig— 
feit3zeugnifje faljch anfertigt oder verfälicht, oder wifjentlih von 
einer ſolchen falſchen oder verfäljchten Urkunde Gebrauch macht, wird 
mit Haft oder mit Gelditrafe bis zu einhundertfunfzig Mark beftraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher zu demjelben Zwecke von 
tolchen für einen Anderen ausgejtellten echten Urkunden, als ob fie für 
ihn ausgeftellt feien, Gebrauch macht, oder welcher folche für ihn aus 
gejtellte Urkunden einem Anderen zu dem gedachten Zwecke überläßt. [Sch@). 


I. Der erſte Abfag enthält einen minder ftrafbaren Spezialfall 
Der Urfundenfälfhung Die Spezialität ſetzt ſowohl eine eigentümliche 
Beichaffenheit des Objektes als auch des Vorſatzes voraus. 
1. Die Objekte können fein: 

a) Legitimationspapiere, namentlih Päfle, Milttärabfchiede und Wander 
bücher. Allen Legitimationspapieren ift amtliche Ausftellung gemeinjam (E 12 
385), fie fallen mithin unter den Begriff der öffentlichen Urkunden. Ferner 
gehört zum Begriffe, daß fie dem Nachweile der Identität oder der perjönlichen 
Berbältniffe dienen follen. „Ein Legitimationsichein im Sinne eines Erlaubnis» 
fcheins ift fein Legitimationspapier.* So Binding, Lehrb. 2 274 und fachlich 
übereinftimmend überhaupt die herrichende Lehre. Deshalb zählte RG in GoltdA 
37 436 den auf Grund des Vereinszollgejeges ausgeſtellten Legitimationgichein 
nicht Hierher. Bergl. auch E 20 231. In weiterem Sinne faßt den Begriff 
B. Merkel, Die Urkunde (1902) 448. 449; 
auf Grund befonderer Vorſchriften auszuftellende Zeugniſſe, 
namentlidh Tienft- oder Arbeitsbücer Im Wefen jedes Zeugnifjes 
liegt, daß es höchſt perfünliche Leiftungen, Fähigkeiten, Verhältniffe einer 
andern Perſon als des Ausftellers befundet. Ebenſo PB. Merfel a. a. D. 449. 
Deshalb ift 3. B. die Erflärung des Baterd, durch die das Kind zum Eintritt 
in ein Dienftverhältnis ermächtigt wird, nicht Hierher zu rechnen. E 21 56. 
Die Herrichende Lehre (E 23 335. 24 348) nimmt, wohl mit Redht, an, daß 
Urkunden, in melden konkrete Rechtsverhältniſſe bejcheinigt werden, feine 
Beugniffe im Sinne der vorliegenden Stelle jeien, und rechnet deshalb die 
auf Grund des Anvalidenverjicherungsgejeges ausgeftellten Duittungsfarten 
nicht hierher. Vergl. befonders Hilfe Ger& 53 39 ff. Dagegen jind P. Merkel 
a. a. D. 450 ımd OLG Roftod in GoltdA 41 151 der Anlicht, DaB derartige 
Frank, Strafgeſetzbuch, 5.—7. Aufl. 38 


b 


—f 
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Urkunden unter bie vorliegende Stelle fallen, fofern der Gebraudy nicht anf 
Geltendmadjung des beurkundeten Rechts, ſondern nur auf das beflere Fort: 
fommen im allgemeinen gerichtet ift. 

Die Beugniffe müffen auf Grund bejonderer Vorſchriften au% 
zuftellen fein. Darunter verftebt E 38 145 ſolche Borfchriften,. welche di 
Ausftellung oder VBorlegung gewiſſer Zeugniſſe unter beſtimmten Berbälinifien 
(wie bei Eintritt in ein Dienft« oder Arbeitöverhältnis oder bei Ausſcheiden 
aus einem ſolchen) unabhängig von der Willfür der Beteiligten anordnen 
Daher fei das Diplomzeugnis einer technifhen Hochſchule nicht auf Grund 
einer befonderen Borjchrift ausgeſtellt; 

ec) andere (d. h. nicht auf Grund befonderer Vorſchriften auszuftellende) Zeuguife, 
jedoch nur dann, wenn fie Führungs⸗- oder Fähigkeitszeugniſſe find. 
Bon deren Begriff ſchließt E 89 77 ſolche Urkunden aus, die gleichzeitig 
die Vornahme und das Beltehen einer ftaatlichen Prüfung befunden. 


. Der Borfag (= rechtswidrige Abficht im Sinne des $ 267) muß darauf gerichtet 


fein, Behörden oder Privatperfonen zum Zwecke des befieren Fortkommens ber 
eigenen oder einer anderen Berjon zu täuſchen. Zum Bwede des beſſeren 
Fortlommens gehört, wie beſonders Olsh.⸗Zweig. 6 hervorheben, etwas 
pofitives und etwas negalived. In pofitider Beziehung muß die Abficht dei 
Täters darauf gerichtet fein, für fich oder einen andern günftigere Eriften; 
bedingungen, namentlih durch Verſchaffung oder Verbeſſerung von Einnahme 
quellen (Binding a. a. O. 275), zu erlangen, in negativer Beziehung darf bie 
Abſicht des Täters nicht auf die Verlegung eines fremden Rechts gerichtet fer. 
Deshalb findet die vorliegende Stelle 3. B. Anwendung: bei Fälfchung ven 
Arbeitsbüchern zwecks Erlangung ortsüblicher Gefchente (E 8 37); bei Fälſchung 
von Geburtd- oder Taufzeugnifien zwecks früherer Einftelung in den Militär 
dienſt (E 12 385); bei Fälfchung eines Beſchäftigungszeugniſſes behufs Yulafiunz 
zu einer Prüfung (E 10 162). Ferner gehören hierher Yälfchungen zum Zwecke 
der Erfüllung polizeiliher Kontrollvorfchriften (E 26 55). Auch wenn eine 
Aufbefferung der Eriftenzbedingungen nur nad der ideellen Geite Hin erftreht 
wird, kann von dem Zwecke bejjeren Fortkommens gefprochen werden. Deshalb 
hat & 89 75 bie Verfälſchung eines pfarramtlichen Zaufzeugniffes zum Zwede 
der Erlangung Latholifch = firchlicher Trauung nad) der vorliegenden Stelle 
beurteilt. Dagegen ift ihre Anwendung ausgefchlofien, wenn die Fälfchung 
erfolgt zum Zmede der Erlangung eines pefuniären Vorteils, auf den bei Echtheit 
des Beugnifjes ein Rechtsanſpruch beitände; z. B. Fälfchung eines BZeugnifks 
zur Erlangung der WUltersrente (E 22 225) oder eine militärifchen Urlaub: 
pafies zum Zwecke billigerer Beförderung auf der Eifenbahn (RMG 2 29. 4 19 
10 268). Desgleichen bat R 10 333 mit Recht ausgeiprocden, daß gemeine 
Urkundenfälfhung vorliege, wenn die Abjicht des Täters Darauf gerichtet war, 
fih dur Fälſchung des Jagdſcheins der ihm drohenden Strafe wegen einer 
SKagbpolizeilontravention zu entziehen. 

Bedenklich ift e8 dagegen, wenn & 27 56 die Fälſchung eines Bivilverforgung# 
ſcheines in der Abficht, fich eine Anjtellung zu verfchaffen, auf Die nur wirklid, 
zivilverforgungsberechtigte Perfonen einen Anjpruch haben, für gemeine Urkunden- 
fälſchung erklärt, weil das Recht der legteren Perſonen verlegt werde. Rei 
bebentlicher ift e8, wenn Oppenh.⸗Del. 1 ganz allgemein behauptet, es liege gemeine 
Urkundenfälſchung vor, fofern ein Zeugnis gefäliht wird, um eine Stellung zu 
erlangen, die nur nach Erfüllung der im Zeugniſſe befundeten Borbedingunger 
erlangt werden kann. 

An mehreren Urteilen des RG's, des RMG's und bei DISh.-Zweig. 6 finder 
fi) die Wendung, daß der Zweck des Täter die unbeftimmte, allgemeine 
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Abſicht des Täter erforbere, fich günftigere Chancen für fein Fortkommen zu 
verichaffen. Das ift in diejer Faſſung bedenflih. Hat der Täter einen ganz 
beftimmten Zwed im Auge, fo wird man um feiner Beflimmtheit willen die 
Anwendbarkeit der vorliegenden Stelle nicht ausschließen dürfen. Gegen das RG 
auch Binding a. a. D. 275. Übrigens lehnt das MG jelbft in E 26 88 die 
befämpfte Auffafiung ftilichweigend ab, indem es $ 363 auf einen all anwendet, 
bei dem e3 dem Täter um die Erlangung einer ganz beſtimmten Schanklonzeifion 
zu tun war. Dasjelbe gilt von dem oben angeführten Urteil & 89 75. Dagegen 
tehr jcharf für das Erfordernis der Unbeitimmtheit E 88 145 (Fälſchung, um 
eine drohende Kündigung zu verhindern). 

Die Handlung entipricht der der gemeinen Urkundenfälichung, mit dem Unter⸗ 
fchiede jedoch, daß ein Gebrauchmachen von der fäljchlic) angefertigten oder verfälichten 
Urkunde nicht zum Tatbeftande gehört. Vergl. noch $ 274 12a. 

Vie im $ 270 das Gebrauchmachen von einer fälſchlich angefertigten oder 
verfälfchten Urkunde der Fälſchung gleichgeftellt ift, jo auch hier. 

Idealkonkurrenz mit gemeiner Urktundenfälfchung ift, weil es fi um einen 
Spezialfall handelt, nit möglich. Dasjelbe gilt im Verbältnifie zu $ 277. Vergl. 
daſelbſt L Mit Recht beftreiten aber DISh.-Zweig. 6, Binding a. a. O. 276 gegen 
E 23 42 auch die Möglichkeit einer Idealkonkurrenz mit Betrug. Denn wenn es 
für Die Hülle des $ 363 charakteriftiich ift, daß fich die Handlung nicht gegen das 
Recht eines andern wendet, Objelt des Betrugs aber das Bermögen einer andern 
Perſon it, fo können beide Delikte unmöglidy in derjelben Handlung zuſammen⸗ 
treffen. 

U. Zum zweiten Wbfage. — Die beiden bier behandelten Delikte haben mit 
der Urkundenfälſchung nichts zu tun, betreffen vielmehr den Mißbrauch einer 
echten Urkunde der im erjten Abſatze bezeichneten Art. Der Mißbrauch Tann 
beſtehen: 

1. darin, daß der Täter zum Zwecke beſſeren Fortkommens von einer ſolchen für 
einen andern ausgeſtellten Urkunde Gebrauch macht, als wäre fie für ihn aus⸗ 
geftellt. Wer ein für ihn perfönlidh, aber unter falſchem Namen ausgeitelltes 
Zeugnis benußt, kann auf Grund biefer Stelle nicht beftraft werden. E 10 262; 

2. Darin, daß der Täter eine für ihn ausgeftellte Urkunde dieſer Art an einen 
andern zum Zwecke befjeren Fortkommens überläßt. Es wird aljo eine an ſich 
ftraflofe Beihilfehandlung zum delictum sui gen. erhoben. Cpezialfall GewO 
$ 148 Nr. 5. Vorſatz ift in beiden Fällen erforderlich. 


$ 364. 

Mit Geldjtrafe bis zu einhundertfunfzig Mark wird beftraft, wer 
wijjentlich jchon einmal verwendetes Stempelpapier nad) gänzlicher oder 
theilmeijer Entfernung der darauf gejegten Schriftzeichen, oder ſchon ein- 
mal verwendete Stempelmarfen, Stempelblanfette oder ausgejchnittene 
oder jonft abgetrennte Stempelabdrüde der im $. 276 bezeichneten Art 
veräußert oder feilhält. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher wifjentlich ſchon einmal ver: 
wendete Poſt⸗ oder Telegraphenmwerthzeichen nach gänzlicher oder theilmeijer 
Entfernung des Entwerthungszeicheng veräußert oder feilhält. [Sch]. 


Die Stelle dient zur Ergänzung des $ 276. Der zweite Abſatz ift durch Geſ. 
v. 13./5 1891 eingefügt worden Borfat ift, wie fid) aus dem Worte „wiſſentlich“ 
ergibt, überall erforderlich. 
98 * 
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$ 365. 


Wer in einer Schankitube oder an einen Öffentlichen Vergnügungs: 
orte über die gebotene Polizeiftunde hinaus verweilt, ungeachtet ber 
Wirth, jein Vertreter oder ein Polizeibeamter ihn zum Fortgehen aufge 
fordert hat, wird mit Gelditrafe bi3 zu funfzehn Mark beitraft. 

Der Wirth, welcher dag Verweilen feiner Gäſte über die gebotene 
Polizeiſtunde hinaus duldet, wird mit Geldftrafe bis zu ſechszig Mari 
oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen beitraft. [SchG]. 


I. Allgemeine Bedeutung der Stelle. Die Frage, ob überhaupt eine Polizei⸗ 
ftunde gelten und auf welde Lokalitäten fie fich erjtreden foll, beurteilt ſich nad 
Landesrecht und wirb zumeilt auf dem Wege ider Polizeiverorbnung des näheren 
geregelt. Dagegen ift die Frage, unter welchen Borausjegungen Die Übertretung einer 
etwa feftgejegten Polizeiftunde beftraft werden kann, nad) der vorliegenden Etehe 
und nur nad ihr zu beurteilen. In dieſer Beziehung bleibt weder für da 
Polizeiverordnungs- noch für irgend ein anderes Partikularrecht Raum. Bersi. 
namentlich Wotering 66. Demgemäß wurde 3. B. in Heflen Art. 220 de3 der 
geltenden Polizeiftrafgefete8 bei Einführung des RStGB's für aufgehoben erachtet 
(vergl. heſſiſches Geſetz v. 10./10 1874 Art. 3 Nr. 14), und mur fehr mit Umedt 
tönnte diefe VBeftimmung in den ehemals heſſiſchen, aber 1866 an Preußen ab 
getretenen Qandesteilen noch angewendet werden. 


U. Zum erften Abfage. — Der erfte Abjag richtet fich gegen ſolche Perſonen, 
die in einer Schankſtube oder an einem öffentlichen Bergnügungsorte über die 
gebotene Bolizeiftunde hinaus trog Aufforderung zum Weggehen verweilen. 

1. Unter Schankſtube verfteht man einen allgemein zugänglichen gejchlofkenen 
Raum, in welchem gemwerbsmäßig geiftige Getränfe (wenn auch ohne die erfor 
derliche Konzeifion) zum Genuß an Ort und Stelle verabfolgt werden. Tir 
Räumlichkeiten einer gefhlofjenen Geſellſchaft fallen nicht unter dieſen Ve⸗ 
griff. Die Schankftube Hört auf, eine ſolche zu fein, wenn und folange fie einer 
geſchloſſenen Gejellihaft ausichließlich zur Verfügung geftellt ift; Dies felbp dann 
wenn der der geſchloſſenen Gejellichaft überlafiene Raum mit den Übrigen Ritt: 
lofalitäten in offener Verbindung fteht. Die Streitfrage, ob in der Tat gerade 
geiftige Getränke verabreicht werden müfjen (fo Oppenh.⸗Del. 2) oder ob auf 
andere genügen (jo Berner 708, Olsh.⸗Zweig. 2, Binding, Lehrb. 2 745, Entic. 
d. hanfeat. OLG's 148), ift praftiih ohne größere Bedeutung, da event. mei! 
ber Begriff des öffentlichen Bergnügungsortes (ſ. u. 2) zutreffen wird. — Under: 
feitS ift e8 unerheblich, welches Publikum in der Schankſtube verkehrt. — Di. 
Frage, ob auch die Reftaurationsräume der Bahnhöfe zu den Scart: 
ftuben gehören, ift beftritten, aber zu bejahen. Damit ift indefjen nod nid: 
unbedingt behauptet, daB fie dem Rechte der Bolizeiftunde unterworfen ſeien 
Ob dies zutrifft, bemißt ſich zunächit nach Landesrecht, namentlich aud nat 
dem Wortlaute der fpeziell die Polizeiftunde anordnenden Bellimmung. Beim 
Mangel fonftiger Anhaltspunkte wird zu unterjcheiden fein, ob ſich im Bahnber 
neben den Rejtaurationsräumlidhleiten noch andere zum Aufenthalte für da: 
reifende Publikum geeignete und ihm zugängliche Lokalitäten befinden ober nid 
Im erfteren Falle bejteht fein Grund, den Bahnhofsreftaurationen einen Borzi: 
einzuräumen, wohl aber in zweiten. Bergl. die verfchiedenen Anfichten be: 
Olsh.⸗Zweig. 2, Oppenh.-Del. 3, Rüd.-Stengl 2. Das Kammergericht (Gold 
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39 353) nimmt mit der überwiegenden Anfiht an, daß die Polizeijtunde nur 
gegenüber dem nicht reifenden Publikum gelte. 


2. Der Begriff des Öffentlihen Vergnügungsortes fordert, daß „irgend» 
welche, wenn auch nur temporäre Herrichtungen zum Vergnügen feiner Bejucher“ 
vorhanden jind. So Olsh.⸗Zweig. 2. Es genügt aber auch die Annehmlichkeit 
des Aufenthaltes in freier Luft. Der Ton ift mithin darauf zu legen, daB 
einerjeit3 der Ort für jedermann zugänglidy fein muß, anderjeit3 fein gejchloffener 
zu fein braudt. Die herrichende Lehre erklärt es für gleidhgiltig, ob Er- 
frifehungen an dem Orte geboten werden ober nicht. Olsh.⸗Zweig. 2, Oppenh.⸗ 
Del.5. Dem Iann indefjen nicht beigetreten werden. Denn wie die Erwähnung 
bes Wirte ergibt, hat das Geſetz nur folche Orte im Auge, in denen irgend 
weldye Speijen oder Getränfe gewerbsmäßig zum Genuß an Ort und Etelle ge: 
boten werden. Geiftiger Art brauchen die Getränke allerdings nicht zu fein. 

3. Die Handlung befteht in dem Verweilen in der Schanfjtube oder dem Ver⸗ 
gnügungslofale über Die gebotene Volizeiftunde hinaus troß gehöriger Aufforderung 
zum Weggehen. Der Ausdrud verweilen ift nicht ſchlechthin gleichbedeutend 
mit „fih aufhalten“, bezeichnet vielmehr ein längeres Verbleiben. Ein modicum 
tempus, wie e8 den Umftänden entipricht, namentlich zum Zwecke des Zahlens, 
muß dem Gajte gelaffen werden. A. A. v. Schicker 77 und ein Dort zit. 
Urt. d. OG's Münden v. 1./10 1896, infofern der Wirt- für ftrafbar erachtet 
wird, wenn er Zeit zum Austrinken gewährt. — Die Aufforderung zum 
Weggehen muß fih an die Gäſte richten und entweder durch den Wirt oder 
feinen Vertreter oder durd) einen Polizeibeamten erfolgen. Daß der lettere als 
jolcher befannt fei, evtl. fich legitimiere, ift mit Rotering 65 und Olsh.⸗Zweig. 6 
gegen Binding a. a. D. 745 zu verlangen. In beitimmte Worte braucht fid 
Die Aufforderung nicht zu Heiden. Es genligt, wenn fie verftändlich tft. Daher 
fann man nicht mit Rüd.⸗Stengl. 4 und den bort zitierten Entfcheidungen Die 
Erklärung, „es ſei Bolizeiftunde*, jchlechthin für ungenügend anfehen. Das OLG 
Braunfchweig (GoltdA 43 61) hat denn auch die Erklärung, „es jei Feierabend“, 
für ausreichend eradhtet. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 6. 

4. Wegen des polizeilichen Charakters des Delitts genügt Fahrläſſigkeit. 
Ebenjo Olsh.⸗Zweig. 7, Oppenh.-Del. 8a. A. A. Rüd.⸗Stengl. 8, Binding a. a. O. 
7146. Dentbar ift Fahrläffigkeit namentlich in der Art, daß der Gaft die Auf- 
forderung zum Weggehen überhört oder vergißt. 

6. Täter kann nad) dem Wortlaute des Geſetzes jeder fein. Es ift aber zunächft 
jelbftverftändlich, daß der Wirt mit feinen Angehörigen und feinem Perjonal 
ausgenommen if. Aus dem Zwecke des Gefeges folgt ferner, wie allgemein zu⸗ 
gegeben wird, eine Ausnahme zugunften der Privatgäfte des Wirte und ber 
Rogiergäfte. Wegen der geſchloſſenen Geſellſchaft ſ. o. 1. 

II. Bei dem Delikt des zweiten Abfages iſt es fehr beitritten, ob es nur 
Begehungs⸗ oder auch Unterlafiungsdelitt ift. Im erjteren Sinn Olsh.⸗Zweig. 5, 
Binding a. a. O. 746, im legteren Loening 16, Landöberg, Die jog. Commiſſivdelikte 
Durch Unterlafjung (1890) 219, Rotering 66. Nimmt man lediglich ein Begehungs- 
Delitt an, fo fest man „dulden“ gleich „erlauben“, fordert alfo ein pojitives Das 
Bleiben der Gäfte veranlafiendes Verhalten. Diejes würde aud in einer jchlüjfigen 
Handlung, 3. B. in fortgefegtem Auftifchen gefunden werden fönnen, ſchwerlich aber 
in reiner Baifivität. Sieht man dagegen in dem Delikte auch ein Unterlafjungs- 
delitt, fo genügt die reine Pajjivität des Wirted zweifellos, und ſelbſt dann bleibt 
er haftbar, wenn er altiv, aber erfolglos, eingreift, um die Gäjte zum Weggehen zu 
veranlaffen, e3 jei denn, daß ihm ein Entihuldigungsgrund zur Seite fteht. Ein 
jolcher aber müßte ſchon in der paffiven Renitenz der Gäfte liegen, ohne daß man 
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kvon dem Wirte Gewaltanwendung fordern könnte (88 52. 54). Auch Auslöſchen der 
Lichter oder Anrufen der Polizei ift vernünftigerweijfe wenigftens nicht immer zu 
verlangen, fondern nur Anwendung der Mittel, die nach der konkreten Sachlage ohne 
Schädigung der Perſon und des ordnungsgemäßen Geſchäftsbetriebs erwartet werden 
fönnen. Deren Anwendung fordern nun aber au Olsh.gweig., obwohl Ne m 
dem Delitt nur ein Begehungsdelikt fehen. Die 'praktifche Tragweite bes Streit 
wird ſich aljo auf die Beurteilung der reinen Paſſivität befchränten. Nimm mau 
nun, wie es allgemein geichieht, an, dab das „Seftatten* im Falle des & 265 die 
Paffivität mit enthalte, jo ift nicht abzufehen, weshalb das nicht erft recht für das 
„bulden” der vorliegenden Stelle gelten follte. — ebenfalls wird nicht gefordert, 
daß ein Polizeibeamter bie Bolizeiftunde erft fpeziell geboten habe. Auf Privatgäte 
des Wirtes bezieht fich die Stelle nicht. Dadurch, dab der Wirt Die Bewirtung un 
entgeltli) vornimmt, werben inbefien die Gäſte nicht unbedingt zu Privatgälten. 
Entſch. d. hanſeat. OLG's 151. — Außer dem Wirt önnen gemäß G'wDd 8 151 and 
feine Vertreter verantwortlich fein. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 9, v. Schider 77, E36 321 
(dad RG aber ohne Bezugnahme auf die GewO). A U. Binding, Lehrp. 2 4 
unter Ablehnung der Anwendbarkeit der GewO. Als Schuldform genügt Fahr⸗ 
läffigfeit. Diefe kann aber aud) in ungenügender Inſtruktion des Perſonals oder 
in mangelhafter Sorgfalt bei Auswahl besfelben gefunden werden. Bergl. ©23 
Caſſel Goltd 40 176. 

IV. Konturrenzfälle. — Über Konkurrenz des im eriten Abſatze geregelten 
Delitt3 mit Hausfriebensbruh f. $ 1238 VL — Fordert der Wirt, nachdem ein 
Polizeibeamter die Gäfte zum Weggehen aufgefordert hat, fie feinerfeitS mit Eriol; 
zum Bleiben auf, fo konkurriert mit dem Delikte des zweiten Abſatzes ibeell Anti 
tung zu dem des erften. Abweichend nehmen Olsh.⸗Zweig. 10 Realkonkurrenz au 
Iſt die Aufforderung des Wirtes erfolglos, fo kann Strafbarkeit aus $ 111 Wi. ? 
begründet fein. Auch hier 3. T. a. X. Olsh.⸗Zweig. infolge abweichender Aurffatlung 
des & 111. Nach Binding a. a. D. 746 ift der Wirt auch bei einer dem Polizeibe⸗ 
fehl Trog bietenden Aufforderung nur nady $ 365 ftrafbar. 


$ 366. 
Mit Geldftrafe bis zu ſechszig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird beitraft: 

1. wer den gegen die Störung der Feier der Sonn: und Feſttage er: 
laffenen Anordnungen zumiderhandelt; 

2. wer in Städten oder Dörfern übermäßig jchnell fährt oder reitet, 
oder auf öffentlichen Straßen oder Pläßen der Städte ober Dörte 
mit gemeiner Gefahr Pferde einfährt oder zureitet; 

3. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen ober Waſſerſtraßen 
das Vorbeifahren anderer muthwillig verhindert; 

4. wer in Städten mit Schlitten ohne feſte Deichfel oder ohne Geläutt 
oder Schelle fährt; 

5. wer Thiere in Städten oder Dörfern, auf öffentlichen Wegen, Strapen 
oder Plägen oder an anderen Orten, wo fie durch Ausreißen, 
Schlagen oder auf andere Weife Schaden anrichten Tönnen, mi 
Vernachläſſigung der erforderlichen Sicherheitgmaßregeln ftehen läht 
oder führt; 
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wer Hunde auf Menjchen hett; 

wer Steine oder andere harte Körper oder Unrath auf Menfchen, 
auf Pferde oder andere Zug= oder Lajtthiere, gegen fremde Häufer, 
Gebäude oder Einjchliegungen, oder in Gärten oder eingefchlofjene 
Räume wirft; 

8. mer nad einer Öffentlichen Straße oder Waſſerſtraße, oder nad) 
Drten hinaus, wo Menjchen zu verfehren pflegen, Sachen, durch 
deren Umſtürzen oder Herabfallen Jemand bejchädigt werben Tann, 
ohne gehörige Befeitigung aufitellt oder aufhängt, oder Sachen auf 
eine Weife ausgießt oder augwirft, daß dadurch Jemand beichädigt 
oder verunreinigt werden kann; 

9. wer auf Öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Waſſerſtraßen 
Gegenftände, Durch welche der freie Verkehr gehindert wird, auf- 
jtellt, hinlegt oder liegen läßt; 

10. mer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit 
und Ruhe auf den öffentlichen Wegen, Straßen, Pläten oder Waſſer⸗ 
ftraßen erlafjenen Polizei-Verordnungen übertritt. 

[SchG|. 


I. Zu Nr. 1. — Die Stelle hat den Charakter eines Blankettgeſetzes. Wie 
ih hauptſächlich aus ihrer Entftehungsgefchichte ergibt (vergl. Motering 67 ff. und 
GerS 58 82 fi, E 20 81), hat fie nur ſolche Anordnungen im Auge, welche im 
SInterefie ber allgemeinen Sonntagsheiligung nah außen Hin ftörend 
wirken und infofern in religiöfem Sinne anftößige Handlungen an Sonn⸗ und 
Seiertagen verbieten. Welche Tage Feiertage find, beurteilt fi nach Landesrecht 
Gemeint find nur die allgemein zu beadhtenden, nicht die auf eine beftimmte ſton⸗ 
fejlion beſchränkten. Das Landesrecht enticheidet auch darüber, ob Anordnungen der 
erwähnten Art Hinfichtlich der Borabende der Feiertage ergehen fünnen, und ebenjo 
if e3 für die Zuftändbigfeit zum Erlaffe der Anordnungen maßgebend. In Preußen 
nimmt bie herrichende Lehre an, daB gemäß KabinettSordre v. 7./2 1837 (bezw. in 
in den neuen Provinzen gemäß Geſ. v. 9./2 1892) die Oberpräfidenten und Regierungs⸗ 
präfidenten, nicht aber die lokalen Berwaltungsbehörden zuftändig feien. Auch im 
Wege der Delegation kann die Zuftändigfeit der legteren nicht begründet werden. So 
Jahrb. f. Entich. des Rammergerihts 21 C 106. Ferner erflärt fich die Praris 
mit Recht für befugt, die Zuläfjigfeit der Polizeiverordnungen ihrem Inhalte nach 
zu prüfen. Dagegen Rotering GerS 58 113. 114. Was die Jagbausübung betrifft, 
jo ift das Kammergeriht der Anficht, daß zwar geräufchvolle Jagdaus⸗ 
übung, aber Teineswegs jede SJagdausübung an Sonn» und Feiertagen verboten 
werben könne. Jahrb. f. Entſch. d. Kammergerichts 18 324. 325 (Damit fieht es 
wohl nicht in Widerfpruch, wenn dag VObertribunal für die Zeit des Gottes— 
Dienftes ein Verbot jeder Kagdausübung für zuläjlig erklärte. Vergl. Oppenhoff, 
Nechtiprechung des Obertribunals 17 635. 18 289.) Denjelben Standpuntt nimmt 
dad Kammergericht bezgl. bed Wirtjchaftsbetriebs an Sonntagen, namentlich während 
des Gottesdienftes ein, d. h.: es erklärt Polizeiverordnungen nur infoweit fir giltig, 
als fie fich gegen den nad) außen bin auffallenden Wirtichaftsbetrieb richten. Vergl. 
Kroneder DI3 7 313. Entiprechend bezeichnet es Polizeiverorbnungen als ungil« 
tig, welde an ben Sonn» und Feiertagen (während des Gottesdienftes) Theater» 
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proben verbieten. Jahrb. 323 C 43. In Bayern gilt eine Verordnung v. 30./7 1862, 
in Sachſen Geſ. v. 10./9 1870, in Württemberg Verordnung dv. 27./12 1871 und Ber- 
ordnung vd. 22./5 1895. Wegen des polizeilichen Charakter des Delikts genügt im 
Zweifel Fahrläſfſigkeit. 

Bumwiderhandlungen gegen folhe Anordnungen dagegen, weldye nicht bie 
allgemeine religiöfe Sonntagsheiligung, fondern die individuelle Eonntaggrube 
in geſundheitlichem und fozialpolitiichem Intereſſe bezwecken, fallen zweifellos nicht 
unter die vorliegende Stelle, fondern unter GewO F 146a. Die Beltimmungen 
der GewO ftehen aber nach $ Al a daf. weitgehenden Befchräntungen des Gewerbe 
betriebe8 an Sonn» und Feiertagen nicht entgegen. Cpezialbeftimmung f. Seemannd= 
ordnung $ 118. 

0. Zu Nr. 2, — Abgeſehen von dem alle des Einfahrens oder Yureitens, 
handelt e3 ſich bier um Polizeiübertretungen, ſodaß Fahrläfſigkeit genügt. Irgend 
ein Berjchulden muß vorhanden fein. Geht das Pferd durch, fo ift zu unterjcheiden, 
o5 den Fuhrmann ein Berfchulden trifft oder nicht. Begründet aber kann das Ber- 
ſchulden jchon in dem Fahren oder in dem Reiten jelbft fein, jofern nämlidy dem 
Fuhrmann oder Reiter die nötige Sachkenntnis oder die nötige Kenntnis bes Tieres 
fehlt. Nach Olsh.⸗Zweig. a trifft Die Stelle beim Durchgehen des Tieres überhaupt nicht 
zu. Das RO in GoltdAU 39 61 nimmt au, daß der mitfahrende Eigentümer Des 
Fuhrwerkes verantwortlich jei, wenn er ſchuldhafterweiſe den Kuticher nicht an über- 
mäßig rajcher Fahrt hindert (vergl. auch $ 230). — Das Einfahren oder Yureiten 
mil gemeiner Gefahr (vergl. die Vorbem. 3. 27. Abjchn.) ift, weil fein reines Boli- 
zeidelift, nur vorfäßlich begehbar. Ebenjo Rotering 71 (der Übrigens Borjag für 
die ganze Nr. 2 fordert), a. U. Olsh.⸗Zweig. a. — Tie Art des Gefährtes ift gleich- 
giltig. RS in GoltdA 51 195 wendet daher die Stelle auch auf fjahrräder an. 
Polizeiverordnungen, die für Automobile ein beftimmtes Tempo borjchreiben, mögen 
zwar injofern giltig fein, ihre Strafdrohungen aber find es nicht. — Wegen 
der öffentlichen Etraßen und Plätze f. $ 116 I, wegen Idealkonkurrenz $ 73 
VII 2b 8 und (übereinftimmend) R 5 604. 

11. Zu Ar. 3. — Über den Begriff der öffentlichen Wege ufw. [.$ 116 I, 
über den der Waſſerſtraßen 8 243 V. Wie fich aus dem Worte „mutwillig“ ergibt, 
kann das Delikt nur vorfäßlich begangen werden. Konkurrenz mit Nötigung ift 
ausgefchlofien. Bergl. u. X a. €. 

IV. Zu Nr. 4. — WPolizeidelift. Fahrläjligkeit genügt. Zu beachten it, DaB 
fi die Stelle nur auf Etädte (nicht auf Dörfer) bezieht. 

V. Zu Nr.6. — Wie zu 1V, jedoch find Hier aud) Dörfer mit einbegriffen. Olsh.⸗ 
Bweig. a heben mit Resht hervor, daß die Möglichkeit eined Schadens durch An⸗ 
ftedung nicht hierher gehört. Täter kann jeder fein, der dad Tier zur Zeit unter 
feiner Obhut hat. Welche EicherheitSmaßregeln erforderlich find, unterliegt an ſich 
freiem richterlichem Ermeſſen; allerdings fteht das Reichsrecht dem Erlaß jpeziali- 
fierender Ianbesrechtlicher Beitimmungen nicht entgegen, deren Übertretung ijt 
aber nur auf Grund dieſer Stelle (bezw. bes 8 367 Nr. 11) ftrafbar. A. A. wohl 
die herrſchende Xehre. 1. Olsh.⸗gZweig. b. 

VI. Zu Nr. 6. — Das Heben kann nur vorfäglich geichehen. Der Eintritt 
einer Verlegung oder auch nur einer Gefährdung gehört nit zum Tatbeitande. 
Tritt aber eine Verlegung oder eine Tötung ein, jo iſt es fraglich, ob die vorliegende 
Stelle konkurriert (fo die berrfchende Lehre und E 8 315) oder als lediglich ſub⸗ 
fidiär zurüdtritt (jo Binding 1 360, NRotering 73). Für die Möglichkeit einer Ideal⸗ 
konkurrenz $ 73 VOL 2b 2. 

VI. Zu Nr. 7. — Die durchaus herrfchende Lehre verlangt, wie bei der vorigen 
Nummer, Borfag. Für das Berhältnis des TeliftS zur Körperverlegung (Tötung 
und Sachbeſchädigung) gilt das unter VI Ausgeführte in entiprechender Weiſe. ©. 
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einerſeits E 21 314, anderjeit3 Binding 1 360. — Unrat bezeichnet nach ber 
zitierten Entſcheidung alle8 was verunreinigt, ohne Beſchränkung auf das, was Eifel 
erregt. — Die PBräpofition „auf“ bezeichnet die Richtung; ein wirkliches Treffen ift 
nicht erforderlihd. & 3 306. A. U. Rubo 8. Durd) die Präpofitionen „gegen’ oder 
„in“ aber wird ein wirkliches Treffen gefordert. So die herrichende Lehre. — Die 
Häufer, Gebäude oder Einſchließungen müfjen notwendigerweife fremde jein, d. h. 
fie dürfen dem Täter nicht oder wenigjtens nicht ausjchließlich gehören. Stehen die 
Pferde, die andern Zug⸗ oder Laſttiere, die Gärten oder eingefchlojfenen Räume im 
ausichließlichen oder im Miteigentum des Täters, jo wird dieſer Umftand regel» 
mäßig die Kechtswidrigkeit befeitigen. Dies ift aber 3. B. nicht der Fall, wenn ein 
Menid auf dem Bierbe reitet. 

VII. Zu Nr. 8. — Eine Bolizeiübertretung. Da aber immerhin die Möglich» 
feit der Verlegung in ben Tatbejtand aufgenommen ift, fo bedarf es der Prüfung im 
Einzelfalle, ob fie nad) den konkreten Umftänden zu befürdten war. Hinfichtlich 
des Aufitellens, Aufhängens als äußerer Tätigkeit ift Vorſatz erforderlich, hinſichtlich 
des Ortes und der möglichen Verlegung genügt Fahrläſſigkeit. Zu weit geht 
(wie aud) DlSh.- Zweig. a bemerken) E 17 303, wenn es eine Berfchuldung über⸗ 
haupt nicht fordert. — Tie Frage der Konkurrenz bei Eintritt einer Tötung, Körper- 
verlegung oder Sachbeſchädigung liegt ebenjo mie in den beiden vorhergehenden 
Nummern. 

IX. Zu Nr. 9. — Über den Begriff der öffentlihen Wege uſw. |. $ 1161. 
Steht der öffentliche Weg im Privateigentun, jo kann fich der Eigentümer injofern 
itrafbar maden, als er verpflichtet ift, die allgemeine Benugung zuzulaſſen. 
Ebenfo € 33 372, Kammergericht, Jahrb. 21 C 90. Geſtattet er Ddieje nur, liegt 
alfo ein prefariftiiches Werhältnis vor, jo entfällt die Rechtswidrigkeit. Whnlich 
Oppenh.⸗Del. 24, OlSh.» Zweig. c. — Zum Tatbeftand gehört die Behinderung des 
freien Verkehrs. Dies bedeutet nicht, daß ein konkreter Transport oder ein konkreter 
Menſch an der verfehrsmweifen Benugung verhindert worden fein müſſe, jondern nur, 
daß der Verkehr im allgemeinen, wie er zu der fraglichen Zeit an den fraglichen 
Orten erwartet werden Tann (aljo der gedachte Verkehr), eine Hinderung erfährt. 
Ähnlich Olsh.⸗Zweig. a, die mit Recht auf die Analogie des $ 315 hinweifen. — 
Die Handlung befteht in dem Aufftellen, Hinlegen oder Liegenlafjen von — jelbft- 
verftändlich beweglichen — Gegenftänden. Auch das Anhalten der Fuhrwerke gehört 
hierher, vorausgejegt, daß es in einer Weije erfolgt, die außerhalb der ordnungs⸗ 
gemäßen Benugung der Straße liegt. Ähnlich Olsh.⸗Zweig. b. Hinſichtlich des 
Aufftellens und Hinlegens als äußerer Tätigkeit ift Vorſatz erforderlich. Abzu⸗ 
lehnen ift die Anſicht GBayObLGStr 1 303), nach welcher e3 gleichgiltig jein fol, 
ob jemand jelbft hinlegt oder die Anmeifung dazu erteilt. In legterem Falle han- 
delt e3 fi um Anftiftung. Das Liegenlaſſen ift nur dann ftrafbar, wenn eine 
Verpflichtung zun Wegnehmen befteht. Dieje aber wird durch die tatſächliche Ver⸗ 
fügungsgewalt über die Sache begründet, gleichgiltig Durch wen fie an bie betreffende 
Stelle gebracht worden if. Demnach ift der Dienftherr zur Wegſchaffung der von 
dem Gefinde liegen gelafjenen Sachen verpflichtet. BayObL&Str 2 320. Ebenſo 
wie aber der Aufitellende oder Hinlegende wiſſen muß, daß er hinlegt oder aufitellt, 
muß der Liegenlaffende willen, daß er liegen läßt, d. h.: er muß wiſſen, daß fich 
ein unter feiner Verfügungsgewalt ftehender Gegenitand auf einem öffentlichen Wege 
ufw. befindet. Fahrläffiges Kiegenlaffen ift nur infofern ftrafbar, als etwa ber 
Berpflichtete das Wegnehmen vergißt oder vernachläffigt. Weitergehend nimmt DRS 
Hamburg Goltd A 40 61 an, daß ftrafbare Fahrläffigfeit ſchon dann vorliege, wenn 
der Verpflichtete nicht alles getan hat, um für Beachtung der Vorſchrift zu lorgen. 
Das OLG fordert alfo nicht das Bemußtiein, daß ſich eine gemilie a an Dem 
bezeichneten Orte befinde. Wichtig if die Frage namentlich deshalb, well e8 won 
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ihrer Beantwortung abhängt, inwiefern die Herrichaft für daS Liegenhleiben folder 
Sachen haftet, die das Gejinde auf den öffentlihen Weg uſw. geichafft hat, oder 
die etiwa von dritten (Rollfuhrleuten) für fie dort niedergeftellt worden find. — Tuf 
Binfichtlich der möglichen Verkehröftörung Fahrläſſigkeit genügt, wird allgemem 
anerfannt. — Entſpricht die Handlung dem ordnungsgemäßen Verkehr, jo ift fie nich 
ftrafbar. Binding, Lehrb. 2 928. 

X. Zu Nr. 10. — Ein Blankettgeſetz. Ob nur die vorjägliche ober and 
die fahrläffige Übertretung der Bolizeiverordnungen ftrafbar ift, hängt von ihm 
näheren AInbalte ab. Im Zweifel genügt Fahrläſſigkeit. Unter Polizeiverord⸗ 
nungen find nur allgemein verbindliche Beftimmungen zu verftehen. Die Nidt- 
befolgung des konkreten Polizeibefehls gehört nicht hierher. Berner 712, Olsh.⸗gweig 
a, Rotering 77. U. A. Binding, Lehrb. 2 929. Am übrigen können die Polizeiver: 
ordnungen ſowohl Berbote wie Gebote enthalten. Selbitverftändlich jind de u 
Bolizeiverordnungen etwa enthaltenen Strafdrohungen als ſolche ungiltig, einerle 
ob die Verordnung älter oder jünger ift als das StGB. Bergl. E 30 437. - 
Die Pflicht zur Unterhaltung ber Wege uſw. fteht außerhalb des Aumendim 
gebiet3 der Stelle. BayObLGCtr 2 38. Eine Spezialbeftimmung enthält d. @e. 
ü6. d. Poſtweſen des Deutichen Reichs $ 19 Michtausweichen vor der Poft). 


8 366.8. 

Wer die zum Schuße der Dünen und ber Fluß- und Meeresute, 
fowie der auf denjelben vorhandenen Anpflanzungen und Anlagen «: 
lafjenen Polizeiverordnungen übertritt, wird mit Geldftrafe big zu eir⸗ 
hundertfunfzig Mark oder mit Haft beitraft. [SchG]. 


Eingeſchaltet dur bie Novelle vom 26./2 1876. Vergl. die Bemerkungen ji 
& 366 Nr. 10. 
$ 367. 


Mit Gelditrafe bis zu einhundertfunfzig Mark oder mit Haft wird 
beitraft: 

1. wer ohne Vorwiſſen der Behörde einen Leichnam beerdigt oder ba 
Seite ſchafft, oder wer unbefugt einen Theil einer Leiche aus dem 
Gewahrjam der dazu berechtigten Perſonen wegnimmt; 

2. wer den polizeilichen Anordnungen über vorzeitige Beerdigungen ent: 
gegenhandelt; 

3. wer ohne polizeiliche Erlaubniß Gift oder Arzeneien, foweit der 
Handel mit denjelben nicht freigegeben ijt, zubereitet, feilhält, ver: 
fauft oder jonft an Andere überläßt; 

4. wer ohne die vorgejchriebene Erlaubnig Schießpulver oder ander 
erplodirende Stoffe oder Feuerwerke zubereitet; 

5. mer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaaren, 
Scießpulver oder Feuerwerken, ober bei der Aufbewahrung, Befjoͤt⸗ 
derung, Verausgabung oder Verwendung von Sprengitoffen oder 
anderen exrplodirenden Stoffen, oder bei Ausübung der Befugniß 
zur Zubereitung oder Feilhaltung dieſer Gegenftände, ſowie der 
Arzeneten die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 





— 


10. 


11. 


13. 


14. 


15. 
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. wer bei Verjendung oder Beförderung von leicht entzündlichen oder 


äßenden Gegenjtänden durch die Pojt die deshalb ergangenen Ber: 
ordnungen nicht befolgt; 


. wer Waaren, Materialien oder andere Vorräthe, welche fich leicht von 


jelbjt entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in Behält- 
niſſen aufbewahrt, wo ihre Entzündung gefährlich werden fann, ober 
wer Stoffe, die nicht ohne Gefahr einer Entzündung bei einander 
liegen können, ohne Abjonderung aufbewahrt; 

wer verfäljchte oder verdorbene Getränte oder Eßwaren, insbeſon⸗ 
dere trichinenhaltiges Fleiſch feilhält oder verkauft; 

wer ohne polizeiliche Erlaubnig an bewohnten oder von Menfchen 
bejuchten Orten Selbjtgejhoffe, Schlageifen oder Fußangeln legt, 
oder an ſolchen Orten mit Feuergewehr oder anderem Schießiwerf- 
zeuge jchießt, oder Feuerwerkskörper abbrennt ; 


. wer einem gefjeßlichen Verbot zumider Stoß-, Hieb- oder Schuß: 


waffen, welche in Stöden oder Röhren oder in ähnlicher Weije ver- 
borgen find, feilhält oder mit fich führt; 

wer bei einer Schlägerei, in welche er nicht ohne fein Verfchulden 
hineingezogen worden tft, oder bei einem Angriff fich einer Waffe, 
insbejondere eines Meſſers oder eines anderen gefährlichen Werk— 
zeuge3 bedient; 

wer ohne polizeiliche Erlaubniß gefährliche wilde Thiere Hält, oder 
wilde oder bösartige Thiere frei-umberlaufen läßt, oder in Anfehung 
ihrer die erforderlichen VBorfichtSmaßregeln zur Verhütung von Be- 
Ihädigungen unterläßt; 


. wer auf Öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, auf Höfen, in 


Häufern und überhaupt an Orten, an welchen Menjchen verfehren, 
Brunnen, Keller, Gruben, Deffnungen oder Abhänge dergeitalt un- 
verdedt oder unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr für Andere ent- 
itehen Tann; 

wer troß der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, 
welche den Einſturz drohen, auszubefjern oder niederzureißen; 

wer Bauten oder Augbefjerungen von Gebäuden, Brunnen, Brüden, 
Schleufen oder anderen Baumwerfen vornimmt, ohne die von der Po⸗ 
Iizei angeordneten oder font erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu 
treffen ; 

wer als Bauherr, Baumeilter oder Bauhandwerker einen Bau oder 
eine Ausbefjerung, wozu die polizeiliche Genehmigung erforderlich 
ift, ohne diefe Genehmigung oder mit eigenmächtiger Abweichung 
von dem Durch die Behörde genehmigten Bauplane ausführt oder 
ausführen läßt; 


16. wer den über das Abhalten von öffentlichen Verfteigerungen und 
über daS Verabfolgen geijtiger Getränke vor und bei öffenılichen 
Berfteigerungen erlajjenen polizeilichen Anordnungen zumiderhandel. 
In den Fällen der Nr. 7 bis 9 fann neben der Geldſtrafe oder der 

Haft auf die Einziehung der verfäljchten oder verdorbenen Getränte oder 

Eßwaren, ingleichen der Selbjtgeichofje, Schlageiſen oder Fupangeln, jo: 

wie der verbotenen Waffen erfannt werden, ohne Unterjchied, ob ſie dem 

Berurtheilten gehören oder nicht. 


I. Zu Nr. 1. — Über den Begriff des Leichnams (= Leiche) |. $ 168 L Beittaft 
wird: 

1. die Beerdigung oder das Beifeitefhaffen eines Leichnams ohre 
Borwifien der Behörde Nach $ 60 des Perjonenjtandsgejeges bedari e 
der Genehmigung der Ortspolizeibehörde, fofern eine Beerdigung vor Eintragunz 
bes Sterbefalles in das Sterberegifter ftattfinden jol. Im übrigen fehlt es cn 
reichögefetlichen Borjchriften darüber, welche Behörde um die Beerdigere 
wiſſen muß. Mit Recht bemerken aber Olsh.Zweig. a, daß im Zweifel te 
Ortspolizeibehörde für zuftändig anzujehen je. — Unter den Begriff de 
Beerdigens fällt auch das Zerjcharren. — Wegen des Beifjeitejchafien: 
j. 8 133 112. Auf den Bruch der amtlichen VBerfügungsgewalt fann es hier jeltt- 
veritändlich nicht anfommen, gemeint aber ift eine ſolche Örtliche Entfernung der 
Leiche, dur) welche der Behörde deren Belichtigung unmöglich gemadt oder 
doch erichwert wird. E 28 119. — Beerdigung und Beifeitejchaffen können mır 
vorfäglich erfolgen. Hinfichtlich des Vorwiſſens der Behörde aber genügt Fabr⸗ 
Läffigfeit. — Realkonkurrenz ift Häufig mit Kindstötung, Sdeallonfurrenz mi: 
Begünftigung (etwa des Mörders). Wird dagegen erſt durch das Einſcharrer 
oder Beijeitefhaffen (Werfen in einen Yluß) die Tötung bewirkt, jo finder die 
vorliegende Stelle feine Anwendung; 

2. die unbefugte Wegnahme eines Teiles einer Leihe aus dem 
Gewahrfam der dazu beredhtigten Perſon. — Ein Ergänzungsbelt 
zu dem des 8 168. Borfag ift erforderlich. Steht die Leiche oder der Leichentel 
in fremdem Eigentum, jo liegt Diebftahl vor. 

I. Zu Nr. 2. — Ein Blankettgeſetz, deſſen näherer Anhalt ich durch die 
polizeilichen Anordnungen bejtimmt. Diefe können aud für den einzelnen Fel 
erlafien werden, brauchen aljo feine Polizeiverordnungen zu fein. Ebenfo Ol. 
Zweig. a. Soweit gejegliche Beitimmungen beftehen, bleiben fie unberührt (code 
eivil art. 77; vergl. auch preuß. Minifterialverfügung v. 2./3 1827). — Im Zweite 
genügt Fahrläſſigkeit. — Täter kann jeder fein, der „entgegenhandelt”, alſo mitt 
etwa bloß der Zotengräber. Eine vorjchriftsmwidrige Erteilung der Erlaubnis zu 
Beerdigung (von feiten einer niederen Polizeibehörde) ift dagegen nur bisziplinariid 
itrafbar. 

II. Zu Nr. 8. 

1. Über den Begriff des Giftes j. $ 229 IL. Der Handel mit Gift ift zwar durd 
GewO 8 1 prinzipiell freigegeben, fann jedoch verjchiedenen Befchräntungen 
unterworfen werden. 

a) Verboten und ftrajbar ift der ambulante Handel mit Gift, ſowie der Gift 
Handel im Umberziehen. GewO 88 42a. 56 Nr. 9. 148 Ver. 5 und Ta 

b) Nah GewO 8 6 wird durch Kaiferliche Verordnung beftimmt, welche „Apothefer- 
waren“ dem jreien Verkehre überlaffen find. Als Apothekerwaren Zönnen i« 
mit auch Gifte dem freien Verkehr entzogen werden. Maßgebend ift iet 
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1./4 1902 die Raiferliche Verordnung vom 22./10 1901 (f. darüber Kronecker 
DIZ 7 188 Ff.). Dieje beftimmt, daß gewiſſe „Zubereilungen* (Berzeihnis A) 
als Heilmittel und gewiſſe andere „Stoffe* (Verzeichnis B) ſchlechthin nur in 

Apotheken verkauft werden dürfen. Der Handel mit diejen „Zubereitungen“ 

und „Stoffen* iſt aljo nicht freigegeben. Ergänzend fünnen nad) $ 4 der 

Seaiferlichen Verordnung Beltimmungen des NeichSfanzlerd eingreifen. Eine 

foldye ift am 1./10 1908 erlajjen worden. 

c) Rah Gemd 8 34 können die Landesgeſetze vorſchreiben, daß zum Handel 
mit Giften bejondere Genehmigung erforderlih ift. Die Landesgeſetzgebung 

kann aljo den Gifthandel noch weiter beſchränken, als es die unter a und b 

erwähnten reichsrechtlichen Beſtimmungen tun, es fei denn, daß Dieje leßteren 

ben Gifthandel in gewijlem Umfange ausdrüdlicdh freigeben. Dies gefchieht 

in gewiſſem Umfange durch die Kaiſerliche Verordnung v. 22./10 1901. 

©. darüber u. 2. 

Soweit nah dem Vorhergehenden der Handel mit Bift nidt frei» 
gegeben ift, darf Gift nur mit polizeiliher Erlaubnis feilge— 
halten, vertauft oder fonft an andere überlaſſen werden. Welche 
Behörde zuftändig ift und in welder Form die Erlaubnis erteilt wird, beftimmt 
ſich nad) Landesrecht. Dieſes kann namentlich die Borausfegungen, unter denen 
die Genehmigung zu erteilen oder zu verjagen ift, näher normieren, aud) ge» 
wiljen Berjonenklaflen die Genehmigung generell erteilen. Giltig ift daher auch 
die preußiiche ſtabinettsordre vom 11./7 1848 über die Befugnis der approbierten 
Medizinalperfonen zum Selbftdispenjteren der nad) homöopathiſchen Grundiägen 
bereiteten Heilmittel. Freilich darf ficy die Landesgeſetzgebung nicht in Wider» 
fprud mit dem Reichsrecht ſetzen. Dies ift in doppelter Beziehung von Bes 
deutung. Einmal kann, foweit die Kaiferl. Berorduung Feilhalten und Verkauf 
nur in Apotheken geftattet, Die polizeiliche Erlaubnis zum Feilhalten oder Ver⸗ 
faufen lediglich in der Form der Konzeflionierung als Apotheker erfolgen und 
ift in diejer Konzeſſionierung jelbitveritändlih mit enthalten. Zuſtimmend ORG 
Sena t. d. Blätt. für Rechtöpflege in Thüringen 47 119, Olsh.⸗Zweig. e. Anders 
jeit3 wäre ungiltig eine Beſtimmung, durch welche die Polizeibehörde angewieſen 
oder ermächtigt würde, bedingungslos die Zubereitung uſw. von Gift zu ver» 
bieten. Ebenio Olsh.⸗Zweig. c a. 

2. Was den Begriff der Arzeneien betrifft, fo ift ficher, daß er nur chemiſch 
wirfende Mittel umfaßt. Im übrigen war es bis zu der (jest aufgehobenen) 
Seaiferl. Verordnung v. 27.1 1890 ftreitig, ob darunter nur Mittel mit wirk⸗ 
licher oder auch ſolche mit nur angeblidyer Heilkraft fallen. Nunmehr ift die 
Frage in dem weitergehenden Einne zu entjcheiden. ©. Verordnung v. 22./10 1901 
8 1. Menſchen⸗ und Tierarzeneien jtehen einander jegt gleih. Die Frage, 
in weldyem Umfange der Handel mit Arzeneien freigegeben ift, beurteilt fich 
in erfter Linie nad der erwähnten Verordnung von 1901, welche freigibt: 

a) von den „Yubereitungen” gewiſſe kosmetiſche Mittel, gemifje künftliche 
Mineraliwajjer, ferner VBerbandftoffe, jowie Zubereitungen von Bäbern und 
Seifen zum äußeren Gebraud); 

b) beiden „Stoffen“ den Verkauf an Apotheken oder an jonjtige öffentliche 
Anftalten, welche Unterſuchungs- oder Lehrzwecken dienen und nicht gleich- 
zeitig Heilanftalten find; 

c) ſowohl bei den „Zubereitungen“ al3 bei den „Stoffen“ den 
Großhandel. Unter Großhandel verjteht die Rechtſprechung nicht jede Abgabe 
an Wiederverfäufer, auch nicht jede Abgabe in größeren Quantitäten, fondern 
nur die Abgabe an Wiederverfäufer in größeren Quantitäten, d. h. in 
foldhen, wie fie von Konjumenten zur Befriedigung eines augenblidlichen 
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Bedürfniſſes nicht verlangt zu werden pflegen. Vergl. Kronecker DI3 
7 190 und Kammergeridht in Goltd A 48 369 (mit zahlreichen Literatin 
angaben). Im übrigen verbietet Gemd $ 56 Nr 9 ben Ankauf und das 
Feilhalten von Arzeneimitteln im Umherziehen. 

Iſt der Handel nit frei gegeben, jo dürfen Arzeneien nur mit 
polizeilidher Erlaubnis zubereitet, feilgehalten, verkauft ober 
fonft an andere überlajjen werden. Soweit bie Kaiſerl. Verordnung 
Feilhalten oder Berfauf nur in Apotheken geftattet, kann die polizeiliche Er» 
laubnis zum Feilhalten oder Verkauf lediglich in der Form ber Konzeffionierung 
als Apotheker erteilt werden und ift in Diefer Konzeſſionierung enthalten. Abze⸗ 
fehen hiervon beftimmt da8 Landesrecht darüber, ob bie Erlaubnis genen 
(3. 8. für Drogerien im allgemeinen) oder nur individuell erteilt werben kann 


3. Zu den einzelnen verbotenen Handlungen ift folgendes zu bemerfen: 


a) Das Zubereiten von Gift oder Arzeneien ift dem Wortlaute nach ftrafbar ohr 
Rückſicht auf die verfolgten Zwecke, mithin auch dann, wenn e8 zu rein ver⸗ 
fönlichen Zwecken (etwa zu wifjenichaftlichen Erperimenten) gefchieht. Wäre diek 
Auslegung zutreffend, jo wäre es nicht begreiflich, weshalb nicht auch für de 
bloßen Belig von Gift das Gleiche gelten follte, noch auch, weshalb es eima 
Unterjchied machen joll, ob der Handel freigegeben iſt oder nit. Mit Red: 
nehmen daher Oppenh.⸗Del. 23 u. Rotering 80 an, daß nur die Zubereitung 
zum Bwede dergewerbsmäßigen Überlaffung anandere gemeint in 
Dafür ſpricht audy die Sleichftellung mit dem Feilhalten uſw. Bedenklich be 
gegen Binding, Lehrb. 2 72. 

b) Unter Feilhalten ift zu verftehen das Bereithalten einer Ware zum Berlari 
an das Publitum in der Art, daß die Verkaufsabſicht äußerlich erkennbar 
bervortritt. Bergl. E 4 274. 5 145. 646. Wenn E 25 241 zu fordern fcheint, 
daß das Bereithalten an einer dem Publitum zugänglichen Stelle erjolgen 
müffe, jo liegt wohl nur ein ungenauer Ausdrud vor. Wer bie Ware an 
einem nur dem Geſchäftsperſonal zugänglichen Raume aufbewahrt, aber durch 
ein allgemein jichtliche8 Plakat die Abficht des Verkaufs zum Ausdrucke bringt. 
hält feil. S. Kroneder DIZ 7 190. — Olsh.⸗Zweig. 5 zu $ 184 Definieren: 
Bereithalten an das Publitum zum Verlauf, legen aljo auf die äußere Er- 
fennbarleit der Verkaufsabſicht Tein Gewicht. Vergl. auch Zſchieſing Geſer⸗ 
ſammlung f. Drogiſten (1892) 14: „Wer eine Ware beſitzt, ſie zu verkaufen 
beabſichtigt und die tatſächliche Möglichkeit Hat, dieſe Abſicht jederzeit mit 
der Schnelligkeit auszuführen, welche die Sitte des bezüglichen Handels fordert. 
der hält feil.” Mit Unrecht läßt aber Zichiefing, mit dem Binding, Lehrb. 2:9 
ſachlich fibereinftimmt, das Erfordernis der Verkaufsabſicht an das Publikum mei. 

9 Bum Begriffe de8 Überlaffens an andere gehört, daß mit dem Willer 
bes feither Berechtigten Eigentum und Gemwahrjan auf eine andere Perion 
übergehen. Dies trifft nicht zu, wenn der Täter den Stoff auf den Kür: 
einer andern Perjon derart überträgt, Daß er dadurch verbraudt mr. 
E 83 305. Steht der Stoff im gemeinfchaftlichen Eigentum ber Mitglied: 
einer Gefellfchaft oder in dem eines Vereins, jo fieht die Praris (welt: 
Olsh.Zweig. f 2 billigen) zuweilen in der Einhändigung an die einzelne 
fein Überlafien an andere. So 3. B. Kammergeriht GoltdA 40 352. 46 3*- 
A. U. mit Recht OLG Breslau daj. 48 145 und DRG Celle daf. 58 300. Tai 
die Überlaflung gegen Entgelt erfolge, ift nicht erforderlih. R 2 638. Auch 
der bloße Vermittler kann überlafien. Bay ObLGStr 8 30. 


Täter kann jeder fein, dem die erforderliche Genehmigung fehlt. Die dem In— 
baber eines Geichäfts erteilte Genehmigung erftredt ſich nicht ohne weiteres auf kin 
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Berfonal. Im Gegenteil ſchreibt, was den Gifthandel betrifft, $ 10 der oben (1) 
erwähnten übereinftiimmenben landesrechtlichen Verordnungen vor, daß Gifte nur von 
dem Gefchäftsinhaber oder ben von ihm hiermit Beauftragten abgegeben werden 
dürfen. Wer ald Lehrling oder Gehilfe ohne Genehmigung bezw. Auftrag verfauft, 
macht fi auf Grund der vorliegenden Stelle ftrafbar. Dies gilt erft recht dann, 
wenn auch dem Geichäftsinhaber fjelbft die Genehmigung fehlt. E 27 167 (für den 
legteren Fall). Bergl. aud GewO $ 151. 

Wegen des polizeilichen Charakter der Beitimmung genügt Fahrläſſigkeit. 
Das Zubereiten, Feilhalten ujw. erfordert zwar Borfag, denkbar ift aber Fahrläſſigkeit 
namentli bei fchuldhafter Unkenntnis des verkauften Stoffes. A. U. Binding, 
Lehrb. 2 72. 

$dealfonturrenz mit GewO $ 147 Nr. 1 und Nahrungsmittelgefeg 88 12. 14 
it möglid. 

Auf Geheimmittel als folche bezieht ſich das Reichsrecht (abgejehen von GewO 
$ 56 Nr. 9) überhaupt nicht, daher find Yandesgejegliche Beftimmungen gegen die 
Antündigung von Geheimmitteln nody in Kraft. &E6 329. Ceit dem Jahre 1903 
ind bierüber in den einzelnen Staaten weſentlich fbereinftimmende Verordnungen 
ergangen. Sofern das Feilhalten oder der Verkauf gegen die oben zitierten 
Kaiferlichen Verordnungen verftößt, will E 16 359 lediglich die vorliegende Stelle 
anwenden. Dieſes Urteil verfteht unter Geheimmitteln ſolche ſich al8 Heilmittel an⸗ 
fündigende Bubereitungen, die weder vom Staate als Apothelerware anerkannt find, 
no ihre Beitandteile und deren Zufammenfegung erfennen laffen. ©. außerdem 
(Georg) Frank ZSHB 8 51 ff, Kroneder DIZ 3 295 ff., Börtger, Die reichsgeſetz⸗ 
lichen Bejtimmungen über den Berfehr mit Arzneimitteln (1902) 183 ff. 

IV. Zu Nr. 4. — Nach GewO 8 16 bedarf die Errichtung von Schießpulver- 
fabrifen, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung von Zündftoffen aller Art der 
obrigfeitlichen Genehmigung. Die Errichtung ohne dieſe Genehmigung ift nach GewO 
$ 147 Nr. 2 ftrafbar. Mit der Genehmigung der Errichtung ift jelbftverftändlich auch 
die der Zubereitung von Echießpulver ufw. erteilt. Die vorliegende Stelle findet aljo 
nur Anwendung auf die nicht in Fabriken erfolgende Bubereitung. Sie fegt den 
Mangel der vorgeſchriebenen Erlaubnis voraus und bezieht fich Damit auf landes» 
rechtliche Bejtimmungen, die eine foldhe Erlaubnis fordern. Fehlt e8 an derartigen 
Beitimmungen, jo ift die nichtfabritmäßige Zubereitung von einer Erlaubnis nicht 
abhängig und, wenn fie ohne eine folcye erfolgt, nicht ftrafbar. Ebenjo Oppenb.- 
Del. 27. Die Erlaubnis kann aber landesrechtlih nur für die nichtgemerb3mäßige 
Zubereitung gefordert werden. In legterer Beziehung find Olsh.-Zmweig. a, Binding, 
Lehrb. 2 29 derjelben Anficht, im übrigen aber verjtehen fie die Stelle jo, daß es zur 
nichtgewerb3mäßigen Zubereitung von reichämwegen einer Erlaubnis bedürfe. — Fahr» 
läjfige Begehung ift ftrafbar und in der Art denkbar, daß fich der Täter über das 
Vorliegen der erforderlidien Erlaubnis in ſchuldhaftem Irrtum befindet. — Das Un: 
wendungsgebiet der Stelle wird übrigens durch das Eprengftoffgeje weſentlich ein» 
geſchränkt. Bergl. befonders defien 88 1. 9. ©. außerdem GewO $ 56 Nr. 6. 

V. Zu Ar. 5. — Ein Blantettgejeg. Die maßgebenden Verordnungen finden 
ih an andern Stellen. ©. 3. 8. EifenbahnsBerfehrsordnung v. 26./10 1899 mit 
zahlreichen Nachträgen, namentlich v. 10./11 1906, ferner die Poſtordnungen Des 
Reichs, Bayerns und Württembergd. Wegen der Giftwaren und Arzeneien 
ift zu bemerfen, daß der unbefugte Handel uſw. mit ihnen nad Nr. 3 ftrafbar it, 
das vorjehrifiswidrige Gebahren bei befugtem Handel uſw. aber nad) den vor—⸗ 
liegenden Stellen. Dahin gehören die Beftimmungen über die Abgabe (ob mit oder 
ohne Rezept), über Führung des Giftbuchs u. dergl. Im weſentlichen find Dieje 
Buntte jegt gemäß den Bundesratsbeſchlüſſen vom 29./11 1894, 13./5 1896, 17./5 1905 
in den einzelnen Staaten auf dem Berordnungsweg geregelt. ©. dazu bei. v. Echider 
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92ff. — Fahrläſſfige Begehung iſt im Zweifel ftrafbar. — Auch die Anwendbarkeit 
diefer Stelle ift durch das Sprengftoffgef. v. 9./6. 1884 88 8. 9 weſentlich eingeichränt: 
worden. 


VI Zu Nr. 5a. — Eingefchaltet durch Geſetz v. 13./5 1891 Art. IV. Bergl. 
dazu (Meichd-)Poftordnung v. 20./8 1900 88 5ff. Sind die leicht entzimblicden 
Gegenftände erplodierende, fo findet Nr. 5 Anwendung. 

vn. Zu Nr. 6. — In beiden hierher gehörigen Fällen ift nur Die jeue- 
gefährlie Aufbewahrung unter Strafe geftellt. Aufbewahren bedeutet Die Lagering 
eines Gegenſtandes vor Herbeiführung jeiner beftimmungsgemäßen Berwenbung. Tieie 
fann für den derzeitigen Inhaber auch im Verkaufe beitehen. Iſt aber der Gegenjtan) 
{on feiner beftimmungsgemäßen Verwendung zugeführt, fo befindet er fich nicht mehr 
im Buftande der Aufbewahrung. Vergl. E 22 435. Als Schuldform genügt in beider 
Fülen Fahrläſſigkeit. 

Sm erften falle werden Vorräte von Waren, Materialien oder anbıra 
GSegenftänden gefordert, aljo mejentlid; gleihartige Objefte und zwar, ſoweit es 
fi) um felbftentzündbare Gegenftände handelt, in einem Quantum, das die Befürdtuni 
der Selbftentzündung wachruft; fofern es fi) um leicht feuerfangende Gegenitäni 
handelt, wird man jedes nicht ganz geringfügige Quantum als genügend anſeher 
müflen. In beiden Varianten wird die Strafbarkeit begründet durch den I rt ıı 
Aufbewahrung infofern, wenn die Entzündung eintreten follte, fie gerade an diem 
Drt (für Menichen oder Sachen) gefährlich werden könnte. E 30 118, gebilligt vcr 
Olsh.⸗Zweig. a, fordert aber weiter einen Ort (oder ein Behältnis), an dem % 
Entzündbarkfeit leicht eintreten Tann, und verneint demgemäß die Anwendbarken 
der Stelle bei Aufbewahrung von Schwefeläther in dem Seller eines bewohnte: 
Haufes, da durch die Kellertemperatur die Entzündbarfeit (regelmäßig?) vermicden 
werde. 

Im zweiten Falle hat das Geſetz verſchiedenartige Stoffe ohne Rüchkſich 
auf das Duantum im Auge. Die Strafbarfeit wird hier durch die Art und Weiſe 
ber Aufbewahrung begründet, ohne daß es auf den Ort ankäme. 


VII. Zu Nr. 7. — Das Nahrungsmittelgefeg bedroht in den 88 10. 11 ben 
jenigen, der wiſſentlich oder fahrläjfig „Nahrungs- oder Genußmittel, welche verborben 
oder nachgemacht oder verfälfcht find, unter Verſchweigung dieſes Umftande: 
verfauft oder unter einer zur Täufchung geeigneten Bezeichnung feilhält”. Die vorliegende 
Stelle Hat daher jegt nur noch fubfidiäre Bedeutung. Cie findet lediglich dann Ar 
wendung, wenn der Täter bie Qualität der Getränfe oder Eßwaren kundgibt, fü 
aber gleichwohl als menfchlihe Nahrungs- oder Genußmittel feilhält oder verkauft. 
So im weſentlichen die herrichende Lehre. Berner 716, Binding, Lehrb. 2 73.74. 
DISh.-Bmeig. f. h A, E 6 34. 268. 26 419. Abweichend behauptet Wittich GerS 61 
142 fj. Aufhebung der Stelle durch das Nahrungsmittelgejeg. Sit Die Eßware er 
das Getränt gleichzeitig geeignet, die Gefundheit zu beichädigen oder zu zerftören. i. 
findet Nahrungsmittelgefeß 88 12. 13 Anwendung. Verfälſcht find Getränfe ak 
Eßwaren dann, wenn durch Einwirfung auf ihre Subſtanz die Beichaffenheit ver⸗ 
ſchlechtert oder der Anfchein einer befferen Beichaffenheit ermedt wird. Tas falide 
Etifettieren ift aljo fein Berfälfchen. E 4 434. Anderjeit genügt eine jolde Einmwirter: 
auf die Subſtanz, die nur die Oberfläche ergreift, 3. B. ein Beſtreichen mit eine 
Mittel, um den Anfchein der größeren Srifche zu geben. E 5 178. — NIS ein befonder: 
Tall der verdorbenen Eßwaren mird der des trihinenhaltigen Fleiſches angeniar. 
Daraus folgt, daß verdorben nit nur ſolche Sadıen find, die einmal nem: 
waren und dann durch natürlichen Prozeß ihre Geeignetheit zum Genufje verlor 
haben, fondern überhaupt alle Sachen in ſchlechtem zum Genufie ungeeignetem Zuflan* 
Daher rechnet E 5 287 auch daS Fleiſch ungeborener Kälher hierher. Vergl. übrigen: 
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auch E 26 419. — Die Handlung beiteht im Verkaufen oder Feilhalten. Über 
legteren Begriff f. oben IIl3b. Als BVBerichulden genügt wegen des polizeilichen 
Charakters Fahrläſſigkeit. — Idealkonkurrenz ift möglich mit Beihilfe zu 
dem Delikte des Nahrungsmittelgefepes 8 10 Nr. 2 und mit Betrug. (Erfteres trifft 
namentlich dann zu, wenn ein Metzger verdorbenes Fleiſch einem Wirte verkauft, 
wiſſend, daß diefer es in feiner Wirtfchaft als unverdorbenes den Gäſten vorjegen 
wird. — Wegen der Einziehung j. Abfat 2. -— Zahlreiche Ergänzungen enthält das 
Geſetz betreffend die Schladhtvieh- und Fleiſchbeſchau vd. 3./6 1900. Bergl. Winkler 
GerS 58 260 ff. 

IX. Zu Nr. 8. — Durdf diefe Beftimmung joll das Bublitum vor Berlegungen, 
aber aud) wohl vor Beläftigungen geichügt werden. So bei. Olsh.⸗Zweig. b unter 
Bezugnahme auf die Motive zur Novelle v. 26./2 1876. Aber felbjt wenn man ans 
nimmt, daß das Gejeg nur den eriten Zwed verfolge, hat man doch auch das nicht⸗ 
ſcharfe Schießen hierher zu rechnen, da erfahrungsgemäß auch beim blinden Schießen 
häufig Unglüdsfälle eintreten. U. A. Oppenb.-Del. 51, Rotering 85. — Zu ben be» 
mwobnten Orten gehören nit nur „Ortichaften“, ſondern auch Weiler, ſelbſt das 
Innere von Häufern. A. A. die herrichende Lehre, vergl. Olsh.⸗Zweig. e. — Von Menſchen 
beſuchte Orte ſind nicht ſolche Orte, die gelegentlich, ausnahmsweiſe einmal ein 
Menſch beſucht, ſondern nur ſolche, die regelmäßig beſucht zu werden pflegen. Daß 
ſich aber gerade in dem kritiſchen Augenblicke ein Menſch daſelbſt befinde, wird nicht 
gefordert. Ebenſo die herrſchende Lehre. Die Umgebung ſolcher (bewohnter oder 
beſuchter) Orte gehört ſoweit mit Hinzu, als die gefährdende oder beläftigende Wirkung 
reicht. Demgemäß kommt bei Selbftgefchoffen auch die Gefährdung von Kindern oder 
Tieren in Betracht, welche fich etwa außerhalb der Verkehrswege aufhalten. E9 124. 
— Die polizeilide Erlaubnis muß nit nur von dem zuftändigen Organ, 
jondern auch in der nach Landesrecht erforderliden Form erteilt fein, wenn bie 
Strafbarkeit bejeitigt werden fol. Inwiefern die Erteilung des Jagdſcheines 
als polizeiliche Erlaubnis gilt, ift ebenfalls nad) Landesrecht zu beurteilen. Dan 
fann aber nicht jagen, daB in der Ausftellung des Jagdſcheines ſchlechthin die 
Erlaubnis zum Echießen an von Menſchen bewohnten Orte ujm. liege. Wohl aber 
iſt bei Ausübung einer Notmehrhandlung Straflofigfeit zu behaupten. ©. $ 58 II. 
Das Gleiche gilt bei Vornahme einer Notitandshandlung jedenfall dann, wenn dieſe 
nicht rechtswidrig tft. ©. $52 III. $ 54 III und über verwandte Fälle Olsh.⸗Zweig. a. 
— Allgemein und bedingungslos Tönnen die fraglichen Handlungen weder durch 
Landesgeſetz, noch auch von der Polizei verboten werden. — Fahrläſſigkeit genilgt, 
jedody muß die unmittelbare Tätigkeit felbit vorjäglic vorgenommen worden fein. 
Wer vorfäglidy einen Schub abgibt, aber aus ſchuldhaftem Irrtum nicht weiß, daß 
er jih an einem von Menſchen befuchten Orte befindet, macht fich ftrafbar. Nicht 
aber fann auf Grund der vorliegenden Stelle derjenige bejtraft werden, deffen Gewehr 
fid) unverjehens auf der Straße entlädt. So auch Rotering 84. — Idealkonkurrenz 
mit Körperverlegung, Tötung oder Sahbeihädigung ijt möglich. Die Frage liegt 
ebenſo wie bei $ 366 Nr. 4ff. — Wegen Einziehung ſ. Abi. 2. 

X. Zu Ar. 9. — Die einzelnen Handlungen jind nur dann ftrafbar, wenn fie 
Jandesredhtlich verboten find (Blankettgeſetz). Ob das Verbot auf einen Gejege oder 
auf einer Bolizeiverordnung beruht, ift gleichgiltig. Dagegen würde ein individuelles 
polizeiliche8 Verbot nicht genügen. Das offene Waffentragen fällt nicht unter Die 
vorliegende Stelle. Ebenſo Oppenh.Del. 57. A. A. Olsh.⸗Zweig. b, die daS landes⸗ 
rechtliche Berbot für ausichlaggebend erachten. Allerdings fteht die vorliegende Stelle 
einem Landgeſetz, welches das offene Waffentragen verbietet, nicht entgegen, auch ift 
e3 möglich, daß landesrechtlich Die Bolizeibehörden zum Erlaß eines ſolchen Verbotes 
ermächtigt find (jo für Preußen E 20 43. 36 109), aber & 367 Nr. 9 findet, wie fein 
Wortlaut zeigt, nur auf verborgenes Waffentragen Anwendung. Durchaus über- 
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einftimmend E 36 109. Ob das bloße „Beiſichhaben“ einer Waffe unter das Berbot 
fällt, muß nach diefem jelbft beurteilt werben. — Fahrläffigfeit genügt. TA 
Binding, Lehrb. 1 79. — Wegen der Einziehung ſ. Abi. 2. — Landesrechtliche 
Strafbeitimmungen find als ſolche ungiltig. 

xl. Zu Nr. 10. — Wie Kriegemann, Mittäterfchaft und Raufbandel (1907) 170 
zutreffend bemerkt, betrifft die Stelle die qualifizierte Beteiligung am nidytqualis 
figierten Raufhandel, d. h.: hat der Raufhandel auch feinen jchweren Erfolg (wie im 
Falle des $ 227), jo wird doch eine beftimmte Art der Beteiligung daran bejonders 
beftraft. Die Vegriffe der Schlägerei und des Hineingezogenjeind nidı 
ohne Berjchulden find diefelben wie in 8 227. Ebenſo die meiften; ſ. Olsh⸗Zweig. 
b a. Abweichend erklärt RS in GoltdA 48 305 die Beteiligung nur zweier Perſonen 
für genügend. Auch der Angriff ift in demfelben Einne zu verfiehen wie in$ 2‘. 
Rur ift Hier allerdings die Beteiligung mehrerer Perſonen nicht erforderlih. & 183, 
R 10 46. — Über den Begriff der Waffe ufw. f. $ 223a II 1. — Der Waffe um. 
bedient fi) au, wer mit ihr nur droht oder fchredt. Ein bei Gelegenheit dei 
Angriffs abgegebener Schuß in die Luft gehört alfo hierher. R 5 505. Dagegenr 
fann der Begriff des Angriffs nicht felbft Durch einen Schuß in die Luft erfült 
werden. R 10 505. — Die Handlung kann nur vorſätzlich begangen werben. 
Bergl. Reuter, Der Raufhandel (1899) 115, Rotering 87 und 8 2233 U 1a... - 
Idealkonkurrenz mit 8 227 ift wegen des Berbältnifies der Subjidiarität au 
geichlofien. So im Ergebnis die herrfchende Lehre. S. außer Kriegsmann a.aLt. 
252 be. Reuter a. a. D. 117. Mit 88 211. 212. 224 findet Idealkonkurrenz deshalb 
nit flatt, weil beim Eintritt eines fchweren Erfolges nur & 227, nicht die vor: 
liegende Stelle, anzuwenden if. So Kriegsmann. Auch mit $ 223a ift Ideal⸗ 
fonturrenz nicht möglich. Ebenjo Olsh.⸗Zweig d, Reuter 118; 3. T.a. X. Kriegsmann. 
Wohl aber fann die Stelle mit $8 223. 230 in Jdeallonfurrenz treten. Dagegen mil 
Binding, Lehrb. 1 78 in diefen legteren Fällen die vorliegende Stelle nur anwenden, 
wenn die Körperverlegung lediglich verfucht oder zwar vollendet, ein Antrag aber 
nicht geitellt wurde. . 

XU Zu Nr. 11. — Über die polizeilihe Erlaubnis f. vo. zu Nr. 3. — 
Beihädigungen von Sachen fommen nur injofern in Betracht, als fie Ausfluß 
einer bejonderen Gefährlichkeit oder Bösartigkeit find. S. Berner 718, Olsh.⸗Zweigeb 
— Als Schuld genügt Fahrläffigkeit. 

XII Zu Nr. 12. — Orte, an welden Menſchen verfehren, find im 
wejentlichen gleichbedeutend mit „von Menſchen befuchten Orten‘ im Sinne der Ar.» 
Doch ift „verkehren“ Deshalb deutlicher, weil dadurch ſchärfer zum Ausdrud gebradt 
wird, daß das Betreten des Ortes durch Menfchen ein regelmäßiges fein muß. Je 
Dies, fo kommt es auffeine Rechtmäßigkeit oder Widerrechtlichkeit nicht an. Zum Begrit 
des Abhangs gehört eine Vertiefung der Erdoberfläche, gleichgiltig ob fie auf natür- 
lihem oder auf fünftlihem Wege zu ftande gekommen ift. Deshalb können aud Ber 
tiefungen, die Durch da8 Ziehen von Gräben entftehen, Abhänge jein. RG Entih.ın 
Zivilſ. 84 32. Weitergehend, rechnet RG Entidy. in Zivilf. 44 173 auch den Bioticen: 
raum zwifchen einer Brüde und dem Waſſerſpiegel zu den Abhängen, übrigens zu⸗ 
gebend, daß das Erfordernis von Geländern aus diejer Stelle nur für jolche Brüder 
abgeleitet werden kann, Die fich bei fehlendem Geländer nicht ohne Gefahr vaifieren 
lafien. — Die Möglichkeit einer Gefahr für Kinder, Blinde, Greije genügt. — 
Desgleihen Fahrläſſigkeit als Verſchulden. — Täter kann nicht nur ber Eigen: 
tümer des Brunnens uſw., fondern jeder jein, der den betr. Ort zu verwalten hat. 
E664. Die Haftbarkeit des Eigentümers fann wegfallen, wenn er die Bermallung 
auf eine andere Perjon überträgt. Vergl. E 15 58 u. GewO $ 151. Steht der 
Brunnen ufw. im Eigentum einer juriftiichen Perſon, io ift derjenige Veamte 
derſelben verantwortlich, zu deſſen Reſſort die unmittelbare Verwaltung de 
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Brunnens uſw. gehört. — Die Berjährung beginnt gemäß den Bemerkungen 
zu $ 3 IV erfi mit dem Wegfalle des Obhutöverhältniffes oder mit dem Augen⸗ 
blide, wo an ben betr. Orten Menſchen nicht mehr zu verkehren pflegen, 
oder aber mit der Bejeitigung des gefährdenden Zuftandes. — Idealkonkurrenz 
mit fabhrläffiger Tötung oder Körperverlegung ift möglid. 

XIV. Zu Rr. 18. — Es wird eine individuelle, fpezielle polizeiliche Aufs 
forderung, ein Polizeibefehl, vorausgeſetzt. Sie richtet ſich, ſofern das Landesrecht 
nicht etwas Abweichendes beftimmt, an denjenigen, unter beffen Bermaltung das Ge- 
bäude fteht. — Ob das Gebäude in der Tat den Einfturz droht, unterliegt richterlicher 
Prüfung. So Binding, Lehrb. 2 1061107, Olsh.⸗Zweig. b gegen faft ſämtliche Schrift« 
jteller. Eingehend über die Frage Otto Mayer, Deutfches Verwaltungsrecht (1895) 1 317. 
318. Nach ihm kann fie nicht einheitlich beantwortet werden. Für dag Gebiet des 
preußijchen Rechts Ichließt er die Zuläffigfeit der richterlichen Prüfung aus, während 
er fie in Bayern für ftatthaft erklärt. — Fahrläſſige Nichtbefolgung der Auf- 
forderung genügt. 

XV. Zu Nr. 14. — Die polizeilihe Anordnung von Sicherheitämaßregeln 
kann ſowohl generell wie fpeziell erfolgen. Die fonft erforderlihen Siherungs- 
maß regeln find folche, welche durch die konkreten Verhältniffe für einen vir bonus 
geboten find. — Yahrläffigteit genügt. — Täter ift, wer den Bau vornimmt, 
d. 5. der Leiter des Baued. Die Annahme, daß auch der Bauherr als folcher ver⸗ 
antwortlid fei (Oppenh.Del. 76, RG [Zivilfenate] in GoltdA 48 295. 44 298), 
iſt nicht haltbar. Freilich ift e8 Tatfrage, inwiefern der Bauherr fi an der Leitung 
des Baues beteiligt, alfo ſelbſt Leiter ift. Übereinftimmend Binding Lehrb. 2 106, 
entgegentommend auch Olsh.Zweig. b. — Idealkonkurrenz mit fahrläffiger Kör- 
perverlegung oder Tötung ift möglich. Dagegen tritt die vorliegende Stelle gegen 
über $ 330, dem fie jubfidiär tft, zurüd. So Binding a. a. DO. — Die Verjährung 
beginnt, jobald die SicherheitSmaßregeln getroffen werden oder nad) der Lage des 
Baues nicht mehr erforderlih find; nah Rüd.»Stengl. 39 erft mit dem Ubſchluſſe 
des Baues (unbaltbar). 


XVII. Zu Nr. 15. — Die Frage, ob überhaupt p olizeilihe Genehmigung 
erforderlich ift, bemißt fich nach Landesrecht. — Über die Richtigkeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit des Bauplans fteht dem Richter Feine Enticheidung zu. — Fahrläſ—⸗ 
ſigkeit genügt. — Die im Gefege genannten Perſonen find kumulativ nebeneinander 
verantwortlich und können felbftverftändlidr über die ftrafrechtliche Haftbarkeit nicht 
unter fi) disponieren. ft Iandesrechtlich nur eine diefer Perſonen verpflichtet, Die 
Bauerlaubnis nachzujuchen, jo gereicht das den andern angeſichts bes StGB's nicht 
zum Borteil. Entſch. d. hanſeat. OLG's 162. — Die Trage nad) Beginn der Ver⸗ 
jährung tft in der Praxis ſehr beftritten. Bet ihrer Beantwortung ift mit May 
(Dresden) in Fiſchers Ztſchr. 28 255 ff. Davon auszugehen, daß es ſich um ein fort» 
dauerndes Delikt handelt, das ſolange begangen wird, als die überhaupt nicht 
oder doch nicht in diefer Weiſe genehmigte Bautätigkeit anhält. Die Verjährung 
beginnt alfo, jobald dieſe Bautätigkeit aufhört. So auch RG in GoltdA 35 206 
und jest OLG Dresden, Urt. v. 19./1 1902 in Fiſchers Ztiſchr. 29 25 ff. Dagegen 
will da8 BayObLEStr 4 282 (und in zahlreichen andern Urteilen) unterfcheiden, “ob 
durch das Bauen nur ein ordnungswidriger oder ein gefährlicher Buftand berbeige- 
führt werde. Im erften Falle vertritt es die jetzt Hier vorgetragene Anjchauung, im 
zweiten nimmt es an, die Verjährung beginne erjt mit der Bejeitigung des gefähr- 
lichen Buftandes. — Spezialfall GewO 8 147 Nr. 2. 

XVII. Au Nr. 16. — Eingeſchaltet durch Gef. v. 19./6 1898. — Öffentliche 
Berjteigerungen find folde, an denen fig unbeitimmt welche PBerjonen als 
Steigerer beteiligen fönnen. — Ob polizeilihe Unordnungen der im Geſetze 

39* 
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erwähnten Art überhaupt ergehen können, beurteilt fich, ſoweit nicht GewO $ 38cm: 
greift, nach Landesrecht. Wenn dieſes nicht etwas anderes beftimmt, ift es reichs⸗ 
rechtlich gleichgiltig,. ob die Anordnung individuell oder generell erfolgt. Bergl. Gewd 
8 148 Nr. da, 


XVIN. Zu Abſ. 2 ſ. 88 au. 22. 
8 368. 
Mit Gelditrafe bis zu ſechszig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 


Tagen wird beſtraft: 
1. wer den polizeilichen Anordnungen über die Schließung der Wen: 


= 


10. 


11. 


berge zumiderhandelt; 


. wer das durch geſetzliche oder polizeiliche Anordnungen geboten 


Raupen unterläßt; 


. wer ohne polizeiliche Erlaubniß eine neue Feuerſtätte errichtet oder 


eine bereit3 vorhandene an einen anderen Ort verlegt; 


. wer es unterläßt, dafür zu forgen, daß die Feuerſtätten in jeinen 


Haufe in baulihem und brandjicherem Zuſtande unterhalten, ode 
daß die Schornfteine zur rechten Zeit gereinigt werden; 


. wer Scheunen, Ställe, Böden oder andere Räume, welche zur Auf⸗ 


bewahrung feuerfangender Sachen dienen, mit unverwahrtem Feuer 
oder Licht betritt, oder fic) denjelben mit unverwahrtem Feuer oder 
Licht nähert; 


. mer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder Haiden, oder in ge 


fährlicher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen euer 
anzündet; 


. wer in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen 


mit Feuergewehr fchießt oder Feuerwerke abſchießt; 


. wer die polizeilich vorgejchriebenen Feuerlöfchgeräthichaften überhaupt 


nicht oder nicht in brauchbarem Zuſtande hält oder andere feuer: 
polizeiliche Anordnungen nicht befolgt; 


. wer unbefugt über Gärten oder Weinberge, oder vor beendeter 


Ernte über Wiejen oder bejtellte Ader, oder über folche der, 
Wiefen, Werben oder Schonungen, welche mit einer Einfriedigung 
verjehen find, oder deren |Betreten durch Warnungszeichen unterjag! 
it, oder auf einem duch Warnungszeichen geſchloſſenen Privatwege 
geht, fährt, reitet oder Vieh treibt; 

wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten oder ohne fonjtige Be: 
fugniß lauf einem fremden Jagdgebiete außerhalb des Bffentlicher 
zum gemeinen Gebrauche bejtimmten Weges, wenn auch nicht jagend, 
Doch zur Jagd ausgerüjtet, betroffen wird; 

wer unbejugt Eier oder Junge von jagdbarem Federwild oder von 
Singvögeln ausnimmt. 

[Sch@]. 
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1. Zu Ar. 1. — Den polizeiliden Anordnungen ftehen etwaige gejehliche 
gleich. — Die Anordnungen Tönnen in Ges und Verboten beftehen. — Als Schuld» 
form genügt Fahrläffigkeit, fofern nicht etwa der Wortlaut der Anordnung ent« 
gegenftebt. Unkenntnis der Anordnung an jich entfchuldigt nit. Vergl. Rotering 98. 

H. Zu Nr. 2. — Ein; Blankettgeſetz. Bergl. im Übrigen oben I. — 
Ergänzungen finden fi) im Lanbesftrafrechte, 3. B. preuß. Feld- und Forftpolizei- 
gejeg v. 1./4 1880 & 34. — Vie Berjährung beginnt mit Eintritt der Jahreszeit, 
in weldher nicht geraupt zu werben braucht. 

HI. Zu Rr. 8. — Der Begriff der Feuerſtätte umfaßt alles, was zur bau⸗ 
lichen und brandficheren Konftruftion der Herde und Ofen gehört, ald auch die Schorn- 
feine. Berner 722, Olsh.⸗Zweig. a. Am übrigen gehört zum Begriff, daß die 
Anlage auf Tauer berechnet fei. — PBolizeilihe Erlaubnis zur Errichtung ober 
Berlegung ift immer erforderlih. Täter ift wie bei $ 367 Nr. 14 der Leiter des 
Baued. Denn nur diefer errichtet oder verlegt. Der Bauherr kann, wenn er ben 
Bau nicht felbit leitet, als Anftifter oder als mittelbarer Täter verantwortlich fein. 
Meijt wird fchlechthin behauptet, Daß auch der Bauherr Täter fein könne. So 3.8. Olsh.⸗ 
Zweig. b. — Die Errichtung oder Berlegung der Feuerſtätte Tann nur vorſätzlich 
erfolgen. Im übrigen aber (alſo namentlichu Hinfichtlic) der Yrage nad) dem Vor⸗ 
bandenjein polizeilicher Erlaubnis) genügt Fahrläſſigkeit. — Die Berjährung 
beginnt mit Beendigung der Errichtung oder Verlegung. E 22 485. 26 261. ©. bazu 
$ 367 XVL Bergl. auch u. VII a. €. 

IV. Zu Nr. 4. — Über den Begriff der Feuerftätte ſ. o. zu Nr. 3. — Fahr⸗ 
läfjigfeit genügt. Täter kann nur der Eigentlimer des Haufes fein; nad Bin» 
ding Lehrb. 2 29, Olsh.⸗Zweig c, Oppenh.⸗Del. 8 jeder, der an Etelle des Eigen⸗ 
tümers die Berfügungsgemwalt über dad Haus hat, bezw. als deſſen Vertreter in ber 
Hausverwaltung fungiert. Dies widerſpricht dem Wortlaute (‚in jeinem Haufe”). 
Noch weiter gehen Rotering 95 und Rüd.⸗Stengl. 4. ©. allerdings GewO $ 151 und 
dazu u. 8 3869 I. — Die Verjährung beginnt mit dem Augenblide, da der Zuftand 
der Feuerſtätte in baulicher oder brandficherer Beziehung genügt, bezw. der Schorn- 
ftein gereinigt iſt — ©. u. VII a. €. 

V. Zu Nr. 5. — Unverwahrt ift Feuer oder Licht dann, wenn feine Vor» 
fichtSmaßregeln gegen die Mitteilung und Verbreitung nah außen an dem feuer 
oder Licht jelbft getroffen worden find. Die brennende Zigarre ift underwahrtes 
Feuer, desgl. eine brennende ‘Pfeife ohne Dedel. Inwiefern der Dedel als Ber- 
wahrung gelten Tann, ift im Einzelfalle zu prüfen. E 7 201. Überhaupt darf die 
Natur der feuerfangenden Sadye nicht außer Betracht gelaffen werben. RG in GoltdA 
58 164. — Ob feuerfangende Saden zu der kritiihen Zeit an dem betr. 
Orte vorhanden find oder nicht, ift gleichgiltig.. Immerhin aber muß der Ort ſchon 
zur Aufbewahrung folder Sachen dienen, d. 5. feiner eigentümlichen Zweckbeſtim⸗ 
mung bereit® übergeben fein. Keller und Speicher in Neubauten oder unbemohnten 
Häufern gehören nicht hierher. — Man nähert jich einer der bezeichneten Stellen, 
ſobald die konkrete Feuersgefahr entfteht. Das Anzünden an Ort und Stelle fteht 
dem Betreten uſw. gleih. E 80 108. — Fahrläjfigfeit genügt. — Beltritten ift 
die Frage, ob die RLandesgejeggebung, namentlich aud auf dem Wege ber 
Bolizeiverorbnung, bie in der vorliegenden Stelle gegebenen Beitimmungen fpeziali- 
fieren (3. B. Binfichtli der Art der Verwahrung) oder ſogar das Betreten ber 
bezeichneten Vrtlichleiten mit euer überhaupt verbieten kann. Die herrfchende Lehre 
läßt (in jehr bedenklicher Weile) der Landesgejeggebung den freieften Raum. E 7 201. 
Den umgekehrten Standpuntt vertrat das preuß. Obertribunal. S. Olsh.⸗Zweig. c 
und über die Streitfrage jelbjt Binding 1 319, Rotering 96. Bergl. no u. VILa. €. 

VI Zu Nr. 6. — Durch die Ausdrüde „an gefährlidhen Stellen” und 
„in gefährlicher Nähe” wird eine konkrete Feuersgefahr gefordert. ©. o. V. — 
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euer anzünden ijt nicht gleichbedeutend mit „Licht machen”. Vergl. Rotering %. 
A. A. Olsh.Zweig. d. — Tas Feneranzünden muß vorjäglich erfolgen, im übrigen 
genügt Fahrläſſigkeit. — Vergl. no u. VII a. €. 

VIL Zu Nr. 7. — Über gefährliche Nähe ſ. o. V u. VL — Das Schießen 
und Abbrennen muß vorjäglich erfolgen, im übrigen genügt Zahrläifigfeit. — 
Daß blindes Schießen genügt, ift bier unbeftritten, weil es ſich nicht um Gefähr- 
‚dung von Leib und Leben, jondern um Gefährdung der Gebäude uſw. durch Feuer 
Bandelt. — Idealkonkurrenz mit Körperverlegung und dem Delikte aus & 36; 
Nr. 8 ift möglich. Dagegen ift, wie auch bei $ 368 Nr. 3—6, Idealkonkurrenz mit 
Branditiftung wegen jubfidiärer Bedeutung der Stelle ausgeichloffen. 

VII. Zu Nr. 8. — Inwiefern die Polizei das Halten von Feuerlöjchgerät- 
ſchaften vorfchreiben oder andere feuerpolizeiliche Anordnungen treffen kann, beurteilt 
fi nach Landesrecht. Diefes muß auch als ausfchlaggebend angelehen werden für de 
Frage, ob die polizeilichen Anordnungen der bier in Rede ftehenden Art nur generel 
oder auch fpeziell getroffen werden fönnen. So im wefentlichen Olsh.⸗Zweig. a, 
Binding, Lehrd. 2 31, BayObL®ktr 5 302; in der Sache übereinitimmend aud 
Nüd.-Stengl. 7. Bergl. GewO 8 24. Meift werden nur generelle Anordnungen bier: 
ber gezählt. So Oppenb.-Del. 22, Rotering 100. — Zu den andern feuerpoli- 
zeilihen Anordnungen gehören namentlich aud) diejenigen, welche auf die Organi⸗ 
fation des Löjchweiend Bezug haben. 8. B. Anordnungen über Pflichtfeuerwehr. 
über Teilnahme an Übungen. In allen derartigen fällen kann keine andere Straje 
angedroht werden als die hier vorgefehene. — Die Frage, ob Die Übertretung nur 
vorfäglich oder auch fahrläffig begangen werden Tann, beurteilt ſich im erfter 
Linie nad) den Spezialvorſchriften. Im Zweifel genügt Fahrläſſigkeit. — Be 
dem Nicht» oder nicht ordnungsgemäßen Halten der Löjchgeräte beginnt die Ber- 
jährungsfrift mit dem Wegfalle der Verpflichtung, bezw. mit Eintritt des ord- 
nungsgemäßen BZuftandes der Gerätichaften. 

IX. Zu Nr. 9. — Das bier behandelte Delikt ift ein Verletzungsdelikt, nur 
wegen der Geringfügigleit der Strafe in den legten Abjchnitt verwiejen und deshalt 
nur vorfäglich begehbar. So die allgemeine Anficht. ©. 3. B. OLG Braunſchweig 
GoltdA 53 82. Der Borjag muß bier wie jonft die Kenntnis aller Tatumſtände um: 
fafien. Da als felbverftändlicy vorausgeſetzt wird, daB die Weinberge uſw. fremde 
find (anders Nr. 1), jo muß der Täter auch dies wiflen. Er muß ferner willen, daß 
er ohne Befugnis handelt. Die, wenn auch irrtümliche, Annahme einer ſolchen Befugnis, 
3 8. die irrtümliche Annahme einer Dienftbarkeit, jchließt mithin den Dolus auf. 
Vergl. $ 123. 

Zu einer befugten wird die Handlung außer im Falle einer Dienftbarlen 
namentlid) auch bei Borhandenfein eines (bereit3 anerkannten, vergl v. Schider 13%: 
Notwegrechts (BGB 88 917 ff.) oder durch ein Rachbarredt (BGB $$ 906 ff. EG 3. 
BGB Art. 124), ſowie durch Notitand (f. Bemerkungen zu 88 52—54 und Boftgeiek 
$ 17). Inwiefern aud) berechtigte Ausübung der Jagd oder Fiſcherei hierher gehört. 
beurteilt fich nach dem Landesrecht. Überwiegend wird angenommen, daß der Zagd- 
berechtigte zum Zwecke der Jagdausübung fremde Grundftüde betreten dürfe, jedod 
für etwa angerichteten Schaden erjaßpflichtig fei. ©. die Nachweifungen bei Oppenb.- 
Del. 25. — Bewußtes Überfhreiten einer Befugnis bewirkt Strafbarkeit 
A. A. Oppenh.-Del. 24. — Höchſt inkonfequenterweije ift die Beftrafung nicht von 
einem Antrage abhängig. Vergl. Dagegen $ 123. 

Zu beachten ift, daß kraft Gefetes nur Gärten, Weinberge, Wiejen und beiftellie 
Äcker geſchützt jind, und zwar die beiden erfteren unbedingt, bie beiben leßteren nur 
vor beendeter Ernte. Der Berechtigte fann aber den Schub ausdehnen, indem er 
Uder, Biefen oder Schonungen mit Einfriedigungen verfieht oder deren Betreien 
durch Warnungszeichen unterjagt, oder Privatwege nıit Warnungszeichen verfieht. 
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Durch Landesgeſetze wirb die vorliegende Stelle vielfach ergänzt. Bergl. EG 
& 21V. 

X. Zu Ar. 10. — Das hier normierte Delikt bereitet der juriftifchen Konſtruktion 
eigentümliche Schwierigfeiten. Als Bolizeiübertretung betrachten es Olsh.⸗Zweig. a, 
€ 38 104, als ein gegen den Belit des Jagdrechts gerichtetes Verletzungsdelikt 
Rotering 103. Neuerdings ſieht Rotering Ztſchr. f. Jagdrecht 1 351/2 in dem Delitt 
eine Verlegung des Hegerechts. Nach Binding, Lehrb. 1 332 wird eine präfumierte 
Borbereitungd»- oder eine nicht nachweisbare Verſuchshandlung zur Wilderei unter 
telbftändige Strafe geftellt. Aus den von Wotering und Binding vertretenen Auf- 
faflungen folgt da8 Erfordernis des Vorſatzes; ebenfo (trog Annahme einer Polizei- 
übertretung) Nagler, Bergl. Darftellung 8 491, während OI8h.-Zweig. und das RG 
wohl mit Recht Fahrläffigkeit für genügend erklären. So aud BayObLGStr 3 97. 
Fahrläſſigkeit kann aber in jchuldhaftem Irrtum über das Jagdgebiet oder über 
eine Aufenthaltsbefugnis begründet fein. Bweifellos ift eine Abficht zu jagen nicht 
erjorderlicy und ihr nachweisbarer Mangel ohne Bedeutung. 

Objeltiv wird eine Befugnis zum Aufenthalt in fremdem Sagdgebiet, ab- 
gejehen von der Genehmigung des Sagdberechtigten, namentlich für Beamte dadurch 
begründet, daß fie dienftlich in bemaffnetem Buftande zur Anweſenheit an bem be» 
treffenden Orte verpflichtet oder berechtigt find. E 16 197. Auch der Umftand, dat 
der zur Jagd Ausgerüftete fi) auf eigenem Grund und Boden oder auf dem Wege 
dahin befindet, Tann die Rechtswidrigkeit ausichließen, z. B. wenn er im Begriffe 
ift, ich Dort in rechtmäßiger Weife mittel Schießgewehrs vor Schaden zu jchügen. 
Tie irrtümliche Annahme, daß der Jagdberechtigte einverftanden fei, befeitigt zwar 
nicht Die objektive Nechtswidrigkeit, Tann aber unter Umftänden die Schuld aus⸗ 
Ichließen. 

Zur Jagd audgerüftet if, wer mit zur Jagd geeignetem Geräte derart 
verjehen ift, daß er es bei fich bietender Gelegenheit fofort zum Sagen benugen 
fann. Dabei ift aber zu verlangen, daß ſich die betreffende Perjon in (wenn auch 
nicht äußerlich) erfennbarer Weile von andern abhebt. Wer ein fremdes Jagdgebiet 
jo betritt, wie auch andere Perſonen allgemein zu geben pflegen, von dem kann man 
nicht jagen, daß er zur Jagd ausgerüftet ſei. Das bloße Mitnehmen eines Hundes 
genügt alſo nicht. Bergl. dazu OLG Celle GoltdA 48 148, nad) welchem es in 
dieſem Falle auf das Bewußtſein, daß man zur Jagd ausgerüftet fei, ankommen 
jol. Der Umftand, daß bei einer Flinte die Hähne zur Ruhe geſetzt oder mit einem 
Tuche ummwidelt find, fteht der Ausrüftung zur Jagd nicht entgegen. E 9 412. 204, 
NR 9556. A. A. in legterer Beziehung Binding, Lehrb. 1332. Nah OLG Marien- 
werder GoltdA 47 469 kommt es in diefem Falle darauf an, ob die Freilegung des 
Gewehrs eine zeitraubende Manipulation erfordert oder nicht. Dagegen fehlt e8 an 
der Ausrüftung zur Jagd, wenn zwar ein Gewehr, aber fein Schießmaterial vorhanden 
it. R1 670. Anderjeit3 wieder ift nicht erforderlich, daß die Kagdausrüftung äußerlich 
fihtbar jei. 

Außerhalb eines öffentlihen Weges ujm. befindet fich auch, wer ſich in 
dem GSeitengraben aufhält. E 16 203. Wegen Aufenthalts am Meeresftrande vergl. 
OLG Marienwerder GoltdA 47 469. 

Den Ausdrud „betroffen wird“ faßt die berrichende Lehre lediglich als in⸗ 
korrekte Wendung auf und läßt demgemäß jede Beweisführung zu. Beling L. v. 
V. 61 ff, R 83 352. 7 594. Dagegen nehmen Binding a. a. DO. und Nagler a. a. DO. 492 
an, e8 handle fi um eine bandhafte Tat im Sinne des älteren deutſchen Rechts. 
Bemerkt jei, daß die romanijche Jurisprudenz das delit flagrant noch anerkennt. 

Zum Schuge des Jagdrechts läßt E 35 403 (und zwar unter dem Geſichtspunkte 
der Notwehr) die Wegnahme der Jagdausrüſtung (jpeztell des Gewehrs) zu. 
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Das logiiche Verhältnis der vorliegenden Stelle zu & 292 ergibt, daß Ideal⸗ 
konkurrenz mit widerrechtlihdem Sagen nicht möglich ift. E13 270. 4. A. Oppenh. 
Del. 44. Man wird aber weiter folgern müflen, daß der mangels Antrags wegen 
Wilderns ftraffreie Angehörige nicht wegen ber hier normierten Übertretung beftrait 
werden kann. U. N. Köhler, Die Grenzlinien zwiſchen Idealkonkurrenz und Geleges 
fonfurrenz (1900) 85. 

xl. Zu Ar. 11. — Someit fih die Etelle auf Eier und Junge von Eing 
vögeln bezieht, findet nunmehr das Gejeß betreffend den Schuß von Vögeln vor 
22./3 1888 Anwendung. AN. Binding, Lehrb. 1 332. — Vorſatz ift erforberlid. 
— Die Befugnis zur Handlung kann landesrechtlich begründet werden. Namentlih 
kann das Recht der Jagdausübung die Befugnis zum Ausnehmen der Jungen md 
des Federwildes umfafien. In Preußen trifft das nur in beichränttem Umfange zu 
(Sagbordnung d. 15./7 1907 8 42). Weitergehbend Bayern (Sei. v. 30.3 1850 in 
der Faſſung des Ausführungsgef. 3. BGB Art. 149), Württemberg (Kübel i. Württemb. 
Gerichtsbl. 15 300) und Heflen (Gef. v. 19./7 1858 Urt. 26). Nah Binding, Normen 
1 345, Lebrb. 1 332, Nagler, Bergl. Darftelung 8 465 umfaßt da3 Jagdrecht m 
Zweifel ftets die Befugnis nicht nur zum WUusnehmen der Jungen, ſondern auch der 
Eier. N. A. bezgl. leßterer Olsh.-Zweig. b. Auch bei Bejahung der frage iſt em 
dritter nicht gemäß $ 292, ſondern nach diefer Stelle ftrafbar. E 40 239. 


$ 369. 
Mit Gelditrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier 
Wochen werden beitraft: 
1. Schloffer, welche ohne obrigfeitliche Anweiſung oder ohne Geneh— 
migung des Inhabers einer Wohnung Schlüjjel zu Zimmern oder 
Behältniffen in der lehteren anfertigen oder Schlöfjer an demielben 
öffnen, ohne Genehmigung des Hausbeſitzers oder feines Stell⸗ 
pertreters einen Haugfchlüffel anfertigen, oder ohne Erlaubniß der 
Polizeibehörde Nachichlüfjel oder Dietriche verabfolgen; 
2. Gewerbetreibende, bei denen zum Gebrauche in ihrem Gewerbe 
geeignete, mit dem gejeßlichen Eichungsitempel nicht verſehene oder 
unrichtige Maße, Gewichte oder Waagen vorgefunden werden, oder 
welche fich einer anderen Verlegung der Vorjchriften über die Maß— 
und Gemwichtspolizet Ichuldig machen; 
3.. Gewerbetreibende, welche in Teuer arbeiten, wenn fie die Vorichriften 
nicht befolgen, welche von der Polizeibehörde wegen Anlegung und 
Verwahrung ihrer Feuerftätten, ſowie wegen der Art und ber Seit, 
fich des Feuers zu bedienen, erlafjen find. 
Im Falle der Nr. 2 ift neben der Gelditrafe oder Der Haft auf 
die Einziehung der vorjchriftsmidrigen Maße, Gewichte, Waagen ober 
fonftigen Meßwerkzeuge zu erfennen. 

[Sch@|. 

1. Haftbarfeit. — Für die frage, wer wegen der in biefer Stelle geregelten 
Delikte haftbar werden ann, ift GewO 8 151 WUbf. 1 von großer Bedeutung: 


Eind bei der Ausübung des Gewerbes polizeiliche Worfchriften von Verſonen 
übertreten worden, welche der Gewerbetreibende zur Leitung des Betriebes oder 
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eines Theiles desfelben oder zur, Beauffichtigung beftellt hatte, jo trifft Die Strafe 
diefe leäteren. Der Gewerbetreibende ift neben denjelben ftrafbar, wenn Die 
Übertretung mit feinem Vorwiſſen begangen ift, oder wenn er bei der nach den 
Verhältniſſen möglichen eigenen Beaufſichtigung des Betriebes, oder bei ber 
Auswahl oder der Beaufjichtigung der Betriebsleiter oder Aufſichtsperſonen es 
an der erforderlichen, Corgfalt hat fehlen laſſen. 


Daß diefe Vorſchrift nicht etwa”nur für die in der GewO felbft enthaltenen 
Beitimmungen oder für die auf grund derjelben erlaflenen Bolizeiverordnungen gilt, 
kann bei der allgemein gehaltenen Faſſung feinem Bedenken unterliegen. Es fommt 
hinzu, daß auch bei andern, namentlich bei den hier zu behandelnden Delikten dag 
Bedürfnis beiteht, den Eigentümer des Betriebes felbit ftrafrechtlich zu entlaften. 
Bill man dies nicht, fo gelangt man teils zu einer Überfpannung des Begriffes der 
Habrläfjigfeit, teil zur gänzlichen Straflofigfeit, nämlich bei ſolchen Betrieben, die 
ich im Eigentum einer juriftiichen PBerjon befinden. Bergl. Frank 8StrW 14 435. 
Zuftimmend Olsh.⸗Zweig. zu Nr. 1a, Binding, Lehrb. 2 30 (anders freilich daf. 746). 

Borausjegung für die Anwendbarkeit des & 151 ift (abgejehen von der Begehung 
der Übertretung bei Ausübung bes Gewerbes) nur, daß es ſich um die Übertretung 
polizeilider Vorſchriften Handelt. Wolizetliche Natur aber ift gerade bei den hier 
in Fage kommenden Delikten durchweg zu behaupten. So auch Olsh.⸗Zweig. e zu 
Nr. 1, während nad) Rotering 107 die eriten beiden der in Nr. 1 auftretenden Delikte 
al8 PrivatredhtSverlegungen (Befigftörungen) erichetnen. 

Bur Leitung des Betriebes beftellt im Sinne der GewO $ 151 ift aber 
der zur technijchen Leitung Beftellte. Vergl. E 21 287. Im übrigen f. über 8 151 
außer den Kommentaren zur GewO bei. Beling, 2. v. V. 198. 396, Nagler, Die 
zZeilnahme an Sonderverbreden (1908) 52 ff. 57. 


II. Zu Nr. 1. — Täter können nur Edhlofier fein, d. h. Perfonen, die ge- 
werbsmäßig Schloflerarbeiten verrichten, gleichgiltig ob als Meifter oder Gejellen, 
gleihgiltig aud, ob fie das Handwerk ordentlich erlernt haben oder nicht. Co 
Olsh.- Zweig. a. Aber au der Schlofierlehrling wird als Schloſſer angejehen 
werden müſſen. Perantwortlid” al8 Täter iſt zunächft die PBerfon, welche die betr. 
Handlung vornimmt, d. h. den Schlüſſel anfertigt, das Schloß öffnet ufm. Die Auf- 
fichtsperſon (der Meifter) Tann aber unter dem Geſichtspunkte der Anſtiſtung ftrafbar 
fein. Aus der Haftbarkeit der ‚Aufficht&perfon läßt fi dann unter Bermittelung 
von GewO 8 151 (f. o. I) die des Betriebseigentümers ableiten. Vergl. auch die 
Borbem. zum 3. Abjchn. des 1. Teils, bef. III und IV. — Der Belteller der Arbeit 
erfcheint, wenn fie mit Borfag ausgeführt wird, als Anftifter. — Fahrläjfigfeit 
genügt auf feiten des Täters. S. o. I. — Idealkonkurrenz mit Beihilfe zum Dieb- 
ftahl ift möglich. Co v. Krieg ZEHW 7 572. Olsh.⸗Zweig. e halten auch Ideal⸗ 
konkurrenz mit Diebftahl felbft für denkbar. 

II. Zu Ar. 2. — Die Stelle nimmt als Blanfettgejeg ſtillſchweigend Bezug 
af die Maß- und Gemwidhtsordnung für den Norddeutichen Bund v. 17./8 1868 
(wiederholt geändert, zulegt durch Gej. vom 26./4 1898), die inzwifchen zum Reichs⸗ 
gejege erhoben worden ift, ſachlich auch (mit geringen, bier nicht in Betracht fommenden 
Modififationen) mit der bayriichen vom 1./5 1888 übereinftimmt. Vergl. Gefete vom 
16.4 und 26./11 1871.) Die Maß» und Gewichtsordnung beftinnmt im Art. 10: 

Bun Zumeſſen und Zumägen im öffentlichen Berfehre dürfen nur in Gemäß- 
heit diefer Maaß⸗ und Gewichtsordnung gehörig geftempelte Maaße, Gewichte 
und Waagen angewendet werben. 


*, Eine neue Maß⸗ und Gewichtsordnung, die vorausfichtlich.den Rechtszuftand 
erheblich ändern, namentlich $ 369 Nr. 2 aufheben wird, fteht bevor. 
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Der Gebrauch unrichtigerMaaße, Gewichte und Waagen ift unterjagt, auch wenn 
diefelben im Übrigen den Beftimmungen diefer Maaß⸗ und Gewichtsorbnung ent. 
jprechen. Die näheren Beitimmungen über die äußerfien Grenzen der im äfien- 
lihen Berfehr noch zu duldenden Abweichungen von der abfoluten Richtigkeit 
erfolgen... ... dur) den Bundesrath. 

Ebenfo wie dieſe Stelle bezieht ſich auch das StGB nur auf den 'ödffentliches 
Verkehr und zwar auf den öffentlichen Verkehr der Gewerbetreibenden, nidt 
3. B. der Privatperfonen, Beamten, Landwirte, (Dieje leßteren rechnet jedoch da 
OLG Stettin zu den Gewerbetreibenden, jofern e8 ihr Beruf mit ſich bringt, dag fe 
Vieh, Getreide oder fonftige Produkte nad; Gewicht verkaufen. GoltdA 40.3 54, Tu 
gegen aber BayObLGStr 2 226.) Die Beziehung zum öffentlichen Verkehr fommt- 
zum Ausdrud in der Wendung „vorgefunden werden“ Es hat nämlich landes⸗ 
rechtlich die Polizei die Befugnis, fi da, wo öffentlicher Verkehr gepflogen wir. 
durch Nepifionen von der Richtigkeit und Borfchriftsmäßigleit der Maße und Ge 
wichte zu Überzeugen. An den Orten, an welden er öffentlichen Verkebr 
pflegt, d. 5. dem Bublitum Gegenſtände zu- oder abmißt, zu= oder 
abmwägt, dDarfder Gewerbetreibende nur folde zum Gebraude in feinem 
Gewerbe geeignete Maße, Gewichte oder Wagen haben, die den ge— 
feglihen oder verordneten Beltimmungen entipredhen. 

Diefer Auslegung fliehen v. Schider 136, das württembergijche Miniſterium de 
Innern und das preußijche Obertribunal am nächſten. Letzteres verlangt ein „er: 
finden im öffentlichen Verkehr”. Oppenhoff, Rechtiprehung des Königlichen Ober 
tribunal8 in Strafſachen 14 267. — Die berrichende Lehre gibt nur zu, daß die 
Maße uſw. fi bei denn Gewerbetreibenden als ſolchem vorgefunden haben 
müflen, und daß die Stelle nicht zutrifft, wenn fie fi in ben von den Geſchäits 
räumen völlig getrennten Privaträumen vorfinden. Olsh.Zweig. d, Oppenh⸗ 
Dei. 17. Die Konſequenzen diejer Anficht find gänzlich unannehmbar. Es müßte; 3. 
der Eijenhändler beftraft werden, der verbrauchte Gewichte und Wagen als Alteijea 
auf Lager hat. 

Aus der Hier vertretenen Auffaſſung ergibt fi, daß der Fabrikant oder Groift: 
im allgemeinen nicht unter die vorliegende Stelle fällt. Er unterhält im allgemeinen 
feinen öffentlichen Verkehr. Er wägt und mißt nicht für jede beliebige Berien, 
fondern nur für feine individuell beftimmten Kunden. Er wägt und mißt aud) nid 
in der Meinung, daß der andere Zeil die Ware auf Treu und Glauben binnehme. 
fondern in der beitimmten Vorausficht einer Nachprüfung. Die ratio legis liegt aber 
gerade darin, eine Garantie für die Fälle der eriten Art zu fchaffen. — Anders freilid. 
wenn der Yabrifant gleichzeitig Käufer oder Verkäufer im kleinen if, 5 8. ein 
zufchmelzendes Alteifen von jedermann eintauft. 

E3 folgt weiter, dag Maße uſw., die zwar in gewerblichen, aber nur dem 
inneren Gejchäft3betriebe dienenden Räumlichkeiten vorgefunden werden, nidt 
bierher gehören. Damit ftimmt aud) das preußifche Oberverwaltungsgericht injofer 
überein, als es zwangsweiſe Gewichtsreviſionen in derartigen Lokalitäten für unftatthart 
erklärt. Entfcheidungen des König. preuß. Oberverwaltungsgericht$ 27 325 und ein 
Urteil desfelben Gericht3 dv. 4./10 1899. 

Erforderlich ift ferner, daß die Maße ufm. zum Gebrauche in dem betreffende 
Gewerbe geeignet, nicht aber, daß fie dazu beftimmt find. In folchen Rofalen, in 
denen er im Verkehre mit dem Publikum mwägt, darf der Kaufmann daher unrichtige 
oder ungeeichte Wagen uſw. jelbit dann nicht Haben, wenn fie zurückgelegt oder Verlauft 
objekte find, vorausgefegt natürlich, daB er fie nach der Art feines Geſchäftsberrieb⸗ 
zum Wägen ujw. in diefem benugen Tann. 

Unrichtig ift ein Maß, Gewicht oder eine Wage dann, wenn die zulälfige 
Vehlergrenze überjchritten wird. ©. den Bundesratsbeichluß in der Befanntmaden: 
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des Reichskanzlers dv. 27./7 1885 (Meichögejepblatt S. 203 ff.). Der Umftand, dag 
da3 Maß ufw. geeicht ift, flieht der Beftrafung wegen Unrichtigkeit — bei vorhandenem 
Berichulden — nicht entgegen. — Unrichtig ift ein Maß oder Gewicht nicht ſchon 
dann, wenn e3 in diefer Form unzuläffig ift. Doch kann alddann eine andere 
Berlegung der Borfhriften über die Maß» oder Gewichtspolizei 
vorliegen. Maß⸗ und Gewichtsordnung Art. 18 und Aichordnung für das Deutfche 
Reich v. 27./12 1884 (Reichsgeſetzbl. v. 1885 ©. 16 ff.) mit zahlreichen Nachträgen, 
äulegt v. 1./10 1905 (Reichsgeſetzbl. v. 1905 Beilage zu Nr. 43). Andere polizeiliche 
Borfchriften ſ. 3. 8. in den Belanntmachungen v. 17./6 1875, 24./10 1682 (Central⸗ 
blatt für das Deutiche Reich von 1875 ©. 374 und von 1882 ©. 418) 14./1 1893, 
(Reichsgeſetzbl. S. 7 ff.), 2./7 1897 (Beilage zu Nr. 31 des Reichsgeſetzbl.). S. das 
Regiiter zum Reichsgeſetzbl. s.v. Aich oder Eich —. OlSh.- Zweig. e II 1 nehmen an, daß die 
in der Eichordnung enthaltenen Borfchriften nur für die Eichämter gelten, und daß 
Daher dieſe VBorfchriften von den Gemwerbetreibenden nicht übertreten werden können. 
Ebenjo preuß. Obertribunal Urt. v. 7./1 1875; vergl. Oppenhoff, Rechtſprechung uſw. 
16 33. 4. 9. Oppenh.⸗Del. 23. Dan Tann indeflen die Frage nicht einheitlich ent» 
icheiden, es fommt vielmehr ftet3 darauf an, ob eine Rechts- oder eine Verwaltungs⸗ 
verordnung vorliegt. Lebteres ijt bezgl. aller Vorjchriften anzunehmen, die nicht im 
Reichsgeſetzblatt veröffentlicht find. Berwaltungsverordnungen können nicht von den 
Semerbetreibenden übertreten werden. 

Ein Berfhulden des Gemwerbetreibenden ift ſtets erforderlih. Es kann 
ſich jomohl auf die mangelnde Beihaffenheit des Maßes ufm. ald auch darauf 
beziehen, daß es fich gerade an diefer Stelle befindet. Fahrläfjigfeit genügt. 
S. oben 1. 

Uber Einziehung vergl. Abfah 2. 

IV. Zu Nr. 3. — Ob aud individuell gegebene Vorſchriften hierher zählen, ift 
Hejtritten, aber zu bejahen, jofern die Polizei ihre landesrechtliche Zuftändigfeit nicht 
überfdhritten hat. Ebenjo Berner 729, Olsh.⸗Zweig. a, Oppenh.Del. 28. — Als 
Berjchulden genügt Fahrläſſigkeit. ©. o. 1. 

V. Zum zweiten Abfage. — Bergl. $ 40 II1. BZuläffig ift die Einziehung 
nur, wenn die Gewichte dem bejtraften Gewerbetreibenden gehören. Denn da, mo e3 
auf die Eigentumsverhältniffe nicht ankommt, hebt das Geje Dies ſtets ausdrüdlich 
hervor; 3. B. $ 295. 4. U. Olsh.⸗Zweig. f. Mir Recht betonen dieſe aber gegen 
v. Scider 142 die Unzuläfjigkeit eines objektiven Einziehungsverfahrend. Siehe 
& 12111. 


$ 370. 
Mit Geldftrafe bis zu einhundertfunfzig Mark oder mit Haft wird 
beitraft: 

1. wer unbefugt ein fremdes Grunditüd, einen öffentlichen oder Privat 
weg oder einen Grenzrain durch Abgraben oder Abpflügen verringert; 

3. wer unbefugt von öffentlichen oder ‘Privatwegen Erde, Steine oder 
Raſen, oder aus Grundjtüden, welche einem Anderen gehören, Erbe, 
Lehm, Sand, Grand oder Mergel gräbt, Plaggen oder Bülten haut, 
Raſen, Steine, Mineralien, zu deren Gewinnung e3 einer Verleihung, 
einer Konzeſſion oder einer Erlaubniß der Behörde nicht bedarf, oder 
ähnliche Gegenftände wegnimmt; 

3. wer von einem zum SDienititande gehörenden Unteroffizier oder 
Gemeinen des Heeres oder der Marine ohne die fchriftliche Erlaubniß 
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des vorgeſetzten Kommandeurs Montirungs- oder Armaturitüde 
kauft oder zum Pfande nimmt; 
wer unberechtigt fiſcht oder krebſt; 

wer Nahrungs- oder Genußmittel von unbedeutendem Werthe oder 

in geringer Menge zum alsbaldigen Verbrauche entwendet. 

Eine Entwendung, welche von Verwandten aufſteigender Iime 
gegen Verwandte abſteigender Linie oder von einem Ehegatten gegen 
den anderen begangen worden iſt, bleibt ſtraflos; 

6. wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes bejtimmte oder 
geeignete Gegenftände wider Willen des Eigenthümers wegnimmt, um 
deſſen Vieh damit zu füttern. 

In den Fällen der Nr. 5 und 6 tritt die Verfolgung nur auf Anıry 
ein. Die Zurüdnahme des Antrages ijt zuläffig. 

[SchG]. 


I. Zu Nr. 1. — Ta Diebitahl nur an beweglichen Sachen begangen merk 
kann, fo mußte der Gejeggeber für den hier behandelten al, wenn er ihn übe: 
haupt beftraft wiſſen wollte, eine befondere Beftimmung geben. Im übrigen les 
eine Berwandtichaft mit Diebitahl jedenfalls darin, daß es ſich um ein Berlekime* 
delikt handelt und Vorſatz erforderlich if. — Bei den Objelten der Hand; 
bezieht fich das Attribut fremd nur auf das Grunditüd. Beim Abgraben eier 
Abpflügen eines Privatweges, der im Eigentum des Täterd fteht, fehlt aber ve: 
Erfordernis des unbefugten Handelns. Ebenſo die meiften. Vergl. Berner # 
Rüd.»Stengl. 1, Binding, Lehrb. 1 316. A. A. Olsh.⸗Zweig. c, NS in Golidi # 
271, infofern fie das von dem Eigentümer des Privatwegs vorgenommene Abgrade 
dann für ein unbefugtes halten, wenn es eine fremde Dienftbarfeit verlegt. — Ti 
Handlung beiteht im Verringern dur Abgraben oder Abpflügen in br 
Art, daß zwar das Abgegrabene nicht von feiner Etelle entfernt wird, aber die Gray 
fich äußerlich verfchiebt. Wer Erde wegſchafft, ohne die Grenze zu beeinfluflen, lam 
unter Umftänden auf Grund der Nr. 2 beitraft werden. Man folgert Hieraus, dit 
Täter nur der Nachbar oder eine für ihn oder in feinem Intereſſe handelnde Ferice 
jein fönne. So Olsh.⸗Zweig. b. Jedoch mit Unredht; denn das anliegende Grm 
jtäd kann herrenlos fein, 3. B. ein öffentlicher Yluß. Man darf deshalb aud nie 
jagen, daß die Abficht des Täters auf Aneignung von fremdem Grund und Bolt 
gerichtet fein müffe. A. A. Berner 729. Mit der Hier vertretenen Anficht durchar⸗ 
übereinftimmend Binding, Lehrb. 1 316. — Idealkonkurrenz mit $ 274 Kr: 
ift möglich, namentlid) dann, wenn der Täter den Grenzrain in dem Mafe mt: 
ringert, daß dieſer als folcher vernichtet, oder daß die Grenze unfenntlich gemet“ 
wird. E 22 286. Dagegen will Binding, Lehrb. 2 349 in dieſem alle $ 274 an 
Ichließlic) anwenden. 

I. Zu Nr. 2. — Objelte der hier unter Strafe geftellten Handlungen ſird 
überall fremde Sachen. Zwar wird dies bei ben Privatwegen nicht ausdrüdlic gelar. 
da aber nicht denkbar ift, daß die Handlungen an dem eigenen Privativege un!t: 
fugte fein fönnten (f. o. I), fo wird man hier das Erfordernis als ſelbſtverſtoͤm⸗ 
li anjehen dürfen. So die herrſchende Lehre, auch Olsh.⸗gweig b. BVergl. Lett 
An welchen Sachen kann fein gemeiner Diebſtahl begangen werben? (18 21* 
— Die Handlungen haben das Gemeinſame, daß ſie die Subſtanz eines fremder 
Grundftücks verringern, ohne jedoch deſſen Grenze zu beeinfluſſen. In dieſem legtrrtr 
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Umſtande liegt das Unterfcheidende gegenüber Nr. 1. Fehlt es aber an der Subſtanz⸗ 
berringerung, fo trifft auch die vorliegende Stelle nicht zu; alſo namentlich dann 
nicht, wenn von einem Grundſtück ſolche Sachen weggenommen werden, die nicht als 
Beſtandteile des Grundſtücks erſcheinen. R9 313: z. B. Chauſſeeſteine, die zur Aufbeſſerung 
des Weges dienen ſollen, aber vorläufig noch in Haufen liegen; Dünger und Straßen⸗ 
tot, bevor fie völlig vermodert oder Durch Umpflügen oder auf andere Weile zu 
Bejtandteilen des Grund und Bodens geworden find (jo Lehr a. a. D. 25; im weſent⸗ 
lichen aud Olsh.⸗Zweig. c, während Oppend.-Del. 6 den ausgebreiteten Dünger und 
den Straßentot ftetS hierher rechnen); ferner nicht: bereit bon einem andern (wenn 
auch rechtswidrig) gegrabener Sand oder Knochen. Sofern nicht etwa die Feldpoli⸗ 
äeigejege eingreifen EEG $ 2), kann durch die Wegnahme folder Gegenflände ber 
Begriff de3 gemeinen Diebitagls erfüllt werden. — Aus dem Gefagten ergibt fich, 
wie weit die Grenzen für den Begriff ähnlicher Gegenftände zu ziehen find. 
Auch Diefe nämlich müflen vor der Wegnahme Beitandteile ded fremden Grund- 
tüds fein; z. B. Torf, Eis, Steinlohlen, Tropfiteingebilde. & 21 27. Die 
Wegnahme von Erzeugniffen der Begetation (Olsh.⸗Zweig. c), 3. B. von Gras, 
fällt Dagegen unter die Fyeldpolizeigejege oder — fofern dieſe nicht eingreifen — unter 
den Begriff des gemeinen Diebitahld. — Die Handlung würde ohne die vorliegende 
Stelle je nad) dem begleitenden Borfage bald ald Diebitahl, bald als Sachbeſchä⸗ 
Digung erſcheinen. Es kann aber nicht bezweifelt werden, daß gegenüber beiden 
Delikten ein Spezialfall geſchaffen wird. Wenn die herſchende Lehre die Zueig- 
nungsabjidht als etwas felbitverftändliches fordert, das Delift aljo nur für einen 
privilegierten Diebftahl hält, fo if dem nicht beizutreten. Wer dem Berechtigten 
einen Schabernad zufügen will, indem er etwa bie Mineralien gräbt, um fie ver 
wittern zu laffen, ift nicht minder auf Grund gerade biejer Stelle zu ftrafen. Richtig 
it nur, daB da3 Hinzutreten der Zueignungsabficht die Handlung nicht zum gemeinen 
Diebſtahl macht. Zuſtimmend Olsh.⸗Zweig. d. Im übrigen iſt es ſicher, daß Bor» 
fatz erfordert wird: 


III Zu Nr. 3. — Die Stelle ftammt aus dem preuß. Landrecht ($ 1316 Tit. 
20 TI. I). Sie ſoll hauptfähli den Fiskus wegen der möglicherweije eintretenden 
Beeinträdtigung feines Eigentumsrechtes fügen. Daher ift das Delikt ein polizei- 
liches und auch fahrläjfig begehbar. Ebenjo Olsh.⸗Zweig. c; a. A. Binding, Lehrb. 1 
395, der jedod annimmt, daß der Dolus präjumiert werde. Es folgt aber weiter, 
daß das Eigentum des Verkäufer oder Berpfänders dem Zatbeftande nicht entgegen» 
ſteht. Iſt der Fiskus Eigentümer, und trifft den Käufer das erforderliche Verſchul⸗ 
den, jo liegt je nach Umftänden Bartiererei oder Beihilfe zur Unterſchlagung vor. — 
Der Ausdrud Dienftitand wird aufzufalfen fein als „aktives Heer“ oder „aktive 
Marine” Berg. ARMG $ 38. Wer einem zur Referve beurlaubten Einjährig-rei- 
willigen deſſen Uniform abkauft, macht ſich daher nicht ftrafbar. 


IV. Zu Nr. 4. — Über den Begriff des Fiſchens und Krebfens f. bie 
Ausführungen bei Behandlung des qualifizierten Falles $ 296 I und Nagler, Bergl. 
Darſtellung 8 512. — Unberechtigt ilt das Fiſchen uſw. dann, wenn der Täter 
an dem betr. Orte zu fiichen nicht berechtigt ift. Vergl. $ 292 II und E 13 19. 
Nach diefem Urteil ift auf Grund der vorliegenden Stelle ftrafbar, wer bon dem 
Siichereiberechtigten die Erlaubnis befommen hat, für ihn zu fifchen, in der Tat uber 
für jich ſelbſt fiſcht. — Übertretung der Schonzeit ift nur landesrechtlich ftrafbar. — 
Das Antragserfordernis ift Durch die Novelle v. 26./2 1876 jchlechthin bejeitigt und 
danıit eine fühlbare Inkongruenz mit & 292 geichaffen worden. — Zu bemerken ift, 
dab die Fiſchgeräte der Einziehung nicht unterliegen. Doc kann bei Idealkonkurrenz 
mit Übertretung eines Fiichpolizeigefeges Einziehung zuläfjig fein, fofern fie das 
legtere gejtattet. ©. Dazu 5 73 VI 2. $ 40 I und Olsh.⸗Zweig. b. 
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V. Zu Nr. 5. — Der Genußmitteldiebftahl oder Mundraub flelt fih 
zunädift als ein privilegierter Fall des Diebftahls dar und bietet jo, wenn 
auch in beſchränktem Maße, einen Erjag dafür, daß bei dem einfachen Diebſtahl feine 
mildernden Umftände zugelaflen find. Da der zweite Abjag der Ar. 5 die Boridrrt 
des 8 247 im mejentlichen wiederholt, jo folgt, daß für den Mundraub die übrigen in 
dem 19. Abichnitt für den Diebftahl gegebenen Cpezialbeitimmungen nicht gelten 
Bergl. Lehr, An welden Sachen kann fein gemeiner Diebftahl begangen werden? 
(1894) 26.27. Namentlich aljo finden die im $ 245 vorgejehenen Erichwerungsgründe 
auf den Mundraub keine Anwendung. So die herrichende Lehre, auch das RE, ; 3. 
E 3 423; a. X. Binding 1 335, derjelbe Lehrb. 1 308. Eingehend für die herridende 
Lehre Goldſchmidt GoltdA 47 268. 


Wenn der Täter in der Abficht einfteigt, Nahrungs» oder Genußmittel zum 
Bmede des alsbaldigen Gebrauchs zu entwenden, tatſächlich aber andere Sachen 
wegnimmt, jo begeht er lediglich einen einfachen Diebitahl. Dagegen nehmen E 3 
433. 9 297 ſchweren Diebitahl an, während € 14 312 einen Mittelweg einſchlägt 
©. darüber $ 243 III2 (©. 391). Gegen das RG aud) Friedländer Et U 495 
Schlosky, Der Mundraub (1897) 36 ff., Goldſchmidt GoltdA 47 261 ff., 348 ff. Höpfer. 
Einheit und Mehrheit der Verbrechen (1901) 225. Wenn umgekehrt der Täter in dar 
Abficht einfteigt, andere Sachen wegzunehmen, aber nur Rahrungs- oder Genukmikt 
zum al8baldigen Berbraude entwendet, fo konkurrieren grundſätzlich Mundraub rud 
verjuchter ſchwerer Diebftahl ideell. E 80 60. Liegt jedoch Hinfichtlich der andern Sachta 
ein freiwilliger Nüdtritt vor, jo ift in Konfequenz der 8 248 III2 vertretenen Ar: 
faffung ausſchließlich Mundraub anzunehmen. Wenn endli der Täter mit ur- 
beftimmtem Diebſtahlsvorſatze eingeftiegen ift und nunmehr Genußmittel entwente, 
jo fonkurriert verfuchter ſchwerer Diebftahl mit vollendetem Genußmttteldiebftahl ideel. 
Dagegen nimmt riebländer a. a. DO. 404 Nealfonturrenz an. S. über die fehr be 
ftrittene Frage noch Berger, Mundraub (1895) 98 ff. 

Sft ein mittel$ Einbruchs oder Erbrechens von Behältniffen verübter Mund⸗ 
taub nicht als fchwerer Diebftahl zu beitrafen, fo liegt doch fein Grund vor, in 
derartigen Fällen Konkurrenz mit Sachbeſchädigung und Hausfriedensbruchs zu ver 
neinen. Dabei nehmen Olsh.⸗Zweig. i und R 10 418 wohl mit Redt Reſal konkurren; 
Bergl. $ 74V 1. 

Darüber, daß eine Verurteilung wegen Mundraubs feinen Rückfall begründet 
j. $ 245 IL 1 und darüber, daß der Mundraub niemals als räuberijher Diebfat! 
aufgefaßt werden kann, $ 252 Ilic. 


Der Mundraub ift aber nit nur ein Spezialfall bes Diebftahl?. 
fondern gleichzeitig der Unterjhlagung. Der indifferente Ausdrud „em 
wenden“ läßt jich ebenfo auf die Yueignung ohne Wegnahme wie auf die mit Rey 
nahme beziehen. Es ift auch nicht abzujehen, weshalb der Gemwahrjam de 
Täters, der doch fonft eine ftrafmildernde Wirkung ausübt, Hier plößlich Die entgeger- 
geſetzte Folge nach fich ziehen ſoll, um fo weniger, als die Verlodung gerade dam 
fehr nahe liegt, wenn dem Täter die Sache ohnehin leicht zugänglich ift. Endlic 
ſpricht für diefe Auffaffung auch die von Berger a. a. ©. 79. 80 erörterte Entſtehunge⸗ 
gejchichte der Beitimmung. Ebenfo die in ber Literatur berrichende Lehre. Berz- 
Binding, Lehrb. 1 307,8, Friedländer ZStr®@ 11 399, v. Lifzt $ 129, Olsh.⸗gZweig. &, 
Schlosky a.a.D.9, Meyer-Allf. 464/5, Beling, X v.8. 277. A. A. Oppenh.⸗Del. 17. 
Rüd.»Stengl. 17, E 24 48. TFolgerichtig gelangt man vom Standpunkte der hier 
vertretenen Auffafjung zu der Annahme, daß auch die Amtsunterſchlagung des $ 3" 
durch die vorliegende Stelle ausgefchlofien mird. Ebenfo Olsh⸗Zweig. a; a 1 
aa a. a. D. 25, Binding, Lehrb. 1 308/9 und natfrlich auch das RG, verch 

35 115. 
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Dagegen iſt der Mundraub kein Spezialfall des Raubes. Gewalt⸗ 

ſame Wegnahme von Nahrungsmitteln uſw. iſt mithin als Raub zu beſtrafen. Eben⸗ 
ſowenig natürlich) ein Spezialfall der Erpreſſung. 

Gegenüber den Feld- und Forſtpolizeigeſetzen tritt die vorliegende Stelle 
gleichfalls zurück. Vergl. E 28 260. 

A Bu den einzelnen Zatbeftandsmomenten des Munbraubes ift folgendes zu bes 
merlen: 


1. Objekte jind (menfhlidhe) Nahrungs- oder Benußmittel von uns 
bedeutendem Wert oder in geringer Menge. Unter Genußmitteln find 
joldye Gegenftände zu verftehen, welche dem Körper zugeflihrt, dadurch verbraucht 
werden und durch die Zuführung ein angenehmes Gefühl hervorrufen. Dabei 
it es gleichgiltig, ob es einer voraufgehenden Zubereitung bedarf oder nicht. 
E 1 224 (Saatfartoffeln). 18 371 (Getreide). Eine ſcharfe Scheidung der Nahrungs: 
und Genußmittel voneinander ift nicht möglich, aber auch entbehrlih. So kann 
das Bier bald diefes, bald jenes fein. Zweifellos Genußmittel find Tabak und 
Bigarren. Dagegen nicht foldhe Gegenftände, die dem Körper nicht zugeführt 
oder zwar zugeführt, aber durch die Zuführung nit verbraucht werden. Daher 
gehört die Entwendung von Brennmaterialien oder Blumen nicht hierher. E 4 
74. 9 45. Anderfeits fieht der Umftand, daß dem Täter ein Stoff nur aus ganz 
perjönlicher Liebhaberei ein angenehmes Gefühl erregt, feinem Begriff ald Genuß- 
mittel nicht entgegen. So Schlosky a.a.D. 16. A. A. DOlsh.- Zweig. da. Da- 
gegen fallen Heilmittel grundjäglih nicht unter den Begriff der Genußmittel. 
Eine Häufige Ausnahme wird bejonders Morphium machen. Diejes überjieht 
man bei der öfters aufgeftellten Behauptung, dab die Zuführung eines Genuß: 
mitteld in den Körper nur durch den Mund erfolgen fünne Wann der Wert 
unbedeutend oder die Menge gering ift, läßt ſich nicht näher bejtimmen. 
Es muß bier das freie richterlihe Ermefjen entſcheiden. Immerhin aber find 
in einzelnen Beziehungen Rechtsregeln aufzuftellen. Zunächſt ift ein möglichit 
objeltiver Maßftab anzulegen. RMG 7 233. Der Umftand, daß mehrere 
Perfonen an der Tat beteiligt find, und ſämtlich mitgeniegen wollen, ift 
nicht geeignet, eine an fid) große Quantität zu einer fleinen zu machen. 
E 18 371. Aus dem Wefen der Mittäterjchaft folgt, daß nicht die Einzels 
beträge, fonbern der Gejamtbetrag enticheidet (E 8 406, R 6 422), des- 
gleichen aus dem Wefen des fortgejegten Delifts, Daß die Summe ber in fort» 
geſetzter Zäterfchaft entwendeten Gegenftände maßgebend ift (M 10 333; 
a. A. Friedländer a. a. O. 412, v. Liſzt 8 129; gegen die Möglichkeit eines fort« 
gejegten Delitt8 beim Mundraub Rathenau, Zur Lehre von fortgejegten Ver⸗ 
brechen [1896] 63 ff.). — Die Erforderniffe des unbedeutenden Werte oder der 
geringen Menge find nicht fumulativ, fondern alternativ aufgeitellt, ſodaß das 
eine oder das andere genügt. Iſt die Quantität gering, jo wäre es falſch, Mund⸗ 
raub deshalb zu verneinen, weil ber Wert ein erheblicher ift. E16 63. — Wird 
mit dem Nahrungs» oder Genußmittel ein diefe umhüllender Gegenftand weg⸗ 
genommen, nur um die Sache befier transportieren zu können (ohne jelb- 
ftändige Bueignungsabfidt), jo fteht diefer Umftand ber Anwendbarkeit des 
8 370 Nr. 5 nicht entgegen. Vergl. RMG 7 233. 

. Die Entwendung muß zum alsbaldigen Verbrauche erfolgen. Es 
wird alfo die Diebftahlsabficht (Abficht der rechtswidrigen Zueignung) in be» 
itimmter Richtung fpezialifiert. Daß aber ein generiicher Unterſchied zwiſchen 
der Zueignungs⸗ und der Berbraudsabficht nicht beiteht, folgt aus $ 242 VII2 a. 
©. beſonders AMG 8 146. Die Bertreter der umgefehrten Anficht, gegen die 
fi) auch Friedländer a. a. O. 401 wendet, würden in der Zat ratlos fein, wenn 


2) 
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größere Duantitäten von bedeutenderem Werte zum Zwecke alsbaldigen Ber: 
brauch entwendet werden. — Der alsbaldige Verbrauch ift nicht zu verwechſeln 
mit dem fofortigen. Deshalb fteht Die Abficht der vorhergehenden Zubereitung 
nicht entgegen. E 10 308. Vergl. auch E 33 301. Im Übrigen ift das richterlice 
Ermeſſen Hinfichtli der Beit, die zwiichen der Entwendung einerfeit3 und dex 
beabfichtigten Verbrauche anderjeit3 liegen darf, jehr freigeftellt. Auch fordert 
das Gejeg nicht den beabjichtigten eigenen Verbrauch des Täters. Wer em 
Stüd Konfekt entwendet, damit ein anderer es alsbald efje, begeht Mundraub. 
Died wird (wenn auch mit gemwifien Einfchränfungen) fat allgemein zugegeben, 
namentlich auch von E 13 371. A. A. jedoch Oppenh.⸗Del. 19. Wenn man aber 
häufig behauptet, daß die Abficht zu verjchenfen, ſich mit der Abficht bes als⸗ 
baldigen Verbrauchs nicht vertrage, fo liegt darin ein Widerſpruch. Vielmehr 
find beide Abfichten jehr wohl vereinhar, und es liegt fiherlid Mundraub vor, 
wenn der Vater das von ihm entwendete Konfelt feinem Sinde jchenfen will 
vorausgejegt nur, daß dieſes alsbald eſſen fol. Vielfach wird gefordert, bar 
der dritte Fein jelbitändiges Verfügungsrecht erhalten dürfe. Vergl. $ 259 IV. 
— ÜEbenfowenig kann die jehr Häufig aufgeitellte, befonders in der älteren 
preußiichen Rechtiprechung vertretene Anficht gebilligt werden, daB der Mund⸗ 
zaub zur Befriedigung eines augenblidlichen, perjönlihen, phyſiſch wirkende 
Bedürfniſſes oder Belüftes erfolgen müfle. Der befämpften Meinung auch Berger 
a. a. O. 74 Olsh.⸗Zweig. g, Oppenh.-Tel. 19, E 10 308. Ter Geizhals, de 
augenbliclich feinen Hunger fühlt, begeht Mundraub, wenn er eine ihm nid: 
einmal angenehme Speije entwendet, in der Abficht, fie nach Ablauf einer Etunde 
zu verzehren. Dieſer Standpunkt wird denn auch von E 17 332 vertreten, chnr 
daß jedoch der Gegenjag zu andern Urteilen mit voller Schärfe hervorträte. 
Wenn Olsh.⸗Zweig., wie benierft, Die Befriedigung eines augenblidlichen Be- 
dürfniffes oder Gelüftes fordern, aber doch bei der Abficht, die Sache von einem 
andern verbrauchen zu laflen, Mundraub annehnen, fo jcheint mir dag faum 
vereinbar; es müßte derin die Meinung Die fein, daß fich der Täter durch das 
Gelüſte des andern habe beftimmen laſſen. — Dagegen ift allerdings die Abſich: 
zu verfaufen regelmäßig nicht und Die Abficht einen Borrat zu jammelz« 
niemals mit der des alsbaldigen Gebrauchs vereinbar. Bergl. dazu RG Goltda 
48 300. — Anderjeit3 wiederum fomnıt es auf die tatſächliche Verwirklichung 
der Verbrauchsabſicht nicht an. Das Delift bleibt Mundraub, audy wenn 
die entwendete Sache nachträglich nicht verbraucht wird, und es ift nicht richtig, 
wenn Friedländer a. a. DO. 417 bei anderer Verwendung ein befonderes Telit 
(Unterfchlagung) annimmt. Übereinfiimmend E 10 308, ARMS 7 233. 


Daß neben der bezeichneten Abjiht Vorſatz in allen Beziehungen verlangt wird. 
unterliegt feinem Zweifel. Fraglich aber iſt die Behandlung der Fälle, in welden de: 
Täter die entwendete Sache für ein Nahrungs» oder Genußmittel hält, ohne daß fie 
es wirklich ift. Hier ift gemäß der Ausführungen S. 130 Ab. 2 gleichwohl nur 
Dundraub anzunehmen. A. A. E 3 165 (es liege gemeiner Diebſtahl vor). Gegen 
das RS aud Olsh.⸗Zweig. b £. 


Bum zweiten Abſatz der Nr. 5 vergl. 8 247 Abſ. 2. Die Frage, inmwieierr 
$ 247 Abi. 3 analoge Anwendung findet, iſt beitritten. Aus dem Wortlaute der vor 
liegenden Etelle ergibt fih, daß die Angehörigenqualität des Täter ($ 52) ein ob 
jeftiver Strafausihließungsgrund ijt, ein Fremder als Anftifter mithin nicht beitraft 
werden fanı. Dem einen Dlittäter kommt Dagegen die Angehörigenqualität be: 
andern nicht zu gute. Someit übereinftimmend Olsh.⸗Zweig. Schlußnote a, während 
Oppenb.-Del. 24 fremde Anftifter für ftrafbar halten, fich dabei irrtümlich auf $ 50 
berufend. Iſt der Täter ein Fremder, der Anjtifter ein Angehöriger, ſo ift allerdings 
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die analoge Anwendung des $ 247 Abſ. 3 gerechtfertigt. Aus bem daf. IV vertretenen 
Standpunkt (vergl. die Zuſätze und Berichtigungen) folgt, daß der Angehörige aud) 
als Bartierer ftraffrei if. Dagegen kommt die Strafbarfeit des Gebilfen und des 
Begünftigers überhaupt nicht in Frage, weil e8 fi um eine ÜÜbertretung handelt. 

Das Antragserfordernis wird durch Abj. 2 der Nr. 6 allgemein aufgeſtellt. 
Taraus und unter Berüdfichtigung von & 64 Abf. 2 ergibt fidh, daß die rechtzeitige 
Zurüädnahme des Strafantrages gegen einen Beteiligten unter allen Umftänden 
zu Gunften aller wirkt. E 28 324. Verletzt ift wie bei gemeinem Diebſtahl (vergl. 
$ 247 I) fowohl der Eigentümer wie der Gewahrjamsinhader. Mithin find aud) 
beide antragsberecdhtigt. 

VL Zu Rr. 6. — Bei dem hier behandelten fog. Futterdiebſtahl ftehteine Hand» 
lung in Frage, die im Intereſſe des Eigentümers erfolgt und deshalb nicht als Diebftahl 
angefehen werden kann. Bergl. 8 242 IX 2 c. So zahlreich dieſe Handlungen an 
ih find, fo ift doch nur dieje unter Strafe geitellt.e. Während aljo der Mundraub 
als Spezialfall des Diebftahls erfcheint, ift der YZutterdiebftahl ein von dem echten 
Diebftahl generifch verfchiedenes Delikt. So die herrihende Anfiht. Abweichend 
jedod u. a. Dörr, Über das Objekt bei den firafbaren Angriffen auf vermögens⸗ 
rechtliche Intereſſen (1897) 169. Man ftreitet ferner darüber, ob der Futterdiebftahl 
als privilegierte Sachbeſchädigung (Rotering 116), oder als ein gegen den „Willen“ 
des Eigentümers gerichtete8 Delikt (Meves, Die Strafgefegnovelle [1876] 41, Binding, 
Lehrb. 1 316/7, der es als Gebrauchsanmaßung charakteriſiert) oder als ein völlig 
eigentümliche8 Delikt anzujehen fei (Schwarze, Der Yutterdiebitahl [1893] 48). 
Bweifellos ift, daß da8 Antragsrecht nur dem Eigentümer zufteht. — Die Weg⸗ 
nahme muß mit Kenntnis bes entgegenftehenden Willens des Eigentümers erfolgen. 
Süttert jemand fremdes ieh mit jolhem Futter des Eigentümers, das er fchon 
vorber im Gewahrſam hatte, jo wird man allerdings mit v. Liſzt 8 129, Olsh.⸗ 
Zweig. a ebenfalls zutterdiebitahl annehmen müſſen, aber doch nur kraft einer 
hier zuläffigen Analogie. Bergl. $ 2 I 2. Andernfall3 gelangt man zur Sach⸗ 
beihädigung. — Vorſatz ift erforderlid. Zu ihm gehört aber als charafterijtifches 
Merkmal des Delikts die Abjicht, mit den weggenommenen Gegenftänden das Vieh 
(auch TFedervieh) des Eigentümers zu füttern. Wenn der Täter mit dieſer Abficht 
wegnimmt, fie jedoch nicht ausführt, jondern fi) dad Futter zueignet, fo begeht er 
Unterfchlagung, event. auch Mundraub (f. oben V Abj. 3). Ebenjo Olsh.⸗Zweig. b, 
Binding, Lehrb. 1 317. Es ijt alfo Hier anders zu enticheiden als in dem Falle, da 
ein Genußmittel in der Abſicht alSbaldigen Verbrauchs weggenommen, demnächit 
aber in anderer Weije verwendet wird. ©. oben V 2. Die Abweichung erllärt fi 
dadurch, daß bei dem YFutterdiebftahl die Sache vorläufig noch in der Intereſſen⸗ 
ſphäre des Verletzten bleibt. — Beabfichtigt der Wegnehniende, fein eigenes Bieh 
oder das einer dritten Perſon zu füttern, fo liegt gemeiner Diebftahl vor, jofern 
nicht etwa die Feld» oder Forftpolizeigejege (EG $ 2) eingreifen. Diefen gegenüber 
tritt auch die vorliegende Stelle zurüd. 


Frank, Strafgeſetzbucb, 5. —7. Aufl. 10 











Anhang. 


— 


A. Konkursordnung. 
Bom 10. Februar 1877. In der Faſſung des Gei. v. 17./5 1898. 


Drittes Bud. Strafbeftimmungen. 
$ 239. 

Schuldner, welche ihre Zahlungen eingeitellt haben, oder über deren 
Vermögen das Konfursverfahren eröffnet worden ift, werden wegen 
betrüglihen Bankerutts mit Zuchthaus beftraft, wenn fie in der Ablıdı, 
ihre Gläubiger zu benachtheiligen, 

1. Bermögensjtüde verheimlicht oder bei Seite gejchafft haben, 

2. Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerfannt oder aufgejtellt Haben, 
welche ganz oder theilweije erdichtet find, 

3. Handelsbücher zu führen unterlaffen haben, deren Führung ihnen 
gejeglich oblag, oder 

4. ihre Handelsbücher vernichtet oder verheimlicht oder jo geführt oder 
verändert haben, daß dieſelben feine Überficht de Vermögens: 
zujtandes gewähren. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe nicht 

unter Drei Monaten ein. [SchwG|]. 


— — — — 


I. Allgemeines. — Das Weſen des bier behandelten betrügeriſchen Banfrotts 
und dag des Bankrott (oder Bankbruchs) überhaupt ift jehr beftritien. Zu einer 
Klarheit darüber fann man nur gelangen, wenn man von der frage ausgeht: war 
verbietet der Geſetzgeber? Dieje Frage läßt an ſich eine dreifade Beantwortung zu: 
1. Der Gefeggeber verbietet die einzelnen Bankfrotthbandlungen, d.b 
das Verheimlichen von Bermögensftüden, das Anerfennen erdichteter Schulden 
uſw. | 
2. Der Gefjeggeber verbietet die Herbeiführung der Bahlungsun- 
fähigfeit Durch die Bankrotthandlungen. 
3. Der Gejeggeber verbietet die Gefährdung oder Benachteiligung 
ber Gläubiger Durch die BankrotthHandlungen. 

Zur Zeit herrſcht die erfte Auffaffung vor. Sie vertreten in verfchiedenen 
Barianten Merkel in Holtzend. Handb. 8 319, Binding, Lehrb. 1 427ff., v. Liſzt $ 137, 
Olsh.⸗Zweig. 5, Beling, 2.0. 8. 54. 55, Wach, Bergl. Tarftelung 8 67. Von dieſem 
Standpunkte aus entfteht die Frage, welche Bedeutung der Bahlungseinftellung oder 
Konkurseröffnung zukommt. Die meiften betrachten fie als Bedingung ber 
Strafbarkeit. Bom rein technifchen Standpunfte aus ift dieſe Auffaſſung nicht zu 
widerlegen, aber der eigentliche Gedante des Geſetzgebers wird durch fie zweifellos nicht er⸗ 
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ihloffen. Zwar läßt fich in den Fällen der $$ 102. 103 das Aufitellen einer nur bedingten 
Strafdrohung ſehr wohl verftehen, weil e8 ſich dort um die Pflege guter Beziehungen zum 
Auslande handelt und dieſe Beziehungen eine Beftrafung nur dann fordern, wenn das 
Ausland ſelbſt ftraft. Hier aber bleibt die Frage, warum nur bedingungsweife geitraft 
werden foll, durchaus unbeantwortet. — Binding und Wach nehmen an, der Hinweis 
auf Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung jolle nur zur Charafterifierung des 
möglichen Subjeft8 dienen, und Wach ſpricht daher kurz von „Tätereigenjchaft*. 
Offenbar ift die Meinung Bindings und Wachs nicht die, daß der Bankbruch ein 
Sonberbelift jei. Vielmehr Handelt es ſich nur um eine andere Formulierung ber 
foeben zurückgewieſenen Auffaffung. 

Die zweite Anficht war früher häufig vertreten und wird noch 1891 (menigfteng 
für den einfachen Bankbruch) von Neumeyer, Hiftorifche und dogmatiſche Darftellung 
des ftrafbaren Bankrotts 125ff. in der Form aufrecht erhalten, daß es zwar eines 
nahweisbaren SKaufalzufammenhangs zwiſchen der Bankrotthandlung und der 
Zahlungsunfähigkeit nicht bedürfe, das Geſetz aber dafür eine Vermutung aufs 
ftelle. Dieje Anficht läßt aber jedenfall dann im ftih, wenn die Bankrotthandlung 
der Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung nachfolgt, jodaß ein tupijcher Fall des 
Bankbruchs vom Gefege nicht getroffen würde. S. darüber ſchon Seeger GoltdA 20 
142 und unten II. 

Es bleibt aljo nur die dritte Anſicht. Sie ift nicht jo zu veritehen, als 
müßte eine Gläubigerbenachteiligung oder «Gefährdung in jedem einzelnen Falle 
nachgewieſen werben. Auch nicht jo, als bebürfte der Kaufalzufammenhang zwiichen 
der Bankrotthandlung auf der einen Geite nnd der Gläubigerbenadteiligung oder 
»Gefährdung auf der andern ftetö eines beſonderen Nachweiſes. Vielmehr erklärt 
das Gefeh, daß der Nachweis in beiden Beziehungen durch Zahlungseinftellung oder 
Konkurseröffnung erjegt werde. Diefe Umftände haben aljo die Bedeutung eines 
Symptomsd. Sn der Redtsipradhe ausgedrüdt: fie begründen eine Vermutung 
dafür, daß durch die Vankrotthandlung die Gläubiger benachteiligt oder gefährdet 
find. Außerdem aber haben jie die Bedeutung allein zuläffiger Erfenntnismittel für 
dieje Benachteiligung oder Gefährdung. Mit andern Worten: die Frage, ob burd) 
bie BanktrottHandlungeine Benachteiligung oderGefährdbungvon Gläu— 
bigerredten eintritt, darf nur dann bejaht werden, wenn Konkurs» 
eröffnung oder Bahlungseinftellung ftattgefunden Haben, und 
haben fie ftattgefunden, jo muß jene Frage bejaht werden. Im weſent⸗ 
lichen übereinftimmend Hälfchner 2 409, wohl auch Reidyart GerS 48 260. ©. auch 
Meyer:AUf. 492. 

Das RG hat das Erfordernis eines Kaufalzufammenhanges zwiſchen der 
Banfrottfandlung und der Bahlungseinftellung oder der Konkurseröffnung in zahl« 
reichen Entſcheidungen verworfen. ©. 3. B. € 4 418. 18 354. 39 165. Immerhin 
aber rechnet es die leßteren Momente zum Tatbeftand. So z. 8. E 16 188 (fie 
feien „Elemente der Handlung”). 34 238. 89 165. Ebenjo auch viele Echriftiteller, 
und zwar meift diejenigen, welche e8 ablehnen, darin eine Bedingung der Strafbarteit 
zu ſehen, namentlich Peterſen⸗Kleinf. 4, Finger 1 117, G. Schmidt, Der ftrafbare 
Bankbruch (1893) 138. Dem ift indefien nicht beizutreten; denn ein bloßes Indiz 
gehört nicht zum Tatbeitand. Im Ergebnis übereinftiimmend namentlich Olsh.⸗ 
Zweig. 5, Wach a. a. O. Völlig unannehmbar ift die Anficht Jaegers 21, der in den 
einzelnen Bantrotthandlungen nur Anzeichen der Echuld fieht. 

DO. Begriff der Zahlungseinftellung und der Konkurseröffnung. 

1. Unter Zahlungseinftellung ift zu verftehen: die Werweigerung Der 
Bezahlung fälliger Gelbichulden, weil es dauernd an den erforderlichen 
Mitteln fehle; oder kürzer: die Erklärung, allgemein und dauernd nicht zahlen 
zu können. 

40* 
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Hierin liegt folgendes: 

a) Die Zahlungsvermweigerung muß ſich auf einen beftimmten Grund fügen, 
nämlich auf mangelnde Bahlungsfähigteitt. Wer nur tatfählih nicht zahli, 
ftellt darum nicht jchlehthin die Zahlungen ein. Freilich braucht weder die 
Weigerung noch ihr Grund mörtlich erklärt zu werden. Es genügen and 
tontludente Handlungen, 3. B. Schluß des Geſchäftslokals. Auch iſt es flatı- 
daft, einen offenfichtlich falihen Grund der BZahlungsverweigerung uf 
mangelnde Bahlungsfähigfeit umzudeuten. Weſentlich übereinftimmend Yitting, 
Das Reichs⸗Konkursrecht (1904) 348, Wach a. a. O. 65/66. Dagegen legen 
Olsh.⸗Zweig. 3 auf den Grund der Hahlungsunfähigleit kein Gemwidt, und 
Binding a. a. DO. 427 bezeichnet die Grklärung, nicht zahlen zu wollen, al 
ausreichend. Indeſſen ift dieſe Auffafjung dem Sprachgebrauch nicht gemös 
Außerdem ift der Sat, daß von der Bahlungseinftellung auf die Zahlung 
unfähigfeit zu fchließen fei (KO 8 102 Abjag 2), nur dann innerlich gerehr 
fertigt, wenn fid) das tatjächliche Nichtzahlen auf ein angeblicdyes Nichtzahlen: 
können fügt. S. aud) die Motive zur KO 2323. Andererfeit$ zueng E. Zaeger: 
zu KO 8 102, 4, Kohler, Leitfaden des Konkursrechts (1903) 175 und Beterier 
Slleinf. 5 zu RO 8 30, nad) welden die Bahlungeeinftellung nicht nu 
angeblich, jondern wirklich ihren Grund in Zahlungsunfähigfeit Haben mi. 
Wäre das richtig, To hätte KO $ 102 Abfag 2 gar feinen Sinn. Der Geberk 
des Geſetzes ift einfady der: wer erflärt, dauernd nicht zahlen zu Zörker, 
von dem ift anzunehmen, Daß er ed auch in Wahrheit nit fann. Kür 
das Gebiet des Strafrechts erkennt denn auch C. Jaeger 13 die bier vor 
getragene Anficht als richtig an. 

b) ®er die Bahlung weigert, weil er nur vorübergehend nicht zahlen könne. 
ftellt darum die Zahlungen nicht ein. Ebenſowenig wie die Zablungsftodıma 
der Zahlungunfähigfeit gleichiteht, ift die Erklärung der erfteren identifch mit 
der letzteren, es fei denn, daß es fich um eine offenfichtlich falſche Erflärung 
bandelt. 

2. Die Konkurseröffnung erfolgt gemäß KO 8 108 durch Beſchluß des Amt? 
gerihts. Ob die Eröffnung mit Redt erfolgt it, bat der Strafrichter nidt 
nachzuprüfen. E 26 37. GStrafrechtlich unerheblih ift die nachträgliche Ein- 
ftelung des Verfahrens (KO 88 202. 204). Anderjeit3 bat die im Beſchwerde—⸗ 
weg erfolgendbe Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes den Sinn, daß das Verfahren 
nicht als eröffnet gilt. 

IH. Die einzelnen Banfrotthbandlungen find: 

1. Berheimlihung oder Beifeitejchaffen von Bermögensftüden. Beide: 
muß dem Intereſſe derjenigen Gläubiger widerjprechen, die zur Zeit der Zahlung“ 
einftelung oder der Konkurseröffnung vorhanden find (ſ. u. V). Werden 
ältere Gläubiger dadurch benachteiligt oder gefährdet, jo kann eine Strafbarfei: 
namentli) auf Grund von Et&B $ 288 begründet fein. Daraus folgt, der 
bie Vermögensftüde zu der bezeichneten Zeit der Zwangsvollftredung unter 
liegen, alfo zur Konkursmaſſe gehören mäflen. KO 8 1. A. A. Jäger 3. 
Gehört das Vermögensftüd deshalb nicht zur Konfursmaffe, weil es nicht m 
Eigentum des Schuldners, fondern etwa eine Gläubigers fteht, fo kann Betru— 
oder Unterfchlagung vorliegen. Im übrigen ift es gleichgiltig, ob die Vermögen» 
ftüde Zörperliche oder unkörperliche und im erfteren Falle, ob fie beiveglidye oder 
unbemegliche find. Berheimlichen bedeutet bier, wie Ol3b.-Yweig 9 zu St@t 
8 259 bemerlen, ein „Verhindern des Wiſſens“. Es fordert alſo ein poſitive⸗ 
Tun, ohne daß diejes jelbft ein heimliches zu fein brauchte. S. auch Peterſen⸗ 
Kleinf. 21. Iſt das Konkursverfahren eröffnet worden, jo fommt es auf ba: 
Nichtwiſſen des Konkursverwalters an, iſt das Konkursverfahren nicht eröffnet, 
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auf das der Gläubiger und ihrer Organe. — Über den Begriff des Bei- 
jeitefhaffens ſ. StGB $ 288 II a. E. Eine ſcharfe Scheidung vom Ber«- 
heimlichen ift weder ‚möglich, noch 'erforderlih. Das Vernichten ift nad 
richtiger Anficht kein Beifeitefchaffen. Bergl. StGB 88 133.137. Ebenjo Merkel 
in Holgend. Handb. 3 81T, Jaeger 29. A. X. die meilten, 3. B. Olsh.⸗Zweig. 8. 
Zutreffend fcheidet Jaeger 29 aud) das Veräußern vom Begriffe des Beijeite- 
Ichaffens oder Verheimlichens aus, weil es ſich um eine Berjchleierung des wirt» 
lichen Bermögend handeln müffe. Die vorzugsweiſe Befriedigung eines Gläu> 
bigers fällt unter RO $ 241, es ſei denn, daß fie nur zum Schein vorgenommen 
mürde. R 5518. 
Anerfennung und Aufftellung ganz oder teilmweije erdicdteter 
Schulden ober Rechtsgeſchäfte. Während der vorige Yall die betrügerijche 
Minderung der Attivmafje betrifft, handelt es fich hier um bie betrigeriiche 
Mehrung der Paſſivmaſſe. Gegenüber welcher Berjon die Anerkennung oder 
Aufftelung erfolgen muß, jagt das Gefeh nicht ausdrüdlih. Da es fich aber 
in legter Linie um eine Täufchung der Gläubiger oder des Konkursverwalters 
handelt, jo genügt die Anerfennung oder Aufftellung gegenüber jeder Perjon 
und in jeder Form, fofern fie geeignet ijt, zu bewirken, daß die eriteren Die 
Schuld als Faktor mit in Rechnung ftelen. Deshalb reicht auch das Anerkenntnis 
im Prozeſſe aus. Über die Frage, inwiefern Unterlaſſungen genügen, wie 
Nichterhebung des Widerſpruchs gegen einen Bahlungsbefehl oder das Nicht- 
vorbringen einer rechtsverhindernden oder rechtsvernichtenden Einrede, j. KO 
& 241 Da. & Zu weitgehend erklären Olsh.-3meig. 11 und Peterſen⸗Kleinf. 
ein derartiges Verhalten ſtets für genügend. Daß die Unterlafjung der 
Berjährungseinrede oder die Anerkennung einer verjährten Forderung nidyt aus 
reicht, ift jiher. ©. BGB $ 222. Als Aufftellen kann aud) ein einfeitiger Alt, 
3. B. unrichtige Buchführung, angefehen werben. 
Unterlaſſung gebotener Buhführung Zur Buchführung iſt nah HGB 
8 35 jeder Kaufmann verpflichtet ohne Unterichied, ob er Kaufmann kraft 
Gewerbebetriebe3 (HGB $ 1) oder kraft Eintragung (HGB $ 2) ilt. Aus⸗ 
genommen find jedoch nad) HGB 8 4 die Minderfaufleute, nämlich 
a) Handwerker. Die Frage, wodurch fid) der Handwerker vom Bollfaufmann 
unterfcheidet, liegt nichtS weniger als Kar. GSelbitverftändlich ift zunächſt, Daß 
jih HGB 8 4 nur auf diejenigen Handiwerfer bezieht, die nach $ 1 Kaufleute 
find. Den Unterjchied von dem Bolltaufmann fand Staub, Kommentar zum 
HGB (6. und 7. Auflage) 1 71/2 in dem geringeren Umfang des Betriebes. 
Nach der 8. Auflage desſelben Werkes 67/8 ſoll mit Necht neben dem Umfang 
auch die Art des Gefjchäftsbetriebes berüdlichtigt werden. Hiernach ift ein 
Kaufmann Handwerfer, wenn fein gewerbliches Unternehmen nad Art und 
Umfang einen in faufmännijcher Weife organifierten Gefchäftsbetrieb nicht 
verlangt. Es kann alfo auch ein Unternehmen mit fehr bedeutendem Umſatze 
ein handwerksmäßiges jein, jofern nur die Art des Betriebes eine handwerks⸗ 
mäßige ift. Ebenjo Goldmann, Das HGB (1901) 129. 30, Olsh.⸗Zweig. 16, 
E 36 37. Die Frage, wann ein Betrieb feiner Art nach ein handwerksmäßiger 
ift, beantwortet fi am beiten, wenn man den Gegenſatz, nämlicd den fabrit- 
mäßigen Betrieb, gegenüberftellt. Die zulegt angeführte (ſich übrigens nicht 
dDireft auf die KO beziehende) Entſcheidung des RGE's fordert für dieſen legteren 
das Zujammentreffen mehrerer der folgenden Merkmale: Benugung von Mas 
fchinen, vorwiegend faufmännifche Tätigkeit des Unternehmers (oder feiner Ver⸗ 
treter), größeren Umfang der Betriebsräume, größere Ausdehnung der Einrich- 
tungen und größere Arbeiterzahl, durchgeführte Arbeitsteilung unter den leßteren, 
mehr mechaniſches Zuſammenwirken der einzelnen, Anfertigung auf Vorrat. Abger 
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lehnt wird Damit die in einem Urteil des Kammergerichts vom 1./5 1902 vertretene 
Anficht, nach welcher der Betrieb ftet3 ein handwerksmäßiger jein fol, wenn In⸗ 
dividual⸗Arbeit, d. h. Arbeit nach den individuellen Bedürfniſſen Des Beitellers 
geliefert wird. Laftig, Der Gewerbetreibenden Eintragspfliht (1903) erklärt die 
geichichtliche Entwidlung des Geichäftszweigs für maßgebend. Dagegen Ham: 
in Conrads Jahrb. 28 (88) 641 ff. 

b) Berfonen, deren Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des 
Kleingemwerbes hinausgeht. Kleingewerbetrieb ift ein folcher, der wegen 
feiner Art und feines Umfanges eine faufmännijche Einrichtung nicht erfordert. 
So bejonder8 E 34 101. Dabin gehört der Betrieb der kleineren Gaftiwirte, 
Haufierer, Höfer, meift auch ber Barbiere und Frifeure, die nebenbei mit 
Zoiletteartiteln handeln. 


Eine Berpflidtung zur Führung beftimmter Geſchäftsbücher enthält da: 
geltende Recht ausdrüdlih nur infofern, als e8 jedem Vollkaufmann vorſchreibt, 
Inventur und Bilanz aufzuftellen (HGB 88 39 bis 41) und von gewiſſen 
Bollfaufleuten die Führung eine Depotbuchs fordert (Depotgeſetz vom 5. 
1896 8 1). Das Tagebuch des Maklers (HGB 8 100, Börjengejeg & 33) und da} 
Aktienbuch (HGB $ 222) fieht die herrichende Lehre nicht als Geſchäftsbücher 
an. Someit biernady eine gefeglich ausgeſprochene Berpflichtung zur Führung 
beftimmter Bücher nicht befteht, will nıan meift nad) der Natur des Einzelfall, 
namentlich nad) Art und Umfang des Geichäfts enticheiden, welche Bücher 
geführt werden müffen. So 3. B. Peterfen-Kleinf. 33. Dem ift inbeflen mic: 
beizutreten. Vielmehr kann auf Grund von Nr. 3 eine erurteilung nur dam 
ftattfinden, wenn das Depotbuch nidyt geführt, oder wenn Inventur und Bilan; 
nicht aufgeitellt worden find. Die unterlaffene Führung eines andern Bude 
vermag nur infofern Strafbarkeit zu begründen, als dadurd eine mangelnde 
Überficht über den Vermögensſtand herbeigeführt wird, alfo nicht gemäß Wr. 3, 
fondern nur gemäß Nr. 4. 


Täter Tann im alle der Nr. 3 nur ein ſolcher Schuldner fein, ver Bol: 
faufmann ift. Durch mangelnde Kenntnis ber Buchführung wird der Bol: 
faufmann nicht entlaftet; er mag fich einen Buchführer halten. Kommt dieler 
feinen Obliegendeiten nicht nad, jo haftet der Prinzipal, aber nur foiern 
ihn ein Verſchulden trifft. R 7 730, E 18 354. 29 304 (bei betrüge- 
rifhem Bankrott wird allerdings dieſes Verichulden immer vorliegen). Nie 
mals aber kann der Buchführer al3 folder auf Grund der vorliegenden Stelle 
beitraft werden; denn er ift nicht Echuldner. So mit Recht Olsh.⸗Zweig. 2, 
Cojad, Lehrbuch des Handelsrechts (6. Auflage) 47. ft ein Gefchäft nur zum 
Schein auf den Namen ber Ehefrau eingetragen, fo ift der Ehemann Schulduer 
und als ſolcher auch für unterlaflene Buchführung verantwortlid. E 25 121. 
26 187. 29 108. Über den Fall, daß der Geichäftsinhaber eine juriſtiſche 
Berfon ift, |. KO 8 244. Was bie offene Handelsgejellichaft, die Kommandir 
gejellfchaft und die Kommanditgejellihaft auf Aktien betrifft. jo ift es ftreitig, 
ob die von ber Geichäftsführung ausgejchloffenen Mitglieder, bezw. tie 
Kommanbitiften für die Buchführung haften. Die Frage ift mit DOlsb- 
Biveig. 20, R 5 359 (betreffend die Mitglieder der offenen Handelögefellihaft 
gegen den Staubſchen Kommentar zum HGB (8. Auflage) 1207 in verneinendem 
Ginne zu beantiworten. 


Private Verabredungen vermögen an ber gejeßlich begründeten Haftung 
niht3 zu ändern. Jedoch kann es fein, daß eine Perfon, die vertragsgemäß 
zur Buchführung nicht verpflichtet ift, durch mangelndes Berfchulden frei 
rechtlich entlaftet wird. 
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Über den Einfluß, den eine Änderung der Buchführungspflicht auf 
ältere Fälle ausübt, |. oben SIGB $ 2 Vila 
4. Bernichtung, Berheimlichung und unüberfihtlidhe Führung (oder 

Beränderung) von Handelsbüchern. — Handelsbücher kann nur ein Kauf⸗ 

mann führen, diefe Banfrotihandlung alfo nur von einem Kaufmann begangen 

werben. Während aber die herrfchende Lehre (Merkel in Holgend. Handb. 8 818, 

Olsh.⸗Zweig. 26, Peterſen⸗Kleinf. 37) behauptet, daß auch ein Minderfaufmann troß 

mangelnder Verpflichtung zur Buchführung geeignetes Subjekt des Delikts fei, 

beftreiten da8 mit Recht Stenglein, Nebenftrafgei. 704, Jaeger 30, Wach a. a. 

D. 8 73. Iſt jemand zur Buchführung nicht verpflichtet, jo kann man ihn uns 
möglich dafür verantwortlich machen, daß er ein etwa geführtes Buch” verheim- 
Licht oder vernichtet oder unüberſichtlich Führt. Eine ganz andere, aber jchein- 
Bar häufig mit diefer verwechjelte Frage tft die, ob nicht in der irreleitenden 

Buchführung eine BZumwiderhandlung gegen Nr. 1 oder 2 liegen kann. Mit 

Recht bemerkt ferner u. a. Jaeger 37, daß ein Bernichten von Sandelsbüchern 

nach Ablauf der zehnjährigen Aufbewahrungsfrift (HGB $ 44) fchlechthin ftraf- 

108 fei. A. 9. die meilten, 3. B. Binding. Lehrb. 1 484, Oppenb.-Del. 60. 

Beterfen-Kleinf. 37, Olsh.Zweig. 37, Stenglein, Nebenftrafgef. 703. 

Die Frage, 05 die Handelsbücher eine Überficht des Bermögensftandes ge» 
währen, ift vom Standpunkt einer der Buchführung durchaus fundigen Berfon 
aus zu beantworten und zwar kommt e8 darauf an, daß auch ein Dritter 
Diefe Überficht aus den Büchern erlangen kann; es genügt nidyt, wenn dieß dem 
Schuldner felbit möglih if. E 4 119. Im übrigen tft befonders zu beachten, 
Daß die Aktiva und die Paſſiva im Inventar und in der Bilanz und folglich 
aud in den darauf bezugnehmenden Geſchäftsbüchern richtig zu bewerten, d. 5. 
nach dem Werte einzuftellen find, den fie zur Beit haben. HGB $ 40. Dazu 
gehört aber nicht unbedingt, daß jeder einzelne Poften den richtigen Wert res 
präjentieren müßte. Bielmehr können Wertänderungen ihren Ausdrud auch in 
Gegenbuchungen finden. So wenn einem Darlehnskonto ein Amortijationstonto 
gegenüberjteht oder wenn beſonderes Delkredere⸗Konto geführt wird. Spezielle 
Beitimmungen enthält das HGB über die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften und 
in 88 261. 320. ©. dazu Rehm, Die Bilanzen der Alttengejellichaften (1908). 

IV. Die Schuld. — Der Vorſatz wird zunächſt durch die einzelnen Bankrott» 
handlungen beitimmt. Im zweiten Falle muß der Schuldner namentlich wiffen, daß 
die anerfannten oder aufgeftellten Schulden oder Rechtsgeſchäfte erfunden find. Be- 
ftriiten ijt die Frage, 05 bei Nr. 3 zum Borfag das Bemwußtjein ber Buchführungs- 
pflicyt gehört. Die Frage iſt mit der herrichenden Lehre zu verneinen; benn das 
Borhandenjein diejer Pflicht ift Fein Tatumftand im Sinne von StGB $ 59. So 
auch NR 8 127, 421 (beide den einfahen Bankrott betreffend). A. A. Binding, 
Lehrb. 1 433, Beling, 2. v. 2. 159. Immerhin ift es denkbar, Daß ein folcher 
Irrtum auf Unkenntnis eines QTatumftandes beruht, und trifft das zu, jo ſchließt er 
den Borfag aus. So wenn der abmwejende Inhaber eines Gewerbebetrieb nichts 
Davon weiß, daß fein Vertreter allmählich vom handwerfsmäßigen zum Fabrikbetrieb 
übergegangen: ift. 

Außerdem gehört zum Verſchulden die Abficht, die Gläubiger zu be» 
nacteiligen, alfo zu bewirken, daß fie nicht oder nicht vollitändig befriedigt 
werden. Die Abjicht muß fih auf die Benachteiligung der Gläubiger im ganzen, 
der Gläubigergefamtheit richten, d. h. der zur Zeit oder jpäter vorhandenen. Sollte, 
was wenigitens tbeoretifch möglich ift, nur ein Öläubiger vorhanden fein, fo würbe 
da8 dem Tatbeftande nicht entgegenftehen. Anders freilich, wenn die Abficht Darauf 
gerichtet wäre, von einzelnen Gläubigern drohende Spezialerelutionen zu ber» 
eiteln. Alsdann könnte StGB 8 288 einfchlagen. S. darüber Wach a. a. D. 72. 
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73. 75. — Der Begriff der Abficht ift hier wie fonit jehr beitritten. Nach der zu 
StGB 8 59 IV vertretenen Auffaffung liegt Abſicht dann vor, wenn die Borftellung 
des Erfolges ben Täter zum Handeln (oder Unterlafien) beftimmt. Die bloße 
Borausficht, daß die Bankrotthandlung die Benachteilung der Gläubiger zur Folge 
babe, genügt alſo nicht. Ebenfo im mejentlichen v. Lilzt $ 197, Neumeyer a. a. 
D. 170, Weber GerS 65 63 ff. (beionders 109; mit eingehender Beſprechung ber 
verfchiedenen Meinungen). Für diefe Auslegung fpricht namentlidy, wie Weber her⸗ 
borbebt, die Erwägung, daß jie allein zu einer ſcharfen Abgrenzung des betrügerijdyen 
vom einfachen Bankrott führt. Die herrichende Lehre Dagegen begnügt fich mit Dem 
Bewußtjein der Benachteiligung in dem Sinne, daß fich der Täter Dieje als be- 
ftimmt eintretend vorftellt. So beſonders Olsh.⸗Zweig. 34, E 39 136. ©. auf) 
Binding, Lehrb. 1 430, Reihart a. a. DO. 309. Dol. event. wird jomit für nicht 
ausreichend erklärt; a. U. jedoch Stenglein, Nebenitrafgei. 700. 

Bom Standpunkt der oben vertretenen Anficht aus, ift ein Berjchulden Hin- 
fihtlih der Bahlungsunfähigkeit (dev Zahlungseinftellung oder Konkurseröffnung) 
nicht erforderli. So aud) das RG in zahlreichen Urteilen, 3. B. E. 13 354 (359. 
16 277 (beide den einfachen Bankrott betreffend, doch ergibt fid) aus dem Zujammen- 
Bange der Judikatur die gleiche Meinung für den betrügerifchen Bankrott). 

V. Verſuch ift zweifellos in der Art denkbar, daß die einzelnen Bantroti- 
bandlungen unvollendet bleiben. 3. B. der Schnlöner verſucht nur ein Geſchäfts⸗ 
buch zu vernichten. Abweichend nur Jaeger 42 zufolge feiner oben la. E. ermähnten 
Auffaffung vom Weſen des Delikts. Sehr beftritten aber ift die Frage, ob der Ver⸗ 
ſuch aud dann beftraft werden kann, wenn e8 zur Bahlunggeinitelung oder Kon- 
furseröffnung nicht gefommen if. Wer in Diefen Umjtänden den Erfoig ber 
Banfrotthandlung fieht, muB die Frage bejahen. Er muß aber Berjudh auch Dann 
annehmen, wenn die Banfrotthbandlung jelbft vollendet und nur die Zahlungsein- 
ftelung oder Konturseröffnung nicht eingetreten ift. Ferner werden die Strafbarfeiı 
des Berjuchs beim Mangel diefer Erforderniffe alle Diejenigen bejahen, die fie in 
irgend einer Form zum ZTatbeitande des Delikts rechnen. Co Beterjen-Stleinf. 
41 und das RS, E 13 41. Dagegen ift ftrafbarer Verſuch ohne Zahlungseinitellung 
oder Konkurseröffnung undenkbar, wenn man hierin Bedingungen der Strafbarkeit 
findet. Denn ift die Strafbarleit des vollendeten Delifts in dieſer Weiſe bedingt, 
fo muß es die des Verſuchs erft recht fein. So v. Lifzt 8 137., Olsh⸗Zweig. 35, 
Genau das gleiche gilt für die Auffaffung, welde in dem Hinweis auf Zahlung?- 
einjtellung oder Konkurseröffnung nur eine Charafterifierung des möglichen Subjekis 
findet. Binding, Lehrbuch 1 429, Wach a. a. O. 67. 

Bom Standpunkte der hier vertretenen Auffaffung aus if bie 
Möglichkeit ftrafbaren Berfuhs ohne YZahlungseinftellung oder Kon 
tfurseröffnung in Übereinftimmung mit dem RG zu bejaben. Dem 
haben dieje Umftände nur Die Bedeutung von Erfenntnismitteln dafür, Daß die Gläubiger 
benachteiligt find, jo kann zwar ohne fie feine Bollendung angenommen werden, 
aber ihr Mangel fteht dem Verſuch nicht entgegen. Und zwar iſt ſelbſtverſtändlich 
Verſuch aud) danır vorhanden, wenn die Banfrotthbandlung felbft vollendet il. Ta 
raus ergibt fich auch die Möglichkeit des Nüdtritts bis zum Eintritt der Zahlung 
einftellung uſw. Übereinftimmend in dieſer leßteren Beziehung Binding a. a O. 
435. Nüdtritt liegt 3. B. dann dor, wenn eine unterlaflene Buchführung nachgeholt 
oder eine unüberfichtliche zu einer überfichtlihen gemacht wird. Dabei ift aber 
zu beachten, daß jchon die mangelnde Kontinuität die Unüberjichtlichleit begründen 
fan, fodaß nachträgliche Buchungen die Bedeutung eines RüdtrittS nur dann 
haben, wenn durch fie die Kontinuität Hergeftellt wird. Mit diefem Ergebnis 
ftimmt die herrſchende Lehre überein. Doc lehnt fie es ab, in derartigen Fällen 
von Rücktritt zu ſprechen. Der Grund liegt für fie in dem Erfordernis eines rat 
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jählihen Zufammenhanges zwiichen der Bankrotthandlung und der Zahlungsein- 
ftellung oder Konkurseröffnung. Cingehender darüber KO $ 240 IV. 

VI Zeit und Ort der Banfrotthbandlungen. — Ta zwiſchen den Bankrott⸗ 
handlungen auf der einen Seite, der Zahlungseinftelung oder Konkurseröffnung 
auf der andern fein Kaufalzujammenbang zu beftehen braudt, jo ift ed an fid 
gleichgiltig, ob Die erfteren dor oder nach den legteren vorgenommen werden. Co 
auch die herrſchende Lehre. E 9 134. 11 356. 14 221, R 8 451. Allerdings 
werden nach der Konkurseröffnung einzelne Bankrotthandlungen tatſächlich nicht 
mehr begehbar jein, weil der GerichtSichreiber gemäß KO $ 122 die Geichäftsbücher 
ihließt. Auch hängt ed von den Umftänden ab, weldye Bedeutung eine nachträglid) 
borgenommene Banfrotthandlung bat. ©. Wach a. a. O. 74. Go kann das Auf- 
ftellen erdichteter }yorderungen, wenn diefe angemeldet find, unter KO 8 241 fallen. 
Erfolgt feine Anmeldung, jo erklärt Wach die Aufftellung fingierter Paſſiva für be⸗ 
deutung3los. Das iſt im Hinblid auf KO 8 202 nit unbedentlid. 

Außerdem ift zu beachten, daß Zah lungseinftelung und Konkurseröffnung die 
Bedeutung einer Benadhteiligungspräfumtion nur Hinfihtlid} der zur Zeit vor- 
bandenen Gläubiger haben können. Schafft der Schuldner nach Beendigung des 
Konkursverfahrens ſolche Geſchäftsbücher beifeite, an bie ſich fein Intereſſe der 
Gläubiger dieſes Konkurfes mehr knüpft, jo Tann er jedenfall8 nicht wegen voll: 
endeten Delikts beitraft werden. Ob er überhaupt ftrafbar ift, hängt teils von 
feiner Abjicht teil von erneuter Bahlungseinftellung oder Konfurseröffnung ab. So 
im weſentlichen auch das RG. E 5 415. 7 391. 9 134, R 8 451. ©. aud) Binding 
a. a. D. 434/5, Olsh.⸗gweig. 33. — Über nachträgliche Bankrotthandlungen find ferner 
zu vergleichen E 26 106. 389 414 und dazu St®B 8 266 IIL 

Am übrigen gilt auch hier der oben Seite 29 aufgeitellte Satz, nach welchem 
Zeit und Ort der ftrafbaren Handlung nur durch die maßgebende körperliche Tätig» 
feit beftimmt werden, und zwar ohne Rüdficht auf Erfolg, Temnad find Zeit und 
Ort der Zahlungseinſtellung, Konkurseröffnung und Gläubigerbenadteiligung jelbit 
dann unerheblich, wenn man den einen oder den andern als Erfolg der Bankrott» 
bandlung anfieht. Ebenfo Olsh.⸗Zweig. 35, Binding a. a. DO. 435, v. Liſzt $ 197, 
Reichart a. a. O. 295. Kiginger, Bergl. Darftellung (Allg. Teil) 1 188. U. U. meiit 
diejenigen, welche in der Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung ein Tatbeſtands⸗ 
merfmal fehen, 3. B. ©. Schmidt a. a. O. 139, E 16 188. Die Frage ift namentlich 
dann von Bedeutung, wenn die Bankfrotthbandlung im Auslande geſchieht. 

Beſteht die Handlung in einer Unterlaflung (Nr. 3), jo ijt fie an dem Orte 
und zu der Zeit begangen, da der Berpflichtete fpätelten® Hatte tätig werden müljen. 
Siehe oben ©. 30. 

Für den Beginn der Verjährung ift nach den Ausführungen zu StGB $ 67 II der 
Augenblid der Lörperlihen Tätigkeit maßgebend. Mithin fommt es auch bier auf 
Bahlungseinftelung oder Konkurseröffnung nit an. Auch v. Lilzt müßte aus 
jeiner & 77 II vertretenen Anficht diefe Folgerung ziehen. Tatlächlid aber nimmt 
er $ 137 mit der herrſchenden Lehre (Olsh.⸗Zweig. 35, Binding a. a. DO. 480, E 8 
350. 7 391) an, daß die Verjährung bei einer der Bankrotthandlung nachfolgenden 
BZahlungseinftellung oder Konkurseröffnung erft mit diefer beginnt. Ubereinftimmend 
dagegen Neumeyer a. a. D. 172/83 Kiginger a. a. O. 195 und wohl auch Wach a. a. D. 69. 

VII. Konturrenz. — Verſteht man, wie es bier gejchieht, das Gefeh in dem 
Einne, daß e3 die Benachteiligung der Gläubiger durch die einzelnen Banfrott« 
bandlungen verbietet, jo ift es klar, daß eine Häufung joldher in der Perjon des⸗ 
felben Täter8 feine Realktonturrenz zu begründen vermag. Denn dieſe Anjchauung 
legt der interpretation des Geſetzes Folgende Auffafjung zu grunde: wer feine 
Bläubiger dadurch benachteiligt, DaB er Vermögensſtücke verheimlicht oder erdichtete 
Schulden anerkennt uſw. Berboten ift hiernach nur die Herbeiführung de3 Erfolges, 
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gleichgiltig, ob Durch dieſes oder durch jenes der genannten Mittel. Mit diejem 
Ergebnis ftimmt aud die berrfchende Lehre überein. E 1 101. 2 199. 36 1%. 
A. A. Merkel in Holgend. Handb. 3 821, Neumeyer a. a. D. 178, Beling, %. v. 8. 
6. Doch lafien auch die Gegner die Möglichkeit eines fortgefegten Deliktes zu. 

Dasfelbe Verhältnis wie zwifchen mehreren Banfrotthbandlungen nimmt E 3 
237 auch in Beziehung auf das Depotgefeg $ 11 an. Über das Verhältnis zu 
StGB $ 288 fiche oben III. IV. 

VII. Zäterfhaft und Teilnahme. — Täter kann ſtets nur derjenige fein, ber 
feine Bablungen eingeftellt bat oder über deſſen Bermögen das SKonkursverfahrer 
eröffnet worden ift, und auch dieſer in den Fällen ber Nr. 3 und 4 nur, wenn er 
Kaufmann if. ©. oben III 3. IV. Mittäterfchaft ift denkbar, wenn in demſelben 
Konkurs mehrere Berfonen Gemeinjchuldner find, namentlich aljo bei ber offenen 
Handelögefellichaft (fofern man dieſe nicht als jurijtifche Perſon anſieht). Kinzeire 
Täterbandlungen werden in KO 8 242 unter felbftändige Strafe geſtellt. Im übrigen 
if Teilnahme nady den allgemeinen Regeln möglih. E 9 130. 21 291. 


8 240. 

Schuldner, welche ihre Zahlungen eingejtellt haben, oder über deren 
Vermögen das Konfursverjahren eröffnet worden ift, werden wegen eir⸗ 
fachen BanferuttS mit Gefängniß beftraft, wenn fie 

1. dur Aufwand, Spiel oder Wette oder durch Differenzhandel mit 
Waaren oder Börfenpapieren übermäßige Summen verbraucht haben 
oder ſchuldig geworden find; 

2. in der Abjicht, die Eröffnung des Konfursverfahrens Hinau:: 
zujchieben, Waaren oder Werthpapiere auf Stredit entnommen und 
dDiefe Gegenjtände erheblich) unter dem Werthe in einer den An: 
forderungen einer ordnungsmäßigen Wirthichaft miderfprechenden 
Weiſe veräußert oder ſonſt mweggegeben haben; 

3. Handelöbücher zu führen unterlafjen haben, deren Führung ihnen 
gejeglich oblag, oder diejelben verheimlicht, vernichtet oder fo un: 
ordentlich geführt haben, daß fie feine Üiberficht ihres Vermögens— 
zujtandes gewähren oder 

4. es gegen die Beltimmung des Handelsgeſetzbuchs unterlajjen haben, 
die Bilanz ihres Vermögens in der vorgejchriebenen Zeit zu ziehen. 

Neben der Gefängnißftrafe fann in den Fällen der Nr. 1, 2 auf 

Berluft der bürgerlichen Ehrenredyte erfannt werden. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann auf Gelditrafe bis zu 

jehstaufend Mark erfannt werden. [StrK]. 


I. Das Weſen des einfachen Banfrotts, — Dem Tatbeftande bes 8 240 Iiegt 
in legter Linie das gleiche Verbot zugrunde wie bem des & 239, nämlich das Ber- 
bot, Durch gemwiffe Handlungen die Gläubiger zu benachteiligen oder zu gefährden. 
Allerdings find Diele Vanfrotthandlungen bei beiden Delitten nicht Die gleichen. 
Dagegen kommt der Zahlungseinftellung oder Konkurseröffnung hier wie dort dies 
jelbe Bedeutung zu. Nach der zu KO $ 239 I vertretenen Anficht beſteht diefe darin. 
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daß die Trage, od durch die Bankrotthanblung eine Benachteiligung oder Gefährdung 
der Gläubiger eintritt, nur dann bejaht werden Darf, wenn Bablungseinftellung 
oder Konfurseröffnung ftattgefunden Hat, und daß, wenn dies zutrifft, die erwähnte 
Frage bejaht werden muß. 

Der durchgreifende Unterfchied zwiſchen dem einfachen und dem betrügerijchen 
Bankrott liegt in dem Verſchulden. Während zum betrügerifchen Bankrott Die 
Abſicht der Släubigerbenadhteiligung gehört, ift dieje beim einfahen Bankrott nicht 
erforderlid. Immerhin iſt fie bei ihm möglich, d. h.: eine Banfrotthandlung ift 
nicht fchlehthin darum nad) 8 239 zu beurteilen, weil fie in der Wbficht der 
Släubigerbenachteiligung vorgenommen wird. Dies deshalb nicht, weil es Bankrott⸗ 
Handlungen gibt, die zwar den Tatbeſtand des $ 240, nicht aber den des 8 239 zu 
erfüllen vermögen. So mit Recht Bad, Bergl. Darftellung 8 84. 

Es fragt ſich aber weiter, ob der einfache Bankrott überhaupt ein Berfchulden 
verlangt, und im Bejahungsfalle, worin es beſteht. Das RS Hat in Älteren Ent- 
iheidungen wiederholt ausgeiprocden, daß zum Zatbeftande des einfachen BVankrotts 
weder Vorſatz noch Fahrläſſigkeit gehöre, aud) nicht Hinfichtlich der einzelnen Bankrott» 
bandlungen. So & 4 418. 5 107. In fpäteren Urteilen verlangt dag RG zwar 
ein Berfchulden, erflärt aber, Daß diejes ein eigentümliches fei und weder al8 Bor» 
jag noch als Fahrläffigkeit angejehen werden dürfe. Co E 13 236. 354. 14 80. 
16 277. 29 222. Gegen die lebtere, au von Meves GoltdA 36 390 ff. vertretene 
Anfiht mit Recht Kleinfeller GerS 43 170, Neumeyer, Hiftoriiche und dogmatiſche 
Darftellung des ftrafbaren Bankrotts (1891) 144 ff., Olsh.Zweig. 20. Bei Ab- 
lehnung von Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, d. H. von jeder pſychiſchen Beziehung des 
Täter zur Tat, würbe eben feine Schuld mehr übrig bleiben. In der Literatur 
herrſcht gegenwärtig die Anficht vor, welche ein Echulderfordernis bezüglich ber 
einzelnen Bankrotthandlungen (aber nicht bezüglich eines fo oder anders zu denken⸗ 
den Erfolgs) aufftellt und als „Schuldform* die Fahrläffigfeit für genügend erklärt. 
So Binding, Lehrb. 1 436 ff., v. Lijzt $ 137, Meyer-Allf. 495, Olsh.⸗Zweig. 20, 
Peterſen⸗Kleinf. 44. Der herrſchenden Lehre ift jedenfalls barin beizutreten, daß 
der einfache Bankrott kein über die einzelnen Banfrottbandlungen hinausgehendes 
Verſchulden verlangt. Mit Recht aber führt Wah a. a. D. 84 aus, daß die Gleich» 
ftellung des fahrläffigen mit dem vorläglichen Handeln nicht genügend begründet 
it, zumal da aud der Wortlaut des Gejeges auf Vorſaßtz hinweiſt und die herrfchende 
Lehre zu unbefriedigenden Ergebniflen führt. Es ift alfo Hinfichtlih der 
einzelnen BantrottHandlungen Vorſatz zu verlangen. Die berrichende 
Lehre gibt da3 nur für die zweite Bankrotthandlung zu. 

WVon dieſem Stanbpuntt aus betrachtet, weift der einfache Bankrott eine gewiſſe 
Ahnlichkeit mit den durch den Erfolg qualifizierten Delikten auf, infofern fich das 
Verſchulden nur auf einen Teil des ZTatbeftandes zu erftreden braudıt. 

II. Über ven Begriff der Zahlungseinftelung und Konkurseröffnung fiehe 
KO 8 239 II. 

IIL Die einzelnen Banfrotthandlungen, 

1. Verbrauch oder Verfhuldung übermäßiger Summen durch Auf— 
wand, Spiel oder Wette oder durch Differenzhandel. Unter Auf⸗ 
wand verfteht das RG jede das Notwendige oder übliche überfteigende Auf: 
wendung, jelbft dann, wenn fie nicht durch Neigung zum Wohlleben oder Prunk 
ober durch Genußfucht verurjadht if. E 15 309. Bon gleicher Auffaffung aus» 
gehend, zählt Binding a. a. O. 436 3.8. die Annahme beſonders teurer Privat- 
lehrer oder das übermäßige Schenken zum Aufwand. Nah R 6 383, E 15 
309 fteht der Umftand, daß die Aufwendung zu Geichäftszweden erfolgt, dent 
Begriffe des Aufmwandes nicht entgegen. Dagegen nimmt das zweite dieſer 
Urteile wie E 16 238 an, daß Ausgaben zum Zwecke von Handels» 
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ſpekulationen nicht unter den Begriff des Aufwandes fallen. Werden über 
mäßige Ausgaben von Familienmitgliedern, dem Geſchäfts⸗ oder Dienftperjonel 
gemacht, jo mag man zwar den Haus» oder Geichäftsherrn für verpflichtet 
halten dem entgegenzutreten; da aber nad) der oben I aufgeftellten Anjıdt 
Vorſatz erforderlid, if, fanı man ihn nur dann verantwortlich machen, wenz 
er um jenen Aufwand meiß und doc nicht diejenigen Maßregeln getroffen 
hat, die nach Rage der Sache von ihm erwartet werden durften. Sehr wei- 
gehend E 31 151. Gegen den durch Ddiefes Urteil ausgefprochenen Sat, dar 
unter dem Geſichtspunkte des einfachen Bankrotts der Hausherr fogar für ihr 
ſelbſt wiberfahrene Veruntreuungen von Hausgenoſſen hafte, |. Wach a. aD. 4. 
— Über die Begriffe de8 Spiels und der Wette vergl. StGB $ 24 L 
Das ſogen. Börfenfpiel jcheidet aus. E 15 277. A. N. Merkel in Holgent. 
Handb. 8 825. — Differenzhandel bedeutet das Eingehen von Differenz 
geichäften. Über dieſen Begriff fiehe BGB $ 764. Wird erft bei Gelegenkeit 
der Erfüllung vereinbart, daß an Stelle der wirklichen Lieferung die Zahlınz 
der Preis⸗ oder Kursdifferenz treten fol, fo liegt fein Differenzgefchäft vor. 
Ebenjo Crome, Syftem 2 837, Olsh.⸗Zweig. 5. Wohl aber fann ein urjprünglih 
ernftlih auf Erfüllung gerichtetes Geſchäft nachträglicdy in ein Differenzgeihift 
umgewandelt werden. Auch nimmt man mit RG Entid. in Zivilf. 52 250 
meift an, daß ein Differenzgefchäft auh dann vorliege, wenn der eine 
Kontrabhent bei Abjchluß des Geſchäfts einfeitiga und ohne Willen des Gegen 
tontrahenten lediglid die Zahlung der Differenz am Stichtage beabjfidhtigte. 
Vergl. dazu 8. Meyer DIZ 8 268, Kacobfon daj. 520. Troß Des Ausdrud! 
Differenzhandel genügt die Eingehung eines Differenzgefhäfte. — Duch 
Aufwand, Spiel, Wette oder Differenzhandel müjjen übermäßige Summen 
verbraucht oder verfehuldet werden. Ob eine Summe übermäßig ift, beitimmt 
ſich unter Berädfichtigung der Bermögensverhältniffe zur Fritiichen Zeit, wobei dit 
joziale Stellung nur nebenher in Betracht kommen darf (aber auch muß). R 6 
470. Wenn dem Verbrauch das Schuldigmwerden gleichgeftellt it, fo kann dies 
nur in dem Sinne verftanden werden, daß Begründung einer rechtlich aner 
fannten Schuld genügen joll. Abweichend erflärt es die herrichende Lehre mit 
E 22 12 für gleichgiltig, ob die Schuld klagbar ift oder nicht. Über die ftlag- 
barkeit der Differenzgefchäfte vergl. die Literatur zu Börſengeſetz 88 66 ji. Tu 
nach der oben vertretenen Anficht Vorſatz erforderlich ift, jo kann ein Irrtum 
bes Schuldner8 über die Höhe feines Vermögens die Strafbarkeit ausschließen. 
Die herrjchende Lehre wird das nur dann anerkennen, wenn der Irrtum nicht 
jelbit ein fchuldhafter ift. 


. Berfhleuderung Efreditierter Waren oder Wertpapiere (Cinge 


fchaltet durch die Novelle zur KO vom 17./5 1898). Ein „Weitergeben”, da? 
nicht ein Veräußern wäre, halten Binding a. a. D. 437 und Peterſen⸗Kleinf 
52 für undenkbar. In der Tat umfaßt der Begriff der Veräußerung 
auch die Begründung fremder Rechte an der Sache unter Borbehalt des Eigen 
tums. Dagegen ijt die Veftellung eines kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrecht⸗ 
zwar ein MWeitergeben aber fein Veräußern. Diejes leßtere wiberfpricht einer 
ordnungsmäßigen Wirtfchaft meilt dann, wenn es unter dem zur Zeit vor- 
handenen Werte erfolgt. Jedoch trifft dag nicht immer zu, namentlich danı nicht. 
wenn ein weiterer Preisſturz zu befürchten ift. Auch kann ein Berjchenfen ſeht 
wohl im Rahmen der mwirtichaftlihen Ordnung liegen. Beräufßerung oder 
Weitergeben müſſen erfolgen, bevor ber Veräußernde jelbft gezahlt hat. Er 
mit Necht Peterſen-Kleinf. 52. In jubjeltiver Beziehung fordert das Geitt 
die Abfidht, Die Eröffnung des Konkursverfahrens hinauszu— 
Ihieben. Dabei ift Abficht gemäß StGB $ 59 IV in dem Sinne zu nehmen, 
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dab die Vorſtellung, jene Hinausfchiebung zu bewirken, den Echuldner zum 
Handeln veranlaßt bat. Die Abfiht muß fowohl bei der Entnahme auf 
Kredit als auch beim Weitergeben vorliegen. E38330. Ob dieſes erfolgt, um flüjfige 
Mittel zu erlangen ober um ein Belanntmwerden des Vermögensverfalls zu ver: 
Dindern oder um einen Gläubiger von der Stellung des Eröffnungsantrags ab» 
zuhalten, ift gleichgiltig. S. Olsh.⸗Zweig. 9. 


. Unterlaſſene Buchführung, Verheimlichung oder Vernichtung 


von Handelsbüchern, unordentliche Führung derſelben. Siehe dazu 
KO 8 239 III 3. A. V. 

Pflihtwidrige Unterlaffung der Bilanzziehung. Die Pflicht, die 
Bilanz zu ziehen, reicht ſubjektiv jo weit, wie die Pflicht zur Buchführung im 
allgemeinen. HGB 88 39—31, Malower, Das Handelsgeſetzbuch (1906) 1 41 
und oben KO $ 239 IU 3. Die Bilanz muß da8 Vermögen des Kaufmanns 
umfaſſen. Dazı gehört auch das Gefamtgut, das ihm in Gütergemeinichaft mit 
feiner Ehefrau zufteht; nach der herrſchenden Lehre auch das außergefchäftliche 
Vermögen. ©. bazu E 16 55. Über den Anja der einzelnen Poften vergl. 
ob. KO 8 239 III 4. — Das HGB unterjcheidet zwifchen Eröffnungsbilanz 
und Fahresbilanz. Jene ift beim Beginn des Handelögewerbes, dieje für 
den Schluß des Geichäftsjahres aufzuftellen. In Verbindung mit den Bor- 
ſchriften über die Bilanz ftehen die über das Inventar. Die Inventari⸗ 
ftierung braucht, wenn fie „nad Beichaffenheit des Geſchäfts nicht füglich in 
jedem Jahre gejchehen kann“, nur alle zwei Zahre zu erfolgen. HGB $ 39 
Abi. 3. Soll fie auch (abgejehen von diefem Falle) der Bilanzierung voraus⸗ 
gehen, fo läßt fich Doch nicht jagen, daß dieſe ohne jene ſchlechthin unmöglid) 
jet und eine Bilanz ohne Inventar als nicht gezogen gelte. E 30 170. ©. 
aber auch R 10 296, E 15 174 und Goldmann, Das Handelögefegbuch (1901) 
192. Auch den Borfchriften über die Ausgeitaltung der Bilanz kommt nicht 
die Bedeutung zu, daß ihre Nichtbeachtung die ganze Bilanz ungiltig machte. 
Das erkennen binfichtlich der unterlaffenen Unterzeihnung (GGB $ 11) E 7 87. 
8 424 an. Außerdem aber würde auch die Aufftellung der Bilanz in aus⸗ 
ländiicher Währung trog HGB 8 40 als ausreichend angejehen werden müſſen. 
Maßgebend dafür, ob das als Bilanz auftretende Schriftitüd in der Tat eine 
ſolche ift, Tann nur fein, ob es eine erjhöpfende Bermögensüberjicht bietet. 
Das iſt namentlih dann nicht der Yal, wenn eingejegte Poſten fingiert 
oder unvollitändig find. R4 592, E 13 354. 15 174. — Strafbar ift es, 
wenn bie Bilanz Überhaupt niht oder nicht in der vorge— 
ihriebenen Beitgezogen wird. Dies gilt ſowohl für die Eröffnungs- 
bilanz wie für die Jahresbilanzen. Die Verpflichtung, eine Eröffnungs- 
bilanz zu ziehen, beiteht auch für PBerfonen, die ein Gejchäft durch Erbgang 
erwerben (E 28 428), beögl. bei Eintritt eines Gejellichafters in ein bisher 
von einem Einzellaufmann betriebenes Gejchäft (Staubfcher Kommentar 1 213). 
Nach dem Wortlaut von HGB $ 39 muß die Eröffnungsbilanz bei Beginn des 
Handelögemwerbes gezogen werden. Dies verfteht E 27 266 in dem Sinne, daß 
nicht ein Zeitpunkt, jondern ein Zeitabſchnitt gemeint fei, „deſſen Grenzen 
bei billiger Berückſichtigung der konkreten Verhältniffe in Bezug auf die Er- 
öffnungsbilanz fchon deshalb nicht zu eng gezogen werden dürfen, weil die 
Bilanzaufftellung ſelbſt ein Gefchäft ift, welches mit den Vorarbeiten, Zu—⸗ 
fammenftellungen und Aufrechnungen naturgemäß einen gewiflen Zeitaufwand 
und damit zugleich eine billige Befriftung erheiſcht. Die Jahresbilanzen 
find für den Abjchluß des Gefchäftsjahres zu ziehen. Das Geſchäftsjahr braucht 
mit dem Kalenderjahr nit zufammenzufallen, auch ift es nicht nötig (teil 
meift nit möglich), daß die Jahresbilanz bei Abfchluß des Geichäftsjahres 
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ion vorliegt. HGB 8 39 beftimmt vielmehr, daß die Bilanz „innerhalb der 
einem ordnungsgemäßen Geichäftsgang entiprechenden Zeit zu bewirken il.” 
Dabei iſt auf die Berhältniffe des konkreten Gemwerbebetriebes Rückſicht zu 
nehmen. Für die Zeit, innerhalb Deren die Bilanzen der Aftiengefellichaiten. 
der Kommanditgejellihaften auf Aktien und der Geſellſchaften mit befchräntte 
Haftung aufgeftellt werden müſſen, beftehen beſondere Vorſchriften. HGB $$ 26u. 
320. 325. 334, Gejeß vom 20./5 1898 & 41. ©. auch Genoſſenſchaftsgeſ. $ 3. 
— Wegen des Verfchuldeng in diefem Falle fiehe oben KO & 239 V. 

IV. Rüdtritt.e — Daß bie Frage nad der Möglichkeit eine8 von Eiraie 
befreienden NRüdtrittS aufgeworfen wird, obwohl der Verſuch nicht ftrafbar ift, mag 
auffallen, ift aber eine unabmweisbare Konfequenz ber oben I vertretenen Auffaflung 
vom Wejen des einfahen Banfrott8 und kann bei der eigenartigen Auggeftaltung, 
die ihm das Geſetz zu Teil werden läßt, überhaupt nicht umgangen werden. Dem 
die einzelnen Banfrottbandlungen find nicht um ihrer ſelbſt willen verboten; verboten 
ift vielmehr die Benachteiligung oder Gefährdung der Gläubiger durch Bantrorı 
bandlungen. Wenu fih nun aud der Vorſatz nicht auf die Benachteiligung der 
Gläubiger uſw. zu erftreden braucht, fo ift fie nach der Auffafiung des Gejeges dod 
erjt bei Eintritt der Bahlungseinftellung oder Konturseröffnung anzunehmen. Dieie 
Annahme fann aber nicht mehr zutreffen, wenn ſchon vorher die Banfrotthandlung 
rüdgängig gemadt worden ift. Eben deshalb bejteht die Möglichkeit eines von 
Strafe befreienden Rücktritts. Hierzu muß man namentlid) audy dann gelangen. 
wenn man, wie oben KO 8 239 V geſchah, beim betrügeriihen Bankrott dem Rüd- 
tritt ftrafaufhebende Wirkung zufchreibt. Denn ift dies beim beirügeriichen Bankreu 
möglich, jo muß es beim einfachen erjt recht zugelafjen werben. 

Die hberrichende Lehre lehnt es ab, den Geſichtspunkt des Rücktritts heran⸗ 
zuztehen, fommt aber zu dem gleichen Ergebnis, indem fie (wie beim betrügeriicen 
Bankrott) das Erfordernis eines tatfählihen Zufammenhanges zwiſchen der 
Bankrotthandlung und der Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung behauptet. 
Hat 3. B. der Schuldner feine Gejchäftshücher vorher in Ordnung gebradt, fo wird 
er aus diefem Grunde für jtraflos erklärt. R4 48, E 7 391. 29 222. Der Umſtand 
aber, daß die berrichende Lehre Dielen tatjächlichen Zuſammenhang nicht näher zu 
bezeichnen vermag, ſpricht für die Hier vertretene Auffaſſung. E8 muß denn das 
Ergebnis auch da das gleiche fein, wo der Wortlaut der einzelnen Beftim mungen 
feine Stüge bietet. Co, wenn bei ber zweiten Bankrotthandlung der Echuldner bie 
Veräußerung rüdgängig macht. Allerding3 wird namentlich bei der vierten Bankrott 
handlung die Möglichkeit eines NüdtrittS zu verneinen fein, da fich die Tatfache der 
veripäteten Bilanzziehung nicht mehr aus der Welt ſchaffen läßt. Mit Necht geitcht 
denn auch E 39 165 dem Umitande feine Bedeutung zu, daß die Bilanz für fpätere 
Geſchäftsjahre rechtzeitig gezogen wird. 

V. Über Ort und Zeit der Handlung, Verjährung und Konkurrenz i. 
oben KO $ 239 VI. VII. Begeht jemand durch eine Bankrotthandlung betrügeriicen, 
durch eine andere einfachen Bankrott fo liegt bei Einheitlichfeit der Zahlungseinftellung 
oder Konfurseröffnung Jdealkonkurrenz vor. € 6 94, M 5 52. 

VI. Zäterjhaft und Teilnahme. — Für Täterfhaft und Mittäterfchaft ailt 
das gleiche wie bei KO 8 239. ©. dafelbft VII. Sehr zweifelhaft und unklar liegt 
die Frage nad) der Möglichkeit eigentlicher Teilnahme. Zunächſt jchlägt bei einzelnen 
Bankrotthandlungen der oben ©. 83/4 hervorgehobene GefichtSpuntt Durch, daß bei 
einer Handlung, die notwendig die Mitwirkung mehrerer Berjonen fordert, nur die: 
jenigen Perſonen ftrafbar find, die das Geſetz ausdrüdlich als ftrafbar bezeichnet. 
Deshalb ift der Mitfpieler oder der Wettgegner ebenjowenig als Gehilfe ftraibar 
wie der Erwerber der auf Kredit genommenen Sachen. Im übrigen halten E 16 
277, R 10 487 ftrafbare Beihilfe nur dann für möglich, wenn die Banfrotıhandlımg 
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vorfäßglich begangen if. S. dazu oben ©. 83 V. Da nad) der hier vertretenen 
Anſicht auch zur Täterjchaft Borjag gehört, jo würde ganz allgemein Anftiftung und 
Beihilfe möglich fein, ſoweit fie nicht aus den fveben mitgeteilten Gründen aus⸗ 
geichloffen find. Üllerdings hat der IV. Straffenat in E27 316 die in den erwähnten 
Urteilen aufgeftellte Anſicht dahin modifiziert, daß er Beihilfe nur dann für möglich 
erflärt, wenn ber Täter die Zahlungseinftellung oder Konkurseröffnung vorausfieht, 
aljo auch injofern vorjäglich Handelt. Indeſſen wird dadurd ein Moment herein 
gezogen, das, wie dad RG fonft anerkennt, dem Tatbeſtande des Delikts durchaus 
fremd ift. Deshalb wird man der älteren Rechtſprechung beizutreten haben, obwohl 
das Ergebnis nicht gerade befriedigend if. S. Wach, Bergl. Tarftellung 8 85 und 
die Zufammenftellung der Nechtiprechung des NG’S bei Stenglein, Lerifon des Strafs 
rechts 207 ff. 

VII. Wegen der Behandlung ber vor dem neuen Redt liegenden Fälle fiehe 
SGB 82V. 

$ 241. 

Schuldner, welche ihre Zahlungen eingejtellt haben, oder über deren 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ijt, werden mit Ge⸗ 
fängniß bis zu zwei Jahren beitraft, wenn fie, obwohl fie ihre Zahlungs- 
unfähigfeit kannten, einem Gläubiger in der Abficht, ihn vor den übrigen 
Gläubigern zu begünftigen, eine Eicherung oder Befriedigung gewährt 
haben, welche derjelbe nicht oder nicht in der Art oder nicht zu der Zeit 


zu beanspruchen hatte. 
Sind mildernde Umjtände vorhanden, jo fann auf Geldſtrafe biz zu 
jehstaufend Mark erkannt werden. [StrK|. 


J. Die hier behandelte Gläubigerbegünftigung oder Gratififation ift deshalb 
ftrafbar, weil die Begünftigung eines Gläubigers eine Benachteiligung der Übrigen 
enthält. Sie meift jomit eine nahe Verwandtſchaft mit dem Bankrott auf und wird 
von manchen al3 ein pribilegierter Fall des betrügeriichen Bankrott? (KO $ 239) 
angefehen. Eo namentlih Binding, Lehrb. 1 442, Olsh.⸗Zweig. 1, Wach, Vergl. 
Tarftelung 8 76, E 6 95. 36 345 (349), R 5 518. 7 399. Dem ftehen jedoch erhebliche 
Bedenken entgegen. Zunächſt Tann, wie ſchon KO $ 239 III 1 bemerkt wurde, Die 
in der Zahlung liegende Veräußerung nicht als ein Beifeitefhaffen oder Verheimlichen 
von Vermögensftüden angefehen werden. Sodann würde eine dor Eintritt ber 
Bahlungsunfähigkeit erfolgende Släubigerbegünftigung als betrügerifcher Bankrott 
ericheinen, eine !yolgerung, bie auch Wach a. a. O. 78 als „baren Unjinn“ bezeichnet. 
Endlih ift es zum mindeſten fraglih, ob die immerhin altruiftiiche Abficht, einen 
Gläubiger zu bevorzugen, der rein egoiftiichen Abſicht der Gläubigerbenadteiligung 
untergeordnet werden kann. Dan wird fich vielmehr der Meinung anzufchließen haben, 
die in der Gläubigerbegänftigung ein jelbftändiges Delikt fieht und die Gläubiger- 
benachteiligung wefentlih in der Beeinträchtigung der konkursmäßig gleichen Lage 
ider par condicio ereditorum) findet. Im Ergebnis übereinftimmend Fitting, Das 
Reichs⸗Konkursrecht (1904) 510, Reihart GerS 48 318, Jaeger 1, v. Liſzt $ 197. 

Die Zahlungseinftellung oder Konkurseröffnung (ſ. KO 8 239 II) Hat 
allerdings bei der Gläubigerbeglinftigung die entiprechende Bedeutung mie bei dem 
betrügeriichen oder einfachen Bankrott: die Frage der Gläubigerbenacdhteiligung oder 
Gefährdung darf nicht bejaht werden, ohne daß es zur BZahlungseinftellung oder 
Konfurseröffnung gekommen ijt, und ift e8 dazu gefommen, jo muß fie bejaht werden. 
S. KO 8 2391. 
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II. Die Handlung beſteht darin, daß einem Gläubiger Sicherung oder 
Befriedigung gewährt wird, die er überhaupt nicht oder nicht der 
Art oder nicht der Zeit nach zu beanſpruchen hat. Es wird alſo, wie 
Jaeger 1 fagt, KO $ 30 Nr. 2 kriminaliſiert. Ob ein Anſpruch auf Sicherung oder 
Befriedigung begründet iſt, beurteilt fi nach Beſtimmungen außerhalb des Kontur: 
rechts. In dem Anſpruch auf Befriedigung, d.h. auf eine derartige Erfüllung, dei 
das Schuldverhältnis dadurch erlifcht, ift nur in einzelnen Fällen ein Aniprud ai 
Sicherung enthalten. S. namentlih BGB $ 1391, Wechfelordn. Art. 29. Sontt ade 
macht fi) der Schuldner firafbar, wenn er dem Gläubiger eine Sicherheit gewährt, dx 
er nicht beanfpruchen kann, mag auch die Sicherheit nur eine mindertvertige fein. € 3 
191 (198). 30 261. Bei Hingabe an Erfüllungsftatt (BGB $ 364) Tiegt ein 
Befriedigung vor, die der Gläubiger der Art nad) nicht verlangen kann. € 6 149. 
Berfauft aber der Schuldner dem Gläubiger eine Sache, fo verneint anſcheinend 
diefes Urteil und jedenfall® die herrichende Lehre die Begünftigung felbft dann, 
wenn der Schuldner dem Gläubiger die Aufrechnungsmöglichkeit gewähren will, e 
ſei denn, daß es fi um ein Scheingejchäft handelt. ©. Olsh.⸗Zweig. 6. Die Hin⸗ 
gabe erfüllungshalber ift nicht als Befriedigung anzufehen, daher aud nidt 
ftrafbar. Sie liegt regelmäßig bei Ausftellung eines Wechſelakzepts vor. ©. dazu 
bejonder8 Schollmeyer, Recht der Schuldverhältniffe (1900) zu BGB $ 364, Crome. 
Syftem 2 262 ff. 

Unter den Begriff der Sicherung fallen namentlich Bfandrechte aller Art um 
Burüdbehaltungsrechte. 

Somwohl Befriedigung als Sicherung müſſen aus dem Bermöger 
des Schuldners geleiftet werden, und zwar aus dem Vermögen, des 
gemäß KO 88 1. 2 zur Konkursmaſſe gehört. Tenn andernfall3 find di: 
Gläubiger nicht gefährdet. So Beterien-Fleinf. 4. S. auch R 2 626. Es falkt 
daraus namentlich die Straflofigfeit des Schuldners, der Sicherung oder Befriedigun; 
des Gläubiger durch eine dritte Perſon veranlaßt. Ebenſo ift aber der Schultmer 
auch dann ftraflog, wenn er Sichernng oder Befriedigung aus eigenem, aber mitt 
zur Konkursmaſſe gehörigen Vermögen bemirft. An Verbindung mit dem erfter 
diefer beiden Fälle tritt die Frage auf, ob der Edyuldner die Konkursgläubiget 
nicht infofern benachteiligt, als der Dritte etwa eine im Konfurs verfolgbare Regref⸗ 
forderung erlangt, und dieſe Frage läßt fich auch dann aufwerfen, wenn ber Tritle 
nur Bürge geworden if. Es wird hier darauf anfommen, inwieweit der Tritt 
feinen (bedingten) Regreßanfpruch neben dent von dem Gläubiger geltend gemadten 
und über diejen hinaus im Konkurs betreiben kann. E. dazu E. Jaeger zuXlsye. 
Dagegen foll nach C. Jaeger 13 die Etellung von Bürgen niemals ftrafbar jen 

Beitritten ift die frage, ob der Begriff der Gläubiger im Sinne bieler 
Gtele nur die Konfursgläubiger oder auch andere Gläubiger, namentlich die Al⸗ 
fonderungsberecdhtigten, umfaßt. In erfterem Sinne Jaeger 6, Oppenh.⸗Del. 7; in 
legterem Binding a. a. D. 442, v. Liſzt $ 137, Olsh.⸗Zweig. 3, Peterjen-Kleinf. 5. 
Bon dem oben I genannten Standpunfte aus tft zu behaupten, daß die Handlun: 
in ihrer benadjteiligenden oder gefährdenden Wirkung ftetS die Kontursgläubige: 
ergreifen muß. 

Der Schuldner muß die Sicherung oder Befriehigung gewähren, d. h. er 
muß dabei irgendwie mitwirken. Dem pofitiven Tun ftcht allerdings ein Unterlafe 
dann gleich, wenn eine Pflicht zum Handeln vorliegt. Man kann aber nicht behaupter. 
daß der Schuldner verpflichtet fei, einer im Prozeß gegen ihn geltend gemanter 
unbegründeten oder nicht fälligen oder übertriebenen Forderung entgegenzutreie* 
Denn e3 fehlt an einem folche Pflicht ausfprechenden Rechtsſatze. Hat dagegen X 
Schuldner mit dem Gläubiger vereinbart, feinen Widerfpruch erheben zu wollen, 1m 
verhält er fich demgemäß, fo ift er haftbar. Dann aber handelt es fich nicht ıc 
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eine Unterlafiung, ſondern um ein pofitiveg Tun. Übereinftimmend befonders Beterfen- 
Kleinf. 2, & 17 220. 38 61. Zn feinem alle aber iſt der Tatbeſtand früher 
erfüllt, als es zur Befriedigung oder Sicherftellung (durch Arreftierung oder Pfändung) 
fommt. Die bloße Gewährung eines vollitredbaren Titels genügt für fich allein nicht. 
E 4 61. 5 116. 30 46. Wird eine Hypothel eingetragen, jo nimmt E 34 172 an, 
daß die Sicherung erft mit der Übergabe des Hypothekenbriefes oder einem gleich 
ftehenden Alte gewährt ſei. Dagegen Binding a. a. D. 443, Olsh.-Zweig. 4. Zu eng 
auch die von Olsh.⸗Zweig. 7 und E 29 413 vertretene Anficht, daß e8 zur „Bewährung“ 
ber Befriedigung oder Sicherftellung immer einer Mitwirtung de Gläubigers 
bedürfe. Dagegen mit Recht Binding a. a. O. 

II. Zeitid muß die Begünftigungshbandlung nah Eintritt der 
Zahlungsunfähigfeit vorgenommen werden. Denn das Geſetz forbert 
fubjeltiv die Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit. Dieje ift weder gleichbedeutend 
mit der Überfchuldung, noch mit der Bahlungseinftellung, fondern bedeutet die Un⸗ 
fähigkeit zur Bezahlung fälliger Geldfchulden wegen vorausfihtlid andauernden 
Mangels an Dritteln. Ähnlich die meiften. ©. z. B. Fitting, Das Reichs⸗Konkurs⸗ 
recht 347. Nur vermeintliche Zahlungsunfähigfeit genügt nicht. — Im übrigen 
ift die Beit der Handlung ohne Rüdficht auf die Zahlungseinftellung oder Konkurs» 
eröffnung zu beftimmen, jodaß die Verjährung ſchon vorher beginnen fann. Ebenſo 
ift für die Frage des Begehungsortes lediglich die Begünftigungshandlung maß- 
gebend. Übereinftimmend Neumeyer, Hiftorifhe und dogmatiſche Darftellung bes 
ftrafb. Bankrotts (1891) 188. Abweichend die herrſchende Lehre und nach Olsh.⸗ 
Zweig. 10 aud) das RG, offenbar in Konfequenz feiner Auffafiung binfichtlich des 
Banfrottd. ©. KO 8 239 VI. 

IV. Bum Vorſatz gehört: 

1. die Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit. ©. oben III; 

2. das Bewußtſein, daß ber Gläubiger, dem Befriedigung oder Sicherung gewährt 
wirb, Ddiefe überhaupt nicht oder nicht der Art nad) oder nicht zur Zeit 
beaniprudhen Tann; 

3. die Abficht, diefen Gläubiger vor den Übrigen zu begünijtigen. 
Nach ber StGB 8 59 IV vertretenen Auffafiung bedeutet Abficht die Borftellung, 
die den Täter zum Handeln beftimmt. Ahnlich v. Lifzt $ 137, Neumeyer a. a. O. 
187. Die berrfchende Lehre dagegen (ſ. die Nachweiſung bei Olsh.⸗Zweig. 9) 
begnügt fi mit dem Bewußtfein ber unzuläfligen Bevorzugung. 

V. Die Frage nad) der Bedeutung des Nüdtritts ift bier aus ähnlichen 
Gründen aufzumerfen, wie im alle des $ 240 und in gleidem Sinne zu 
beantworten. ©. daſelbſt IV. Gelingt e8 dem Schuldner, die unzuläffige Sicherung 
oder Befriedigung vor der Zahlungseinftellung oder (fall eine folche ftattgefunden 
hat) vor der Konkurseröffnung rüdgängig zu maden, jo muß er ftraflos bleiben. 
Allerdings bat die Frage Hier längft nicht diefelbe praltiihe Bedeutung wie beim 
Bankrott, zumal da die Handlung überhaupt nur dann ftrafbar ift, wenn fie nad) 
der Zahlungsunfähigkeit vorgenommen wird. Häufiger find die Fälle, in welchen 
nad) der Konturseröffnung den Gläubigern voller Erſatz gewährt ift, weil der Maffe- 
beftand wieder vollftänbig Hergeftellt wird. Dies erklärt das RG mit Nedt für 
unerheblih. R 1 18, E 30 261. Im übrigen aber wird es mit der hier vertretenen 
Anficht deshalb übereinftimmen müſſen, weil es die Gläubigerbegünftigung für eine 
Unterart des Bankrotts erflärt und bei diejem die Sachlage zur Beit der Zahlungs⸗ 
einftellung oder Konkurseröffnung enticheiden läßt. ©. KO 8 239 VI. 

VI. Konkurrenz. — Begünftigt der Schuldner mehrere Gläubiger oder 
einen Gläubiger durch mehrere zeitlich getrennte Handlungen, fv hält die herrjchende 
Lehre Realkonkurrenz für ausgefchloffen, weil fie das Delikt für einen Spezialfall 

Frank, Strafgeſetzbuch, b.—7. Aufl. 41 
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des betrügeriſchen Bankrotts anſieht. Vergl. KO $ 289 VOL, R 6 640. 7 517. LA. 
Jaeger 2, Neumeyer a. a.D. 188, Neichart GerS 48 323. Der berrfchenden Lehre 
wird aus dem Grunde beizutreten fein, weil der Tatbeſtand der Gläubigerbeglinftigung 
dem des Bankrotts analog aufgebaut ift, auch der Umfang der Begünſtigung 
begrifflih gleichgiltig if. — — Idealkonkurrenz mit betrügerifhem Bankrott ik 
nach der herrfchenden Lehre deshalb im allgemeinen unmöglich, weil die &läubiger- 
beglinftigung einen Spezialfall darftelle; nach der wohl richtigen Anficht deshalb, 
weil bie Tatbeftände einander ausschließen. Jedoch läßt die herrichende Lehre Ideal⸗ 
fonfurrenz danır zu, wenn der Täter unabhängig von der Gläubigerbegünftigung 
die Benachteiligung der übrigen Gläubiger beabſichtigt. E 6 95, R 5 518. Tee 
gleichen dann, wenn der Täter durch mehrere jelbftändige Handlungen das einemal 
den Tatbeftand des betrügeriichen Bankrott, daS anderemal den der Gläubigers 
begünftigung erfüllt. NR 5 S6. Ebenfo nehmen R 6 570. 7 399 beim Bufammen: 
treffen der Gläubigerbegünftigung mit einfachem Bankrott nur Idealkonkurrenz an. 
In den beiden legteren Fällen aber handelt es fih um Realkonkurrenz. Ebenjo Hälſchnet 
2 422, Neumeyer a. a. O. 188, Reichart a. a.D. 322, Jaeger 24 (legterer jedod nur 
beim Bufammentreffen mit einfadem Bankrott). 

VI Zäterfhaft und Teilnahme. — Mittäterfchaft ift nur in demielben 
Umfange möglid wie beim betrügerifhen Bankrott. ©. KO 8 239 VII. Hinfichtlich 
der Anftiftung oder Beihilfe gelten die allgemeinen Grundſätze. Die Frage aber, 
ob auch der begäünftigte Gläubiger wegen Teilnahme beftraft werben Tann, ift aus 
ben oben ©. 84 entmwidelten Gründen zu verneinen. Ebenfo außer Frendenthal: 
Binding a. a. O. 442, v. Liſzt $ 137, Jaeger 23, Meyer⸗Allf. 497, Kohler, Leitfaden 
bes Konkursrechts (1909) 124, dv. Kries ZStr 7 547, Olsh.Zweig. 11. Dagegen 
it das RG, dem fich u. a. BeterfensFleinf. 9 anſchließen, der Meinung, der 
Gläubiger madje fi einer ftrafbaren Teilnahme zwar nicht ſchon durch Annahme 
der Sicherung oder Befriedigung ſchuldig, wohl aber dann, wenn er eine darüber 
Binausgehende Tätigkeit entfaltet. € 2 439. 5 435. 20 214, R 4 28. 145. 


$ 242. 

Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird beitraft, wer 

4. im Intereſſe eines Schuldners, welcher feine Zahlungen eingeitellt 
bat, oder über deſſen Vermögen das Konkursverfahren eröffnet 
worden ilt, Vermögenzftüde desfelben verheimlicht oder bei Seite 
geichafft Hat, oder 

2. im Intereſſe eines folcden Schuldner, oder, um ſich oder einem 
Underen DBermögensvortheil zu verichaffen, fin dem Verfahren er: 
Dichtete Forderungen im eigenen Namen oder durch vorgeſchobene 
Perſonen geltend gemacht hat. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißſtrafe oder 

Geldftrafe bis zu fechstaufend Marf ein. [SchwG]. 


I. Allgemeines. — Die Beftimmungen über Banfrottunterftügung (auh Schuld 
nerbegünftigung oder Yallitenbegänftigung) ftehen in engem Zuſammen⸗ 
hang mit dem Zatbeftande des betrügerifchen Bankrotts. Aber die Art diejes Zu 
fammenhangs ift ſehr beftritten. Einzelne, namentlich v. Bölderndorff, Konkurs⸗ 
ordnung (1885) 650 und Jaeger 1 find der Meinung, baß e3 eine ftrafbare Zeil 
nahme am Bankrott überhaupt nicht gebe und daß fich die vorliegende Stelle gerade 
darfiber ausſpreche, inwiefern andere Perſonen al® der Gemeinfchuldner wegen einer 











Strafbestimmungen der Konkursordnung. 8 242. 643 


— — — — — — — — — — ——— — — — — — — —— — — — — — — 


beim Bankbruch entfalteten Tätigkeit zur Verantwortung gezogen werden können. 
Der erſte Teil dieſes Satzes wäre indeſſen nur dann gerechtfertigt, wenn KO 8 242 
einen jchuldhaft handelnden &emeinjchuldner vorausſetzte. Dieſe Vorausſetzung wird 
aber burh den Wortlaut nicht unterjtügt und von den Genannten nicht einmal 
behauptet. ©. dagegen auch E 9 480. Die Bebeutung der Stelle ift aljo nicht 
Darin zu finden, daß fie jagt, inwiefern ein Dritter überhaupt verantwortlich ift, 
tondern darin, daß fie fagt, inwiefern er ed als Täter fein kann. Die Bankrott⸗ 
unterftägung ift mithin eine (minder ftrafbare) Abart des betrügerifchen Bankrotts. 

Es fragt ſich aber weiter, wie bie Fälle zu behandeln find, bei welchen ber 
Dritte durch eine unter KO 8 242 fallende Tätigkeit zu dem betrügerijchen Bankrottieren 
Des Gemeinſchuldners Hilfe leiſtet. Einzelne jehen in der Banfrottunterftügung einen 
Spezialfall der Beihilfe zum betrügerifchen Bankrott und nehmen aljo an, daß in einem 
ſolchem Falle nur auf Grund der vorliegenden Stelle zu beftrafen fei. So (mwenigftens 
für den erften al der Bankrottunterſtützung) Peterjen-Kleinf. 4. Aber biefe 
Auffaflung führt zu unbaltbaren Folgerungen. Denkt man ſich nämlid, daß ber 
Dritte dem Gemeinſchuldner bei der Bejeitigung eines Bermögensftüdes nur Beihilfe 
leiftet, indem er ihm etwa ein Berfted zeigt, jo Fönnte er (unter Berüdfidhtigung von 
StEB 8 49) ftrenger beftraft werden, als wenn er das Beifeitefchaffen jelbft vor» 
nähme und deshalb unter KO $ 242 fiel. Nach einer andern Anficht liegen bie 
Dinge umgefehrt: $ 242 foll nur angewendet werden, wenn Beihilfe zu $ 239 nicht 
gegeben if. So Binding, Lehrb. 1 444 (megen Subjidiarität), Hälfchner 2 421, 
Meyer-Allf. 496. Das RG (E 21 291) endlich, mit dem Olsh.⸗Zweig. 9 und Frank 
ZStrW 14 444 übereinftimmen, läßt Idealkonkurrenz zu. Hinfichtlic) der Strafbarleit 
weijen die beiden legten Anfichten keinen Unterjchiedb auf. Denn auch bei Zulafjung 
von Idealkonkurrenz kann die Strafe nur auf Grund von KO $ 239 in Verbindung 
mit StGB $ 49 beftimmt werden. E8 Handelt ſich alfo lediglich darum, ob Daneben 
eine Schuldigiprehung auf Grund von KO 5 242 einzutreten hat, und das wird 
allerdings zu bejahen jein. ©. zu der Frage auch bie kritiſchen Ausführungen von 
Wach, Bergl. Daritellung 8 79. 80. 

Daß Teilnahme an dem Delikte des $ 242 nach allgemeinen Regeln möglid) 
ift, unterliegt Teinem Bweifel. Es behaupten aber Binding a. a.D., Jaeger 6 und 
anscheinend auch v. Liſzt 8 137, daß der Schuldner felbft als Teilnehmer nicht beftraft 
werden könne. Aber dieſe Auffaſſung ift abzulehnen. Theoretiſch ift fie deshalb nicht 
begründet, weil es fich nicht um einen Fall der notwendigen Teilnahme handelt und 
praftiiich führt fie zu dem unbefriedigenden Ergebnifje, daß der Bankrotteur jeder 
Strafe entgehen fann, fofern er nur jemanden findet, der auf fein Geheiß die Bankrott⸗ 
handlung vollzieht. 

II. Banfrotthandlungen. 

1. Berbeimliden oder Beijeitejchaffen von Bermögensflüden des 
Bemeinjhuldner®. 

2. Aufftellen erdichteter Forderungen im Verfahren, jei e im eigenen 
Namen, fei e8 durch vorgeichobene Perſonen. Erdichtet ift Die Forderung auch 
dann, wenn fie e8 nur teilmweife if. E 21 433. 

Die Bedeutung der Bahlungseinitellung und Konfurseröffnung 
(RO 8 239 II) ift diefelbe wie beim betrügerijchen Bankrott: die Benachteiligung oder 
Gefährdung der Gläubiger Darf erft bei Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung 
angenommen werden, muß e3 aber auch. ©. KO $ 2391. Die erfte Handlung kann 
fowohl vorher, wie nachher vorgenommen werben, die zweite aber exft im Verfahren. 
Welches Verfahren gemeint fei, tft jehr beftritten. ©. die Zufammenjtellung der verſchie⸗ 
denen Anfichten E38 275. Am natürlichiten ift e8, darunter das Kontursperfahren 
zu verftehen. Die Aufftellung von Forderungen im Konkursverfahren erfolgt durch Ans 
meldung, und nur auf diefe wird man das Geſetz beziehen bürfen. Zwar kann der Gläu⸗ 
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biger trot der Eröffnung des Konkursverfahrens gegen den Gemeinfchuldnier Hagen, aber 
er macht alsdann feine Forderung gerade nicht im Konkursverfahren geltend. Stellt 
jemand eine Forderung als Maffegläubiger auf, fo tut er das ebenfalld nicht im 
Konturöverfahren. U. A. Olsh.⸗Zweig. 6, welche außerbem dem Konkursverfahren 
das vorbereitende oder Ermittlungsverfahren gleichftellen. Ebenſo in legterer Beziehung 
Beterfen-Kleinf. 3. Dagegen mit Recht Hälſchner 2 419, Merkel in Holgend. 
Handb. 3 823, Jaeger 3. — Erfolgt die Aufftelung der erdichteten Forderungen 
durch eine vorgeichobene Perjon und befindet fich dieje im böjen Glauben, fo ift fie 
als Zäterin haftbar, fodaß das Verhältnis der Mittäterfchaft vorliegt. De 
gegen würde bie fubjeltive Zeilnahmetheorie nur Beihilfe annehmen. 

II. Zum Vorſatz gehört: 

1. 3m eriten Falle ein Handeln im Intereſſe des Echuldners, d. h. der Täter 
muß fi) zum Handeln durch die Borftellung haben beftimmen lafien, Daß er 
dadurch dem Schuldner einen Bermögensporteil verjchaffe, deflen Gläubigen 
aber entziehe. Daß er dieſe gerade als Kontursgläubiger denkt, ift nick 
erforderlih. Handelt er vor der Zahlungseinftellung oder Konturseröffnung, io 
braucht er es nit „im Hinblid* darauf zu tun, und banbelt er nadträglich, io 
braucht er nicht zu wiflen, daß Bahlungßeinftellung oder Konfurseröffnung ftatt- 
gefunden haben. Sachlich übereinftimmend Binding a. a. O. Hälſchner 3 419, 
befonder8 aber Olsh.⸗Zweig. 7. Tagegen halten Merkel in Holgend. Handbuch 
3 824, Oppenh.⸗Del. 4 das Bewußtjein der Gläubigerbenadteiligung nicht für 
erforderlich. 

2. $m zweiten Falle fann an Stelle der bezeichneten Willensrichtung die Abjicht 
treten, fi odereinemandern einen Bermögensvorteil zu verſchaffen 
D. h. es genügt, wenn fich der Täter zum Handeln durch die Borjtellung beſtimmen 
läßt, daß er dadurch (zwar nicht dem Schuldner, wohl aber) ſich ſelbſt oder 
einem dritten einen Vermögensvorteil verſchaffen, den Gläubigern aber entziehen 
werde. Gelbfiverftändlid) muß ber Zäter die aufgeftellte Forderung als eine 
erdichtete fennen. 

IV. Der Verſuch ift ftrafbar und zwar im Falle der Nr. 1 nad) der zu KO 
8 239 V vertretenen Anficht auch dann, wenn e3 nicht zur Zablungseinftellung oder 
Konkurseröffnung gelommen ift. Auch hinfichtlicdy des Rücktritts gilt bei diefer Kr. 
das Entjprechende wie im alle des 8 239. E. daf. VI. 

V. Ort und Zeit werden durch die Bankrotthandlung beftimmt, ohne Rückſicht 
auf Bahlungseinitelung oder Konkurseröffnung. Das ift namentlich wichtig für den 
Beginn der Verjährung. Übereinftimmend Jaeger 4. Dagegen nimmt die herrichende 
Lehre an, daß, wenn die Bankrotthandlung der Bahlungseinftellung oder Kontur: 
eröffnung vorausgeht, die Berjährung erft mit deren Eintritt zu laufen beginnt. €. 
Dagegen KO $ 239 VI. 

VI. Konkurrenz. — Mehrere Bankrotthandlungen derjelben Berjon, die in 
Beziehung zu derjelben Bahlungseinftellung oder Konkurseröffnung treten, begründen 
ebenjowenig Realtonfurrenz wie im Falle des & 289. ©. daſelbſt VII. — Im übrigen 
ift Sdealtonturrenz mit Begäünftigung denkbar (MY 684), desgleihen im Falle 
der zweiten Nr. mit Betrug. 


$ 243. 

Ein Gläubiger, welcher ſich von dem Gemeinfchuldner oder anderen 
Perjonen bejondere Vortheile dafür hat gewähren oder verſprechen lajien, 
daß er bei den Abjtimmungen der Konkursgläubiger in einem gewiſſen 
Sinne Stimme, wird mit Gelditrafe biß zu Dreitaufend Mark oder mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre beitraft. [StrK]. 
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I. Ber Stimmverfauf oder die palfive Gläubigerbeftehung kann nur von 
einem wirklichen Gläubiger bes Gemeinſchuldners begangen werden, nicht von einem 
nur angeblichen Gläubiger. Man nimmt ferner einhellig an, daß Täter nur ein Kon» 
fursgläubiger (KO $ 3) fein könne, weil an den Abftimmungen der Kontursgläubiger 
andere Gläubiger nidyt teilnehmen. Dieſe Auffafiung ift zwar weder durch ben 
Bortlaut, noch logifch geboten, wird aber wohl dem Sinne deö Geſetzes entiprechen. 

D. Die Handlung bejteht darin, daß fi der Gläubiger für eine Bindung 
feiner Stimme befondere Vorteile gewähren oder verfprechen läßt. Unter einem 
befonderen Borteil verftehen Olsh.⸗Zweig. 6 einen ſolchen, den der Gläubiger ohne 
die Vereinbarung nicht haben würde. Dann aber könnte das Wort ebenfogut fehlen. 
PBeterjen-Kleinf. 2 erflären, es feien folche Vorteile gemeint, auf welche der Gläubiger 
feinen zivilrechtlichen Anfpruh bat. Da er aber einen zivilrechtlichen Anſpruch auf 
volle Befriedigung bat, fo würde deren Zuſage nicht genügen. Das kann unmöglich 
der Sinn bes Geſetzes fein. Vielmehr weiſt die Stelle auf den Gegenfa zu den 
übrigen Konkurdgläubigern Hin: e8 muß dem Gläubiger ein Vorteil vor andern 
Konkursgläubigern verfprocdhen oder gewährt werden. Ob er über die allgemeine 
Kontursdividende hinaus befriedigt werben oder etwa eine Entichädigung für feine 
Teilnahme am Sonfursverfahren erhalten foll, ift gleichgiltig. Eine Bergleihung 
mit den andern Konkursgläubigern tjt aber nur dann möglich, wenn man ben Begriff 
des Borteild auf die vermögensredtliche Seite befchräntt. Übereinftimmend 
Saeger 6. Dagegen jollen nah v. Liſzt 8 137 Vorteile irgend welcher Art, nad 
Olsh.⸗Zweig. 6 alle materiellen Borteile, nach Peterfen-Kleinf. 2 jcheinbar alle 
ideellen Vorteile genügen (menigftend berufen fich bie legteren auf Jordan. Die 
Strafbarteit bed Stimmentaufs im Aktienrecht [1897], welder &. 48ff. für Die von 
ihm behandelten Fälle ideelle Vorteile für ausreichend erflärt). — Über den Begriff 
des Verſprechenlaſſens f. StGB 8 331 II und E 12 122. — Der Sinn, in dem 
der Gläubiger ftimmen fol, braucht nicht von vornherein firiert zu werden; es genügt, 
wenn er von einer für fpäter vorgefehenen Weifung abhängig gemacht wird. ©. dazu 
StGB 8 109 I. — Bollendet ift die Handlung mit der Willenseinigung. & 12 122. 
Hieran fehlt es bei einfeitigem Anerbieten; aber auch dann, wenn fich der Gläubiger 
nur zum Scyein auf den Borjchlag des andern Teils einläßt. Wohl aber kann die 
Willenseinigung vorhanden fein, obwohl fich der Gläubiger den Nüdtritt vorbehält. 
Zweifello8 hängt die Vollendung nicht davon ab, daß es zu einer Abjtimmung 
fommt, geſchweige denn, daß der Gläubiger bei einer ſolchen verabredungsgemäß 
ftimmt. 

Ob ber Borteil von dem Gemeinſchuldner oder von einer andern Perſon 
gewährt (verfprochen) wird, ift gleichgiltig. Die ausdrüdlihe Hervorhebung bes 
Gemeinſchuldners deutet aber darauf Hin, daß die Handlung nur nah Eröffnung 
des Konkursverfahrens begangen werden Tann. Ebenfo Hälfchner 2 423, 
Oppend.-Del. 1, Jaeger 4. Dagegen nehmen Olsh.⸗Zweig. 3, Peterjen-Kleinfeller 3, 
Stenglein, Nebenftrafgef. 714 an, daß die Handlung auch mit Rüdficht auf einen 
bevorftehenden Konkurs begehbar, dann aber ihre Strafbarkeit durch defien Eröffnung 
bedingt fei. 

III. Strafdare Teilnahme ift nach allgemeinen Regeln möglich. Jedoch bleibt 
nad) riätiger Anfiht der Stimmenfäufer ftraflog. S. darüber oben ©. 84. 

IV. Mehrfaher Stimmverlauf desfelben Gläubiger begründet Real» 
konkurrenz. 

$ 244. 


Die Strafvorfchriften der 88. 239—241 finden gegen die Mitglieder 
des Vorſtandes einer Aftiengejellihaft oder eingetragenen Genofjenfchaft 
und gegen die Liquidatoren einer Handelsgefellichaft oder eingetragenen 
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Genoſſenſchaft, welche ihre Zahlungen eingeftellt hat, oder über beren 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ijt, Anwendung, wenn 
fie in diefer Eigenfchaft die mit Strafe bedrohten Handlungen begangen 
haben. 


I. Die Stelle erftredt die in KO 88 239—241 gegen den @emeinfchulbner 
gerichteten Strafbrohungen auf gewiſſe andere Perſonen. Das ift deshalb erforderlich. 
weil ein Sonkursverfahren auch über das Vermögen juriftifcher Berfonen und gewiffer 
Gemeinſchaften zur gefamten Hand ftattfinden kann und über daS Bermögen dieſer 
Nechtsfubjekte einzelne phyſiſche Perſonen in ähnlicher Weife verfügen, wie der Gemein⸗ 
ſchuldner über das einige, während ber Schaben des Bankbruchs nicht nur bie 
Gläubiger, fondern auch die Mitglieder trifft. 

Eine analoge Ausdehnung auf nicht ausdrücklich genannte Gefellichaften und 
Perfonen (etwa Mitglieder der Generalverfammlung) ift ausgeſchloſſen. E 38 20%. 
Jedoch ift mehrfach eine Ausdehnung geſetzlich vorgeichrieben. ©. Geſetz betreffend 
Die Gejellichaften mit befchränfter Haftung $ 83, Gef. Über die privaten Berficherung‘- 
unternehmungen 88 112. 113, EG 3. KO 8 6. Vergl. auch Depotgeſetz $ 12. Au 
beachten ift ferner, daß die Liquidatoren der Handelsgeſellſchaften ſchlechthin Haften, 
ohne Rüdficht auf die Natur der Geſellſchaft. Endlich ift das Gebiet der Teil- 
nehmer unbejchränft. 

D. Die Stelle barf nicht fu veritanden werden, als erflärte fie ſchlechthin bie 
Borftandsmitglieder und Liquidatoren für haftbar. Sie jagt vielmehr nur, daß 
wenn dieſe al8 folhe Bankrott- oder Begänftigungshbandlungen 
begangen Haben, fie ebenfo haften, ald wenn fie Gemeinjchuldner wären. Tie 
Beflimmungen anderer Gefehe über den Pflichtentreis diefer Perfonen find jelbfiver- 
jtändlich auch Hier von Bedeutung. Wird 3. B. über das Vermögen einer aufge- 
gelöften offenen Handelögefellichaft das Konkursverfahren eröffnet, was nad KU 
88 209. 207 bis zur Verteilung des Vermögens zuläſſig ift, fo find Die Liquidatoren 
haftbar, wenn fie es verfäumt haben, gemäß HEB $ 154 bei Beginn der Liquibation 
eine Bilanz aufzuftellen. Darüber, daß auch die Mitglieder des Borftandes einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft zur Aufftelung einer Eröffnungsbilanz verpflichtet find, 
ſ. E40 242. 

Auf Inkorrektheiten bei ber Wahl kann fich ein Vorſtandsmitglied oder ein Liquidator 
nicht berufen. Es genügt, wenn ich der Betr. tatfächlich in diefer Etellung befunten 
bat. E16 269. Eine andere frage ift Die, inwieweit er durch Beſchlüſſe der übrigen 
Geſellſchaftsorgane, namentlicd) der Generalverfammlung, gededt wird. Daß im allge 
meinen eine folche Dedung zu verneinen ift, unterliegt feinem Zweifel. Doch behauptet 
Saeger 11, aber wohl mit Unrecht, für den Fall von KO $ 240 Wr. 1, der Bejchluß der 
Generalverfjammlung binde die Borftandsmitglieder und entlafte fie demnach audy. — 
Bei unterlaffener oder unüberfichtlicher Buchführung Tann die innerhalb eines gewerb- 
Yichen Unternehmens beftehende Ordnung das Berjchulden derjenigen Berfonen au?» 
ichließen, die fi) auf andere verlaffen zu dürfen glaubten. 











B. Gefeg 
betreffend die Beitrafung der Majeſtätsbeleidigung. 
Bon 17. Yebruar 1908. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer, König von 
Preußen zc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Auftimmung des Bundes 
rat3 und des Reichstags, was folgt: 

Für Die Verfolgung und Beitrafung der in den 88 95, 97, 99, 101 
des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Vergehen gelten nachftehende Bor: 
ſchriften: 

Die Beleidigung it nur dann auf Grund der 88 95, 97, 99, 101 
Itrafbar, wenn fie in der Abjicht der Ehrverlegung, bögwillig und mit 
Überlegung begangen wird. Sind in den Fällen der $$ 95, 97, 99 
mildernde Umſtände vorhanden, jo Tann die Gefängnizjtrafe oder die 
Feſtungshaft bis auf eine Woche ermäßigt werden. 

Im alle des $ 95 kann neben der Gefängnizftrafe auf Verluſt 
der bekleideten öffentlichen Ämter erkannt werden. 

Die Verfolgung verjährt in ſechs Monaten. 

Iſt die Strafbarkeit nad) Abſ. 2 ausgeſchloſſen, fo finden die Vor: 
Ichriften des vierzehnten Abjchnitt3 des Strafgefetzbuchs Anwendung. 





I. Das Geſetz faßt zunächſt den Tatbeftand der Majeftätöbeleidigung erheblich 
enger als es das StGB tat. Während jeither in den Fällen von StGB $8 95. 97. 
99. 101 der Borjag der gemeinen Beleidigung zur Beftrafung genügte, fofern ſich 
mit ihm das Bewußtfein verband, daß fich bie Handlung gegen den Kaijer, den 
Zandesherrn des Aufenthaltsftaates ufw. richte, ftellt daS vorliegende Gejeg. für den 
fubjeltiven Tatbeftand außerdem folgende Erforbernifle auf: 

1. Abfiht der Ehrverlegung. ES muß aljo die Borftellung der Ehr- 
verlegung (j. darüber ©. 306/7) den Täter zur Handlung beftimmt haben. 
Handelt der Täter alfo nur, um Beifall zu erlangen oder um etwa im Gefängnis 
untergebracht zu werden, fo ift der Tatbeftand der Majeftätöbeleidigung nicht 
erfüllt. Außerdem fol durch das Erfordernis zum Ausdrud gebradyt werden, 
daß eine bloße Ehrfurchts verletzung nit ausreicht. Drudjachen d. Reichstags 
12. Zegislaturperiode I. Seffion 1907/1908 Nr. 564 ©. 21. ©. and dazu StGB 
895L 

2. Böswilligkeit. Das gleiche Erfordernis findet fih StOB $$ 103a. 
134. 185. Zu ber erften dieſer Stellen wurde ©. 195 Böswilligkeit als Ausdrud 
der Mißachtung gedeutet. Hier muß ihm indeflen ein anderer Sinn beigelegt 
werden, weil fchon die Abficht der Ehrverlegung nur als Ansdrud der Mißachtung 
denkbar ift. „Böswillig“ bezeichnet vielmehr, wie in den Kommifſionsverhand⸗ 
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lungen (Druckſachen a. a. O. ©. 9) in offendbarem Anſchluß an Binding, Lebrb. 

2 504/5 und Olsh.⸗Zweig. 3 zu StGB $ 134 hervorgehoben wurde, eine lolde 

Geiftesrihtung, bei welcher fi der Täter ber Rechtswidrigkeit feiner Handlung 

freut, darin feine Befriedigung findet. 

3. Überlegung. ©. bazu StB $ 211 I 2. Daß das Weſen der Über 
legung bier nur in einer Neflerion auf bie Eontraftierenden Motive gefunden 
werben kann, ift ficher. 

I. Hinfihtlic der Strafe änderte das Geſetz das geltende Recht in zwei Be 
ziehungen ab. 

1. In den Sällen von StGB 88 95. 97. 99 Tann beim Borliegen mildern: 
der Umftände die Strafe auf eine Woche Gefängnis oder Feſtungshaft ermäßigt 
werden. Dagegen bleibt die Strafbrohung bes $ 101 unberührt, weil fie dieje Ri» 
nimalftrafe fchon jett (und zwar ohne mildernde Umftände) zuläßt. 

2. 3m Yale von StOB 8 95 Tann jegt nicht mehr auf Verluſt der aus 
öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte, jondern nur auf Verluſt der 
betleideten öffentlichen Ämter erfannt werden. 

II. Die Verfolgungsverjährung tritt nunmehr nad ſechs Monaten ein (feither 
nad fünf Jahren). Die fürzere Berjährungsfrift vom Preßgeſetz $ 22 bleibt unberührt. 
Ebenfo die die Frift für die Bollftredungsverjährung. 

IV. Rüdgriff auf den 14. Abichn. des StB's. — Fehlt es an dem Tatbe⸗ 
flande der Majeftätsbeleidigung im Sinne des vorliegenden Geſetzes, jo finden bie 
Borichriften über gemeine Beleidigung Anwendung. Es hängt alfo in dieſem Falle 
die Verfolgung davon ab, daß der beleidigte Bundesfürft ober Regent einen Straj⸗ 
antrag ftelt. Außerdem gelten die VBeitimmungen über Buße (StGB $ 185), 
Bahrheitsbemweis (StEB 88 190. 192), Unrehtsausfhließungsgrände 
(StGB 8 193), Kompenfation mit Gegenbeleidigungen (St6B $ 199) und 
Öffentliche Belanntmacdhung des Strafurteils (StGB $ 200). 

Im Bufammenhange damit entfteht die Frage, ob Durch den legten Abſatz des 
Geſetzes gleichzeitig ausgefprochen ift, daß, wenn ber Tatbeitand ber Majeſtätsbe⸗ 
leidigung vorliegt, die Beftimmungen des StGB.s über gemeine Beleidigung darauf 
feine Anwendung finden — ob m. a. ®. die zu StGB $ 95 III behandelte Kon 
troverfe damit entichieden ift. Im allgemeinen wird das allerdings behauptet werden 
müffen. Dennod) ift aus den dajelbft behandelten Gründen an der Buläffigleit des 
Wahrheitsbeweiſes feftzuhalten. Ebenſo bleibt es nach wie vor denkbar, dab 
dem Täter ein unter StGB $ 193 fallender Unrehtsausfchließungsgrund zur Seite 
ftebt, ſoweit dieſe Stelle nur deflaratorifche Bedeutung hat. Hierher kann ;. 2. 
bie Rüge eines militärifhen Vorgeſetzten gehören. 

Weiter fragt es fich, ob eine Verfolgung auf Grund des 14. Abſchnitts des SIEB 
auh nah Ablauf der Halbjährigen Berjährungsfrift noch zuläffig if. 
Auch dieſe Frage ift zu bejahen; denn die kurze Verjährungsfrift gilt nur für die 
Verfolgung unter dem Gefichtspuntte der Majeftät3beleidigung. Anderſeits aber 
darf ein Nüdgriff auf die Beftimmungen über gemeine Beleidigung nur inſoweit 
zugelafien werden, als dies nicht eine Umgehung der kurzen für die Verfolgung der 
Majeftätsbeleidigung feftgefegten Berjährungsfrift bedeuten wlrde. Der Gedante einer 
Umgehung liegt aber um fo näher, als gemäß StGB 88 185. 186 auf Gefängnt? 
bis zu zwei Jahren und gemäß 8 187 daſ. u. U. ſogar auf Gefängnis bi zu fünf 
Jahren, alfo auf eine gleich hohe Strafe wie bei Majeftätsbeleidigung erfannt werden 
darf. Ergibt fi) im Verfahren wegen gemeiner Beleidigung, daß der Tatbeftand 
der Majeftätöbeleidigung vorliegt, die Frift zur Verfolgung unter Diefem Gefihtspunft 
aber wegen Verjährung ausgeſchloſſen ift, jo wird fchließlic) auf Einftellung zu 
erfennen fein. Diefe Auffaſſung entfpricht infofern auch dem Wortlaute, ald das 
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Geſetz den Rüdgriff auf ben 14. Abfchnitt nur dann geitattet, wenn die Strafbarteit als 
Deajeftätsbeleidigung ausgejchloffen ift. 

Stellt fi) im Berfahren wegen gemeiner Beleidigung heraus, daß der Tatbeftand 
der Majeftätsbeleidigung vorliegt, und ift die Berjährungsfrift für die Verfolgung 
unter dieſem Gefihtspunfte noch nicht abgelaufen, jo ift gemäß StPO 88 263. 264. 
270 zu verfahren. 

Endlich ift zu beachten, daß, wenn in einem Verfahren wegen Majeftätsbeleibi- 
gung nur der Tatbeftand der gemeinen Beleidigung angenommen wird, bei fehlenden 
Strafantrag laut StPO $ 259 das Urteil auf Einftelung lauten muß. 

V. Nüdwirkende Straft des Geſetzes. — Nachdem das Gefeg in Kraft getreten 
ift, muß es (jomweit es milder iſt als das StB) gemäß StGB $ 2 Nbf.2 auch auf 
jolche Fälle angewendet werden, die fich vorher ereignet haben. 


0. Gefeg 
betr. die Einführung des Strafgeſetzbuchs für dad Deutſche Reich iu 
Elſaß⸗Lothringen. 
Vom 30. Auguſt 1871. 


Art. I. 
Das anliegende Strafgefegbuch für das Deutfche Neich tritt in Eliat- 
Lothringen mit dem 1. Oftober 1871 in Kraft. 
Die Beitimmungen dieſes Gejegbuches, in welchen von Bundesitaaren 
oder deren Beziehungen die Rede ift, finden auch auf Eljaß-Lothringe 
und deſſen entjprechende Beziehungen Anwendung. 


Art. I. 


Mit dem 1. Oftober 1871 treten alle Strafbeitimmungen, inſower 
fie Materien betreffen, welche Gegenjtand des Strafgeſetzbuchs für dis 
Deutiche Reich find, außer Kraft. 

In Kraft bleiben die befonderen Vorfchriften über die Durch das 
Strafgeſetzbuch nicht berührten Dlaterien, namentlich über jtrafbare Ber: 
legungen der Preßpolizeis, Boft:, Steuer:, Zoll-, Fiſcherei⸗, Jagd-, Fort: 
und Feldpolizei-Gejege, über Mißbrauch des Vereins- und Verfammlung:: 
rechts, über den Holz (Forſt-) Diebjlahl und über Schulverjäummiiie. 





Eine autbentijche Snterpretation dieſer Stelle enthält, joweit das Prekredt w 
Betracht kommt, das Reichsgeſ. v. 29.38 1888. Inzwiſchen ift indeſſen durch eli.- 
lothring. Geſ. v. 8./8 1898 der größte Teil des Reichspreßgeſetzes in den Reichslanden 


eingeführt worden. 
Art. II. 


Wenn in Yandesgejeten auf jtrafrechtliche VBorjchriften, welche durch 
da3 Strafgeſetzbuch für das Deutjche Neich außer Kraft gejebt iind, 
verwiejen wird, jo treten die entiprechenden Vorjchriften des leßteren an 
die Stelle der eriteren. 

Art. IV. 

Die in den $$ 81, 88, 90, 307, 311, 312, 315, 322, 323 und 324 
des Strafgefegbuchs für das Deutſche Reich mit lebenslänglichem Zudr 
haufe bedrohten Verbrechen find mit dem Tode zu beitrafen, wenn fie m 
einem “Theile des Reichs, welcher in Kriegszuſtand erklärt ift, oder währen: 
eines gegen das Reich ausgebrochenen Krieges auf dem Kriegsfchauplaft 
begangen werden. 
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Art..V. 


Bom 1. Dftober 1871 ab darf nur auf die im Strafgefeßbuche für 
das Deutjche Neich enthaltenen Strafarten erfannt werden. 

Wenn in den Landesgeſetzen Todezitrafe, travaux forc&s, de&porta- 
tion oder reclusion angedroht find, iſt auf Zuchthaus, wenn detention 
angedroht it, auf Feſtungshaft, wenn dögradation civique angedroht ift, 
auf Gefängniß, mit oder ohne Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte, 
wenn emprisonnement oder prison angedroht ilt, auf Gefängniß, falls 
aber die angedrohte Strafe die Dauer von ſechs Wochen nicht überjteigt, 
auf Haft zu erfennen. 

Wenn in den Zandeögejeten anftatt der Gefängniß- oder Geldftrafe 
Forſt- oder Gemeindearbeit angedroht oder nachgelaffen ift, jo behält es 
hierbei fein Bewenden. 

Art. VI bezieht ſich auf „die Verjährung der Zivilflagen aus ben ftrafbaren Hand» 


lungen”. An feine Stelle find nunmehr die einfchlagenden Beltimmungen des BGEB's 
getreten. 


Die Artilel VII und VIII find bejeitigt durch das elj.-lothr. EG 3. HGB vom 
19./6 1872 und EG z. KO 84 Abi. 2. 


Art. IX. 


Civilſtandsbeamte werden mit Gelditrafen bis zu Einhundert Thalern 
oder mit Gefängniß bis zu jech® Monaten beitraft: 
1. wenn fie ihre Urkunden ander als in die dazu beitimmten Regifter 
ſchreiben. 


Die Nummern 2 und 3 des Art. IX find erjegt durch Perſonenſtandsgeſetz 
vom 6./2. 1875 $ 69, neu gefaßt durch EG 3. BEB Art. 46 IV. Dlsh.- Zweig 
©. 28 und Oppenh.-Del. S. 18 nehmen das Gleiche für Nr. 1 an. — Art. X iſt erſetzt 
durch Perſonenfſtandsgeſ. $ 68. 


Art. XL 
Die in $ 1 des Strafgeſetzbuchs aufgeſtellte Eintheilung der jtraf- 
baren Handlungen in Verbrechen, Vergehen, Übertretungen greift auch 
Pla für diejenigen ftrafbaren Handlungen, auf welche andere Straf- 
gejege al3 das gegenwärtige Strafgefegbuch anzumenden find. Iſt Die 
Strafe in diefen Gefeßen als eine willfürliche bezeichnet, fo iſt Die Hand- 
Yung eine Übertretung. 


Art. XI. Abſ. 3. 


Ob ein Verweis mündlich oder fchriftlich zu ertheilen, bleibt dem 
richterlichen Ermefjen überlajjen. 


Abi. 1 und 2 des Art. XII find durch die Zuftändigleitsbeftimmungen des GVBG's 
erfeßt. Art. XI ift durch EG 3. StPO 8 6 aufgehoben worden. 
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Art. XIV. 


Hinfichtlich der Beſtrafung der Schulverfäumnijje bleibt es bei dem 
beitehenden Verfahren. 
Art. XV wie Art. XIIL 


Art. XVI aufgehoben durch elf.-lothring. Geſ. vom 12.77 1873 und 24/1 151 


| 


| 


| 
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Abbildun en, dem Papiergeld ähnliche 
5172 — ftrafbaren Inhalts 65 — das 
Schamgefühl verlegende 305 — un« 
züchtige 302. 

Aberratio impetus 135. 

Abgaben, übermäßige Erhebung folcher 
554. 5358. 

Abgeordneter, Straffreiheit 39 — Ber- 
hinderung der Abftimmung 195. 

Anden bon Örundftüden 619. 

Abhänge, mangelnde Verwahrung 608. 

Ablieferung 38. 

an ägen 619. 

Abſicht, Begriff 138. 

Abjorptionsprinzip 162. 

Abtreibung 245 ff. 

Acker, unbefugtes Betreten 612. 

Actiones liberae in causa 111. 

Adelsprädifat, unbefugtes Annehmen 572. 

Wdoptiveltern ald Angehörige 112ff. — 
Unzudt derjelben 287 ff. 

Agent provocateur 90. 93. 

Aichung, Mangel beri. 616. 

Aktien als Papiergeld 256. 

Altiengejellichaft , Borftandsmitglieder 
z aftbar für Bankrotthandlungen 

v/D. 

Alarmnachrichten 581. 

Alimentation ſ. Unterhaltung. 

Amerifanifches Duell 331. 

Ant, öffentliches 53. 55 — ſ. auch Uns 
fähigfeit. 

Amtsanmaßung 236. 

Amtsdelitt 5336ff. 

Amtsgeheimmis 560. 

Amtögewalt, Mißbrauch 544. 

ntshandlung. Nötigung zur 210. 

Amtsfleidung, unbefugte8 Tragen 572. 

Amtsunterſchlagung 555. 

Amtsverſchwiegenheit, Verletzung derſ. 


Amtszeichen, unbefugtes Tragen 572. 

Analogie 24. 

Androhung ſ. Bedrohung. 

Anerbieten einer ſtrafbaren Handlung 97. 

Angehörige, Begriff 112 — der deutſchen 
Kriegsmacht 182. 


| 


Angelegenheiten des Staates, Erörterung 
durch Geiftliche 233. 

Angriff, tätlicher gegen Vollſtreckungs⸗ 
beamte 205 ff. 

Ankauf mittels ftrafbarer Handlungen 
erlangter Sachen 423 ff. — von Mon⸗ 
tierungs⸗ und Armaturftäden 619. 

Ankündigungen, bem Papiergeld ähnliche 
572 — ſ. auch Reflamen. 

Annahme bes Anerbietens einer ftraf- 
baren Handlung 97. 

Unreizen von Bevölferungsklafien zu Ges 
walttätigfeiten 231 — zu militärifchem 
Ungehoriam 204 — zum ZBweilampf 

3 


338. 

Anſchuldigung, faliche 272. 

Anftellung, Weſen derfelben 566. 

Anttiftung 90 — im Umte 565. 

Untrag 140 ff. 

Antragsmündigfeit 149. 

Anwalt, j. Rechtsanwalt. 

Anwerbung zu ausländiſchem Militär- 
dienft 248. 

Anzeige, unterlafjene begangener Delikte 
549 — geplanter Delikte 243. ©. aud) 
Anicyuldigung und Ausmanderung. 

Apothefer, Offenbarung von Privat 
geheimniſſen 499. 

Arbeiten, Verwendung zu gemeinnüßigen 
58 


99J. 
Arbeitsbücher, Fälſchung von 598. 
Arbeitdeinftellung, Aufforderung zur 
199. 


Arbeitshaus 589. 

Arbeitsicheu 584. 

Argernis durch Gottesläfterung 275 — 
durch Tierquälerei 578 — durch uns 
züchtige Handlungen 301 — durdy Mit» 
teilungen aus GerichtSperhandlungen 
30 


5. 
Armaturftüde, Anlauf folder 619. 
Armeelie erant, Vertragsbruch besjelben 
Arnimpara raph 560. 
Arreftbruch 241. 
Arzeneien, Zubereiten ujw. ohne Er⸗ 
laubnis 602. 
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Arzt, Ausſtellung von Geſundheitszeug⸗ 
niſſen 474. 475 — Offenbarung von 


'® 


(Die Zahlen bezeichnen die Seiten.) 


Bereht: bindender 105. 

efehle, Anreizung zum Ungehorjam 
egen militäriiche 204. 

Berdrderungsmittel der Eijenbahner. 

Beihädigung 522. 


| Befreiung von Gefangenen, |. Gefangenen: 


Privatgeheimnifien 499 — Unzudt 
287 ff. — Bweilampf 338. ©. aud 
Eingriff. 

Alperationsprinzip 166. 

Aufforderung zur Begehung ftrafbarer | 


Handlungen 97 — zum Hochverrat 179. 
202 — zum Meineid 268 — zum Un« 


ge Hr 199. 202. 
Auflauf 213. 


Aufrechnung von Beleidigungen 327 — 


von Körperverlegungen 867. 
Aufreizung zum Lafenfampf 231. 
Aufrubr 211. 


ulfand, Erregung eines folchen 183. 
Aufwand als Bankrotthandlung 634. 
Ausführung, Begriff 70 — gemeinfchaftl. 


Yusland, Begriff 36 — daſelbſt began« 
gene Handlungen 31 ff. — dafelbit er- 
gangenes Strafurteil 31. 36. 

Auslieferung 38. 

Ausfageerprefiung 547. 

Ausſagen, nicht beeidigte 4. 

Ausſetzung 349. 


Ausitand, — zum 199. 


Ausſteuerkaſſen, unbefugte Errichtung | 
572 


Auswanderung der Militärperfonen 246. 
572 — Berleitung zur 250. 

Ausweiſung aus den Bundesgebiete 60. 
583. 590. 

Automat 393. 433. 254. 

Autoritätsgeichen 192. 239. 


Bancroftverträge 247. 

Bande 80. 395 (Diebftahl), 407 (Raub). 

Banknoten al3 Papiergeld 256. 

Banfrott 626ff., — betrügerifcher 626. 
— einfacher 634. 

Banfrotthandlungen 626 ff. 634 ff. 

Bannbrudy 583. 

Bau, Ausführung gegen die Megeln ber 
Baukunſt 535. 

Bauen ohne polizeilihe Genehmigung 

03 


603. 

Baugefährdung 535. 

Baumaterialien al Objelt der Brand» 
itiftung 517. 

Bauplan, Abweichungen von demjelben 
603 


Bauwerk, Beihädigung 513. 

Beamtenbedrohung, fog. 210. 

Beamtenbeleidigung, jog. 325. 

Beamtennötigung 210. 

Beamter, Begriff 566 — Unzucht des» 
felben 287 ff. 

Aebingungen der Strafbarfeit 106. 

Bedrohung 210. 377. 

Beerdigung ohne Vorwiſſen der Behörde 
602. 


befreiung. 
Befriedigung einzelner Gläubiger als 
ftrafbare Begünſtigung 639. 


Begegnungsbdelifte 84. 

Begünitigung 416. 417 — landesver⸗ 
räterifye 182 — von Gläubigern 639 
— des Gemeinjhuldners 644 — ui: 
Unterlaflung der Strafverfolgung 5% 
— |. aud Beihilfe. 

Behältnis 392. 

Beihilfe 95 — Unterfhied don ber Kit 
täterfjchaft 85 — im Berhältnis zur 
Begänitigung 419 — im Amte 56. 

Beifchlaf, richleichung des außereheliche 
293ff. — ſ. auch Blutſchande, Ehe: 

bruch, Notzucht, Schändung, Berfüf: 

un 


rung. 

Bekanntmachung, Beſchädigung öffent: 
licher 239 — des Strafurteils 274. 32%. 

Beleidigung. 306 ff. — bedingte 309 — 
formelle 310 — Öffentliche 329 — durd 
üble Nachrede 312 — verleumderiſche 
315 — des Kaiſers und des Landes 
herren 186. 647 ff. — eines Mitgliedes 
des une ten Haujes 159 — 
von Bundesfürften 189 — des Regenten 
190. 647 ff. — wedhfeljeitige 326. 377. 

Bergwerk als Objekt der Brandftifrung 
517 — Belchädigung 527. 

Berichte über Gerichtsverhandlungen 305. 
318 — über parlamentarifhe Berhand- 
lungen 39. 40. 

Berichterftattung, faljche im Diplomatie 
fchen Dienft 560. 

Beichädigung f. den betreffenden Geger- 
ſtand, bef. Sachbeſchädigung, Urkunden- 
befchädigung. 

Bei Otmfung einer Kirche oder Religions: 
ge euſchaft 275 ff. — eines Verſtorbenen 


Beichlagnahme des Bermögens 185. 

Beligrechtsftörung 486. 

Befitztum, befriedetes 222. 

Beitehung, aktive 539 — pafjive 537. 
538 — Richterbeſtechung 540. 

Betrug 429. 

Betteln 583 — unter Drohungen oder 
mit Waffen oder im Rüdfalle 590. 

Bevollmächtigter, Untreue 444. 

Bevölkerungsklafſen 231. 

Bigamie 284. 544. 

Bilanzziehung, unterlafiene als Bant: 
rotthandlung 634. 

Blankettfälfhung oder -Mißbraudy 464 

Blanfettitrafgejeg 12. 

Blutſchande 287. 
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Boden, feuergefährliches Betreten 612.. | 
Bodenſee 36. 

Böswilligkeit, Begriff 647/8. 
Boykott 581. 

Brader, Untreue 444. 
Brandftiftung, einfache 517 — jchwere - 
314 — bejonders ſchwere 516 — mittel» 
bare und unmittelbare 517 — fahr» 

Wläfjige 519. 

Brennuaterialien ald Objekt der Brands | 
jtiftung 517. 

Briefgeheimnis, Verletzung desjelben 497. 

Brieffuverts, faljche geftempelte 472. 

Brüden, Beihädigung 513. 527. 

Brummen, Vergiftung 529 — mangelnde : 
Verwahrung 603. 

Bülten, unbefugtes Hauen 619. 

Bundesfürft, Beleidigung 189 — Tötung 
177 — Gefangennahme 177. 

Bundesgebiet, L2ostrennung desſelben 

sa 


Buͤrgerſchaft der freien Städte 198. 
Buße, rechtliche Natur 42 — bei Belei⸗ 
digung 515 — bei Körperverlegung 355. 
. 545. 
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Ehrenrechte, Berlufi der 55. 75. 171. 

Ehrenzeichen, öffentliche 56 — unbefugtes 
Tragen 572. 

Eichung, Mangel derſ. 616. 

Eidesbruch 270. 

Eier, Ausnehmen von 612. 

Eigennutz, ftrafbarer 476 ff. 

Einbruchsdiebftahl 388. 

Einfahren von Pferden 598. 

Einfubrverbote, Berlegung derſelben 531. 
533. 

riff, ärztlicher 353 ff. 

atftrafe 166. 

Einwilligung des Berlegten 104. 353. 

Einziehung 62. 65. 

Eijenbahn, Gefährbun 
landesperräterifche Beritö 


Ein 
Ein 


522. 524 — 
rung ujw. 183. 


| Eifenbahndienft, Unfähigfeitserflärung 
527. 
- @leftrizität, ea 0 379. 


Eltern, Ruppelei derielben 295. 
Entführung 369. 

Entlafiung, vorläufige 48. 
Entwidlung, gehemmte 126. 
Erde, unbefugtes Graben 619. 
Ermädtigung 189. 


Erpreſſung 410ff. — im Amte 544 — 


Chantage 412. 
Culpa 136. 
S. auch K. 


Damm, Beihädigung 513. 527. 

Daritelungen, das Schamgefühl ver- 
legende 305 — unzüchtige 302. 

Defraudation 442. 

Deiche, Beihädigung 517. 

Delit manqué 73. 

Denfmäler, öffentliche, Beſchädigung 511. 

Depeichenfälihung 461. 503. 

Deiertion 248. 

Diebitahl 378 — jchwerer 388 — räube- 
rifher 409 — im Rüdfall 397. 

Dienttbud, Faͤlſchung 593. 

Differenz andel als Bankrotthandlung 


Dingpflidht, Hinterziehung der 248. 
Dolus 126 — eventualis 131. 
Doppelehe 234. 544. 

Dreiteilung der jtrafbaren Handlungen 


14. 

Drohung, Begriff 91. — ©. aud Be 
Drohung. 

Drudjachen, dem Papiergeld ähnliche 572. 

Ducdesne: Paragraph 98. 

Duell 330 ff. 

Dünen, Polizeiverordnungen zu deren 
Schuß 602. 


Ehebetrug 283. 
— 285. 
Eheerſchleichung 283. 
Ehre 306 ff. 


— — — — — — — — — — ——— — — — — — —— — — — — 


räuberiſche 415 — von Geſtändniſſen 


547. 

Error in oblecto 135 — bei der An⸗ 
ſtiftung 94. 

Erzengnifle, Iandwirtichaftliche als Objelt 
der Brandftiftung 518. 

Erzieher, Unzucht derſelben 287ff. — 
Kuppelei 295. 

Efwaren, verfälichte oder verdorbene 603. 

&rterritorialität 31. 

Erzeh des Täterd bei Mittäterihaft 88 
— bei Anftiftung 93 — bei Beihilfe 96. 


Jahigeeitezeugriſſe— Fälſchung von 593. 

ahnenflucht 248. 

abrbahn der Eiſenbahnen 522. 
ahren in Städten oder Dörfern 598 — 
über fremde Grundftüde 612. 

Sale Beichädigung 527. 
ahrfarten, Betrug 437 — als öffentliche 
Urkunden 453. 

rläffigfeit 136. 
ahrwaſſer, Beihädigung 527. 
ahrzeuge ber Kriegsmarine, landes⸗ 
verrätertiches Zerſtören uſw. 183. 

Salfabe 489. 
alſchbeurkundung 551 — mittelbare 
466 


Falſcheid, Verleitung zum 269 — fahre 
läfftger 271. 

Falſchgeld, Verbreitung von 254. 255 — 
Abſchiebung von 256. 
alſchmünzerei 253. 
alſchwerbung 248. 
amiliendiebitahl 403. 


656 


Sachregifter. (Die Zahlen bezeidhnen die Seiten.) 


Federwild, Ausnehmen von Eiern ober ' Gaft, Übertretung der Boligeiftunbe 5%. 


ungen 612. 

F ietaß Störung derſelben 598. 

elddiebſtahl 2. 

— — 1. qzuich 

polizeigeſetze, landesrechtliche 2 — 
Übertretung durch Kinder 584. 

Fernſprechanlagen 526. 

ame. widerrechtliche 547. 
ngen. landesverräterifche Berftörung 
uſw. 183 — Riſſe von 572. 

Feftungshaft 45 — Zufammentreffen mit 
Gefängnis 171. 

Feſtungspläne, Iandesverräterifche Mit- 
teilung 184 — |. auch Feſtungen. 

Feſtungswerke, landeserräterifche Ber» 
ftörung ufw. 183. 

Feuer, Gefährdung durch ſolches 612. 
enerlöfchgerätfchaften, mangelhafte In⸗ 
ftandhaltung 612. 

Feuerpolizei 612. 
euerftätte 612. 616. 
euerwerf 612. 
tichdiebftahl 380. 

ei en, widerrechtlicheß 494. 620. 
Iußufer, Übertretung der zum Schupe 
erlafienen Bolizeiverordnungen 602. 

Forderungen, Geltendmachen erdichteter 
als Banfrottbandlung 626, 642. 

Formen zur Anfertigung von Geld ober 
Wertzeihen 257. 572. 
orftbeamte, Widerftand gegen 214. 

Forftberechtigte, Widerftand gegen 214. 

goritdiebftahl 2. . 

Forſtgeſetze, landesrechtlihe 2 — Übers 
tretung durch Kinder 584. 

a 214. 
ortdauerndes Delikt, Begriff 170 — 
Verjährung 1583. 

Fortgeſetztes Delikt, Bearif 168 — 
Antrag 143 (VIII2) — Berjährung 
153. 

Forum delieti commissi 28}. 

Freiheit, Verbrechen und Bergehen wider 
diejelbe 367 ff. 

Greiheitsberaubung 372 — im Amte 
546. 548. 
reiheitsftrafen, Berechnung 46. 
rieden, Störung des öffentlichen 228. 
riedhof als zu religiöfen Berfammlungen 
beitimmter Ort 247. 

Friſt Des Strafantrags 140 ff. 
zücte als Objekte der Branditiftung 


5819. 

Jubrungszeugniße, Fälſchung 593. 
urtum possessionis 486. 

Furtum usur 487. 

ee 608. 

sutterdiebftahl 620. 625. 


Garten, unbefugtes Betreten 612 — 
Werfen in 599, 


88 


Gebäude, Diebjtahl aus einem üelden 
389 ff. — Beihädigung 513 — « 
Objett der Brandftiftung 514. 51: - 
Gefährdung durch ‚yeuer 612 — um: 
lafiene Ausbeflerung 603. 

—— anund 487. 

Gebrauchsrechte, Beeinträchtigung der 
ſelben 486. 

Gebuhren, übermäßige Erhebung ſolcher 

be . 


Gefahr, Begriff 17. 
dung 231. 
rdungsdelikte 17. 
Gefangenenbefreiung 217 ff. 550. 
Gefangenenmenterei 220. 221. 
Gefängnisftrafe 44 — in Berbiaiu: 
mit Berluft der bürgerl. Ehren 


55. 
Gegenſtände, ätende und leicht ent; 


Ge 


—— - — ö— — r — — — ——— — — — — — 


liche 603 — des Gewerbes, der trt 

der Verehrung, der Wiflenichaft, des 

öffentlichen Nugen dienende, Beſched:⸗ 
ung derjelben 511 — das Schamge— 
übl verlegende 305 — zu unzüchtigem 

Gebrauch beftimmte 302. 

Geheimbündelei 229 fi. 

einmittel 607 ff. 

Geheimmisverlegung 499. 560 — lande⸗⸗ 
verräterifche 184 — Siehe auch Brier- 
geheimnis. 

Geifteskranke, Beleidigungsfähigkeit 30° 
— Unzucht mit geiſteskranken Franuens⸗ 
perſonen 291. 

Geiſteskrankheit als Ausſchluß der Zu⸗ 
rechnungsfähigfeit 107. 

Geiſtliche Kanzelmißbraudy 233 — 
Kuppelei deri. 295 — cht dern. 
287 fi. — ſ. auch Religionsdiener. 

Geld, Nachmachen oder Berfälfcyen von 


253. 
Gelditrafe 50. 158. 172. 


Gemeingefahr 514. 
Genofienihaften, Vorſtandsmitglieder 


als haftbar für Banfrotihandlungen 
645/6 


Genufmittelbiebftahl 620. 

Gerichtsverhandlungen, Berichterſtat⸗ 
tung 318 — Vitteilungen aus geheimen 
305 


Gefhäftsmäfigfeit 170. 


Geihäftsräume als Objekte des Hand 


friedensbruchs 222.. 
Geſchworenendienſt, Unfähigkeit zu dem» 
jelben 53. 
Geſchworener, unwahre Entichuldigung 
243 — Kr 540. 
Gejamtftrafe 165. 
Gefandter, Beleidigung eines jolchen 19. 
Geſetzeskonkurrenz 160. 163. 
— * 547. 
Geſundheitszeugnis 474. 475. 
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— 


@etränfe, verfäljchte ober verdorbene 
803 — Berabfolgung bei Berfteigerungen 


Getreide als Objekt der Brandftiftung 
518 — ſ. auch Felddiebftahl u. Futter- 
diebſtahl. 

Gewahrjam, beim Diebftahl 382 ff. — 
beim Rüden des Mieterd 486 — Vers 
legung des amtlichen 237. 240. 

Gewalt, Begriff 112. 

Gewalttätigfeit 118. 226. 227. 

Gewerbsmi Higfeit 170. 

Gewerbetreibende, ftrafbare Handlungen 
derielben 616. 

Peer vorſchriftswidrige 616. 

Gew ek a niafeit 170. 

gemoh eitsrecht 23 


Gift, Begriff 364 — Feilhalten, Zube» | 


reiten uſw. 603. 
Gläubigerbegünftigung 639. 
Glüdsfpiel 476 ff. 573. 

Gottesdienft, Beihädigung dem Gottes⸗ 
dienfte geweihter Sachen 511 — Dieb» 
ſtahl folder 389 — Störung des Gottes» 
dienftes 279 — Berbinderung an ber 
Ausübung 277. 544. 

Gottesläfterung 275. 

Grab, Zerflören oder Beichädigen eines 
ſolchen 280. 

Grabmal, Beihädigung 511. 

Grand, unbefugtes Graben 619. 

Grenzverrädung 472. 619. 

Gruben, mangelhafte Verwahrung 603. 

Güterbeftätiger, Untreue 444. 

Güterpfleger, Untreue 444. 


Haftſtrafe 46. 172. 590. 

Haiden, Gefährdung durch euer 612. 

Handelsbücher, unterlajiene Führung, 
Bernidytung uſw. als Bantrottband 
lungen 626. 634. 

Handlung, Begriff der ftrafbaren 16 — 
Einteilung 14 — Begehungdort 28 ff. 
— unzüdtige 288. 290. 801 — Zu⸗ 
fammentreffen ftrafbarer 160. 

Handwerker als Weinderfaufleute 629 
— Unterjdied von Fabrilanten 629. 

Haufen, unbefugtes Bilden oder Be- 
fehligen eines bewaffneten 229. 

Haus, landesherrliches 158. 189 — ſ. 
auch Gebäude und Feuerſtätte. 

Hausdiebitahl 403. 

Haustriedensbrnd 222. 547. 

Hausſuchun 

Hebamme, 
heimniſſen 499 

Heer, Unfähi u zum Dienfte 56 — 
fiche au ehrpflich 

Hehlerei 


dDa barun von Privatge⸗ 


Seraustorderung zum Zweikampf 338. 


334. 
Henerbrudy 497. 


Frank Etrafgefekbud, 5.—7. Aufl. 


® 
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ilfe bei Unglüdsfällen 573. 
ochverrat 175 
Hoheitszeichen 192. 239. 
olgbiebfta L2. 
unde, Hetzen derj. auf Menſchen '599. 
urerei 584. 
ütte als Objekt der Branditiftung 514. 


agdbeamte, Widerftand gegen 214. 
agdberedhtigte, Widerftand gegen 214. 
agdgebiet, unbefugteß Betreten 612. 
agdgerät 494. 

agen, widerrechtliches 489. 
dealtonfurrenz 160. 

nland, Begriff 36. 

nterefien, Wahrnehmung berechtigter 


vn 287. 
rrium 194. 
ugendliche Berbreder 121 ff. 


Kaifer, Ermordung desfelben 176 — 
Tätlichleit gegen denfelben 186 — Be⸗ 
leidigun dest. 187 

Kanzelminbraud) 235. 

$tartellträger 334. 338. 

Saufmann, Suchführungepflicht 626. 634. 

Saufalzufammenhang 18 

Seller, mangelnde Verwahrung 608. 

Kind, Anleiten zu oder Nichtabhalten 
von ftrafbaren Handlungen 583 — 
Beleidigungsfähigleit 307 — Straf» 
barfeit 122. 

Kinderraub 369. 

Kindesmord 345. 

Stindesunterfchiebung 281. 

Stippen 256. 257. 

Kirche, Beihimpfung 275 ff. 

nad 358. 

Slaffenverhegung 231. 

Stleingewerbetreibende als Minderlauf- 
leute 630. 

Kokarde, ãnjahigkeit zum Tragen der⸗ 
ſelben 5 

Kolieftinbejeichnung, Beleidigung unter 
einer joldyen 3U8. 

Stotefiobeif, Begriff 170 — Verjährung 


153. 
Stoleftinperfonen, Beleidigungsfähigfeit 


Kolonien 37. 

Kompenfation j. Aufrechnung. 
Komplott 80 — hochverräteriſches 179. 
Konkubinat 5. 

Konkurrenz 160. 


Konkurseroͤffnung, Begriff 627. 


Konnivenz 565. 


| Konipiration, hocpberrätertiche 179 — 


landesperräterijche 1 


Körperverlegung 353 * — im Amte 
545. 


42 
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Körperſchaft, Beleidigung einer politischen 


326. 
Konfulargebiete 37. 
Konſumtion von Delikten 165. 168. 
Konterbande, Gefährdung des Schiffes 
Durch dieſ. 496. 
Kontrolle, fittenpolizeiliche 584. 
Krankheiten, anftedende 531. 532. 
Krebſen, widerrechtliches 445. 620. 
Nreditbetrug 481 ff. 
Streditieren an Minderjährige 502. 
Krieg, |. Armeelieferant u. Yandesverrar. 
Kriegsmacht, Unterjtügung der feind- 
liyen 182. 183. 
Kriegsmittel, Verrat folcher 153. 
Kriegsrecht 7. 
Kriegszuſtand 7. 
Kummlationsprinzip 166 
Kundgebungen, Verlegung amtlicher 239. 
unfttehler des Arztes 352. 355. 
Kunftgegenftände, Beichädigung 511. 
Kuppelei 295. 
Kurator, Untreue desjelben 444. 
Ktüftenfifcherei von Ausländern 495. 
Kuverts, Gebrauchmachen von geitent- 
pelten 472. 


Landesherr, Beleidigung 186 — Mord 
176 — Tätlichfeit 186 — Straflofig« 
feit 31 — ausmärtiger, 191. 192. 

Zandespolizeibehörde, Überweiſung an 
dieſ. 590. 

Zandesredht 35. 

Zandesverrat diplomatifcher und mili⸗ 
täriicher 180. 181. 

Landfriedensbruch 227. 

Zandftreicher 553. 

Landzwang 228. 

Lärm, ruheitörender 579. 

Leben, Delikte gegen das 339 ff. 

Xegitimationspapiere, Fälſchung v.593. 

Lehm, unbefugtes Graben 619. 

— Kuppelei 295 — Unzucht 288. 

Lehrling, Diebſtahl, Unterſchlagung 403. 

Leiche, heimliches Beerdigen oder Bei⸗ 
ſeiteſchaffen 602 — Diebſtahl 279. 381. 

Leiſtungsempfänger, amtliche Verkürzung 
desfelb. 558. 

Licht, Gefährdung mitteld Kay 612. 

Liquidatoren als haftbar für Banfrott- 
bandlungen 645,6. 

Xohnabtreibung 347. 

Lohnhurerei 534. 

Lotterie, Spielen in ausmwärtiger 5 — 
unbefugte Beranftaltung 479 — fiehe 
auch Slüdsipiel. 


Macht, Widerftand gegen d. bewaffnete 
205. 113. 

Müädchenhandel 296. 

Magazin als Objekt der Brandftiftung 
517 — |. auch Landesverrat. 


| 


Sachregifter. (Die Zahlen bezeichnen die Seiten.) 


Drajeftätebeleidigung 157. 647 fi. 

Mäller, Untreue 444. 

Mangel am ZTatbeftand 71. 

Marterung beim Raub 408. 

Make, vorihriftsmwidrige 616. 

Marenverwalter, Untreue 444. 

Deafiregeln, polizeilihe (im Gegeniag 
zur Strafe) 42. 

Materie 2 fi. 


| Medizinalperfonen, f. Arzt. 


Meeresufer, Bolizeiverorönungen zum 
Schuße ber. 602. 


, Meineid 258 — falicher Barteieid 239 — 


Meineid des Zeugen und Sachver⸗ 
ändigen 261 — Aufforderung jam 
26 


Menſchenmenge, Begriff derf. 201. 


— — — — — — 
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Menichenraub 368. 

Mergel, unbefugtes Graben 619. 

Mefler, Untreue 444. 

Meuterei der Gefangenen 221. 

Militärperfonen, Anwendbarleit des 
StGBs auf fie 38. 

Minderjährige, verbotenes SKreditierer 
502. 503 — unzüdtige Handlungen 
mit minderjährigen Schülern oder Zoͤg⸗ 
lingen 287 ff. 

Minderfauflente 629. 

Mineralien, als Objekte des Diebitahls 
381 — unbefugte8 Wegnehmen 619. 
Mißbrauch der Amtsgewalt 544 — zum 

Beilchlaf 291. 293 — von Urkunden 593. 

Mitglied einer geſetzgebenden Verjamm⸗ 
lung, Straflojigfeit wegen Auerungen 
im Beruf 39 — Hinderung an Aus 
übung des Berufs 195. 

Mittäterichaft 85 f 

Monarch, Straflofigfeit 31. 

Montierungsftüäde, Anlauf oder Zum 
pfandnehmen 619. 

Mord 340 — hochverräterifcher 176. 

Moresnet 2. 

Muünzdelifte 252. 

Münzfälſchung 253. 

Münzverringerung 256. 257. 

Mundraub 620. 

Munitionsaneignung 488. 

Müßiggang 554. 


Nachhaft 590. 

Nachlaßſachen, Diebitahl? 353. 

Nachrede, üble 312. 

Nachſchlüfſel, unbefugtes Anfertigen 616 
— beim Diebftahl 388. 

Nachwucher 507. 

Nahrungsmitteldiebftahl 620. 

Namen, Nennung eines falichen 572. 

Naturalien, rechtswidrige Abzüge 55°. 

Mebentäterfchaft 89. 

Nebenitrafen 43. 

Nießbrauchrecht, Berleßung eines jolcher 
456. 





Sachregiſter. (Die Zahlen bezeichnen die Geiten.) 


Norm 11. 

Notare find Beamte 566 — Offenbarung 
von PBrivatgeheimnifien 499. 

Notariat, Unfähigkeit zur Bekleidung 53. 

Nötigung, gemeine 374 — gegen Be- 
börden 210 — gegen gejebgebende Ver⸗ 
jammlungen 193 ff. — zum Beiſchlaf 
oder zu unzlichtigen Handlungen 291.f. 
re Schuldausſchließungsgrund 111. 


Nothilfe 116. 

Notitand 111. 120 ff. 321. 521. 
Notwehr 111. 116. 

Notzucht 293. 

Nulla poena sine lege poenali 23. 


Objeftives Strafverfahren 66. 

Obrigkeit, Aufforderung zum Ungehor- 
janı gegen fie 199. 202 — Berächtlich» 
machung 234. 

Senbarung von Privatgeheimniffen 499. 

Difenbarungseid 270. 

Sfrentlichfeit, Begriff 201. 

Offnungen, Nichtverdeden der. 603. 

Offizier, als Beamter 566 — f. auch 
Wehrpflicht. 

Offupationsrecht, fiehe Fiſchen, Jagen, 
Krebjen. 

Dnanie, gegenjeitige 290. 

Operation 553. 359. 

Orden, unbefugte8 Tragen 572 — Uns» 
jähigkeit joldye zu erlangen 56 — 
Berluft 56. 

Ort der begangenen Handlung 28. 


Päderaftie 290. 

Paragraph Arnim 560, Duchesne 97. 

Parlamentiprengung 193. 

Vartiererei 423 ff. 

Bartifularredt 2 if. 

Paß, Fälſchung 593 — f. auch Landes⸗ 
verrat. 

Perſonalitätsprinzip 33. 

Verjonenhehlerei 422. 

Perſonenſtand, Berbrechen und Vergehen 
in bezug auf 2S1 ff. 
Perjonenjtandsbeamter, Abichliegung 

einer Doppelehe durch denf. 544. 

Pfandkehr 456. 

Pfandleiher, Ingebrauchnehmen der 
Pfänder 4857 — UÜberſchreitung des 
Zinsfußes 573. 

Pfandnahme mittels ſtrafbarer Hand— 
lungen erlangter Sachen 423 — von 
Armaturſtücken 619. 

Pflegebefohlene, Unzucht mit denſ. 287 ff. 

— Verkuppelung 295. 

igeeneen Unzucht derſelben 257 ff. 

flichtenkollifion 105. 

Plaggen, unbefugtes Hauen 619. 

Hlatten zur Ylnfertigung don Münzen 
257 — oder geldähnlichem Papier und 
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dergl. 572 — zur Heritellung ftrafbarer 
Schriften ufw. 64. 

Plaß, militärticher, Verrat eines ſolchen 
183 — öffentlicher 213. 

Are 60, vergl. 42. 75. 171.583. 
olizeiliche Mafregeln 42. 

Poligeiftunde, Überjchreitung derfelben 

Ö 


Poligelübertrefungen, Wefen derfelben 

568. 

Poſtgeheimnis, Verlegung desfelben 561. 

Poſtdiebſtahl 388. 

Pojtwertzeihen, Fälihung und Ber- 
wendung gefälfchter 472. 474 — An⸗ 
fertigung von Stempeln, Siegeln uf. 
zur Der telung 572. 

Präſervativs 304. 

Prävarikation 564. 

Princeps legibus solutus 31. 

Vrivatgeheimmniffe, unbefugte 
barung 499. 

Yrivatgenugtuung 42. 43. 
rivatitrafe 4. 
rivaturfunden zum Beweiſe uſw. er- 
hebliche 455 ff. 

a een 107. 

Publikation, |. Befanntmachung. 

—— 136 — vergl. 68. 


Offen⸗ 


utativnotwehr 119. 
uälen von Tieren 573. 


Nädelsführer 211. 227. 

RNaſen, unbefugtes Graben 619. 

Raub 405 ff. 

Raubmord 408. 

Rauchen an feuergefährlichen Orten 613. 

Raufhandel 361. 603. 

Raum beim Hausfriedensbruch 222 ff. 
— umſchloſſener bein Diebftahl 359. 
390 — Berfen in einen eingejchloffenen 


599. 
Räumlichkeit als Objeft der Brand—⸗ 
ftiftung 514. 
Naupen, Unterlaffung des gebotenen 612. 
Nealfonfurrenz 166 ff. 
Realprinzip 32. 
Rechte, ſtaatsbürgerliche 193 ff. 
Rechtsanwalt, kein Beamter 566 
Prävarikation (Untreue) 564 — uns 
befugte Offenbarung von WBrivatge- 
heimniffen 499 — Gebührenüberhebung 


501. 
Rechtsanwaltſchaft als öffentliches Amt 
3 


53. 

Rechtsbeiſtand, j. Rechtsanmalt. 

Mechtöbeugung 542. 

Rechtsfrieden 225. 231. 

Rechtsgeſchäfte, Anerkennung oder Aufs 
ſtellung erdichteter als Bankrotthand⸗ 
lungen 626. 642. 

Nechtswidrigkeit, Erkenntnis derſ. —Weg— 
fall derſ. beſeitigt den Deliktsbegriff 12. 

42* 
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118 — Kenntnis Dderielben als Be: 

ftandteil des Dolus? 130. 181. 

Negent, Beleidigung 187. 188. 189. 190. 

647 ff. — ausmärtiger 192. 

Regiſter, Beihädigung und Vernichtung 
237 — falſche Einträge 551. 

Neichsrecht, Verhältnis zum Landesrecht 
2 


Reifegepäd, als Objekt des Diebitahls 


Feiten, zu rafches 595 — unbefugtes 
über Gärten ufw. 612. 

Nellamen, marktichreierifche, Betrug? 
430. 433. 

Neligionsdiener, Abichluß einer Che 
543 — f. aud) Beleidigung und Stanzel- 
mißbrauch. 

Religionsgeſellſchaft, Beſchimpfung 576. 

Retorfion bei Beleidigungen 327 — bei 
Körperverlegungen 367. 

Neue, tätige beim Verſuch 76 — beim 
Dieineid und Falſcheid 266. 271 — 
bei der Branditiftung 519. 


Richter, ſ. Beitehung und Rechtsbeugung. 

Rohrpoſt Verhinderung und Gefährdung 
des Betriebes 526. 

Nüden, jog. 456. 

Hüdfahrfarten 437. 

Rückkaufshändler |. Pfandleiher. 

RNückfall als perſönlicher Strafſchärfungs— 
grund des Täters 101 — beim Dieb— 
ſtahl 397 — beim Raub 407 — bei 
der Hehlerei 428 — beim Betrug 443 
— beim Betteln 590. 

Rüdtritt vom Verſuch 76 ff. — des An— 
ftifter8 78. 94 — des Gehilfen 78. 95 
— beim Zweikampf 335 — f. aud 
Reue. 

Rüdwirfung des Strafgejeges 25. 

Auhen der Verjährung 155 ff. — der 
Antragsfrift 150. 


Sachbeſchädigung 509 ff. 


Sadjen, feuerfangende 603. 612. 
Sachhehlerei 423 ff. 
Sachverſtändiger, Meineid 261. 264. 


265 — fahrläſſiger Falſcheid? 271 — 
Unfähigkeit zu eidliher VBernehmung 
270 — unmahre Entichuldigung 243. 
Sachwucher 508. 
Sand, unbefugtes Graben 619. 
Schaffner, Untreue 444. 
ne 291. 292. 293. 
Schanfitube, ſ. Polizeiſtunde. 
Schauer, Untreue 444. 
Scheunen, feuergefährliches Betreten 612. 
Sqienbedarf, Aufſammeln von ſolchem 
57: 


Schießen, gefährliches 603. 612. 
Schieppulver, Zubereiten ujw. 602 — 
Herjtören durh Pulver 520. 


Sadhregifter. Die Zahlen bezeichnen die Seiten.) 


Schiff, Opjett der Brandftiftung 514. 517 
— der Eachbeichädigung 513 — Ber- 
urſachung des Einfens oder Etrandens 
529 — Gefährdung durh Konterbande 
496 — Diebftahl aus einem Edhifie 
389 — f. aud) Landesverrat und Edyif- 


ch ] h ’ 2 1. 2 . 


Schlageiſen, unbefugtc Legen 603. 

Schlägerei 361. 603. 

Schlägermenſur, ftudentifhe 331. 332. 

Schleufen, Beihädigung 527 — Bauten 
oder Ausbeflerung 603. 

Schlitten ohne Deichjel oder Geläute 598 

Jagdgerät? 494. 

Schloß, unbefugtes Öffnen 616. 

Schloſſer, 


unbefugtes Anfertigen von 

Schlüſſeln uſw. 616. 

Schlüffel, falſcher 358 — unbefugte An» 
fertigung 616. 

Schöffe, unwahre Entſchuldigung 243 — 
Beſtechung 540. 

Schöffendienſt, Unfähigkeit 53. 

Schonungen, unbefugtes Betreten 612 

Schonzeit, unbefugtes Sagen während 
derſelben 492. 

Schornſteine, Nichtreinigen derſelben 612. 

Schriften, ſtrafbaren Inhalts 64ff. — 
das Echamgefühl verlegende 305 — 
unzüdtige 302. 

Schuld 102ff. — Delifte ohne ſolche 139. 

Schuldausihließungsgrund 103. 

Schulden, Anertennung oder Aufftellung 
erdichteier als Bankrotthandlungen 626. 
42. 

a 642. 

Schuldverfchreibungen, auf den Inhaber 
lautende 251 — dem Papiergeld gleich» 
geachtete 256. 

ee ſ. Kolonien. 

Schutzmaßregeln, j. Selbſtgeſchoſſe. 

Schutzprinzip 32. 

Schutzwehr, Beſchädigung 527. 

Schwächung 291. 293. 299. 

Schwangere, j. Abtreibung. 

Seeraub 407. 

Sekundanten 337. _ 

Selbftbefreiung von Gefangenen 2175. 
950 


Selbftgeichofle, Legen ohne Erlaubnis 
603, vergl. auch 119. 

Selbithilfe 4. 112. 

Selbitveritünmelung 249. 

Senat der freien Städte, Auseinander⸗ 
ipreugen desjelben 193 ff. 

Eequeiter, Untreue 444. 

Seuchhengefahr 531ff. 

Sich en an einzelne Gläubiger 
als jtrafbare Begünftigung 639. 

Eicherungsmaßregeln beim Bauen 603. 

Eiegel zur Anfertigung von Geld⸗ oder 


Sachregiiter. 


(Die Zahlen bezeichnen die Eeiten.) 
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Wertzeihen 257. 572 — Berlegung | Strafbarfeit, Bewußtſein derfelben 130. 


eines amtlichen 240. 
Siegelbrud 240. 
Singvögel, Ausnehmen bon Eiern 612. 
6. 


Sittlichfeit, Verbrechen und Bergehen 
wider dieſelbe 284 ff. 

Sodomie 290. 

Sonderverbreigen, Zeilnahne an bemf. 


Sonntagsruhe. Störung derf. 598. 

Spiel, ſ. Glüdsfpiel und Lotterie — als 
Banfrotthandlung 639. 

Spionage 183. 

Sportulieren, übermäßiges 557. 558. 

Sprengitoffe, |. Stoffe. 

Staaten, feindliche Handlungen gegen ber 
freundete 190. 

Stantseinrihtungen, Verachtlichmachung 
35 


7 
Staatsgebiet, Lostrennung desſelben 


177. 
&taatögeheimnifte, Mitteilung von jolden 
184 — vergl. aud) 560. 
Staatögeichäfte, ungetreue Führung 185. 
Stantögewalt, Widerſtand gegen diejelbe 
198 


Staatsverleumdung 234. 

Stall, —— Betreten 612. 

Standesdelitkt, |. Sonderverbrechen. 

Stauer, Untreue 444. 

Steine, Werfen mit ſolchen 599 — Weg⸗ 
nehmen von jolchen 619. 

Stempel zur Anfertigung von Geld oder 
Wertzeihen 257. 572. 

Etempelabdrüde 472. 473. 572 595. 

Stempelblanfette 472. 473 572. 

Stenpelmarfen 472. 473. 572. 

&tempelpapier 472. 473. 572. 

Sterbekafſen, Errichtung ohne Genehmi- 
gung 572. 

Steuern, unterlajjeneAdführung erhobener 


559. 

Steuergefeße, landesrechtliche 2 — Über 
tretung durd) Rinder 594. 

Stiche zur Anfertigung von Geld oder 
Wertzeichen 257. 572. 

Stimmfauf 197. 

Stimmverbinderung 195. 

Stimmverfauf 645. 

Stoffe, unberechtigtes Fiſchen mit ſchäd⸗ 
lichen oder explodierenden 494 — Zer⸗ 
ſtören von Sachen durch explodierende 
520 — Zubereiten explodierender ohne 
Erlaubnis 602 — Aufbewahrung, Bes 
förderung, VBerausgabung, Verwendung 
don Sprengftoffen 602. 

Strafandrohung, abjvlut unbeftimmte, 
abjolut beſtimmte, relativ beſtimmte 24. 

Strafantrag 141ff. 

Pr En ER 106. 

Strafausichließungsgründe 106. 


— — — — — — — 
— —— — —— ——— — — —— — — — 
— — — — — — — — 


trafe, Begriff und Arten 41. 
Straferhoͤhungsgründe 24. 
Strafmilderungsgründe 24. 
Strafmündigkeit 123. 
Strafigärfungegründe 24. 
&trafurteil, ſ. Veröffentlichung. 
Strafverfolgung, Unterlafjung derjelden 

549 — ſ. auch Berjährung. 


Strafvoliftredung, unzuläffige 548. 
Strandung eines Schites 529. 

Streik, Aufforderung zum 149. 
Straße, geritörung 513 — Gefährdung 
bed Verkehrs 598. 599. 
Straßenraub 407. 


Tatbeitand 10ff. 103. 104. 

Zäterfchaft, mittelbare 80. 

Tätlichkeiten gegen den Raifer, den Lars 
desherrn oder Mitglieder des landes⸗ 
herrlichen Hauſes 186. 

Zaubftumme 126. 

Täuſchung zur Bereitelung der Wehr» 
pflicht 250. 

Teilnahme 80 — an Sonderverbrechen 81. 

Zelegraphenanlage, Verhinderung oder 
Gefährdung des Betriebs 525. 


Telegraphendienft,Unfähigfeit3erflärung 
527. 


Telegraphengeheimnis, Verlegung des⸗ 
ſelben 563. 

Telegraphenwertzeichen 472. 473. 

Territorialprinzip 27 ff. 

Teitamentsvollitreder, Untreue 444. 

Tiere, Vernachläſſigung der Sicherheits 
maßregeln 598 — wilde 603. 

Tierquälerei 573. 

Titel 572 — unbefugtes Annehmen 572 
— Berlujt 56. 

Todesftrafe 43, vergl. auch 7. 55. 

Tötung, fahrläffige 351 — eines unehe- 
lichen indes 345 — auf Verlangen 
343 — im Zweilampfe 336. 337 — |. 
Kan Körperverlegung, Mord und Tot 

ag. 

a unbefugtes Wegnehmen 621. 

Torfmoore, als Objekte der Branditiftung 
517. 

Totalifator 583. 

Totſchlag 341. 

Transportmitteldiebitahl 388. 

Transportgefährdung 522. 

Zrichotomie der ftrafbaren Handlungen 
14. 

Trunf, Hingabe an denj. 594. 


Überfall, Hinterliftiger 857. 
Uberſchwemmung 520. 521. 
Übervorteilung Diinderjähriger 502. 5083. 
UÜberweiſung an die Familie 122 — an 
die Zandespolizeibehörde 298. 590, 
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Nfer, Polizeiverordnungen zum Schutze Nerbüßung der Strafe für einen anbern 
420. 468. 


derjelben 602. 

Nmftände, mildernde 25. 

Anbrauhbarmadung 65. 

Unfähigfeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter 58 — vergl. 56. 54. 

Unfug, beichimpfender an einem Grabe 
279 — in einer Kirhe 275 — grober 


580. 
Ungehorſam, Aufforderung zum 199. 208. 
204 — diplomatiſcher 560. 


Ungehorſamsdelikte 569. 
Unglüdsfälle, Bilfeleifkung 573. 
Uniform, unbefugtes Tragen 572 — |. 
Armaturftüde. 
Unfenntnis von Tatumftänden 156. 
Unrat, Werfen mit folchem 599. 
Unredhtsausichliefungsgrände 12. 103 ff. 
Anteilbarfeit des Etrafantrags 145. 
Unterbrechung bes Raufalzufammenange 
21 — der Verjährung 158. 159. 


Unterdrüdung |. Betrug und Urkunden⸗ 
unterdrüdung. 

Unterhaltung, Unterlaffung der pflicht- 
gemäßen 584. 

Nnterfommen, Mangel eines folchen 584. 

Unterlafjungsdelift, echtes 16 — unechtes 
22 — Ort der Begehung 28 — Ber- 
jährung 153. 

Unternehmen, hochberräterifches 177. 178 
— Begriff ım übrigen 194. 


Unterfcheidungsvermögen 123. 
Unterfchlagung 398. 403. 405 — im 
Amte 555. 556 — vergl. auch 622. 

—A— falſche 547. 

Unterſuchungshaft, Anrechnung 139. 

Untreue 444 — des Diplomaten 183 — 
des Sachwalters 564. 

Unzucht, gewerbsmäßige 584 — mit ab» 
üngigen Perjonen 287 ff. — wider 
natürliche 290 — |. auch Abbildungen, 
Zarſte lungen, Gegenftänbe, Handlungen, 

erfehr. 

Unzurehnungsfähigkeit 107. 123. 124. 

Urfunde, Begriff 448 ff. 

urtundenbeſchãdigung 184. 237. 469. 
5 


Urkundenbeſeitigung 470. 
Urkundenfälſchung 447. 184. 551. 593 
— intellettuelle 466. 
Urfundenmißbraudy 593. 
Urkundenverrat 187. 97. 
Urfundenunterdrüdung 184. 470. 
Urkundenvernidytung 154. 237. 471. 551. 


Verabredung f. Komplott. 

Verbindung, geheime 229 — jtaat&feinds 
liche 231. 

Verbrechen, Begriff 10. 

Verbrecher, jugendliche 123 fi. 

Verbrecherwahn 136. 


Vereitelung der Zwangsvolliiredung 


Berfafiung, gewaltſame Anderung der⸗ 
felben 177. 

Berfälfhung, f. bei dem betreffenden 
Gegenfiand. 

Verfolgungsverjährung 150 ff. 

Verfügungsgemalt, Bruch der amtlichen 


237. 

Verführung 299. 

ergehen, Begriff 10. 

Vergiftung 364 — gemeingefährliche 529 
— ſ. auch Gift 

Vergütungen, 
ſolcher 557. 

Verhaftung, widerrechtliche 546 

Verhältnifie, perſönliche, Einfluß auf 
die Strafbarfeit 100ff. 

Verheimlichung mittels ftraibarer Hand» 
lung erlangter Saden 423. 

Verjährung 150 ff. 

Ver in: unzüchtiger 302 ff. 

Verfehrögefährdung 598. 599. — j. aud 
Zransportgefährdung. 

Verfürgung von Leiſtungsempfängern 


übermäßige Erhebung 


Verleitung zur Auswanderung 251 — 
zum Beiſchlaf 293. 299 — zur Deſertion 
248 — zur Eheihließung 283 — zu 
unzüchtigen Handlungen 291 — zum 
Meineid 268 — zu Amtäbdeliften 565. 

Verletzungsdelikt 17. 

Verleumdung 315. 

Verlobte als Angehörige 112. 

Verluſt der bürgerlichen Chrenredjte 55 77. 
5. 171— ſ. auch Amt, Titel, Würde. 

Verminderte Burechnungsfähigfeit 109. 

Vermögen 434. Anungsfäbig 

Vermögensbeſchlagnahme 185. 246. 

Bermögensitüde, Verheimlichen oder Bei⸗ 
ſeiteſchaffen als BanfrotthHandlung 626. 
642; ſ. auch Untreue und VBolljtredungs- 
bereitelung. 

‚Vermögensborteil, rechtswidriger 410. 

Vernichtung, |. Sachbeſchädigung und 
Urkundenrälichung. 

Veröffentlihung des Strafurteils 274. 
329, vergl. 42, 

Verſammlung, gejepgebende, Auseinan- 
deriprengen oder Verhinderung an der 
Beihlußraflung 194 — Beleidigung einer 
geieggebenden 326. 

Verſchulden, |. Schuld. 

Verſichernng an Eidesſtatt 264. 265. 266. 

Berfiherungsanftalten, Errichtung obne 
Oenehmigung 572. 

Verficherungsbetrug 443. 

Bertteigerer, lintreue 444, 





Sachregiſter. (Die Zahlen bezeichnen die Seiten.) 


Zerfteigerungen, geiftige Getränke bei 
denjelben 604. 
Beritorbene, Beleidigungsfähigteit? 307. 


Verſuch 68ff. — Rücktritt 76 — der 

Anftiftung 90 — der Beihilfe 97. 

Berteidiger, ſ. Rechtsanwalt. 

Vertragsbrud des Armeelieferanten und 
bei Notitänden 533 — des Sciffs- 
manns 497. 

Verweis 125. 


Berweilung aus dem Bundergebiete 60. 


583. 
Verzicht auf den Etrafantrag 145. 
Vieh, unbefugtes Treiben 612. 
Viehjeudhen 529. 
a ngsbeamte, Widerftand gegen 
e 205. 


Vollfſtreckungsbruch 241. 
Bollitredungsvereitelung 483. 
Borbeifahren, Hindern desjelben 598. 
Vorbereitung des Hochverrat3 180 — 
eines Münzverbrechens 257. 
Vorbereitungshandlungen 68. 72. 
Bormund, Nuppelei 295 — Unfähigkeit 
56 — Untreue 444 — Unzudt 287 ff. 
Vorſatz 126 ff. 
Voripiegelung falſcher Tatſachen, Siehe 
etru 


g. 

Vorſtellungstheorie 127. 

Vorteil. Begriff 99 — bei der Beſtechung 
538. 


Waren Verſchleuderungals Bankrotthand⸗ 
fung 634. 


Marenempfehlungsfarten, dem Papier- 
geld ähnliche 572. 

Warenvorräte als Objekte der Brand- 
Riltung 517 — Gefährdung durch Feuer 


Waffen, Anſammeln von foldyen 572 — 
j. auch) Betteln, Diebftahl, Qanzfeiebend» 
bruch, Störperverlegung, Raub, Rauf⸗ 
handel, Zweikampf. 

A alenbilfe, landesverräterifche 181. 182. 

Waffentragen 603. 

Wagen, nicht geeichte oder'unrichtige 616. 

Wäger, Untreue 444. 

Wahlbeftehung 197. 

Wahlfälfchung 196. 

Wahlverhinderung 195. 

Wahnverbrechen 136. 

Mahrheitsbeweis 312. 317. 319. 

Wald, unberchtigtes Sagen in demfelben 
492 — Gefährdung mitteld euer 612 
— f. auch Waldungen. 

Waldeigentümer, Widerſtand gegen ihn 

1 


4, 
Waldungen als Objelt der Brandftiftung 
517 — |. aud) Wald. 
Wappen, unbefugtes Gebrauchen 483. 
572. 


663 


Warenzeichen 482 ff. , 

Warnungszeichen, bei Adern, Wiejen 
u. dergl. 612. 

Waflerbanten, Beichädigung 527. 

Waſſerbehälter, Vergiftung 529. 

3 — 379. 

Wafferleitung, Beſchädigung 527. 


Wechſel, ſ. Übervorteilung und Wucher. 

Wege, Abgraben ober Abpflügen 619 — 
Beichädigung 511 — öffentliche 213 — 
unbefugtes Betreten 612 — Wegnahme 
von Erde u. dergl. 619 — Berfehr auf 
denfelben 598. 599. 


Wegnahme beim Diebſtahl 384 — |. auch 


he Beichädigung 527. 
zeel gpfiht. Verletzung derſelben 246. 


Weiden, unbefugtes Betreten 612. 

Weinberg, unbefugtes Betreten 612 — 
Schließen desſelben 612. 

Weltrechtspflege, Syſtem der 32. 

Werkzeng, Begriff 357 — gefährliches 
357. 358. 

Wertpapiere, Berichleuderung als Bank⸗ 
rotthandlung 634. 

Wertzeichen, — Poſt⸗, Telegraphenwert⸗ 
zeichen, Stempel uſw. 

Wette als Bankrotthandlung 634. 

Widerſetzung 205. 213. 214. 280. 

Widerſtand gegen die Staatsgewalt 190 ff. 

Wiefen, unbefugtes Betreten 612. 

Wilddiebſtahl 380. 

Wilderei 489 ff. 

Willenstheorte 127. 

Wippen 256. 257. 

Wirt, ſ. Polizeiftunde und Glückſpiel. 

Witwenfaflen, Errihtung ohne Geneh⸗ 
migung 572. 

Wohnung, Begriff 222. 

Wucer 504 ff. 

Wundarzt, |. Arzt. 

Würde, unbefugtes Annehmen 572 — 
Berluft 56. 


gablungseinfteflung, Begriff 627. 

echprellerei 431. 

Zeichen, Handlungen gegen ein Öffentliches 
Beiden der Autorität 192. 239 — |. 
auch Warnungszeichen, Poſtwertzeichen, 
Stempel uſw. Telegraphenwertzeichen. 

A der begangenen Handlung 28. 152. 
erftörung, }. den betreffenden Gegenftand, 
ferner Sachbeſchädigung, Urkunden⸗ 
vernichtung. 

Zeuge, Falsche Entfchuldigung 243 — 
Meineid 261. 264. 265 — fahrläffiger 
Falſcheid? 271 — Unfähigfeit bei Auf» 
nahme von Urkunden 56 — Unfähigfeit 
zur eidlichen Bernehmung 20 — bein 
Bmeilampf 338. 


664 Sadıregiiter. (Die Zahlen bezeichnen die Seiten.) 





Zeugnis, Falldung und Mißbrauch 593 | Zurüdbehaltungsrecht, Verlegung emes 
— (ber v. Se Peitäzuftand 474.475 folgen 486. 
Aurü nahme des Strafantrags 146. 


air he eitung 504. gujenmenrottung 212. 221. 
dgling, Unzucht 287 — Berkuppelung agftrafe 166 
wangserziehung 122. 

gopfesfgneihen 356. 358. Awangsgeitellung, widerrechtliche 546. 
orn als Strafmilderungsgrund beim 547. 

Totſchlag 341. Zwangsmittel widerrechtl iche Anwendung 
Zubereitung, j. unter dem betreffenden in einer Unterjuchung 547. 

Sto Zwangsvollſtreckung, Vereitelung Der 453 
ucht ausſtrafe 44. 53. 3* 124. 166. — f. au) Arreſtbruch und Widerftand. 
üchtigungsrecht 353. 5 wed 133. 

ueignung bei der Unterichlagung 400. | Zweifel über das Borliegen des Tats> 
ueignu ngeabficht 385. umitandes 129. 

uhälter 


298 —ã— — 330 ff. 
Aurechnungsfäbigfeit 107. 122. wiſchengeſetz 25. 
ureiten, gefährdendes 598. 


Druck ven J. B. Hirſchfeld in Leipzig. 
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Zuſätze und Berichtigungen 
(einfeitig gedruckt, um bei den betreffenden Stellen eingeklebt werden zu können.) 


‚112 3.1 iſt zu lefen: In den übrigen jüddeutichen Staaten fteht es in Kraft 
ſeit dem 1./1 1872 (anftatt: 1./10 1872). 


©&©.411I 8.6 lieg: Nadı Einführung des BGB's (anftatt: StGB's). 
©. 11. Mit der dort vertretenen Anficyt übereinjtimmend: Liepmann, Bergl. Dar⸗ 


©. 


ftellung 4 369, Gf. Gleispach, Die Veruntreuung an veriretbaren Sachen (1905) 
57, Kiehl GoltdA 54 367 ff. 

12. Eingehender behandelt den dort erwähnten Begriff der negativen Tatumftände 
Frank, Über ben Aufbau des Schuldbegriffs (S. X. aus der Feſtſchrift für Die 
juriftifche Fakultät in Gießen, herausgegeben von Frank, 1907) 15ff. 


©. 17. Das dort für den Gefahrbegriff aufgeftellte Erfordernis der Abnormität des 


6) 


AM 


8 


H 


a en Ra m 


Zuftandes vertritt auch North, Die Nothilfepflicht (1906) 35. 

18 III 8.11 ift zu lefen: Liepmann 59. 60 (anftatt: 52). — Diefer behauptet 
übrigens nicht, daß die ragen der Verſchuldung und der Kaufalität zufammen» 
fallen, jondern nur, daß es ohne Kaufalität (ohne Wirken) fein Berfchulden gebe 
In dieſem Sinne ift wohl auch Merkel 71 zu verftehen. 


.23 find zu Biffer 1 als übereinftimmend anzuführen: E 37 162. 88 123. 


37 8.5 v. u. ift unter den Gegnern auch anzuführen: Bedmann, Die Bielehe in 
der Türkei (1905). 


.411 8.2 ift zu beachten, daß der Ausdrud „Orbnungsitrafe” zumeilen auch im 


Sinne von eigentlicher oder krimineller Strafe gebraucht wird. So 3. B. Vereins⸗ 
zollgeſetz 88 138. 152. 

42 DI 2. Die Auffaffung der Buße als einer Entichädigung vertritt jegt ein- 
gehend auch Detler GerS 66 311ff. Über die Zuläffigkeit zivilrechtliher Ein- 
wendungen (namentlich der Zahlung, der Aufrechnung, des Vergleichs) |. daſelbſt 
337 ff. 

54 (II) 2. Gegen die vertretene Anfiht, welche das Landesrecht über die Frage 
enticheiden läßt, ob die Kirchenämter öffentliche find, Binding, Lehrb. 2 379. 380. 

70 3.1 v.o. ift hinter der Schrift dv. Bar's anzuführen: Löffler, Vergl. Dar⸗ 
ftellung 5 278. 

71 3. 1 v. o. lies: (®ors-)bereitung das Segen (anflatt: des Setens). 

80 II 2. Über den Begriff des Komplotts f. jebt auch Kriegsmann, Mittäterfchaft 
und Raufhandel jeit Feuerbach (1907). 

81 (II) 1 3.5 lies: Ebenfo Geyer GoltdDA 16 605, Minh a. a. O. 136, Wuttig, 
Fahrläſſige Teilnahme am Verbrechen (1902) 109, Horn GerS 54 376. Da- 
gegen nehmen v. Liſzt $ 50, Finger 1 336 und (wenigſtens für einen Zeil der 
Fülle auch) Nagler a. a. ©. 149. 150 vorfägliche Täterfchaft an. Wiederum ab» 
weichend gelangen Detler GerS 68 307 zur Teilnahme (Anjtiftung) und E 11 
56 anſcheinend zu völliger Straflofigfeit. ©. über die Frage auch Beling, L. v. 
8.398 und Binding, Grundriß (7. Aufl) 171. 


.82 IV 8.1 und 2 ift zu lejen: Bon ımittelbarer Täterfchaft jpriht man dann 


wenn der Perjon, welche den objektiven Tatbeſtand unmittelbar erfüllt, vor⸗ 
ſätzliches Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 
83 3.11 v. o. ift Hinter E 25 109 einzufchalten: 39 193. 
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S. 86 8.24 v. o. ift auf die von Binding in der 7. Auflage feines Grundriffes 144 ff. 

und GerS 71 1ff. vertretene Zeilnahmetheorie zur verweifen. 

S. 88 3.22 v. u. ift Hinter bleibt einzufügen: E 40 21 (26). 

S. 89 VI 3.5 ift nah E 31 407 einzufchalten: 89 193. 

S.90 zum legten Abſatz. Liepmann will nur jagen, ber Anftifter ſetze feine Urjache, 
wohl aber eine Bedingung zum Erfolg, Er ftimmt. alfo mit der vertretenen 
Anſicht überein. 
©. 92. Unter den Gegnern des Begriffs der Alzeflorietät find noch zu nennen: 

Bauer, Die afzefjoriihe Natur der Teilnahme (1904), befonder8 aber Höpfner 
3EtrW 26 579 ff. 27 465 ff. 

©. 99 3.15 v. u. iſt zu leſen: E 15 359 (anſtatt 5 359). 

&. 103. Über die Bugehörigfeit der begleitenden Umftände zum Schuldbegriff ſ. 
jegt die oben zu ©. 12 angeführte Schrift von Frant. 

©. 104. Die Bedeutung der Einwilligung, befonders eines Minderjährigen, behandelt 
neuerdings Kiehl GoltdA 54 357 ff. 

S. 105. Unter der Literatur über die Einwilligung ift nody zu nennen: Guderian, 
Die Beihilfe zum Selbſtmord (1899). 

©.110 3.2 v. u. ift Hinter angeführten einzuſchalten: und in E 40 21 (25). 

S.12211 Z. 4 v. o. muß es anftatt 20. Bd. heißen: 22. Bb. 

S. 127 iſt in der zweiten Zeile der Ziffer 2 hinter Tragweite einzufhalten: der 
Handlung. 

©. 127 3. 7 v. u. anftatt wenn lieg: wann. 

S. 128 3. 8 v. o. ift zu lefen: u. U. (anftatt u. 9.). 

©. 128 3. 14 v. o. ©. jegt meine oben zu S. 12 angeführte Abhandlung. Dort 
gelange ich ©. 28 zu folgender Definition: vorſätzlich iſt das Handeln, 
von welhem fi ber Täter nit durch die VBorftellung der Tat— 
umjtände bat abhalten laſſen. 

©. 134 8. 18 und 19 v. 0. ift der mit Oder beginnende Eat zu ftreichen. 

©. 138 3.3.0. ift vor Verhältnissen einzuſchieben: den obmaltenden. 

©. 142 ift zu dem mit dagegen beginnenden Satze (8. 8 vor V) zu verweilen auf 
E 37 37. 

©. 150. Der zu $ 65 1II vertretenen Anficht auch OLG Kiel DIZ 18 75. 

S. 150. Bu 8 66 II. Eingehend für die materiellrechtliche Natur der Verjährung 
auch J. Goldihmidt, Materielles Zuftizrecht (1905) 39. Nach ihm wird durch 
die Verjährung das „Strafrecht“ aufgehoben, dieſes im Sinne des konkreten 
Rechtes der Strafjuftizg zur Strafverfolgung, Strafverurteilung nnd zur Straf⸗ 
pollitredung gedacht. 

©. 152 3.14 v. u, ift zu lefen: ..... umgefehrt widerlegt (anftatt umgekehrt und 
widerlegt). 

€. 153 zu 868 Ia. E. einzufchieben: Gegen die Wirkſamkeit einer künſtlichen Unter⸗ 
brechung der Verjährung eingehend J. Kreß GerS 71 S5ff. 

© 16508 3.7 Hinter erbricht einzuſchieben: E 35 64. 89 239, RMG 10 250. 
©. 186 U. Dieſe Ausführungen find jet durd) das Geſetz betreffend die Beſtrafung 

der Majeftätsbeleidigung überholt. ©. darüber ©. 648 ff. 

©. 187 Z3. 13 v. u, ift entjprecdhend den Bemerkungen zu $ 185 I (©. 308 a. E.) zu 
fafien. 

S. 193 II. Der Begriff „böswillig* ift gemäß den Ausführungen zum Majeſtäts⸗ 
beleidigungsgejet (©. 647/48) zu interpretieren. 

©. 203 viertlegte Zeile von I vor der Parentheſe einzufchalten: WU. X. aber jetzt 
E 40 300 1305). 

©. 203 letzte Zeile von I lies: Tatbeſtandsmerkmale (anftatt Tatbeftandsanerfennung). 
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. 205 III. Der dort vertretenen Anficht über den Begriff des Anreizens jet auch 


NS in der Ztjchr. Das Recht 11 842. 


. 216 (1) b fann der gegen E 11 321. 18 270 erhobene Widerſpruch in dieſer Echärfe 


nicht aufrecht erhalten werden. ©. Löwe⸗Hellw. 10 zu ES 3 SIPO $ 3. 

218 3. 1v. o. lies: $ 347 (anftatt 8 837). 

224 1113.6. Betritt ein Haufierer einen Raum, deſſen Betreten Haufirern verboten 
ift, jo fann darin nicht ohne weiteres Hausfriedenshrucd, gefunden worden. Denn 
regelmäßig ift der Sinn des Verbotes troß des Wortlaut der, daß nicht das 
Betreten des Raumes, fondern das Haufieren darin verboten fein fol. 

233 3.5 v. u. if anftatt ie zu leſen: die Angelegenheit. 

239 zu $ 1341 3.2 fol e8 heißen: $& 103 a (anftatt $ 103). ©. dazu die oben 
zu S. 193 gegebene Verweiſung. Dieſe gilt auch für die Bemerkungen zu 

135. 

259 zu $ 158 I Abſ. 2 8. 3 iſt als Gegenſatz der „dritten Stelle“ Die das Verfahren 
leitende Behörde zu denken. 

273 II 2a. E. lies: auf dem Willen des Anzeigenden beruben. 

273 lautet die beim Neindrud abgefprungene legte Zeile: 
wahr auch durch Verſchweigen folder Umftände werden durch weldye die Etraf- 

289 ift zu IV 1 zu bemerken: Erzieher im Sinne diefer Stelle kann aud) der 
gewerbliche Lehrherr fein, jofern ihm die Pflicht obliegt, die geſamte Lebens⸗ 
führung des Lehrlings zu leiten und zu Überwachen. & 27 129. 35 10. 

924 zu 8 194 1I erfter Abjag a. E. Stellt die Ktollektiveinheit als ſolche dur 
eines ihrer Organe Eirafantrag, fo genügt das nicht zur Verfolgung der gegen 
die einzelnen Mitglieder gerichteten Beleidigungen. E 40 184. 

344 III a. €. ift ıal8 übereinftimmend) noch anzuführen: Mettgenberg ZStrWe 27 
564 ff. 

354 3. 11 v. o. Der dort vertretenen Anſicht haben ſich inzwiſchen angeſchloſſen: 
Hamm DZ3 12 447 und Kiehl GoltdA 54 379/80. 

383 8.1 v.o. find noch anzuführen: Rotering, Belig und Gemwahrfam (1901) 
derſelbe Hirthsann Jahrg. 1905 ©. 295. 

385 (VD) 3 3. 6 v. u. lies: Aus (anftatt Auch). 

386 (2)a. Ron der dort vertretenen Anficht ausgehend, hat das RG GoltdA 54 
420 die Benuyung eines fremden Automobils als Tiebftahl des zum Betrieb 
erforderlichen Benzins beftraft. Dem ift nicht beizutreten, fofern man unter 
Abſicht die Vorftellung verfteht, die den Täter zum Handeln bejtimmt. 

337 (2) c. 8.7 ijt Hinter Diebstahl einzufchieben: ergl. Rotermund 8StrW 24 
371ff. 


S. 403 zu 8246 VIi a. E. Eine Sache, welche der Dieb in der Abſicht jpäterer 


Ge 


A 


©. 


N 


Nie 


©. 
©. 


Veräußerung einem andern zur Aufbewahrung übergeben hat, ift biefem im 
Rechtsſinne nicht anvertraut. E 40 222. 

404 112 3. 11. E 40 187 erklärt bei einem gegen bie Hausfrau begangenen 
Diebftahl den Strafantrag des Mannes für ausreichend. 

405 8. 4ff. v. o. lies: Endlich ift, über den Wortlaut Hinausgehend, zu behaupten, 
daß, mer al3 Täter ftraflos iſt, e8 auch als Partierer ift; denn uſw. 

407 zu VI. Auch das RS in der Ziſchr. Das Recht 11 1152 hält Idealkonkurrenz 
zwifchen Raub und Körperverlegung für möglich. 

415 zu 8253 (IV)5 muß es anftatt $ 361 zu Nr. 4 heißen: $ 362. 

426 IV 3. Zum Begriffe des Mitwirkend beim Abſatz gehört, daß der Abſatz im 
Antereffe eines andern, als des „Mitwirfenden” erfolgen joll. E 40 19. 

353 IV 1 aundb. Die von der Orispolizeibehörde ausgegebenen Nummernſchilder 
für Fahrräder find nad E 40 169 öffentliche Urkunden. 
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459 3. 6 v. o. Mit Recht ftellt jegt E 40 253 den Satz auf, daß die Befugnis 
des Urhebers einer Urkunde zu beliebigen nachträglichen Änderungen für gewöhnlich 
(nur) jo lange währt, als er fie in Beziehung auf ihren ftoffliheu Untergrund 
wie auf ihren gedanklidhen Inhalt in feiner ausſchließlichen tatfäcdhlichen und 
rechtlichen Verfügungsgewalt hat. 

459 (V) 2. Über die Vollendung der Urfundenfälfchung Gebrauchmachen zum Zwecke 
der Täuſchung) ſ. neuerdings Zint GoltdA 54 55ff. 

470 zu $ 27411. Nah Zint, Urkundenunterdrückung und Grenzfrevel (1905) 
26 ff. gehört die Urkunde dem Täter dann nicht ausjchließlich, wenn ein anderer 
ein vom Rechte anerfanntes Intereſſe bat, fie als Beweismittel zu benugen. 

471 zu 8274 1 2a. Über das Verhältnis der Urkundenbefhädigung oder -Ber- 
nichtung zur Urkundenfälihung ſ. auch Bint a. a. O. 39 ff. 

472 11 1b drittlegte Zeile ift hinter Lehrb. 2 348 einzujchieben: Zint a. a. O. 83. 

478 3.8.90. o. lies: beitraft wird ja nicht das Spielen, fundern dag gewerb3- 
mäßige Spielen. 

4389 3.14 v.u. muß es hinter E 40 2 beißen: ſieht (anſtatt Lieft). 

542/3. Über die Rechtsbeugung ſ. jetzt Kohler Goltda 54 16ff. 

547 8 343 II 8. 24 lies: Welcher Art die Zwangsmittel find, iſt gleichgiltig, ſo⸗ 
fern fie nur zu einen der in Geſetze bezeichneten Zwecke angewendet werden. 
Rehtlid erlaubte Zwangsmittel fcheiden felbftverftändlih aus. Nach der 
StPO um. 


.550. Bu $ 346 f. noch Kohler GoltdA 54 19. 
.559. 3u $ 353 |. noch Kohler BoltdA 54 19. 


